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I. 

Die Anerkennung des privilegirten Gerichtsstands des Klerus 

durch die römischen Kaiser, 

von Otto Grashof, Priester der Diöcese Hildesheim. 

Indem die christlich gewordenen römischen Imperatoren den 
Mitgliedern des geistlichen Standes raannichfache Immunitäten, per- 
sonale wie reale, verliehen, gingen sie von der Erwägung aus, dass 
den Klerikern bei den ihnen eigenthümlichen wichtigen und erhabe- 
nen Berufspflichten nicht wohl gewisse Leistungen auferlegt werden 
könnten, von welchen sonst kei»e Bevölkerungsciasse im Staate frei 
war. Der geistliche Stand , erhaben und würdevoll , weil von Gott 
und. an erster Stelle für Gott bestimmt, wichtig, weil den ewigen 
und nicht selten den leiblichen Interessen der Mitmenschen sich 
widmend, verdiente nach damaliger kaiserlicher Anschauung eine be- 
günstigende Ausnahmestellung. Auch das Privilegium fori, die Be- 
freiung von der weltlichen Gerichtsbarkeit, welches die christlich 
römischen Herrscher den Geistlichen gewährten, entfloss einer ähn- 
lichen Erwägung. Die Kaiser hielten es für unbillig, den Klerus 
der Laien weit einfach gleichzustellen oder hier gar dem Urtheile der 
Laien zu wwferstellen. In dieser Beziehung theilt also die nun zu 
besprechende Immunität den gleichen Charakter mit den früher be- 
handelten : alle sind beabsichtigter, wohl überlegter Ausfluss kaiser- 
licher Munificenz. Aber es besteht hier auch ein Unterschied. Alle 
bereits besprochenen Immunitäten erscheinen nämlich als solche, de- 
ren Idee, so zu sagen, erst mit der christlichen Kaiserzeit auflebte, 
deren Verwirklichung wenigstens erst mit Constantin, dem ersten 
christlichen Kaiser begann, sie sind eine neue Frucht, die der neu 
gebildeten Vereinigung von Kirche und Staat erwuchs. Den Wunsch 
hegte die Kirche freilich längst im Stillen, es möchte ihren Dienern 
behuf ungestörterer Erfüllung ihrer Berufsarbeiten eine gewisse Frei- 
heit von den mancherlei schweren Leistungen gegen den Staat ge- 
währt sein, aber sie setzte dabei doch ihre Ehre darein, ihre Ange- 
hörigen stets zur treuen Erfüllung auch der schwierigsten Pflichten 
gegen Kaiser und Vaterland zu ermahnen, eine Thatsache, die alle 
christlichen Apologeten für ihre Zwecke verwerthen konnten, ohne auf 
Widerspruch zu stossen. Die kaiserlichen Immunitätsgesetze schufen 
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also hier eine ganz neue, gleichsam unvermittelte glückliche Lage 
für den Klerus. Anders ist es mit dem Privilegium fori. Kein als 
Immunität betrachtet konnte freilich auch dieses nur Existenz ge- 
winnen im römischen Reiche durch die Freigebigkeit der Kaiser, 
aber es hatten sich nach dieser Richtung hin längst in der Kirche 
Verhältnisse ausgebildet, auf welche die Kaiser bei ihren Gesetzen 
zurückgreifen, an die sie anknüpfen, die sie weiter fortbilden oder 
modificiren konnten. Es findet hier also ganz Aehnliches statt, wie wir 
es oben bei den kaiserlichen Gesetzen über das Vermögen der Kirche 
und des Klerus zu beobachten Gelegenheit hatten. 

Der Umfang, in dem die Kirche vor ihrer Anerkennung Sei- 
tens der Staatsgewalt eine Gerichtsbarkeit ausübte, ist bekannt ge- 
nug 1 ). Hier geben wir nur die Gesichtspunkte an, die zur bessern 
Beurtheilung der kaiserlichen Gesetze im Auge zu behalten man 
gut thut. — Der Entscheid, bezw. die, Durchführung desselben durch 
geistliche Zwangsmittel bei allen eigentlich kirchlichen Streitfragen 
lag seit den apostolischen Zeiten naturgemäss in der Hand der 
Kirche. Kein weltliche Streitigkeiten, die an sich zwar nicht unter 
die Jurisdiction der Kirche fielen, wurden gleichfalls schon in den 
ältesten Zeiten vor die Bischöfe als Schiedsrichter gebracht. Die 
Weisung des Apostels I. Cor. 6, 1 ff. legte Grund zu dieser in der 
Kirche sich fest ausbildenden Gewohnheit. Die Kirche rügte es, 
falls Laien ihre Angelegenheiten vor den [heidnischen] weltlichen 
Richter brachten, wegen der Gefahren, die für den Glauben der 
klägerischen Christen daraus erwuchsen; für Kleriker galt es ge- 
radezu als Verbrechen, als Apostasie, wenn sie einen Laien oder 
sich gegenseitig vor dem Ressort des weltlichen Richters belangen 
wollten. Ueberall bildete der Bischof die erste Instanz in einer Ge- 
meinde und urtheilte in Sachen der Kleriker wie der Laien. War 
ein Bischof selbst Beklagter, so sassen seine Amtsbrüder auf den 
Synoden unter Vorsitz des Metropoliten über ihn zu Gericht. Von 
einer Anerkennung dieser lex Christiana durch den heidnischen Staat 
konnte natürlich keine Rede sein, obschon vereinzelte Fälle vorka- 
men, dass selbst heidnische Kaiser die Kirche in der Durchsetzung 
ihrer Erkenntnisse unterstützten. Wir erinnern an den bekannten 
Rechtsspruch und die Verfügung des Kaisers Aurelian wider den von 
den Bischöfen verurtheilten Bischof Paulus von Samosata 2 ). Mit 
der Anerkennung der christlichen Religion als Staatsreligion sahen 



1) Thomass. 1. c. p. n, üb. 3. c. 101 ft 

2) Euseb. h. e. VII, 30. 
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sich dio christlichen Kaiser nun aber geradezu vor die Frage ge- 
stellt, wie sich der christliche Staat zu dem in der Kirche ausge- 
bildeten Gewohnheitsrechte, Streitigkeiten rein innerer, geistlicher 
Natur, wie auch bürgerliche Rechtshändel von Laien und Geistlichen 
vor ihrem Ressort zu entscheiden, verhalten, ob er dasselbe bestehen 
lassen oder die gänzliche oder theilweise Uebertragung der bisherigen 
kirchlichen Gerichtsbarkeit, auf die von ihm errichteten weltlichen 
Richterstühle verlangen solle. Damit stehen wir vor der Gesetz- 
gebung der Kaiser selbst. 

1. Die kaiserlichen Gesetze bis auf die Zeit der Selbstregierung 

Valentinian des III. 

Von Constantin dem Grossen ist kein förmliches Gesetz be- 
kannt, welches speciell den Klerus betrifft; aber aus anderen Be- 
stimmungen dieses Kaisers wie aus gleichzeitigen anderweiten Nach- 
richten können wir deutlich abnehmen, wie Constantin hinsichtlich 
des Gerichtsstandes des Klerus verfügte. Der Kaiser erkannte die 
seit jeher in der Kirche geübte Gerichtsbarkeit, jene lex Christiana, 
nicht nur einfach an, gab dem kirchlichen Schiedsrichteramte nicht 
nur gesetzliche Bestätigung, sondern verfügte ausdrücklich, dass eine 
bischöfliche Sentenz über irgend eine Civilrechtssache weder durch 
ein ordentliches noch ausserordentliches Rechtsmittel angefochten 
werden, dass sie von weltlichen Behörden exequirt werden, ferner, 
dass jede in einem Rechtsstreite begriffene Partei den Process selbst 
gegen den Willen des Gegners vor den Bischof zu bringen befugt 
sein solle und zwar nicht blos am Anfange des Rechsstreites , son- 
dern auch dann, wenn die Sache vor dem weltlichen Richter bereits 
in Verhandlung war *). Ein Kaiser , welcher der Kirche ein im 
höchsten Grade ausgedehntes Schiedsrichteramt über alle Staatsan- 
gehörige zuwies, anerkannte damit eo ipso und ganz besonders die 
kirchliche Jurisdiction in eigentlich kirchlichen Rechtsstreiten, zumal 
für Kleriker, so zwar, dass nach dem alten kirchlichen usus die 
Kleriker den Bischöfen, diese dem Provincialconcil unterstanden; 
weiter erhellt aus den obigen Constitutionen, dass Constantin I. der 
Kirche auch die Civiljurisdiction über die Geistlichen gab , so dass 
in keinem Falle ein Kleriker sich vor einem weltlichen Richter zu 
stellen brauchte. Dieses Resultat findet seine Bestätigung durch 
den Bericht des Eusebius : »Jam vero Episcoporum sententias, quae 
in Conciliis permulgata essent, auctoritate sua confirmavit, adeo ut 
provinciarura rectoribus non liceret, Episcoporum decreta rescindere ; 



1) Constit. quas Jacob. Sirm. . . divulgavit, edit. Hänel. Bonnae 1844. 
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cuivis enim judici praeferendos esse sacerdotes Dei . . . Hiernach 
hatte also das auf einem Concile abgegebene Urtheil der Bischöfe 
volle Rechtskraft, so zwar, dass eine Appellation an ein weltliches 
Gericht, an die Statthalter der Provinzen nicht zulässig war. 

Die Jurisdiction einer kirchlichen Synode, also der Bischöfe 
über einen ihrer Amtsgenossen wegen was immer für eines Ver- 
gehens erhielt neue Bestätigung durch ConstanUus. In kaiserlicher 
Huld, wie er versichert, bestimmte er, es könnten Bischöfe nicht 
vor weltlichen Richtern belangt werden , sondern etwaige Klagen 
müssten vor die übrigen Bischöfe gebracht werden. Als Motiv wird 
beigefügt, es solle durch dieses Gesetz verhindert werden, dass jeder 
nach Belieben in unsinniger Wuth Beschuldigungen gegen die Bischöfe 
vorbringe 2 ). 

Inhaltlich bringt dieses Gesetz nichts Neues, was nicht schon 
früher in der Praxis durchgeführt und von Constantin I. als rechts- 
kräftig anerkannt wäre. Aber dürfen wir von Constantius , dessen 
ganze sonstige Handlungsweise Zeugniss gibt von seiner Abneigung 
gegen die katholische Kirche und deren Bischöfe, erwarten, dass er 
hier auf einmal aus Wohlwollen ein Gesetz erlässt, worin er den 
Bischöfen, aus Achtung vor ihrem Staude und ihrer Würde , als 
eigenen und einzigen Gerichtshof die Kirche selbst zuwies , vor 
deren Tribuuale alle Vergehen der Bischöfe abgeurtheilt werden 
sollten? Die gegenwärtige Verordnung ist datirt vom Jahre 355, 
also zu einer Zeit, wo Constantius nach dem Tode seiner beiden 
katholischen Brüder offen als Feind der katholischen Kirche auf- 
trat, wo er durch Beseitigung ihrer vorzüglichsten Verfechter, der 
glaubenstreuen Bischöfe, die Kirche zu vernichten uud an ihre Stelle 
die arianische Häresie zu stellen bestrebt war. Hier ist eine Unter- 
suchung nothwendig , ob dieses für Kirche und Bischöfe scheinbar 
günstige Gesetz in Wahrheit nicht darauf hinaus lief, die eine wie 
die anderen zu ben achtheiligen. 

In Wahrheit ist das ganze Gesetz wie manches andere uns 
schon bekannte nur gegeben im Interesse der arianischen Bischöfe. 
Das allen kirchlichen wie staatlichen Gesetzen Hohn sprechende 



1) V. C. IV., 27; cf. Sozom. h. e. I, 9. 

2) »Mansuetudinis nostrae lege prohibemus, in judiciis Episcopos accusari 
ne dum adfutura ipsorum beneficio impunitas aestimatur libera sit ad arguen- 
dos eos animis furialibus copia. Si quid est igitur querelarum, quod quispiam 
defert, apud alios potissimum Episcopos convcnit explorari, ut opor- 
tuna atque commoda cunctorum quaestionibus audientia commodetur.« Cod. 
Theod. XVI, 2, 12. (anno 355). 
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Treiben derselben ist bekannt. Wir erinnern nnr an die lügenhaf- 
ten schmachvollen Anklagen, welche die Eusebianer gegen den hei- 
ligen Athanasius vorbrachten, um seinen Sturz herbeizuführen , an 
die Vorgänge auf den Synoden von Antiochien vom Jahre 340, der 
sogenannten Kirch weihsynode 341 , die von Phjlipoppolis , von 
Arles u. s. w. Hier wäre Grund genug vorhanden gewesen , dass 
die Staatsgewalt gegen die arianischen Bischöfe ebensogut einschritt, 
wie später gegen die Donatisten, da die einen wie die anderen sich 
der grössten Frevel gegen die katholische Kirche und deren treue 
Diener schuldig machten. Oder waren Verbrechen wie Meineid, 
Fälschung von Urkunden, rohe Gewaltthätigkeiten, wie sie von Sei- 
ten der arianischen Bischöfe verübt wurden, . nicht gross genug, um 
im Fall einer Anklage vor dem weltlichen Richter strenge geahndet 
zu werden? Und gewiss hätte ein unparteiischer weltlicher Rich- 
ter, deren es vielleicht im Oriente mehr gab , als streng gewissen- 
hafte Bischöfe, dem schamlosen Treiben der Arianer nicht ruhig 
zugesehen, hätte vielmehr die Kirche und deren Diener bei er- 
hobener Anklage gegen Unrecht und rohe Gewalt in Schutz ge- 
nommen. Allein ein derartiger Processgang, bei dem die billigen 
Forderungen der Katholiken noch am ersten und sichersten Gehör 
gefunden hätten , war ebensowenig nach dem Geschmacke der 
arianischen Bischöfe wie des Constantius, der durch sein Auftreten 
auf den Synoden zu Arles und Mailand genugsam zeigte, wie seine 
und der arianischen Bischöfe Absichten und Bestrebungen ganz 
identisch waren. Nichts war daher natürlicher, als dass Constantius 
Sorge trug, es möchten die nur unter Lug und Trug und Gewalt 
getroffenen Beschlüsse jener Bischöfe aufrecht erhalten und letztere 
selbst nicht wegen förmlicher Verbrechen vor einem weltlichen 
Richter belangt werden. Hier liegt der eigentliche Grund für die 
Aufrechthaltung einer Immunität durch Constantius, die Constantin 
aus reinem Wohlwollen und aus edler Absicht geleitet den Klerikern 
zugestanden hatte. Die arianischen Bischöfe konnten jetzt nur vor 
einer Synode belangt werden, auf der aber natürlich die arianische 
Partei dominirte; die wenigen katholischen Bischöfe hatten hier 
kein unparteiisches Urtheil zu erwarten, wenn sie Klage führten ; 
ja, sie wurden gar nicht einmal gehört, es wurde ihnen noch nicht 
einmal gestattet, ihre gerechten Beschwerden vorzutragen — das ist 
der eigentliche Sinn , den die kaiserlichen Worte haben : ne sit 
libera ad arguendos eos animis furialibus copia; aufrührerische 
rasende Gemüther hatten nach des Kaisers Meinung natürlich nur 
die Katholiken, zumal die katholischen Bischöfe. — Denjenigen 
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Erklärern, welche das vorliegende Gesetz nur auf eigentliche causae 
ecclesiasticae beziehen und behaupten, es involvire nicht auch eine 
jurisdictio der Bischöfe in Civil- und Criminalsachen von Klerikern, 
vermögen wir nicht beizupflichten 1 ). Denn einmal war die Kirche 
schon längst Forum auch für die letztbezeichneten causae gewesen. 
Hätte Constantius diese von seinem Vater bestätigte Gewohnheit 
dahin abändern wollen, dass fortan nur die inneren religiösen Strei- 
tigkeiten vor das Ressort der Kirche gehörten , alle sonstigen Ver- 
gehen vor das des Staates, so mussfce das im Gesetze ausdrücklich 
bemerkt sein. Das geschieht aber nicht, vielmehr deuten die Worte: 
si quid est igitur querelarum, quod quisquam defert, etc. in ihrer 
Verallgemeinerung auf die gegentheilige Ansicht des Kaisers, dass 
jedes Vergehen, geistliches und bürgerliches der Bischöfe nur vor 
Bischöfen abgeurtheilt werde. In diesem Sinne genommen, diente 
dann aber auch erst das Gesetz vollkommen den Absichten des 
Constantius und der arianischen Bischöfe, und es schliesst sich so 
sehr passend den übrigen Culturkamptgesetzen des Constantius aus 
den Jahren 354 und 355 an. — Was die Priester und die niedern 
Kleriker angeht, so war ihrer in dem Gesetze des Constantius nicht 
gedacht; sie werden also nach wie vor in allen Vergehen vor dem 
bischöflichen ßichterstuhle sich haben stellen müssen. 

Einige Andeutungen, wie sich die kirchliche Gerichtsbarkeit 
über Kleriker unter Kaiser Valentinian dem Aelteren gestaltete, 
gibt uns der heilige Ambrosius in seinem 32. Briefe. Von Valen- 
tinian -II. nämlich aufgefordert, mit dem arianischen Bischöfe 
Auxentius ein Religionsgespräch im kaiserlichen Palaste abzuhalten, 
weigerte sich Ambrosius dessen und schrieb bei der Gelegenheit: 
»Augustae memoriae Pater tuus non solum sermone respondit, sed 
etiam legibus suis sanxit , in causa fidei vel ecclesiasiiä ordinis 
alicujus eum judicare debere , qui nec munere impar sit nec jure 
dissimilis ... hoc est sacerdotes de sacerdotibus voluit judicare. 
Quin etiam si alias quoque argueretur Episcopus, et morum esset 
examinanda causa, etiam hanc voluit ad Episcopale judicium perti- 
nere . . . Quando audisti, Clementissime Imperator , in causa fidei 
laicos de Episcopo judicasse? Ita ergo quadam adulatione curvaraur, 
ut sacerdotalis juris simus immemores, et quod Deus donavit mihi, 
hoc ipse aliis putem esse credendum ? . . . At certe, si vel scriptu- 
rarum Seriem divinarum vel vetera tempora retractemus , quis est, 
qui abnuat, in causa fidei in causa inquam fidei Episcopos solere de 



1) Vergl. bei Riffel 1. c. p. 198. 
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Imperatoribus christianis, non Imperatores de Episcopis judi- 
care« etc. *). Während Valentinian IL, wie aus dem Briefe hervor- 
leuchtet, die Immunitat der Kirche bedroht, ja ihr heiliges Recht 
zu verletzen im Schilde hat, erkennt Valentinian I. der Kirche das 
Untersuchungs- und Urtheilsrecht über die Kleriker in Glaubens- 
und Sittensachen zu ; die Kleriker sollen vom Bischöfe , letzterer 
von seinen Mitbischöfen gerichtet werden. Ob nun dieses bischöf- 
liche Recht sich auch bis auf eine wirkliche actio criminalis er- 
streckte oder doch auf Civilstreitigkeiten der Kleriker, mag dahin 
gestellt bleiben. Die Worte in dem Ambrosianischen Berichte si 
alias quoque argueretur Episcopus etc. lassen eine verschiedene 
Deutung zu. Hebenstreit 2 ) bezieht die Verfugung des Kaisers nur 
auf rein kirchliche Vergehen der Kleriker, andere, wie auch Riffel, 
sind der Ansicht, es handle sich um alle Arten von Untersuchungen 
gegen Kleriker. 

Von Kaiser Valentinian II. müssen wir hier noch eine Ver- 
fügung anziehen, in der er jene Kleriker, welche Erbschleichereien 
versuchten 3 ), vor das weltliche Forum gestellt wissen wollte. 
»Ecclesiastici aut ex Ecclesiasticis vel qui Continentium si volunt 
nomine nuncupari viduarum ac pupillarum domos non adeant; sed 
publkis exterminentur judiciis , si posthac eos ad fines earum vel 
propinqui putaverint deferendos 4 ).« 

Gratian gab seinen Willen in Bezug auf den Umfang des 
privilegirten Gerichtsstandes der Kleriker durch folgendes Gesetz 5 ) 
zn erkennen: »Qui mos est causarum civilium, idem in negotiis 
ecclesiasticis obtinendi sunt, ut si qua sunt, ex quibusdam dissen- 
sionibus levibusque delictis ad religionis observantiam pertincntia 
locis suis et a suae Dioeceos synodis audiantur; exceptis quae actio- 
criminalis ab ordinariis extraordinariisque judicibus aut illustribus 
pote8tatibus audientia constituit.« Demnach sollten fernerhin nur 
noch die kirchlichen und leichteren bürgerlichen Vergehen, die 
negotia ecclesiastica und die levia delicta der Kirche zur Entschei- 
dung überwiesen werden, alle wirklichen Verbrechen, die actiones 



1) cf. Basti, epist. 385 ; Gregor. Nazianc. epist. 227. ad Nectar. 

2) Histor. jurisd. eccles. Dissert. Leipzig 1773 ff. 

3) Vergl. den Artikel über Erwerb von Kirchengut. 

4) Cod. Theod. XVI, 2, 20. Die Lesart im letzten Theile ist schwan- 
kend. Wir verweisen der Kürze halber auf die Nota zur lex. Interpretatio ma- 
gis placens est: Accusantibus propinquis et affinibus hujusmodi ecclesiasticos 
et Continentes a judicibus saecularibus puniri et exterminari. 

5) Ebend. lex 23. (anno 376.) 
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criminales gehörten vor die weltlichen Richterstühle. Gratian be- 
schränkt hier also die bisher dem Klerus zustehende Immunitat, 
und es könnte auffallen , dass gerade dieser sonst den Klerikern 
überaus wohlgesinnte Monarch sich dazu entschloss. Man hat dess- 
halb sich zu der Annahme geneigt, es beziehe sich dieses Gesetz 
gar nicht auf die Geistlichen , es handele sich hier um Laien , die 
sich gegen die Kirchengesetze und gegen die staatliche Ordnung 
verfehlten. Das Folgende wird zeigen, dass, wenn sich die kaiser- 
liche Verordnung auch nicht ausschliesslich auf Bischöfe und 
Kleriker, so doch mindestens ebenso gut auf diese, wie auf Laien 
bezogen habe. Da sich unter der Regierung Gratians die Irrlehre 
der Priscillianisten , eine Nachwirkung des Gnosticismus und noch 
mehr des Manichäismus ausbreitete, und diese Häretiker durch ihre 
unsittlichen Lehren und Gewohnheiten Kirche wie Staat gleichmässig 
schädigten, so sahen sich beide Gewalten hier zumal veranlasst, dem 
Umsichgreifen dieser gefährlichen Secte Einhalt zu thun. Vor allem 
musste man gegen die Häupter der Irrlehre, die Bischöfe Instantius, 
Salvianus, Priscillian, Helpidius und Hyginus einschreiten, wollte 
man dem Unwesen der Häretiker steuern, wesshalb denn auch mit 
Priscillian und mehreren seiner Anhänger von der Staatsgewalt 
später ein kurzer Process gemacht wurde, indem man sie zu Trier 
hinrichtete. Gratian glaubte nun dem Treiben der Priscillianisten 
und ihrer Häupter und Bischöfe am besten dadurch vorbeugen zu 
können, dass er jedes Vergehen vor den weltlichen Richter gebracht 
und nicht mehr wie früher die Geistlichen von den Bischöfen abge- 
urteilt wissen wollte. Nun wagten jene häretischen Kleriker und 
Bischöfe nicht so leicht mehr , die sittliche und bürgerliche Ord- 
*nung zu verletzen, da sie als Angeklagte jetzt nicht mehr von ihres 
Gleichen, von ihren eigenen Bischöfen freigesprochen, vielmehr vor 
dem Forum des weltlichen Richters ihren Vergehen entsprechend 
abgeurtheilt und bestraft wurden. Nun ist es freilich richtig, dass, 
da im Gesetze von einem Verfahren gegen Häretiker nichts zu lesen 
ist, bei der genannten Auffassung desselben in gleicher Weise auch 
die orthodoxen Bischöfe und Kleriker ihre bisherige Immunität zum 
Theil verloren, insofern bisher für sie in allen Vergehen die Kirche 
competent gewesen war. Allein auch angenommen, aber noch nicht 
zugegeben 1 ), es sei das Gesetz Gratians für das ganze Reich mass- 



1) Zunächt war das Gesetz nur an einige Bischöfe Galliens nnd Spaniens 
gerichtet, in welchen Ländern die Irrlehre Priscillians besonders um sich ge- 
griffen hatte. 
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gebend geworden und habe alle Kleriker und Bischöfe, auch die 
katholischen betroffen , so war mit dem theilvveisen Aufhören des 
privilegirten Gerichtsstandes zugleich für den katholischen Klerus 
nicht so viel verloren, als die Kirche durch das scharfe Auftreten 
des Staates gegen die frechen Irrlehrer gewann. Die Kirche selbst, 
obschon sie allen Klerikern aufs strengste untersagte, eine Anklage 
beim weltlichen Richter cinzureiclien sogar iu Betreff eigentlicher 
Verbrechen, anerkaunte zu jenen Zeiten bereits die Competenz des 
staatlichen Richters bei gemeinen Verbrechen der Geistlichen 1 ). Um 
wie viel mehr wird sie nicht hier zeitweise 2 ) für ihre Kleriker auf 
ein Recht verzichtet haben, wenn dadurch dem kirchen- und staats- 
gefährlichen Treiben einer durch und durch unsittlichen Secte um 
so eher Einhalt gethan werden konnte. 

Im Jahre 399 erliess Kaiser Honorius eine Verordnung des 
Inhaltes, dass so oft es sich um die Religion handle, den Bischöfen, 
das ürtheil zukomme , die übrigen Streitigkeiten aber , welche vor 
den gewöhnlichen weltlichen Richter gehörten, nach den [bürger- 
lichen] Gesetzen entschieden werden sollten 3 ). — Wir müssen dieses 
Gesetz im Zusammenhange mit einem andern und mit Rücksicht- 
nahme auf gewisse damalige Verhältnisse betrachten; sonst könnte 
es scheinen, als sei in dem angeführten Edicte eine Beschränkung 
der dem Klerus zustehenden Immunität bei gerichtlichem Verfahren 
ausgesprochen. Zunächst ist nämlich zu bemerken, dass die Kaiser 
Honorius und Arcadius im Jahre 398 mit Bezugnahme auf die 
bekannte Constitution Constantins L 4 ) verordnet hatten, es sollten 
die Bischöfe nur in Folge eines Compromisses unter den streitigen 
Parteien in Civüsachen urtheilen können 5 ). Seitdem ereignete es 
sich nun nicht selten, dass Laien nach gegenseitiger Uebereinkunft 
auf den Schiedsspruch des Bischofes provocirten, dass dann aber der 
eine oder andere Theil, mit der Entscheidung nicht zufrieden und 
sich zurückgesetzt wähnend, an das weltliche Gericht appellirte, 
welches , unter Vorladung des früheren geistlichen Schiedsrichters 
als Zeugen, den endgültigen Bescheid gab. Dieser allerdings oft 
nothwendigen Vorladung nachzukommen, war jedenfalls eine unau- 



1) Concil. Agath. anno 506. c. 32; Matiscon. I. anno 581. c. 7; Epaon. 
517. c. 11. 

2) Anders schon das Concil Matiscon II. vom Jahre 585. c. 9. u. 10. 

3) »Quotiens de rcligione agitur, Episcopos convenit judicare, ceteras vero 
causas, quae ad ordinarios cognitores vcl ad usum publici juris pertinent, legi- 
bus oportet audiri.« Cod. Theod. XVI, 11, 1. 

4) S. oben. — 5) Cod. Just I, 4, 7. 



Digitized by Google 



12 Grashof, Die Anerkennung d. privileg. Gerichtsat. d. Klerus etc. 

genehme lästige Aufgabe für den Bischof, und die afrikanischen 
Väter baten den Kaiser dringend um Befreiung von dieser Pflicht. 
Honorius glaubte ihrem Wunsche am leichtesten dadurch willfahren 
zu können, dass er dergleichen schiedsrichterliche Entscheidungen, 
bei denen nach altem Gesetze eine Berufung von der bischöflichen 
Instanz an den weltlichen Richter zulässig war, einfach untersagte 
und fortan nur solche Klagen vor das kirchliche Forum zu bringen 
gestattete, in denen es sich de religione handelte; in allen anderen 
Sachen sollte man den weltlichen Richter angehen. Das Gesetz be- 
rührt also gar nicht die Gerichtsbarkeit über den Klerus, es handelt 
sich nur um die schiedsrichterlichen Entscheidungen, um welche 
Laien die Bischöfe ansprachen. — Dass Honorius nicht daran dachte, 
die Immunität des Klerus zu verkürzen, geht aus einem weiteren 
Gesetze zur Genüge hervor. 

»Kleriker,* so ist der Wortlaut der neuen Verordnung 1 ), 
»können nur bei den Bischöfen verklagt werden. Wenn also ein 
Bischof, Presbyter, Diacon oder sonst einer der niedern geistlichen 
Raugstufen bei dem Bischöfe — denn anderswo darf es nicht ge- 
schehen, — von irgend einer Person angeklagt wird, so soll man 
wissen, dass der, welcher die Klage in löblicher Absicht vorbringt, 
wessen Standes oder welcher Würde er auch sein möge, die Beweis- 
führung seiner Anklage antreten müsse. Wer gegen dergleichen 
Personen Vergehen zur Anzeige bringt, die er nicht beweisen kann, 
der soll kraft gegenwärtigen Gesetzes wissen, dass er der Infamie 
unterliege, damit er durch den Verlust seiner eigenen Ehre lerne, 
wie man nicht ungestraft den guten Namen anderer antasten dürfe. 
Denn sowie Bischöfe, Presbyter, Diaconen und die übrigen Kleriker, 



1) »Clcricos non nisi apud Epiacopos accusari convenit. Igitur si Episco- 
pua vel Presbyter vel Diaconus et quicunque inferioris loci Christianae legis 
minister apud Episcopum — siquidem alibi non oportet — a qualibet persona 
fuerint accusati, sive ille sublirais vir honoris sive ullius alterius dignitatis, 
qui hoc genus laudabilis intentionis arripiet, noverit docenda probationibns, 
raonstranda documentis se debere inferre. Si quis ergo circa hujusmodi perso- 
nas non probanda intulerit, auctoritate hujus sanctionis intelligat, se jacturae 
famae propriae subjacere, nt darano pudoris existimationis dispendio discat sibi 
alienae verecundiae impune insidiari saltem de cetero non licere. Nam sicut 
Episcopos, Presbyteros, Diaconos ceterosqne, si his objecta comprobari potnerint, 
maculatos ab Ecclesia venerabili aequum est removeri, ut contempti post haec 
et miserae humilitatis inclinati despectu injuriarum non habeant actionem, ita 
8imilis videri debet justitiae, quod appetitae innocentiae moderatam deferri jus- 
siraus ultionem. Ideoquc hujusmodi dumtaxat causaa Episcopi aub testificatione 
multorum actis audire debebunt.« Cod. Theod. XVI, 2, 41. ("anno 412). 
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wenn ihnen das vorgeworfene Vergeben nachgewiesen werden kann, 
als Ehrlose von ihrem kirchlichen Amte entfernt werden müssen, 
damit sie dem Spotte und der Verachtung preisgegeben seien, so 
muss derjenige ein gleiches Loos tragen , welcher die Unschuld un- 
gerechterweise antastet. Daher sollen die Bischöfe dergleichen unter 
Zuziehung Vieler gerichtlich vornehmen.« — Da das Gesetz zu dem 
Zwecke gegeben ist, um den mancherlei ungerechtfertigten Anschul- 
digungen ein Ende zu machen, welche gegen Kleriker vorgebracht 
wurden und der Würde des geistlichen Standes Eintrag thaten, so 
glauben wir schon desshalb , dass hier die alleinige Competenz des 
geistlichen Gerichtshofes für den Klerus ausgesprochen wird, nicht 
blos in Bezug auf kirchliche und leichtere bürgerliche Vergehen, 
sondern auf Vergehen aller Art. Andernfalls würde Honorius seine 
Absicht nicht erreicht haben. Auch lässt der Wortlaut der kaiser- 
lichen Verordnung diese weitere Interpretation durchaus zu. Viel- 
leicht ist dieses Gesetz des Honorius in nahe Beziehung zu setzen zu 
dem oben besprochenen -des Kaisers Gratian , so zwar , dass hier 
schon die für den Klerus [im Interesse der Kirche] durch Gratian 
ausgesprochene Beschränkung, wonach in Criminalsachen die Geist- 
lichen vor dem weltlichen Richter zu erscheinen hatten, wieder auf- 
gehoben wurde. Wir werden in dieser Ansicht durch den Umstand 
bestärkt, dass vorliegendes Gesetz an den Meletius adressirt ist, in 
Gallien*) aber derzeit ein gewisser Meletius Präfect war 2 ). 

Der nach dem Tode des Honorius den Thron usurpirende 
arianisch gesinnte Johannes [423—425] hob diese Immunität des 
Klerus auf; er wollte alle Kleriker ohne Unterschied vor den welt- 
lichen Richter gestellt wissen. Allein schon nach zwei Jahren 
machte die Kaiserin-Mutter Placidia, welche für ihren minder- 
jährigen Sohn die Vormundschaft und Regentschaft fährte, dieser 
kirchenfeindlichen Verordnung ein Ende und verfugte ihrerseits, dass 
fernerhin die Kleriker wieder vor dem Bischöfe vernommen und 
abgeurtheilt werden sollten, da es sich nicht zieme, dass die Diener 
des göttlichen Dienstes dem Schiedssprüche der weltlichen Macht 
unterworfen seien 3 ). — Ueber den Umfang der durch dieses Gesetz 



1) Vergleiche das pag. 10. Nota 1. Gesagte. 

2) Meletius war eigentlich Präfect von Italien, für ihn war ein gewisser 
Seleucus in die Stelle getreten Cod. Theod. XIII, 5, 35; XVI, 5, 52 ; XI, 1, 31. 

3) »Clericos, quos indiscretim ad saeculares judices debere dednci infaus- 
tus praesumptor [Johannes] ediierat, episcopali audientiae reservaraus ; fas 
enim non est, nt divini muneris ministri temporalium potestatum subdantur ar- 
bitrio.« Cod. Theod. XVI, 2, 47. (anno 425). 



Digitized by Google 



14 Grashof, Die Anerkennung d. privileg. Oerichtsst. d. Klerus etc. 

erfolgten Restitution des kirchlichen Privilegs ist man wiederum 
sehr verschiedener Ansicht; denn da aus dem Worte indiscretim 
nicht gefolgert werden kann, genau in wieweit Johannes das Privi- 
legium fori beschränkt habe, so ist auch aus den allgemein gehal- 
tenen Worten des Valentinianischen Gesetzes kein sicherer Schluss 
zu ziehen, in wieweit die restitutio in integrum durch dasselbe er- 
folgte. Aber nach den uns bekannten anderweiten Gesetzen des 
Johannes zu urtheilen und nach dem, was uns die Geschichte ausser- 
dem über den Charakter dieses katholikenfeindlichen Tyrannen be- 
richtet, können wir schliessen , es habe derselbe die Competenz der 
geistlichen Gerichte in umfassendster Weise beschränkt, so dass 
nicht allein alle Kleriker, sondern diese auch in allen Fällen , viel- 
leicht nicht einmal »die innern Angelegenheiten der Kirche« ausge- 
nommen, bei einer Anklage vor dem weltlichen Richter sich stellen 
mussten. Dem entsprechend wäre dann auch das Gesetz Valen- 
tinians III. oder richtiger der Kaiserin Placidia zu interpretiren. 

Die bis jetzt besprochenen Gesetze haben durchweg — die 
Motive hier ganz bei Seite gelassen und abgesehen von zwei zeit- 
weiligen Ausnahmen — folgendes Verhältniss in Bezug auf unsere 
Immunität herbeigeführt, beziehungsweise aufrecht erhalten: Alle J 
AnMagen gegen Kleriker hohen wie niederen Ranges gehörten vor 
das Forum der Kirche. Die Vernehmung, resp. Verurtheilung eines 
Presbyters und der niederen Kleriker fand Statt vor dem Bischöfe, 
die des Bischofes vor dem Metropoliten auf einer Synode. — Unter 
der Selbstregierung Valentinians III. treten nun wesentliche Ver- 
änderungen ein. 

2. Die Gesetze der folgenden Kaiser bis auf Justinian. 

Im Jahre 452 gab Valentinian III. sein Gesetz de episcopali 
judicio worin eingehend die Fälle berücksichtigt wurden, je nach- 
dem Streitigkeiten der Kleriker unter einander, der Kleriker gegen 
Laien und umgekehrt obsch webten 2 ) , ferner je nachdem das Ver- 
gehen ein kirchliches, ein bürgerliches oder ein förmliches crimen 
war. Wir geben die einzelnen Bestimmungen kurz und über- 
sichtlich : , 

1. Bei einem Rechtsstreite unter Klerikern hat der Bischof 
das Recht, den Streit zu entscheiden, jedoch nach vorausgegangenem 

1) Nov. Theod. lib. II, tit. 12. In der Edit. Hänel tit. 34. 

2) Das Gesetz bestimmt auch, wie weit die Befugniss der Bischöfe gehen 
soll, wenn beide streitende Parteien Laien sind. Doch liegt das ausserhalb 
unserer Untersuchung. 
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Compromiss der beiden Parteien. »Cum inter Clericos jurgiura 
vertitur, et ipsis litigatoribus convenit, habeat Episcopus licentiara 
judicandi, praeeunte tarnen vinculo compromissi.* 

2. Tritt ein Laie als Kläger gegen einen Kleriker in einer 
Civil- oder Criminalsache auf, so kann er, der Laie, wenn er dieses 
vorzieht, den Kleriker vor dem gewöhnlichen iveltlichen Richter be- 
langen. »Sin petitor laicus seu in civili seu criminali causa cujus- 
libet loci Clericum adversarium suum, si id magis eligat, per auctori- 
tatem legitimam in publico judicio respondere compellat.« 

3. Diese Form soll auch -in Bezug auf die Person der Bischöfe 
beobachtet werden. Wenn gegen bischöfliche Personen eine Klage 
wegen Uebervortheilung oder schwerer Injurien eingeleitet ist, so 
soll die Sache verhandelt werden gemäss Recht und Gesetz vor dem 
weltlichen Richter vermittels eines öffentlich aufgestellten Procu- 
rators [nämlich an Stelle des beklagten Bischofes], jedoch natürlich 
so, dass die Vollziehung des Urtheiles an dem [bischöflichen] Man- 
datar geschieht. »Quam formam etiam circa Episcoporum personam 
observari oportere censemus, ut si in hujuscemodi ordinis homines 
actionem pervasionis et atrociura injuriarum dirigi necesse fuerit, 
per Procuratorem solemniter ordinatum apud judicem publicum inter 
leges et jura confligant ; judicati exitu ad mandatores sine dubio re- 
versuro.c Die Aufstellung eines Procurators in den genannten 
Fällen gestattet Valentinian den Bischöfen »religionis et sacerdotii 
veneratione.« »Nam notnm est,« fügt er bei, »procurationem in 
criminalibus negotiis non posse concedi. Sed ut sit ulla discretio 
meritorum, Episcopis et presbyteris tantum id oportet irapendi.« 
Aber auch die Bischöfe und Presbyter sollen in den übrigen crimi- 
nellen Fällen der gesetzlichen Ordnung gemäss persönlich der Ver- 
urtheilung unterworfen sein. »In reliquis negotiis criminalibus 
juxta legum ordinem per se Judicium subire coguntur.« Weigern 
sich etwa dieselben, vor dem Richter zu erscheinen, so sollen sie in 
contumaciam verurtheilt werden. »Si ab executore conventi parere 
detrectent, servato juris ordine sententia teneat contumaces.* 

4. Wird ein Kleriker gegen einen Laien klagbar, so soll, falls 
der Beklagte den Urtheilsspruch des Bischofes nicht anerkennt, die 
Sache vor dem weltlichen Richter verfolgt werden. In clerico 
Petitore consequens erit, ut secundum leges pulsati forum sequatur, 
si, ut dictum est, adversarius suus ad Episcopi vel Presbyteri 
audientiam non praestat adsensum.« 

Schenken wir den genannten kaiserlichen Bestimmungen noch 
einen Augenblick Beachtung. Valentinian schickt dem Gesetze die 
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Motivirung mit einigen Worten voraus. Er sagt: »De episcopali 
judicio diversorum saepe causatio est. Ne ulterius querela procedat, 
necesse est, praesenti lege sancire« etc. Mehrfach war es nämlich 
vorgekommen, dass Kleriker, wenn sie gegen einen Laien klagbar 
wurden, diesen zu bestimmen suchten, sich der Entscheidung des 
Bischofes zu unterwerfen , andererseits sich aber weigerten , falls 
gegen sie von Laien eine Klage angestrengt wurde, den Urtheils- 
spruch eines weltlichen Richters als rechtsgültig anzuerkennen. Das 
führte nun zu mannichfachen und langwierigen Differenzen , denen 
Valentinian durch die besonders oben unter 2) und 4) getroffenen 
Anordnungen abzuhelfen glaubte. In Fällen, bei denen es sich um 
einen gerichtlichen Act zwischen Laien und Klerikern handelte, 
mögen die Valentinianischen Bestimmungen aus den genannten 
Gründen immerhin für gerechtfertigt erscheinen. Zudem fiel jetzt 
ein Hauptgrund , wesshalb von den ersten christlichen Zeiten bis 
hierher die Kirche entschieden auf eine Schlichtung von allen Streit- 
sachen der Gläubigen überhaupt vor ihrem Forum gehalten hatte, 
weg. Denn die Richterstühle waren jetzt nicht mehr mit heidnischen 
Richtern besetzt, bei denen man oft vergeblich Unparteilichkeit 
suchte, aber desto öfter Verachtung und Hass gegen die christliche 
Religion und deren Anhänger fand; jetzt haben sich christlicher 
Glaube, christliche Ansichten und Grundsätze auch in die Gerichts- 
stuben hinein verbreitet, so dass wenigstens der Glaube der kläge- 
rischen christlichen Parteien hier nicht mehr gefährdet war. Nun 
beschränkte aber Valentinian das Privilegium fori für den Klerus 
noch in anderer, empfindlicherer Weise. Wir wollen nur auf einen 
Punkt besonders hinweisen, weil hier die spätere Gesetzgebung an- 
knüpft. Früher waren Streitigkeiten der Kleriker unter einander 
stets vom Bischöfe geschlichtet. Vom Erforderniss eines Compro- 
misses war bei Geistlichen nie die Rede gewesen. Als Honorius und 
Arcadius die Competonz des Bischofes von einem bezüglichen Compro- 
miss der klägerischen Parteien abhängig machten , hatten sie nur 
Streitigkeiten von Laien im Auge gehabt. Jetzt sollten , um den 
Bischof competent zu machen , auch die Kleriker bei Streitfragen 
unter einander erst einen derartigen Compromiss zu schliessen haben. 
In dem Sinne des Kaisers kam diese Bestimmung wohl kaum zur 
Ausführung; denn nach kirchlichen Gesetzen war es durchaus un- 
statthaft, und es standen namhafte kirchliche Strafen darauf, einen 
Amtsbruder vor einem andern , als dem geistlichen Richter anzur 
klagen. Wenn man will, so fand hier jedesmal ein stillschweigen- 
der Compromiss statt. Indessen war durch Valentinians Gesetz die 
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alte Tmmunität insofern beschränkt , als jetzt eventuell bei Streit- 
fragen unter Klerikern die Sache vor den weltlichen Richter ge- 
zogen werden konnte, beziehungsweise musste 1 ). 

Dass Valeniinian III. mit seiner Verordnung, es solle auch bei 
Klerikern auf einen Compromiss ankommen , falls sie bei Streitig- 
keiten den Bischof angehen wollten, zu weit gegangen sei, erkannte 
schon Kaiser Majorian, der nach der vorübergehenden Regierung 
des Petronius Maximus und des Avitus den Kaiserthron bestieg im 
Jahre 456. Leider ist sein Gesetz »de episcopali judicio et de 
ceteris negotiis« etc. nicht vollständig auf uns gekommen; es ent- 
hält in den Nov. Theod. lib. IV, tit. 2. nur den dritten uns hier 
nicht interessirenden Theil. Die Interpret, zu Nov. Theod. lib. II, 
tit. 12. bemerkt übrigens: »Lex ista de diversis rebus multa consti- 
tuit, sed imprimis de Clericis, quod dictum est, ut nisi per compro- 
missi vinculum judieium Episcopale non adeant. Posteriori lege 
Majoriani abrogatum est.« 

Ebenso, wie jetzt im Abendlande alle Streitigkeiten der Kleriker 
unter einander ohne weiteres wieder vor den Bischof gebracht wer- 
den konnten, war es auch im Morgenlande. Kaiser Marcian er- 
kannte in seinem Reiche den freien Gerichtsstand der Kleriker in 
der genannten Ausdehnung an und ertheilte noch besondere gericht- 
liche Vollmachten dem Patriarchen von Constantinopel. Wollte näm- 
lich Jemand gegen den Oeconomen einer Kirche [die nach kirch- 
lichem Gesetze damals sämmtlich Kleriker sein mussten] oder einen 
anderen Kleriker in geistlicher oder in eigener Angelegenheit kläge- 
risch auftreten, so konnte er seine Klage einfach vor den Patriarchen 
bringen; doch stand ihm auch das episcopale judieium offen. »Decer- 
nimus, ut quicunque catholicarum ecclesiarum, quae sub viro archie- 
piscopo hujus almae urbis sunt, reverendissimum oeconoraum sive de 
ecclesiasticis sive de propriis et ad ipsum solum pertinentibus causis, 
vel quemeunque alterum earundem ecclesiarum clericum aliqua 
voluerit lite pulsare, apud memoratum beatissimum archiepiscopum 
causam dicat, in negotiis audiendis fidem ac sinceritatem geminam 
praebiturum, et sacerdotis et judicis. Volentibus tarnen actoribus 
pateat episcopale judieium, ac nullus , qui hujuscemodi intendit in 



1) Die kirchliche [auf dem Concile von Chalcedon] wie die Staatsgesetz- 
gebung befassten sich mit diesem Gegenstande in ein und demselben Jahre. 
Das kaiserliche Gesetz orschien an den Calenden des Mai 452, die Publication 
der Chalcedonischen Canones, in denen nochmals jede andere Inanspruchnahme 
des Rechtes für Kleriker als vor dem Bischöfe strengstens untersagt wurde, 
erfolgte erst im August desselben Jahres 452. 

Archiv für Kirchenreclit. XXXVIII. 2 



Digitized by Google 



18 Grashof, Die Anerkennung d. privileg. Gerichtsst. d. Klerus eAr'^ 

■ • 

sacrosanctas ecclesias vel in praediclos clericos actionem ad religiosis- 
simum antistitem ducatur invitus 1 ).« — Die weiteren Bestimmungen 
Marcians »de cautione et de sportulis 2 )« können wir hier übergehen, 
weil wir ähnlichen Verordnungen sofort unter Leo.I. begegnen. 
Kaiser Leo I. gab für das Morgenland 3 ) folgendes Gesetz 4 ) : 
Die Presbyter und Kleriker der rechtgläubigen Kirche aller 
Orten und jeglichen Ranges , desgleichen die Mönche sollen in bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten von keinem höheren oder niederen 
Richter vor ein fremdes Gericht gezogen oder aus der Provinz, der 
Ortschaft, dem Bezirke, worin sie wohnen, abgerufen werden. Die 
Rechtssache eines jeden Klerikers soll zur Untersuchung gelangen 
vor dem ordentlichen Richter, d. h. vor dem Statthalter derjenigen 
Provinz, in welcher jener Kleriker sich aufhalt. »Omnes, qui ubique 
sunt vel posthac fuerint orthodoxae fidei sacerdotes et clerici, cujus- 
cunque gradus sint, monachi quoque , in causis civilibus ex nullius 
penitus majoris minorisve sententia judicis commonitoria ad extranea 
judicia extrahantur, aut provinciam aut locum aut regionem, quam 
habitat, exire cognatur. Nullus eorum ecclesias vel monasteria 
propria, quae religionis intuitu habitant, relinquere miserabili neces- 
sitate jubeatur, sed apud suos judices ordinär ios, id est provincia- 
rum rectores, in quibus locis degunt ecclesiarum ministeriis obsecun- 

1) Cod. Just I, 4, 13. (anno 456). Cod. Just. I, 3, 25. findet sich ein 
nntcr demselben Datum 8. April 45b' an denselben Praef. Pract. Constantinus 
von Marcian erlassenes Gesetz folgenden Inhaltes: »Cum Clericis in judicium 
vocatis pateat episcopalis audientia, volentibus tarnen actoribus, si actor diseep- 
tationem sanetresimi archiepiscopi voluerit experiri, ementissimae tuae sedis exa- 
men contra catholicos sub viro reverendissimo archiepiscopo hujus urbis clericos 
constituto8 vel contra reverendissimum oeconomum tarn de suis quam de eccle- 
siasticas negotiis sibimet noverit expetendum, qui in nullo alio foro vel apud 
quemquam alterum judicem eosdem clericos litibus irritire et civilibus vel 
criminalibus negotiis tentet innectere.« 

2) Cod. Just. I, 3, 25. §. 1. und 2. 

3) Vielleicht bekam obiges Gesetz auch für das Abendland Rechtskraft. 
In der Ueberschrift zur lex figuriren Leo und Anthemius als Gesetzgeber. Schon 
bald nach der Trennung des römischen Reiches in die Ost- und Westhälfte hat- 
ten beide Regierungen, um die Einheit in der Gesetzgebung zu bewahren, sich 
dahin verständigt, dass die Constitutionen von der einen an die andere gesandt 
und von dieser gleichfalls publicirt werden sollten, ohne indessen damit schon 
allgemein Rechtskraft zu erhalten. Cf. Cod. Theod. I, 1, 5. (anno 429,) ed. Hänel, 
Demgemäss fand ein Austausch von Gesetzen zwischen den beiderseitigen Re- 
gierungen statt, cf. Nov. Theod. lib. I, tit. 1. Die Edicte tragen von nun 
an die Namen beider Kaiser; der Ort des Datums oder der Beamte, an den 
das Gesetz gerichtet ist, bildet das Erkennungszeichen seines Ursprunges. 

4) Cod. Just I, 3, 33. 
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dent, omniumque contra se agentium excipiant actiones.« Der Kai- 
ser fügt sofort noch näher das Motiv zu dieser ersten seiner Verord- 
nungen bei : »ut his horis saltem atque teraporibus, quibus religio- 
sos viros a turbulenta observatione praetorii vacare coutigerit, cum- 
que eos ad tempus petitorum intentio calumniosa laxaverit, ad sua 
se monasteria et venerabiles ecclesias conferentes sapienti animo pre- 
catione sollicita, faciliusque de proximo sacrosanctis altaribus obse- 
cundent, in suis laribus domiciliisque constituti.« Welch lobens- 
werthes Bestreben des Kaisers, dass der Gottesdienst und die Seel- 
sorge keine Störung und Unterbrechung erleide! Im Reiche »der 
Gottesfurcht und frommen Sittec zieht man den Klerus massenweise 
vor Gericht und hält ihn möglichst lange in Untersuchungshaft, un- 
bekümmert, ob an hundert und abermals hundert Ortschaften der 
Gottesdienst dadurch aufhört. Ein Reichsfeind sollte fast denken, 
dass es eben darauf ankomme ! 

»Wenn in dieser Hauptstadt [Constantinopel],« fährt Leo I. fort, 
Bischöfe, Priester oder andere Kleriker oder Mönche aus was immer 
für anderen Provinzen wegen irgend einer Angelegenheit, cujuscun- 
que rei causa, verklagt werden sollten, so soll es niemanden gestat- 
tet sein, sie vor ein anderes, als vor Dein hohes Gericht *) zu ziehen, 
wo einmal die Würde des geistlichen Amtes gebührend berücksich- 
tigt wird und zugleich eine genügende Anzahl gewandter Verthei- 
diger der klerikalen Rechte zugegen ist, ubi eis [seil, clericis] et be- 
atitudinis honor debitus reservetur et oratorum affluens in defen- 
sionibns copia large praestetur 2 ).« — Wenn ferner Geistliche in den 
Provinzen auf Befehl und Verfügung des Statthalters gerichtlich vor- 
gefordert werden, so sollen sie, sie mögen nun Presbyter oder Kle- 
riker irgend welcher hierarchischen Ordnung, oder Mönche sein, 
wenn sie nur der rechtgläubigen Kirche anhängen und in eigener Sache 
verklagt sind, keine andere als Bürger zu stellen brauchen, als die 
Defensoren der eigenen Kirche, die sogenannten Oeconomen. Clerici 
. . . dummodo approbentur orthodoxi, qui in propriis causis contrac- 
tümsve pulsantur, non alios, quam ecclesiae propriae defensores seu 
quos oeconomos appellant, fideijussores praebeant. Als Motiv ist bei- 
gefügt: ne dum executoris pertinax et avara protervitas extraneos 
et idoneos fideijussores flatigat, multiplex innoxiae paupertati infliga- 
tur incommodum 3 ). — »Sollten hier in Constantinopel Priester der 
rechtgläubigen Kirche, Defensoren oder Oeconomen oder andere Kle- 



1) Nämlich das des Praef. Praetor. Eutropius. 

2) Cod. Just. I, 3, 33, §.1.-3) Ebend. §. 2. 

2* 
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riker, sie mögen aus welch immer einer Provinz hierher gekommen 
sein, vor Deinem hohen Gerichte, an welches wir sie ausschliesslich 
verwiesen hahen [vergl. oben], in bürgerlichen Angelegenheiten, in 
causis civilibuSy sei es in eigener Sache oder in Sachen der Kirche, 
suis seu ecclesiasticis, belangt werden, so sollen dieselben mit der 
Verpflichtung, einen Bürgen zu stellen, nicht belästigt werden, son- 
dern entweder [wenn der Beklagten mehrere sind] für einander selbst 
bürgen können, was jedoch unter der feierlichen Form der Stipulation 
geschehen muss, oder die nötliige Caution aus eigenem Vermögen, 
durch Verpfändung ihrer Güter leisten 1 ) — Besonders wird noch 
betont, dass in Angelegenheiten, welche die Kirche selbst betreffen, 
niemand anders als der Armenpfleger, d. h. der Oeconom der Kirche, 
welchen der Bischof selbst ernannt hat, belangt werden könne; hoc 
nihilominus observando, ut in causis ecclesiasticis, nullum alium con- 
veniri fas sit, nisi eum, quem dispensatorem pauperum, id est oeco- 
nomum ecclesiae episcopi tractatus elegerit. Hunc enim sine dubio 
a sacerdote [d. h. vom Bischöfe] convenit ordinari; quem tarnen 
conventum [nämlich den sacerdos , den Bischof] defensoris ecclesiae 
fidei committi praeeipimus 2 ).« Es folgt nun eine Reihe genauer 
Bestimmungen, wie viel von den beklagten Geistlichen an Sportein 
und Gerichtskosten zu zahlen sei, wie aber ausserdem der Executor 
sich nicht unterstehen solle, die Kleriker irgend weiter zu beunruhigen 
und zu belästigen, bei Verlust seines Vermögens, seiner Stellung 
u. s. w. 3 ). 

So weit die Verordnungen des Kaisers Leo L Wir ersehen 
aus ihnen, dass die Streitigkeiten der Kleriker durchgängig, nament- 
lich was Civilstreitigkeiten angeht, nicht mehr vor das Forum der 
Kirche, sondern stets vor das des weltlichen Richters gebracht wer- 
den sollten. Wie es mit Criminalfällen gehalten wurde, ergibt sich 
daraus von selbst. In rein kirchlichen Angelegenheiten war jetzt 
wie früher der Bischof competent. Wenn im Gesetze mehrfach von 
causis ecclesiasticis die Rede ist, so handelt es sich dabei stets um 
zeitliche Interessen der Kirche, um ihr Vermögen u. s. w. also um 
Civilklagen. 

Die Beschränkung nun, welche der Klerus rücksichtlich des 
Privilegium fori durch Leo erfahren hatte , scheint unter den nach- 
maligen Kaisern fortbestanden zu haben, bis Justiuian durch seine 
Gesetze neue, günstigere Verhältnisse schuf. 



1) Ebend. §. 3. - 2) Ebend. §. 4. — 3) Ebend. §§. 5. 6. 7. 8. 
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3. Die Gesetze Justinians. 

Im Jahre 530 erliess Justinian ein erstes Gesetz, in welcher 
Weise und auf welchem Wege die Anklagen gegen Kleriker künftig- 
hin erledigt werden sollten. Es lautet : »Wir befehlen , dass kein 
Geistlicher von irgend jemanden , es sei derselbe Kleriker oder Laie 
unmittelbar bei dem gottseligen Patriarchen der Provinz belangt 
werde ; wir wollen vielmehr, dass der Geistliche, der kirchlichen Ver- 
fassung gemäss, juxta sacra instituta, zunächst bei dem Bischöfe 
des Ortes verklagt werde, an welchem der betreffende Geistliche 
sich aufhält. Erst, wenn der Bischof nicht als unparteiisch er- 
scheint, darf die Klage vor den Erzbischof gebracht werden; falls 
dieser die Anklage abweist, mag der Verklagte vor die Provincial- 
synode gezogen und die Sache von dem Erzbischofe in Vereinigung 
mit drei andern Bischöfen, welche in Rücksicht auf den Empfang 
der Ordination die ältesten sind, vor der ganzen Synode, coram tota 
synodo, untersucht werden. Erklärt sich der Kläger mit dem hier 
gefällten Urtheile einverstanden, so muss er die Sache ruhen lassen; 
glaubt er sich durch die Entscheidung benachtheiligt, so kann er bei dem 
Patriarchen der Provinz Berufung einlegen, muss sich aber der Ent- 
scheidung der letzteren unbedingt, omnino, unterwerfen. Denn dass 
von den Entscheidungen dieser Vorsteher [der Patriarchen] nicht 
mehr appellirt werden kann [an eine höhere Instanz], haben schon 
unsere Vorgänger festgesetzt. Dasselbe Verfahren ist zu beobach- 
ten, wenn ein Bischof von einem Laien, einem Kleriker oder auch 
von einem andern Bischof verklagt wird — Es folgen nun 
Bestimmungen über das Sportelwesen u. s. w., welches Justinian 
genau geregelt wissen will; nam si in civilibus judiciis mode- 
rari sportularum et sumptuum modum curavimus, eaque ex lege 
praestari voluimus, multo magis in ecclesiasticis accusationibus modum 
servari sancimus 2 ). — »Diejenigeu Klagen , welche sich auf geist- 
liche Angelegenheiten beziehen , dürfen nur bei den Bischöfen oder 
Erzbischöfen, bei den heiligen Synoden oder den hochwurdigen Patri- 
archen erhoben werden. Has actiones, si quidem ad ecclesiastica 
negotia pertinent, necesse fore jubemus, ut a solis religiosissimis 
episcopis aut metropolitanis aut a sacris synodis aut a sanctis pa- 
triarchis cognoscantnr. Handelt es sich um reine Civilstreitiglceiten, 
so soll es zwar den Klägern unbenommen sein, ihre Klage, wenn sie 
selbst es wollen, bei den Bischöfen einzureichen ; wir wollen sie aber 



1) Cod. Just. I, 4, 29. — 2) Ebend. §. 1. 
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* 

nicht dazu nötbigen, falls sie es vorziehen, sich an die weltlichen 
Gerichte zu wenden, welch letzeren auch das Recht zusteht, in Cri- 
minalsachen die Untersuchung zu führen. Si civilium rerum contro- 
versia sit, volentes quaestionem apud antistites instituere patiemur, 
invitos tarnen non cogemus cum judicia civilia sint, si ea adire ma- 
lint, apud quae licet etiam de criminibus cognoscere 

Zahlreiche und eingehende Bestimmungen über den Umfang 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit hat Justinian in den Novellen nie- 
dergelegt. Wir stellen sie im Folgenden kurz und übersichtlich zu- 
sammen. 

1. Bei kirchlichen Vergehen der Kleriker ist die Untersuchung 
und Entscheidung in der Hand der Bischöfe. »Si ecclesiasticum sit 
delictum, egens castigatione ecclesiastica et multa, Deo amabilis 
Episcopus hoc discernat, nihil communicantibus clarissimis provinciis 
judicibus, neque enim volumus talia negotia omnino scire civilesju- 
dices, cum oporteat, talia ecclesiastice examinari, et emendari ani- 
mas delinquentium per ecclesiasticam multam secundum sacras et 
divinas regulas, quas etiam nostrae sequi non dedignantur leges 3 ).c 

Zu den kirchlichen Vergehen rechnete Justinian, wie es die 
Kaiser Leo und Anthemius bereits gethan hatten , auch diejenigen, 
welche von [geistlichen] Oeconomen, Xenodochen u. s. w. kurz allen 
Verwaltern und Vorstehern kirchlicher Wohlthätigkeitsanstalten rück- 
sichtlich ihrer Verwaltungsthätigkeit begangen wurden. Etwaige An- 
klagen gegen die eben Genannten mnssten ebenfalls bei dem Bischöfe, 
unter dem jene standen, vorgebracht werden. »Oeconomos et xeno- 
dochos, nosocomos, ptochotrophos et aliorum venerabil. locorum gu- 
bernatores et alios omnes clericos jubemus pro creditis suis guber- 
nationibus apud proprium episcopum, cui subjacent, conveniri et ra- 
tionem suae gubernationis facere . . . 3 ).« Glaubten die Angeklag- 
ten sich durch das Urtheil des Bischofs beeinträchtigt und in ihren 
Rechten geschädigt, so konnten sie an den Metropoliten und in letzter 
Instanz an den Patriarchen appelliren; nur in dieser Reihenfolge 
sollte eine Berufung eingelegt werden, ein Ueberspringen im Instan- 
zenzuge war nicht statthaft. 

2. Hatte irgend jemand gegen einen Kleriker, Mönch u. s. w. 
irgend welche GivilUage^ sei es um Geld oder irgend ein anderes 



1) Ebend. §. 4. 

2) Nov. 83, cap. 1; cf. Nov. 123, c. 21, §. 2. i. f.: »Si ecclesiastica 
causa est, nullam coramunionem habeaut judices civiles circa talem examina- 
tioncm, sed sanctiss, episcopus secundum sacras regulas causae finem irapo- 
nat.« — 3) Nov. 123, cap. 23. 
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Object anzustellen, so musste sie bei dem Bischöfe vorgebracht wer- 
den, dem jene unterstellt waren ; der Bischof hatte das Urtheil zu 
sprechen. »Plurimas sacras scnbentes leges,« so leitet Justinian die 
Gewährung dieses wichtigen Privileges ein, »et de Deo amabil. epis- 
copis et de reliquo omni sacerdotio necnon de reverend. monachis, et 
nuper hoc agentes , in quibus volumus reverendiss. monachos apud 
solos civitatis episcopos, sub quibus sunt monasteria conventiones sus- . 
cipere, petiti sumus a Menna Deo amabili archiepiscopo hujus feli- 
ciss. civitatis et universali patriarcha, reverendiss. clericis hoc darc 
Privilegium, ut si quis adversus eos quamlibet pecuniariam causam, 
prius ad Deo amabilem episcopum pergat, sub quo constitutus est et 
interpellet eum et ex non scripto judiciura mereatur, et si hoc fiat, 
nec iuquientet eum nec trahat ad audiloria civilia .... 
Waren Kläger und Beklagter mit dem bischöflichen Ausspruche zu- 
frieden , so wurde derselbe durch den weltlichen Richter in Vollzug 
gesetzt. »Siquidem utraque pars iis quae [ab episcopo] judicata sunt, 
acquierit, jubemus per loci judicem hoc executioni perfectae con- 
trahi.« Doch konnte binnen eines Zeitraumes von zehn Tagen von 
der Entscheidung des Bischofs an den weltlichen Richter appellirt 
werden ; bestätigte dieser die bischöfliche Sentenz , so wurde sie in 
Vollzug gesetzt, und jede weitere Berufung war unzulässig. Ent- 
sprach aber das Erkenntniss des weltlichen Richters dem des Bi- 
schofes nicht, so war die Appellation in der gewöhnlich gesetzlichen 
Weise erlaubt. Hatte der Bischof auf kaiserlichen Auftrag hin oder 
nach vorhergegangener richterlicher Entscheidung in irgend einer 
Sache ein Urtheil gefallt, so durfte nur an den Kaiser, beziehungs- 
weise au den Richter, welcher die betreffende Verhandlung dem Bi- 
schöfe übertragen hatte, appellirt werden. — Eine Appellation an 
den weltlichen Richter bei Civilklagen [in Geldsachen und dergl.] 
war auch in dem Falle zulässig, wenn der Bischof aus irgend wel- 
chem Grunde, sei es absichtlich, sei es, dass er gehindert war, die 
Entscheidung des vor ihn gebrachten Processes verzögerte. Doch 
hatte der Angeklagte, wenn seine Sache vor dem weltlichen Forum 
verhandelt wurde, nicht nöthig, einen Bürgen zu stellen, er brauchte 
nur eine Caution zu leisten 2 ). 

Wir vermögen es uns nicht zu versagen , bei dieser Gelegen- 
heit zu erwähnen, welche Rücksichten Justinian auf Mönche und 



1) Nov. 83, praef ; cf. Nov. 123, cap. 21. 

2) Alle diese Bestimmungen finden sich ausführlich in Nov. 83, Praef. 
§. 1 ; IJov. 123, eap. 21, §. 2. 
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Nonnen genommen wissen will, falls gegen solche eine Untersuchung 
einzuleiten nöthig erachtet würde. 

Wir haben in Erfahrung gebracht, sagt der Kaiser, dass in 
der Hauptstadt Unrecht geschieht und wollen ihm durch ein Ge- 
setz abhelfen, welches hier [in Constantinopel] und überall Geltung 
haben soll. »Quidam enim volentes corrumpere orthodoxae fidei 
honestatem, si quidem litem habuerint quasi cum monachis aut 
asceteriis, civiles judices Interpellant; at illi mittunt executores, 
praesumentes accedere intra loca sancta et monachos trahere atque 
monastrias vel ascetrias inquietare , forsan etiam eas , quae non 
videntur, et hinc injuriam et confusionem non parvam adorabilibus 
fieri locis. Eine treffende Aehnlichkeit zwischen dem Treiben der 
hier genannten Executoren und dem Auftreten jenes Polizeicom- 
missärs Close in Köln , der Abends neun Uhr und später noch in 
zwei Frauenklöster drang, »praesumens accedere infra loca sancta 
atque monastrias inquietare« alles im Auftrage und Namen der 
Cultur! Justinian nannte solchen nichtswürdigen Unfug beim rech- 
ten Namen und stellte die Inwohner der Klöster vor den Angriffen 
ungeschlachter Polizisten sicher. »Propterea igitur sancimus, si quis 
quamcunque habuerit causam cum aliquibus venerabilibus sancti- 
monialibus aut sacris virginibus aut mulieribus omnino in monasteriis 
consistentibus, Deo amabilem civitatis iliius episcopum interpellet; 
ille vero mittat et cum omni honestate, quae sunt de personarum 
praesentia, disponat, sive oportet per abbates sive per responsales *) 
sive per alios quoslibet hoc fieri; ipsi vero cum omni veneratione 
sacerdotali causam examinent et judicent, et civiles non sint jieni- 
tus eis judices, neque confundant eorum honestatem« etc. 2 ). So viel 
dürfte man vielleicht auch einem preussischen Justizminister im 



1) Sonst Apocrisiarier genannt. 

2) Nov. Just. 79, Praef. und cap. 1; cf. Nov. 123, cap. 27: »Si causa 
emerserit, nt admonitio aut executio inferatur pro qualibet pecuniaria causa 
sive publica sive privata clerico aut monacho aut monastriae aut cuicum- 
que monasterio et maxime feminarum, jubemus sine injuria et cum com- 
petenti honore admonitionem fieri, non tarnen monastriam monasterio abstrahi 
sed procuratorem ab eis ordinari, qui pro causa respondeat.« Die schwersten 
Strafen, Amtsentsetzung, Geldstrafen, Verbannung treffen Richter und Execu- 
toren und Polizisten, welche sich Ungebührlichkeiten gegen Klöster, zumal ge- 
gen Frauenklöster herausnehmen. Wenn es wahr ist, dass die bestehenden Ge- 
setze den Massstab geben für den Bildungs- und Gesittungsgrad eines Volkes, 
wo findet sich dann mehr und wahrere Humanität, im alten römischen Kaiser- 
reiche, zu jenen halb barbarischen Zeiten, oder im neuen deutschen Kaiserreiche 
im gepriesenen gebildeten 19. Jahrhundert?! 
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neunzehnten Jahrhundert, dem Jahrhundert der Humanität und Bil- 
dung, abverlangen können, dass er frühzeitig Vorsorge treffe, ne 
injuria et confusio non parva adorabilibus fiat locis. 

3. Ausser kirchliehen Vergehen und Civilstreitigkeiten kommen 
noch die Criminalfälle in Betracht. In Bezug auf letztere ver- 
fügte Justinian Folgendes: Wurde ein Kleriker wegen eines Crimi- 
nalvergehens bei seinem Bischöfe angeschuldigt, so sollte letzterer, 
wenn er die Anklage für gegründet erachtete, den Angeklagten nach 
kirchlicher Vorschrift seiner Würde und Stellung entsetzen; der 
weltliche Richter sollte sodann den Beklagten vor sein Forum ziehen 
und nach den Gesetzen den Fall untersuchen und entscheiden. »Si 
crimen fuerit, quod adversus quemlibet memoratarum reverend. per- 
sonarum inferatur, si quidem apud episcopum aliquis accusatur et 
ipse veritatem invenire potuerit, ab honore et gradu hunc secundum 
ecclesiasticas regulas dejiciat, et tunc competens judex hunc compre- 
hendat et secundum leges litem examinans causae finem imponat.« 
Hatte aber der Ankläger seine Klage von vornherein bei dem welt- 
lichen Richter vorgebracht, und konnte er durch Beibringung glaub- 
würdiger Zeugen die Wahrheit seiner Anschuldigung darthun, so 
niusste dem 'Bischöfe Einsicht in die Akten gewährt werden. Si 
prius civilcm judicem adeat accusator , et crimen per legitimam 
examinationem potuerit approbare , tunc episcopo locorum gesta 
monumeniorum palam faciat.« Fand nun der Bischof, dass das 
ausgesprochene Urtheil ein gerechtes war, so entkleidete er den An- 
geklagten zuvor seines Amtes und seiner Würde, worauf der welt- 
liche Richter das JJrtheil in Vollzug setzte. Glaubte indessen der 
Bischof, dass das vom weltlichen Richter abgegebene Judicat ein 
ungerechtfertigtes sei, und erhob er gegen dasselbe rechtlichen Ein- 
wand, so sollte zwar die Degradation des angeschuldigten Klerikers 
vorgenommen, aber zur Vollstreckung des Urtheils erst die kaiser- 
liche Entscheidung eingeholt werden ; der Angeschuldigte musste in- 
zwischen sub legitima cautela gehalten werden 1 ). 

4. Eine wichtige Frage bleibt noch zu erledigen, ob die er- 
wähnten kaiserlichen Bestimmungen nämlich auch die Bisclwfe be- 
trafen, falls sie wegen eines der genannten Vergehen angeschuldigt 
und belangt wurden. Dieser Gegenstand ist in manchen bezüg- 
lichen Abhandlungen und Darstellungen gar nicht berührt, in andern 
unklar oder irrig gegeben. Im allgemeinen ist nämlich zu be- 
merken, dass die kaiserliche Gesetzgebung kein ivesentlich verschie- 

1) Nov. 123, cap. 21, §. l.j cf. Nov. 83, Praef. §. 2 ; Nov. 123, cap. 21, §. 2. 
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denes Gerichtsverfahren in Anwendung 1 gebracht wissen will, je nach- 
dem es sich um Anklagen gegen Bischöfe oder andere Kleriker 
handelt. Justinian gab auch hier klar seinen Willen zu erkennen. 

Hatten Bischöfe unter einander Streit, sei es iu kirchlichen 
oder überhaupt bürgerlichen Angelegenheiten , so wurde zuerst der 
Metropolit angegangen, und dieser untersuchte und entschied mit 
Zuziehung der übrigen Bischöfe [der Synode] die obschwebende 
Frage. Convenirte der einen oder anderen Partei der hier gethane 
Ausspruch nicht, so war von diesem eine Berufung an den Patriarchen 
möglich, so aber, dass dieser als letzte Instanz erschien j ). — Hatten 
Kleriker oder Laien gegen einen Bischof irgend welche [Civil]-Klage 
vorzubringen, so musste das ebenfalls bei dem Metropoliten, im Be- 
rufungsfalle bei dem Patriarchen geschehen 2 ). — War der Metro- 
polit der Angeklagte, so lag dem Patriarchen das ürtheil ob. In 
allen diesen Fällen war von Seiten des Angeklagten weder die Stel- 
lung -eines Bürgen noch die Leistung einer Caution erforderlich 3 ). 
— Wegen einer Geld- oder Criminalsache einen Bischof gegen 
dessen Willen vor einem weltlichen, bürgerlichen oder Kriegsgerichte 
anzuklagen, war verboten, ausgenommen den Fall, dass der Kaiser 
besondere Erlaubniss dazu ertheilt hatte. Der diesem Verbote zu- 
wider handelnde Richter verlor sein Amt und musste der Kirche, 
deren Bischof beeinträchtigt war , zwanzig Pfund Gold bezahlen ; 
der Executor verlor gleichfalls seine Stellung und wurde nach er- 
haltener körperlicher Züchtigung in die Verbannuug geschickt 4 ). 



1) »Si quis sanetissimorum episcoporuni ejusdem synodi dubitationem 
aliquam ad invicem habeat, sive pro ecclesiastico jure sive pro aliis quibusdam 
rebus, prius metropolita corum cum aliis de sua synodo episcopis causam exa- 
minet et judicet. Et si non rata habuerit utraque pars, quae judicata sunt, 
tunc beatiss. patriarcha dioecesis illius inter cos audiat, et illa determinet, quae 
ecclesiasticis canonibus et legibus consonant, nulla parte ejus sententiae contra- 
dicere valente.« Nov. Just. 123. cap. 22. 

2) »Si a clero aut alio quocunque aditio contra episcopum fiat propter 
quamlibet causam apud sanetissimum ejus inctropolitam secundum saeras regu- 
las et nostras leges causa judicetur. Et si quis judicatis contradixerit, ad bea- 
tiss. archiepiscopum et patriarcham dioeeeos illius referatur causa, et ille secun- 
dum canones et leges huic praebeat finem.« 

3) »Si vero contra metropolitam talis aditio fiat ab episcopo aut clero 
aut alia quacunque persona, dioeeeos illius beat. patriarcha simili modo causam 
judicet. Pro omnibus autem causis, pro quibus . . . episcopi conveniantur, nul- 
lam fideijussionem aut cautionem pro lite exigantur.« . . Ebend. 

4) »Neque pro qualibet pecuniaria causa vel criminali episcopum ad ju- 
dicem civilem aut railitarem invitum producere aut exhibere citra imperialem 
jussionem permittinms etc. Nov. 123, cap. 8. 
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Vergleichen wir die beiderseitigen kaiserlichen Verordnungen 
hinsichtlich der Bischöfe und der übrigen Kleriker, so entdecken 
wir einen eigentlichen Unterschied nur bei Behandlung der Criminal- 
fälle. Aber auch hier ist der Unterschied kein wesentlicher. Denn hin- 
sichtlich der Bischöfe war im Gesetze ebenfalls die Möglichkeit ge- 
geben, dieselben in Criminalfällen , wenn es dem Kaiser so gefiel, 
vor den weltlichen Richter stellen zu dürfen. Die übrigen Kleriker 
konnten in Criminalklagen allerdings von vornherein vor dem welt- 
lichen Forum angeklagt werden , aber es bildete auch hier der 
bischöfliche Ausspruch einen wesentlichen Factor beim Processgange, 
und schliesslich war auch hier das kaiserliche Urtheil entscheidend. 
Im Grunde genommen, decken sich also auch die beiden Fälle. 

Noch zwei Bestimmungen Justinians mögen Platz finden. 
Wollte Jemand einen Bischof oder Kleriker , die aus irgend einer 
Provinz nach Constantinopel gekommen waren und sich daselbst auf- 
hielten, verklagen , so sollte der Rechtshandel , wenn er bereits in 
der Provinz anhängig gemacht war, an Ort und Stelle weiter unter- 
sucht und geschlichtet werden. War die Klage noch nicht einge- 
leitet, so konnte sie vor dem Präfectus Prätorio des Orientes vor- 
gebracht werden, oder, vor den 'von dem Kaiser dazu ernannten 
Richtern *). 

Waren Bischöfe oder Kleriker in amtlichen Angelegenheiten, 
pro civitate aut pro suis ecclesiis , propter suam legationem aut 
ordinationem episcopi in die Residenz oder an einen anderen Ort 
gekommen, so durften sie daselbst von Niemanden mit Anklagen 
beunruhigt oder belästigt werden. Waren sie aber in ihre Provinz 
zurückgekehrt, so stand es Demjenigen, welcher eine Klage gegen 
sie vorzubringen hatte, frei, dieselben zu belangen , ohne dass dem 
Kläger irgend welcher Nachtheil aus dem Zeitverluste erwachsen 
sollte, der sich durch die Abwesenheit des betreffenden Bischofes 
oder Klerikers ergeben hatte 2 ). 

So weit die Verordnungen Justinians über den privilegirten 
Gerichtsstand des Klerus. Die angeführten Gesetze ergeben, dass, 
abgesehen von einigen Zeitläuften, der Umfang des Privilegium fori 
unter Justinian ausgedehnter war, als unter den meisten früheren 
Imperatoren. Namentlich ist die Klarheit und Deutlichkeit hervor- 
zuheben, mit welcher Justinian betonte , dass in allen kirchlichen 
Vergehen der Kleriker ausschliesslich und einzig die Kirche Compe- 
tenz besass. Das war und ist für die Kirche der Hauptpunkt. Sie 
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lässt es geschehen , dass ihre Diener in Civil- und Criminalklagen 
vor das Forum des weltlichen Richters gezogen werden; in allen 
rein kirchlichen Streitfragen hält sie sich einzig und allein compe- 
tent zur Untersuchung und Entscheidung. Ein »weltlicher Gerichts- 
hof für geistliche Angelegenheiten« ist ein Unding, ist Unsinn, und 
mag er aus noch so vielen gestrengen Oberappellations- und Ober- 
tribunalsräthen zusammengesetzt sein, er existirt für die Kirche, für 
den kirchlich-treuen Klerus, für das gläubige katholische Volk nicht, 
seine Entscheidungen sind in ihren Augen null und nichtig. 

Wir stehen am Schlüsse unserer Untersuchung, die wir auf 
dem Gebiete der Gesetzgebung der römischen Kaiser über das Ver- 
mögen und die Immunitäten der Kirche und des Klerus augestellt 
haben. Gerade die genaue Bekanntschaft , die wir in vorstehenden 
Abhandlungen mit den »kirchenpolitischen« Gesetzen des römischen 
Staates geschlossen, gewährt uns einen Standpunkt, von dem aus 
wir die Stellung des Staates zur Kirche überhaupt in damaligen 
Zeiten viel besser zu beurtheilen vermögen , als an der Hand ein- 
zelner historischer Facta, einzelner Handlungen der Kaiser zu Gunsten 
oder Ungunsten der Kirche und des Klerus. Denn Gesetze pflegen 
— oder leider müssen wir in Rücksicht auf .die mit Dampfkraft be- 
triebene Gesetzesfabrikation im Culturland Preussen-Deutschland rich- 
tiger sagen: pflegten — gewöhnlich das Resultat besonnener Ueber- 
legung, ernsten Nachdenkens, ruhiger Würdigung und Abwägung 
der Verhältnisse nach allen Seiten hin zu sein. 

Ziehen wir nun aus der gesamraten vorangehenden Gesetzes- 
darstellung ein kurzes, bündiges Gesammtresultat. Von der Zeit an, 
als Gott die rtfmischen Gewalthaber zur Kirche rief, als die Kaiser 
aus Feinden der Kirche ihre Freunde , aus ihren Verfolgern ihre 
Anhänger geworden waren, als zwischen den beiden göttlichen Ord- 
nungen in der Welt, zwischen Kirche und Staat das Freundschafts- 
bündniss sich gefestigt hatte, von dieser Zeit an beginnt die kaiser- 
liche Gesetzgebung einzugreifen in das äussere Leben und Weben 
der Kirche. Zu dem imperium mundi, das in der Hand der Impe- 
ratoren ruhte, kam jetzt, da letztere Söhne der Kirche geworden, 
die Advocatia Ecclesia, d. h. die hohe erhabene Verpflichtung , den 
Schutz und Schirm der Kirche zu übernehmen. Dieses blosse 
Schutzamt genügte den christlich gewordenen Kaisern nicht. Es 
war einerseits ein Ausdruck ihrer Verehrung und Dankbarkeit gegen 
die Kirche, andererseits ein Zeichen politischer Klugheit , dass sie 
die Kirche wie deren Diener durch mannigfache Privilegien und 
Immunitäten auszeichneten. Hier that sich uns ein weiter Kreis 
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von Gesetzen und Verordnungen auf, die durchgehends den Zweck 
hatten, das Vermögen der Kirche wie des Klerus zu heben, Kirche 
und Klerus von lästigen Verpflichtungen und öffentlichen Leistungen 
zu befreien, dem letzteren besonders eine ausgezeichnete Stellung 
über der Laienwelt zu sichern durch einen privilegirten Gerichts- 
stand, wie den Kirchen durch Ertheilung des Asylrechtes. Die 
Kaiser wussten, dass die Kirche nie eine Feindin des Staates war 
und nie sein kann, weil beide von Gott gewollt und geordnet sind, 
dass die Kirche vielmehr als eine Stütze des Staates und Thrones sich 
erwies ; sie wussten, dass der Klerus der katholischen Kirche kein revo- 
lutionärer Klerus, dass vielmehr die Geistlichen, wie treue Diener der 
Kirche, so loyale Anhänger und Unterthanen ihres Königs und Kaisers 
sind. Nur ein neuheidnischer Kaiser wie Julian konnte das Wesen 
der Kirche und ihr von Gott gewolltes Verhältniss zum Staate ver- 
kennen; nur ein Günstling und Emporkömmling wie Eutropius 
durfte es ein paar Jahre wagen , die katholische Geistlichkeit für 
reichsfeindlich und landesverrätherisch auszugeben. Aber die Kanz- 
lerwirthschaft ^ines Eutropius war kein Segen für das römische 
Kaiserreich. -»Et nunc reges intelligite; erudimini, qui judicaiis 
terramth 
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Sanctissimi Domini Nostri Pii Divina Providentia Papae IX. 

Allocutio habiia die XII. Martii MDCCCLXXVII. AdS. E. E. 

Cardinales Acdibus Vaticanis. 

Venerabiles Fratres! Luctuosius exagitati Nostri Pontifieatus 
ternporibus pluries vestrura amplissimum ordinem in has aedes ad- 
vocavimus, ea mente, ut gravia mala apud Vos deploraremus, quibus 
Ecclesia indigne affligitur, et contra ea quae sive in Italia sive in 
aliis regionibus in perniciem Ecclesiae ac Sedis Apostolicae patrata 
sunt, Nostras protestationes ederemus. Novissimis vero hisce annis 
novos et volientiores usque impetus atque injurias spectare debuimus, 
quas Ecclesia Dei in variis Orbis catholici partibus pertulit ab in- 
fensis hostibus, qui opportunam satis occasionem, Jesu Christi spon- 
sam oppugnandi reputaverunt calamitosam conditionem rerum nostra- 
rarum, et solitudinem eam, in qua Nos omni humana ope destituti 
versamur. Optassemus quidem hodierna die Venerabiles Fratres 
menti et cogitationi vestrae proponere immanem hanc lateque diffu- 
sam persecutionem, quae in pluribus Europae regionibus contra Ec- 
clesiam saevit, sed habentes in animo, acerbam hanc descriptionem 
alio Vobis tempore exhibere, interim facere non possumus, quin Ec- 
clesiae in hac Italia labores et vexatioues in dies asperiores Vobis 
commemoremus, ac pericula quae quotidie majora Nobis et huic 
Apostolicae Sedi impendere conspicimus, aperiamus. 

Septimus jam procedit annus, ex quo invasores civilis Nostri 
Principatus omnibus divinis ac humaais juribus proculcatis, solem- 
nium pactionum fide violata et calamitates illustris Nationis catho- 
licae opportunitatem suam reputantes, vi atque armis provincias, quae 
in nostra potestate adhuc erant, occuparunt, hanc sanctam civitatem 
expugnavere, ac tantae iniquitatis opere Ecclesiam universam luctu 
ac dolore compleverunt. Simulatae atque infidae promissiones, quas 
iis funestis diebus ipsi super rebus nostris Guberniis exteris obtulere, 
declarantes se velle obsequium et honorem reddere libertati Eccle- 
siae, et liberam ac plenam esse velle Romani Pontificis potestatem; 
efficere non poterunt, ut Nos vana spe illecti non penitus praecipere- 
mus animo, quae luctuosa ac misera Nos sub eorum dominatione 
raanerent; quin probe conscii consiliorum impiorum quae propria 
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sunt h om intim, quos novarnm rerum studia et sceleratum foedus con- 
sociat, aperte praenunciavimus eam sacrilegam invasionem non tantura 
spectare ad civilem Nostrum Principatum opprimcndum, quantum ad 
destruendas facilius temporali nostra dominationi oppressa , institu- 
tiones omnes Ecclesiae, ad evertendara Sanctac Sedis auctoritatera, 
ad vicariara Christi potestatem, quam licet immerentes gerimus in 
terris, omnino labefactandani. 

Jamvero hoc opus demolitionis et eversionis omnium rerum, 
quae pertinent ad ecclesiasticum aedificium atque ordinem, si non 
quoad consilia ac odium persecutorum, quoad gravissimas tarnen rui- 
nas, quas usque ad hanc diem congesserunt , pene consummatum 
dici potest, ac satis est oculos convertere ad leges et decreta ab 
initio novae dominationis huc usque edita, ut luculenter perspiciatur 
Nobis singillatim ac sensim alia ex aliis in dies media et praesidia 
fuisse sublata, quibus ad catholicam Ecclesiam ut par est regendam 
et gubernandam omnino indigemus. Eniinvero iniquitas , quae cora- 
pleta est supprimendis ordinibus religiosis, Nos strenuis ac utilibus 
adjutoribus damnose spoliavit, quorum opera in expediendis ecclesias- 
ticarum Congregationum negotiis, in tot partibus ministerii Nostri 
exercendis Nobis omnino necessaria est, ac eodem tempore hic in 
urbe nostra tot domicilia delevit, quae religiosos viros ex exteris na- 
tionibus excipiebant, qui statis teniporibus in hanc metropolim con- 
venire consueverant ad roborandum spiritum, ad rationes de suo mi- 
nisterio reddendas, atque ab ipsis radicibus crudeliter abscidit tot 
utiles et feraces plantas, quae fructus benedictionis et pacis in omnes 
terrae piagas afferebant. Eadem autem suppressionis injuria, quae 
Collegia percutit pro sacris missionibus in urbe constituta ad dignos 
operarios efformandos, qui Evangelii lucem in dissitas etiam et in- 
hospitas terras animose proferrent, ea raisere subduxit tot populis 
tarn salutare pietatis et caritatis auxilium magno cum detrimento 
ipsius civilis humanitatis et cultus, qui a Religionis nostrae sancti- 
tate doctrina virtute dimanat. Hujusmodi vero leges per se acer- 
bissimae et non solum Religionis, sed ipsius humanae societatis uti- 
litati perquam adversae, majorem etiam acerbitatem deinde accepere 
ex novis ordinationibus rei publicae ministerorum , quibus religiosa- 
rum familiarum communi in domo consociationes , et novae admis- 
siones pro regularibus utriusque sexus sub severis sanctionibus pro- 
hibentur. Disjectis Ordinibus religiosis Clero saeculari destruendo 
consilia et opera conversa sunt, ac funesta ea lex lata fuit, qua Nos 
et Pastores italici populi magno cum luctu videre debuimus juvenes 
clericos, Ecclesiae spem, a sanctuario nequiter avulsos, et coactos 
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aetii te ipsa, qua sc Deo solemniter conseeraturi sunt, saecularis mi- 
litae balteum accipere, ac vitae genus perferre, quod ab institutis et 
a spiritu vocationis eoruin longissime abhorret. Quid plura? Sub- 
secutae sunt aliae injustae leges, quibus Universum Patrimonium, quod 
Ecclesia sacris diuturnis inviolabilibus titulis possidebat magna ex parte 
fait ereptum, substitutis ejus loco ac ex parte tantum exiguis redditi- 
bus, qui ancipitibus temporum vicibus, et voluntati ac arbitrio publicae 
potestatis penitus subjiciuntur. Deplorare etiam coacti fuimus magno 
numero aedificia, quae pietas fidelium gravibus admodum sumptibus 
toleratis erexerat, quae christianis Komae temporibus digna erant, 
quaeque pacatum hospitium praebebant virginibus Deo devotis aut 
Regularium familiis, iudiscriminatim legitimis possessoribus ejectis 
occupata fuisse, et in profanos usus destinata. Adempta insuper 
fuerunt potestati Nostrae, et sacrorum ministrorum curatioui, tot pia 
opera et instituta caritati ac beneficeutiae exercendae consecrata, quo- 
rum nonnulla egestati aliisque raiseriis et necessitatibus sublevandis 
mira munificentia ipsi Romani Pontifices Praedecessores Nostri et 
exterarum gentium pia liberalitas condiderant; ac si qua ex iis 
publicae caritatis operibus adhuc sub Eeclesiae vigilantia manent, 
lex quaedam non serius roganda esse fertur, qua illa a Nobis sub- 
trahantur aut fundiditus oboleantur, veluti publica documenta non 
dubie nec obscure praenuneiant. Vidimus praeterea, idque anima 
Nostra supra omnem modum dolore perculsa commemoramus, Ee- 
clesiae auetoritati et moderationi subduetum publicum ac privatum 
doctrinarum et artium magisterium, et doceudi munus concreditum 
hominibus suspectae fidei, aut apertis Eeclesiae inimicis et qui non 
dubitarunt atheismi impietatem publice profiteri. 

Occupatis ac ratione et eversis tot religiosis magnique momenti 
institutionibus, id non satis visum est filiis Eeclesiae desertoribus, nisi 
etiam impedimenta ponerent sanetuarii Ministris, ne suum spirituale 
ministerium valeant libere exercere; atque huc etiam nefaiie perveutum 
et ea lege in aula oratorum legibus ferendis novissime approbata, 
quae de Cleri abmibus inscribitur, cujus vigore crimini et noxae 
vertuntur Episcopis itemque sacerdotibus, ac gravibus poenarum sanc- 
tionibus muletantur ii actus, quos sub insidioso nomine perturbationis 
conscientiae quam dicunt publicae, aut pacis familiarum praedictae 
legis auetores complectuntur. Ejus porro quam innuimus legis jussu, 
verba ac scripta omnis generis, quibus Religionis administri decreta 
leges aut aliura quemque publicae auetoritatis actum vel rei sacrae 
juribus, vel Dei aut Eeclesiae legibus adversantem, pro sui officii ra- 
tione notandum ac improbandura censeant, animadversioni et poenis 
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perinde subjiciuntur, ac opera illorum, qui praedicta scripta ediderint 
aut diftuderint, quocumque ex ordine ecclesiasticae auctoritatis , aut 
ex loco ipsa manaverint. Ubi haec lex perlata et proraulgata fuerit in- 
tegrum, erit laico tribunali jadicium ferre, utrum ac quomodo sacerdos in 
sacramentis administrandis, in divini verbi praedicatione conscientiara 
publicam et domesticam tranquillitatera perturbaverit, ac episcopalis et 
sacerdotalis vocis ea erit conditio, ut ea comprimatur aut obstruatur, non 
minus quam vox ipsa Jesu Christi Vicarii, qui quamvis in se ipso nulli 
animadversioni obnoxius dicatur ob rerum politicarum rationes, in per- 
sona tarnen eorum, qui ejus noxae affines fuerint, puniendus esse cen- 
setur, uti publicus regni administer in conventu legumlatorum palam 
significare non dubitavit , cum respectu ad nos habito aperte profite- 
retur, nec novum aut insolitum esse in legibus , nec a juris crimi- 
nalis ratione scientia ac usu absonum, poenis subjici participes cri- 
minis, ubi praecipuus auctor puniri non possit. Ex quo intelligitur, 
ad Nos etiam ex dominantium sententia hujus legis telum spectare, 
ita ut ubi nostra verba aut acta in offensionem ejus legis incidant, 
Episcopi aut sacerdotes, qui nostros sermones et monita aut evulga- 
rint aut executi fuerint, poenas laturi sint ejus praetensi criminis, cujus 
reatum et culpam Nos uti praecipuus auctor sustinere judicabimur. 

En, Venerabiles Fratres, quemadmodum non solum tot praesi- 
dia, tot instituta roborata saeculis, invicta tempestatibus , Ecclesiae 
administrationi necessaria bostili violentia ac demolitione apud Nos 
eversa sunt, sed eo etiam progressum est, ut sublime illud munus 
docendi, vigilandi, animarum saluti prospiciendi, quod Ecclesia a suo 
divino conditore accepit, nefario modo impediatur, severissirais poenis 
indictis ad obstruendum os ministrorum ejus, qui dum docent popu- 
los servare omnia quae Christus mandavit, dum instant opportune, 
importune, arguunt, obsecrant, increpant in omni patientia et doc- 
trina, illud agunt quod divina eis et apostolica auctoritate praecipi- 
tur. Alias autem tenebrosas molitiones oppugnatorum Ecclesiae si- 
lentio praeterimus, a quibus nonnullorum etiam ex publicis administris 
consiiia et incitamenta non abesse cognoscimus , quae eo spectant, 
ut majorum tribulationum dies Ecclesiae ipsi adducantur, vel pronio- 
vendis schismatis occasionibus ubi futuri Pontificis electio inciderit, 
vel Episcoporura, qui Ecclesiis Italiae praesunt, spiritualis aucto- 
ritatis usu impediendo, cujus rei causa Nos novissime declarare 
coacti fuimus, tolerari posse, ut acta canonicae institionis eorumdem 
Episcoporum laicae potestati exhibeantur, et occurrendum quantum in 
Nobis est, funestissimis rerum adjunctis, in quibus non amplius age- 
batur de temporalium bonorum possessione, sed ipsae fidelium cons- 
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cientae, earnm pax, animarum procuratio et salus, quae supreraa 
Nobis lex est, in apertum diserimen vocabantur. Verum in hoc quod 
egimus ad gravissima pericula removenda, palam ac itetum agnosci 
volumus, Nos injustam eam legem, quae regium placitum vocatur, 
omnino improbare ac detestari, aperte declarantes per ipsam laedi 
divinam Ecclesiae auctoritatem, ejusque libertatem violari. 

Post haec autem, quae hacterius exposuimus, omittentes plura 
alia, ad quae deploranda sermonem nostrum ptoducere ]»ossemus, 
illud petimus, qua ratione fieri possit, ut Ecclesiam gubernare vale- 
amus sub dominatione ejusmodi' potestatis, quae omnia Nobis media 
et praesidia ad Apostolatum nostrum exercendum continenter adimit, 
omnem viam obstruit, nova in dies irapedimenta novas difficultates 
interponit, novos usque laqueos insidiasque molitur? Profecto Nos 
satis mirari non possumus eos homines reperiri, quorum nescimus 
utrum levitas an malitia major sit, qui sive per publicas ephemeri- 
des, sive peculiaribus scriptis sive impudentibus sermonibus plurium 
occasione conventuum habitis, obtrudere et persuadere populis co- 
nantur, praesentera summi Pontificis in urbe conditionem talem esse, 
ut etiam sub alterius potestatis dominatione constitutus plena liber- 
tate fruatur, ac tranquille et plene possit suo supremo spirituali pri- 
matu perfungi. Ad quam opinionem publice confirmandam nullum 
elabi occasionem sinunt, sive cum Episcopi et fideles ex exteris pla- 
gis ad Nos visendos accedunt, sive cum eorum pios coetus in con- 
spectum nostrum admittimus, sive cum impios ausus contra Eccle- 
siam Nostris ad eos sermonibus deploramus, quin de industria et cal- 
lide incautis insinuare studeant, Nos reipsa plena potestate et über- 
täte frui tum loquendi tum excipiendi fideles tum Ecclesiam uni- 
versam administrandi. Mirum Nobis est, quod talia impudenter jac- 
tari possint, quasi exercitium illorum actuum, qui recensentur, plene 
et omnino esset iu nostra potestate, et quasi in iis tota gubernationis 
Ecclesiae ratio, quae ad munus Nostrum pertinet, contineretur. Quis 
enira nescit, non sub Nostra sed sub dominantium potestate esse 
actus ejus libertatis, quam tantopere extollunt, ita ut eatenus et 
tamdiu eosdem actus exercere possimus , quatenus et quam diu 
hoc ab iis non impideatur? Quae tarnen nostrorum actuum li- 
bertas, quantum sub eorum potestate sit, etsi alia argumenta dees- 
sent, satis innuit ac docet novissima ea lex, quam nuper deploravi- 
mus, qua liberum exercitium spiritualis nostrae potestatis, et mini- 
sterii ecclesiastici ordinis nova et in tolerabili oppressione constrin- 
gitur. Quod si nonnullos actus Nos posse exercere permiserint, ea 
de causa quod agnoscant, quantopere eorum intersit Nos sub eorum 
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dominatione liberos existiimari, quam multa tarnen gravissima per- 
necessaria summique mornenti sunt, quae ad formidanda onera mi- 
nisterii Nostri pertinent, quibus reipsa ac rite perficiendis , Nos do- 
minantium jugo subjecti omni necessaria facultate et jlibertate ca- 
reraus? Vellemus quidem illos, qui ea quae retulimus scribunt 
aut loquuntur, oculos suos ad ea, quae circa Nos accidunt, conji- 
cerent, ac alieno paullisper a partibus aniino dijudicarent , utrum 
vere dici possit , Ecclesiae regendae potestatsm Nobis divinitus 
commissam cum eo statu, ad quem Nos adegit iuvasorum domi- 
natus, posse componi. Vellemus cos agnoscere convicia, injurias 
contumelias quae etiam in aula Oratorura Populi continenter contra 
humilitatem Nostram eftünduntur, convicia, in quibus Nos quidem 
ignoscimus miseris, qui ea promunt, sed tarnen in offensionem raaxi- 
mam fidelium cedunt, quorura communis Pater violatur, et eo ten- 
dunt, ut imminuatur apud eos existimatio, auctoritas veneratio, quam 
Vicariatus Christi quem indigni sustinemus, suprema dignitas et sanc- 
titas postulat. Vellemus eos testes esse probrorum et calumniarum, 
quibus tum amplissimus ordo vester, tum sacri Ecclesiae Magistratus 
omnibus modis impetuntur, tanto cum administrationis eorum detri- 
mento; testes esse irrisus ac ludibrii, quo augusti ritus ac institu- 
tiones catholicae Ecclesiae dehonestantur , petulantiae, quae sanctis- 
sima religionis mysteria profanantur, ac conspicere publicis honoris 
significationibus et pompis decoratam impietatem et atheos homines, 
dum contra religiosae supplicationes et pompae vetantur, quas avita 
italorum pietas libere Semper celebrare solemnibus temporibus con- 
suevit. Vellemus etiam ipsis notas esse blasphemias, quae impune, 
auctoritate publica dissimulante , contra Ecclesiam in legumlatorum 
conventu conjiciuntur, in quo Ecclesiae ipsi subvertendi et aggredi- 
eudi criminatio est illata, libertas ejus nefarium ac fatale principium 
vocatum est, doctrinae ejus perversae, ac societati et moribus adver- 
santes appellatae sunt, vis et auctoritas ejus tamquam civili consor- 
tio perniciosa incusata fuit. Neque possent iidem confictae nostrae 
libertatis praecones inficiari tot multiplices continuas graves occasio- 
nes in id comparatas, ut incauta juventus inflammatis cupiditatibus 
corrumpatur, ac ex ejus animo catholiac fides radicitus extirpetur. 
Si ipsi demum vias hujus urbis, quae per B. Petri cathedram reli- 
gionis sedes et caput est, obirent, judicare percoramode possent, 
utrum templa acatholici cultus his temporibus excitata, scholae cor- 
rnptionis quaquaversus diffusae, tot domus perditionis passim con- 
stitutae, obscena et foeda spectacula, quae oculis populis ofteruntur, 
talem rerum conditionem faciant, quae tolerabilis sit ei, qui pro sui 
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apostolatus officio debet quidem et vellet tot raalis occurrere, at 
contra Omnibus raediis et rationibus, omni potestatis exercitio pri- 
vatur, quo possit vel uni tantum ex tot malis necessaria remedia 
adhibere, et animabus in exitiura ruentibus opem ferre. Hic tandem 
est, Venerabiles Fratres, status cui subesse cogimur opera ejus Gu- 
bernii, quod in hac urbe dominatur, haec est illa libertas et potes- 
tas exercendi ministerii nostri, cujus nomine abutuntur et qua Nos 
potiri impudenter jactitant: libertas scilicet videndi demolitionem 
in dies deteriorem ordinis et constitutionis ecclesiasticarum rerum, 
videndi exitium animarum, quin operam nostram ad tot damna op- 
portune reparanda impendere et navare possimus. His ita se haben- 
tibus nonne nova amarulenta irrisio et ludibrium existimandum est 
illud quod saepe dicitur, nempe debere Nos conciliationis et eoncor- 
diae cousilia cum novis dominatoribus inire, cum haec conciliationis 
ratio non aliud ex parte nostra esset, nisi omnino prodere uon modo 
summa Sanctae hujus Sedis jura, quae tamquam sacrum et inviola- 
bili depositum ad hanc supremani cathedram evecti custodienda ac 
tuenda recepimus, sed etiam et praecipue prodere divinum ministe- 
rium Nobis pro salute animarum commissum, tradere hereditatem 
Christi in manus auctoritatis hujusmodi, cujus opera ad ipsum ca- 
tholicae religionis nomen, si fieri posset, delendum, diriguntur? Nunc 
,profecto terrarum orbi claro in lumine omnique ex parte conspicienda 
praebetur vis vigorfides earum concessionum, quibus ad lidelium illusio- 
nem hostes nostri libertatem et dignitatem Romani Pontificis tueri 
se velle ostentarunt, quae fundamentum suum positum habent in 
arbitrio ac hostiii voluntate reipublicae moderatorum quorum in po- 
testate est juxta sua consilia et rationes , ac pro lubitu eas aptare, 
servare, interpretari, atque executioni mandare. Haudquaquam certe, 
haudquaquara Romanus Pontifex est aut erit unquam plenae über- 
tatis compos, ac suae plenae potestatis, donec aliis in urbe sua do- 
minantibus subjiciatur. Alia ejus sors Romae esse non potest nisi 
aut supremi Principis aut captivi: nec unquam catholicae Ecclesiae 
universae pax, securitas, tranquillitas constare potent, donec exerci- 
tium supremi apostolici ministerii obnoxium fuerit studiis partium, 
arbitrio dominantium, vicibus politicarum electionum, consiliis et 
operibus hominum callidorum ac utilitatem justitiae praeferentium. 

At in tantis malis, queis laboramus et premimur, ne putetis, 
Venerabiles Fratres, aut animum Nostrum fractum concidere, aut 
illam in Nobis fiduciam deficere, qua Omnipotentis et Aeterni de- 
creta expectamus. Nos quidem consilium cum inissemus post occu- 
pationem ditionis Nostrae Romae potius manendi quam querendi 
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alienis in terris tranquillum hospitium, idque ea mente, ut penes, 
Beati Petri sepulcrum pro re catholica vigiles excubias ageremus, 
numquam destitimus auxiliante Deo pro causa Ejus tueuda certare 
et quotidie certamus nullibi loco cedentes hosti nisi vi depulsi, ut 
perpauca illa quae adhuc reliqua sunt ab impetu diripieutiura et per- 
vertere omnia conantium vindicemus. Ubi autem caetera Nos defe- 
ceruut praesidia, quibus Ecclesiae et religionis rationes tueremur, 
Nos nostrae vocis et nostrarum expostulationem officio usi sumus ; 
cujus rei testes estis ipsi, quibus communia pericula communis No- 
biscum dolor fuit: saepe naraque verba excepistis publice a Nobis 
prolata, sive ut nova facinora reprobaremus et contra invalescentem 
hostium violentiam protestaremur , sive ut aptis monitis fideles in- 
strueromus, ne insidiis improborum et simulatae religionis specie, 
neve noxiis falsorum fratrum doctrinis deciperentur. Utinam voci- 
bus Nostris tandem admoveant aures animumque adjiciant illi, quo- 
rum ad officium pertinet et maxime interest, auctoritatem Nostram 
sustentare, et causam , qua nulla justior et sanctior , viriliter tueri! 
Nam qui fieri potest, ut illorum prudentiam fugiat, frustra solidam 
ac veram prosperitatem in nationibus, tranquillitatem ac ordinem in 
populis 8tabilitatem potestatis in iis, qui sceptra tenent expectari, 
si Ecclesiae auctoritas, quae societates omnes recte constitutas vin- 
culo religionis continet, impune contemnatur et violetur ejusque Ca- 
put supremum in suo ministerio obeundo plena libertate uti nequeat, 
et potestatis alterius sit obnoxius arbitrio? 

Illud sane feliciter accidisse laetamur, ut voces Nostrae ab uni- 
verso catbolico Populo filiali pietate Nobis obstricto, libentissime 
magnoque cum fructu exceptae iuerint ; talia enim sunt , quae ab 
ipsis accepimus dilectionis assiduae et iterata testimonia, ut et ipsis 
et Ecclesiae summam gloriam conferant, et bene sperare Nos jube- 
ant laetiores dies eidem Ecclesiae et huic Apostolicae Sedi orituros. 
Ac profecto vix verbis aequare possumus jucunditatem solatii, quod 
percepiraus, validis licet auxiliis undique destituti, intuentes egregios 
animorum motus et generosa studia , quae sponte excitata latius in 
propagantur inter gentes etiam remotissimas , ut Romani Pontifica- 
tus et humilitatis Nostrae causam suscipiant, dignitatem tueantur. 
Liberalia subsidia, quae ex omni terrarum parte ad Nos perveniunt, 
ut urgentibus necessitatibus Sanctae hujus Sedis prospiciaraus , et 
frequentia tot fi Horum nostrorum , qui ad has Vaticanas aedes ex 
omni gente confluunt, ut visibili Ecclesiae capiti devotam volunta- 
tem suam testentur, ejusmodi pignora animorum fidelium sunt, 
pro quibus pares agere gratias divinae bonitati omnino nequeamus. 
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Vellemus tarnen ab omnibus intelligi, quod salutaris docuraeuti loco 
esset, intimam vim et significationem veram peregrinationem istaram, 
quas hoc tempore crebro iterari videmus, quo Romanus Pontificatus teter- 
rimura bellum experitur. Scilicet illae non eo valent tantum ut araorera 
et observantiam fidelium prodant erga humilitatem Nostram, sed 
manifestum praebent judicium sollicidutinis et auxietatum, quae eorum 
corda perturbant, quod communis Parcens in abnormi prorsus ac in- 
congrua conditione versatur. Neque haec anxietas et sollicitudo con- 
quiescet, imo augeatur oportet, donec in possessionem plenae et verae 
libertatis Pastor universae Ecclesiae restituatur. 

Interea nihil magis optamus, Venerabiles Fratres, quam ut 
voces Nostrae ex hoc parietum septo ad Ultimos terrarum fines raa- 
nent, ut totius orbis fidelibus pro illustribus quae continentur ipsi 
exhibent filialis dilectionis et obsequii argumentis, sensus gratissimi 
animi nostri testentur. Optamus enim iis gratias agere pro pia li- 
beralitate, qua etiam interdum difficultatis rerum suarum obliti No- 
bis opitulantur, ognoscentes Deo offerri quidquid Ecclesiae tribuitur, 
gratulari pro magnanimitate et virtute, qua impiorum iras et irrisi- 
ones despiciunt, Nosque iis devinctos profiteri pro alacritate, qua 
significationes sui amoris Nobis offerre student ad celebraridum anni- 
versariam diei illius memoriam, quo ante annos quinquaginta Episcopalis 
consecrationis munus, licet indigni suscepimus. Nec minus Nobis in votis 
est, ut omnes etiam Ecclesiarum quae late per orbem diffusae sunt 
Pastores, voces has Nostras excipientes ex iis incitamentum sumant, 
ut significent fidelibus suis pericula, oppugnationes et incommoda 
quotidie graviora, quibus premiraur, eosque simul certiores faciant» 
Nos quidem nunquam destituros, quicumque rerum exitus futurus 
sit, ab improbandis inquitatibus quae corum Nobis patrantur ; verum 
fieri posse aliquando cum propter leges nuper rogatat, tarn propter 
alias quae praenunciantur etiam saeviores , ut vox Nostra usque ad 
eos nonnisi rarius et aegre admodum per interpositas difficultates 
possit afferri. In his tarnen rerum adjunctis Pastores ipsos excita- 
mus, ut greges suos praemoneant , ne fallacibus capiantur artibus, 
queis homines fraudulenti veram rerum conditionem in qua positi 
sumus verbis invertere et deformare nituntur, sive celantes acerbita- 
tem ejus, sive libertatem Nostram extollentes, et potestatem nostram 
nemini obnoxiam esse affirmantes, dum vere rem totam sie paucis 
complecti possumus : scilicet Ecclesiam Dei in Italia vim et perse- 
cutionem pati: Christi Vicarum neque libertate, neque exercitio ple- 
noque usu suae potestatis frui. 

Cum res hoc loco sint, nihil opportunius dueimus, nihil cupi- 
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mus irapensius, quam ut iidem omnes Sacrorum Antistites, qui nri- 
ram concordiam in tuendis Ecclesiae juribus et egregiam in Aposto- 
licam Sedem voluntatem suam multiplici indicto Nobis constanter 
probarunt, fideles quibus praesunt excitent, ut ea ratione ac ope, quam 
juva sinunt cujusquc regionis, sedulo agant apud eos qui summam 
rei publicae tenent potestatem, quo accuratius gravis conditio perpen- 
datur, in qua Caput catholicae Ecclesiae degit, atque efficacia ad- 
hibeantur consilia obstaculis amoliendis, quae veram ac plenam in- 
dependentiam ejus impediunt. Quoniam autem Dei omnipotentis est 
mentibus lumen immittere et flectere hominum corda, non solura Vos 
rogamus, Venerabiles Fratres, ut fervidis, apud Eum precibus hoc 
maxime tempore utamini, sed et ipsos catholieoruni omnium popu- 
lorum Pastores vehementer hortamur, ut fideles sibi concreditos in 
sacra templa convenire curent, ubi pro Ecclesiae matris salute, pro 
inimicorum nostrorum conversione, et fine malorum tarn gravium la- 
teque patentium humiles preces ex intimo animo effundant. Exci- 
piet, ut firmiter confidimus, orationem populi ad se clamantis Deus, 
cui beneplacitum est super timentes Eum, et in eis qui sperant mi- 
sericordia Ejus. 

Caeterum, Venerabiles Fratres, confortemur in Domino et in 
potentia virtutis Ejus, atque induti armaturam Dei, loricam justitiae 
et scutum fidei, praeliemur strenue ac fortiter adversus potestatem 
tenebrarum et nequitiam hujus saeculi. Jam certe Studium omnia 
miscendi perturbandique eo devenit, ut torrentis instar omnia secum 
in praeceps tracturum minitetur, nec pauci ex iis, qui novarum rerum 
auctores aut fautores extiterunt, respectant conterriti, operis ipsi sui 
forniidantes effectus. At Deus Nobiscum est, eritque usque ad con- 
summationem saeculi. Jimendum est iis de quibus scriptum est 
»Vidi eos, qui operantur iniquitatem et seminant dolores et metunt 
eos, flaute Deo periisse, et spiritu irae Ejus esse consumptos.« At 
Deum timentibus et certantibus in nomine Ipsius ac in Ejus poten- 
tia sperantibus misericordia . et praesidium reservatum est, neque du- 
bitandum, quin cum Ejus sit causa, Ejus sit pugna, Ipse certantes 
adjuvet ad victoriam. 

IL Nach der »N. Fr. Pr.« erging folgende Note des Staatssecrc- 
tairs Cardinais Simeoni, mit welcher er den beim hl. Stuhle aecre- 
ditirten Gesandten der katholischen Mächte die Allocution vom 12. 
März übermittelte : 

»In der Beilage finden E. E. die Allocution, welche Se. Hei- 
ligkeit am heutigen Tage im geheimen Consistorium dem hl. Colle- 
gium vorgetragen hat. 
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Der Inhalt dieser Allocution wird E. E. gewiss nicht neu sein, 
denn E. E. ist Zeuge alles Dessen gewesen, was gegen das Recht 
des hl. Stuhles verübt worden ist. Die Geschichte dieses heiligen 
Stuhles wird in den ungerechten Akten des italienischen Parlaments 
verewigt bleiben. Die kirchenschänderischen Reden und die gottlo- 
sen Profanationen , welche verschiedene Deputirte gegen die Heilig- 
keit des Statthalters Christi und der gesamraten Kirche vorgebracht 
und verübt haben ; die unchristlichen und barbarischen Gesetzesvor- 
schläge, bestimmt, das Papstthum herabzuwürdigen, diese einzige, 
um die menschliche Gesellschaft in Wahrheit hochverdiente Institu- 
tion, da sie aus göttlicher Inspiration hervorgegangen; die ver- 
brecherische Absicht, unsere heiligste Religion zu zerstören — alles 
Das sind nicht nur sündhafte Bestrebungen, sie gereichen überdies 
der Gemeinschaft der Gläubigen zum grössten Schaden. 

Se. Heiligkeit hofft, dass E. E. die ganze Aufmerksamkeit der 
von Ihnen so würdig repräsentirten Regierung auf diese Thatsachen 
lenken werden, besonders aber auf die Akte der verschiedenen Mi- 
nister des Königs Victor Emmanuel seit dem 20. September. In 
diesen Akten ist nämlich das gerade Gegentlieil dessen enthalten, 
was sie nach der Annexion des letzten Theiles des Kirchenstaates 
feierlich proclamirt hatten. . 

Wie wird es je möglich sein, dass der Papst die Kirche un- 
abhängig regiere, wenn er in seiner eigenen Residenz das Placet ei- 
ner Regierung bedarf, welche sich von den revolutionären Ideen des 
Jahrhunderts fortreissen lässt? 

Wie wird es möglich sein, bedauerliche Unordnungen zu ver- 
meiden, wenn im Falle eines Conclave die Regierung des Königs 
Victor Emmanuel sich mit Hilfe von Ungläubigen bemühen wird, 
einen Gegenpapst zu schaffen, der natürlich nichts Anderes sein wird 
als eine Creatur des Ministeriums, das in jener Zeit am Ruder be- 
findlich sein wird? 

Die Folgen dieser Zustände werden natürlich auch in den an- 
deren katholischen Staaten deutlich fühlbar sein, und überall dort, 
wo römische Katholiken leben. 

Die von der politischen Revolution zerfleischte Welt wird so 
auch die religiöse erleben, und dadurch wird die allgemeine Verwir- 
rung noch vermehrt werden. 

Im Vertrauen auf die so vielfach wiederholten Versicherungen 
von Ergebenheit und Liebe von Seite der von E. E. vertretenen Re- 
gierung glaubt der hl. Vater hoffen zu dürfen, dass dieselbe den In- 
halt der beifolgenden Allocution in ernste Erwägung ziehen werde, 
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sowohl in ihrem eigenen Interesse, als in dem jener Katholiken, 
welche die Gnade Gottes Ihrer Obhut anvertraut hat. 
Ich ergreife die Gelegenheit etc. 

Der Cardinal-Staatssecretär: Simconi.« 
Später erliess der Cardinal-Staatssecretär noch ein Circutar an die 

Nuntien. 

Der italienische Siegelbewahrer Mancini hat in einem Circular 
die Generalprocuratoren angewiesen, die Veröffentlichung der Allo- 
cution zu gestatten, jede Zustimmung oder Vertheidigung derselben 
aber gerichtlich zu verfolgen. Dies veranlasste Se. Eminenz den 
Cardinal-Staatssecretär Simconi ein Rundschreiben an die apostoli- 
schen Nuntien behufs Ueberreichung bei den betreffenden Regierungen 
zu richten, welches in deutscher Uebersetzung folgendermassen lautet : 
Erlauchter und verehrungswürdigstcr Herr ! 

Das Rundschreiben des Ministers Siegelbewahrers an die Ge- 
neralprocuratoren der Appellhöfe über die letzte Ansprache des heil. 
Vaters, ein Rundschreiben welches die ministerielle Presse gestern 

in Rom veröffentlichte wird sicher nicht der Aufmerksamkeit Ew 

entgehen. 

Das Rundschreiben gibt an, dass die Zeitungen, welche das 
päpstliche Document veröffentlichen werden, nicht verfolgt werden 
sollen, vorausgesetzt, dass sie es mit keinem Zusatz begleiten, wel- 
cher ihre Beistimmung ausdrückt. Und diese Entscheidung wird 
dargestellt als ein um so augenfälligerer Beweis der Freiheit, welche 
dem souveränen Kirch enrursten in der Ausübung seines Amtes zu- 
gesichert sei, als die Ansprache, nach der Erklärung des Ministers, 
alle denkbaren Grenzen überschritten habe und eine Bestätigung der 
päpstlichen Undankbarkeit sei, gegenüber einer Regierung, welche 
sich so freigebig und grossmüthig gegen die Kirche gezeigt habe. 

Thatsache ist es, dass, wenn es noch eines neuen Beweises be- 
dürfte, um den bedauernswerthen Stand der Dinge in das Licht zu 
setzen, welcher in der Ansprache des heil. Vaters geschildert ist, das 
in Frage stehende Rundschreiben denselben in der klarsten Weise 
liefern würde. 

In der That, von dem Momente an, wo die Veröffentlichung 
des päpstlichen Wortes dem Gutdünken irgend eines Siegelbewah- 
rers untergeordnet wird, ist und kann die einem solchen Worte zu- 
erkannte Freiheit nur illusorisch sein. Es ist der Minister selbst, 
der erklärt, dass, wenn er die Strenge des Gesetzes nicht in Anwen- 
dung brachte , es blos darum geschah , weil er für dieses Mal Dul- 
dung üben wollte. Morgen wird derselbe Minister, oder jeder an- 
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dere, der ihm auf diesem Posten folgen wird, statt Gefühlen der 
Duldung sich hinzugeben, die man dermalen vorschützt, sich mit 
demselben Rechte als strenger Vollzieher von Gesetzen zeigen, die 
leicht auzurufen sind und beim Mangel anderer Motive zu dem ge- 
wöhnlichen Vorwande greifen, dessen man sich ohne irgend einen 
Grund in dem letzten Rundschreiben bedient, zu dem Vorwande 
nämlich , dass der römische Oberpriester das kirchliche Gebiet ver- 
liess, um in das weltliche überzutreten. Ich sage, dass dieser Vor- 
wand heute ganz besonders ohne irgend einen Grund angeführt wurde, 
deun für Jeden, der die Ansprache vom 12. März gelesen, ist es 
klar, dass die Darlegung der Thatsachen, welche sie enthält, blos 
und allein die religiösen Interessen berührt, unter welche man vor 
Allem die Rückforderung der vollen und wirklichen Unabhängigkeit 
in der Ausübung des apostolischen Amtes zählen muss. 

In80ferne die der Kirche geschlagenen Wunden — Wunden, 
gegen welche man jetzt Einsprache erhebt und gegen welche man 
auch früher stets Einsprache erhoben hat, möge der Urheber des 
Rundschreibens darüber sagen, was er wolle — also iusoferne diese 
Wunden die traurigen Wirkungen einer Politik sind, welche unge- 
rechterweise auf einen Boden getragen wurde, der ihr nicht gehört, 
kann man doch nicht sagen, dass Derjenige aus seinem Kreise trete, 
welcher das Recht und zugleich die Pflicht hat, so lange Einsprache 
zu erheben, bis er Restitution erlangt. 

Aber es gibt in dem fraglichen Rundschreiben andere Puncte, 
die noch besser zeigen, was es mit der dem höchsten Kirchenfürsten 
grossmüthig bewilligten Freiheit für eine Bewandtniss habe. Diese 
Freiheit besteht darin : einerseits erlaubt man der kirchenfeindlichen 
Presse, sich in jeder Weise gegen das Wort des heil. Vaters zu er- 
heben, indem man dasselbe zum Anlasse von Beleidigungen und 
Gotteslästerungen macht, und indem man dessen Sinn fälscht, wäh- 
rend man von der anderen Seite der guten Presse jeden Commentar 
verbietet, der geeignet wäre, die Wahrheit der beklagten Thatsachen 
zu bekräftigen und welcher Zeugniss ablegte für die Ergebung für 
das Wort des erhabenen Oberhauptes der Kirche, für dessen Rath- 
schläge wie für dessen Lehren. Bereits haben mehrere katholische 
Provinzialblätter, die aus dem einzigen Grunde verfolgt wurden, weil 
sie ihre Bewunderung für die päpstliche Ansprache ausdrückten, die 
Wirkungen dieses Verbotes an sich erfahren. 

Was den Klerus insbesondere betrifft, so formulirt sich die 
Freiheit, welche man ihm verspricht, durch neue und viel beengen- 
dere Drohungen dergestalt, dass, wenn die Diener der Kirche, ge- 
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horchend der Stimme des obersten Hirten, seine Lehren predigen 
und dem Volke empfehlen, sie zu verwirklichen, sie sich unter dem 
Drucke eines Gesetzes befinden , welches dieses Verhalten als einen 
unerträglichen Missbrauch erklärt, strafbar durch Gefängniss und 
schwerste Geldstrafen. 

Und nun, wo sich solche Massnahmen offenbaren, will man den 
Glauben an die absolute Unabhängigkeit des souveränen Kirchen- 
fürsten verbreiten und thun, als nehme man die Zugeständnisse 
ernst, von welchen man sagt, dass sie der Kirche vom Parlamente 
gemacht worden seien. Der Siegelbewahrer beruft sich auf den ge- 
sunden Sinn des Publicums, aber er scheint in Wahrheit darauf ein 
grosses Vertrauen zu setzen, weil, wenn der Angriff allein erlaubt, 
die Vertheidigung aber, ja selbst die blosse Zustimmung, verboten 
ist, sein Appell an denselben illusorisch wird. 

Im Uebrigen zeigt das einzige Factum, dass ein Minister, an- 
gesichts einer feierlich von der höchsten Autorität auf Erden gespro- 
chenen Rede alle darin als Ungerechtigkeiten bezeichneten That- 
sachen, denen diese Autorität zum Opfer fällt, bei Seite lässt und, 
indem er dieselbe gleichsam vor seinen Richterstuhl citirt — mit 
Umgehung alles Weiteren sich daran macht, in einer verfänglichen 
Sprache, ganz verschieden von derjenigen, auf welche er antworten 
will, diese Autorität der Gewaltthätigkeit und der Aufreizung zur 
Revolte zu bezichtigen, und dass er sogar so weit geht, ihr vorzu- 
werfen, dass sie sich »beklagt« habe, wo sie doch im Gegentheile, 
nach seiner Ansicht, sich hätte »bedankenc müssen, dieses einzige 
Factum, sage ich, würde genügen, um zu zeigen, welches Vertrauen 
man in die wiederholten Versicherungen seiner Achtung und seiner 
Ergebenheit gegen die geistliche Gerichtsbarkeit des obersten Haup- 
tes der Kirche hegen darf. 

Das Gewissen der Katholiken — man kann dies hier in Wahr- 
heit sagen und ohne dass dies als eine oratorische Wendung ange- 
sehen werden darf — kann eine solche Prätension nur wie sie es 
verdient, würdigen. Es wird namentlich unterscheiden können, auf 
welcher Seite sich der Undank befindet und wer es ist, der Italien 
stets geliebt, dessen wahres Wohl gesucht hat und heute noch seine 
Stütze, sein Glanz und seine höchste Zierde ist, oder ob Der, wel- 
cher sich abmüht, unserem Vaterlande seinen höchsten Ruhm, den, 
welchen es dem Papstthum verdankt, zu rauben und in der Seele 
des erhabenen Oberhirten Bitterkeit und Schmerz anzuhäufen. Mö- 
gen Ew. . . . nicht verabsäumen, den Minister der auswärtigen An- 
gelegenheiten auf die Sprache des Siegelbewahrers aufmerksam zu 
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machen, ebenso wie auf die Bemerkungen, welchen er Raum gibt. 
Heben Ew. . . . besonders hervor, dass, wenn die italienischen Ka- 
tholiken einen gerechten Grund haben, sich beschädigt zu fühlen, da 
sie trotz der Bedrückung, welche sie erdulden, und trotz gewisser 
wohlbekannter Plebiscite, von welchen das Rundschreiben spricht, 
ihre feste Anhänglichkeit an den souveränen Kirch enfürsten in tau- 
senderlei Weise mit wahrer Freiwilligkeit und bei jeder Gelegenheit 
bezeugen ; — die Katholiken der anderen Nationen nicht minder Ur- 
sache haben, sich ebenso zu beklagen. 

In Folge dessen haben deren Regierungen ein besonderes In- 
teresse, sich ernstlich mit einem solchen Stande der Dinge zu be- 
schäftigen gemäss den Anempfehlungen, welche gerade bezüglich 
dieses Gegenstandes durch den heil. Vater bei der letzten Ansprache 
gemacht wurden, umsomehr, als das Rundschreiben thatsächlich sich 
auf die bestehenden diplomatischen Beziehungen beruft, deren Be- 
deutung man absichtlich übertreibt, so dass man sogar zum Theile 
auf die nämlichen fremden Regierungen die Verantwortlichkeit der 
üebel wälzen möchte, welche der souveräne Oberhirt in Italien be- 
dauert. Es wäre zugleich nützlich, zu bemerken, dass der heil. 
Vater, indem er sich beklagt, in seiner gegenwärtigen Stellung nicht 
im Stande zu sein, die Kirche zu regieren, wie es sich ziemt, an die 
Thätigkeit der Gläubigen bei ihrer Regierung appellirt, wobei er in- 
dessen wünscht, obwohl der Siegelbewahrer mit Absicht über diesen 
Grund schweigt, dass diese Thätigkeit den Gesetzen der verschiede- 
nen Länder entspreche. 

Iudem ich Sie autorisire, von dieser Depesche dem Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten eine Abschrift zu hinterlassen, wenn 
er den Wunsch danach ausspricht, versichere ich Sie meiner höchst 
achtungsvollen Gesinnung. 

Rom, 21. März 1877. 

Giovanni Simeoni, Cardinal. 
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III. 

Die „Bekehrung-' der Uniten in Russland. 

Das englische auswärtige Amt veröffentlichte Mitte April 1877 
eine Sammlung von Aktenstücken zur Uniten- Verfolgung in Russland 
Die Berichte sind abgefasst von dem britischen General-Consul in 
Warschau, Oberst-Lieutenant Mansfield, dem Botschafter Lord A. 
Loftus, dem General-Consul in Odessa, Stanley, und dem Consul. 
Webster in Cherson. Wir lassen nachstehend das Wichtigste aus 
den den Zeitraum vom September 1871 bis November 1876 umfas- 
senden Depeschen nach dem Auszuge der »Köln. Ztg.« folgen: 

Am 21. September 1871 theilt Oberst Mansfield die kaiser- 
liche Verordnung mit, wonach die heterodoxen Kirchen in Russland 
dem heiligen Synod unterstellt werden sollen. Er fügt hinzu, der 
Zweck sei offenbar, die unirten Griechen in den Schoos der ortho- 
doxen Kirche zu treiben. Ein Diöcesanverweser war bereits ernannt 
worden; auch hatte die kaiserliche Regierung Aenderungen in den 
kirchlichen Gebrauchen »empfohlen, mit anderen Worten befohlen,« 
z. B. die Anlegung der russischen Popentracht, die Anlage von 
»Kaiserthoren« in den Kirchen u. s. w. Eine »Abtheilung russischer 
Mönche« war in einem Flügel des basilischen Klosters der unirten 
Griechen einquartiert worden. Am 23. November 1872 berichtete 
Mansfield über die von der Regierung erlassenen neuen Verord- 
nungen. Demnach sollte die Einführung des griechischen Ritus 
»mit Energie« weiter geführt, Widerstand »soll mit starker Hand« 
niedergedrückt und streng bestraft werden; wohlgesinnte Geistliche 
sollen für etwaige Vermögensbeschädigung Ersatz erhalten, wider- 
spenstige verbannt werden. Der General-Consul meldete weiter die 
Einsetzung einer »Inquisitions-Commission« in Siedice, vor welcher 
die Geistlichen periodisch über ihre Amtsthätigkeit verhört werden. 
Renitente Geistliche werden entweder an einen anderen Ort oder aus 
dem Lande verbannt. Als sehr traurig bezeichnet er die Folgen für 
die Gemeinden, denen Gottesdienst und Sacramente gänzlich genom- 
men zu werden drohen. 

1874 werden die Berichte häufiger. Am 29. Januar berichtet 
Mansfield über Wiederholung von Ruhestörungen in den unirten Be- 
zirken Siedice und Lublin, »welche Blutvergiessen, Verlust von Men- 
schenleben und die barbarischste Behandlung der Bauern zu Folge 
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haben.« Der Administrator der Diocese Chelm, Popil, hatte dem 
Grafen Tolstoi gemeldet, dass die kaiserlichen Verordnungen nur 
theilweise befolgt würden. Tolstoi verordnete die Einführung streng- 
ster Uniformität mit der griechischen Kirche, die Abschaffung 
von Bänken, Orgeln , Rosenkranz , Schellen bei der Messse u. s. w. 
Die Mehrzahl der Geistlichen kam den Befehlen nach. Die Bauern 
aber lehnten sich auf. An vielen Orten enthielten sie sich gänzlich 
des Kirchen besuches. An andern misshandelten sie die Priester, 
in einem Dorfe steinigten sie den Geistlichen zu Tode. Polizei 
und Kosaken waren bereits zu Hülfe gerufen, Bauern getödtet wor- 
den, einzelne Kosaken ebenso, namentlich Officiere. In Mynciewicz 
vertheidigten die Bauern die Kirche mit Gewalt, wurden indessen 
schliesslich besiegt. Sie wurden aufgefordert, eine Bekehrungserklä- 
rung zu unterzeichnen, und als sie sich weigerten, erhielt jeder Mann 
50 Hiebe mit der Kosahenpeitsche , jede Frau 25 und jedes Kind, 
ohne Unterschied des Geschlechtes oder Alters, 10 Hiebe. Eine 
Frau erhielt mehr denn 100 Hiebe. Die Nachrichten über diese Vor- 
gänge waren gerade während der Hochzeitfeierlichkeiten der jetzigen 
Herzogin von Edinburgh in Petersburg eingetroffen und hatten dort 
einen so peinlichen Eindruck hervorgerufen, dass weitere Massnah- 
men untersagt wurden. Nichts destoweniger wurden die gefangenen 
Bauern — es hatten massenhafte Verhaftungen stattgefunden — nicht 
freigelassen. Am 18. Februar berichtet Mansfield, dass die Verfol- 
gungsmassregeln noch ihren steten Fortgang nehmen. Vorgänge, 
wie der Kampf und die Peitschung in Mynciewicz > hatten sich an 
»vielen« Orten wiederholt. Am 7. März berichtet Mansfield, dass 
die Metzeleien noch ihren steten Fortgang nehmen; nur wurde da- 
mals bereits raeist ein anderer Modus der Bekehrung angewandt. 
Wo sich Widerspruch zeigte, wurde gleich so viel Militär in den 
Ort gelegt, dass an Widerstand nicht zu denken war. Ausser- 
dem wurden von den einzelnen Orten Geldstrafen von 200 bis 400 
Rubeln erhoben. 

Im Gouvernement Lublin waren die Verfolgungen damals noch 
nicht so schroff aufgetreten wie in Siedice. Die Bauern im Lubliner 
Bezirk hatten sich indessen verschworen, lieber jede Kirche und je- 
des Pfarrhaus niederzubrennen, als die russischen Reformen anzu- 
nehmen. Am 18. März hatte Lord A. Loftus mit Herrn v. West- 
mann über die Vorgänge in Polen Rücksprache genommen. West- 
mann gab ihm bei jener Gelegenheit die Versicherung , die Sache 
sei für den Czaren höchst schmerzlich, die Vorgänge ständen indes- 
sen mit politischen Fragen in keinerlei Beziehung. Die lateinische 
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Kirche, erklärt Westmann, ganz übereinstimmend mit einem amt- 
lichen Artikel des »Journal de St. Petersbourg« vom 27. Februar 
(11. März) 1874, habe den Versuch gemacht, die üniten allmälig 
mit sich zu vereinigen. Dem wolle die kaiserliche llegierung vor- 
beugen. Am 12. Juni 1874 bezieht sich Mansfield auf eine Unter- 
redung, welche er mittlerweile mit dem Carl Derby über die An- 
gelegenheit der Uniten gehabt hat. Im Juni waren ziemlich aller- 
wärts regierungsfreundliche Geistliche eingesetzt. Die Bevölkerung 
enthielt sich indessen durchaus des Verkehres mit ihnen und aller 
gottesdienstlichen Akte. »Die Bauern begraben ihre Todten auf den 
Kirchhöfen ohne Bestattungsgottesdienst und zur Nachtzeit und er- 
klären, dass sie aufgehört haben, zu taufen und zu trauen.« Dem 
General-Consul war indessen mitgetheilt worden, dass die römisch- 
katholische Geistlichkeit im Geheimen tauft und traut. Die Priester 
sollen häufig zur Vornahme eines solchen Aktes an 100 Kilometer 
weit herkommen. Die Bauern widerstanden noch mit Festigkeit 
den russischen Zumuthungen. An einen friedlichen Vergleich war 
nicht zu denken. 



Am 21. Juli 1874 übersandte Lord A. Loftus einen neuen Ar- 
tikel des »Journal de St. Petersbourg« vom 7. (19.) Juli. Der Ar- 
tikel meldet, dass während der Anwesenheit des Czaren in Warschau 
Abgesandte verschiedener unirten Gemeinden den Versuch 'gemacht 
haben, ihm ihre Beschiverdcn vorzulegen. Der Czar erklärte indes- 
sen, die Abgesandten nicht empfangen zu können. Durch den Ge- 
neral v. Kotzebue Hess er sie vielmehr ermahnen, sich in Ruhe und 
Frieden den kaiserlichen Verordnungen zu fügen. Am 1. Januar 
1875 meldet Mansfield, dass die Oberaufsicht über die Kirche von 
der heiligen Synode abgezweigt und dem Ministerium des Innern 
überwiesen worden wäre. General v. Kotzebue hatte dem General- 
Consul mitgetheilt, dass er mit dem Minister des Innern über andere 
Massnahmen zur Verhinderung weiterer Greuel berathe. Mansfield 
erklärte, es sei zu solchem Politikwechsel auch nachgerade Zeit. 
Bauern ständen unsägliclie Leiden aus. In einem Dorfe habe ein 
Bauer sich und seine Familie mit Kohlendampf erstickt, um die 
Taufe eines Kindes durch den Popen zu verhindern. Die Bauern 
bivouakirten im Walde und litten dort grosse Noth. Die Kosaken 
hatten Befehl erhalten, sie »niederzujagen« und in die Dörfer zu- 
rückzutreiben. Da die Kosaken die Saaten verheerten, Hessen die 
Bauern an vielen Orten die Aecker unbestellt ; sie vermietheten sich 
als Arbeiter an die Domanialbesitzer. Wo die Polizei von solchem 
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Verhältniss Wind bekam, wurde der betreffende Besitzer sofort unter 
Polizei-Aufsicht gestellt. 

Am 27. Januar 1875 übersandte Lord A. Loftus einen weite- 
ren Artikel (vom 15./27. Januar) an Carl Derby. Darin wird über 
freiwillige (!) Massenübertritte zur orthodoxen Kirche berichtet. Fünf- 
zigtausend Seelen und 26 Priester hatten -»um Erlaubniss gebeten,« 
in die orthodoxe Kirche überzutreten, und der Czar hatte attergnä- 
digst geruht, eine zustimmende Antwort zu ertheilen und den Con- 
vertiten seinen Dank «auszusprechen. Am 28. Januar übersandte 
Loftus einen weiteren Ausschnitt aus dem amtlichen Blatte, den 
Wortlaut der Loyalitäts-Adresse der Convertiten enthaltend. Am 
29. Januar berichtete der General-Consul Mansfield über den er- 
wähnten Massenübertritt. Derselbe ist »durch verschiedene Mittel 
zuwege gebracht worden, worunter Misshandlung ein nicht unbe- 
deutendes Element bildet.« In einigen Gemeinden wurden die Wi- 
derspenstigen herausgegriffen und nach Sibirien verbannt. Die üeb- 
rigen gaben nach, als sie sahen, dass »alle ihre Habe von KosaJcen 
verzehrt wurde.« In anderen Gemeinden wurde Geld vertheilt, und 
dadurch wurden die Leute nachgiebiger gestimmt. In anderen wie- 
der wurden die Bauern misshandelt, bis sie dem Zwange nachgaben. 
In einem Orte, welchen Mansfield als Beispiel herausgreift, wurden 
die Bauern geprügelt, bis die Militärärzte erklärten, weitere Schläge 
würden ihr Leben gefährden. Sodann wurden sie gewaltsam durch 
einen halbgefrorenen Strom getrieben, in welchem sie bis über die 
Hüfte im Wasser gingen. Zwischen Soldatenspalier wurden sie in 
die Pfarrkirche getrieben und zur Unterzeichnung der Bittschrift an 
den Czaren gezwungen. Beim Herausgehen riefen sie : »Ihr mögt 
uns orthodox nennen, allein wir bleiben in dem Glauben unserer 
Väter.« Nachdem die Bittschriften unterzeichnet worden waren, 
meldete der General-Consul weiter , wurde eine Anzahl Bauern ge- 
zwungen, sie als Delegirte den Behörden einzureichen und dem Erz- 
bischof ihre Unterwerfung anzuzeigen. »Die Massregeln sind dem 
sehr ähnlich, was zwischen 1835 und 1838 in Litthauen vorging, als 
über 1,000,000 unirter Griechen durch gute oder böse Mittel in die 
russische Orthodoxie übergeführt wurden.« 

Mit Bezug auf die amtlichen russischen Angaben, dass die 
römischen Katholiken gesucht hätten, die Uniten zu ihrer Kirche 
herüberzubringen, bemerkt Mansfield: »Die Geschichte müsse mit 
Verdacht aufgenommen werden.« Die Priester waren nämlich da- 
mals schon lauter Leute, die sich den russischen Vorschriften unter- 
worfen hatten. Die ursprünglichen Priester waren bereits vor meh- 
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reren Jahren ausgemerzt und durch andere ersetzt worden. Weiter 
glaubt aber Mansfield, dass die römisch-katholischen Priester von 
Hause aus die Sache als »viel zu kritisch« angesehen haben, als 
dass sie gewagt haben sollten, irgend einen Einfluss zur Ausübung 
zu bringen. Es gibt überhaupt nur sehr wenige römisch-katholische 
Priester in den unirten Bezirken, und die wenigen werden so scharf 
bewacht und beaufsichtigt und wissen so wohl, dass ein blosses 
*Flüstern< sie auf Lebenszeit nach Sibirien bringen könnte, dass es 
ganz unwahrscheinlich erscheinen muss, dass sie irgend welchen 
Druck ausgeübt haben sollten, »und in der That bedurfte der hart- 
näckige Fanatismus der Bauern auch gar keine neue Anregung.« 
Am 10. Februar meldete Mansfield grosse »Gährung und Aufregung« 
in Folge des sogenannten freiwilligen Uebertritts der Fünfzigtausend. 
Die Unterzeichner der Bittschrift erklärten, sie hätten nicht gewusst, 
was sie unterschrieben haben, und erachteten sich nicht für gebun- 
den. Abgesandte, welche die Bittschrift überreicht hatten, waren bei 
der Bückkehr misshandelt worden. Die Popen hatten dann an- 
dauernden Schutz der Polizei angerufen. Das Kosaken-Contingent 
war erheblich verstärkt worden. Der Consul glaubt, dass die Re- 
gierung einen Erfolg erzielt habe. Einige Generationen werden sich 
wehren, in 30 Jahren aber wird alles gut orthodox sein. 

Am 16. Februar übersandte Lord A. Loftus einige Ausschnitte 
aus dem »Nord,« enthaltend Briefe des Grafen Ladislaus Plater, 
und ferner einen langen Artikel des »Golos« vom 16./27. Januar, 
und einen zweiten aus dem »Monde« vom 2. Februar. Ein Aus- 
schnitt aus dem »Journal de St. Petersbourg,« welchen Loftus am 
13. April 1875 übersandte, berichtet über den Empfang einer De- 
putation von Convertiten beim Kaiser. Der Kaiser nahm die Er- 
klärung ihres Uebertritts mit Genugthuung entgegen und bemerkte, 
»er danke Gott, dass sie durch Seine unaussprechliche Güte dazu 
bewogen worden seien, in den Schoos der orthodoxen Kirche zu- 
rückzukehren.« Am 24. April berichtet Mansfield über den Ue- 
bertritt weiterer 250,000 Uniten im Gouvernement Lublin ; am 2ö. 
Mai meldet er, dass die Bewegung ziemlich ihr Ende erreicht habe. 
»Die religiöse Aufregung machte sich jetzt in angeblichen Wundern 
Luft.« Blutende Crucifixe, Erscheinungen der Jungfrau u. s. w. ka- 
men an die Tagesordnung. »Sämmtliche unirte Griechen seien nun- 
mehr zu der Staatskirche übergetreten, mit Ausnahme von etwa 
20,000 in den Gouvernements Siedice und Lomza, und ebenso mit 
Ausnahme der Warschauer Gemeinde von etwa 2000.« Am 1. Ja- 
nuar 1876 berichtete der genannte Consul indessen, dass die angeb- 
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liehen Convertiten sich keineswegs mit Leib und Seele der Staats- 
kirche angeschlossen haben. »Sie besuchen weder Kirche noch Sacra- 
mente; sie lassen weder ihre Kinder durch russische Popen taufen, 
noch ihre Todten durch sie bestatten, und sie lassen sich nicht 
trauen.« Die russischen Popen berichteten dies dem griechischen 
Erzbischof von Warschau, und Nowogeorgiewsk, Johannikij. Da die- 
ser die Polizei nicht zu Hülfe rufen wollte, wurde er schliesslich von 
der Regiernng nach Cherson versetzt. Johannikij war nahezu 80 
Jahre alt, seit 1859 Erzbischof von Warschau, und hatte sich stets, 
namentlich zur Zeit des Aufstandes , durch seine Mässigung und 
Frömmigkeit ausgezeichnet. Ueber den Nachfolger Demetrius wusste 
Mansfield nichts. Am 14. Februar meldete Mansfield die Ueber- 
führung von etwa 400 widerspenstigen Uniten nach Cherson. Da- 
selbst sollten sie in orthodox-griechischen Dörfern untergebracht 
werden, immer je eine Familie von üniten auf ein orthodoxes Dorf. - 
Ueber die weitere Behandlung dieser Leute berichtet Consul Webster 
in Cherson. Sie wurden sehr streng gehalten und mussten Steine 
Mqpfen. Es waren etwa 600 Personen, alles verlieirathete Männer, 
die mit Gewalt von ihrer Familie gerissen worden waren. Die Fa- 
milien — Frau und Kinder — blieben daheim, mit Kosaken zur 
Einquartierung ! Am 17. November 1876 berichtet Consul Stanley 
in Odessa, dass der Minister des Innern in sämmtlichen Provinzen 
die etwaige Ausführung geistlicher Handlungen durch römisch-ka- 
tholische Geistliche für die Uniten streng verboten hat. Der betref- 
fende Ministerial-Erlass ist im Wortlaut beigefügt. Damit schliesst 
die Depeschen-Sammlung. 

Nachtrag. Von der russischen Grenze schreibt man unterm 24. 
April 1874 der »Germania« Folgendes: »Wiederholt habe ich Ihnen 
von den Schismatisirungsgelüsten des Czaren gegen die lateinisch- 
katholische Kirche berichtet. Derselbe geht nun bereits so weit, 
dass er sogar auf eigene Faust seine Creaturen zu Diöcesan-Admi- 
ntstratoren ernennt. Den Beweis dafür liefert folgendes Rundschrei- 
ben, mittelst dessen die Decane der Diöcese Luck-Zytomierz dem 
Diöcesanklerus die Ernennung des Prälaten Roszkowski, bisherigen 
Mitgliedes der sogenannten katholischen Petersburger Collegiums, 
zum Diöcesan- Administrator anzeigen: 

»Mittelst Ukas des geistlichen Consistoriums vom 20. Jänner 
ist mir die Mittheilung geworden, dass der Hosudar Imperator am 
24. December (5. Januar) durch allerhöchsten Befehl den Prälaten 
Roszkowski zum Leiter der Diöcese Luck-Zytomierz zu bestellen ge- 



Digitized by Google 




Russland und die lateinische Kirche (1876—1877.) 



51 



ruht hat. Derselbe hat die Leitung derselben am 19. Januar über- 
nommen. Der Decan N.« Der Czar gerirt sich also, als ob er be- 
reits das Haupt der katholischen Kirche wäre. Wess Geistes Kind 
der Prälat ist, der sich vom Czaren wie ein Satrap zur Regierung 
einer katholischen Diöcese commandiren lässt, hat er in folgendem 
an sämmtliche Decane der Diöcese gerichteten Ukas bewiesen, den 
ich nach dem russischen Originale wörtlich wiedergebe: 

»Den Aufforderungen der Civilbehörden gemäss haben die Lei- 
ter der Diöcese Luck-Zytomierz wiederholt mittelst Rundschreiben 
die Herren Decane aufgefordert, ihrem Klerus es zur Pflicht zu ma- 
chen, dass derselbe nicht ohne schriftliches, auf die Erlaubniss der 
Diöcesaubehörde basirtes Zeugniss der Ortspolizei verreise. Trotzdem 
ist es zu meiner Kenntniss gelangt, dass der Klerus noch fortwäh- 
rend ohne jegliches Zeugniss verreist. Darum gebe ich Ew. Hoch- 
würden auf, den Geistlichen ihres Decanates nochmals auf das Strengste 
anzuempfehlen, dass sie fortan die das Verreisen aus ihrer Pfarre 
betreffenden Verfugungen ohne jegliche Ausflüchte erfüllen und be- 
herzigen sollen, dass gemäss dem allerhöchsten Ukase, welcher dem 
Generalgouverneur von Kijew die im Consistorialrundschreiben vom 
December 1876 bezeichneten Rechte (Verbannung, Beraubung des 
Beneficiums, Translocation) ertheilt, sie allein die ganze Verantwortung 
dafür treffen werde. Ausser diesem juridischen Grunde wünsche ich, dass 
jeder Geistliche sich in seinem Gewissen für verpflichtet halte, die Kirche 
keinen Leiden und sich selbst keiner Verantwortung auszusetzen ; ich 
wünsche ferner, dass sie mir, als dem neuen Leiter der Diöcese, durch 
Vollziehung der behördlichen Verfugungen die Mühen der Diöcesan- Ver- 
waltung erleichtern, statt mir noch Aerger und Kummer zu bereiten. 
Der Diöcesan -Administrator Roszkowski, ddo. 10. Februar 1876. [1877 ?] 

Hieraus zu schliessen — so fährt der Correspondent des »Germ.« 
fort — lässt sich von diesem Werkzeuge der Czaren Grosses erwarten. 
Also der Klerus darf ohne Erlaubniss der Polizei, nicht einmal um sel- 
ber zu beichten oder einem sterbenden Nachbarpfarrer die hl. Sterbsacra- 
mente zu reichen, die Pfarrgrenze überschreiten, denn zwei Geistliche 
gibt es dort in derselben Pfarre fast nirgends. Dabei lehren zahlreiche 
Beispiele, dass die Polizei die Ertheilung ihres Zeugnisses in jedem ein- 
zelnen Falle von der vorherigen Erlaubniss des Consistoriums, deren Ein- 
holung Wochen lang dauert, abhängig macht und schliesslich die be- 
zügliche Bitte fast regelmässig abschlägt. Der Klerus kann also seine 
Gewissenspflichten nicht erfüllen, er ist isolirt, gleichsam lebendig be- 
graben. Das passt aber dem Schisma gerade in den Kram für den 
Feldzug, der zur Schismatisirung der Diöcese in Aussicht genommen ist.« 
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IV. 

Die Regelung des Verhältnisses zwischen den Pfarrern und 
Hilfspriestern 0 am Pfarrsitze in der griechisch-orientalischen 

Kirche in der Bukowina. 

Ein Erlass des Czernowitzer Metropolit.- Consistoriums v. 1./13. 
Juli 1874 Z. 2901. (Diöcesan-Blatt 1874, Nr. 17. Z. 34.), welcher 
in romanischer und ruthenischer Sprache dem Klerus publicirt wurde, 
lautet in deutscher Uebersetzung wie folgt: 

1. Die Hilfspriester am Pfarrsitze sind dem Pfarrer, in dessen 
Pfarre dieselben angestellt, und dem sie zur Aushilfe beigegeben sind, 
untergeordnet. 

2. Der Pfarrer ist für alle auf die Seelsorge sich beziehenden 
Angelegenheiten, also Predigt, Katechisation, Cultus, Pastoration und 
Schule, sowie auch die mit dem Pfarramte verbundene Kanzleige- 
schäfte verantwortlich. Er ist der leitende Seelsorger der Gemeinde, 
und hat das Recht und die Pflicht, für die gehörige Erfüllung der 
mit seiner Stellung verbundenen Obliegenheiten Sorge zu tragen. 

3. Der Hilfspriester ist in dienstlichen Angelegenheiten dem 
Pfarrer Subordination schuldig, in Bezug auf die seelsorgerlichen 
Verrichtungen an die Anordnungen desselben gebunden, und darf 
sich ohne Bewilligung desselben vom Pfarrorte nicht entfernen. 

4. Doch hat auch der Hilfspriester als Mit-Seelsorger die mo- 
ralische Verpflichtung, für das religiös-moralische Gedeihen der Ge- 
meinde mitzusorgen, und mit dem jedem Seelsorger obliegenden Eifer 
an dem Seelenheile der Gläubigen mitzuarbeiten. 

In Verhinderung des Pfarrers ist der Hilfspriester der ordent- 
liche Stellvertreter desselben. 

5. Der Pfarrer hat den Hilfspriester als seinen Mitarbeiter an- 
zusehen und ihm stets freundlich und höflich zu begegnen. 

Gleicherweise liegt dem Hilfspriester ob, den Pfarrer als seinen 
Vorgesetzten zu achten und ihm gegenüber jenes Benehmen an den 
Tag zu legen, welches in der Natur ihres beiderseitigen Verhältnisses 
gegründet ist. 

J) Zur Beurtheihmg des hier mitgethcilten Statuts ist zu berücksichti- 
gen, dass die griechisch-orientalischen Hilfspriester wie die Pfarrer, wenn sie 
nicht verwittwet sind, verheirathet sind. 
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Der Pfarrer und Hilfspriester haben sich stets gegenwärtig zu 
halten, dass dieselben -verpflichtet sind, in gegenseitiger Liebe und 
brüderlicher Eintracht mit allem Eifer, und mit Anwendung der 
ihnen durch- ihren Beruf gegebenen Mittel die Gläubigen zum Heile 
zu fuhren. 

Vorzüglich wird Beiden .zur Pflicht gemacht, Alles zu vermei- 
den, was geeignet wäre, das Vertrauen, die Achtung und Liebe der 
Pfarrkinder zu ihren Seelsorgern zu schwächen, und den Frieden der 
Pfarrgemeinde zu stören. Eine Verletzung dieser gegenseitigen Ver- 
pflichtung wird als ein Dienstvergehen betrachtet und disciplinarisch 
behandelt und strenge geahndet werden. 

6. Sowohl der Pfarrer als auch der Hilfspriester sind gehalten, 
ihre Amtshandlungen nach den bestehenden Vorschriften und den 
gegebenen Verhältnissen unter Beobachtung der durch die Pastoral- 
klugheit gebotenen Rücksichten zu verrichten. Entstehen diesfalls 
Differenzen, so hat sich der Hilfspriester der Anordnung des Pfarrers 
zu fügen. Dem Hilfspriester bleibt jedoch unbenommen, die Streit- 
frage der höheren Behörde zur Entscheidung vorzulegen. 

7. Der Pfarrer und Hilfspriester haben durch die Verrichtung 
der kirchlichen Functionen den Gläubigen zur Erbauung, und durch 
ihren religiös-moralischen Lebenswandel denselben zum Vorbilde zu 
dienen, und der Hilfspriester untersteht diesfalls der Controle des 
Pfarrers. Lässt sich dennoch der Hilfspriester in einer dieser Richtungen 
etwas zu Schulden kommen, so hat der Pfarrer das Recht und die 
Pflicht, denselben auf die vorkommenden Gebrechen aufmerksam 
zu machen, und durch geeignete Mittel dieselben zu beseitigen. 

Wird hiedurch der gewünschte Erfolg nicht erzielt, und wirken 
die erwähnten Gebrechen auf den Dienst und die Gemeinde schäd- 
lich ein, so hat der Pfarrer wegen Abstellung desselben sich an die 
höheren Behörden zu wenden. 

8. In der Regel haben an den gebotenen Tagen der Pfarrer 
und der Hilfspriester, wenn sie Beide nur auf eine Kirche angewie- 
sen sind, abwechselnd zu liturgisiren, jedoch so, dass wenn der Eine 
litargisirt, der Andere die Predigt abhält, und den katechetischen 
Unterricht ertheilt. Eine Abweichung von dieser Regel muss dem 
Hilfspriester wegen Vorbereitung zur Liturgie oder zur Predigt im 
Vornherein rechtzeitig bekannt gegeben werden. An grösseren Feier- 
tagen bleibt es dem Ermessen des Pfarrers überlassen, ob er mit 
dem Hilfspriester in Gemeinschaft oder allein liturgisirt, oder den 
Hilfspriester liturgisiren lässt. In Bezug auf die Predigt und den 
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katechetischen Unterricht trifft an diesen Tagen der Pfarrer die ent- 
sprechende Verfügung nach billigem Ermessen. 

Sind im Seelsorgesprengel mehrere Kirchen, dann liturgisirt, 
predigt und katechisirt jeder von den Gemeindeseelsorgern nach 
Anordnung des Pfarrers bald in der einen, bald in der andern Kirche. 

9. In Bezug auf die Verrichtung der andern kirchlichen Func- 
tionen hat im Allgemeinen als Regel zu gelten, dass der Pfarrer 
den Hilfspriester gleichmässig zu verwenden, und einerseits nicht mit 
der Verrichtung von mehr als der Hälfte sämmtlicher zu überbürden, 
andrerseits nicht zu wenig zu beschäftigen, namentlich ihm nicht 
weniger als den dritten Theil sämmtlicher Functionen * zu überlas- 
sen hat. 

Zur Verrichtung der kirchlichen Functionen, für welche mehr 
als ein Priester erforderlich ist oder gewünscht wird, ist der Hilfs- 
priester immer beizuziehen. 

10. Die *Ertheilung des Religionsunterrichtes in der Schule, so- 
wie auch, die Beicht und Communion der Schulkinder gehört auch zu 
den Obliegenheiten des Pfarrers. Doch kann er unter seiner Ober- 
leitung und Controle diese auch dem Hilfspriester zuweisen, und ist 
dann der Letztere verpflichtet, das ihm übertragene Amt gewissen- 
haft zu verwalten. 

11. Endlich hat der Pfarrer das Recht und die Pflicht, den 
Hilfspriester im Kanzleigeschäfte, und zwar sowohl in der Ausar- 
beitung von Geschäftsstücken, als auch in der Kanzlei-Manipulation 
gleichmässig und ohne Ueberbürdung zu verwenden, und der Hilfs- 
priester hat die Pflicht, sich verwenden zu lassen. 

12. Gleichwie hinsichtlich der Verrichtung der seelsorgerlichen 
Functionen, ebenso steht auch hinsichtlich des Empfanges der Opfer- 
gaben und der Erhebung der Stolgebühren die Anordnung dem Pfar- 
rer allein zu, welcher dabei an die Beobachtung des Stoltarifs und 
der übrigen diesfäliigen Vorschriften gebunden ist. 

Die Verth eilung dieser Einkünfte zwischen Pfarrer und Hilfs- 
priester hat in folgender Weise zu geschehen: 

Von den gebotenen Liturgien hat in den Pfarren mit nur einer 
Kirche gleichviel, ob der Pfarrer oder der Hilfspriester liturgisirt, 
das sämmtliche Einkommen derart vertheilt zu werden, dass zwei 
Viertel der Hilfspriester und ein Viertel der Kirchensänger und der 
Kirchendiener erhalten. 

Dasselbe findet auch in Pfarren mit zwei Kirchen statt, so oft 
aus einem zulässigen Grunde nur in Einer derselben liturgisirt wird ; 
geschieht Letzteres aber in Beiden, so fallen in jeder Kirche von dem 
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sämmtlichen Einkommen solcher Liturgien zwei Dritttheile dem li- 
turgisirenden Pfarrer und ein Dritttheil dem diensttuenden subal- 
ternen Kirchenpersonale zu. 

Von den übrigen geistlichen Functionen bezieht der Pfarrer, 
wenn er selbst solche verrichtet , das ganze hiermit verbundene Ein- 
kommen. Verrichtet solche der Hilfspriester, so ist der Pfarrer ver- 
bunden, demselben von denjenigen Functionen, deren Einkommen in 
die Pfarr-Congrua eingerechnet wird, ein Drittel des erhaltenen Ho- 
norars und der damit verbundenen Opfergaben, von denjenigen Func- 
tionen hingegen, deren Einkoramen nicht in die Congrua eingerech- 
net wird, das ganze Honorar und die damit verbundene Opfergaben 
zuzuwenden. 

13. Alles, was nach dem Obigen vom Pfarrer gilt, findet auch 
auf den Pfarrverweser Anwendung. 

In dem Circular des Metropolitan-Consistoriums, wodurch vor- 
stehendes Statut publicirt wurde, heisst es zum Schlüsse noch: 

Was die Stellung der Expositen oder der exponirten Pfarr-Co- 
operatoren bei einer Filialkirche betrifft, so wird in dieser Beziehung 
die erforderliche Entscheidung nachfolgen. Bis dahin sind diese wie 
bisher als von den Pfarrern der Pfarrkirche unabhängig anzusehen 
und gleich diesen bezüglich der Ausübung der Seelsorge und Füh- 
rung der Pfarrakten zu behandeln. 
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V. 

Zur Frage über den rechtlichen Charakter der Concordate. 

I. »Der Herausgeber des Archivs hat sich in seinem Lehrbuche 
des katholischen und protestantischen Kirchenrechts« §. 50. sehr ein- 
gehend über diese Frage ausgesprochen und des Näheren nachge- 
wiesen, dass die Behauptung einiger protestantischen Canonisten, nach 
der Ansicht der römischen Curialisten enthielten die Concordate blosse 
einseitige vom Papste nach Willkühr widerrufliche Indulte und Pri- 
vilegien in diesem Sinne überhaupt unrichtig ist, dass dagegen die 
Mehrzahl der römischen Canonisten und die römische Curie selbst 
die Concordate ausdrücklich als beide Theüe bindende Verträge ziveier 
für ihr besonderes Gebiet selbstständig berechtigter Mächte nach 
Analogie der VölJcerverträge ansehen. Es wurde bei jener Erör- 
terung (S. 421) auch der Schrift des Herrn v. Bonald über das 
französische Concordat (1871) gedacht, wonach dieses Concordat 
eine reine Concession des Papstes an die französische Regierung sei 
und nicht einem Vertrage gleichgeachtet werden könne. 

IL Herr v. Bonald hatte seine Schrift auch dem Professor des 
Kirchenrechts am römischen Colleg Camülo Tarquini S. J. (der 
bald nach seiner Erhebung zum Cardinal 1874 starb) übersandt. 
Tarquini richtete nun ein zustimmendes Schreiben vom 30. Nov. 1871 
an Herrn v. Bonald (dessen italienischen Text in der Zeitschrift »La 
scienza e la fede. Publicar. periodica. Ser. III. vol. 17. Napoli 20. 
Februar 1872 p. 232 — 238 und dessen lateinische üebersetzung die 
Acta s. Sedis Romae 1872 vol VI. p. 536 sqq. enthalten). Wir 
theilen dieses Schreiben Tarquinis hier in einem nach dem italieni- 
schen Text von Professor J. Hergenröther gefertigten deutschen Aus- 
zuge mit : 

»Ich danke Ihnen lebhaft für die Uebersendung der werthvol- 
len Schrift über das Concordat von 1801. Man muss einen wahren 
Trost empfinden, wenn man sieht, wie ein Laie so richtig über kirch- 
liche Materien schreiben und mit edlem Freimuth die Wahrheit 
aufrecht halten kann, während Andere, die mehr dazu verpflichtet 
wären, sich von menschlichen Rücksichten einschüchtern lassen. Ich 
habe nie verstehen können, wie man die katholische Lehre bekennen 
und zugleich dem Primat des römischen Papstes jenen Theil der 
kirchlichen Verwaltung entziehen kann, der unter ein Concordat ge- 
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fallen ist. Es heisst sich selbst täuschen, wenn man glaubt, das Haupt 
der Kirche und seine Nachfolger könnten nicht mehr frei zurück- 
treten, wenn sie es für nothwendig erachten zum Heil der Kirche, 
und zwar von dem zurücktreten, was sie in einer geistlichen oder 
dieser annexen Materie für eben dieses Heil einem Fürsten zugestan- 
den haben — und doch dabei überzeugt ist, dass damit die katho- 
lische Lehre vom Primate völlig gewahrt bleibt. Der Primat ist 
kein den Nachfolgern Petri für ihre Person gemachtes Geschenk, son- 
dern eine Last und Verpflichtung. Was wäre das, wenn ein Papst 
vor dem Richterstuhle Christi Rechenschaft über einen von ihm ver- 
nachlässigten Theil der Heerde ablegen müsste und sich damit ent- 
schuldigen wollte, er habe für ihn nicht sorgen können, weil die 
Unordnung auf einem seiner freien Disposition kraft eines Concor- 
dates entzogenen Gebietes statt fand? Christus wurde ihm sagen: 
Also hast Du meine Heerde verkauft ? Sicher kann der Papst weder 
ganz noch theilweise die ihm anvertraute Sorge für die Heerde Christi 
veräussern. Würde aber das Concordat als synallagmatischer (zwei- 
seitiger völkerrechtlicher) Vertrag in der Art betrachtet werden müs- 
sen, dass der Papst nur mit Erlaubniss und Zustimmung des ande- 
ren Theils die Verwaltung einer geistlichen oder der geistlichen an- 
nexen Sache, die unter dessen Dispositionen gefallen war, wieder auf- 
nehmen dürfte, so wäre offenbar bezuglich derselben eine wahre Ver- 
äusserung anzunehmen, folglich Christi Anordnung verletzt, die Kir- 
chenverfa8suug zerstört. In jener Annahme müsste man auch zu- 
geben, dass ein Papst die Gewalt seiner Nachfolger restringiren kann, 
dass die Gewalt der Nachfolger nicht gänzlich dieselbe ist mit der 
von Christus dem Petrus verliehenen, dass der Nachfolger Petri nicht 
unmittelbar von Christus seine Gewalt empfangt, sondern von seinem 
Vorgänger, dass, wenn von den 260 Päpsten, seit Petrus jeder ein 
neues Concordat abgeschlossen hätte, gegenwärtig die Jurisdiction 
der Päpste auf Null reducirt wäre, Alles, was der Veräusserung un- 
terliegt, das unterliegt auch der Verjährung, also würde es auch ge- 
gen die Gewalt des kirchlichen Primats eine Präscription geben. 
Dls ist aber gegen die Glaubensregel, für jedes katholische Ohr em- 
pörend. 

Wie würden die Vertreter jenes Systems die praktische Frage 
lösen, was zu geschehen hat, wenn ein in früherer Zeit ganz erträg- 
liches Concordat unter' veränderten Umständen der Kirche verderb- 
lich geworden ist, dem Seelenheil schädlich ? Nach ihnen müsste der 
Papst den Consens des anderen Contrahenten abwarten ; aber man 
weiss, wie zähe die Fürsten an ihren Prärogativen festhalten. Gibt 
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nun der Fürst seinen Consens nicht, was dann? Man kann nicht, 
wie Einer meinte, an das allgemeine Gewissen der Völker appelliren ; 
denn abgesehen von der Absurdität des Auswegs, wie könnte man 
dieses Urtheil des allgemeinen Gewissens erlangen oder auch nur er- 
kennen? Sodann ist es häretisch, das Volk in der Kirche Christi als 
höchsten Richter anzusehen, Krieg kann die Kirche nicht anfangen; 
ihr zum Kriege rathen, heisst sie verderben und verhöhnen zugleich. 
Der Bann kann auch nicht zum Ziele fuhren, ist das Concordat mit 
einem heterodoxen Fürsten oder mit einer ungläubigen Regierung ab- 
geschlossen, ist er ohnehin nicht anwendbar. Kann der Papst mit 
der Excommunication das Concordat annulliren, warum kann er es 
nicht in einer milderen Weise, auch ohne die Excommunication. 

Sie sagen richtig: In der Kirchenregierung ist der Papst Ge- 
setzgeber, alle Anderen Untergebenen. Man kann also nicht betreffs 
der res spirituales vel spiritualibus annexae, auf welche sich die Con- 
cordate beziehen, eine völlige Gleichheit und Unabhängigkeit beider 
Theile statuiren. Wir bekennen und die römische Kirche bekennt, 
in rebus temporalibus et -sub respecta temporali sind die Fürsten un- 
abhängig, aber in rebus spiritualibus vel eis annexis keineswegs den 
Gesetzgeber und die Untergebenen hier gleichstellen, ist absurd und 
contradictio in terminis. Die Kirche ist das Reich Christi, die Ge- 
walt des Papstes ist nicht seine Gewalt, sondern die Gewalt Christi, 
dessen Vicar er ist. Das, was die Fürsten sich selbst zugestanden 
haben, wenn sie mit einem Federstriche verbriefte und vertragsmäs- 
sige Rechte der Lehen, der Provinzen, der Nationaivertretuugen auf- 
hoben, weil sie dieselben dem Geraeinwohl schädlich glaubten, das 
wollen sie dem Statthalter Gottes nicht zugestehen, da wo er für das 
Heil der Seelen eine Abänderung für geboten erachtet. Geistliche 
Sachen können nicht verkauft, nicht Gegenstand eines Contractes 
werden. 

Die von den Päpsten gebrauchten Ausdrücke hier urgiren, heisst 
die Principien der Wissenschaft vergessen. Man weiss nicht oder 
will nicht unterscheiden, welche Argumente die Kraft und das An- 
sehen von Beweisen haben, und welche als reine Einwendungen zu 
betrachten sind. Die Beweise sind nur aus sicheren, unveränder- 
lichen, allgemein angenommenen Principien zu entnehmen ; Autori- 
täten aber, die mit ihnen im Widerspruch stehen, sind als Objectio- 
nen zu betrachten, die eine Erklärung erheischen. Wenn die Päpste 
die Concordate als synallagmatische Erklärungen bezeichneten, so 
wollten sie nur sagen, es sei ihr entschiedener Wille, sie so lange als 
ihnen nützlich aufrecht zu erhalten, wie es auch bei solchen Verträgen 
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geschieht. Sie gehen auch hierin loyal bis zur äussersten Gränze des 
Möglichen; aber wo sie das Seelenheil und die Kirche selbst ge- 
fährdet sehen, müssen sie zu ihrer Abrogation befugt sein. 

Die Unveräusserlichkeit des Primats und das Verhältniss des 
Papstes als Gesetzgebers in rebus spiritualibus vel eis annexis zu den 
Pürsten als hierin ihm Untergebenen, — das werden stets die Klip- 
pen sein, an denen jeder scheitern wird, der den Charakter synallag- 
matischer Verträge in den Concordaten festhalten will. Das Con- 
cordat lässt sich nur definiren als Parti culargesetzgebung für einen 
bestimmten Theil der Kirche vom Papste auf Ansuchen der Landes- 
regierung erlassen und von ihm mit besonderer Verpflichtung zu ge- 
nauer Beobachtung bekräftigt.« 

III. Dieselben Ideen entwickelte derselbe Tarquini schon früher 
ausführlicher in seinem Juris ecclesiastici publici institutiones. Komae 
typus civilitatis cathol. 1868. 

IV. Gegen die Ansichten Bonald's und Tarquini's richtete sich 
eine längere gründliche. Abhandlung des Canon isten Labis, Professor 
zu Tournay in der Revue cathol. de Louvain 1872. Janvier p. 5—30, 
worin die Concordate als bilaterale Verträge aufgefasst wurden. Mit 
Labis erklärte sich einverstanden der jetzige Cardinal Phül. de An- 
gelis, damals Canonicus und Professor an der Sapienza in Rom und 
am römischen Seminar in folgendem im Genter Bien public vom 
26. März 1872 zuerst veröffentlichten Schreiben; 

Mit grösster Befriedigung las ich den in die Revue cath. von 
Löwen eingerückten Artikel über die Concordate. Ich wünsche 
dem Verfasser Herrn Abbö Labis aufrichtig Glück wegen des tiefen 
Wissens und der umfassenden Gelehrsamkeit, mit der er seine Thesis 
begründet hat. 

Obschon die vom hl. Stuhle in der neueren Zeit mit verschie- 
denen Regierungen abgeschlossenen Concordate dem Inhalte nach Zu- 
geständnisse oder Privilegien sein mögen, so ist es doch nicht minder 
wahr, dass sie wegen der Form, in der sie abgefasst sind, und der 
Verpflichtungen, die sie den beiden contrahirenden Theilen auferle- 
gen, als wahre bilaterale Verträge anzusehen sind. 

Dieser Satz ist wahr; und Herr Labis hat ihn mit Gründen 
bewiesen, die keine Entgegnung zulassen. In der That, wie könnte 
man das leugnen, da die Päpste in den genannten Conventionen es 
ausdrücklich mit formellen Artikeln angenommen haben. Noch da- 
zu haben die katholischen Gelehrten, wenn auch beseelt von den 
besten Absichten der Welt, durch die Behauptung, die Concordate 
seien von Seite des Papstes ad nutum widerrufliche Zugeständnisse 
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gleichwohl den Interessen des Papstthums und des Katholicismu 
nicht gedient. 

Der Papst will durchaus keine Aufhebung der Goncordate und 
hat sie niemals aufgehoben; was sage ich? er hat sie immer ge- 
wissenhaft beobachtet. Die Regierungen sind es, die sehr häufig 
einige Artikel derselben zerrissen, oder sie vollständig aufgehoben 
haben. Ihre Sache ist es; und vielleicht wird die Untreue von die- 
ser Seite der Kirche den Vortheil verschaffen, dass sie wieder ihre 
volle Freiheit im Handeln gewinnt. Die Kirche aber hat nie ge- 
glaubt, denselben durch die Erklärung, sie halte sich zur Aufrecht- 
haltung der eingegangenen Verpflichtung nicht gebunden, eine Waffe 
zum ungestraften Bruche der Goncordate in die Hände geben zu 
sollen. 

Das ist die Lehre , der man in Rom den Vorzug gibt ; und 
finden sich dort auch Gelehrte, welche der Ansicht des Herrn M. v. 
Bonald huldigen , so nöthigt uns doch die Wahrheit, anzuerkennen, 
dass gerade die in Hinsicht auf Wissen und Geschäftsken ntniss an- 
gesehensten Persönlichkeiten der von Labis so trefflich auseinander- 
gesetzten Ansicht zugethan sind. 

Viele haben mir ihr Bedauern ausgedrückt, katholische Schrift- 
steller, wenn auch bona fide sich den Feinden des hl. Stuhles an- 
schliessen zu sehen, um die bereits bestehenden Goncordate umzu- 
stossen oder wenigstens einen Grund zu bieten, ungestraft davon 
abzugehen.« etc. 

V. Hierauf erschien im Genter Bien public vom 30. Juli 1872 
(die nebst den Bemerkungen der Civiltä Cattolica hier in einer Ue- 
bersetzung des Herrn Domcapitular Prof. Morgott) folgende Replik 
Tarquinis auf den Brief des Professor de Angelis: 

Der Inhalt aller in diesem Briefe von de Angelis niedergeleg- 
ten Gedanken reducirt sich natürlich auf die Thesis, welche von je- 
nen abgeleitet wird, und auf welche sich alle beziehen. Diese Thesis 
aber wird so gefasst: 

»Bien que les concordats stipulös par le Saint-Siege, dans les 
temps modernes, avec les divers gouvernements , scient, en e*gard ä 
la matiere, des concessions ou Privileges, il n'en est pas moins vrai, 
qu'a raison de la forme dans laquelle ils sont concus et des obliga- 
tions, qu'ils imposent aux deux parties contractantes, on doit les con- 
side'rer comme de veritables contrats bilateraux.« 

Während nun diese These die Rechtgläubigkeit des Schriftstel- 
lers offenbart, indem er zugesteht, die Concordate könnten in ma- 
terieller Hinsicht nur Zugeständnisse und Privilegien sein und damit 



Digitized by 



Replik Professor Tarquini's. 



61 



allein die Controverse zu Gunsten des ausgezeichneten französischen 
Publicisten, Herrn M. de Bonald entscheidet, so lässt sie doch zu- 
gleich die Eilfertigkeit erkennen, mit der sie abgefasst ist, insofern 
sie die Materie zur Form in Gegensatz bringt und behauptet, jene 
könne durch diese wesentlich verändert werden. Die Grundprinci- 
pien der Philosophie und selbst das Licht der Vernunft sind damit 
erschüttert. Wie soll denn eine Materie, von der man zugesteht, 
dass sie, an sich betrachtet, zu einem gegenseitigen Vertrage nicht 
geeignet, sondern ihrer Natur nach dazu bestimmt ist, ein Privileg 
und ein Zugeständniss zu sein, eine Form erhalten, die ihrer Natur 
entgegengesetzt ist, und durch die absonderlichste Metamorphose ge- 
rade das werden können, was ihrer Natur widerstreitet, d. h. ein 
gegenseitiger Vertrag? Jeder Italiener wird sich hier an die schö- 
nen Verse Dante's erinnern (Paradies, Ges. L V. 127 ff.) 

Vero e, che, come forma non s'accorda 
Molte fiate all* intenzion dell' arte, 
Perche a risponder la materia e sorda. . . 

Wahr ist's dass, wie gar öfters das Gebilde 
Nicht übereinstimmt mit des Künstlers Absicht, 
Weil taub der Stoff ist, Antwort drauf zu geben. 

D. h. wie Francesco da Buti commentirt : Die Form oder das 
Gebilde stimmt oft mit des Künstlers Absicht nicht überein, inso- 
fern die Kunst (der Künstler) ein Gebilde fertigen möchte und da- 
für ein anderes gefertigt sieht; und er gibt hiefür den Grund an; 
weil die Materie für »die Autwort« d. h. um der Absicht des Künst- 
lers zu folgen, »taub« d. i. untauglich und unbrauchbar ist. »Ihr 
möchtet gern,« scheint der Dichter sagen zu wollen, »den Schöpfer 
spielen, und mit dem Fiat eures Wortes einer untauglichen Materie 
die Form aufprägen, die ihr im Kopfe > habt.« Aber ich versichere 
euch, sagt er, dass euer Wort verloren gehen wird, weil die Ma- 
terie »taub« ist und es nicht hört. Das ist gerade unser Fall. Ihr 
gesteht zu, dass die Materie der Concordate, an sich betrachtet, be- 
stimmt ist, ein reines Privileg zu sein; und dann möchtet ihr mit 
Hilfe einiger Phrasen, wie durch ein zweites Fiat, verlangen, dass 
sie die Form eines bilateralen Vertrages annehme! Das ist gerade 
so möglich, um mich der ebendaselbst vom Dichter gebrauchten 
Bilder zu bedienen, wie wenn »ein Giessbach nicht von einem hohen 
Berge herabstürzen, sondern wie eine Mauer emporsteigen sollte,« 
wozu zum Wenigsten Moses Stab nöthig wäre, oder wie wenn »das 
lebendige Feuer ruhig auf dem Boden bleiben, d. h. an der Erde 
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festhaften und nicht in die Höhe züngeln sollte,« wie Francesco 
Buti commentirt, was noch nie gesehen worden. 

Daraus lässt sich nun schliessen, welchen Werth der ganze 
Brief haben muss, da Alles auf den Beweis der vorgestellten These 
hinzielt. Dessungeachtet wollen wir die Untersuchung fortführen: 
»Cette proposition est vraie, et M. Labis Fa de'montre' par des argu- 
ments, qui ne souffrent pas de räplique. 

Comment, en eflfet, pourrait on nier cela, alors que les Souve- 
rains-Pontifes Font admis explicitement par des articles formels de 
ces Conventions?« 

Weder Herrn de Bonald, noch mir, und viel weniger dem ge- 
lehrten Cardinal Cagiano waren diese Artikel unbekannt. Man mag 
vielmehr wissen, dass dieser ausgezeichnete Cardinal kurz vor seinem 
Tode den Schreiber dieses zu sich beschied und ihm gnädigst seinen 
Gedanken mittheilte , dass er an Se. Heiligkeit die dringende Bitte 
richten wolle, Sie möge anzuordnen geruhen, dass das Formular je- 
ner Artikel verbessert und auf genauere Ausdrücke zurückgebracht 
werde; ich habe ihn in diesem Vorhaben sehr bestärkt; aber der 
Tod, der ihn übereilte, hat dessen Ausführung vereitelt. Ihn haben 
also, jene Ausdrücke nicht erschreckt, noch sah er in ihnen jenes 
Unheil, das dem Verfasser des Briefes vor Augen schwebt. Und 
warum ? Den Grund hievon habe ich so bestimmt in meinem Briefe 
an Herrn M. v. Bonald angegeben, dass ich mich darauf beschrän- 
ken darf, meine eigenen Worte hier zu wiederholen: 

»Der Beweis, mit dem sie zu triumphiren glauben, sind einige 
von den Päpsten selbst gebrauchten Ausdrücke, welche den Concor- 
daten den Charakter eines wechselseitigen Vertrages beilegen. In 
Wahrheit aber verleugnen sie mit einem solchen Argumente die 
Principieu der Wissenschaft. Sie können nicht oder wollen nicht 
unterscheiden, welche Argumente die Kraft und Würde eines Be- 
weises haben, und welche unter die blossen Einwürfe zu zählen sind.- 
Der Beweis kann nur von gewissen, unveränderlichen allgemein gülti- 
gen Principien genommen werden. Eine Auctorität, die etwa gegen 
diese Principien verstösst, und mit ihnen in offenen Widerspruch 
tritt, ist ein Einwand, der erklärt werden muss, dadurch dass man, 
wie die Gesetze der Interpretation fordern, so oft es immer noth- 
wendig ist, deren eigene Worte und zwar in dem ihnen eigenen Sinne 
gebraucht. Was haben also die Päpste sagen wollen, als sie den 
Concordaten den Charakter eines wechselseitigen Vertrages beilegten ? 
Sie haben ihren entschiedenen Willen ausdrücken wollen, dieselben 
zu halten, solange es in ihrer Macht gelegen gewesen wäre, geradeso 
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wie es hei synallagmatische Verträgen geschieht Und an dieser 
redlichen Gesinnung haben sie treu festgehalten, so zwar, dass sie 
manchmal bis an die äusserste Grenze gingen, was man aus der 
Missbilligung jener hätte entnehmen sollen, die sich in diesem Punkte 
für die Macht des Papstes ereifern. Wenn nun aber die Beobach- 
tung ^dieser Verträge nicht mehr in ihrer Macht steht; wenn das 
Wohl der Kirche und das Heil der Seelen ihre Aufhebung fordern, 
wenn somit Gewissenspflicht und der Befehl Christi, für seine Heerde 
Sorge zu tragen, sie erheischen : wie 'kann man sich einbilden, dem 
Papste sei die Macht benommen, sie abrogiren, kurz, wie kann man 
sich einbilden, es sei seine Absicht gewesen, einen Akt zu setzen, 
der seiner Natur nach unerlaubt und nichtig wäre? 

Wird man etwa sagen wollen, der Papst müsse die Anerken- 
nung einer solchen Notwendigkeit dem Urtheile des Fürsten unter- 
stellen? Das hiesse soviel als: der Papst müsse in einem solchen 
Falle die göttliche Verfassung der Kirche ändern; und während 
Christus die Regierung der Kirche seiner persönlichen Fürsorge (amas 
me?) anvertraut, während Christus die Laien von der Regierung der- 
selben ausgeschlossen hat, sollte er sie ihnen unterstellen! Es wäre 
auch ein Umsturz der Principien des öffentlichen Rechtes, wenn man 
behaupten würde, dass ein Gesetzgeber, und zwar ein solcher Ge- 
setzgeber, der seine Auctorität nicht von den Untergebenen hat, son- 
dern direct von Christus, in der Veränderung eines Gesetzes von der 
Zustimmung der Untergebenen abhängig sein solle. Es hiesse alle 
Gesetze der Vernunft umstossen, wenn man fordern würde, dass in 
der Leitung der geistlichen Angelegenheiten, deren Kenntniss den 
römischen Päpsten anvertraut wurde und nicht den Fürsten, und dass 
in der Regierung dieses unermesslichen , zu einer strengen Einheit 
verbundenen Leibes der Kirche, wovon der Zusammenhang zwischen 
den einzelnen Gliedern und die Gesammtheit aller ihrer Beziehungen 
nur dem Stellvertreter Jesu Christi und nicht dem Fürsten bekannt 
ist, die Fälligkeit, zu urtheilen bei den Fürsten ruhen und im Papste 
gebunden sein solle.« 

Nach meinem Dafürhalten setzt diese Erörterung, — die im 
Grunde nur die Victor's HL oder des Desiderius , Abtes von Monte 
Cassino 1 ), des hl. Anselm von Lucca (lib. II. contra Guilbertum 
Antipapam), des Baronius (z. J. 1059 bezüglich der dem Kaiser Hein- 
rich III. gemachten Concession) kurz, eines jeden ist, der die katho- 
lische Lehre festhält, — nicht nur die Nichtigkeit, sondern auch die 



1) Baronius z. J. 1083 gegen das Ende. 
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Irrthümlichkeit (l'erroneitä), wenn ich mich so ausdrücken darf, des 
Einwurfes, den man macht hinreichend in's Klare. Uebrigens las- 
sen sich ausser der angegebenen noch viele andere Ursachen anfüh- 
ren, wesshalb in den Concordaten jene uneigenthümliche Sprachweise 
eingeführt werden konnte : z. B. weil die Concordate, wenn sie auch 
von Seite der römischen Päpste nur Privilegien und Indulte genannt 
werden können, gleichwohl von Seite der Fürsten auch wahre Ver- 
träge enthalten; wenn sie z.B. als Ersatz der Gott und der Kirche 
genommenen Güter sich verpflichten, den Bischöfen und den Oapi- 
teln einen Jahresgehalt auszuzahlen u. dgl. ; was Veranlassung sein 
konnte, dass um der Einheit des Aktes willen promiscue die oben 
bezeichneten Ausdrücke gebraucht worden sind. Ferner: weil die 
Concordate, wie der Name selbst sagt, Indulte sind, gewährt, um 
das gute Einvernehmen (la concordia) wieder herzustellen. Nun 
fliessen aber bei derlei Indulten die Ausdrücke: 

»Versprechen, Vertrag« gleichsam unwillkührlich aus Mund 
und Feder, wie davon Jedweder täglich die Erfahrung machen kann 
bei häuslichen Wieder Versöhnungen zwischen einem nachsichtigen 
Vater und einem unfolgsamen Sohne, obgleich es gewiss ist, dass 
zwischen einem Vater und einem noch unmündigen Sohne durchaus 
keine, beide Theile bindende, Verträge zulässig sind u. s. w. u. s. w. 

Seien nun aber die Gründe, wesswegen die entgegengesetzten 
Ausdrücke in die Concordate eingeführt worden, welche immer und 
wie viel sie wollen, das ist sicher und unleugbar, dass dieselben nie 
und nimmer eine wesentliche Form bilden konnten, die nämlich die 
Natur der Concordate bestimmen würde, weil ihre Materie, was der 
Verfasser des Briefes selbst zugibt, zu deren Aufnahme unfähig ist, 
indem er sie gemäss der katholischen Lehre zur Natur der Indulte 
bestimmt ist. Daraus folgt, dass die Form, welche aus den genann- 
ten Ausdrücken sich ergibt, nur eine accidentelle ist ; was den enor- 
men Irrweg, auf den der Verfasser des Briefes gerathen ist, in ein 
neues Licht setzt. Er hat gedacht, die accidentelle Form vermöge 
den Dingen ihre Natur zu geben, gerade wie wenn die Form des 
Brodes, die man einem Marmor gäbe, ihn in wahres Brod umwan- 
deln könnte ! 

Hienach sieht Jeder, welchen Werth die Worte haben, mit de- 
nen der Verfasser des Briefes fortfahrt: »Ajoutez, qu'en professant 
que les Concordats sont, de la parte du Pape, des concessions r6vo- 
cables ad nutum, les docteurs catholiques, quoique anime's de la meil- 
ieure intention du monde, ne favorisent cependant pas les int£rets 
de la Papaute' et de catholicisme. Le Pape ne veut pas Pabolition 



Digitized by Google 



Replik Professor TarquinVs. 



G5 



des Concordats, et il ne les a jamais revoque's. Que dis^je? il 
les a toujours scrupuleusement observds.« 

Es ist sehr schwer in diesen Worten einen logischen Zusam- 
menhang zu entdecken. Was hat die Loyalität der Päpste, mit der 
sie die Concordate hielten, mit der Natur derselben zu schaffen? 
Auch ich habe diese Ehrlichkeit, und viel entschiedener hervorge- 
hoben, obwohl ich eine ganz andere Ansicht über die Natur der 
Concordate habe als der Verfasser des Briefes. Und warum? Weil 
es ein Irrthum ist, dass ein solch treues Verhalten ein ganz eigen- 
thümlicher, und, wie man sagt, ausschliesslicher Zug der wechsel- 
seitigen Verträge sei, da Keinem die Regel des einen wie des andern 
Rechtes unbekannt sein kann, dass auch ein blosses Beneficium des 
Fürsten, wo die Vernunft nicht entgegensteht, aufrecht erhalten wer- 
den will; Beneficium Principis decet esse mansurum. . . Und warum 
noch? Weil, wie der gelehrte Director des Bien public [bei Mittheilung 
des Briefes des Professors de Angelis] bemerkte, noch Niemand be- 
hauptet hat, es sei dem Papste erlaubt, die Concordate aus blosser 
Caprice und ohne jeden vernünftigen Grund zu vernichten. Aber 
auch einen vernünftigen Grund angenommen, ist es dennoch — so- 
wie es der katholischen Lehre nicht entsprechen würde, zu behaup- 
ten, der Papst habe demungeachtet kraft des eingegangenen Concor- 
dates die Rechte seines Primates verloren und sei von dessen Pflich- 
ten, welche die Aufhebung desselben erheischen, entbunden — eine 
allzu rasch zugestandene Behauptung, die Keiner, der auch nur ei- 
nige Erfahrung in der Kirchengeschichte hat, je wird billigen kön- 
nen, dass die Päpste unter solchen Umständen niemals von dem ab- 
gewichen seien, was ihre Vorfahren unter den strengsten Formen 
einem oder dem anderen Fürsten zugestanden hatten. 

»Ce sont les gouvernements ,« fährt der Verfasser des Briefes 
fort »qui bien souvent en ont d^chire's certains articles, ou les ont 
completement supprimfo. C'est leur affaire, et peut-etre cette in- 
fid&ite' de leur part procurera-t-elle ä l'Eglise l'avantage de recou- 
vrer sa pleine et entiere liberte* d'action.« Dieser Passus ist eine 
Perle. Er ist eine jener Huldigungen, die man der Wahrheit bringt, 
zum Beweise ihrer unwiderstehlichen Macht, gerade in dem Augen- 
blicke, in dem man daran ist, sie zu verkennen. Ihr gesteht also zu, 
dass euer System der Kirche die Freiheit nimmt , weil ihr von der 
Wiedergewinnung derselben sprecht. Ihr gesteht zu, die Kirche be- 
nachtheiligt zu haben, weil ihr bekennt, dass die Wiedergewinnung 
dessen, was ihr der Kirche genommen habt, ihr Vortheil bringen 
werde. Somit sind nicht eure Gegner, sondern ihr seid diejenigen, 
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welche die Interessen des Papstthums und des Katholicismus schä- 
digen, die sich, wenn auch bona fide den Feinden des bL Stuhles 
zugesellen. Aber, ich bitte! fühlt ihr wohl das Gewicht eures Ge- 
ständnisses? Ihr gesteht, dass ihr euch zu einem Systeme bekennt, 
das den Verlust der Freiheit der Kirche als zu Recht bestehend be- 
hauptet. Das ist nicht blos ein Schaden, der ihren Interessen zu- 
gefügt wird: es ist eine Wunde, die man der katholischen Lehre 
schlägt. Wird man die Freiheit der Kirche je als rechtslo3 erklären 
können. Ihr bringt die ganze Kirche in Aufregung von den Vätern 
des Nycäums bis auf den regierenden Papst Pius IX. Hört, wie 
Victor III. sich äusserte : Neque Papam, neque Archidiaconum, ne- 
que Episcopum aliquera, seu Cardinalem licite facere id potuisse. — 
Sedes apostolica domina^est, non ancilla nec alicui subdita, sed Om- 
nibus praelata ; et ideo nulla omnino ratione sub jugum a quoquam 
mitti potest. Quod a Nicoiao factum esse dicitur, (er habe dem 
Kaiser und seinem Nachfolger das Recht eingeräumt, die Wahl der 
römischen Bischöfe zu bestätigen oder zu verwerfen) injuste profecto 
ac temere praesumptum est. Non tarnen cujusquam stultitia, velte- 
meritate amittit Ecclesia dignitatem suam; neque vos id sentire ulla 
ratione debetis. 

Auch dachten sicher die Nachfolger des Nicolaus, die jenes Zuge- 
ständniss aufhoben, nicht so, und was Nicolaus selbst anlangt, so trifft 
dies , wenn Victor in. ein so strenges Urtheil über ihn fällt , die 
Hypothesen der Gegner der römischen Kirche, die damals die näm- 
liche Sprache führten, wie der Verfasser des Briefes, indem sie be- 
haupteten, ein Recht, das einmal feierlich zu Gunsten des Kaisers 
stipulirt worden, könne von den folgenden Päpsten nicht widerrufen 
werden. Dass aber dies nicht der Gedanke des Nicolaus und er selbst 
nicht so unbekannt mit der göttlichen Verfassung der Kirche gewe- 
sen, um nicht zu wissen, dass kein Papst im Stande sei, Succesori- 
bus suis praejudicium generare, pari post eum, imo eadem potestate 
functuris, cum non habeat imperium par in parem, wie Innocenz III. 
sagt (Cap. Innotuit de electione), hiefür genügt als Beleg die Be- 
merkung, dass derselbe, während er das besagte Zugeständniss an 
Heinrich machte, den Cardinal Hildebrand (St. Gregor VII.), dessen 
Festigkeit in der Aufrechthaltung der vollen kirchlichen Freiheit meines 
Bedünkens zur Genüge bekannt sein dürfte. 

Ihr aber mit eurer entgegengesetzten Doctrin sagt, dass die 
Freiheit des Handelns, sofern nicht die Treulosigkeit der Regierungen 
eine gute Gelegenheit biete, sie wieder zu gewinnen, für die Kirche 
in Folge der Concordate auf legalem Wege verloren sei. Aber, ent- 
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schuldigt, habt ihr denn wohl schon bedacht, was Freiheit des Han- 
delns in der Kirche bedeute ? Es ist die Pflicht des Hirtenamtes selbst. 
Glaubt ihr also, das Gebot zu weiden, das Christus der Person des 
römischen Bischofes gegeben, indem er seine persönliche Thätigkeit 
auswählte und desshalb dreimal das Bekenntniss der Liebe (amas 
me?) verlangte, könne vom römischen Bischöfe annullirt werden? 
Es könne der Papst einen Vertrag mit Jemanden schliessen, dessen 
Natur, weil er der ihm von Gott auferlegten Pflicht Fesseln anlegt, 
dem göttlichen Gebote geradezu widerspricht? Wäre das nicht ein 
Vertrag, von dem Isaias mit Recht sagen würde: Pactum vestrum 
cum infemo non stabit? Erwäget noch besser, was die Freiheit im 
Handeln sei, von der ihr sagt, dass die Päpste sie auf legale Weise 
verloren hätten. Es ist der Primat selbst. Erschreckt ihr nicht bei 
dem Worte: »Gesetzlicher Verlust des Primates?« Vielleicht dünkt 
ihr euch sicher unter der Aegide der Unterscheidung des Herrn Ca- 
nonisten Labis : »Entre la Puissance apostolique et l'usage de cette 
puissance?« Aber, frage ich, was ist denn eine Gewalt ohne ihren 
Gebrauch? Ein leeres Spiel, eine Theaterscene. Die römischen Ge- 
setze führen ein Eigenthum , das unwiederuflich getrennt ist von der 
Nutzniessung, als eine Sonderbarkeit an, welche ans Absurde streift, 
(leg. antiquitas 14. eod. de usufr.) ; und ihr möchtet den Primat 
beschränken auf eine Gewalt, die unwiederruflich getrennt ist von der 
Ausübung derselben. Aber wesshalb übertrug dann Christus den 
Primat dem römischen Bischöfe? Um ihn mit einer Ehrendecora- 
tion zu zieren ? oder nicht vielmehr , um für seine Heerde zu sor- 
gen ? Aber, wenn zur Obsorge für seine Heerde , wie wird für die- 
selbe gesorgt, wenn nicht durch Bethätigung der Gewalt ? Ihr nennt 
die Nachfolger der Päpste gesetzlich beraubt die Freiheit im Han- 
deln durch das von einem ihrer Vorgänger abgeschlossene Concordat. 
Somit seid ihr der Ansicht, ein früherer Papst könne, gegen die aus- 
drückliche Lehre Innocenz III., die Gewalt seiner Nachfolger ein- 
schränken ! Die Gewalt der Nachfolger sei nicht ganz und gar die- 
selbe, wie jene, die von Jesus Christus dem hl. Petrus übertragen 
wurde! Der Nachfolger der römischen Pontificate empfange seine 
ihm in der Person des Petrus übertragene Gewalt nicht unmittelbar 
von Christus, sondern von seinem Vorgänger ! Merkt ihr nicht, dass 
ihr über die katholische Lehre hinauskommt ? (Conc. Vatic. Con- 
stifc. Paetor aeternus, c. H. III.) 

Herr Can. Labis sah sich von diesen Wahrheiten so sehr in 
die Enge getrieben, dass er, weil er keinen anderen Ausweg fand, 
diesem Labyrinthe durch die Behauptung zu entrinnen glaubte, dass, 
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wenn die Concordate nicht beobachtet werden können ohne grossen 
Nachtheil, und die Schwierigkeit nicht gehoben werden kann durch 
gemeinsames Einverständniss , dem Papste die Macht und Pflicht 
bleibt, sie abzuschaffen. Allein ganz abgesehen von den Ungenauig- 
keiten, die bei einer derartigen Ausflucht immerhin bleiben, und von 
der Saat von Zänkereien und Schwierigkeiten, die sie ausstreut, be- 
merkte schon Herr v. Hemptinne vortrefflich , dass Herr Ldbis mit 
diesen Worten zugleich einerseits der Substanz nach die Thesis des 
Herrn v. Bonald rechtfertigte, der nie gesagt hat, dass es dem 
Papste erlaubt sei, die Concordate zu brechen einer blossen Caprice 
willen und ohne vernünftigen Grund, andrerseits aber die seinige 
vernichtete, weil die Natur eines bilateralen Vertrages nach den Re- 
geln des Rechtes durchaus nicht gestattet, dass der Nachtbeil, der 
eine der beiden Parteien trifft, diese zum Vertragsbruche berechtige. 
»Mais l'Eglise n'a jamais cru pouvoir leur fournir une arme pour 
les abolir impune'ment , en dfolarant qu'elle ne se croit pas oblig6*e 
ä raaintenir les conditions stipule'es.« Und dieses Argument gefällt 
ihm so sehr, dass er es am Schlüsse des Briefes noch einmal wie- 
derholt. Nun muss aber ein Gelehrter, wie er ist, wissen, dass un- 
ter den garstigsten Fehlern, welche die Logik brandmarkt, sich einer 
findet, den man petitio principii nennt. Gerade in diesen hat ihn 
die Eilfertigkeit, mit der er schrieb gestürzt. Was will jenes »eine 
Waffe in die Hand geben« und dann jenes »ungestraft« sagen? 
Welche Waffe gibt der Gesetzgeber dem Unterthanen in die Hand, 
um das Gesetz ungestraft zu verletzen, wenn er das ausspricht, was 
er ohne Thorheit gar nicht verschweigen könnte, dass er nämlich 
die Macht besitze, es abzuschaffen, wenn das öffentliche Wohl es 
fordert? Ihr setzt im Streite gegen Herrn v. Bonald gerade das 
voraus, was dieser und mit ihm Jeder, der an den katholischen Prin- 
cipien festhält, ganz und gar verwirft, nämlich, dass die Concordate 
bilaterale Verträge seien. Euch gegenüber, die ihr sie als solche 
erklärt, ist euer Einwurf ganz am Platze. Indem ihr sie als solche 
bezeichnet, behauptet ihr zugleich, um nicht den Vorwurf der Impietät 
euch zuzuziehen, dass , wenn ein Concordat für die Kirche nachthei- 
lig wird, und die Differenzen nicht durch gemeinsames Ueberein- 
kommen gehoben werden können, der Papst es aus eigener Macht- 
vollkommenheit aufheben kann und muss. Das heisst doch wohl 
»den Regierungen eine Waffe in die Hand geben, um ungestraft die 
Concordate zu vernichten.« Denn bei den bilateralen Verträgen ist 
Alles gegenseitig ; wenn ihr also dem Papste eine solche Macht zu- 
gesteht, so müsst ihr ganz ebenso dieselbe auch den Fürsten ein- 
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en, so oft ihnen das Concordat nachtheilig; erscheint für die 
bürgerliche Gesellschaft. Und wie ihr den Papst zum Richter über 
Wahrheit seiner Behauptung macht, so müsst ihr aus demselben 
Grunde der völligen Gegenseitigkeit der bilateralen Verträge auch 
die Fürsten zu Richtern über die ihrige machen; da seht ihr, 
wie gerade euere Lehre es ist, welche den Fürsten eine Waffe in 
die Hand gibt, die Concordate ungestraft zu vernichten. 

Vor Herrn v. Bomld und den Katholiken, die seiner Gesin- 
nung sind, macht ihr euch mit einem solchen Einwurfe lächerlich. 
Sie sagen: Jesus Christus hat dem hl. Petrus nicht den Auftrag 
gegeben, zu unterhandeln und Verträge zu schliessen, sondern zu 
weiden (pascere), d. h. zu regieren, seine Stelle zu vertreten, zu re- 
gieren durch Gesetze. Sie sagen, dass die Fürsten in der Heerde 
Christi, d. i. in geistlichen Dingen oder solchen, die mit ihnen zu- 
sammenhängen, die Lämmer (agnelli) sind, und der Papst der Hirte. 
Gibt man etwa dadurch den Lämmern die Waffen, d. i. das Recht, 
ungestraft die ihnen angewiesene Weide zu verlassen, dass man be- 
hauptender Hirte habe die Macht und auch die Verpflichtung, sie 
zu wechseln, sobald er es für nützlich erachtet? Ist es das, was der 
Verfasser des Briefes gelernt hat von den in Hinsicht auf Wissen- 
schaft und Geschäftsführung angesehensten Männern ? Denn es schliesst 
so: »Teile est la doctrine la plus accre'ditde ä Rome; et bien qu'il 
s'y rencontre des docteurs qui embrassent l'opinion de M. Maurice 
de Bonald, la ve*rite cependant fait un devoir de reconnaitre que les 
personuages les plus importants sous les rapports de la science et 
de la pratique des affaires, professent le sentiment si bien expose* par 
M. Labis.* Zur Ehre Roms bin ich gezwungen, zu erklären, dass 
das nicht richtig ist. 

Mit wie vielen Personen ich auch zu sprechen Gelegenheit, 
hatte, Personen die wegen ihres Wissens hoch angesehen sind, und 
mit der Praxis die Wissenschaft verbinden, ich habe immer gefun- 
den, dass sie die Ansicht des Herrn v. Bonald theilen. Man muss 
sich gewaltig wundern, wenn man hört, Rom verwerfe die Ansicht 
des Herrn v. Bonald , da doch der Lehrer der ganzen Christenheit 
das »Wissen« des Herrn v. Bonald belobt, weil er »den natürlichen 
und besonderen Charakter der Concordate« in's Klare gestellt hat. 

Diese Worte sind eine Bestätigung dessen, was der hl. Vater 
bereits durch die That gelehrt hatte, dadurch, dass er die sogenannte 
apostolische Legation Siciliens abschaffte, und bei derselben Gelegen- 
heit auch mit Worten, indem er folgende allgemeine Lehre auf die- 
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sen besonderen Fall anwendete : Etsi enim de rebus ageretur ab hac 
Apostolica sede ob legitimas causas forte unquam concessis, tarnen 
hujusmodi concessiones revocandae et abolendae omnino essent, cum, 
rerum ac temporum immutatis adjunctis, experientia demonstret, ma- 
xima orta esse et oriri damna ex hisce coucessionibus, easque oranis 
generis corruptelis et abusibus aditum aperire, et Ecclesiae anima- 
rnmque saluti maxime adversari, und zwar mit der ausdrücklichen 
Clausel, dass es Niemanden erlaubt sei, diese Abrogation und ihren 
Inhalt zu bekämpfen : ex eo quod praedicti, et alii quilibet in prae- 
missis interesse habentes . . etiam dignitatis ßegiae, illis non con- 
senserint, nec ad ea vocati, citati et auditi fuerint. (Constit. Su- 
prema V. Cal. Febr. 1864). 

VI. Die Civiltä cattolica (Ser. VIII. vol. 8. vom 19. Ott. 1872) 
theilte die vorstehenden Documente mit und fügte Folgendes hierzu : 

»Dieser Brief [des Professor Tarquini] scheint uns mit Grün- 
den von solcher Kraft geschrieben zu sein, dass Jeder, dessen Geist 
nicht von Vorurtheilen eingenommen ist, demselben zustimmen muss.« 
(S. 140). Der Einwand, dass, wenn der Papst das Recht habe, so- 
bald es das Wohl der Kirche gebieterisch erheische, die in den 
Concordaten zugestandenen Privilegien ganz oder theilweise zurück- 
zuziehen, er auch den Fürsten dasselbe in Betreif der von ihnen 
kraft der Concordate übernommenen Verpflichtungen zugestehen 
müsse, — ist unstatthaft. Denn desswegen weil der Gesetzgeber 
aus Gründen des Staatswohles einen Theil eines Gesetzes aufhebt, ist 
der Unterthan nicht berechtigt, von der Beobachtung des noch in 
Kraft bestehenden übrigen Theiles sich für entbunden zu halten. 
Nun hat aber das Concordat den Charakter eines Privatgesetzes in 
Bezug auf ein bestimmtes Reich, und der contrahirende Fürst han- 
delt als Vertreter des Volkes, das dieses Gesetz erhält und folglich 
in der Eigenschaft eines Unterthanen. Das trifft zu, auch wenn der 
Fürst irr- oder ungläubig wäre. Es handelt sich in diesem Falle 
nicht um seine wirkliche, sondern um seine fingirte Person, insoferne 
sie die Vertreterin des Volkes oder eines Theiles des Volkes ist, für 
dessen geistliche Regierung das Gesetz gegeben oder das Concordat 
geschlossen wird. Für dieses unterhandelt Actione juris auch ein 
akatholischer und ungläubiger Fürst, um wie viel mehr ein gläubi- 
ger. Der einzige Unterschied besteht darin, dass dem akatholischen 
Fürsten nicht die persönlichen Privilegien zukommen würden, welche 
einem katholischen zugestanden werden, sondern nur die sachlichen 
(realen), welche auf das Wohl der Gläubigen sich beziehen. (S. 143). 

Daraus erhellt die Falschheit der von Labis aufgestellten Be- 
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bauptung, dass der weltliche Fürst bei der Stipulation eines Con- 
cordates als vom Papste unabhängiger Souverain handle (Revue cath. 
p. 13). Das ist ja gerade der Grundsatz, auf welchen die Regali- 
sten ihre Doctrin von »Placet« und »Jus cavendi« stützeu. Ein 
Fürst der in religiösen Angelegenheiten dem Papste gegenüber nicht 
als Untertban, sondern als Gleicher betrachtet wird! Ein Fürst, der 
angesichts des Papstes das Recht der Katholiken garantirt! Wo 
stehen wir ? Also nicht dem Petrus allein, sondern dem Petrus und 
Tiberius miteinander hat Christus die Sorge für seine Heerde anver- 
traut und beiden zusammen hat er das Amt der Besorgung der re- 
ligiösen Angelegenheiten übergeben! Beide werden also, als völlig 
gleichberechtigt, beurtheilen, was in religiöser Beziehung den Völ- 
kern nützlich ist, und beiden werden das Gesetz des Evangeliums 
auslegen !c Dagegen haben wir behauptet: auch der ungläubige 
Fürst handelt bei Abschliessung eines Concordats vermöge einer Art 
juridischer Fiction als der päpstlichen Auctorität unterworfen , inso- 
fern man in ihm die politische Auctorität in Rücksicht auf die Ka- 
tholiken betrachtet. Eine solche Auctorität ist ihrer Natur nach 
und daher immer und in jedem Falle der kirchlichen untergeordnet. 
(S. 144.) 

Schliesslich nahm die Civiltä die Lyoner ÜJdutes in Schutz we- 
gen eines Artikels über die Coucordate, den Herr v. Bonald in ei- 
ner Kritik (Bien public 20. anne'e n. 239.) als gefahrlich bezeich- 
net hatte. Die »ßtudes« hatten nämlich gesagt : »Die Definition 
von der Kirche als Gesellschaft der Seelen, und dem Staate als Ge- 
sellschaft? der Leiber sei nicht richtig ; hier wie dort sind es Men- 
schen, welche beide Gesellschaften bilden. Nun können aber die 
Menschen nicht zu diesen beiden Gesellschaften gehören, ohne dass 
das Geistige und Zeitliche, mit einander verbunden , gemischte Ge- 
genstände erzeugen. Und gerade diese bilden das eigentliche und 
ordentliche Object der Concordate.« 

Die Civiltä fand diesen Passus ganz untadelhaft und fast wört- 
lich im Einklänge mit den von ihr selbst entwickelten Anschauungen. 
Bonald aber sah hier einen Irrthum, und wendete zunächst ein, dass 
hienach die Concordate der normale Zustand wären, während sie doch 
eine blosse Ausnahme sind. »Eins von beiden,« sagt er; »entweder 
die Worte haben keine Bedeutung, oder es folgt aus dieser Stelle, 
dass die Concordate das natürliche, gewöhnliche Regiment sind, das 
gemeine Recht der Kirche und des Staates, während sie doch nur 
ein Ausnahmsrecht bilden. In der That, da die Concordate nach 
dem Verfasser jenes Artikels auf gemischte Gegenstände sich be- 
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ziehen, die hervorgehen aus der Verbindung des Geistigen und 
Zeitlichen, und diese Verbindung immer statthaft, indem das Gei- 
stige und Zeitliche einander immer zur Seite stehen — anima ra- 
tionalis et caro unus est homo; — so folgt daraus, dass es immer 
an der Stelle ist, Concordate zu schliessen. Aber wie kommt es 
dann, dass es Länder gibt, die deren keine haben, sondern nach 
dem gemeinen Rechte der Kirche regiert werden? (Beispiel Sardi- 
nien i. J. 1814). 

»Herr v. Bonald,«. bemerkte hiezu die Civilta, »zieht hier offen- 
bar Consequenzen , die in den Prämissen des von ihm censurirten 
Artikels nicht enthalten sind. Die Folgerung BoncdoVs : »Also sind 
Concordate immer an der Stelle« bedarf einer Unterscheidung: »im- 
mer an der Stelle« d. i. möglich — Ja ; immer nothwendig — Nein. 
Das Vorhandensein von gemischten Gegenständen hat nicht die Not- 
wendigkeit der Concordate zur Folge, sondern nur das gute Einver- 
nehmen der beiden Mächte und dieses ist von den Concordaten sehr 
verschieden. Das Concordat ist eine positive Uebereinkunft und ent- 
steht häufig durch die Störung jener Harmonie, so dass, um sie 
wieder herzustellen, die kirchliche Gewalt sich der weltlichen gegen- 
über zu Zugeständnissen herbeilässt, indem sie zu deren Gunsten auf 
einige disciplinäre Puncte verzichtet, dafür aber das ausdrückliche 
Versprechen der getreuen Durchführung des Uebrigen fordert. Da- 
gegen ist das gute Einvernehmen die naturgemässe Wirkung der 
Unterordnung der zeitlichen Gewalt unter die geistige, wesshalb es 
eines besonderen Vertrages zur Grenzregulirung der beiden Mächte 
nicht bedarf, solange dieser normale Zustand dauert.« (S7 146 f.) 

Allein Herr v. Bonald leugnet ja die »gemischten Gegenstände« 
selbst. »Es gibt,« sagt er, »gar keine solchen Gegenstände zwischen 
Kirche und Staat; denn die Ausdrücke »gemischte Gegenstande« 
setzen offenbar gleiche Interessen voraus, folglich streitige und darum 
entgegengesetzte. Nun frage ich: wenn Kirche und Staat relativ 
in demselben Verhältnisse stehen wie Seele und Leib , wie kann da 
je ein Gegensatz von Interessen zwischen ihnen stattfinden? Ent- 
gegengesetzte Interessen ! Aber im Allgemeinen darf und kann es 
in keiner Weise solche geben, so wenig als in ein und derselben 
Maschine die Räder sich entgegengesetzt sein dürfen. (S. 147). 

Dagegen erscheint die Existenz solcher »gemischter Gegen- 
stände« der Civ. so evident, wie die Existenz des Menschen, der recht 
wohl selbst eine »gemischte Materie genannt werden kann, wegen 
seiner doppelten, nämlich bürgerlichen und religiösen Beziehung. Die 
Zweideutigkeit , an der Herr v. Bonald leidet , besteht darin , dass 
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er meint, »die gemischten Gegenstände setzten von beiden Seiten 
gleiche Interessen voraus.« Nein; sie supponiren verschiedene aber 
einander untergeordnete Interessen, analog wie im Menschen die 
beiden Vermögen: Vernunft und Sinn. Verschiedene Interessen kön- 
nen manchmal in Gegensatz kommen; allein in diesem Falle muss 
in Anbetracht des höheren religiösen Zweckes das bürgerliche Inte- 
resse weichen. Somit bleibt der Gedanke einer »Rivalität« ausge- 
schlossen — denn Rivalität setzt Gleichheit voraus und hier gibt es 
keine Gleichheit, sondern nur Unterordnung. (S. 147 f.). 

Herr v. Bonald setzt nämlich voraus, mit der Benennung »ma- 
teria mixta« wolle man eine Materie bezeichnen, die in geistlicher 
Beziehung einer doppelten Gewalt unterstellt sei, so dass in dieser 
Hinsicht die Gewalt der Kirche beschränkt werde und collidire mit 
der bürgerlichen; denn er sagt am Schlüsse seiner Kritik: »Es ist 
schmerzlich, wenn man die bürgerliche Gewalt so behandelt sieht, 
als hätte sie die gleichen Rechte wie der Papst« 

Nie haben die Stüdes etwas Aehnliches behauptet: nur von 
ihrer weltlichen Seite (nicht von der religiösen, deren Ordnung der 
Kirche allein und ausschliesslich zusteht) kommt die mat. mixta in 
Betracht, und auch deren Behandlung muss der kirchlichen Aucto- 
rität, dem höheren religiösen Interesse untergeordnet sein. Somit 
kann nach dieser Theorie von einer Theilnahme der weltlichen Ge- 
walt an der Jurisdiction des Papstes keine Rede sein. 

VII. Im Genter Bien public Nr. 275 vom 1. October 1872 
theilte Professor Labis eine Duplik des Canonicus Philipp de Ange- 
lis, auf die Ausführungen des P. Tarquini mit, woraus wir hier das 
Wesentliche folgen lassen : 

Herr v. Bonald sagte : Die Concordate sind von Seiten des 
Papstes keine zweiseitigen Verträge und der Papst nimmt keine Ver- 
pflichtung auf sich, dieselben aufrecht zu halten. Sie sind einfach 
blos beliebig (ad nutum) widerrufliche Zugeständnisse. Auf diese 
Behauptung antwortete Herr Canonicus Labis: Obgleich die vom 
hl. Stuhl mit den bürgerlichen Regierungen seit 300 Jahren geschlos- 
senen Concordate Concessionen seien bezüglich ihres Inhalts (quoad 
materiam), so seien sie doch bezüglich der Form, welche sie annehmen, 
wirkliche Verträge und folglich verpflichte sich dadurch der Papst für 
sich und seine Nachfolger, dieselbe ^u beobachten, ausgenommen im- 
mer den Fall, dass die in den Concordaten festgesetzten Artikel das 
Heil der Seelen gefährden würden. In diesem Falle ist der Papst 
nicht nur nicht verbunden, sie zu halten, sondern kann und muss er 
sie sogar aufbeben. In einem Briefe habe ich dieser Ansicht des 
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Canonicus Labis zugestimmt. Am 30. Juli 1872 brachte das Gen- 
ter Bien public ein (oben Nr. V. mitgetheiltes) gegen mich und 
indirect auch gegen Herrn Labis gerichtetes Schreiben des Herrn 
P. Tarquini. Der erste Grund, den er gegen uns vorbringt, lasst 
sich also zusammenfassen : »Wenn die Concordate nach ihrem Inhalt 
(quoad materiam) einfache Zugeständnisse sind, so können sie nicht 
nach ihrer Form (quoad formam) zweiseitige, d. h. beide Theile ver- 
pflichtende Verträge sein; denn der Inhalt kann nicht eine seiner 
Natur widersprechende Form annehmen. Was mich in meiner Ein- 
fachheit betrifft, so erstaune ich, dass P. Tarquini mit seinem tiefen 
Verstände sich auf einen solchen Grund gestützt hat. Kann man 
sich nicht freiwillig zu etwas verpflichten , ohne gehalten zu sein, 
darüber einen Vertrag zu schliessen oder eine Urkunde aufzunehmen? 
Und die Schenkungen nicht blos die zur Wiedervergeltung, sondern 
auch die aus blosser Liberalität geschehenden, sind sie keine Ver- 
träge mehr und brauchen sie nicht gehalten zu werden? Dasselbe 
muss man von allen Verpflichtungen sagen, welche man mit vollem 
freien Willen übernimmt. Wenn wir diesen Satz auf unsern Fall 
anwenden, müssen wir sagen: Die Fürsten und die Regierungen könn- 
ten nicht verlangen, dass der Papst ihnen die in den Concordaten festge- 
setzten Privilegien gewährt ; indessen der Papst verleiht sie ihnen und 
verpflichtet sie aufrecht zu halten und so ergibt sich, wie die Concor- 
date bezüglich ihres Inhalts Zugeständnisse, bezüglich ihrer Form 
Verträge sind. Ohne also einen verborgenen Sinn zu suchen, wo 
keiner ist und ohne lange die »Materie und die Form« zu erörtern, 
genügt es, zu erwägen, dass Jeder frei nach seinem Belieben sich zu 
dem verpflichten kann, wozu er ohne seinen guten Willen auf keine 
Weise verhalten werden kann. Das ist die Erklärung dessen, was 
wir vorgebracht haben. . . . Allein, könnte man sagen, wie Herr 
v. Bonald und P. Tarquini wirklich sagen, wie beweist man, dass 
die Päpste in der That sich verpflichten, wenn sie Freigebigkeit mit 
ihren Rechten üben und weit entfernt sind die Rechte Anderer zu 
begehren: non aliena appetunt jura, sed propria largiuntur [wie 
es in dem päpstlichen Breve vom 19. Juni 1871 an Herrn v. Bo- 
nald heisst, vergl. Archiv Bd. 27. S. 169 und Vering, Lehrbuch des 
Kirchenrechts S. 421 Note]. 

Diese Frage ist vernünftig und der Canon. Labis gibt da- 
rauf eine Antwort, welcher ich zustimme. Wir constatiren, sagt er, 
dass die Päpste sich durch die Concordate verpflichten, weil sie es 
bestätigen, dass sie sich verpflichten und dass die Thatsache, eine con- 
stante und unabänderliche Thatsache, durch diese Worte beweist, dass 
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sie die Absicht hatten^ sich zu verpflichten. Und wahrlich, nichts ist 
klarer als die von den Päpsten angewandten Ausdrücke, da, wo sie 
die Concordate »Verträge« nennen und wo sie ihnen die Kraft eines 
Vertrages, »vim pacti, vim veri contractus,« zuschreiben, oder, wenn 
sie sich und ihre Nachfolger verpflichten, se sancte servaturos, gewis- 
senhaft die von ihnen gemachten Concessionen zu beobachten. 

Diese Ausdrücke schienen unseren Gegnern so schneidend und 
so hart, dass, wenn man einer Aeusserung des P. Tarquini, gewe- 
sener Cardinal Cagino, glauben soll, er mit dem Gedanken umge- 
gangen wäre, eine Bitte an Seine Heiligkeit zu richten, damit Sie 
sich würdige zu befehlen, dass das Formular dieser Artikel ver- 
bessert und mit genaueren Ausdrücken wiederhergestellt würde.« 

Diese Massregel — möge es mir erlaubt sein es zu sagen — 
zeigt mehr Eifer als Bescheidenheit; denn wie wagt man, vom hei- 
ligen Stnhle in feierlichen Akten seit mehr als drei Jahrhunderte con- 
stant angewandte Formel des Irrthums und der üngenauigkeit zu 
beschuldigen ! 

Und dennoch fürchten Herr v. Bonald und P. Tarquini nicht 
beizufügen, dass diese Ausdrücke nicht im strikten Sinne einer Ob- 
ligation genommen werden sollen: 1. weil der Papst die »Macht« 
und der »Hirt« ist, und weil die Fürsten »Unterthanen« und Schafe 
sind ; 

2. weil man nicht zugeben kann, dass der Papst gehalten sei, 
die Concordate zu halten, wenn das Wohl der Kirche und das Heil 
der Seelen deren Auflösung verlangen. 

Diese Gründe beweisen nichts. 

Denn, wer hat je gewagt zu behaupten, dass der Papst gehal- 
ten sei, Concordate selbst dann zu beobachten, wenn dieselben dem 
Seelenheil verderblich würden ? Der Chorherr Labis hat gerade die- 
sen Fall ausgenommen, obgleich wie oben gesagt wurde, es nicht 
nöthig war, den Vorbehalt zu formuliren, da jede Obligation aufhört 
wenn sie zum Verderben des ewigen Heils gereicht, quando vergit 
in detrimentutn salutis aeternae vel in pcrniciem animarum. 

Und hier noch verliert sich P.' Tarquini. Er unterscheidet 
nicht den moralischen Nachtheil vom rein materiellen Nachtheil. 

Die Verträge können bestehen ungeachtet des materiellen Nach- 
theils der einen der contrahirenden Parteien; aber wenn es sich um 
einen moralischen Nachtheil handelt, wenn der aufzustellende Akt 
unerlaubt wird, so können sie nicht bestehen , sie hören selbst ipso 
facto auf. 

So verschwindet jener Caesarismus, welchen, nach gewissen ita- 
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lienischen Blättern, die nur unbestimmte Begriffe von der Materie 
haben, unsere Gesinnung bezweckt. 

Da der zweite Grund gefallen, kommen wir auf den ersten 
zurück, worauf Herr v. Bonald besonders gern sein Steckenpferd 
reitet. 

Der Papst ist die »Macht« und der »Hirt ;« »die Fürsten und 
die Nationen« sind »Unterthanen« und »Schafe;« woraus er folgert, 
dass der Papst ihnen Gesetze dictiren, allein sich nicht so weit her- 
ablassen kann, ihnen Vertragsconcessionen zu machen. 

Aber wenn der Papst aus üebermass seiner Güte um leichter 
die Beobachtung der Kirchengesetze zu erlangen, und dass endlich 
die Kirche in den verschiedenen »Staaten ihrem göttlichen Stifter 
mit voller Sicherheit und Freiheit secura libertate dienen könne, 
wenn der Papst, sage ich, ihnen besondere Privilegien bewilligt und 
sich verpflichtet, dieselben zu halten, sollte man sagen, er könne es 
nicht thun, weil er »Macht« und »Hirt« ist? Die Kirche hat sich 
keineswegs zur Regel gemacht, nach der Facon der heidnischen Des- 
poten zu herrschen: Reges genthim ominantur eorum; sie ahmt viel- 
mehr den höchsten Monarchen nach, welcher im alten Testament 
mit den Kindern der Menschen ein Bündniss schloss und besonders 
mit dem Volke Israel, den, welcher uns, ohne die göttliche Majestät 
zu erniedrigen, ein Unterpfand seiner unaussprechlichen Herablassung 
gibt. Ebenso dulden weder die päpstliche Auctorität noch die von 
Jesu Christo bewilligte Vorsteherschaft an den Nachfolgern Petrus 
den geringsten Schaden der Concordatsconcessionen. 

Ich könnte andere aus dem canonischen Rechte genommene 
Beispiele von gewährten Privilegien geben; ich enthalte mich 
dessen; denn die Grenzen dieser Schrift würden die noth wendigen 
Erklärungen nicht zulassen, und das schlecht verstandene Argument 
lieferte den Gegnern Stoff zu neuen Streitigkeiten, welchen ich aus- 
weichen will. 

Wenn also gar kein Grand vorhanden ist, welcher den Papst 
hindert, sich zu verpflichten, und wenn er ausserdem bestätigt , sich 
schon verpflichtet zu haben, so müssen wir es für gewiss annehmen, 
dass er es wirklich ist. Und möge man es wohl beachten , die Aus- 
drücke, welche die Obligation ausdrücken, finden sich nicht nur im 
Texte der Concordate, sondern auch in den bestätigenden Bullen die- 
ser Verträge. Man kann als Beispiel die Constitutio Ecclesia Christi 
von Pius VII. anführen, welche das mit Bonaparte abgeschlossene 
Concordat ratificirt. Nachdem der Papst die in diesem feierlichen 
Akte eingegangenen Cmcessionen, Conventionen, Artikel und Verträge 
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bestätigt hat, fügt er bei: »Omniaque in eis contenta ac promissa 
sincere et inviolabiliter ex Nostra ejusque Sedis parte adimpletum et 
servatum iri, tarn Nostro quam Nostrorum sucessorum nomine pro- 
mittimus ac spondemus« das heisst zu deutsch: 

»Wir versprechen und geloben, sowohl in unserem als im Namen 
unserer Nachfolger, dass der Inhalt dieses Concordates von Seite 
des heiligen Stuhles aufrichtig und unverletzlich erlullt und beobach- 
tet werden soll.« 

Der heilige Stuhl hält also die in den Concordaten gemachten 
Concessionen nicht nur aufrecht, weil die Wohlthat des Fürsten per- 
manent sein soll, Beneficium Principis debet esse mansurum, »oder 
weil er seine Gesetze aus reiner Laune ändert,« wie P. Tarquini 
sagt, sondern weil der Papst versprochen, sie aufrecht zu erhalten 
und es in seinem und im Namen seiner Nachfolger feierlich ge- 
lobt hat. 

Und in der That, der Papst hat immer gewissenhaft die Con- 
cordate beobachtet. Je mehr er sich der Uebertretungen und Ver- 
letzungen von Seite der weltlichen Regierungen zu beklagen hatte, 
— Herr Chorherr Labis citirt Beispiele und zahlreiche Documente — 
desto mehr bestrebte er sich der Anklage, dieselbe verletzt zu haben, 
zu entgehen. 

Wir haben dafür ein ganz neues Beispiel in der Note des Car- 
dinais Antonelli an den bevollmächtigten Minister des Königs von 
Portugal, datirt vom 19. Juni 1872. 

In dieser Note beweist der hochwürdige Staatssecretär, dass der 
heilige Stuhl keinen dem Concordate von 1857 widersprechenden Akt 
aufgestellt hat. 

Wenn er sich von der Meinung des Herrn v. Bonald oder P. 
Tarquini hätte leiten lassen, würde er sich gewiss nicht so viele 
Mühe gegeben haben, den heiligen Stuhl von der Anklage, dasCon- 
cordat verletzt zu haben, zu reinigen ; er würde einfach seine Theo- 
rie auseinander gesetzt haben, und weiter gegangen sein.. 

Allein diese improvisirte halsbrecherische Theorie konnte nicht 
den Ausschlag geben ; der römische Hof folgt Principien, welche der 
Sanfbmuth und der Klugheit angemessen sind, und endet siegreich. 

P. Tarquini ist auch gar zu liebenswürdig, wenn er sagt, dass 
ich mich mit den Feinden der Kirche vereinige : »Sie bekennen also, 
sagt er, dass Ihr System der Kirche die Freiheit nimmt, da Sie sich 
damit beschäftigen, sie ihr wiederzuerlangen.« Diese Worte sind aus 
der Stelle gezogen, wo ich die Meinung äusserte, dass »vielleicht 
die Untreue der Regierungen und ihre Verachtung der Concordate 
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der Kirche den Vortheil bringen wird, ihr volle Handlungsfreiheit 
wieder zu erlangen.« Mitteist an den Haaren herbeigezogenen De- 
ductionen folgert er aus dieser Stelle, dass ich den gesetzlichen Ver- 
lust der Oberherrschaft im römischen Papste sanctionire. — 

Ein solcher Schlag ist zu stark, mein hochwürdiger Pater, als 
dass er nicht in einen Schulstreit , in eine Zänkerei gehört. Wenn 
Sie von einem Gegner nicht Recht bekommen können, so packen Sie 
ihn hinterlistig an, um ihn zu betäuben, damit er das Gleichgewicht 
verliert, und so auf brutale Weise dem Streite ein Ende zu machen, 
welcher für Sie verloren war. Ich begreife es. 

Allein eine solche Erwiederung schriftlich abzufassen , sie der 
Oeffentlichkeit übergeben, und glauben, sie könne Ihre Gegner ver- 
wirren, welche nicht einfache Schüler sind, und sie so aller Welt 
aufdringen zu wollen, o, das ist, ich wiederhole es, zu stark! Nach 
meinem System oder meiner Meinung, die ich vertheidige, verpflich- 
tet sich der Papst kraft der Concordate, weil er sich verpflichten 
will, und nach dem Obengesagten stellt sich dem, wofür er sich ver- 
pflichten kaun, nichts entgegen; nun aber verliert jeder, der sich 
verpflichtet, gemäss der contrahirten Obligation, seine Handlungsfrei- 
heit, das heisst, dass er nicht anders handeln kann. Doch kann 
die Niehtbeobachtuug der Concordate von Seite der weltlichen Re- 
gierungen die Kirche zur offenen Erklärung führen, dass sie sich 
ebenfalls von der Beobachtung der stipulirten Bedingungen dispen- 
sirt halte. 

Ich habe für gut gehalten, diese Bemerkung zu machen, weil 
der heilige Stuhl bis jetzt nicht gewohnt war, die Concordate auf- 
zukündigen, wie man sagt; obwohl er den Regierungen über ihre Un- 
treue Vorwürfe machte, so suchte er dieselben dennoch an die Be- 
obachtung der Verträge zu erinnern, hörte seinerseits nie auf, die- 
selben gewissenhaft zu beobachten. 

Wenn er aber sieht, dass alle seine Vorstellungen umsonst sind, 
so könnte auch er eines Tages feierlich erklären, dass er auch sei- 
nerseits diese Verträge verwerfe, welche, von der anderen contra- 
hirenden Partei mit Füssen getreten, für die Kirche nicht mehr als 
ein Hinderniss ohne Compensation sind. Dieser Schluss ist sehr ein- 
fach. Könnte man glauben, dass P. Tarquini etwas dagegen einzu- 
wenden hätte? 

Und doch! um ihn zu bekämpfen, bewaffnet er sich mit Tex- 
ten aus der heiligen Schrift, mit päpstlichen Sentenzen, mit Conci- 
lienbeschlüssen und endlich mit Justinians Codex. 
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Ich bewundere so grosse Gelehrsamkeit , sed non erat hic 

locus. 

Dieses genügt zur Rechtfertigung meines Briefes. Es bleibt 
mir noch übrig , den P. Tarquini zu versichern , dass ich denselben 
wohl überlegt habe, bevor ich ihn publicirte. 

Ich wusste, was für einen Gegner ich vor mir hatte; allein 
nach reifer Prüfung konnte ich der Meinung nicht entsagen, welche 
ich gewonnen hatte. Doch bevor ich ihn der Oeffentlichkeit über- 
gab, berieth ich Professoren von Rom, Canonisteu, und unter an- 
dern Geistliche, welche die ersten Stellen am römischen Hofe ein- 
nehmen; und ich kann behaupten, dass nicht nur alle meine Mei- 
nung theilten, sondern dass mehrere unter ihnen mich zu diesem 
Schreiben anspornten. 

Zum Schlüsse noch ein Wort über den Brief des heiligen Stuhles, 
worauf P. Tarquini am Ende seines Angriffes eine Anspielung macht. 
Wenn ihm dieser Brief entgegengesetzt wäre, so würde er andere 
Antworten finden und davon Gebrauch macheu. Was mich anbetrifft, 
so beschränke ich mich zu sagen, dass es einfach ein Wort des 
Lobes und der Ermunterung ist. Herr v. Bonald selbst würde darin 
keine kurze Bestätigung der Doctrin, welche in seiner Schrift ent- 
halten ist, sehen. 

In der That, Herr v. Bonald sucht mittelst seiner kleinen Dis- 
sertation über die Concordate einige Celebrität zu erwerben; möge 
es geschehen, allein suche er nicht in der ganzen Welt Anhänger, 
indem er jeden tadelt, welcher nicht geneigt ist, ihm seine Adhäsion 
zu senden oder sich erlaubt, anders zu denken als er. 

V1LL Der Herausgeber des Archivs erwähnte in seinem Lehr- 
buch des Kirchenrechts S. 419 auch ein Breve Benedicts XIV. v. 22. 
Januar 1746 an das Lütticher Capitel, in welchem von den alten 
Concordaten Deutschlands und den darin zugestandenen apostolischen 
Privilegien die Rede ist, aber keineswegs wie Pebronius fälschlich 
dem Papste Benedict XIV. unterschob, behauptet wird, der Papst sei an 
diese Concordate keineswegs gebunden, sondern umgekehrt, dieselben 
zweimal ausdrücklich als in Geltung und Kraft stehend erwähnt 
werden. Dieses Breve hat folgenden Wortlaut: 

Düectis filiis Capittito et Canonicis Cathedralis Ecclesiae Leodien. 

BENEDICTUS PP. XIV. 

Dilecti filii salutem et Apostolicam Benedictionem. Cum sicut 
pro parte dilecti hlii Nostri Joannis Theodori Sanctae Romanae Eccle- 
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siae Cardinalis a Bavaria nuncupati Nobis expositum fuit, electio 
personae idoneae quae Ecclesiae Leodien, dum pro tempore pastoris 
solatio destituta reperitur, in Episcopum a Romano Pontifice pro tem- 
pore existente ad electionem hujusmodi praeficiatur, ad Vos juxta 
concordata dudum inter sedem Äpostolicam, et inclytam Nationem 
germanicam inüa vel privilegia Apostolica, aut alias legitime spec- 
tat, dictus vero Joannes Theodorus Cardinalis, et Episcopus ut eve- 
niente casu, quo ex ejus persona praedictum Ecclesiam dictae Sedis 
dispositioni reservatam, seu affectam esse contingeret, jus eligendi 
hujusmodi Vobis salvum atque illaesum remaneat, oportune Vobis 
a Nobis provideri, et ut infra indulgeri summopere desideret. Nos 
ipsius Joannis Theodori Cardinalis et Episcopi votis hac in re favo- 
rabiliter annuere, specialemque Vobis gratiam facere volentes, et ve- 
strum singulares personas a quibusvis excommunicationis , et inter- 
dicti aliisque Ecclesiasticis Sententiis, censuris et poenis quovis modo, 
et quacumque de causa latis, Si quas forte incurristis bujus tan tum 
rei gratia et absolutos fore censentes, supplicationibus ipsius Joannis 
Theodori Cardinalis et Episcopi nomine Nobis hurailiter porrectis in- 
clinati, Vobis ut si contingat memoratum Joannem Theodorum Car- 
dinalem et Episcopum etiam apud sedem Äpostolicam praedictam 
obire, licet Ecclesia Leodien, praedicta per obitum hujusmodi ex quo- 
vis capite etiam speciali Nota et expressione digno ejusdem Sedis 
Apostolicae dispositioni generaliter, vel specialiter reservata aut quo- 
vis modo affecta tunc reperiretur, nihilominus electio personae ido- 
neae in locum dicti Joannis Theodori Cardinalis et Episcopi eidem 
Ecclesiae Leodien, in Episcopum a Nobis seu Romano Pontifice pro 
tempore existente ad electionem hujusmodi praeficiendae ad Vos juxta 
concordata, vel privilegia Apostolica praedicta omnino spectet et per- 
tineat in omnibus et per omnia perinde ac si Ecclesia Leodien, prae- 
dicta ejusraodi Sedis disponi nullatenus reservata, vel affecta esset, 
auctoritate Apostolica tenore praesentium concedimus et indulgemus. 
Decernentes easdem praesentes literas firmas, validas, et efficaces 
existere, et fore, suosque plenarios et integros effectus sortiri et ob- 
tinere, ac Vobis plenissime suffragari ; sicque in praemissis per quos- 
curaque Judices Ordinarios, et delegatos etiam causarum Palatii 
Apostolici Auditores ac Sanctae Romanae Ecclesiae praedictae Car- 
dinales etiam de Latere Legatos, et Apostolicae Sedis praedictae 
Nuncios sublata eis , et eorum cuilibet quavis aliter judicandi , et 
interpretandi facultate, et auctoritate, judicari, et definiri debere, ad 
irritura et inane si secus super his a quoquam quavis auctoritate 
fungente scienter, vel ignoranter contigerit attentari. Non obstan- 
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tibus praemissis ac quibusvis CanceHariae Apostolicae Regulis edi- 
tis t et edendis, ac aliis Constitutionibus et Ordinationibus Aposto- 
licis, ceterisque contrariis quibuacumque. Volumus autem ut prae- 
sens gratia non transeat in eiemplum. Datum Komae apud Sanc- 
tarn Mariam Majorem sub Annulo Piscatoris die XXII. Januarii 
MDCCXLVI. Pontificatus Nostri anno VI. 

A. Gardinaiis Passioneus. 
[Der uns vorliegenden Abschrift des vorstehenden Breve's ist 
folgende Beglaubigung nebst dem Amtssiegel des Cardinais Parac- 
ciani beigefügt]: 

Concordat cum Originali , quod asservatur in Tabulario Secre- 
taria Brevium. 

Pro Dno. Card.: Paracciani ClarelH, 
F. Profili Subtitutus. 
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VI. 

Litterae Apostolicae. 

Quibus Conceditur Serenissimo Regi Bavariae Indultum Nominanäi 
Ad Duos Archiepiscopales Et Sex Episcopulcs Ecclesias In Ditione 
Bavarica. (Cfr. Concordati Bavar. art. IX.) 

PIUS EPISCOPUS SERVUS SERYORUM DEL 

Ad perpetuam rei memoriam. 

Carissimo in Christo Filio Nostro Maximiliano Josepho Bava- 
riae Regi illustri Salutem et Apostolicam Benedictionem. 

Prompta ac pia voluntas illa, quam egregie ostendisti cum, 
pace restituta, et publicis compositis rebus, summo studio a Nobis 
postulasti, ut res Ecclesiasticae in Regno tuo perturbatae, hujus 
Sanctae Sedis auctoritate in ordinem revocarentur , et utilitas illa, 
quae ex Conventione tecum nuper inita raanat in ea quae ad res 
Ecclesiae et Religionis pertinent, non modo ob assignatos tuae ditio- 
nis Ecclesiis in bonis fundisque stabilibus reditus, sed etiam ob resti- 
tutam Ecclesiae Pastoribus Charitatis effectus Nos urget, ut Tibi 
tuisque in Bavarico Regno Successoribus Catholicis luculenta Ponti- 
ficiae Nostrae benignitatis dona largiamur, firma spe atque fiducia 
in Domino freti, fore, ut Tu et Successores tui gloriosis Majorum 
tuorum, qui tarn praeclare de Catholica Religione sunt meriti, vesti- 
giis inhaerentes Orthodoxam Fidem colere, tueri, ac propagare, et 
populos ditioni vestrae concreditos in Fide Catholica, ac vetere erga 
hanc B. Petri Cathedram obedientia continere omni studio sitis cu- 
raturi. Volentes itaque Tibi tuisque Successoribus Catholicis Bava- 
riae Regibus gratificari, non dubitantes Te ac Illos in nominandis 
ad Ecclesias Regni Bavariae personis Ecclesiasticis, quae vitae in- 
tegritate, religione, fide, et doctrina praestent, ac Episcopalis muneris 
praerogativa dignae sint, summum Studium ac diligentiara Semper 
adhibituros, nec conscientiam vestram hac in re ullo modo laedi pas- 
suros esse, Motu proprio et ex certa scientia Nostris deque Aposto- 
licae potestatis plenitudine, Tibi, tuisque Successoribus Bavariae 
Regibus, una cum subditis in sinceritate Fidei, et unitate Sanctae 
Romanae Ecclesiae nec non obedientia Nostra et Successorum Nos- 
trorura Romanorum Pontificum canonice intrantium perseverantibus, 
qui pro tempore Bavariae Regnum possederiut, Indultum nominandi 
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Ecclesiasticas personas probas, bonorum nominis et famae, ac secun- 
dum sacrorum Canonum, et Concilii Tridentini Decretorum disposi- 
tiones idoneas ad octo Ecclesias Regni Bavariae, nempe ad Mona- 
censem, et Bambergensem, qnas per alias Apostolicas Nostras litteras 
in Metropolitanas erecturi sumus, ad Ratisbonensem , quam , prae- 
via Metropoliticae qualitatis suppressione, in Cathedralem erigemus, 
et ad Cathedrales actu existentes, Augustanam, Herbipolensem, 
Passaviensera , Eichstettensem , et Spirensem , quoties cumque illas 
quovis modo, et ex quorumcumque etiam S. R. E. Cardinalium per- 
sonis etiamsi in Romana Curia vacare contigerit, per Nos, et Roma- 
nos Pontifices Successores Nostros praedictos, iisdem Ecclesiis Mona- 
censi, Bambergensi, Augustanae,* Ratisbonensi , Herbipolensi, Passa- 
viensi, Eichstettensi , et Spirensi, etiamsi a primaeva earum vacent 
erectione, ad Nominationem hujusmodi praeficiendas tenore praesen- 
tium de speciali dono gratiae concedimus, et assignamus; quo qui- 
dem nominandi, Indulto, quod Tibi per has Nostras litteras imper- 
timur, uti possis, postquam per alias Apostolicas Nostras litteras 
dictarum octo Ecclesiarum statum praeviis necessariis, et opportunis 
derogationibus immutaverimus, ac ad formam tecum initae Conven- 
tionis constituerimus. 

Decernentes praesentes litteras, et in eis contenta quaecumque, 
nullo unquam tempore de subreptionis vel obreptionis aut nullitatis 
vitio, seu intentionis Nostrae defectu notari, aut irapugnari posse, 
sed Semper firmas et efficaces existere et fore, suosque plenarios et 
integros effectus sortiri et obtinere, et ab omnibus ad quos spectat 
inviolabiliter observari debere. 

Non obstantibus Apostolicis, ac in Synodalibus, Provincialibus, 
Universalibusque Constitutionibus et Ordinationibus Apostolicis, cae- 
terisque contrariis quibus cumque. 

Nulli ergo omnino hominum liceat hanc paginam Nostrae Con- 
cessionis, Indulti, Decreti Derogationis , ac Voluntatis infringere, ei- 
que ausu temeraria contraire, si quis autem hoc attentare praesump- 
serit, indignationem omnipotentis Dei, ac Beatorum Petri et Pauli 
Apostolorum ejus se noverit incursurnm. 

Datum Romae apud Sanotam Mariam Majorum Anno Incarna- 

tionis Dominicae millesimo octingentesimo decimo septimo [13. Nov.] 

Idibus Novembris, Pontificatus nostri Anno decimo octavo. 

A. Card. Pro-Datarius. H. Card. Consalvi. 

Visa de Curia D. Testa 
Loco Plumbi. F. Lavizzarius. 
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VII. 

Neuere Erlasse des Papstes und der päpstlichen Behörden. 

1. Rcsponsum s. Poenit. d. 5. Dec. 1873 de potcstate absolvendi in 

casibus papalibus praelatis regularibus non concessa. 

Dubium S. Poenitentiariae propositum fuit : An Praelati regu- 
läres post Constitutionen! Apostolicae Sedis iisdera privilegiis gau- 
deant quibus antra, id est possint necne suos snbditos absolvere a 
casibus papalibus in dicta constitutione sirnpliciter reservatis? 

Sac. Poen. die 5. Decembris 1873 respondit: Negative , salvis 
illis facultatibus , quae promanant ex rescriptis particularibus ad 
tempus concessis. 

2. Beeret S. U. Inquis. d. 8. Jülii 1874 de usurpatorWus atque m- 

toribus bonorum ecclesiasticorum. 

EX S. CONCRECATIONE UNIVERSALIS INQÜISITIONIS. 

Dubia. 

Em. Philippus Deangelis S. R. E. presbyter card. et episcopus 
Firmanus sequentia dubia S. U. I. Cong. proposuit. 

1. Qua parte Tridentinae censurae a const. Apostolicae Sedis 
confirmatae adhuc vigeant? Quod idem est acquaerere: an peccans 
in materia, quam et constitutio Apostolicae Sedis t et Conc. Trid. at- 
tingunt, in duplicem exeommunicationem incidat, alteram Rom. Pon- 
tifici specialiter reservatara vi supradictae constitutionis, alteram sirn- 
pliciter reservatam vi Conc. Trid.? Et proinde an usurpatores bono- 
rum Ecclesiasticorum duplici innodentur exeoramunicatione ? 

2. An qui etnant ecclesiastica bona ab usurpatoribus usurpata 
incidant in exeommunicationem Romano Pontifici specialiter reserva- 
tam vi articnli XI. memoratae constitutionis ? 

3. An saltem in exeoramunicatjonem Rom. Pontifici sirnpli- 
citer reservatam vi cap. XL De Ref. sess. XII. a Conc. Trid. edi- 
tam? 

S. ü. I. Congr. die 8. Julii 1874 respondit: 

Ad I. Negative. Videlicet usurpatores bonorum ecclesiasti- 
corum innodari sola exeommunicatione R. Pontifici specialiter re- 
servata. , 
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Ad 2. Minime dubitandum, quin ementes bona ecclesiastica ab 
usurpatoribus usurpata incidant in excommunicationem R. Pontifici 
re8ervatam : etenim praescindendo a quaestione an supradicta emptio 
aliquo modo attiogatur a constit. Apost. sed. art. XL, nulli dubium 
esse potest quin comprehendatur a clarissima dispositione cap. XI. 
De Reform, sess. XXII. Conc. Trid. 

Ad 3. Provisum in praecedenti. 

3. Die Katechese vor dem staatlichen Schulinspector. 

Aul eine diesbezügliche Anfrage des bischöflichen Ordinariates 
Brünn an den heiligen Stuhl ist unterm 10. September 1874 in der 
Hauptsache nachstehende Antwort erfolgt! 

Relato ad S. Sedem dubio ... videlicet, an presbyter religio- 
nis magister continuant possit catechismura edocere coram inspectore 
scholastico? S. Sedes respondit: quod episcopus ... ob pecu- 
liares rationes et circurastantias ab ipso expositas permittere possit 
presbyteris ipsius dioecesis, qui officio magistrorum religionis fun- 
guntur, ut lectionem religionis adveniente ctiam inspectore scholas- 
tico , continuent , sah condiiione tarnen , ne ipsi magistri religionis 
cuicunque interpellationi vel observationi rcspondeant y quam ipsis 
inspector circa eorum lectiones abusive facere praetcndat. 

4. SS. Domini Nostri Pii Div. Provid. Papae IX. 

. . LITTERAE APOSTOLICAE 

Ad Episcopos Brasilianae Eegionis de irruptione quorumdam mos- 
sonicae sectae addictorum in piorum Christianorum sodalitates. 



Venerabiles Fratres, Solidem et Apostolicam Benediäionem. 

Exortae in ista ditione superioribus annis perturbationes ex 
parte eorum, qui massonicae sectae addicti in piorum chritianorum 
sodalitates irrepserunt, uti vos, Venerabiles Fratres, in dioecesibus 
praeserMm Olindensi et Belemensi de Para in gravem adduxere con- 
flictum, sie Nostro animo, ut scitis, molestae admodura et acerbae 
extiterunt. Non enim poteramus sine dolore respicere, quod exitiosa 
illius sectae pestis ad corruptionem praedictarum sodalitatem manasset, 
atque ita ea instituta quao ad sincerum fidei et pietatis spiritura fo- 
vendum ordinata essent, superseminata funesta zizaniorum messe in 
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miseram conditionem essent prolapsa. Hinc Nos Apostolico Nostro 
munere admouiti, et paterna caritate impellente qua istara Dominici 
gregis partem prosequimur, huic malo occurrendum esse incunctan- 
ter existimayimus, ac literis datis die 29. Maji anno 1873 ad Te, 
Venerabiiis Frater Olindensis, Nostras Voces contra hanc deploran- 
dam perversionem in Christianas sodalitates invectam extulimus, ea 
tarnen lenitatis et clementiae ratione erga deceptos et illusos masso- 
nicae sectae asseclas adhibita, ut ad congruum tempus reservationem 
censurarum in quas ipsi inciderant suspenderemus, in eum finem ut 
Nostra benignitate uterentur ad detestandos errores suos, et ad dam- 
natos, quos iniverant coetus, deserendos. Mandavimus insuper tibi 
Venerabiiis Frater Olindensis, ut eo temporis spatio elapso nisi ipsi 
resipuissent , praedictas sodalitates supprimeres ac suppressas decla- 
rares, easque novis sociis adscriptis ab omni massonica labe immu- 
nibus, juxta suae originis rationem de integro restitueres. Praeterea 
cum Nos in encyclica epistola ad catholici orbis episcopos data die 
1. Novembris anno 1873 fideles omnes adversus sectariorum artes et 
insidias pro munere Nostro munire studeremus, palam ea occasione 
pontificias constitutiones contra pravas societates sectariorum editas 
in memoriam fidelium revocaviraus, atque ediximus iis constitutioni- 
bus non unos percelli massonicos coetus in Europa constitntos, sed 
omnes quotquot in America aliisque totius orbis plagis habentur. 
Hinc Nos non potuimus non vehementer mirari, Venerabiles Fratres, 
quod, cum auctoritate Nostra, et consiliis errantium salutem spec- 
tantibus interdicta sublata essent, quibus in ista regione nonnullae 
Ecclesiae et sodalitia ex massonicis asseclis late conflata, subjecta 
fuerant, ex hoc occasio capta fuerit in vulgus disseminandi massoni- 
cam societatem in istis plagis consistentem apostoliearum damnatio- 
num exsortem esse, ac proinde eosdem sectarios tuto posse in pio- 
rum christiauorum sodalitatibus partem habere. Sed quantum haec 
a veritate et a Nostri animi sententia aberrent, id aperte declarant 
tum ea acta, quae superius memoravimus, tum epistola ipsa quam 
ad Serenissimum Imperatorem istius regionis scripsimus die 9. Februarii 
1875, in qua dum interdictum, quod nonnullas Ecclesias istarum 
dioecesium afficiebat, revocatum iri spondebamus, ubi vos, Venerabi- 
les Fratres Parensis et Olindensis injusto carcere detenti in liberta- 
tem essetis restituti, eam tarnen reservationem et conditionem adje- 
cimus, ut scilicet massonici asseclae ab officiis quae in sodalitiis ge- 
rerent, summoverentur. Quae ratio providentiae Nostrae non aliud 
habuit neque habere potuit propositum, nisi ut Imperatoris votis hac 
ex parte expletis, ac tranquillitate animorum revocata, opportunita- 
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tem imperiali Gubernio praeberemus pias sodalitates, massonica labe 
depulsa, in pristinum statum restituendi, ac efficiendi, ut damnatae 
sectae homines Nostra erga ipsos dementia permoti a perditionis via 
sese eripere curarent. Ne vero in re tarn gravi ullum dubium su- 
peresse posset vel ullus deceptioni locus, Nos non omittiraus hac 
occasione iterum declarare et confirmare, massonicas societates, sive 
quae in ista regione, sive quae alibi terrarum existunt, quaeque a 
multis vel deceptis vel decipientibus socialem tantum utilitatem et 
progressum, mutuaeque beneficentiae exercitium spectare dicuntur, 
Apostolicis constitutionibus et damnationibus esse proscriptas atque 
perculsas, eosque omnes qui sectis iisdem nomen inlauste dederint, 
ipso facta in majorem excommunicatiouem Romano Pontifici reser- 
vatam incidere. Vehementer autem cupimus, Venerabiles Fratres, 
ut sive per vos, sive per cooperatores vestros de hac exitiosa peste 
fideles admoneatis eosque omni qua potestis ratione ab ipsa incolu- 
mus praestare adnitainini. Nec minori cum sollicitudino vestro zelo 
commendamus, ut religiosa doctrina per praedicationem verbi Dei, 
per opportunas instructiones Christiano populo isthic sedulo trada- 
tur; scitis enim quae utilitas ex bac ministerii parte, si rite implea- 
tur, quae damma gravissima si negligatur, in Christianum gregem 
dimanent. At praeter ea de quibus hic egimus, deplorare etiam 
cogimur potestatis abusum ex parte eorum qui memoratis sodalita- 
tibus* praesunt, qui nempe, ut ad Nos perlatum est, omnia ad suum 
arbitrium revocantes, indebitum jus in rebus et persouis sacris, et in iis 
quae spiritualia sunt sibi vindicare praesumuut ita, ut ecclesiastici viri 
et parochi ipsi in sui officii "muneribus obeundis, eorum potestati 
penitus obnoxii reddantur. 

Quae res non modo ecclesiasticis legibus , sed et ipsi ordini a 
Christo Domino in Ecclesia sua constituto omnino adversatur; non 
enim laici homines a Christo positi sunt rerum ecclesiasticarum recto- 
res, sed ii pro sua utilitate et salute legitimis pastoribus subesse 
debent, eorumque et pro singulorum statu sese Cleri adjutores prae- 
bere, non autem sese immiscere in iis rebus quae sacris pastoribus 
sunt a Christo concreditae. Quapropter nihil magis necessarium 
agnoscimus , quam ut praedictarum sodalitatum statuta ad rectum 
ordinem exigantur ; et quae in iis abnormia et incongrua hac ex 
parte sunt, cum Ecclesiae regulis et canonica disciplina rite com- 
ponantur. Ad hunc finem assequendum Nos, Venerabiles Fratres, 
spectatis rationibus quae inter ipsas sodalitates et civilem potestatem 
intercedunt in eo quod attinet ad earum in temporalibus constitu- 
ttonem et ordinationem , jam Cardinali Nostro a secretis status op- 
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portnna mandata dedimus ut cum imperiali Gubernio agat, et con- 
cordia cum ipso studia ad optatos effectus obtinendos con vertat. 
Confidimus potestatem civilem in hanc rem suas curas Nobiscum 
studiose collaturam, ac Deum enixe precamur, a quo bona cuncta 
procedunt, ut hoc opus quod ad religionis et societatis civilis tran- 
quillitatem pertinet, sua gratia prosequi et adjuvare dignetur. Ho- 
rum votorum ut compotes simus, vos etiam, Venerabiles Fratres, ve- 
stras preces Nostris adjungite, ac in pignus sincerae dilectionis 
Nostrae accipite Apotolicam Benedictionem, quam vobis et Clero ac 
Fidelibus cujusque vestrum curae concreditis peramanter in Domino 
impertimus. 

Datum Romae, apud S. Petrum, die 29. Aprilis an. 1876. Pon- 
tificatus Nostri anno tricesimo. 

PIUS PP. IX. 

. ■ 

5. Pii PP. IX. lüerae breves ad societatem juventutis catholicae 

Bononiae vigentem. 

Dilectis filiis Joanni Acquaderni^ Praesidi totique Cotisilio superiori 
Societatis juventutis catholicae. Bononiam. 

PIUS PP. IX. 

Dilecti filii, salutem et apostolicam benedictionem. Non sine 
moerore accepimus, dilecti filii, esse inter vos contentiones ; cum 
alii illecti doctrinh fautorum conciliationis arbitrentur, ex humiliori- 
bus susceptis operibus animum jam ad altiora erigendum esse, cou- 
vertendumque ad occupanda publicorum conventuum subsellia, e qui- 
bus consuli valeat gravioribus et generalibus Ecclesiae negociis : alii 
vero memores, se in subsidium coaluisse Ecclesiae, censeant, tenen- 
dam 8ibi esse viam ab ecclesiastica auctoritate designatam , et ea 
provehenda sibi potissimum esse , quae , ipsa suadente aut probante, 
susceperunt, donec eadem auctoritas aliter agendum suadeat. Jam 
vero, cum haec auctoritas nondum definiverit, liceat nec ne, et quo 
pacto, praesertim pro dictione Nostra, publicis se ingerere negotiis: 
probare profecto nequimus illorum consilium, qui sacrae auctoritatis 
placitum antevertentes, eam potius praeeundam , quam sequendam 
existimant. 

Quod sane consilium, nunc saltem inopportunum , ea etiam de 
causa displicet, quod non immerito vereamur, ue Satan se transfi- 
guraverit, hoc in casu, in angelum lucis. Et sane, si mentem adji- 
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ciatis ad itidolem operum a societate vestra institutorura, ea spectare 
videbitis, vel ad sanam juventutis institutionell], vel ad fovendam re- 
ligionera in popnlo, vel ad ipsum avertendum ab insidiis errorum, 
vel ad servandos christianae ejus educationi. levitas a militari con- 
scriptione redemptos, vel ad explicanda tuendaque Ecclesiae et hujus 
Apostolicae Sedis jura, vel ad occurrendum necessitatibus cultus, 
8acroruraque mini^trorum, vel ad alia, quae fidem confirmare, carita- 
tem incendere, promovere pietatem, virtutes alere, submovere peri- 
cula et animuin addere valeant in adversis. Salutare autem hoc 
consilium a paucis initum et ad pauca propterea porrectum opera, 
adeo placuisse Deo experimini, ut Ecclesia benedicente, brevi foecun- 
datum et novis semper auctum accessionibus, totam brevi pervaserit 
Europam et exteras quoque regiones, in amplissimuni religiosae rei 
et animarum emolumentum, variasque illas societates excitaverit, quae 
spiritum catholicum tam bene referunt, unitatemque religiosam in 
populis tara valide confirniant. Haec certe arridere nequibant Christi 
et humani generis hosti, qui coeptis idcirco hujusmodi consociationum 
tot ubique difficultates obvertit, earumque sodales calumniis, insec- 
tationibus, contumeliis lacessivit. 

Cum tarnen per haec omnia constantiam earum et vestram nec 
labefactare posset nec commovere, jam in lucis angelum conversus, 
Schismata inter vos serit, ut vires dividat, altiusque proponit bonum, 
ut ab eo, quod agitis, recedatis. Quod sane suppositicium bonum, 
nec obvium, nec certum facile existimabitis, si illi mentem serio adji- 
ciatis. Omnium quotidie versantur ob oculos publicorum electionum 
exitus et acta publicorum coetuum apud exteras nationes. E priori- 
bus autem discimus, perditos ut plurimum honestis praeferri ; et ex 
alteris, licet catholici praestantes magnaeque apud populos auctori- 
tatis justitiae causam egregie tueantur, passim sanciri leges Eccle- 
siae adeo infensas ut, si ipsa divinum opus non esset, subvertenda 
plane videretur. Certae igitur utilitati incerta proponitur; et eo 
magis anceps , quod non cum errore mentium sit confligendum , sed 
cum hostili pleronumque suffiagatorum voluntate religionis odio suc- 
censa. Ceterum, obsequium sacrae anctoritati debitum omnino postu- 
lat, ut laicae consociationes non illam in suam sententiam trahere 
nitantur, sed ut ipsius monita sequi studeant, ne a tut a recta semita 
deflectant. 

Nemini vero probabitur, quod obtentu nobilioris fructus, ea, 
uti vilia, deserantur opera, quae in verum animarum bonum invecta 
multos ab errore revocarunt, multos servarunt, arctioribusque vin- 
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culis unitat is obstrinxerunt populos; et quae Christi sanctorumque 
exemplo nituntur, qui pro spirituali hominum salute animam po- 
nere non dubitarunt. Hortamur itaqoe vos universos, ut decipi non 
sinatis a pseudosapientum consiliis, firmique perseveretis in propo- 
sito vestro, et curetis, ut Schismata non sint in vobis; sitis autem 
omnes perfecti in eodem sensu et in eadem sententia. Deus pacis 
et caritatis vobis adsit gratia sua, vestramque concordiam et unani- 
nitatem restituat et confirmet in suam gloriam , Bcclesiae profec- 
tuni, et veram fidelium utilitatem. Ac interim favoris ejus auspex 
sit vobis apostolicae benedictio, quam paternae nostrae benevolentiae 
testera vobis singulis, dilecti filii, totique, cui praeestis, catholicae 
consociationi peramanter impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum die 29. Januarii anno 1877. 

Pontificatus Nostri anno trigesimoprimo. 

PIUS PP. IX. 
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VIII. 

Die Straflosigkeit des Laiengottesdienstes in Preussen. 

Uriheü des Kön. Appellattons-Gerichts zu Breslau v. 21. März 1877. 

Auf die in der Untersuehungssache wider den Lehrer und Or- 
ganisten Albert Elpel zu Lossen von der Königlichen Staatsanwalt- 
schaft und von dem Angeklagten eingelegte Appellation hat der 
Criminal-Senat des Königlichen Appeliations-Gerichts zu Breslau in 
seiner Sitzung vom 21. März 1877 für Recht erkannt, dass das Er- 
kenntniss des Königlichen Kreis- Gerichts zu Brieg vom 29. November 
1876 dahin zu bestätigen, beziehungsweise abzuändern, dass der An- 
geklagte, Lehrer und Organist Albert Elpel nicht blos von der An- 
klage der unbefugten Ausübung eines öffentlichen Amtes, sondern 
auch von der Anklage der öffentlichen Beleidigung freizusprechen 
und die Kosten beider Instanzen niederzuschlagen, beziehungsweise 
ausser Ansatz zu lassen. 

Gründe: Der Vorderrichter hat den Angeklagten von der aus 
§. 132. Strafgesetzbuch erhobenen Anklage der unbefugten Ausübung 
eines öffentlichen Amtes freigesprochen, dagegen zufolge rechtzeitigen 
Strafantrages des Buchhalters Gustav Teichmann zu Lossen wegen 
öffentlicher Beleidigung des Letzteren zu 100 Mark Geldstrafe, im 
Unvermögensfalle 10 Tagen Gefangniss verurtheilt, auch dem Belei- 
digten die Befugniss zugesprochen, die Verurtheilung des Angeklag- 
ten durch einmaligen Abdruck des Erkenntnisstenors in dem Brieger 
Kreisblatte binnen vier Wochen, nachdem ihm die Rechtskraft des 
Erkenntnisses bekannt gemacht worden, auf Kosten des Angeklagten 
öffentlich bekannt zu machen. 

I. Der gegen den freisprechenden Theil der Vorentscheidung 
Seitens der Königlichen Staatsanwaltschaft eingelegten Appellation 
kann ein Erfolg nicht zugestanden werden, vielmehr war in dieser 
Beziehung das erste Erkenntniss zu bestätigen. Die gegen den An- 
geklagten gerichtete Beschuldigung: 

in den Jahren 1875 und 1876 sich unbefugt mit Ausübung eines 
öffentlichen Amtes befasst und dadurch des Vergehens gegen §. 
132. Strafgesetzbuch schuldig gemacht zu haben, 
stützt die Anklage lediglich darauf und ist auch von dem Vorder- 
richter auf Grund des Zugeständnisses des Angeklagten nur für er- 
wiesen angenommen : 
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dass der Angeklagte in der gedachten Zeit zu Lossen in der dor- 
tigen katholischen Kirche allsonntäglich Gottesdienst abgehalten, 
indem er eine Predigt ablas und ein Lied singen liess, das Hoch- 
amt mit Weglassung des Messopfers abhielt und der Gemeinde — 
jedoch ohne Monstranz — den Segen ertheilte, dass er wieder- 
holt Wöchnerinnen eingesegnet, bei Begräbnissen die üblichen Ge- 
bete gesprochen, eine Grabrede vorgelesen, den Sarg und das 
Grab eingesegnet, auch sogenannte Einleitungen vorgenommeti 
und häufig Kanzelfurbitten für Verstorbene gehalten, endlich wie- 
derholt Kinder und zwar in der Kirche getauft, auch für diese 
Handlungen liquidirt und den der Kirche zustehenden Gebühren- 
antbeil an die Kirchencasse abgeführt hat. 
Wenn der Vorderrichter auf Grund der Aussage des Erzprie- 
sters Franz Schmidt annimmt, dass in allen diesen Verrichtungen 
des Angeklagten geistliche Amtshandlungen nicht als vorgenommen 
zu erachten seien, so möchte dies allerdings erheblichen Bedenken 
unterliegen. Es kommt indessen auf eine bestimmte Feststellung 
hierüber nicht an. Denn selbst wenn der Angeklagte in der ange- 
gebenen Weise das Amt eines Geistlichen der katholischen Kirche 
ausgeübt hat, so liegt gleichwohl der Thatbestand des §. 132. Straf- 
gesetzbuch gegen ihn nicht vor. Die Strafvorschrift des §. 132. cit., 
welche denjenigen mit Strafe bedroht, welcher unbefugt sich mit 
Ausübung eines öffentlichen Amtes befasst oder eine Handlung vor- 
nimmt, welche nur kraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen wer- 
den darf, findet nach den zu Grunde liegenden Motiven und mit Rück- 
sicht auf die aus §. 31. Absatz 2. in Verbindung mit §. 359. Straf- 
gesetzbuch zu entnehmende Begriffsbestimmung eines öffentlichen 
Amtes im Sinne des Reichsstrafgesetzbuches auf die unbefugte Ver- 
richtung geistlicher Amtshandlungen keine Anwendung, jedenfalls 
alsdann nicht, wenn es sich um die Vornahme rein geistlicher, den 
Gottesdienst und die Seelsorge betreffenden Handlungen handelt. 
Dass aber der Angeklagte hierüber hinaus, soweit dem katholischen 
Geistlichen zu Lossen nach der gegenwärtigen Gesetzgebung staat- 
liche Functionen noch obliegen würden, auch Amtshandlungen der 
letzten Art vorgenommen habe, ist von der Anklage nicht behaup- 
tet und auch aus den vorliegenden Verhandlungen nicht zu entneh- 
men. Hiernach kann auf Grund des erwiesenen Sachverhaltes eine 
Feststellung dahin : 

dass der Angeklagte in den Jahren 1875 und 1876 zu Lossen 
unbefugt sich mit Ausübung eines öffentlichen Amts befasst habe, 
nicht getroffen werden und es bleibt im Resultat die Freisprechung 
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^ des Angeklagten von der aus §. 132. Strafgesetzbuch erhobenen An- 
klage gerechtfertigt. 

Mit Rücksicht auf Artikel 30. Gesetz vom 3. Mai 1852 tritt 
zwar in Frage, ob die erwiesenen Handlungen des Angeklagten aus ei- 
nem andern strafrechtlichen Gesichtspunkte strafbar sind. Allein 
auch dies ist zu verneinen. Die Declaration vom 9. März 1834 
betreffend die Anwendbarkeit der §§. 76—79 II. 10. A. L. R. auf 
die Anmassung geistlicher Amtshandlungen (Ges. S. S. 60) ist durch 
Artikel 12. der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 ausser 
Wirksamkeit gesetzt worden (Entscheidungen Bd. XXV. S. 220) und 
auch durch die kirchenpolitische Gesetzgebung der Jahre 1873 — 1875 
nicht wieder in Kraft gelangt. Vielmehr sind in den letztgedachten 
Gesetzen über die Vornahme geistlicher Amtshandlungen in bestimm- 
ten Fällen specielle Strafvorschriften gegeben. Von diesen specia- 
len Strafvorschriften trifft jedoch auf den vorliegenden Fall im 
Mangel der besonderen Vorraussetzungen der Strafbarkeit weder der 
§. 23. oder 24. des Gesetzes über die Vorbildung und Anstellung der 
Geistlichen vom 11. Mai 1873 (Ges. S. S. 191) noch der nur auf 
Geistliche bezügliche Artikel 2. des Ergänzungsgesetzes v. 21. Mai 1874 
(Ges. S. S. 139) zu. Insbesondere findet der §. 23. Abs. 1. a. a. 0. 
desshalb keine Anwendung, weil es an jedem thaisächlichen Nach- 
weise fehlt, dass der Angeklagte auf Grund einer Uebertragung des 
Pfarramts zu Lossen Seitens eines geistlichen Oberen oder eines ihm 
von einem solchen ertheilten Auftrages zur auch nur vorübergehen- 
den oder stellvertretenden, völligen oder theilweisen Wahrnehmung 
desselben gehandelt habe. Im Mangel einer näheren Ermittelung 
der in Betracht kommenden thatsächlichen Verhältnisse kann na- 
mentlich auch aus der langen Zeit, durch welche der Angeklagte die 
erwiesenen kirchlichen Handlungen vorgenommen hat, nicht mit Be- 
stimmtheit entnommen werden, dass er dabei etwa in Erfüllung ei- 
nes ihm stillschweigend ertheilten Auftrages eines geistlichen Oberen 
gehandelt habe. 

II. Betrifft die Beleidigung. 
(L. S.) Königliches Appellations-Gericht 

Criminal-Senat 
gez. Donalies. 
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ix; 

Was sind bischöfliche Functionen? 

Kritik eines Urtheils des Appellations-Qerichts zu Ratibor und 
eines des preussischen Obertribunals 

von Dr. Matthias Hoch. 

In der Untersuchung gegen 

1) Den Erzpriester Anton Moeser zu Ujest, 

2) Den Pfarrer Amand Dronia 

wegen Vergehens gegen §. 4. des Gesetzes vom 20. Mai 1874 
hat der Criminal-Senat des Königlichen AppeHations- Gerichts zu Ra- 
tibor in der öffentlichen Situng am 13. Januar 1877 für Recht er- 
kannt : 

dass das Erkenntniss des Königlichen Kreisgerichts zu Gross- 
Strehlitz vom 10. Juni 1876 aufzuheben, die Angeklagten Erz- 
priester Anton Moeser aus Ujest des Vergehens wider §. 4. des Ge- 
setzes über die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer vom 
20. Mai 1874 und der Angeklagte Pfarrer Amand Dronia aus Sla- 
wentzitz der Theilnahme an diesem Vergehen nicht schuldig und 
desshalb beide Angeklagte von Strafe und Kosten frei zu sprechen. 

Von Rechts Wegen. 

Gründe: 

Unter der thatsäcblichen Feststellung dass 

1) der Angeklagte Erzpriester Anton Moeser bischöfliche Rechte 
oder Verrichtungen der in §. 1. des Gesetzes vom 20. Mai 1874 
bezeichneten Art vor der eidlichen Verpflichtung ausgeübt und 

2) der Angeklagte Pfarrer Amand Dronia dem Herrn Moeser, der 
als Erzpriester sich berufen glaubte, die Oele, Hostien und Ge- 
fösse entfernen zu müssen, wissentlich mit Rath und That Hülfe 
geleistet hat, 

hat der Vorderrichter den Ersteren wegen Vergehens gegen §. 4. des 
Gesetzes vom 20. Mai 1874 mit sechs Monaten Gefängniss und den 
letzteren wegen Theilnahme an diesem Vergehen mit zwei Monaten 
Gefängniss bestraft. 

Nachdem gegen diese Entscheidung Seitens der beiden Ange- 
klagten die Appellation eingelegt worden , musste dieselbe als nich- 
tig aufgehoben werden, weil der erste Richter das vom Angeklagten 



Digitized by Google 



Vrtheil des Appellat-Gcricht zu Ratibor v. 13. Januar 2877. 95 

Moeser behufs seiner Entlastung überreichte Decret des früheren 
Fürstbischof von Breslau vom 11. April 1868 als Beweismoment ge- 
würdigt und in den Kreis seiner Erwägungen bei der Entscheidung 
gezogen hat, ohne dass dieses Schriftstück bei der mündlichen Verhand- 
lung — wenigstens ergibt das für die Beurtheilung der Beobachtung der 
Vorschriften des Verfahrens allein massgebende Audienzprotocoll darüber 
nichts — verlesen oder auch nur vorgelegt und auf diese für Schrif- 
ten allein zulässige Art zum Gegenstande der Verhandlung gemacht 
worden ist. Durch Unterlassung dieser Verlesung, beziehungsweise 
Vorlegung hat der erste Richter das in §. 14. der Verordnung vom 
3. Januar 1849 ausgesprochene Princip der Mündlichkeit und Un- 
mittelbarkeit der Beweisaufnahme verletzt, seine Entscheidung fällt 
desshalb zufolge Artikel 107. Nr. 2. Artikel 108. und 102. des 
Gesetzes vom 3. Mai 1852 der Vernichtung anheim, und erübrigt es 
sich somit, die von ihm getroffene Feststellung einer näheren Erör- 
terung zu unterziehen. 

Die in Folge dessen vom Appellationsrichter behufs selbst- 
ständiger Beurtheilung und Entscheidung der Sache veranlasste Be- 
weisaufnahme hat denselben die Ueberzeugung von der Schuld der 
Angeklagten nicht gewinnen lassen und desshalb zur Freisprechung 
derselben geführt. 

Bei der zum Zwecke der Beweisaufnahme erfolgten verantworte 
liehen Vernehmung haben die beiden Angeklagten im Wesentlichen 
zugestanden, diejenigen Handlungen vorgenommen zu haben, aus de- 
nen die Anklage einen Grund der Handlung gegen §. 4. des Ge- 
setzes vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter katholischer 
Bisthümer folgert. 

Es hat insbesondere der Angeklagte Moeser zugestanden und 
ist auf Grund dieses Zugeständnisses für erwiesen angenommen wor- 
den, dass derselbe, nachdem er erfahren, dass der Pfarrer Mücke in 
Klutschau die ihm angetragene Pfarrstelle in Gross-Strehlitz ange- 
treten habe und dahin übergesiedelt sei, am 2. März 1876 sich in 
Begleitung des Mitverklagten Dronia nach Klutschau begeben und 
die Eröffnung der dortigen Kirche durch den Kirchenvorsteher ver- 
anlasst hat. Hier hat er nach Eröffnung des Tabernakels mit dem 
vom Kirchenvorsteher herbeigebrachten Schlüssel durch den Mitan- 
geklagten Dronia aus dem Ciborium die darin befindlichen 100 bis 
150 Hostien bis auf 2, welche er zurückliess, heraus- und mit nach 
Ujest genommen, ebenso aus einem Wandschrank zwei zinnerne 
Kännchen mit heiligem Oele und aus der in der offenen Sacristei 
hängenden Krankenburse ein drittes Kännchen mit heiligem Oele; 
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das im Taufstein befindliche Taufwasser ist von ihm nach Eröff- 
nung des Taufsteines durch den Kirchenvorsteher, ausgegossen wor- 
den. Durch das von dem Angeklagten Dronia abgegebene Zu- 
geständniss ist ferner für erwiesen angenommen worden, dass er 
nach erhaltener Nachricht von der Uebernahme der Pfarrstelle in 
Gross-Strehlitz und Uebersiedelung dahin Seitens des Pfarrers Mücke 
und in Folge Aufforderung des Angeklagten Moeser vom 2. März 
1876 sich mit diesem in die auf Verlangen geöffnete Kirche zu 
Klutschau begeben und hier das Tabernakel mit dem vom Kir- 
chenvorsteher herbeigeschafften Schlüssel geöffnet hat, während alle 
die vom Angeklagten Moeser zugestandenen Handlungen in seinem 
Beisein vorgenommen worden sind. 

Die Angeklagten wollen alle diese Handlungen lediglich in dem 
guten Glauben, dass die Kirche in Klutschau verwaist sei, und nur 
zu dem Zwecke vorgenommen haben, die betreffenden Gegenstände vor 
Verunehrung, beziehungsweise vor dem Verderben zu schützen. Ab- 
gesehen davon, dass dies bei vorausgesetzter Verwaisung der Kirche 
nach der Meinung der Angeklagten die Pflicht eines jeden katho- 
lischen Priesters gewesen wäre, hat Moeser sich noch besonders da- 
rauf berufen, dass sein Amt als Erzpriester, mit welchem das Auf- 
sichtsrecht über die zu seinem Bezirke gehörigen Kirchen verbunden 
sei, ihm in noch höherem Grade die Verpflichtung aufgelegt habe, 
im gegebenen Falle alle zur Erreichung jenes Zweckes erforderlichen 
Schritte zu thun. Davon, dass Pfarrer Mucke auf Präsentation des 
Kirchenpatrons durch Verfügung des Oberpräsidenten von Schlesien 
vom 18. Februar 1876 zum Stellvertreter in der Pfarrei Klutschau 
bestellt worden ist, will der Angeklagte Moeser zur Zeit der Vor- 
nahme jener Handlungen — ebensowenig der Angeklagte Dronia — 
Kenntniss gehabt haben, vielmehr erst durch ein Schreiben des Pfar- 
rers Mücke vom 15. März 1876 von dessen Ernennung zum stell- 
vertretenden Pfarrer in Klutschau benachrichtigt worden sein. Beide 
Angeklagten bestreiten demnach, durch Vornahme der fraglichen 
Handlungen, beziehungsweise Theilnahme an denselben, welche sich 
nicht als Ausübung bischöflicher Rechte oder Verrichtungen ansehen 
Hessen, eines Vergehens gegen §. 4. des allegirten Gesetzes schuldig 
gemacht zu haben, indem der Angeklagte Dronia noch darauf hin- 
weist, dass er in seiner Eigenschaft als Actuarius circuli ganz beson- 
ders dazu verpflichtet sei, den Erzpriester in dessen Amtsverrich- 
tungen zu unterstützen. 

Für die Beurth eilung der Frage nun, ob die vom Angeklagten 
Moeser geständlich vorgenommenen Handlungen als Ausfluss der im 
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§. 1. 1. c. bezeichneten, mit dem bischöflichen- Amte verbundene 
Rechte oder geistlichen Verrichtungen zu characterisiren sind und 
ob sich Moeser durch deren Vornahme einer Uebertretung des 
§. 4. I, c, Dronia aber durch die von ihm zugestandene Hand- 
lungsweise einer Theilnahme an diesem Vergehen schuldig gemacht 
hat, war es im Hinblick auf §. 59. des Strafgesetzbuches von ent- 
scheidender Bedeutung, festzustellen, ob den Angeklagten zur Zeit 
der Vornahme jener Handlungen der von ihnen ausdrücklich be- 
strittene Thatumstand bekannt gewesen ist, dass der Pfarrer Mücke 
damals bereits ?ls rite bestellter Stellvertreter in der Pfarrei Klut- 
schau nach Vorschrift des §. 18. des Gesetzes vom 20. Mai 1874 zu 
betrachten war, weil nach Lage der Sache nur unter dieser Voraus- 
setzung die in Rede stehenden Handlungen des Angeklagten Moeser 
als ein Akt der Ausübung bischöflicher Rechte betrachtet werden 
könnten. 

Notorisch ist der Fürstbischof von Breslau Dr. Heinrich Förster 
durch rechtskräftiges Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofes für 
kirchliche Angelegenheiten vom 6. October 1875 seines Amtes ent- 
setzt und dadurch der Bischofsstuhl im Bisthum Breslau, zu welchen 
das Archipresbyterat Ujest, beziehungsweise die Pfarrei Kiutschau 
gehört , bis auf diesen Augenblick erledigt , die mit jenem bischöf- 
lichen Amte verbundenen Rechte und geistlichen Verrichtungen dür- 
fen also nach §. 1. L c, soweit sie nicht die Güterverwaltung be- 
treffen, seit der Erledigung des Bischofsstuhles zur Vermeidung der 
im §. 4. 1. c. angedrohten Strafe nur nach Massgabe der Bestim- 
mungen des mehr aliegirten Gesetzes ausgeübt werden, und haben 
die Angeklagten nicht behauptet, dass die für die Berechtigung zur 
Ausübung nach §§. 2. nnd 3. 1. c. noth wendigen Voraussetzungen bei 
ihnen zuträfen. 

Es kann aber nicht zweifelhaft sein, dass die Angeklagten, wenn sie 
mit Kenntniss der Thatsache, dass ein nach dem Gesetz rite bestell- 
ter Stellvertreter für die Pfarrei Kiutschau vorhanden war, die frag- 
lichen Handlungen vorgenommen, beziehungsweise daran Theil ge- 
nommen, ein mit dem bischöflichen Amte verbundenes Recht ausge- 
übt haben ; denn in diesem Falle lassen sich jene Handlungen nur in 
der Art auffassen, dass durch dieselbe thatsächlich ein interdictum 
locale particulare (cfr. Richter-Dove, Lehrbuch des Kirchenrechts §. 
215.) auf die Kirche zu Kiutschau, beziehungsweise die dortige Pfarr- 
gemeinde, dessen Verhängung nach dem canonischen Rechte unstrei- 
tig nur dem Bischöfe zusteht, gelegt werden sollte, insofern dadurch 
factisch eine Suspendirung des Gottesdienstes und der Spendung der 
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Saeraraenle eintrat, und erscheint es in dieser Beziehung gleic! m 
tig, dass der Angeklagte Moeser nach der Angabe des Angeklagt 
Dronia auch nur auf Bitten des Kirchenvaters, damit die Leute ihre 
Privatandacht verrichten können, von der grossen Zahl der vor- 
handenen Hostien zwei zurückgelassen hat, um, wie er angibt, den 
Gläubigen die Möglichkeit zu gewähren, vor dem Allerheiligsten ihre 
Andacht zu verrichten, denn abgesehen davon, dass schon nach die- 
ser eigenen Angabe des Angeklagten die Befriedigung des religiösen 
Bedürfnisses der Gemeinde nur in sehr beschränkter Weise möglich 
gewesen wäre, würde es in dieser Beziehung schon für ausreichend 
erachtet werden müssen, dass, wie durch die Entfernung des grössten 
Theiles der Hostien und der heiligen Oele unstreitig geschehen , die 
Vornahme geistlicher Handlungen, beziehungsweise die Spendung der 
Sacramente wenn auch nicht gänzlich verhindert, so doch zum Min- 
desten — wenn auch eine Erneuerung der heiligen Gegenstände 
durch einen anderen Geistlichen auch später, wie die Angeklagten 
geltend machen, zulässig gewesen und thatsächlich erfolgt wäre — 
zeitweise beschränkt und erschwert werden mussten und die Ange- 
klagten, was nicht zu bezweifeln, sich auch dessen bewusst\eiu mussten. 

Anders dagegen gestaltet sich die Sache, wenn nicht als er- 
wiesen angenommen werden kann, dass die Angeklagten zur Zeit der 
Vornahme jener Handlungen von dem Vorhandensein eines rite be- 
stellten Stellvertreters Kenntniss gehabt haben. Dass die §§. 1. und 
2. des allegirten Gesetzes auf die durch Gesetz und Herkommen ge- 
regelten, amtlichen Befugnisse der Erzpriester oder Decane an sich 
keine Anwendung finden sollen, ergibt sich schon aus den Motiven 
zu diesem Gesetz und aus seinem Zwecke (cfr. Hinschius, Preussische 
Kirch engesetze der Jahre 1874 und 1875 bei jenen §§, RiclUer-Dove, 
1. c. §. 138.) und sind diese Aemter auch von dem Decrete des frühe- 
ren Fürstbischofs von Breslau dd. Johannesberg vom 20. October 
1875 ') zweifellos nicht betroffen worden. Insofern also der Angeklagte 
Moeser sich zur Vornahme der oft beregten Handlungen durch sein 
Amt als Erzpriester verpflichtet gefühlt und sie kraft dieses Amtes 
vorgenommen haben will, lässt sich hierin eine Verletzung des §. 4 . 
L c. nicht finden, und ein Beweis dafür, dass Moeser jene Hand- 
lungen im ausdrücklichen Auftrage des frühern Fürstbischofs von 
Breslau oder eines Delegaten desselben vorgenommen, ist von der 
Anklage nicht angetreten , ein Zusammenhang dieser Handlungen mit 
der Amtsverwaltung des in der Anklage erwähnten, vom früheren 
Fürstbischöfe zum bischöflichen Commissarius ernannten Ehren-Ca- 

1) Der 12. October iat das richtige Datum (Vergl. S. 108). 
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nonicus Michael Kania in Gross-Strehlitz in keiner Weise ersichtlich 
gemacht. 

Nach canonischem Rechte ist nun unbestritten jeder katholische 
Priester berechtigt, beziehungsweise verpflichtet, im Falle der Ver- 
waisung einer Kirche, d. h. im Falle eine Kirche eines rite bestellten 
Geistlichen ermangelt, alle diejenigen Massregeln zu treffen, welche 
erforderlich und geeignet sind, die heiligen Geräthe, Oele, consecrir- 
ten Hostien etc. vor der Verunehrung zu schützen, beziehungsweise 
aus der verwaisten Kirche in geistliche Obhut zu bringen (cfr. R. 
d. 0. Bd. XII. Seite 265) und lag hierzu unter jener Voraussetzung 
den Angeklagten in ihrer Eigenschaft als Erzpriester und Actua- 
rius circuli eine um so grössere Verpflichtung ob, weil dem Erzprie- 
ster die Aufsicht über die zu seinem Bezirke gehörigen Kirchen und 
dem Actuarius circuli die Unterstützung des Erzpriesters in seinen 
Amtspflichten übertragen ist. 

Ohne den Nachweis der Kenntniss von dem Vorhandensein ei- 
nes Stellvertreters in der Pfarrei Klutschau liesse sich daher in dem 
Vorgehen der Angeklagten Mangels jedes andern Anhalts für die 
Annahme der Ausübung bischöflicher Rechte — als geistliche Verrich- 
tung oder Amtshandlung im Sinne der Kirchengesetze kann das- 
selbe überhaupt nicht angesehen werden (cfr. R. d. 0. Bd. XVII. 
Seite 265) eine solche nicht finden. 

Die Argumentation des ersten Richters, dass, weil die Conse- 
cration der heiligen Oele nur dem Bischof zukomme, auch das Recht, 
über dieselben anderweitige Bestimmungen zu treffen, ein bischöfliches 
Reserverecht sein müsse, kann in dieser Allgemeinheit jedenfalls 
nicht für zutreffend erachtet werden , wie sich schon aus der oben 
erwähnten Vorschrift des canonischen Rechtes ergibt, und lässt sich 
auch aus den vom ersten Richter zur Begründung seiner Annahme, 
dass die incriminirten Handlungen die Ausübung bischöflicher Rechte 
involviren, herangezogenen §§. 152 ff. Titel 11. Th. IL des allgemei- 
nen Laudrechts , insbesondere dem §! 155 L c dieselbe nicht recht- 
fertigen, weil jene Handlungen, insofern sie nur die vorübergehende, 
zeitweise Sicherung der heiligen Gegenstände bezweckten, als ent- 
scheidende Verfügung im Sinne des §. 155 1. c. nicht angesehen 
werden können. 

Während nun in der Anklage bestimmte Thatsachen, aus denen 
die Kenntniss der Angeklagten von der Bestellung eines Stellvertreters 
für die Pfarrei Klutschau hervorgeht, nicht behauptet sind und der erste 
Richter diese Kenntniss stillschweigend vorausgesetzt oder auf Grund 
des von ihm verlesenen, dazu aber jedenfalls nicht ausreichenden 
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Schreibens des Oberpräsidenten der Provinz Schlesien vom 9. Juni 
1876 als erwiesen angenommen zu haben scheint, sind im Laufe der 
Verhandlungen in dieser Instanz von der Staatsbehörde noch solche That- 
sachen unter Beweis gestellt worden, nämlich dass der Pfarrer Mücke 
unmittelbar , nachdem ihm die Stellvertretung in der Pfarrei Klut- 
schau übertragen worden, dem dortigen Kirchenvorstande davon Mit- 
theilung gemacht, ferner dass Mücke in der Zeit vor dem 2. März 
1876 in Klutschau wöchentlich einmal Gottesdienst abgehalten und 
dass der Kirchenvorsteher Schauder in Klutschau den Angeklagten 
von den vorstehend angeführten Thatsachen am 2. März 1876 Mit- 
theilungen gemacht habe. 

Der hierüber angetretene Beweis musste mit Eücksicht auf die 
obigen Ausführungen für erheblich erachtet werden und ist, und 
zwar wegen zu grosser Entfernung der benannten Zeugen, durch ei- 
nen Commissarius aufgenommen worden; das Ergebniss desselben, 
welches aus der Verhandlung vom 15. December 1876 zum Zwecke 
der Beweiserhebung zur Verlesung gebracht worden ist, hat indessen 
die Ueberzeugung, dass die Angeklagten zur Zeit der Vornahme der 
incriminirten Handlungen davon, dass der Pfarrer Mücke zum Stell- 
vertreter in der Pfarrei Klutschau ordnungsmässig bestellt war, Kennt- 
niss gehabt haben, nicht zu gewähren vermocht. 

Zwar hat der Pfarrer Mücke eidlich bezeugt, dass, nachdem er, 
vielleicht am 22. oder 23. Februar 1876, die officielle^Nachricht er- 
halten, dass ihm bis auf Weiteres die Stellvertretung in der Pfarrei 
Klutschau übertragen worden sei, er dem Landrath des Kreises Gross- 
Strehlitz davon mit dem Ersuchen, den Kirchenvorstand von Klut- 
schau davon zu benachrichtigen, Mittheilung gemacht, und dass der 
Kirchenvorsteher Kauder auf die bei Gelegenheit eines von ihm in 
Klutschau abgehaltenen Gottesdienstes — ob vor oder nach dem 2. 
März 1876, erinnere er sich nicht mehr — an denselben gerichtete 
Frage, ob der Kirchenvorstand durch das Landrathsamt von der an- 
geordneten Stellvertretung benachrichtigt worden sei, dies bejaht 
habe, und ist ferner, während der Landrath des Gross-Strehlitzer 
Kreises, Rudolf nicht eidlich erklärt hat, aus der Erinnerung ohne 
Einsicht der Akten keine Auskunft darüber geben zu können, ob 
und wann er etwa dem Kirchenvorstande in Klutschau von der Ue- 
bertragung der Stellvertretung an den Pfarrer Mücke Mittheilung 
gemacht habe, von dem Schneidermeister Johann Kauder (nicht 
Schauder) eidlich bekundet worden, dass der Kirchenvorstand von 
Klutschau — und zwar, wie er glaube, durch das Königliche 
Landrathsarat von der Uebertragung der Stellvertretung in der Pfarrei 
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Klutschau an den Pfarrer Mücke — jedoch erst nach dem 2. März 
1876 benachrichtigt worden sei, und dass er selbst den Angeklagten 
hiervon niemals Mittheilungen gemacht habe. Wäre aber auch jene 
Benachrichtigung dem Kirch envorstande noch vor dem 2. März durch 
das Landrathsamt zugegangen, so würde doch — und aus diesem 
Grunde erübrigte sich die nochmalige nach Einsicht seiner Akten zu 
veranlassende eidliche Vernehmung des Landrath Kudolf hierüber — 
aus diesem Umstände noch nicht auf die Kenntniss der in Frage 
stehenden Thatsache Seitens der Angeklagten haben geschlossen wer- 
den können. 

Wenn nun ferner auch der Pfarrer Mücke weiter bezeugt hat, 
dass er noch am 24. Februar 1876 in der Pfarrkirche in Klutschau 
Gottesdienst abgehalten habe — ob dies vor dem 2. Marz noch ein- 
mal geschehen, erinnert sich der Zeuge nicht mehr, — und Kauder so- 
gar bestätigt hat , dass der Pfarrer Mücke in der That in der Zeit 
vom 21. Februar 1876, also dem Tage, an welchem Mücke von Klut- 
schau nach Gross-Strehlitz übergesiedelt ist, bis zum 2. März zwei- 
mal am ersteren Orte Gottesdienst abgehalten und dass er dies auch 
den beiden Angeklagten bei ihrer Anwesenheit in Klutschau mitge- 
theilt habe, so sind gleichwohl auch diese Thatsachen um so weniger 
dazu ausreichend, als erwiesen anzusehen, dass die Angeklagten da- 
von, dass der Pfarrer Mücke rite z*um Stellvertreter in der Pfarrei 
Klutschau bestellt war, schon damals Kenntniss gehabt haben, als 
nach der weiteren Aussage des Kirchenvorstehers Kauder dieser den 
Angeklagten bei ihrer Anwesenheit in Klutschau am 2. März 1876 
auch erzählt hat, dass der Pfarrer Mücke, als er vor acht Tagen — 
also wohl bei Abhaltung des letzten Gottesdienstes in Klutschau vor 
dem 2. März — in der dortigen Kirche gewesen sei, den Leuten ge- 
sagt habe, er werde nicht mehr wieder kommen. 

Diese Mittheilung muss wohl als geeignet angesehen werden, 
den Angeklagten selbst dem Umstände gegenüber, dass Kauder ihnen 
mitgetheilt hatte, der Pfarrer Mücke habe seit Antritt der Pfarr- 
stelle in Gross-Strehlitz noch zweimal in Klutschau Gottesdienst ab- 
gehalten, die Ueberzeugung zu gewähren, dass der Pfarrer Mücke 
nach Antritt seines neuen Amtes fortan nicht mehr zur Abhaltung 
eines Gottesdienstes oder zur Vornahme gottesdienstlicher Verrich- 
tungen nach Klutschau kommen werde, die dortige Pfarrei auch 
thatsächlich als eine verwaiste im Sinne des katholischen Kirchen- 
rechts zu betrachten sei. 

War hiernach als festgestellt anzusehen, dass den Angeklagten 
der Thatumstand, dass der Pfarrer Mücke orduungsmässig zum Stell- 
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Vertreter in der Pfarrei Klutschau bestellt war, bei Vornahme der 




ineriminirten Handlungen am 2. März 1876 nicht bekannt gewesen 
ist, so konnte nach den vorstehenden Ausführungen , ohne dass es 
auf die von den Angeklagten und der Staatsbehörde anderweit be- 
antragte Beweisaufnahrae, insonderheit auf den Inhalt der in der An- 
klage in Bezug genommenen Urkunden ankam, auch nicht für that- 
sächlich festgestellt erachtet werden, dass der Angeklagte Moeser 
am 2. März 1876 in der zum Bisthum Breslau gehörigen Pfar- 
rei Klutschau, während der Stuhl dieses Bisthums erledigt war, mit 
dem bischöflichen Amte verbundene Rechte oder geistliche Verrich- 
tungen ausgeübt hat, ohne anderweit die Befugniss zu deren Aus- 
übung in Gemässheit der §§. 2. und 3. des Gesetzes vom 20. Mai 
1874 über die Verwaltung erledigter katholischer Bisthümer erlangt 
zu haben, und 

2. Der Angeklagte Dronia dem Angeklagten Moeser zur Begehung 
der That ad 1. durch Rath oder That wissentlich Hülfe geleistet 
hat , und musste demgemäss die Freisprechung beider Angeklagten 
von der Anschuldigung des Vergehens wider §. 4. des Gesetzes vom 
20. Mai 1874 beziehungsweise der Theilnahme daran erfolgen uud 
der Kostenpunkt nach §. 178. und j 179. der Verordnung vom 3. Ja- 
nuar 1849 erledigt werden. 



Dieses Erkenntniss vom 13. Januar 1877 gibt zu folgenden Er- 
örterungen Anlass: 

I. Die einzelnen Handlungen der beiden Angeklagten, die Eut- 
fernung des Sanctissimums , das Fortbringen der heiligen Oele aus 
der von Pfarrer Mücke verlassenen Kirche in Klutschau und das Aus- 
giessen des Taufwassers waren keine bischöflichen Functionen, keine 
dem Bischof vorbehaltenen Rechte. Die Consecration der heiligen 
Hostien steht jedem Priester zu, jeder neue Pfarrer in Klutschau 
konnte daher das Sanctissimum erneuern. Auch die Benediction des 
Taufwassers ist keine bischöfliche, sondern eine blos priesterliche 
Amtshandlung (Rituale Wratisl. v. 1847 S. 282). Nur die Berei- 
tung, nicht auch die Verwendung oder Uebertragung der heiligen 
Oele ist von dem ordo episcopalis, der bischöflichen Weihegewalt ab- 
hängig. (Hinschius, die preussischen Kirchengesetze von 1874 und 
1875 S. 47); die Verwendung geschieht durch den einfachen Priester 
bei jeder Taufe, bezüglich bei jeder Ausspendung der Krankenölung. 
Zu sorgfaltiger Aufbewahrung werden, wie es in dem ersten Erkennt- 
nisse nach Walter* s Kirchenrecht §. 274 heisst, die heiligen Oele den 
Pfarrern zugesendet. Pfarrer Mücke hatte die Pfarrei bereits ver- 
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lassen und dadurch die Pflicht jener eigenen Aufbewahrung versäumt. 
Nur die sorgfältige Verwahrung der heiligen Hostien und Oele in 
der Kirche zu Ujest war der Zweck des Vorgehens der beiden An- 
geklagten. Dass hierzu ein bischöflicher Auftrag nöthig gewesen wäre, 
ist durch keine kirchliche Vorschrift bestimmt. Jahr um Jahr werden, 
wenn die neuen Weihungen der Oele und des Taufwassers stattge- 
funden haben, durch Pfarrer oder Caplan die alten Substanzen 
entfernt; es wäre ganz unmöglich, dass der Bischof persönlich in 
sämmtlicheu 1029 Pfarrkirchen des Bisthums erschiene und die Ent- 
fernung der alten Substanzen ausführte. Localist Pischel, der Staats- 
pfarrer in Girlachsdorf, hat, ohne von der Königlichen Staatsanwalt- 
schaft irgendwie angefochten worden zu sein, aus der Kirche zu 
Giersdorf die heiligen Oele nach Girlachsdorf übertragen. 

Schon im canonischen Rechte findet sich die Vorschrift c. 1. X. 
decust. euchar. (III. 44) : j Statuimus ut in cunctis Ecclesiis Chrisma 
et Eucharistia sub fideli custodia clavibus adhibitis conservenntur : Ne 
possit ad illa temeraria manus extendi ad aliqua horribilia vel ne- 
faria exercenda. Si vero is, ad quem spectat custodia, ea incaute 
reliquerit, tribus mensibus ab officio suspendatur : et si per ejus in- 
curiam aliquid nefandum inde contigerit, graviöri subjaceat ultioni. 
Die päpstliche Bestätigung der Statuten des in Breslau abge- 
haltenen Provincial-Concils von 1245, welche sich in dem Archive 
des Breslauer Domcapitels (H. H. 41.) befindet, bestimmt §.21: 
Quia multa maleficia in sacris fontibus, in quibus parvuli bap- 
tizantur, ac in sacratissimo corpore Domini nostri Jesu Christi ac 
in sacro chrismate perpetrantur, quando passim et indifferenter in- 
gressus ad ea maleficis aperitur, ideo vobis praedicta auctoritate man- 
damus, quatenus in vestris synodis sub certa poena praecipiatis, ut 
omnes praedicti fontes omnium ecclesiarum vestrarum dioecesum nec 
non et chrisma et oleum et sacratissimum corpus Christi sub clave 
serantur diligentissime et claudantur, itaquod nullus possit accessum 
ad eos habere, nisi qnando parvuli fuerint baptizandi vel infirmi 
communicandi vel inungendi, et tunc iterum festinanter propter 
sortiarias et maleficas recludantur, ne in iis valeant malignari. 
Das für das Bisthum Breslau geltende Rituale Wratislaviense 
besagt S. 127 : 

1) Omnibus quidem Ecclesiae Catholicae Sacraraentis religiöse 
sancteque tractandis magna ac diligen3 cura adhibenda est: 
sed praecipue in administraudo ac suscipiendo S. S. Eucharis- 
tiae Sacramento, quo nihil dignius, nihil sanctius et admirabilius 
habet Ecclesia Dei, cum in eo contineatur praecipuum et maxi- 
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mum Dei donum et ipsemet omnis gratiae et sanctitatis fons 
auctorque Christus Dominus. 
7) Sanctissimas Eucharistiae particulas frequenter parochus rcno- 
vabit. Hostiae vero seu particulae consecrandae sint recentes, 
et ubi eas consecraverit, veteres primo distribuat vel sumat. 
Nur die benedictio Tabernaculi seu vasculi i. e. ciborii et raon- 
strantiae pro s. Eucbaristia conservanda, wie es in dem nämlichen 
Rituale S. 357 heisst, — nicht auch die Consecration des Sanctissi- 
mums selbst — - ist ein bischöfliches Recht. 

In den Decreta Sr. Fürstlichen Gnaden des Herrn Fürstbischofs 
Heinrich vom 1. März 1855 §. 50 heisst es ferner: 

Ne renovatio post qnaternas hebdomades negligatur. || Mit der 
schuldigen Obhut und Anbetung und mit der öfteren Renovation 
hängt die kirchliche Vorschrift zusammen, welche in der Unter- 
suchung wider Pfarrer Richarz zu Oberhausen von dem rheinischen 
Senate des Königlichen Obertribunals zu Berlin am G. April 1876 
anerkannt worden ist, 

dass, wenn eine Pfarrei des Geistlichen entbehrt und nicht wenig- 
stens einmal in der Woche Messe in der Kirche gelesen wird, 
das Ciborium mit den geweihten Hostien nach einer benachbar- 
ten Kirche gebracht werden soll, 
wonächst das Königliche Obertribunal das Hinüberbringen des Cibo- 
rium in eine andere Kirche überhaupt als eine nicht strafbare geist- 
liche Handlung bezeichnete und daher den Angeklagten freisprach. 

Nach der Instructio pro Archipresbyteris Episcopatus Wratis- 
laviensis vom 29. Januar 1858 §.13 ist den Erzpriestern die Befug- 
niss beigelegt und die Pflicht aufgetragen »visitandi semel in anno 
solemniter, pluries vero, si ipsis opportunum visum fuerit, absque so- 
lemnitate omnes sui districtus ecclesias,« und in den zu dieser In- 
struction gehörenden »Advertenda in visitatione parochiarura« heisst es : 
A. 3. Eucharistia — renovatio quando — clavis apud quem ser- 
vatur. — 

4. Baptisterium — sera clausum — apud quem clavis asser- 
vatur. — 

5. Olea sacra — clavis — renovatio — combustio veterum. — 
Als Pfarrer Mücke eigenmächtig und unbefugt die Pfarrei 

Klutschau verliess und als obenein mehrere gerichtliche Strafurtheile, 
welche hier und da ergingen, die Möglichkeit öfteren straflosen Messe- 
lesens und gleichzeitiger Renovation des Sanctissimums in der Pfarr- 
kirche zu Klutschau immer mehr in Frage stellten, war es die Pflicht 
der beiden Angeklagten, zu thun, was ihrerseits veranlasst worden. 
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In der erzpriesterlichen Aufsicht über die Kirche in Klutschau war 
auch das ausgeübte Recht eingeschlossen. Ebenso spricht der §. 152 II. 
11. A. L. R. dem Erzpriester die Aufsicht zu. Nach den speciellen In- 
structionen, welche von den katholischen Bischöfen erlassen sind, wer- 
den die Kirchenvisitationen abgehalten (Meier, das preussische Kir- 
chenrecht, Berlin 1868 S. 114). Der Visitator hat den entdeckten 
Mängeln und Gebrechen sofort Abhilfe zu schaffen (Meier, a. a. 0. 
S. 109); wenn die Angeklagten also die geweihten Gegenstände ohne 
pfarrliche Obhut fanden, so mussten sie abhelfen, ohne dass hierin 
ein Verstoss gegen §. 155 II. 11. A. L. R. lag. Die Aufrechthal- 
tung der kirchlichen Ordnung in seinem Sprengel ist die Pflicht des 
Erzpriesters. (Richter-Dove, Kirchenrecht 6. Aufl. §. 138). Auch 
aus §§. 527. 395 IL 11. A. L. R. ergibt sich die Pflicht des Erz- 
priesters, während der Erledigung einer Pfarrei die nöthige Fürsorge 
zu treffen. Die Angeklagten haben aber keine solche Verrichtung 
vorgenommen, welche Hinschius a. a. 0. S. 47 als Ausfluss der bi- 
schöflichen Weiliegewalt, des ordo episcopalis aufführt. 

II. Ebensowenig ist durch die Gesamratheit der Handlungen 
der beiden Angeklagten ein Interdict über die Klutschauer Kirche 
von ihnen verhängt oder überhaupt ein bischöfliches Jurisdictionsrecht 
von ihnen ausgeübt worden. Trotz des gegen Se. Fürstbischöflichen 
Gnaden am 6. October 1875 ergangenen Erkenntnisses blieben die 
Erzpriester und deren Vertreter in ihrem Amte (Hinschius, a. a. 0. 
S. 49 Nr. 7 und S. 52 Nr. 20), wie auch der Staatscommissar Re- 
gierungsrath v. Schuckmann in der Verfügung vom 30. April 1876 
Nr. 3261 an Erzpriester Kusch in Gross- Doebern (Schles. Volkszei- 
tung Nr. 138 von 1876 S. 5.) die Fortdauer des erzpriesterlichen 
Amtes und aller damit verbundenen Verpflichtungen ausführte. Die 
heiligen Gegenstände vor Missbrauch, Verunehrung uud Entweihung 
zu bewahren, ist die Pflicht jedes Priesters, zumal eines vorgesetzten. 
Die Erfüllung dieser Pflicht war die alleinige Absicht der beiden 
Angeklagten. Die öffentlichen kirchlichen Functionen in der Pfarrei 
Klutschau bis zu ihrer Wiederbesetzung durch einen bischöflich be- 
stätigten Pfarrer unmöglich zu machen, war Seitens der beiden An- 
geklagten weder bezweckt noch erreichbar. Denn theils Hessen sie 
die Kirchenschlüssel, die kirchlichen Gefässe und u. s. w. unberührt, 
theils stand es , wie in obigem Eingange von Nr. I. erwähnt , gar 
nicht in der Macht der beiden Angeklagten, Messe, Abendmahl- und 
Tauf-Spendung in der Kirche zu Klutschau und das Einbringen der 
heiligen Oele dorthin aus einer anderen Kirche durch einen berufe- 
nen oder unberufenen Priester zu hindern oder zu vereiteln. 
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Selbst wenn die Absicht der beiden Angeklagten dahin gegan- 
gen wäre, den §. 13. Gesetz vom 20. Mai 1874 für Klutschau un- 
wirksam zu machen, so würde doch die Anmassung eines bischöflichen 
Rechtes hierin nicht gefunden werden können. 

Wie kein Beamter eigenmächtig seine Stelle verlassen darf, 
(§. 79. II. 10. A. L. R. und §§. 8. 9. Gesetz vom 21. Juli 1852 
Gesetz-S. S. 466), wie kein Kreisrichter sich selbst zum Appellations- 
gerichtsrathe , kein Hauptmann sich zum Major ernennen kann, so 
erscheint es augenfällig unstatthaft, dass aus eigener Machtvollkom- 
menheit ein Priester ohne Gutheissung der geistlichen Oberen sein 
bisheriges Amt verlasse und sich eine audere kirchliche Stelle an- 
masse. Nach §. 523. II. 11. A. L. Ii. muss der Pfarrer, welcher 
sein Amt niederlegen will, die Genehmigung der geistlichen Oberen 
nachsuchen. Durch die canonischen Vorschriften sind die Pflichten 
der katholischen Priester bestimmt. (§§. 66. 523 II. 11. A. L. R.). 
Auch im Kirchenregiment ist die Disciplin unerlässlich, wie Seine Ma^ 
jestät in der Allerhöchsten Cabinetsordrc vom 18. März 1876 auf 
die Immediateingabe einer Anzahl Mitglieder der ausserordentlichen 
Generalsynode, die Trauformel und die Wiedertrauung Geschiedener 
betreffend, laut der Akten des Evangelischen Oberkirchenrathes zu 
Berlin (E. 0. 1031) jüngst aussprach. Von ihren kirchlichen Pflich- 
ten können weder die Gemeinden noch weniger die katholischen 
Geistlichen sich durch obigen §. 13. Gesetz vom 20. Mai 1874 ent- 
bunden erachten, znmal der §. keinem Geistlichen die Bewerbung 
um ein dergleichen erledigtes Amt zur Pflicht macht, wie das gegen 
Herrn Fürstbischof von Breslau ergangene Erkenntniss des König- 
lichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten vom 6. October 
1875 am Schlüsse seiner Ausführung Nr. I. zugesteht. 

Dem etwa unkirchlich eingesetzten neuen Klutschauer Pfarrer 
gegenüber wjire das Interdict, falls von den Angeklagten beabsich- 
tigt oder ausgesprochen, obenein ein fruchtloses Unternehmen ge- 
wesen, da, wer sich erst solchergestalt mit Nichtachtung der Kirchen- 
lehre über das Erforderniss der kirchlichen Sendung, (Richter- Dove, 
Kirchenrecht 1867 §. 180., Schulte, Kirchenrecht §. 63., Conc. Trid. 
Sess. 22. cap. 11. de reformat., Sess. 23. de sacr. ord. cap. 4., Sess. 
14. de reform. cap. 13., Motive zu Art. 2. Gesetz 21. Mai 1874) 
einsetzen Hess, gewiss das von jenen etwa verhängte Interdict nicht 
beachten würde. Selbst thatsächlich ist aber auch ein örtliches In- 
terdict gar nicht ausgesprochen worden; der Verschluss der Kirche 
und die Entnahme der Schlüssel hätte sonst nahe gelegen, an keine 
der beiden Massnahmen haben die Angeklagten nicht gedacht. 
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Ein bischöfliches Jurisdictionsrecht , eine Straf- und Zuchtge- 
walt zu üben , eine bischöfliche Anordnung über Gottesdienst und 
Sacramentenspendung zu treffen , ist den Angeklagten nicht in den 
Sinn gekommen. In letzterer Beziehung muss bemerkt werden, dass 
die von Hinschius, a. a. 0. S. 46 als ein bischöfliches Recht nam- 
haft geraachte Befugniss zu Anordnungen über die Abhaltung des 
Gottesdienstes und die Spendung der Sacramente doch nur von all- 
gemeinen Anordnungen für die gesammte Diöcese zu verstehen ist 
(Richter-Dove, a. a. 0. §. 167); besondere Anordnung, soweit sie 
jenen allgemeinen Anordnungen nicht widerspricht, hat jeder Pfarrer 
und Erzpriester für seinen Sprengel je nach den Ortsverhältnissen 
selbstverständlich mannigfach zu treffen. Ueberdies ist von den An- 
geklagten wirklich keine Silbe einer Anordnung über Gottesdienst 
und Sacramentenspende in der Pfarrei Klutschau getroffen worden. 

III. Das Obertribunals-Erkenntniss vom 23. Januar 1877 ging 
von anderen sehr unhaltbaren Voraussetzungen aus. 

Der Stadtpfarrer Simon zu Schweidnitz, welchen im Jahre 1871 
Herr Fürstbischof Dr. Förster zu Breslau zu seinem Commissar bis 
zum Widerrufe ernannt hatte, übte nach der »Amtsentsetzung« des 
Herrn Fürstbischofs gleichwie früher sein Amt aus und wurde dess- 
halb wegen bischöflicher Verrichtungen auf Gruud des §. 4. des Ge- 
setzes vom 20. Mai 1874, über die Verwaltung erledigter katholi- 
scher Bisthümer (»Gefangnissstrafe von sechs Monaten bis zu zwei 
Jahren trifft den persönlichen Vertreter oder Beauftragten eines Bi- 
schofs, welcher nach Erledigung des bischöflichen Stuhles fortfährt, 
bischöfliche Rechte oder Verrichtungen auszuüben, ohne anderweit in 
Öeraässheit der §§. 2. und 3. die Befugniss zur Ausübung derselben 
erlangt zu haben«) angeklagt. Das Appellations-Gericht zu Breslau 
verurtheilte den Angeklagten, indem es in seinem Erkenntnisse un- 
ter Anderem ausführte, dass durch die Erledigung eines Bischofsitzes 
in Folge gerichtlichen Urtheils, abgesehen von den aus der Priester- 
weihe sich ergebenden, von dem ordo'episcopalis überhaupt unabhän- 
gigen Befugnissen, nur die Aemter der für das Lehramt und die 
Seelsorge bestimmten Personen unberührt bleiben. Dieser Rechtsan- 
sicht trat zwar das Obertribunal nicht bei, Hess es vielmehr in sei- 
nem Erkenntnisse dahingestellt , ob der erwähnte Satz in der vom 
Appellationsrichter ausgesprochenen Allgemeinheit richtig ist ; nichts- 
destoweniger aber bestätigte der höchste Gerichtshof das zweite Er- 
kenntniss, indem er motivirend ausführte : || »War dem Angeklagten 
die Stellung eines bischöflichen Commissars nur bis zum Widerruf 
übertragen, so war diese seine Stellung — wenn man auch ganz von 
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den Ausdrücken »noster commissarius,« »vicarius foraneus,c die aller- 
dings gleichfalls auf eine persönliche Vertretung hinweisen , absieht 
— schlechterdings als die Stellung eines persönlichen Vertreters oder 
Beauftragten des Bischofs im Gegensatze zu einem ständigen Amte 
anzusehen , da dieselbe lediglich von dem Willen des Bischofs ab- 
hing. Auch vermag hieran der Umstand nichts zu ändern, dass, wie 
der Implorant Simon behauptet, nach der kirchlichen Observanz im 
Fürstbisthum Breslau bei frülieren Sedisvacanzen die Functionen der 
fürstbischöflichen Commissare über die Sedisvacanzen hinaus fortge- 
dauert hätten, weil dessenungeachtet in der Eigenschaft der Wider- 
ruflichkeit das characteristische Merkmal eines persönlichen Auftra- 
ges im Gegensatz zu einem ständigen kirchlichen Amte liegen würde.« 

Auch die Erzpriester aber können von ihrem Amte durch Widerruf 
entfernt werden (Hinschius, die preussische Kirchengesetze von 1873 
S. 42) und bleiben doch auch nach dem Abgänge des Bischofs in 
ihrer Wirksamkeit (Hinschws, die preussische Kirchengesetze von 
1874 und 1875 S. 49. 52). Einen Widerruf bezüglich des Amtes 
der Bisthums-Commissare hatte Herr Fürstbischof nicht ausgespro- 
chen ; nur die fürstbischöflichen Behörden in Breslau : Geh. Canz- 
lei, General- Vicariatamt, Consistorium, Promotor- undEbevertheidigcr- 
Amt, waren durch die Verfügung Sr. Fürstlichen Gnaden vom 12. 
October 1875 als aufgehoben erklärt worden. 

In der Nichtigkeitsbeschwerde war ferner darauf hingewiesen 
worden, dass die Ausübung der dem Angeklagten Simon zur Last 
gelegten Handlungen an sich nicht die Ausübung bischöflicher Ver- 
richtungen insbesondere des der bischöflichen Jurisdiction entsprin- 
genden Aufsichtsrechts enthalte. 

Dem gegenüber führt das Obertribunal aus: 

»Es kann allerdings aus dem Umstände allein , dass der An- 
geklagte Simon als bischöflicher Commissarius sich ausgegeben 
und sich zu den in Frage stehenden Handlungen als solcher für ver- 
pflichtet erklärt hat, nicht gefolgert werden, dass diese Handlungen 
in Wirklichkeit ein Ausfluss bischöflicher Rechte sind, und wenn, 
wie in der Nichtigkeitsbeschwerde behauptet wird, der Appellations- 
richter eine solche Schlussfolgerung gezogen hätte, würde derselbe 
sich eines Rechtsirrthums schuldig gemacht haben. Allein das ist 
keineswegs geschehen. Vielmehr hat der Appellationsrichter eines- 
theils die völlig zutreffende und gegenwärtig in der Nichtigkeits- 
beschwerde nicht speciell angefochtene Ausführung des ersten Rich- 
ters , dass die fraglichen Handlungen , insbesondere die Entfer- 
nung des Sanctissimums , der heiligen Oele und des Taufwassers, 
rechtlich als Ausfluss des bischöflichen Oberaufsichtsrechts auf- 



Digitized by GcJfc^lc 



Urtheil des preuss. Obertribunals v. 2£ Januar 1877. 109 

gefasst werden können, gebilligt und anderenteils dem Argumente 
des Angeklagten gegenüber , dass zu den von ihm vorgenommenen 
Handlungen jeder Geistliche befugt sei, dargelegt, dass die fraglichen 
Handlungen, wenn sie gleich nach ihrem objectiven Bestände von 
jedem Geistlichen, ja von jeder beliebigen Person hätten vorgenom- 
men werden können, doch nach diesem (d. h. dem objectiven Be- 
stände) allein und losgelöst von der Person der Handelnden und von 
den begleitenden Umständen nicht zur Beurtheilung gezogen werden 
dürften, unter Berücksichtigung dieser Momente aber im vorliegen- 
den Falle als ein Ausfluss des bischöflichen Aufsichtsrechts anzusehen 
seien.« 

Was jeder beliebigen Person straflos freistand, durfte doch nicht 
als die Ausübung eines Amtes erscheinen; welch ein Widerspruch, 
allen Anderen die Befugniss zu der Handlung einzuräumen, den Prie- 
ster aber für die Handlung mit sieben Monaten Gefängniss zu be- 
strafen ! 
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x. 

Verordnung der königlich-preussischen Regierung zu Münster 
vom 24. August 1876 in Betreff der äusseren Heilighaltung 

der Sonn- und Feiertage. 

Aus Westfalen, 2. December 1876 "wurde der »Köln. V.-Ztg. 
geschrieben : 

»Die königliche Regierung zu Münster hat am 24. August 187G 
eine Verordnung in Betreif der äusseren Heilighaltung der Sonn- 
und Festtage erlassen, welche sämmtliche früheren, diesen Gegen- 
stand betreffenden Verordnungen aufhebt. Dieselbe kennzeichnet sich 
als eine ganz im Geiste unserer jetzigen kirchenpolitischen Gesetz- 
gebung getroffene Massregel nicht so sehr durch das, was sie anord- 
net , als vielmehr durch das , was sie abschafft , indem eine Reihe 
nützlicher und heilsamer Bestimmungen älteren Datums, die freilich 
unter dem Einflüsse des friedlichen Zusammengehens von Staat und 
Kirche entstanden waren, ausser Wirksamkeit gesetzt werden. Auf- 
gehoben sind nämlich durch jene Verordnung unter anderm folgende 
Vorschriften der Regierungsverordnung vom 9. September 1842 : 

»§. 4. An allen Sonntagen und allgemeinen kirchlichen Feier- 
tagen sollen amtliche Verhandlungen und Geschäfte von den Beam- 
ten und Obrigkeiten innerhalb und ausserhalb der Amts- und Ge- 
richtsstellen nicht vorgenommen werden ; nur in dringenden, gehörig 
zu bescheinigenden Nothfallen sind für die Zeit vor und nach dem 
kirchlichen Hauptgottesdienste Ausnahmen hiervon zu gestatten.« 
»§. 7. Die Polizeibehörden dürfen in der Regel für die Samstage 
keine Erlaubniss zur Verlängerung der Tanzmusik und Belustigung 
an öffentlichen Orten über die feststehende Polizeistunde hinaus er- 
theilen.« »§. 8. Im Innern der Kirchen haben zwar die Küster 
und Kirchendiener auf Ruhe und Ordnung zu halten ; es ist jedoch 
auch Pflicht der Polizei, den öffentlichen Gottesdienst, sowohl in der 
Kirche selbst als in der Nähe derselben gegen Störungen jeder Art 
zu schützen.« »§. 9. Ein jeder Hausvater hat die Kinder, welche 
nach ihrem Alter von der Beiwohnuug des öffentlichen Gottesdienstes 
Vortheil zu ziehen vermögen, und die sonst zu seinem Hauswesen 
gehörigen Personen zum fleissigen Besuche des Gottesdienstes anzu- 
halten. Insbesondere müssen Herrschaften dem Gesinde an den Sonn- 
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und Festtagen die nöthige Zeit zur Abwartung des öffentlichen Got- 
tesdienstes lassen und dasselbe dazu ermuntern.« »§. 10. Die Pfar- 
rer sind verpflichtet und werden hierdurch noch ganz besonders auf- 
gefordert, alle zu ihrer Kenntuiss kommenden Uebertretungen dieser 
Vorschriften, ohne Ansehen der Person, der Ortspolizeibehörde anzu- 
zeigen; wenu aber diese hieran! das Geeignete zu verfugen unter- 
lägst, dies zur Kenntniss entweder des Landrathes oder ihrer vorge- 
setzten geistlichen Behörde behufs weiterer Veranlassung zu bringen.« 

Ferner wird die Bestimmung der Polizeiverordnung vom 3. Juni 
1858, wonach das Verbot des Hausirhandels auf die ganze Dauer der 
Sonn- und Feiertage ausgedehnt wird, aufgehoben, und jenes Verbot 
auf die Zeit Vormittags von 9 bis ll 1 / 2 Uhr beschränkt. Ausser der 
Aulhebung der vorstehend gedachten ältern Vorschriften, welche nicht 
mehr nach dem Geschmack unserer gedachten fortgeschrittenen Zeit 
sind, ciiaracterisirt die Tendenz der neuen Verordnung auch folgende 
Aenderung, die der §. 3. in Betreff der öffentlichen Abhaltung .von 
Musik, Tanz oder ähnlichen Lustbarlceitcn trifft. Während näm- 
lich früher die Zeit des Hauptgottesdienstes für das Verbot der Ab- 
haltung von Musik u. s. w. sowie für die Einstellung des gewerb- 
lichen Verkehrs massgebend sein sollte, und durch die Verordnung vom 
9. September 1842 die Ortspolizeibehörde angewiesen war, nach Rück- 
sprache mit den betreffenden Geistlichen die Zeit, wann des Morgens 
der erste Hauptgottesdienst beginnt, und am Nachmittage der letzte 
Hauptgottesdienst beeudigt ist, zu bemessen und bekannt zu machen, 
setzt die in Rede stehende neue Verfügung, ohne Rücksicht auf den 
betreffenden Gottesdienst, jene Stunden ein für alle Mal auf Vormit- 
tags von 9 bis 11 J / 2 uaa * Nachmittags von Vj 2 bis 3 Uhr fest. 
Welche Unzuträglichkeiten dieser Bestimmung , namentlich für die 
Sonntagsfeier auf dem Lande , wo in der Regel der Nachmittags- 
gottesdienst nicht vor 3 Uhr beginnt, mit sich bringt, zeigt ein Fall, 
der sich schon bald nach Erlass jener Verordnung ereignete : mit 
dem Glockenschlage 3 Uhr begann zu gleicher Zeit in der Kirche 
die Vesper und im nahegelegenen Locale eines auf seinen Gewinn 
sehenden Wirtlies die öffentliche Abhaltung der Tanzlustbarkeit, und 
in die Töne der Orgel beim sacramentalen Segen mischten sich die 
Klänge der Tanzmusik!« 
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XI. 1 
Entscheidungen des österreichischen Verwaltungsgerichtshofes. 

1. lieber den Nachlass eines Mönches in Oesterreich. 
(Aus def österreichischen Zeitschrift für Verwaltung Nr. 8. v. Jahre 1877.) 

Am 10. November 1874 überreichte das Benedietinerstift in 
Molk durch seinen Abt Clemens Moser, vertreten durch Dr. Ofner, 
bei dem k. k. Landgerichte in Wien in Civilrechtsangelegenheiten 
eine Klage wider die Administration der allgemeinen Versorgungs- 
anstalt in Wien mit dem Begehren , es möge erkannt werden : Die 
Geklagte sei schuldig, auf Grund der Rentenscheine vom 30. No- 
vember 1825, Z. 8531, vom 31. December 1849, Z. 5332, und vom 
31. December 1852, Z. 5331 , jeder auf eine Einlage von 200 H 
C.-M. und auf den Namen des am 11. März 1874 verstorbenen Stift- 
priesters Aemilian Pesenböck zu Mölk lautend, die Dividenden des 
1874 für jeden Rentenschein mit 525 fl., sohin für alle drei Renten- 
scheine zusammen mit 1575 fl. sammt 6 Procent Verzugszinsen nebst 
Kosten zu bezahlen. 

Dieses Begehren wurde auf den Umstand zurückgeführt, das» 
der im März 1874 verstorbene Stiftpriester Aemilian Pesenböck auf 
Grund obiger Rentensebeine der geklagten Rentenanstalt die Jahres- 
rente im Gesammtbetrage von 1575 fi., und zwar das letzte Mal im 
Jahre 1873, bezogen. Nach den §§. 27. und 99. der Statuten der 
Geklagten können die Erben eines verstorbenen Mitgliedes die Divi- 
dende des Sterbejahres ansprechen; allein die Geklagte verweigert 
nun dem Stifte Mölk die Auszahlung dieser Dividende unter dem 
Vorwande, dass nach Aemilian Pesenböck keine Verlassabhandlung 
gepflogen worden, das Stift Mölk übrigens nicht der gesetzliche Erbe 
nach seinen Conventualen sei, obwohl die Geklagte, nach dem Buch- 
haltungsberichte zwei Jahre vorher die Jahresdividende nach dem 
verstorbenen Conventualen Friedrich Beranek dem Stifte anstandslos 
ausgezahlt hatte. Nach §. 573. allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches ist ein Mönch nicht befugt zu testiren ; nach noch zu Recht 
bestehenden cauonischen Vorschriften und nach den Patenten vom 20. 
Juni 1764 und 30. August 1782 gehört alles , was ein Stiftpriester 
erwirbt, dem Stifte, und dieses ist auch ohne eine Verlassabiiandlung 
dessen gesetzlicher Erbe. Ferner legt Kläger eine Quittung des 
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Benedictinerstiftes Göttweih vor, welcher zufolge dasselhe als gesetz- 
licher Erbe seines Capitularen F. X. Windegger über ein dem Letz- 
teren gehöriges Satzcapital von 700 fl. quitirte und welche sowohl 
mit der bischöflichen, als auch mit der landesfürstlichen Bestätigung 
versehen wurde. Schliesslich beruft sich der Kläger auf §. 761. all- 
gemein bürgerliches Gesetzbuch, wonach die gesetzliche Erbfolge geist- 
licher Personen im politischen Wege geregelt wird und stellt sobin 
obiges Begehren. 

Die Geklagte, vertreten durch Othmar Reiser, gesteht in der 
Einrede zu, dass Aemilian Pesenböck Besitzer dreier Rentenscheine 
war, erkennt aber das Stift Molk nicht als dessen Erben oder Rechts- 
nachfolger an ; sie beruft sich vor Allem darauf, dass Pesenböck gar 
keine Testirfähigkeit hatte (§. 573 allgemein bürgerliches Gesetzbuch) 
und dass dem Stifte Mölk auch kein Erbrecht nach demselben zu- 
steht, da Ordeusprofes8en nach §. 182. des k. Patents vom 9. August 
1854 die Dispositonsfahigkeit über das Vermögen, welches sie beim 
Eintritte in das Kloster besassen , verlieren und auch nichts weiter 
erwerben können. Uebrigens habe Pesenböck für seine Gesammtein- 
lage von 231 fl. an Dividenden im Ganzen 7397 fl. 49 kr. bezogen % 
und liege daher auch aus diesem Grunde kein Anlass vor, noch eine 
weitere Dividende zu bezahlen, zumal für denselben blos die Sta- 
tuten vom 4. October 1824 massgebend sind, in diesen aber der §. 
99., welcher den Statuten des Jahres 1862 angehört, nicht vorkommt. 
Es könne daher im vorliegenden Falle nur das Erbrecht, keineswegs 
aber eine anderweitige Rechtsnachfolge in Betracht kommen; es 
fallen diese Dividenden gemäss §. 31. der Statuten den übrigen Ren- 
tenbesitzern zu. Ueberdies seien die abgeschlossenen Leibrentenver- 
träge mit Hinblick auf die Erwerbsunfähigkeit Pesenböcks schon ur- 
sprünglich ungültig gewesen, darum können daraus keine Rechte für 
das Stift abgeleitet werden. Bitte um Abweisung des Klagebe- 
gehrens. 

Nach durchgeführtem schriftlichen Verfahren wies das k. k. 
Landgericht in Wien mit ürtheil vom 25. Februar 1876, Z. 14756, 
das Klagebegehren ab und verurtheilte den Kläger zum Ersätze der 
mit 127 fl. 47 kr. liquidirten Kosten an die Geklagte, und zwar aus 
folgenden Gründen: 

Es steht unbezweifelt fest, dass Aemilian Pesenböck, Stiftsprie- 
ster des Benedictinerstifts in Mölk gewesen, sowie dass er als solcher 
bereits im Jahre 1810, laut Beilage K, das Gelübde derArmuth ab- 
gelegt. Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch hat die Wirksamkeit 
dieser Gelübde ausdrücklich anerkannt, indem es dem Umstände, ob 

Archiv Tur Kirchenrenht. XXXVIII. 8 

Digitized by Google 




114 lieber den Nachlass eines Mönches in Oesterreich. 

Jemand dem Rechte, etwas überhaupt zu erwerben , entsagt habe, 
im §. 55ß. eine ganz bestimmte Wirkung, nämlich die Erbunfahig- 
keit des Entsagenden, zuschreibt und im §. 539. nur noch auf die 
besonderen politischen Gesetze verweist, welche die einzelnen Folger- 
ungen oder Abweichungen dieses im Ganzen festgehaltenen Grund- 
satzes normirt haben. Es ist aber ganz klar, dass §. 538. die Erbun- 
fahigkeit des Entsagenden nur aus der Unfähigkeit desselben, in 
Folge seiner Entsagung, etwas für sich zu erwerben, ableitet; es er- 
gibt sich demnach auch , dass ein Professpriester , der das Gelübde 
der Armuth abgelegt hat, nicht berechtigt sein kann, durch Hingabe 
eines fixen Geldbetrages sich eine Leibrente zu sichern. 

Dass ein solcher Stiftspriester durch die Abschliessung eines 
Leibrentenvertrages mit der allgemeinen Versorgungsanstalt in Wien 
dem Stifte ein Recht auf die Leibrente nicht erwerben konnte, er- 
gibt sich, ganz abgesehen von allen Amortisationsgesetzen, auf deren 
Wirksamkeit heute nicht abgegangen zu werden braucht, aus §. 1. 
der Statuten der geklagten Gesellschaft vom 4. October 1824, wel- 
chem zufolge moralische Personen und Communitäten jeder Art an 
dieser Anstalt nicht theilnehmen können. Hat demgemäss Aemilian 
Pesenböck ein Recht zum Bezüge der Leibrente für seine Person 
wegen des in Mitte liegenden feierlichen Gelübdes der Armuth nicht 
erwerben können, so kann es in Ansehung des von ihm zwar that- 
sächlich, aber nicht rechtlich ausgeübten Bezuges auch keinen Rechts- 
nachfolger geben und finden die §§. 27. und 99. der Statuten auf 
den vorliegenden Fall keine Anwendung. 

Diese Entscheidung findet noch in einer weiteren Erwägung 
ihre gesetzliche Berechtigung: Durch eine Reihe von Hofdecreten, 
z. B. vom 9. November 1781, 30. August 1782, 23. October 1784, 
6. November 1786, fand sich die Gesetzgebung des vorigen Jahr- 
hunderts genöthigt, das Erbrecht solcher Personen zu regeln, welche 
durch die Aufhebung der Orden aus deren Verbände getreten waren, 
und gleichzeitig zu erklären, dass dieselben, von diesem Zeitpuncte 
angefangen, auch befugt seien, auch auf andere Weise als durch Erb- 
recht zu erwerben. Diese Gesetze zeigen wohl klar, dass die Un- 
fähigkeit des Ordensprofessen zum Eigenthumserwerbe stets Grund- 
satz der österreichischen Legislation gewesen ist, weil eben erst Aus- 
nahmsbestimmungen für die Fälle erlassen werden mussten, in wel- 
chen Ordenspersonen aus dem Orden in Folge der Aufhebung der- 
selben zu treten genöthigt waren, um deren Erwerbsfahigkeit neu zu 
begründen. In ganz gleicher Weise wurde durch besondere Bestim- 
mungen (Hofdecrete vom 12. December 1788 und 25. März 1802) 
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den als Pfarrer und Caplänen exponirten Mönchen solcher Klöster, 
welche keine stabilitas loci haben, eine beschränkte Erwerbs- und 
Testirfähigkeit eingeräumt; und auch diese Verordnungen zeigen a 
contrario, dass für alle nicht ausgenommenen Fälle das öster- 
reichische Recht einen Sondererwerb des Conventualen nicht aner- 
kennt. 

Nachdem Aemilian Pesenböck als Profess und Priester des Be- 
nedictinerstiftes Mölk angeführt wird und besondere Thatsachen nicht 
nachgewiesen wurden, aus denen eine auch nur beschränkte Erwerbs- 
fähigkeit desselben gefolgert werden könnte, nachdem daher dieser 
Ordensmann in Folge seines Gelübdes für sich gar nichts erwerben, 
somit das Stift, dem er angehörte, in ein vom ihm erworbenes Ver- 
mögen als Rechtsnachfolger nicht eintreten konnte, musste das Klage- 
begehren abgewiesen werden. Der sachfällige Theil hat die Kosten 
des Rechtsstreites zu ersetzen. 

Ueber^die Appellation des klägerischen Stiftes änderte das k. k. 
Oberlandesgericht in Wien mit Urtheil vom 7. Juni 1876, Z. 6878, 
das angefochtene Erkenntniss der ersten Instanz ab, gab dem Klage- 
begehren Folge und verurtheilte die geklagte Versorgungsanstalt zum 
Ersätze der Kosten erster Instanz mit 78 fl. 6 kr. und der Appel- 
lation mit 19 fl. 31 kr. Dieses in der Erwägung, dass die Rechts- 
verhältnisse der Stiftsgeistlichen gemäss den §§. 867., 355. und 356. 
allgemein bürgerliches Gesetzbuch und §. 31. des Gesetzes vom 7. 
Mai 1874, Z. 50, nach den politischen Gesetzen neben dem bürger- 
lichen Gesetzbuche zu beurtheilen sind, also das letztere in Beziehung 
auf die Erwerbsfahigkeit der Benedictinermönche nicht mit solcher 
Strenge zu beurtheilen ist, und man nicht bis zur äussersten Be- 
schränkung der Erwerbsunfähigkeit so weit gehen kann, dass sich 
ein Gymnasialprofessor durch Lectionen, ein Priester durch Messsti- 
pendien, ein Schriftsteller durch gelehrte Werke, ein Oeconomiepfar- 
rer in der Landwirtschaft, ein Vicar durch Leistungen in der Seel- 
sorge und dergl. m. nicht solche Ersparnisse machen dürfte, um Ein- 
lagen in einer Versorgungsanstalt zu machen oder sich ein Loos und 
dergl. anzuschaffen; dann in weiterer Erwägung, dass einer der Ren- 
tenscheine ausdrücklich vor dem Namen Aemilian Pesenböck die Be- 
zeichnung »Klosternamen« enthält, die Geklagte also dessen Mönchs- 
eigenschaft von vornherein wusste und nun ihre eigene Handlung 
bestreiten möchte ; in fernerer Erwägung, dass Geklagte selbst das 
Hofdecret vom 4. Jänner 1787, Z. 1., anerkennen muss, wonach »das 
Stift den Stiftsgeistlichen abhandelt und erbt,« also der Rechtsnach- 
folger des Aemilian Pesenböck ist; und in endlicher Erwägung, dass 
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der vollständig Unterliegende dem Gegner nach den §§. 24. bis 26. 
des Gesetzes vom 16. Mai 1874, Nr. x 69. R.-G.-Bl., die Kosten des 
Streites zu ersetzen hat. 

Der k. k. oberste Gerichtshof verwarf mit ürtheil vom 16. 
November 1876, Z. 10587, die Revisionsbeschwerde der Versorgnngs- 
anstalt und bestätigte das oberlandesgerichtliche Erkenntniss aus 
nachstehenden Gründen : 

Es handelt sich im vorliegenden Streitfälle nicht darum, ob 
die von Aemilian Pesenböck in den Jahren 1825, 1849 und 1852 
mit der Administration der allgemeinen Versorgungsanstalt in Wien 
abgeschlossenen Leibrentenverträge zu Recht bestellen oder nicht 
es hat die geklagte Anstalt auch keinen Anspruch erhoben, dass ihr 
dem Aemilian Pesenböck im Laufe der Jahre ausbezahlten Dividen- 
den im behaupteten Gesammtbetrage von 7379 fl. 49 kr. rücker- 
stattet werden sollen; sondern es handelt sich blos darum, ob sie 
verpflichtet sei, nach den §§. 27. und 99. der Statuten «die von den 
drei Rentenscheinen aushaftende Dividende des Sterbejahres mit 1575 
fl. dem Stifte. Molk als Erben oder sonstigen Rechtsnachfolger sei- 
nes am 11. Mai 1874 verstorbenen Conventualen Aemilian Pesenböck 
auszubezahlen, dass nun die §§. 27. und 98. der Statuten vom Jahre 
1862 auch auf Aemilian Pesenböck, als früheren Theilnehmer der 
Anstalt, Anwendung finden, kann sowohl nach der Einleitung 
der Statuten, als nach Absatz VI. der allgemeinen Bestimmungen 
keinem Zweifel unterliegen, da hierin ausdrücklich ausgesprochen ist, 
dass die früheren Theilnehmer auch an allen Vortheilen der neuen 
Statuten participiren. Es kann sich daher im vorliegenden Falle, 
mit Beiseitelassung aller Fragen über die Erwerbs- und Testirfähig- 
keit Pesenböcks nur darum handeln, ob das Stift als Erbe oder son- 
stiger Rechtsnachfolger desselben anzusehen ist. Nach §. 797. all- 
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches muss das Erbrecht, sowie jenes 
der Rechtsnachfolge in das Vermögen eines Verstorbenen, vor Ge- 
richt verhandelt und von demselben die Einantwortung des Nach- 
lasses in den rechtlichen Besitz erwirkt werden. Dies ist im vorlie- 
genden Fall auch bereits geschehen, denn wie die Beilage L. der 
Replick ausweist, hat das k. k. Bezirksgericht in Mölk als Abhand- 
lungsbehörde Pesenböcks den in den gedachten drei Rentenscheinen be- 
stehenden Nachlass desselben am 19. Juni 1875 auf Grund der Ordens- 
statuten und der diesfälligen politischen Gesetze dem Benedictinerstifte 
Mölk als gesetzlichen Erben und Rechtsnachfolger seines genannten] Capi- 
tularen in das Eigenthum zugewiesen. Es liegt daher einerseits die unbe- 
dingte statutenmässige Verpflichtung der geklagten Anstalt zur Ausbe- 
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Zahlung der Sterbejahresdividenden per 1575 fl. an den Erben der 
sonstigen Rechtsfolger Pesenböck's, und andererseits die rechtskräftige 
gerichtliche, Entscheidung vor, dass dem Stifte Molk diese Dividenden 
als Erben und Rechtsnachfolger seines genannten Conventualen gebüh- 
ren. Hienach war aber dem Klagebegehren stattzugeben, daher'das Er- 
kenntuiss der zweiten Instanz zu bestätigen, zumal eiu Caducitäts- 
recht der geklagten Anstalt nach §. 31. der Statuten erst dann ein- 
tritt, wenn sich Niemand als Erbe oder Rechtsnachfolger des ver- 
storbenen Rentenbesitzers zu legitiraireu vermag. 

Die Entscheidung in Ansehung der Revisionskö"sten , welche 
der sach fallige Revisionswerber zu verguten hat, beruht auf den §§. 
24. und 26. des Gesetzes vom K>. Mai 1874. 

2. Abweisung des von einem geschiedenen Ehegatten gestellten Be- 
gehrens, die GiltigJceit der von dem anderen Ehegatten im Auslande 
mit einem Ausländer geschlossenen EJie nach dem Ilofdecrete vom 

23. August 1819 zu untersuchen*). 

(Aus der österreichischen Zeitschrift für Verwaltung Nr. 11, vorn Jahre 1877.) 

Ludwig Fürst R. wurde mit Antonia 0. in der katholischen 
Pfarrkirche St. Andrä zu Lemberg am 14. Jänner 1869 ehelich ge- 
traut. Aus dieser Ehe ist ein Sohn, nämlich? der am 7. October 
18(39, geborene Prinz Alexander R., entsprossen. Schon mit Bescheid 
des k. k. Landgerichtes in Wien vom 19. März 1872 wurde die 
einverständliche Scheidung der beiden Ehegatten bewilligt, worauf 
sich, nach Angabe des Ludwig Fürst R., seine geschiedene Ehegat- 
tin nach Zürich begab, dort zur protestantischen Kirche übertrat 
und sich am 2. Mai 1872 mit William W., k. gro?sbritanischen Ar- 
tilleriecapitän, verehelichte. Sie besitzt in Galizien die Herrschaft 
Zagrobela cum attin., welche ihr in der Lemberger Landtafel mit 
der Beschränkung der von ihrem Grossvater Vinceuz Grafen K. zu 
Gunsten ihrer Kinder angeordneten fideicommissarischen Substitution 
eigenthümlich zugeschrieben ist, nach welcher die Herrschaft auf 
Eines ihrer Kinder nach ihrem eigenen Willen und Wahl nach ihrem 
Tode übergehen soll. 

Ludwig Fürst R. befürchtete nun, seine geschiedene Ehegat- 
tin werde die aus ihrer jetzigen Ehe etwa entspringenden Kinder vor 
dem Sohne erster Ehe, Alexander Prinz R., bevorzugen, wenn nicht 
die zweite Ehe, wegen des bestehenden Ellehindernisses des Eheban- 



1) Man vergl. dazu über den Fall Bibesko Bcauffremont Archiv Bd. 37. 
S. 217. 
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des (§. 62. und 111. allgemein bürgerliches Gesetzbuch) nach den 
Gesetzen des österreichischen Kaiserstaates als ungiltig erklärt , die 
aus dieser Ehe eventuell entspriessenden Kinder als unehelich erklärt 
und nach §. 165. allgemein bürgerlichen Gesetzbuches von den Rech- 
ten der Familie und der Verwandtschaft ausgeschlossen werden. Er 
bat demnach unter Berufung auf das Hofdecret vom 13. Juli 1837, 
Nr. 208 J.-G.-S., zufolge dessen über eine derlei durch den Tod be- 
reits aufgelöste Ehe auf Einschreiten Privatbetheiligter zur Geltend- 
machung ihrer privatrechtlichen Ansprüche die Untersuchung einge- 
leitet und die Entscheidung gefällt, werden kann; dann mit Hin- 
weisung darauf, dass obiges Ehehinderniss nach §. 94. des allgemein 
bürgerlichen Gesetzbuches von Amtswegen zu untersuchen ist, und 
dass William W. und Antonia Fürstin R. in Wien wohnhaft sind : 
das k. k. Landesgericht wolle im Sinne des Hofdecretes vom 23. 
August 1819, Nr. 1595 J.-G.-S., nach geschlossenem Verfahren über 
die Ungiltigkeit der von Antonia Fürstin R. mit William W. am 2. 
Mai 1872 geschlossenen Ehe erkennen. 

Das k. \. Landesgericht in Wien wies mit Bescheid vom 28. 
Juli 1876, Z. 61994, dieses Begehren mit dem Bemerken ab, dass 
die Untersuchung der Giltigkeit der von Antonia, geb. 0., gericht- 
lich geschiedenen Gattin des Gesuchstellers, nach ihrem angeblichen 
Uebertritte zur evangelischen Kirche mit dem englischen Artil- 
leriecapitän William W. am 2. Mai 1872 zu Zürich in der Schweiz 
eingegangenen Ehe gemäss §. 94. allgemein bürgerlichen Gesetzbu- 
ches nicht eingeleitet werden kann, weil die Bedingungen des §. 4. 
allgemein bürgerlichen Gesetzbuches derzeit nicht vorliegen, indem 
William W. ausser Zweifel Ausländer und derzeit auch nicht dar- 
gethan ist, dass diese Ehe auch hierlands rechtliche Folgen ha- 
ben soll. 

Dem dagegen ergriffenen Recurse hat das k. k. Oberlandesge- 
richt in Wien mittelst Erledigung vom 12. September 1876, Z. 
15,117, keine Folge gegeben, weil, abgesehen davon, dass nicht dar- 
gethan ist, dass Fürstin Antonia R. vor Eingehung der Ehe mit Wil- 
liam W. nicht aus dem österreichischen Staatsbürgerverbande ge- 
treten ist, selbst für den Fall, als dieses nicht geschehen ist, doch 
die am 2. Mai 1872 mit dem Ausländer William W. zu Zürich ein- 
gegangene Ehe sieb der civilrechtlichen Untersuchung und Entschei- 
dung über ihre Giltigkeit im Inlande entzieht; weil nicht erkenn- 
bar ist, dass diese Eheschliessung rechtliche Folgen im Geltungsge- 
biete des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches hervorbringen sollte 
oder bereits in dem Masse hervorgebracht habe, dass privatrechtliche 
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Ansprüche dagegen nach Inhalt des Hofdecrets vom 27. Juni 1837 
Nr. 208 J.-G.-S., geltend zumachen oder zu wahren seien. Insbe- 
sondere ist die Nachfolge in der Herrschaft Zagrobela cum attin. und 
das Recht des Prinzen Alexander R. hiezu noch nicht in Frage und 
hängt Letzteres noch von manch* anderen Beziehungen ab, bevor man 
sagen kann, dass Prinz Alexander R. in seinem Rechte beeinträch- 
tigt sei. 

In dem gegen diese obergerichtliche Erledigung überreich- 
ten ausserordentliche Revisionsrecurse wird geltend gemacht, privat- 
rechtliche Ansprüche seien für die Beurtheilung der Giltigkeit oder 
Ungiltigkeit einer Ehe ohne irgend einen Eiufluss, und das Hofde- 
cret vom 27. Juni 1837, Nr. 208 J.-G.-S. berücksichtige derlei An- 
sprüche nur in der Richtung, dass der in seinen Privatrechten Ge- 
schädigte der von Amtswegen einzuleitenden Untersuchung über die 
Ungiltigkeit der Ehe als Privatbetheiligter beitreten kann. Eine im 
Auslande geschlossene Ehe werde immer dann nach österreichischem 
Rechte zu beurtheilen sein, wenn sie überhaupt in dem Geltungsge- 
biete des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches rechtliche Folgen 
hervorbringt, wenn selbe auch noch nicht in der Art wären, dass 
privatrechtliche Ansprüche dagegen zu wahren sind. Die Eheleute 
W. wollen in Oesterreich jene Rechte geniessen , welche legitimen 
Eheleuten zukommen, ihre in dieser Ehe erzeugt werdenden Kinder 
sollen als eheliche angesehen werden und es sollen ihnen die Rechte 
der ehelichen Geburt zukommen. Neben diesen Rechten seien auch 
noch die privatrechtlichen Ansprüche des minderjährigen Prinzen 
Alexander R. zu wahren. Die Untersuchung der Ungiltigkeit dieser 
Ehe müsse nach §. 4. allgemein bürgerlichen Gesetzbuches umso- 
mehr eingeleitet werden, als es sich um eine zweifache Ehe handelt, 
welche nach österreichischen Gesetzen sich als unerlaubt darstellt. 

Der k. k. oberste Gerichtshof hat jedoch mit Entscheidung vom 
16. November 1876, Z. 13,447, diesem ausserordentlichen Revisions- 
recurse aus Abgang der nach dem Hofdecrete vom 15. Februar 1833, 
Nr. 2593, zur Abänderung gleichförmiger Entscheidungen der bei- 
den unteren Instanzen erforderlichen Bedingungen keine Folge ge- 
geben, weil William W. von dem Recurrenten selbst als ein Aus- 
länder bezeichnet wird, bezüglich der Antonia Fürstin R. aber nicht 
vorliegt, dass sie noch derzeit österreichische Staatsbürgerin sei, weil 
es sich somit in dem vorliegenden Falle um die Ehe von Ausländern 
handelt, ohne dass auch nur behauptet wird, dass beide Theile, oder 
mindestens Einer derselben, hierlands den beständigen Wohnsitz ha- 
ben, während schon das Hofdecret vom 23. October 1801, Nr. 542 
J.-G.-S. vorschreibt, dass in solchen Fällen in keine Aufnahme einer 
Ehevernichtungs- oder Ehescheidungsklage einzugehen sei und auch 
keiner jener Fälle eintritt, in denen nach der Bestimmung des §. 29. 
der Civiljurisdictionsnorra vom 20. November 1852, Nr. 351 R.-G.- 
Bl., Ausländer vor den österreichischen Gerichten belangt werden 
können unter solchen Umständen aber in den angefochtenen gleich- 
förmigen Erledigungen weder eine Nichtigkeit noch eine offenbare 
Ungerechtigkeit zu erkennen ist. 
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XII. 

Päpstliche Bestätigung der ruthenischen Capitel zu Lemberg 

und Przemysl. 

Das Institut der Capitel als besondere Corporationen , welche 
einen gesetzlich garantirten Einfluss auf die Verwaltung der Diöeese 
haben, entwickelte sich und existirt blos in der lateinischen Kirche. 
Die orientalischen Bischöfe nahmen seit der ältesten Zeit bei der 
Verwaltung der Diöcesen ein Collegium von Priestern, das Presby- 
terium, zu Hülfe. Daraus wurde im Laufe der Zeit ein ständiger 
bischöflicher Senat, welcher jedoch niemals, die den Capiteln zustehen- 
den Rechte hatte, noch auch jemals eiue Corporation im canonischen 
Sinne des Wortes bildete. Der Patriarch umgab sich ausserdem mit 
einer ganzen Schaar von Würdenträgern, als da sind der Logothcta, 
Chartophylax, Oeconomos, Sacelarios u. s. w 1 ).« Einige dieser Würden 
und Aemter wurden auch an den Bischofssitzen eingeführt und da 
die Bischöfe in der Regel jene Würden an solche Priester verliehen, 
welche zum Presbyterium gehörten, so geschah es, dass mit der Zeit 
jene Würden von dem Presbyterium untrennbar waren. Ebenso ge- 
schah es mit den Aemtern des Archidiaconen und Archipresbyter, welche 
sowohl in der griechischen wie in der lateinischen Kirche bestanden. 
So hatte also das Presbyterium in seinem Schoosse Würdenträger, 
aber es fehlte ihm an einer inneren Organisation. In der abendlän- 
dischen Kirche ist diese Organisation erfolgt, indem die Presbyterien 
den Namen Capitel annahmen und sich in Corporationen mit auto- 
nomen Statuten und autonomer Verwaltung umwandelten, zum Be- 
sitze eigenen Vermögens gelangten und das Recht erhielten, an der 
Verwaltung der Diöeese Theil zu nehmen. In der orientalischen 
Kirche blieb das Presbyterium dagegen in seinem ursprünglichen 
Zustande, d. h. es bildet blos die Umgebung des Bischofs, steht 
ihm mit seinem Rathe zur Seite und unterstützt ihn bei denjenigen 
Geschäften, mit deren Vollführung der Bischof die einzelnen Mit- 
glieder des Presbyteriums betraut. Diese Einrichtung blieb auch in 

1) Davon handelt das im Archiv Bd. 19. S. 352 knrz besprochene Werk 
Professor Dr. Zhishman'*. »Die Synoden und Episcopalämter in der morgen- 
ländischen Kirche.« Wien 1867. 
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der ruthenischen Kirche trotz der Union unverändert. Das Cathe- 
dralpresbyterium in Lemberg bestand ursprünglich (nach dem Statut 
der Lemberger Synode v. J. 1539) aus acht Pfarrern des Ortes, und 
einem Diacon, welche in der [ruthenischen] Kirchensprache »Krylos- 
zany« hiessen. Das Ansehen dieses bischöflichen Senats stieg be- 
sonders unter der Regierung des Kaisers Franz I., als dieser die 
Haliczer [mit der Lcmhcrger unirtc] Metropole wieder herstellte 
und deren Bestätigung in Rom erwirkte. (Bulle P. Pius VII. In 
universalis Ecclesiae regimine l ) v. J. 1807). Durch die Bemühungen 
dieses Kaisers wurde das Lemberger Presbyterium (Decret vom 25. 
Februar 1813) und das Przemysler (Decret vom 20. August 1815) 
nach dem Vorbilde der Capitel eingerichtet und entsprechend do- 
tirt. Die Lemberger Metropoliten und die Bischöfe von Przemysl 
strebten seitdem eifrig darnach, dass der apostolische Stuhl ihre 
Capitel bestätige und in dieser Weise denselben die den Cathedral- 
capiteln zukommenden Rechte ertheile. In Folge dessen erliess 
Pius IX. auf Bitten der Metropoliten seligen Andenkens Lewicki und 
Likwinowicz und des Bischofs Polanski im Jahre 1864 ein ßreve, 
welches beide ruthenischen Capitel bestätigte und im Jahre 1875 
ertheilte er den beiden ersten Dignitarien des Lemberger ruthenischen 
Capitels das Recht , die Mitra und den Hirtenstab zu tragen (usum 
pontificalium) und bestätigte die Statuten des Lemberger und des 
Przemysler ruthenischen Capitels. Zugleich gestattete Pius IX. in 
einem anderen Schreiben auf Bitten des Erzbischofs Sembratowicz 
den ruthenischen Domherrn während der liturgischen Functionen ein 
violettes Birett und ein goldenes Kreuz zu tragen , der niederen 
Geistlichkeit gestattete er, ein schwarzes Birett zu tragen. Da in 
dem betreffenden Breve nur von der Cathedralgeistlichkeit die Rede 
ist, so richtete der Metropolit eine weitere Bitte an den heiligen 
Stuhl, damit der gesamrateu Diöcesan-Geistlichkeit gestattet werde, 
Biretts zu trafen. Die erwähnten Decrete Pius IX. haben (nach 
den Lemberger »Wiadomosci Koscielne« 1875 Nr. 38, woraus wir 
auch das Vorstehende grösstenteils entnommen haben) folgenden 
Wortlaut: 

I. PIUS PP. IX. Ad p rpctuam rei memoriam. In Apostolicae 

Sedis fastigio, Deosic volente collocati, deque universi catholici gregis 
• 

1) Vergl. die hierhergehörige Stelle der cit. Bulle in Acta et decreta 8. 
concil. recent. Collect. Lacensis. tom. II. Frib. Brisg. 1876 pag. 483 a. Vergl. 
ebend. pag. 552 und die dort in Note a. E. cit. Annales Eccles. Ruthenae von 
M. Harusiewicz über die Geschichte der Ruthen. Capitel. 
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incolumitate solliciti, prout nostri muneris ratio postulat, libenter 
ea concediraus atque elargiraur , quae ad bonura Ecclesiarum orien- 
talis ritus, earumque cum hac Sancta Sede, Catholicae unitatis 
centro, conjunctionem firmandam conducere videantur. Jam vero 
superiori saeculo Rutheni Antistites et Clerus Ecclesiae Haliciensis, 
Leopoliensis et Kamenecensis , ad Metrppolitanam dignitatem a fei. 
rec. Pio VII. Praedecessore Nostro evectae, nec non Cathedralis 
Premisliensis, Saraboriensis et Sanociensis non semel ab Apostolica 
Sede ilagitarunt, ut Saeerdotum Presbyteria seu Collegia, quae in 
praefatis Ecclesiis sive in sacris muneribus obeundis, sive in doece- 
sibus regendis sedulam Episcopis operam navant, quaeque a Metro- 
politanis instituta et erccta atque etiam Capitula fuerant nuncupata, 
Apostolica Auctoritate roborarentur, quo et majori decore fulgerent, 
et magis stabilia et vero etiam in evura duratura aevaderent. Verum- 
tanien pluribus interjectis impedimentis voti compotes fieri nunquam 
potuerunt. Novissirae tarnen Michael Cardinalis Lewicki. Metropo- 
lita Leopoliensis, eoque defuncto praesens ejusdem Ecclesiae Arcbi- 
episcopus Litwinowicz, itemque praesens Antistes Premisliensis, Tho- 
mas Polanski, una cum utriusque Ecclesiae clero et dignitatibus 
iteratas hac super re preces exhibuerunt datis ad Nos Litteris, qui- 
bus nimirum enixe flagitabant, ut in divini Norainis gloriam, Ca- 
tholicae Ecclesiae exaltationem Sanctaeque Unionis amplitudinem ac 
firmamentum illarum Ecclesiarum Collegiis canonicam approbationem 
largiri dignaremur; simulque Nobis exponebant, utrumque Collegium, 
Archiepiscopalis scilicet Ecclesiae Leopolitanae Graeco-Ruthenae , ti- 
tulo S. Georgii Megalo-Martyris decoratae et Cathedralis ejusdem 
ritus Ecclesiae Premisliensis sub titulo Nativitatis S. Joannis ßaptis- 
tae, quinque constare Praelatis seu dignitatibus, videlicet, Archipres- 
bytero seu Praeposito, Archidiacono seu Decano, Skenophilace seu 
Custode, Scholiarcha seu Scholastico, Chartophilace seu Cancellario, 
quibus in Ecclesia Leopolitana quinque, tres vero in Premisliensi ae- 
cedunt Canonici gremiales, quorum omnium s t 'istentationi satis pro- 
visum est. Nos igitur perpendentes Romanos Pontifices, Praedeces- 
sores Nostros, Orientalibus ad Catholicam unitatem reversis nedum 
indulsisse, ut in avitis ritibus et consuetudinibus permanere possent, 
dnmmodo veritati ac doctrinae fidei catholicae minime adversaren- 
tur, et communionem cum Ecclesia Romana non excludereht, verum 
etiam eas honorum accessiones largiri non dubitasse, quas ipsi Orien- 
tales, praesertim qui Latinis immixti vivunt, pluries et enixe postu- 
lassent, inspectisque juribus ac rationum momentis, quae allata sunt, 
probe libratis, de consilio Venerabilium Fratrum Nostrorum, S. R. E. 
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Cardinalium de Propaganda fide negotiis orientalis ritus praeposito- 
rum exhibitis, ejusmodi precibus annuendum existimavimus. Itaque 
per has Liitcras eadem Presbyteria seu Capsula Cleri saecularis 
Graeco-Rutheni, Metropolitanum scilicct Lcopoliense , et Cathedrale 
Premisliense, Auctoritate Nostra Apostolica approbamus seu erigi- 
mus, hac tarnen lege, ut nonnisi Presbyteri saeculares coelibes aut 
viduati in eadem cooptentur. Volumus autem et mandamus, ut Ve- 
nerabiles Fratres Arcbiepiscopus, Leopoliensis et Episcopus Pre- 
misliensis, collatis cum suo qtiisque Capitulo, ut supra approbato seu 
erecto, consiliis, constitutiones conficiant, quibus definiatur, quidquid 
ad persolvendum divinum officium, ad cbori disciplinam, ad Eccle- 
siasticas fuuctiones et singulorum officia, quidquid denique ad rec- 
tam pertinent rerum omnium sive in spiritualibus sive in tempora- 
libus ordinationem, ut ornnia tum dictarcm Ecclesiarum, tum utrius- 
que Presbyterii seu Capituli negotia, apte ac rite gerantur. Item 
jubemus, ut praedicti Venerabiles Fratres, Arcbiepiscopos Leopolien- 
sis et Episcopus Premisliensis , Constitutiones communi consilio, ut 
supra mandatum est, confectas intra sex menses transmittant ad 
Congregationem de Propaganda Fide, ut examini subjiciantur, et si 
opus sit, corrigantur ac rite probentur. Praeseutibus autem Litteris 
Nostris nibil innovare intendimus de iis, qua a Praedecessoribus 
Nostris optime statuta fuerunt circa Graecos, qui latinis immixti vi- 
vunt, et praecipue decreta, ab enunciata Congregatione Venerabilium 
Fratrum Nostrorum ejusdem S. R. Ecclesiae Cardinalium negotiis 
Propagandae Fidei praepositorum pluries super iisdem emanata, firma 
valida ac in eorum plenissimo effectu remanere volumus atque mau- 
damus. Decernentes has Nostras Litteras firmas, validas et effica- 
ces existere et fore suosque plenarios et integros effectus sortiri et 
obtinere, ac illis, ad quos spectat et pro tempore quaudocumque 
spectabit plenissime suffragari ; sicque in praemissis per quoscumque 
judices ordinarios et delegatos, etiam causarum Palatii Apostolici 
Auditores, judicari et definiri debere irritumque et inane, si secus 
super his a quoquam, quavis auctoritate, scienter vel ignoranter con- 
tigerit attentari. Non obstantibus Constitutionibus et Ordinatiouibus 
Apostolicis ceterisque contrariis quibuscumque. — Datum Romae 
apud S. Petrum sub Annulo Piscatoris, die XII. Julii MDCCCLXIV. 
Pontificatus Nostri Anno XIX. N, Card. Paracciani Clarelli m. p. 
L. S. cum effigie Piscatoris et inscriptione : Pius IX. Pont. Max. 

TL PIUS PP. IX. Ad futuram rei memoriam. Tempus, in quo 
versamur, maxime postulat, ut ea ultro concedamus, quae ad augen- 
dam Clero dignitatein facere possunt. Itaque cum Venerabiiis Fra- 
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ter Joscphus Sembratowicz, Archiepiscopus Leopoliensis Ritus Graeeo- 
Rntheni, Nos nuper oraverit, Pontificalium usum, eo quidem modo 
ac forma, quibus Archituandritae Basiliani exercere illa consueverunt, 
duabus primis dignitatib'us Metropolitani sui Capituli Leopoliensis, 
Nos, cum Venerabiiibus Fratribus Nostris, Sanctae Eeclesiae Romaue 
Cardinalibus Congregationis Fidei Propaganda pro negotiis Ritus 
Orientalis, mature re communicata, seduloque perpeusa, memorati 
Venerabiiis Fratris Josephi aunuendum votis, quibus Metropolitani 
templi, et sacrarum cacremoniarum splendori ac majestati prospicitur, 
existimavimus. Quae cum ita sint, singulos atque universos, quibus 
Nostrae liac Litterae favent, ah quibusvis excommunicationis, et in- 
terdicti, aliisque ecclesiastkis censuris, sententiis et poenis, quovis- 
modo, vel quavis de causa latis, si quas forte incurrerint, bujus tau- 
tum rei gratia absolyentcs, et absolutos fore censentes, Pontificalium 
usum duabus j>rimis Diguitatibus Metropolitani Capituli Leopolien- 
sis Ruthenorum, de Venerabilium Fratrum Cardin ali um, quos supra 
nominavimuSi consilio, Auetoritate Nostra Apostolica, hisce perpetuo 
valituris Litteris, decernimus, atque elurgimur , ad normam tarnen 
decreti Congregationis Venerabilium Fratrum Nostrorum sanctae Ee- 
clesiae Romanae Cardiualium Sacris Eeclesiae Ritibus praepositoruiu, 
a Pio VII. Praed^-ossore Nostro recolendae memoriae approbati, per 
Constitutionen tamquam bic insertam et ad verbum expressam baber 1 
mandamus. Decernimus porro praesentes Nostras Literas firmas, va- 
lidas, et efficaces fore, duosque plenarios et integros efleetus sortiri, 
et obtinere, eisdemque primis diguitatibus, eorumque successoribus, 
hoc, futurisque temporibus plenissime suffragari, sieque in praemissis 
per quoscumque judices, ordinarios et delegatos, etiam causarum Pa- 
latii Apostolici Auditores, Sedis Apostolicae Nuntios, ac Sanctae Ee- 
clesiae Romanae Cardinales, etiam de Latere Legatos, sublata eis, et 
eorum cuilibet quavis aliter judicandi et interpretandi facultate, et 
auetoritate judicari, ei definiri debere, ac irritum et mane, si secus 
super bis, a quoquam quavis auetoritate scienter, vel ignoranter eou- 
tigerit, attentari. Non ebstantibus fei. record. Benedicti XIV. Prae- 
decessoris Nostri super d.visione materium , aliisque Constitutionibus 
et ordinationibus Apostolhis, eeterisque contrariis quibuscunque. — 
Datum Romae ad Sanctum Petrum sub Annulo Piscatoris die XIV. 
Septembris MDCCCLXXV., Pontifieatus Nostri Anno Trigesimo. 

J. Card. Asqninius. 
III. PIUS PP. IX. Ad futuram rei memoriam. Ex more in- 
stitutoque Romanoi um Pontificum, Praedecessorum Nostrorum, eccle- 
siasticis viris, iisque praesertim, qui conspieuis in Teinplis cultui 
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Divino vacant, peculiaria ac propria decerninms ornamenta, si alicu- 
jus raomenti rationes id suadere videantur. Cum itaque Venerabilis 
Frater Josephus Sembratowicz, Arclriepiscopus Leopoliensis , Graeco- 
Kutheni Ritus, Nos nuper facultatem oraverit, utendi in Divinis of- 
ficiis pileolo demisso et rofcundo violacei coloris , cum violacea 
cnice ') , Metropolitani sui Capituli Canonicis , nigri vero coloris 
Curato ejusdera Cathedralis Ecclesiae Clero , ad cavendos morbos, 
et alia reraovenda incomraoda, quae ex aeris inclementia , et bru- 
mae vigore obvenire ibidem solent, Nos mature re communicata cum 
Venerabiiibus Frätribus Nostris Sanctae Ecclesiae Romanae Cardinali- 
bus, Congregationis Propagandae Fidei pro negotiis Ritus Orientalis, 
mumorati Venerabilis Fratris Josephi votis annuendum existimavimus. 
Quae cum ita sint, singulis atque universis, quibus Nostrae hae Li- 
terae favent, ab quibusvis excommunicationis et interdicti, aliisque 
ecclesiasticis ceusuris, sententiis, et poenis quovis modo, vel quavis 
de causa latis, si quas forte incurrerint, hujus tantum rei gratia ab- 
solventes, et absolutos fore censentes, de consilio Patrum Cardinalium, 
quos supra nominavimus, nt Canonici Metropolitani Templi Leopo- 
liensis Ruthenorum usu fruantur in Divinis ofßciis Pileoli deniissi 
ac rotundi, violacei coloris , cum violacea cruce, nigri vero coloris 
Curatus ejusdem Templi Clerus, hisce perpetuo Litcris valitu- 
ris, Apostolica Nostra Auctoritate concedimus. Decernentes prae- 
sentes Literas Nostras firmas, validas, et efficaces fore, suosque ple- 
narios et iutegros effectus sortiri et obtinere, illisque ad quos per- 
tinent pertinuerintque, hoc futurisque temporibus plenissime suffra- 
gari, sicque in praemissis per quoscumque judices ordinarios et de- 
legatos* etiam causarum Palatii Apostolici Auditores, Sedis Aposto- 
licae Nuntios ac Sanctae Ecclesiae Romanae Cardinales, etiam de 
Latere Legatos, sublata eis, et eorum cuilibet quavis aliter judicandi, 
et interpretandi facultate, et auctoritate, judicari, et definiri debere, 
ac irritum, et inane, si secus, super bis, a quoquam, quavis auctori- 
tate, scienter, vel ignorauter contigerit attentari. Non obstantibus, 
quatenus opus sit, Benedicti XIV. Praedecessoris Nostri, recolendae 
memoriae, super divisione materiarum, aliisque constitutionibus, et or 
ilinatiouibus Apostolicis, ceterisque contra riis quibuscumque. — Da- 
tum Romae apud Sanctum Petrum sub Annulo Piscatoris, die XIV. 
Septembris MDCCCLXXV, Pontificatus Nostri Anno Trigesimo. 

J. Card. Asquinius. 

1) In den Statuten heisst es: *cum cruce aurea.« 
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XIII. 

Ueber die Anwendung der Quinquennalfacultäten auf concurri- 

rende Ehehindernisse, 

von Dr. Raich zu Mainz. 

Stehen dem Abschluss einer Ehe gleichzeitig mehrere canonische 
Hindernisse entgegen, so pflegt man diese concurrirende oder cumu- 
lirende Ehehindernisse zu nennen. Nach den Grundsätzen des ca- 
nonischen Rechtes ist es nicht zulässig, solche Ehehindernisse ge- 
trennt zu behandeln und jedes allein für sich aufzuheben, vielmehr 
müssen alle zusammen per modum unius betrachtet werden. Auch 
schliesst die Vollmacht, in gewissen Ehehindernissen zu dispensiren, 
nicht immer die weitere Vollmacht ein, dieselben Ehehindernisse zu 
heben, sofern sie bei einem Brautpaare in der Mehrheit vereini- 
get sind. 

Bekanntlich sind die deutschen Bischöfe von dem Apostolischen 
Stuhle durch die sogenannten Quinquennalfacultäten ermächtiget, be- 
züglich der canonischen Ehehindernisse in einer Reihe von Fällen zu 
dispensiren. Auch auf diese Vollmacht findet der obige Grundsatz 
des canonischen Rechtes seine Anwendung, wenigstens da, wo Ehe- 
hindernisse nicht derselben, sondern verschiedener Gattung vereinigt 
erscheinen Selbst bei Ehehindernissen derselben Gattung herrschten 
theilweise noch Zweifel. Während man kraft der Quinquennalen 
ohne Bedenken dispensirte, wenn z. B. der Bräutigam mehr als ein 
Kind erster Ehe seiner Braut aus der Taufe gehoben (concurrirende 
geistliche Verwandtschaft) , war es umgekehrt sehr zweifelhaft, ob 
dieselbe Vollmacht für mehrfache Blutsverwandtschaft ausreichend 
sei. Diese Streitfrage hat der General vicar des Erzbischofs von St. 
Louis in Nordamerika am 12. November 1873 dem Apostolischen 
Stuhle zur Entscheidung vorgelegt und darauf die schon im Archiv 
Bd. 36. S. 184 f. mitgetheilte Antwort erhalten, welche, wenngleich 
sie zunächst nur die nordaraerikanischen Quinquennalen im Auge hat, 
• doch auch für die deutschen Verhältnisse von Bedeutung ist. 

Es frägt sich, ob diese Entscheidungen auch für die den 



1) Vergl. das Schreiben des Cardinais Barnabo vom 16. Juni 1868 an 
Wilhelm Emmanuel, Bischof von Mainz. Archiv Bd. 21. S. 172. 
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deutschen Bischöfen bewilligten Quinquennalen Geltung haben. Der 
Wortlaut der letztern ') ist zwar nicht derselbe ; namentlich ist hier 
von dem zweiten Grade bei noch zu schliessenden Ehen nicht die 
Rede. Da es sich aber in dem vorliegenden Falle, wie das »Pasto- 
ralblatt für die Erzdiöcese München-Freising« (1876 S. 10), abge- 
druckt in dem »Wiener Diöcesanblatt« (1876 S. 22), mit Recht be- 
merkt, nicht um ein Indult handelt, sondern um eine authentische 
Interpretation, so ist das Decret auf alle gleichen oder analogen Fälle 
anzuwenden. In der That hat denn auch das Erzbischöfliche Ge- 
neralvicariat zu Köln bereits am 20. October 1875 (Kirchlicher An- 
zeiger 1875 S. 108) ohne weiteres erklärt, dass zur Hebung eines 
Ehehindernisses, welches »mehrfach innerhalb derselben Species« 
auftritt, nach der erwähnten Entscheidung auch für die deutschen Bi- 
schöfe die Quinquennalen vollkommen ausreichen. Treffen jedoch 
Ehehindernisse verschiedener Gattung, z. B. Blutsverwandtschaft und 
Schwägerschaftim dritten oder vierten Grade, zusammen, so ist eine 
ausserordentliche Apostolische Dispens voll macht erfordert. 

Das Generalvicariat von Köln geht dann noch einen Schritt 
weiter, indem es in demselben Erlass vom 20. October 1875 also 
fortfährt: »Von besonderer Bedeutung erscheint die Antwort auf 
das äritte Dubium, indem dadurch manchfachen Bedenken, welche 
bei Fällen dringender Noth eintreten , in denen sofortige Hilfe not- 
wendig erscheint, vorgebeugt wird. Wenn nach dem Wortlaut der 
Quinquennalen diese selbst nur unter wörtlicher Anführung des Te- 
nors und der Zeit, auf welche sie lauten, anzuwenden sind, so ist 
diese Vorschrift doch keine absolut bindende ; es können vielmehr, 
der nachstehenden Entscheidung gemäss, Dispensen in gewissen Fäl- 
len informiter, d. h. ohne Anführung des Wortlautes der Apostoli- 
schen Facultät ertheilt werden. Selbstverständlich kann hiervon nur 
Rede sein, wenn dringende Noth der Petenten eine beschleunigte 
Gewährung der Dispense erheischt.« Dieser Auffassung schliesst sich 
auch das Münchener »Pastoralblatt« und das »Wiener Diöcesanblatt« 



1) Dispensandi in 3. et 4. simplici, et mixto taut um, nedum cum pau- 
peribus sed etiam cum nobilibus, et divitibus in contrahendis, in contractis vero 
cum haereticis conversis, etiam in 2. simplici, et mixto, dummodo nullo modo 
attingat primum gradum, et in his casibus prolem susceptam declarandi le- 
gitimam. 

Dass diese Vollmacht nicht nur für die Grade der Blutsverwandtschaft, 
sondern auch für "die Schwägerschaft gelte, unterliegt keinem Zweifel, wenn- 
gleich diese Unterscheidung nicht ausdrücklich gemacht ist, wie in den ameri- 
kanischen Quinquennalen. 
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an. Dagegen spricht allerdings, dass die Clausel : alias mdlac siid, 
welche früher in den amerikanischen Quinquennalen zn finden war, 
neuerdings aber in Wegfall kam, gerade den Anlass zu dem dritten 
Dubium bot, während diese Clausel in den deutschen Quinquenna- 
len noch immer zu lesen ist 1 ). 

Trotzdem lässt sich doch die Auffassung des Kölner General- 
vicariats aus guten Gründen rechtfertigen. Man muss nämlich er- 
stens in den Quinquennalen die Principalclauseln von den Seeundär- 
bestimmungen unterscheiden. Die Hauptclausel verlangt, dass die 
Braut nicht entführt sei, wenigstens nicht mehr unter Botmässigkeit 
des Entführers stehe, und zweitens dass ausdrücklich erklärt werde, 
die Dispens erfolge kraft apostolischer Delegation. Die untergeord- 
nete, in einen Relativsatz gestellte Modalbestimmung schreibt vor, 
dass zu diesem Zwecke der Wortlaut der Apostolischen Vollmachten 
einzuschalten und die Zeit, auf welche sie lauten, anzugeben sei. 
Nach den canonischen Interpretationsregeln ist man aber wohl be- 
fugt, die Schlussformel: alias nullac sint auf das Vorausgehende 
nicht distributive , sondern collective zu beziehen, so dass jede Dis- 
pens als nichtig erscheint, bei welcher eine der beiden Hauptbestim- 
mungen übertreten ist, nicht aber, wenn die blos die Form betref- 
fenden Nebenbestimmungen namentlich in Fällen der Noth , aus- 
ser Acht geblieben sind. Wenn demnach Dispensen, welche, wo Ge- 
fahr in Verzug ist, formlos, d. h. ohne Beobachtung der beiden 
Modalbestimmungen ertheilt wurden, für giltig angesehen werden, so 
folgt daraus nicht , dass dann die Schlussformel : alias nullae sint 
ihre Bedeutung verliere. Sie bewahrt vielmehr ihren vollen Sinn 
und zeigt ihre vernichtende Kraft, wenn erstens thatsächlich die 
Braut entführt wurde und in diesem Falle noch unter Gewalt des 
Entführers steht, und zweitens wenn die Dispens, wie dies ja that- 
sächlich im vorigen Jahrhundert nicht selten vorkam, nicht kraft 
Apostolischer Delegation, sondern aus eigener bischöflicher Macht- 
vollkommenheit ertheilt, und drittens etwa noch, wenn die vorge- 
schriebene Form, ohne dass ein Nothfall vorliegt, und ohne allen 
Grund vernachlässiget wird. 

Diese Auffassung stimmt auch mit den Schlussworten des rö- 



1) Hae vero dispensationes Matrimoniales . . non concedantur nisi cum 
clausula, dummodo mulier rapta non fuerit, et si rapta fuerit, in potestate rap- 
toris non existat, et in dispensationibus hujusmodi declaretur erpresse, illas con- 
cedi tanquam a sedis Apostolicae delegato, ad quem eflectum etiam tenor hu- 
jusmodi facultatum inseratur, cum expressione temporis, ad quod fuerint con- 
cessae, alias nullae sint. 
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mischen Decretes vom 15. Juni 1875 überein. Denn dasselbe legt 
bei seiner Entscheidung, dass die formlosen Dispensen für Nord- 
amerika giltig seien, den Nachdruck nicht auf die Unterdrückung 
der Worte: alias nullae sinl, sondern darauf, dass die Hauptbedingung 
wegen Entführuug der Braut thatsachlich (reapse) eingehalten sei, 
und erklärt, dass die Clausein nur insoweit ad amussim beobachtet 
werden müssten, als dies je nach der Lage des einzelnen Falles und 
den zeitlichen und örtlichen Verhältnissen zulässig erscheint. 
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XIV. 
Literatur. 

1. Glossen des canonischen Rechts aus dem carolingischen Zeital- 
ter. MitgetheiU und beleuchtet von Friedrich Maassen, wirklichem 
Mitgliede der k. Academie der Wissenschaften. Wien 1877, 
(Separatabdruck aus dem Sitzungsberichte der phil.-hist. Classe 
der Academie 1876. Bd. LXXX1V. Comm. Gerold, 68 S. 50 kr.). 

Aus vier Handschriften des endenden 9.— 11. Jahrhunderts, 
von welchen zwei, eine Münchener und Wiener, die Dionysio-Hadriana 
enthalten, zwei dagegen, eine Mailänder und Vercelleser, die bobien- 
ser Form der Dionysiana, veröffentlicht Maassen eine stattliche Reihe 
höchst interessanter Glossen. 

Diese sind in die zwei letztgenannten Codices nur übertragen 
(»e libro praestito«) und zwar aus einer Hadriana, als welche daher 
als Vorwurf der glossirenden Thätigkeit erscheint. 

Maassen hat natürlich eine Auswahl getroffen, indem er alle 
reinen Worterklärungen, Augaben von Varianten oder zu corrumpirten 
Glossen ausliess. Dass Maassen an sich oder auch nur aus den bei- 
den italischen Handschriften, welche er nun wohl schon vor bereits 
13 Jahren benützte, etwas bedeutsames übersehen, ist nicht zu ver- 
muthen, übrigens auch von desto weniger Belang, als die zwei ita- 
lischen Handschriften selbst nur mittelbar die Glossen uns über- 
liefern. 

Zu den apostolischen Canones liegen 24 Glossen vor, von den 
Concilien ist das Constantinopolitanische in den Glossen nicht ver- 
treten, die übrigen zählen 147, spärlicher erscheinen Erklärungen zu 
den Decretalen, nur zu denjenigen von sechs Päpsten (Siricius bis Ge- 
lasius) in 26 Nummern. 

Die Bearbeitung eines so eminent praktischen Stoffes, wie des 
kirchenrechtlichen, wird immer mehr minder auf das geltende Recht 
oder die bestehenden Zustände Rücksicht nehmen und insoferne einer 
praktischen Richtung, einer Tendenz, kaum entbehren. Das ist denn 
auch bei den Glossen in reichem Maasse der Fall. Maassen hat mit 
kundiger Hand die Verwandtschaft der in den Glossen zu Tage tre- 
tenden Ansichten mit den Reform- Ideen eines Wala von Corbie und 
der Pariser Synode 829 aufgedeckt. Die Glossen weisen den über- 
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wiegenden Einfluss der weltlichen Gewalt in Regelung kirchlicher 
Angelegenheiten energisch zurück, sie nennen das Anrufen der welt- 
lichen Gewalt in dieser Hinsicht sacrilegisch , sie eifern gegen das 
Verweilen der Bischöfe am Hoflager, sowie am Sitze der Grafen, sie 
wünschen eine auf den Grundsätzen des canonischen Rechtes basirte 
Verwaltung des Kirchenvermögens, (Gl. 19. ad c. 39. Apost.). Ge- 
gen gewisse Unfüge, wie sie bei halb weltlich, halb geistlichen »Witt- 
wen« vorkamen, kehrt sich die Gl. 4. ad c. 21. Gelas; verhältniss- 
mässig oft, siebenmal, und in drastischer, derber Weise gegen die 
selbstständigen Hof- und Schlosscapläne , welche da wohnen in den 
Häusern der Könige »i. e. dämoniorum« und mit dem Epitheton 
Hippocentauri belegt werden. Sicherlich gewagt und tendenziös ist, 
diese Capellani als schon in den apostolischen Canoneu verboten zu 
erklären. 

Diese Richtung der Glossen weist einmal auf das westliche 
Frankreich, als deren Heiraath hin, und lässt weiters die Frage ent- 
stehen, ob nicht die Verwandtschaft der Tendenz mit Benedict Le- 
vita und Pseudo-Isidor die Priorität dieser vor Ersteren verlange. 
Maassen behauptet und zwar völlig mit Recht, dass die Glossen vor 
Pseudo-Isidor und Benedict geschrieben wurden. Die Tendenzen der 
Glossen sind zwar auch jene der beiden Fälscher, aber jene der letz- 
teren reichen einmal weiter und einige denselben eigenthümliche wer- 
den in den Glossen nicht erwähnt. Die Chorbischöfe werden Gl. 
5. ad c. 11. Chalced. noch ganz ruhig genannt, von der Beschrän- 
kung der Accusationsfähigkeit ist zwar dreimal die Rede (Gl. 13. 
ad c. 21. Chalced., Gl. 9. ad c. 19. Carthag., Gl. 16. ad c. 96. Af- 
ric.) und berühren sich die Darstellungen z. B. mit Cap. 12. 13. 14. 
Angilrarani, und Pius I. ep. 5. (Hinschius, p. 117) ; trotzdem ist min- 
destens nicht noth wendig eine Kenntniss der Fälschungen beim Glossa- 
tor vorauszusetzen. — Maassen macht auch darauf aufmerksam, dass die 
von Pseudo-Isidor beliebte Betonung der Wiederholung und lehramt- 
lichen Prärogativen des päpstlichen Stuhles, übrigens bekanntlich im 
Anschlüsse an das echte Schreiben Agathons (Maassen, Geschichte 
§. 300. 1.), in den Glossen fehlt. — 

Bei alldem scheint mir doch weniger aus dem inneren Grunde 
der Verschiedenheit der Tendenzen, als vielmehr aus dem äusseren 
des Mangels von mehreren Citaten der durch Pseudo-Isidor in Schwung 
gekommenen falschen Decretalen der vorpseudo-isidorische Ursprung 
der Glossen im grossen Ganzen dargethan ; denn nur eine einzige 
Glosse und zwar, bezeichnend genug , in der jüngsten , der Wiener 
Handschrift, weist auf zwei Decrete Callist's und Fabians hin. — 

9* 
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Wenn ich mir gegenwärtig halte, wie der Glossator seine Quel- 
len zu deuten versteht und aus einem apostolischen Canon ein Ver- 
bot der Schlosscapläne zu entwickeln weiss, so kann ich mich des 
Gedankens nicht erwehren, derselbe würde, wenn er die pseudo-isi- 
dorischen Fälschungen gekannt hätte, in ausgiebigster Weise davon 
Gebrauch gemacht haben. Darnach ist wohl zu corrigiren, was übri- 
gens sehr schön gesagt ist, dass die Wissenschaft von tendenziöser 
Mache sich ins tinctiv abkehrt (p. 11 f. 26.). Die spätere Thätigkeit 
der Glossatoren hat keine Scheu getragen, alles, was einfach vorlag, 
nach ihrer Art zu bearbeiten und dass dieses nicht früher geschab, 
dürfte, wie auch Maassen andeutet, wohl in dem allgemeinen Rück- 
gange zu suchen sein, welchen jegliche Wissenschaft im 9. und 10. 
Jahrhunderte nahm. — Die Bedingungen anders als durch Verfas- 
sung mehr minder praktischer Sammlungen des Rechtsstoffes Herr 
zu werden, waren einfach noch nicht gegeben. — 

Aus dem Vorkommen einzelner Stücke folgert Maassen, dass dem 
Glossator auch andere von ihm genau b&timmte Sammlungen und 
selbst ein griechischer Canonen-Codex nicht unbekannt gewesen, 
gleich wenig römisches, wie germanisches Recht. 

Sonstige Quellen sind die Bibel und zwar vielfach von der 
Vulgata abweichend, wie z. B. gerade in zwei Fällen, welche nicht 
angemerkt erscheinen, in der Gl. 9. ad c. 8. Nie: Job 15, 6. und 
Matth. 12, 37; Augustin, Prosper, Cassiodor, Amalar von Metz, 
wenn nicht doch der Satz »hanc glosam Amalarius, episcopus scri- 
bit« (Gl. 12. ad c. 18. Laodic.) nicht nur ein Citat, sondern eine 
wahre Autorschaft bezeugt. Immerhin ist auffallend, dass verhält- 
nissmässig oft auf Abweichungen der Griechen, wie solche einem 
Maune, welcher in Constantinopel war, geläufig sein mussten, hin- 
gewiesen ist. — Die ganze Glosse hat Amalar sicherlich nicht ge- 
schrieben, abträglich ist auch, dass jene Bemerkung nicht am Ende, 
sondern in der Mitte steht. — Da aber Maassen selbst eine Mehr- 
zahl von Glossatoren anzunehmen nicht abgeneigt ist, dürfte wohl 
Amalar einer unter ihnen gewesen sein. Ich wäre versucht, insbe- 
sondere einige mehr liturgisch und mystisch gehaltene Glossen ihm 
zuzuschreiben, üeber Amalar handelt ein Excurs, auf welchen ich 
besonders aufmerksam mache. — Maassen weist dort mit grosser 
Erudition die Abfassungszeit des Buches de ecclesiastico officio vor 
831, sowie des Verfassers bischöfliche Würde , Stellung als Chorbi- 
schof, Identität mit dem Bischof Amalar des Bischofsconventes von 
823 nach. 
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Die Glossen enthalten mehrere Notizen deren Ursprung sich 
nicht nachweisen lässt. 

Eine »historia Romana« ist wohl, so viel ich die historia mis- 
cella kenne, diese kaum. Der Glossator citirt übrigens keineswegs 
überall seine Quellen. Verrathen einige, so Gl. 21. ad c. 42. Apost., 
Gl. 3. ad c. 9. Antioch. , Gl. 3. ad c. 3. Gelas. i. f. eine Be- 
nutzung der Etymologien Isidors (XVIII. 60., VIII. 12., XV. 2.), 
so ist die Schauernotiz über die Eucharistie bei den Kataphrygen in 
Gl. 4. ad c. 8. Laod. entnommen aus Augustin de haeresibus c. 26. 
(Edit. Oehler p. 201 sq.). 

Die rechtshistorische Ausbeute hat Maassen selbst besorgt, nur 
Einiges möge hier bemerkt werden. Die Folgen der Excomraunica- 
tion, später im Vers der Glosse Os, orare vale, communio, mensa ne- 
gatur, zusammengefasst , sind in richtiger Dreitheilung angegeben 
Gl. 7. ad c. 9. Apost., in Fünftheilung Gl. 15. ad c. 11. Nie. — 
Gl. 15. ad c. 27. Apost. hat den eigenthümlichen Sinn, dass Jung- 
frauen, welche jung Gott geweiht, nachher heirathen wollen, nur Lec- 
toren und Cantoren ehelichen können (»quae«) und umgekehrt. In 
der Anführung der apostolischen Kirchen wird in der Glosse 5. ad 
c. 6. Nie, welche übrigens nur in den beiden italischen Handschrif- 
ten vorkommt, nach Rom Aquileja eingeschoben und erst dann fol- 
gen die alten orientalischen Patriarchalkirchen. — 

Gegen das Singen der Psalmen durch das Volk in der Landes- 
sprache (plebejos psalmos — barbarae linguae) erklärt sich Gl. 33. 
ad c. 59. Laod. — »Diaconissa est abbatissa« besagt Gl. 9. ad c. 
15. Chalced. — Die Definitionen von spurius und nothus (GL 6. » ad 
c. 52. Inuoc.) sind gerade umgekehrt wie jene bei Isidor, Etymolo- 
gien IX. 5. 

Dass Sponsalia de futuro kirchlich eingesegnet zu werden pfleg- 
ten, wird in einem eigenen Excurs (II.) klar gestellt aus c. 10. C- 
Pav. 850 und der Gl. 4. ad c. 10. Ancyr. 

Aber der Schlusa" Maassens, daraus folge die Richtigkeit der 
Anschauung Sohm's, nach welcher die Verlobung als derjenige Akt 
zu betrachten wäre, mit welchem rechtlich die Ehe schon geschlos- 
sen ist, scheint mir nicht berechtigt (p. 65.). — Die Glosse »aliter 
vero concubinalis thorus est maculatus, non conjugalis, ut apostolus: 
Et thorus imtnaculatus« drückt, wenn ich recht sehe, nur den Ge- 
danken aus, dass allein bei vorausgehenden Sponsalien eine eintre- 
tende Copula eine conjugale, nicht nur eine concubinale Natur habe. 
Im letzteren Falle ist der thorus ebenso unrein, wie im ersteren rein. 

In einem III. Excurs weist Maassen Spuren der purgatio canonica 
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aus den Glessen nach, so aus Gl. 5. ad c. 17. Afric, woselbst aus dem 
Beisatz, >purgatus sacramento, ut romana sedes agit« auf den Ur- 
sprung dieses Institutes hingewiesen wird: durch Vergleichung mit 
Benedict Levita ist es Maassen gelungen, Licht zu bringen in eine 
corrumpirte Glosse ad c. 12. Carthag., wo von den bei Ablegung des 
Reinigungseides zuzuziehenden Eidhelfern die Rede ist. — 

Es möge mir nur erlaubt sein, eine dabei unterlaufende Er- 
klärung Maassens zu besprechen , und meine gegentheilige Auffas- 
sung darzustellen. 

Der Ausdruck purgare kommt in den Glossen noch in seiner 
älteren, mehr allgemeinen Bedeutung vor ; als überhaupt vom Ver- 
dachte eines Verbrechens sich reinigen durch Beweis des Gegen- 
teiles , sei es für die Vergangenheit , sei es auch nur für die Zu- 
kunft ; nämlich durch löbliche Aufführung. So in Gl. 7. « ad c. 19. 
Carthag. cit. dacret. Bonifacii I. (a. 419, Hardouin I, 1238—1240) 
und Gl. 25. ad c. 19. Nie. (»examinatio vel inquisitio temporalis 
probationis, id est adhuc inpurgatos ab beresi«). Wer durch solche 
Beweise, beziehungsweise Thatsachen auch den letzten Schatten eines 
Verdachtes von sich entfernt, ist negativ rein, positiv gut (compro- 
batus). Ich weiss recht wohl, dass im späteren Latein, entgegen 
dem classischen, das Wort comprobare auch überführen, überweisen 
bedeutet, so synonym von convincere, welches aber selbst wieder für 
beweisen, erweisen gebraucht wird; worauf ich hier einigermassen 
Gewicht legen will, ist, dass gerade in unseren Glossen das in 
Frage stehende Wort comprobare durchaus allgemein von bewei- 
sen, erweisen, insbesondere von gut erfinden, gut halten, gut erweisen 
gebraucht wird, so Gl. 19. ad c. 12. Nie. (wo übrigens vor dissi- 
mulatae ein haud zu ergänzen ist) Gl. 18. ad c. 21. Chalced., GL 
5. ad c. 8. Sardic, Gl. 2. ad c. 15. Carthag. (wo im Gegensatze 
das strafprocessualische Ueberweisen mit convinci gegeben ist), Gl. 
10. ad c. 57. Innoc, welche ganz trocken besagt »verb. comproba- 
tura: inquisitum et innocentem inventum.« — Darnach möchte ich 
die Gl. 8. ad c. 9. Apost. ebenso interpretiren : ». . neque sacrifi- 
care . . suspiciosis . . licet ante comprobationem vel purgationem.« 
woselbst dann unter letzterem Ausdrucke die canonische Purgation 
verstanden werden müsste. Desgleichen wäre in der Gl. 5. ad c. 
17. Afric. »verb. purgatus: id est, comprobatus ab accusatoribus 
vel sacramento« der zweifache Weg der Purgation im weiteren 
Sinne angegeben, nämlich jener durch Beweis der Nichtigkeit der 
Anklagen oder jeuer durch Eidesabiegung; ich müsste daher zu 
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sacramento ein dato ergänzen, und Ankläger wäre gesetzt für An- 
klagen. — 

Maassen erklärt in beiden Fällen comprobare von überführen 
und iinputirt dem Glossator eine » Denkfigur, c die ich gerade, weil 
zu geistreich für zu gewagt halte ; der Glossator habe gedacht, ent- 
weder wird der Angeklagte überführt oder nicht, im ersteren Falle 
nun wäre er erst recht nicht rein, erst recht nicht geeignet zu opfern u. 
8. w. (p. 66.) — Dem entgegen wollte ich nur die Möglichkeit einer 
anderen m. E. einfacheren Erklärung darthun, ohne dafür das Prä- 
dicat der Ausschliesslichkeit in Anspruch zu nehmen. 

Meine Besprechung ist ausführlicher geworden, als ich anfäng- 
lich beabsichtigte. Ihre Länge ist zum mindesten ein Beweis des 
hohen Interesses, welches ich der jüngsten Publikation meines hoch- 
verehrten Lehrers entgegenbrachte und auch in Anderen solches In- 
teresse zu reizen, war einziger Zweck dieser Zeilen. 

Die Sorgfalt und Genauigkeit des gelehrten Herrn Herausge- 
bers in Edition von Anecdota ist zu bewährt, als dass es nöthig wäre 
dieselbe des Näheren hier zu betonen. 

Durch verschiedene Verhältnisse, so auch solche akademischer 
Natur, gerieth das Erscheinen des 1869 begonnenen grossen Quellen- 
werkes Maassens ins Stocken. 

Maassen ist es sich und der Wissenschaft schuldig, sein gross 
angelegtes und bis zu einem stattlichen Bande gediehenes Werk 
über die Geschichte der Quellen und Literatur des canonischen Rech- 
tes nicht als Torso» zu hinterlassen. — Die besprochene Schrift ist 
mir ein freudiges Zeichen, dass Maassen wieder auf eigenstem Ge- 
biete thätig ist. 

Graz, im Mai. 



2. lieber eine Sammlung Gregors I. von Schreiben und Verord- 
nungen der Kaiser und Päpste. Von Friedrich Maassen, wirk- 
liches Mitglied der kaiserlichen Academie der Wissenschaften. 
Wien 1877. K. Gerolds Sohn. [Aus dem Jännerhefte des 
Jahrg. 1877 der Sitzungsberichte der phil.-hist. Classe der kai- 
serlichen Academie der Wissenschaften LXXXV Bd. S. 227 
besonders abgedruckt] 33 S. 8. 
Professor Maassen behandelt hier in der gründlichen , scharf- 
sinnigen und fasslichen Weise, wie man es an ihm gewohnt ist, die 
Frage nach dem Quellenapparat einer im Jahre 1080 bei der Rechts- 
schule zu Ravenna verfassten, in einem Mauuscript des 16. Jahrhun- 
derts in Hannover befindlichen, 1849 von Sudendorf und später von 
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Ficker (Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens IV. 
106 — 124) zum Abdruck gebrachten, gelehrten Streitschrift; des Pe- 
trus Crassus, welche in dem welterschütternden Streite Heinrichs IV. 
mit dem Papste Gregor VII. der Sache des Ersteren auf dem Con- 
cil von Brixen Dienste leisten sollte. Bei Uebersendung seiner Schrift 
an den König erklärt sich Petrus bereit , demselben eine vom Papst 
Gregor I. selbst verfasste Sammlung kirchlicher und weltlicher Ge- 
setze zu schicken, deren Inhalt für den König günstig sei. Maassen 
zeigt nun, dass wir diese Sammlung Gregors I. noch besitzen. Die- 
selbe ist weniger eine Rechtssammlung, als vielmehr eine Collection 
von Schreiben und Verordnungen der Kaiser und Päpste von vorwie- 
gend kirchengeschichtlichem Interesse und ist schon von Baronius, 
den römischen* Editoren der Epistolue decretales summorum pontifi- 
cum vom Jahre 1591, von Coustant, den Ballerini, Thiel und anderen 
bereits im vollsten Maasse benutzt worden, so dass kein einziges 
Stück derselben ungedruckt geblieben ist. Die äussere Gestalt 
dieser Sammlung ist zuerst von den Ballerini (De antiq. coli. can. 
P. II. c. 12.) und von Maassen selbst (Gesch. der Quellen u. s. w. 
I. §. 814 f.) beschrieben worden. Auf diese an sich längst bekannte 
Sammlung passt unter allen, die wir überhaupt besitzen, allein die 
von dem Inhalt der Sammlung Gregorys I. durch Petrus gemachte 
Beschreibung. Es ist eine Sammlung, deren jüngstes Stück 37 Jahre 
vor den Beginn von Gregor's Pontificat fällt, eine Sammlung, für 
welche den bei weitem grössten Theil des Materials das Archiv des 
apostolischen Stuhles geliefert hat, welche daher« nicht ohne päpst- 
liche Autorisation verfasst sein kann, eine Sammlung, welche auch 
von unserem Gewährsmann Petrus benützt wurde. In sämmtlichen 
Handschriften, die wir heute noch besitzen, fehlt freilich die Benen- 
nung des Autors, die in dem von Petrus besessenen Exemplar offen- 
bar vorhanden war. Diese Handschriften stammen aber sämmtlich 
von einem einzigen Codex, der am Schluss Blätter verloren hatte. Sei 
es nun, dass auch dieser Codex ursprünglich eiue Angabe über die 
Autorschaft Gregor's I. enthielt, jedenfalls fällt, wie Maassen am 
Schlüsse seiner Abhandlung resumirt, diese Abweichung von dem 
Exemplar, welches unser Gewährsmann von der Sammlung Gregor's 
besass, nicht schwer genug in's Gewicht, um bloss aus diesem Grunde 
an der Identität der beiden Sammlungen zu zweifeln. 
3. Schill^ Die Constitution Unigenitus, ihre Veranlassung und ihre 

Folgen. Ein Beitrag zur Geschichte des Jansenismus. Freiburg. 

Herder 1877. 

Der Jansenismus war ganz sicher einer der gefährlichsten In> 



Digitized by Goog 



Schill, Die Constitution Unigenitus. 



137 



thümer, welcher die katholische Kirche besonders in Frankreich ver- 
wüstete, umsomehr gefährlich, als er unter der scheinheiligen Maske 
der Vertheidigung der Augustinisehen Gnadenlehre sich anfangs ver- 
borgen hielt. Einen bedeutenden Beitrag zur Geschichte dieser Secte 
hat Dr. Schill geleistet, indem er gerade den interessantesten Theil 
aus der Geschichte der janenistischen Irrlehre sich zum Gegenstande 
wählte, nämlich jenen Abschnitt, dessen Ereignisse sich um die päpst- 
liche Constitution Unigenitus gruppirten. Treffend ist die Bemer- 
kung des Verfassers : »Während die Vertreter dieser Häresie im 
17. Jahrhundert mehr in den Regionen der hohen Theologie und 
mit verdecktem Visir die Kirche befeindet haben, zeigen die Wider- 
sacher. deT Bulle Unigenitus offen den Sectengeist ihrer Väter und 
die praktischen Consequenzen ihrer theologischen Aufstellungen.« 

Schill theilt die Geschichte des Jansenismus in drei Abschnitte. 
Der erste enthält den Aufbau des jansenistischen Systems und er- 
streckt sich auf das 17. Jahrhundert; der zweite behandelt die Er- 
neuerung und praktische Ausbildung des Systems, den Mittelpunct 
dieser Periode bildet die Constitution Unigenitus; die dritte Epoche 
erstreckt sich auf die kirchlich-politische Thätigkeit des Jansenismus 
in Frankreich, Deutschland und Italien in der zweiton Hälfte des 18. 
Jahrhunderts. Der Verfasser beschäftigt sich, wie der Titel des 
Buches zeigt, vorzugsweise mit der zweiten Periode, mit der ersten 
nur insofern, als sie die uoth wendige Einleitung und Voraussetzung 
der zweiten bildet. Schill sieht das Wesen des Jansenismus und 
zwar mit Recht in der Verkenn ung des Begriffes der übernatürlichen 
Ordnung , eigentlich im Mangel der Unterscheidung einer doppelten 
sittlichen Ordnung ; daher ist der Jansenismus nur ein Ausläufer 
der Reformation, Schill nennt ihn »raodificirten Calvinismus.« Da- 
durch aber unterscheidet sich der Jansenismus von allen Häresien, 
dass er sich nicht von der Kirche losreissen, sondern innerhalb der- 
selben eine theologisch-dogmatische Revolution hervorbringen wollte 
(S. 17). Dem entsprechend war auch die Kampfes weise der Janse- 
nisten, ein System von Lügen und Trug, das die Päpste sehr gut 
kennzeichneten. So z. B. sagt Papst Clemens XL: »Obtendant illi 
quidem exactioris disciplinae speciem ac de rigidioris theologie sib 
fania blaudiuntur; quales vcro anirao sensus foveant , quove mente 
colliment, quicuuque sapieus rerum aestimator facile judicabit cer- 
tissima illa, qua nos ad ea, qui veniunt in vestimentis ovium, dig- 
noscendas Salvator noster instruxit, adhibita regula : A fructibus eo- 
rum cognoscetis eos.« Als Früchte werden vom Papste die vielen 
Schmäh- und Lügenbroschüren erwähnt, welche selbst Andersgläubigen 
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zum Anstoss gereichen. Trotzdem, dass man die Gefährlichkeit der 
jansenistischen Irrlehre in Frankreich ganz ruhig beurtheilte und 
auch Ludwig XIV. ein entschiedener Feind derselben war, gelang es 
doch nicht, die Secte zu unterdrücken. Die Hauptursache dieser 
auffallenden Erscheinung findet Schill in der Verwandtschaft des Jan- 
senismus mit dem Gallicanismus bezüglich der Lehrsätze von der 
Kirchengewalt. Die Opposition gegen das Oberhaupt der Kirche war 
der willkommene Berührungspunkt. Ausserdem hüteten sich die 
Jansenisten mit den kirchlichen Anschauungen des französischen Vol- 
kes offen zu brechen, vielmehr »suchten sie, stets in der Kirche blei- 
bend und bisweilen selbst als scheinbare Vorkämpfer der bischöflichen 
Rechte, den tbatsächlicheu Beweis zu liefern , dass man 'Jansenist, 
Gallicaner und Katholik zugleich sein könne und somit die Katho- 
licität der Tagesrichtung zu legitimiren« (S. 3). 

Den eigentlichen Gegenstand des vorliegenden Werkes bildet 
die päpstliche Bulle Unigenitus nebst den damit unmittelbar zusam- 
menhängenden kirchengeschichtlichen Ereignissen, welche der Verfasser 
iu drei Abtheilungen bespricht: Geschichte der Constitution Unige- 
nitus, der Appellanten und der Sacramentsverweigerungen. Den 
Schluss bildet die Entscheidung des Papstes Benedict XIV. vom 16. 
October 1756 »Ex omnibus.« Schill's gelungene Darstellung zeigt klar 
und deutlich, wie unrichtig die Behauptung ist, dass die Bulle Uni- 
genitus ein Werk der Jesuiten sei. Ludwig XIV. selbst hat eine 
feierliche Verurtheilung der »moralischen Betrachtungenc des Oratoria- 
nersQuesnel in Rom nachgesucht; in der Untersuchungscomraission, 
welche Clemens XI. in Folge dessen über diesen Gegenstand aus 
einigen Cardinälen- und Theologen aller Orden niedergesetzt hat, be- , 
fand sich ein einziger Jesuit (Cardinal Tolomei). Was Schill in der 
Vorgeschichte zur Constitution Unigenitus behauptete , das beweisen 
hier die geschichtlichen Thatsachen zum Ueberfluss, dass nämlich der 
Gallicanismus eine Hauptstütze des Jansenismus war; besonders 
aber spielte das galicanische Grundgesetz des »appel comme d'abus« 
eine bedeutende Rolle. Wer noch zweifeln sollte, dass die Berufung 
vom geistlichen Richter an den weltlichen in geistlichen Angelegen- 
heiten für die Kirche von grossem Verderben sei, und dass daher 
der römische Stuhl allen Grund habe, dieselbe strengstens zu unter- 
sagen, dem rathen wir die Geschichte der Constitution Unigenitus 
zu lesen. Mit vollem Rechte konnte Fenelon sagen : »Abus enorme 
de i'appel comme d'abus.« Durch die Berufungen fanden die Parla- 
mente Gelegenheit, sich in geistliche Angelegenheiten einzumischen und 
die Kirehengewalt zu untergraben. 
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Dem Buche sind zwei interessante Beilagen angeschlossen. Die 
erste enthält den lateinischen Text der Constitution ünigenitus, die 
verurtheilten Sätze sind auch im französischen Originaltext gegeben. 
Die zweite Beilage enthält die Aeusserungen des Episcopats und ei- 
niger Universitäten des katholischen Europas über die Bulle Ünige- 
nitus. Veranlassung dazu gab der ständige Vorwurf, ausserhalb 
Frankreichs sei die Bulle kaum bekannt, jedenfalls sei die Mehrzahl der 
Bischöfe und Theologen entschiedener Gegner derselben, nirgends höre 
man, dass deren Annahme gefordert oder ihre Censuren beachtet 
würden. In Folge dessen wendete sich Cardinal Bissy, Bischof von 
Meaux, an die katholischen Bischöfe Europas um Aufschluss. Die 
eingesendeten Antworten der Bischöfe bezeugen, dass die Constitution 
mit Glauben und innerem Gehorsam angenommen wurde, von nicht 
wenigen Bischöfen unter Berufung auf die päpstliche Unfehlbarkeit. 
So erklärte der Churfürst von Mainz, die Bulle gelte als Lehre der 
unfehlbaren Kirche und Dogma des alleinseligmachenden Glaubens. 
Dasselbe erklärt der Bischof von Lausanne. Die Bischöfe von Basel 
und Sitten bekennen ausdrücklich ihren Glauben an die päpstliche 
Unfehlbarkeit. Selbst die Nationaluniversität Löwen, an der einst 
Bajus und Jansen lehrten, erklärte unter Berufung auf ihren steten 
Glauben an die päpstliche Unfehlbarkeit, dass bei der Censur des 
Quesuerschen Werkes Alles nach Recht und Gerechtigkeit zuge- 
gangen und die verurtheilten Satze wirklich verdammlich seien. 

Indem wir das Buch seines gründlichen und sehr lehrreichen 
Inhaltes wegen sehr empfehlen, können wir den Wunsch nicht unter- 
drücken, der geehrte Verfasser möge die Gesammtgeschichte des 
Jansenismus zum Gegenstande seiner Forschungen und literarischen 
Thätigkeit machen. 

4. Simar, Lehrbach der MoraWieologie. Zweite, umgearbeitete Auf- 
lage, Freiburg, Herder 1877. 

Simar's moraltheologisches Handbuch hat mit Recht allgemeine 
Anerkennung gefunden ; noch im erhöhten Masse wird dieses mit 
der zweiteu Auflage der Fall sein. Diese hat zwar an Paragraphen- 
zahl (mit Ausnahme eines einzigen) nicht gewonnen, aber desto mehr 
an innerer Vollendung und Durcharbeitung. Namentlich ist dieses 
von dem allgemeinen Theil der Moraltheologie zu sagen, wo manche 
Punkte eine durchgreifende Umarbeitung erfahren haben. So z. B. 
die Lehre vom letzten Grund der sittlichen Ordnung, vom mensch- 
lichen Gesetz , wo der Verfasser auf die schwierige und doch sehr 
wichtige Frage von der zweifelhaften Legitimität der obrigkeitlichen 
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Gewalt näher eingeht. Auch die Lehre vom Gewissen ist eigehen- 
der behandelt und zwar abweichend von der ersten Auflage, als 
dritte Abhandlung nach der Lehre vom freien Willen, indem die Func- 
tionen des Gewissens das sittliche Gesetz und den freien Willen voraus- 
setzen. Nicht richtig will uns scheinen, wenn Simar die Principien des 
Aequiprobabilismu8 auf das natürliche Sittengesetz (lex naturalis) nicht 
ausdehnen will (S. 135). Der heilige Alphons ist wenigstens nicht der 
Ansicht wie aus der theol. mor. T. n. 62. 65. 73. 77. klar hervor- 
geht; an letzterer Stelle bemerkt Liguori gegen Patutius: »Nasci- 
tur (homo) potestati divinae subjectus et consequenter obligatus Om- 
nibus parendi praeceptis, quac Deus illi imposuerit; sed ut homo 
hujusmodi praeceptis ligetur, requiritur, ut illa ipsi promulgentur et 
innotescant per rationis lumen; sed donec praeceptum non est ho- 
mini manifestatum, possidet ipse libertatem illi a Deo donatam, quae, 
cum sit certa, nonnisi a praecepto certo ligatur; et cum lex sit re- 
gula et mensura, qua homo suas actiones reguläre et mensurare de- 
bet oportet quidem, ut haec regula et mensura incerta non sit.c 
Der Verfasser selbst sagt vom natürlichen Sittengesetze S. 31.: 
»Gesetz im strengen Sinne des Wortes, d. h. Norm für den Willen, 
ist nur die actuelle sittliche Erkenntniss, nicht die blosse Anlage, 
oder Fähigkeit zu dieser Erkenntniss.« So lange* aber das Sittenge- 
setz zweifelhaft ist, kann wohl nicht von actueller sittlicher Erkennt- 
niss und daher auch nicht Verpflichtungskraft die Rede seiu nach 
den Worten des heiligen Alphons : »Usque dum lex non deducitur 
in hominis notitiam ex promulgatione, docet s. Thomas, legem virtu- 
tem obligandi non habere.« 

Der specielle Theil ist mehr unverändert geblieben, obschonauch 
hier Manches hinzugekommen ist, wie z. B. so in der Lehre vom gött- 
lichen Glauben die katholische Glaubensregel (regula fidei formalis). 
Die Lehre vom Aberglauben hat Simar den Sünden wider die Gottes- 
verehrung angereiht, was jedenfalls mehr gerechtfertigt ist, als die- 
selben, wie es in der ersten Auflage geschah, den Sünden wider den 
theologischen Glauben beizuzählen. Treffend ist die Bemerkung des 
Verfassers über die Sündhaftigkeit mancher unbewusst abergläubischen 
Sitten: »In der Volkssitte hat sich Manches aus der heidnischen 
Zeit erhalten, was ursprünglich allerdings abergläubisch war und mit 
dem Gottesdienste zusammenhing; während das christliche Volk 
meist gar keine Ahnung von dem Ursprung und heidnischen Sinn 
der betreffenden Vorstellungen und Gebräuche besitzt, am wenigsten 
aber etwas Abergläubisches damit beabsichtigt. Hier wird man in 
den meisten Fällen wohl eher auf Thorheit und Unverstand, als auf 
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einen schwer sündhaften Aberglauben zu erkennen haben (sogenannte 
Glucks- oder Unglückstage, Vorzeichen u. dgl.).c 

Die Aufgabe, welche sich Simar in der ersten Auflage gestellt 
hat, wurde auch in der zweiten festgehalten, nämlich den Candida- 
ten des geistlichen Standes mit Ausschluss der vorzugsweise oder 
gar einzig und allein auf die Zwecke der »Beichtpraxis« gerichteten 
Darstellung eine mehr wissenschaftliche, für das erste Studium aus- 
reichende, zu eingehendem Studien anregende und befähigende Dar- 
stellung der Moraltheologie zu geben. Obwohl wir Nichts dagegen 
haben, wenn Simar die unmittelbare Vorbereitung auf die »Beicht- 
praxis« in das Seminar verweist, so wäre es doch angezeigt gewesen, 
in einigen Punkten etwas näher auf die Praxis einzugehen, wie z. B. 
in der wichtigen Lehre über die Mitwirkung zu fremden Sünden. Auch 
eine systematische Darstellung der Pflichten in den besonderen so- 
cialen Verhältnissen, die der Verfasser nur gelegenheitlich berührt, 
wäre sehr wünsch enswerth gewesen. Trotzdem kann Simars Lehrbuch 
seiner Wissenschaftlichkeit, angenehmen und präcisen Darstellung, 
seiner echt kirchlichen Richtung wegen bestens empfohlen werden. 

Professor Laurenz Wagner zu Martinsberg. 

5. Der Gehorsam gegen die weltliche ObrigJceit und dessen Grenzen 
nach der Lehre der katholischen Kirche, von Dr. Ph. Hergen- 
röther, Prof. am B. Lyceum zu Eichstätt. Freiburg im Breisg. 
Merder 1877. VI. u. 104 S. 8. 

Das gut geschriebene Werkchen ist keine Streitschrift, sondern 
eine gründliche dogmengeschichtliche Entwicklung der Lehre und 
Praxis der Kirche von der ältesten Zeit bis zur Gegenwart. Klar 
und übersichtlich wird aus den Lehren und Thaten Christi, der Apo- 
stel, Märtyrer, Kirchenväter, der Päpste und der christlichen Kaiser 
unter Hinweis auf die entgegengesetzten Lehren gezeigt, wie die 
Kirche gegenüber dem heidnischen Kaiserthum, im christlichen Rö- 
merreich, in den germanischen Reichen und seit der sogenannten 
Reformation, gegenüber der französischen Revolution und in der Ge- 
genwart, zu allen Zeiten und unter allen Verhältnissen der Lehre 
ihres göttlichen Stifters treu geblieben ist ; Pius IX. heute dasselbe 
der Welt verkündet, was Christus gelehrt hat. Ein Schlusswort 
(S. 101 ff.) beurtheilt kurz die gegenwärtigen Verhältnisse auf Grund 
der gewonnenen Resultate. 

6. Des h. ökumenischen Concils von Trient Canonen und Decrete in 
neuer deutscher üebersetzung, nebst den gleichfalls ins Deutsche 
übertragenen einschlägigen Constitutionen des älteren Rechtes und 
vielen Declarationen der S. Congr. interpr. Concil. Trident., sammt 
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historischen Einleitungen zu den einzelnen Sitzungen, mit gegen- 
überstehendem Grundtexte nach der römischen Atisgabe vom Jahre 
1862 und vollständigem Inhaltsregister. Mit einem Anhang : Die 
dogmatischen Constitutionen des Vatic. Concils und die neueren 
päpstlichen Entscheidungen. Herausgegeben von Franz Scr. Petz, 
Domcapit. Mit oberhirtlichcr Genehmigung, Passau, Jos. Bucher 
1877. XXV11I u. 566 S. gr. 8. 

Wir fanden sehr anerkennende Besprechungen dieser neuen 
Ausgabe nebst Uebersehung und Erläuterung des Tridentinum im 
Literarischen Handweiser 1877 Nr. 201 Sp. 15 ff. und ebend. Nr. 
203 Sp. 106 (nach der Augsburger Postzeitung), ausserdem auch 
im Mainzer »Katholik,« Aprilheft 1877 S. 448 ff. Nachdem wir von 
dem 3chön ausgestatteten Werke inzwischen Einsicht genommen ha- 
ben, müssen wir bestätigen, dass es eine die seitherigen weit hinter 
sich zurücklassende deutsche Uebersetzung des Tridentinum neben dem 
lateinischen Originaltext desselben enthält. Ebenso sind lateinisch 
und deutsch die im Titel des Buchesverzeichn eten Stücke beigegeben 
und ausserdem in zahlreichen längeren und kürzeren Noten Erläute- 
rungen und. Verweisungen, welche sehr schätzbar sind und gründliche 
canonistische Kenntnisse verrathen. 

7. Die Pfarrdotalgüter im linksrheinischen Theile der preussischen 
Rheinprovinz. Verhandlungen des Abgeordnetenhauses zu Berlin 
in der 14. und 35. Sitzung vom 7. Februar und 1. März 1877, 
nebst einem Anhange enthaltend erläuternde gesetzliche Bestim- 
mungen und andere Documente. Köln 1877. J. P. Bachem. VI 
und 156 S. 8. 

Die Hauptakten und Verhandlungen über diese wichtige Frage 
rinden unsere Leser auch im Archiv. Die vorliegende Zusammen- 
stellung ist sehr zweckmässig und vollständig. Ein gut geschriebe- 
nes Vorwort gibt eine treffende kritische Uebersicht der betreffenden 
Verhältnisse. 

8. Das staatliche Eherecht in Württemberg. Für Gebildete darge- 
stellt von J. Weber. Augsburg, B. Schmid 1877, 2 Bl. und 

83 S. und 12. ■ 

Eine gedrängte fassliche Uebersicht des deutschen Reichscivil- 
eherechts unter Berücksichtigung anderer einschlägigen Reiehsgesetze 
und des Gesetzes und der Ministerialverordnung , welche in Würt- 
temberg zur Ausführung des Reichscivilehegesetzes erlassen wur- 
den , uuter Hinweis auf die abweichenden Bestimmungen des ka- 
tholischen und des Württembergischen protestantischen Kirchenreell Is. 

4 
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Auch der Eheprocess ist mit abgehandelt und dabei bereits auf die 
Reichscivilprocessordnung vom 30. Januar 1877 Bezug genommen. 
Das handliche Werkchen reiht sich den früheren eherechtlichen Schrif- 
ten desselben Verfassers würdig an. 

9. Denkschrift des bischöflichen Ordinariats von Ermland über die 
gesetzmässige Stellung der Kirche zur Volksschule in Preussen 
und speciell in der Diöcese Ermland. Braunsberg, Huye's Buch- 
handlung (E, Bender) 1877. 43 S. ff 

Im nächsten Hefte des Archivs soll eine Sammlung neuerer 
Aktenstücke über die Schul- und Katechismusfrage in Preussen er- 
scheinen, und wir werden dabei auf den Inhalt dieser ausgezeichne- 
ten Denkschrift zurückkommen. Dieselbe legt in streng objectiver 
historischer Entwickelung an der Hand der betreffenden Gesetzesstel- 
len und völkerrechtlichen Verträge den Rechtszustand dar, welcher 
bis zum Beginne des sogenannten Culturkampfes bezüglich der Stel- 
lung der Kirche zur Volksschule in Preussen und namentlich in 
dessen Ostseeprovinzen obwaltete, und an welchem festzuhalten jede 
der anerkannten christlichen Kirchen berechtigt und verpflichtet ist, 
und sie zeigt, in welcher Weise dieser Rechtszustand namentlich in 
der Diöcese Ermland durch die preussischen Regierungsbehörden ver- 
letzt wurde. 

10. Die Pflichtm der Eltern und des Elternhauses unter den moder- 
nen Schulverhältnissen. Vier Predigten von Wilhelm Emmanuel 
Freiherr v. Ketteier \ Bischof von Mainz. Daselbst, Franz Kirch- 
heim 1877. 78 S. kl. 8. 

»Unsere Kinder finden hauptsächlich in zwei Schulen ihre Aus- 
bildung. Die Eine ist von Gott gegründet, die Andere von Menschen. 
Je mehr nun die von Menschen gegründete Schule sich von der 
Kirche trennt, desto mehr muss die christliche Familie ihren ganzen 
Einfluss aufbieten, um das Kind recht innig mit der Kirche und 
durch dieselbe mit Christus zu verbinden.« (S. 4.) Dieses legt der 
Hochwürdigste Herr Bischof in seiner bekannten klaren und eindring- 
lichen Weise in den vorliegenden vier im Dome in Mainz gehaltenen 
Fastenpredigten eingehend dar, indem er dabei den Gegensatz der 
früheren confessionellen zu den jetzigen drei Arten von gemeinsamen 
oder sogenannten Communalschulen : der religionslosen, der confes- 
sionslosenund der confeasionell-gemischten Schule näher auseinandersetzt. 

11. Die IhatsäcMiche Einführung des bekenntnisslosen Protestantis- 
mus in die katholische Kirche von Wilhelm Emmanuel Frei- 
herr v. Ketteier, Bischof von Mainz. Daselbst, Franz Kirch- 
heim 1877. 34 S. kl. 8. 
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Diese kleine Schrift bandelt von der durch die preussisch-deutsche 
Gesetzgebung bewirkten Einführung des bekenntnisslosen Protestan- 
tismus in die katholische Kirche unter der Firma: Altkatholicis- 
mus, und zeigt, wie dadurch den Katholiken ein Kampf um die 
Existenz ihrer Kirche mit Gewalt aufgezwungen wird, welcher Seitens 
des Staates nur durch die Zerstörung der katholischen Kirche -zu 
Ende geführt werden könnte. Der Herr Bischof zeigt dieses sehr 
einleuchtend durch die Darlegung der unmittelbaren Folgen, welche 
sich aus der Thatsache der staatlichen Anerkennung der sogenannten 
Altkatholiken als angeblicher Bekenner des katholischen Glaubens, 
wie er vor dem Vaticanischen Concil gewesen sei , ergeben und er- 
geben haben. Die unrichtige Wiedergabe des Inhalts dieser Schrift 
in der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung 1877 Nr. 67 veranlasste 
den Hoch würdigsten Herrn Bischof, in der Berliner »Germaniat 1877 
Nr. 70 zu einer lesenswerthen Antikritik. 

12. De jure publico seu diplomatico ecclesiae catholicae. Tractatio- 
nes, documenta, Conventions , queis autonomia, libertas, divina 
missio apostolicae Romanae sedis vindicantur , ut vera duplicis 
potestatis concordia habeatur ecclesiasticae et civilis. Opus contra 
politicos nostri temporis delirantes concinnatum a Gaspare de 
Luise, piorum operariorum congregationis presbytero, supremae 
congregationis qualificatore , aeademiarum religionis catholicae 
et coneeptionis Romanarum socio Neapoli, Parisiis etc. C. Pedone 
Lauriel, editore 1877. VII et 623 pp. 8. 

Der hochwürdige Herr Pfarrer Gaspare de Luise ist den Lesern 
des Archivs als Verfasser eines Codex canonum ecclesiae, qui ex an- 
tiquo jure adhuc usque vigent (Neap. et Paris 1873) bereits bekannt. 
Dasselbe Werk erschien dann nochmals (Taurin. et Paris 1876) als 
2. Band eines Codex dogmatum fidei Christianae et canonum disci- 
plinae ecclesiae catholicae, indem nun als Bd. 1. ein Codex dogma- 
tum aus den Aussprüchen der Väter und den dogmatischen Defini- 
tionen der Concilien und ein weiteres Verzeichniss seit den Zeiten 
Abälards kirchlich verurtheilten Irrthümer nebst dem Syllabus zu- 
sammengestellt wurde. Das vorliegende Werk de jure diplomatico 
ist wieder in der Hauptsache eine Documentensamralung. Dieselbe 
betrifft das Verhältniss weltlicher Regierungen zur katholischen Kirche. 
Die dabei vorausgeschickten Einleitungen und eingefügten Erörte- 
rungen enthalten eine ganz gute Auswahl von Themata und das 
Ganze durchweht eine lebhafte katholische Gesinnung ; aber die Er- 
örterungen sind nicht wissenschaftlich und gründlich genug. Bei den 
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Documenten fehlen , namentlich bei denen der älteren Zeit, oft die 
Nachweisungen, woher dieses und jenes Stück entnommen ist. Auf 
S. 24 ff. sind Erlasse der heidnischen römischen Kaiser und Con- 
stantins, welche eine wohlwollende Gesinnung gegenüber der Kirche 
enthalten, mitgetheilt; S. 135 ff. (ohne Datum und Jahreszahl) das 
Schreiben Pius VI. an die zu London weilenden französischen Erz- 
bischöfe und Bischöfe gegen die Einmischung der Laien in die kirch- 
liche Regierung. S. 165—468, also ungefähr die Hälfte des Buches, 
handelt von dem Verhalten Russlands gegenüber der katholischen 
Kirche. Es wird da zunächst (S. 165—221) eine Paraphrase der 
darüber ergangenen Denkschrift der römischen Curie vom 15. No- 
vember 1866 gegeben, welche in deutscher Uebersetzung in unserem 
Archiv Bd. 17. und 18. mitgetheilt ist und lateinisch im Bd. 4. der 
Acta s. Sedis. Darauf folgen die 62 ersten der im Archiv a. a. 0. 
vollständig mitgetheilten und grösstenteils auch in den erwähnten 
Acta abgedruckten Documente, welche der genannten päpstlichen 
Denkschrift beigefügt waren. Auf S. 458—468 finden wir bei Luise 
einige päpstliche Erlasse über die Stellung der weltlichen Regierung 
zur kirchlichen Jurisdiction und zu den Häretikern mit einigen ein- 
gestreuten Bemerkungen. Auf S. 487 ff. sind ein paar auf das öster- 
reichische Concordat bezügliche Aktenstücke abgedruckt. S. 504 — 
507 ist die Auffassung des Herrn Luise über das Wesen der Concor- 
date (im Wesentlichen dieselbe Ansicht wie die Tarquinis) darge- 
legt, und dann sind auf S. 508—614 neunund vierzig Concordate ab- 
gedruckt, beginnend mit dem pactum Calixtinum vom Jahre 1122 
und endigend mit dem der Republik S. Salvator vom Jahre 1802. 
Vollständiger und besser ist die Sammlung der Concordate welche 
1870 beim Verleger des Archivs (und zu Rom bei Spithöver) erschien 
und den Titel führt: Conventiones de rebus ecclesiasticis inter s. Sedem 
et civilem potestatem variis formis initae ex collectione Romana a 
Vincentio Nussi excerptae (Vgl. darüber Archiv Bd. 25. S. 224 f.) 
Weggelassen sind bei Luise die in der Mainzer Umarbeitung der 
Nussfscben Sammlung mit aufgeführten Conventionen Benedicta XIII. 
vom Jahre 1727 mit dem Könige Victor Amadeus von Sardinien 
(Progetto d'accomodarnento sopra l'immunita e la giurisdizione eccle- 
siastica) und die Convention Leo's XII. vom Jahre 1828 mit vier 
Schweizer Cantonen über die Erriclituug der Diöcese Basel. Ein 
Paar italienische Akten, darunter die eben genannte Convention mit 
Sardinien sind von Luise aus dem Italienischen in 's Lateinische übersetzt. 
Weggelassen sind aber von ihm alle die nicht zur officiellen Publi- 
cation bestimmten meistens sehr wichtigen und grossentheils auch 
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veröffentlichten Beilagen der Concordate, deren eine ganze Heitre in 
der Mainzer Sammlung mit aufgenommen sind 1 (die sämmtlichen "Bei- 
lagen zum Oesterreich ischen Concordat sind im Bd. 1. uud 14. im 
Archiv mitgetheilt). [n der Mainzer Sammlung findet sich auch in 
Form eines Index eine materienweise vergleichende Uebersicht des 
Inhalts der sämmtlichen Concordate und ausserdem ein sehr aus- 
führliches alphabetisches Sachregister. 

Was dem vorliegenden Werke Luise's allein einigen Werth ver- 
leiht, die darin enthaltene Sammlung von Documenten, ist also nichts, 
was man nicht schon in anderen leicht zugänglichen Werken voll- 
ständiger oder besser zusammengestellt findet. Die Monumenta des 
Bischofs von Roskovany von Neutra, die in jeder Beziehung unend- 
lich mehr an Documenten über das Verhältniss von Kirche und Staat 
enthalten, scheint Herr Luise nicht gekannt zu haben. 
13. Lehrbuch der Kirchengeschichte für academische Vorlesungen 
und zum Selbststudium von Dr. H. Brück, Prof. der Theologie 
am bischöflichen Seminar zu Mainz. 2. vermehrte und verbes- 
serte Auflage. Mainz, Franz Kirchheim 1877. XV und 895 
S. gr. 8. 

Diese neue Auflage des beliebten Lehrbuchs von Brück ist um 
etwa 50 Seiten stärker als die erste. Die Anlage des Buches ist im 
Ganzen dieselbe geblieben, jedoch sind zahlreiche einzelne Verbes- 
serungen und grössere und kleinere Zusätze gemacht. Mit grösserer 
Ausführlichkeit sind jetzt dargestellt die Partieen über den Volks- 
unterricht im Mittelalter, die französische Revolution, die inneren re- 
ligiösen Zustände des Protestantismus und besonders die kirchlichen 
Ereignisse der Gegenwart. Unter den kürzeren Zusätzen bemerken 
wir z. B. die gedrängte literarisch-historische Erörterung über die 
Donatio Constantiniana , (S. 260 f.) und S. 876) die Uebersicht der 
Reihenfolge der allgemeinen Concilien. Die seit der 1. Auflage er- 
schienene einschlägige wichtigere Literatur ist sorgfältig" berück- 
sichtigt und sind manchmal beim Citiren derselben kritische orien- 
tirende Bemerkungen beigefügt. In Betreff der Pönitentialbücher 
hätten übrigens wohl auch die (bereits im Kirchenrechtslehrbuch des 
Referenten gewürdigten) Forschungen von Schmitz im Archiv über 
das Poenitentiale Romanura berücksichtigt werden sollen. Zweck- 
mässig hat Brück jetzt den einzelnen Seiten Columnenüberschriften 
beigegeben und das Namen- und Sachregister vervollständigt. In 
seiner neuen erweiterten Gestalt wird das Werk sich gewiss zahlreiche 
neue Freunde erwerben, besonders im Kreise der Studierenden, die 
ein fassliches und kürzeres und doch keine wichtigere Frage uner- 
örtert lassendes Lehrbuch der Kirchengeschichte wünschen. 
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14. Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts. Von Friedrich 
Thudichum ord. Prof. der Rechte zu Tübingen. Leipzig, Dun- 
her und Humblot 1877. 1. Bd. VIII und 440 S. 8. (8 M. 
40 Pf.). 

»Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts« nennt der Ver- 
fasser ein Buch, in welchem er sich darzulegen bemüht, dass es kein 
eigentliches Kirchenrechl mehr gebe, sondern dass nur noch Anord- 
nungen der politischen Gewalten über kirchliche Din^e Geltung hät- 
ten. Ob und inwiefern sich dieses bei den Protestanten so verhalte, 
das möge der protestantische Verfasser mit seinen Glaubensgenossen 
ausmachen. Dass dagegen die Katholiken an ihrem wirklichen eigent- 
lichen Kirchenrecht festhalten, nicht bloss, wenn die Staatsgewalten 
es unterstützen, sondern auch dann, wenn dieselben ihm feindlich 
gegenübertreten, davon hätte sich Professor Thudichum leicht über- 
zeugen können, wenn er einen Blick auf Preussen unter der Herr- 
schaft des »Culturkarapfes« geworfen hätte. Thudichum's Standpunkt 
ist dieser: Weil »die Staatsgewalt nothwendig die höchste Gewalt 
im Staate sein und bleiben muss« (vgl. S. 1.), so hat der Staat Alles, 
auch die Kirche zu regieren. Früher schrieb derselbe Verfasser über 
die Unzulässigkeit politischer Beschränkungen der Eheschliessung. 
Jetzt wird er nichts mehr für unzulässig befinden können, was die 
Staatsgewalt befiehlt. Sein Werk, von dem hier die erste Hälfte 
vorliegt, soll eine Darstellung des Staatskirchenrechts des neuen 
deutschen Reiches und desjenigen von Preussen, Bayern, Sachsen, 
Württemberg, Baden und Hessen insbesondere sein. Es figuriren 
da neben einander als Kirche die katholische , die griechische , die 
protestantische, die dentschkatholische und altkatholische und die 
»israelitische Kirche.« Selbst wenn man sich auf den Standpunkt 
des Verfassers stellt, muss vieles an seiner Darstellung als unvoll- 
ständig, ungenau und ungründlich ausgesetzt werden. Was von ka- 
tholischer Seite über die einschlägigen Fragen vorgebracht ist, wird 
durchweg vollständig ignorirt. — Von 

15. Richter's Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchen- 
rechts 

hat neben der auf XVIII und 1252 S. angewachsenen 7. Auflage 
eine 8. Auflage zu erscheinen begonnen, welche etwas kürzer gefasst 
werden soll und von welcher die 1. Lieferung vorliegt, die übrigens 
auf ihren 128 Seiten 5 Paragraphen weniger als die 7. Auflage behandelt. 

Professor Richard Dove der Bearbeiter der 7. und 8. Auflage 
von Richter's Kirchenrecht präsentirt sich auf dem Titelblatt der 8. 
Auflage jetzt auch als »Mitglied des Königlichen Gerichtshofs für 
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kirchliche Angelegenheiten.« Ueber diese seine Stellung und die 
ganze preussisch- etc. deutsche Culturkampfsgesetzgebung bricht 
Dove in der 8. Auflage in der Anmerkung 1. zu §. 3. jetzt eigent- 
lich selbst deri Stab, indem er unter Bezugnahme auf eine Abhand- 
lung v. ScheurVs über »die Selbstständigkeit des Kirchenrechts« (in 
Doves Zeitschrift f. Kirchenrecht Bd. 12. S. 52 ff.), wenngleich mit 
einigen inneren Widersprüchen u. A. (S. 5) zugesteht: »Der Kirche 
als ethischer Grösse fehlt, auch wenn ihr kein staatlicher Zwang 
zur Aufrechthaltung ihrer Ordnungen als solcher zur Verfügung 
steht, doch nicht eine gewisse Macht, dieselbe gegen ihre Angehörige 
durchzusetzen . . . Aber wenn auch der moderne Staat, während er 
seine eigene Zwangsgewalt der Kirche nicht mehr unbedingt zur 
Aufrechthaltung ihrer Ordnungen zur Verfügung stellt, andererseits 
mit Recht der Kirchengewalt die Befugniss versagt, dieselben mit 
Anwendung äusserer Gewalt selbst durchzusetzen [den Beweis, dass 
und wie man kirchlicher Seits solches versucht habe, unternimmt 
Herr Dove nicht], bleibt es doch den Kirchen im Allgemeinen vom 
Staate unverschränkt [wenn das wahr wäre, gäbe es keinen »Cultur- 
kampf«] gegen ihre Angehörigen ihre Disciplin durch dem rein re- 
ligiösen Gebiete angehörige Zuchtmittel, oder durch Entziehung von 
innerhalb der Kirche wirkenden Rechten oder durch Ausschliessung 
aus der Gemeinschaft der Gottesverehrung selbst auszuüben. Mag 
die zwingende Macht, welche sich in solchen Massregeln geltend 
macht, eine unvollkommenere Gewähr für die Aufrechthaltung der 
kirchlichen Ordnung bieten, als die von dem weltlichen Arm ver- 
langte Durchführung derselben mittels staatlicher Gewaltanwendung, 
so erhellt doch, dass jenen Ordnungen der Charakter rechtlicher Nor- 
men nicht darum abgesprochen werden darf, weil sie nicht erzwing- 
bar seien. Die Kirche ist eine eigenthümliche sittliche [und wie 
Herr Dove im Vorigen zugegeben hat, auch eine rechtliche] Lebens- 
ordnung und als solche befugt, ihre innere Ordnung selbst zu er- 
zeugen und aus ihrem eigenen Princip zu gestalten ; der Staat, wenn 
auch als höchste Macht über allen Machtverhältnissen des mensch- 
lichen Gemeinlebens [d. h. nach dem vorher von Herrn Dove Aus- 
geführten uud am Schlüsse ausdrücklich Zugegebenen mit Ausschluss 
der eigenthümlichen Lebensordnung der Kirche] berufen seine allge- 
meine Gerechtigkeitsmission auch an den Kirchen, soweit sie als 
rechtlich organisirte Körper in das nationale Culturleben eintreten, 
zu erfüllen, ist doch nicht die Quelle alles Rechtes, insbesondere nicht 
die des innerkirchlichen, der Kirchenordnung.« 

Consequenz ist, wie man aus dem Vorstehenden ersieht und 
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wie sich weiter aus der praktischen Stellung ergibt, in welche sich der 
protestantische Canonist zur katholischen Kirche stellt, des Herrn 
Dove's Sache nicht. Wir unterlassen es für jetzt, in eine weitere 
Detailkritik seiner Arbeit einzugehen. Bemerken wollen wir nur, 
dass derselbe es sich bequem macht, von dem ihm unbequemen Kir- 
chenrechts- Lehrbuch des Referenten abzusehen, indem er in zornig 
wegwerfender Weise bei Aufzählung der Lehrbücher es nur in einer 
Note am Fusse einer Seite (S. 20.) erwähnt, mit dem Beifügen: 
das Buch »könne nach seiner Form und theilweise auch nach seinem 
Inhalt nicht wohl unter die wissenschaftliche Literatur des Kirchen- 
rechts gerechnet werden.« So redet der Mann, dessen »Waffen der 
Wissenschaft« sogleich beim Beginn seines öffentlichen Auftretens 
(vgl. darüber Archiv Bd. 9. S. 175, S. 338, Bd. 10. pag. VI.) da- 
rin bestanden, dass er zum protestantischen Kampfe gegen die ka- 
tholische Kirche und gegen deren friedliche innere Entwickelung und 
Blüthe die Staatsgewalt zu Hülfe rief. 

16. Ä katholikus Egyhdzjogtan kezy hönyve, hülönös tekintätel Ma- 
gyarorszdg jogi viszonyaira. Irta Kazaly Imre. Vacz. 1877. 
(XVI und 766 S.) 
Hier liegt wieder in ungarischer Sprache ein Handbuch des 
katholischen. Kirchenrechts mit besonderer Bücksicht auf die Rechts- 
verhältnisse in Ungarn vor. Der Verfasser, Emerich Kanzaly, Pro- 
fessor am Seminar zu Waitzen, macht keinen Anspruch auf Origina- 
lität ; vielmehr bekennt er selbst in seiner Vorrede, dass er bei der 
Ausarbeitung vorzüglich Aichner, Porubsky und andere bewährte 
Canonisten benutzte; er hat aber desungeachtet auch ganz selbst- 
ständig ausgeführte Partieen. So über das Schulwesen in Ungarn, 
über Autonomie etc. Das Buch empfiehlt sich durch Uebersichtlich- 
keit, Klarheit des Vortrags, möglichst vollständige, jedoch mässig 
gehaltene Behandlung der einzelnen Theile, wodurch es sich beson- 
ders als brauchbares Lehrbuch für Clerikalseminarien zu eignen 
scheint, was auch des Verfassers ausgesprochener Zweck gewesen ist. 
Mit all' diesem will ich keineswegs behaupten, dass es Mangel frei sei. 

P. V. B. 
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XV. 

Nachtrag von Aktenstücken 

Über die Stellung des Fürsten Bismarch und des Gesandten des 
Norddeutschen Bundes von Arnim zum Vaiicanischcn Concil. 

1. Depesche des Norddeutschen Gesandten v. 14. Mai 1869. 

Ew. Excellenz hohen Erlass vom 2. d. M. mit der Circularde» 
pesche des Fürsten Hohenlohe vom 9. April habe ich *u erhalten 
die Ehre gehabt. Die Voraussetzung, dass die bayerische Depesche 
auch hier mitgetheilt worden sei, trifft nicht zu. Herr v. Sigmund 
hat nicht den Auftrag gebäht, im Vatican sich im Sinne der De- 
pesche zu äussern. Er bestreitet aucb, durch seine Berichte Anlass 
zu derselben gegeben zu haben. Wahrscheinlich ist der Fürst Hohen- 
lohe zu diesem Schritte von dem Stiftspropst Döllinger inspirirt wor- 
den, welcher in seiner Verstimmung gegen Rom ohne Zweifel sehr 
geeignet sein wird, die Gefahren in etwas übertriebener Weise her- 
vorzuheben, welche dem »modernen Staate aus den vermutheten Con- 
cilbeschlüssen erwachsen können. Es ist nun natürlich, dass Herr 
v. Döllinger, dessen theologische Tendenzen von Rom auf Antrieb 
der ultramontanen deutschen Wissenschaft unterdrückt werden, des- 
sen persönliches Selbstgefühl noch kürzlich verletzt worden ist, als 
man ihn bei den Vorarbeiten für das Concil überging — in den 
weltlichen Regierungen Bundesgenossen zu finden wünscht, welche er 
zu anderen Zeiten nicht gesucht haben würde. Wie dem auch sei 
— es ist gewiss vollkommen richtig, dass die Persönlichkeiten, welche 
auf den Gang der Concilsarbeiten tonangebend einwirken, die Indis- 
cretionen, welche über dieselben in die Oeff entlieh keit gelangen, und 
vor allem auch die unberechenbare Individualität des Papstes den 
Regierungen hinreichende Veranlassung geben, der Entwicklung der 
Dinge mit Aufmerksamkeit zu folgen und zu eventueller Wahrung ihrer 
Rechte bei Zeiten Vorkehrung zu treffen. Der Fürst Hohenlohe wird 
. zunächst durch die Befürchtung beunruhigt, dass die Infallibilität 
des Papstes von dem Concil auf Betrieb der Jesuiten dogmatisch fest- 
gestellt werden könnte. Gerade diese Frage dürfte jedoch nicht zu 
denjenigen gehören, deren Lösung in dem einen oder dem andern 
Sinne für den Staat von wesentlicher Bedeutung ist. Wenn es mög- 
lich wäre, der Theorie des Baseler Concils Anerkennung zu sichern, 
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dass das Concil über dem Papst steht, könnte das durch die Regie- 
rungen vertretene Laienelement ein Interesse daran haben , für die 
Definirung des Dogma's in diesem Sinn einen ernstlichen Kampf zu 
beginnen. Das Baseler Concil ist aber in Rom nie anerkannt wor- 
den, und innerhalb der katholischen Kirche sind die Anhänger die- 
ser Definition so selten wie die Hussiten in Böhmen. Der Streit 
dreht sich jetzt nur um die Frage : ob der Papst ohne das Concil 
infallibel ist, oder ob die Infallibilität nur dem Papst mit dem Con- 
eil zukommt. Ein müssiger Wortstreit, der auf die Stellung der welt- 
lichen Regierung ohne Einfluss bleibt. Kirchengesetze und Kirchen- 
decrete können den Regierungen unbequem oder unannehmbar er- 
scheinen und ihnen die Pflicht des Widerstandes auferlegen. Wie 
diese Gesetze und Decrete aber zu Stande gekommen sind, ob durch 
eine Willensäusserung des inspirirten absoluten Papstes oder durch 
einen Beschluss der constitutionellen Kirchenlegislative, wird meistens 
ganz gleichmütig sein. Es wäre zu bedauern, wenn die Regierungen 
in den Streit um diese theologischen Schulmeinungen sich einmischen 
wollten. Wesentlich anders liegt die Sache in Bezug auf die Be- 
schlüsse, welche die kirchlich-politische Commission vorbereitet. Die- 
selben werden zwar für den Staat — sei er feudal oder modern — nicht 
so gefährlich sein wie die Tendenzen und Massregeln der »Internatio- 
nale.« Aber unzweifelhaft bleibt, dass. die Regierungen, die Berech- 
tigung und vielleicht die Verpflichtung haben, rechtzeitig Stellung 
zu nehmen gegen die möglicherweise vorliegende Absicht, über das 
Verhältniss des Staates zur Kirche mit dogmatischer Autorität Grund- 
sätze zu proclamiren, welche den gesetzlich oder vertragsmässig be- 
stehenden Zustand in Frage stellen. Auf den ersten Blick scheint 
es, dass dieses » Stellungnehmen« verschoben werden könnte, bis be- 
stimmte Beschlüsse vorliegen, durch welche ein Conflict geschaffen 
wird. Man könnte meinen, dass dann immer noch Zeit sein wird, 
dem unberechtigten uud einseitigen Anspruch die vis inertiae des be- 
stehenden Rechtes entgegenzustellen. Hiebei wird jedoch ein Factor 
von immenser Wichtigkeit übersehen. Es ist zwar richtig, dass die 
Concilsbeschlüsse in diesen Materien für die weltlichen Regierungen 
zunächst keine andere Bedeutung haben als die Thesen eines wissen- 
schaftlichen Vereins. Aber es ist ebenso unleugbar, dass das ein- 
mal feststehende Concilsdecret Millionen in ihrem Gewissen bindet, 
und dass die Regierungen — wenn sie auf dem Widerstand behar- 
ren — was ihnen in der Regel nicht zu gelingen pflegt — darüber 
in eine verschobene Stellung zu ihren Unterthanen gerathen, welche 
für lange Zeit eine Quelle von Unannehmlichkeiten für die Regierung 
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und von Klagen seitens der Unterthanen werden kann. Hier drängt 
sich nun die Frage auf, ob und auf welche Weise es möglich ist, 
diesen Unannehmlichkeiten zu entgehen. Der Fürst Hohenlohe sieht 
das Mittel in einem Einverständniss aller europäischen Regierungen 
über die Haltung, welche sie gegenüber den Tendenzen und Be- 
schlüssen des Concils einnehmen wollen. Das Ziel, welches der 
bayerische Ministerpräsident sich gesteckt hat, liegt etwas zu hoch. 
Die Besorgniss liegt nahe, dass durch das jedenfalls resultatlose Be- 
mühen, für zu viele widerstreitende Elemente einen Boden gemein- 
schaftlicher Interessen zu finden, auch das Erreichbare erschwert 
worden ist — nämlich das Einverständniss der vereinigten Staaten 
Deutschlands über ein identisches Verhalten in der bevorstehenden 
kritischen Epoche. Sollte dies jedoch nicht der Fall sein, sollte in 
Paris, Florenz, Wien die bayerische Initiative nicht den Wunsch rege 
gemacht haben, die dargebotene Gelegenheit zu allerhand eigenen 
Zwecken zu benutzen, so würde es rathsam sein, zunächst mit dem 
Fürsten Hohenlohe und dann mit den übrigen deutschen Regierungen 
die Schritte zu vereinbaren, welche, nach Massgabe der veränderten 
Umstände, den geschichtlichen Traditionen entsprechen und nach 
Lage der Dinge unerlässig erscheinen. Der Fürst Hohenlohe glaubt, 
dass es zweckdienlich sein werde, wenn die Vertreter der Regierungen 
angewiesen würden, schon jetzt gegen solche Beschlüsse Verwahrung 
einzulegen, welche das Concil einseitig und ohne Berathung mit den 
Staatsgewalten fassen möchte. Hiefür ist jedoch, wie Ew. Excellenz 
in dem Erlass vom 2. d. M. hervorheben, die Sache in keiner Be- 
ziehung reif. Es ist vollständig unmöglich , auch nur eine an- 
nähernde Kenntniss von dem Resultat der Berathungen zu haben, 
welche im Schoosse der Commission für kirchlich-politische Fragen 
gefasst sein mögen. Und selbst wenn diese Beschlüsse uns im Ein- 
zelnen bekannt wären, würde ein Protest gegen dieselben nicht ge- 
rechtfertigt sein, da das Gutachten einer Commission immer noch 
kein Concilsbeschluss ist. Die Personen, welche in der Commission 
den Ton angeben, der Cardinal Reisach, und von Deutschen Mou- 
fang und Molitor, von Franzosen der Abbe* Gibert, Vicar des Bischofs 
von Moulins, Monsignore de Dreux-Breze' , rechtfertigen die Besorg- 
niss vor unannehmbaren Beschlüssen in hohem Grade. Dagegen ist 
in dieselbe Commission von französischen Geistlichen der Abbe Frep- 
pel eingetreten, und es sitzen darin Italiener, die ganz anderen Rich- 
tungen angehören, aus deren Mittheilung geschlossen werden darf, 
dass die gemässigten Elemente nicht ohne allen Einfluss geblieben 
sind. Mit einem Worte, es ist unmöglich über die Natur der bis 
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jetzt gemachten Vorarbeiten Daten zu erhalten, welche die Grund- 
lage eines Protestes oder überhaupt irgend einer diplomatischen De- 
marche worden könnten. Eine Thatsache aber steht fest, gegen 
welche die Regierung eines jeden Landes protestiren kann,' in dem die 
katholische Kirche eine durch Gesetze oder Verträge geregelte Stellung 
hat — die Thatsache, dass in Rom über das Verhältniss des Staates zur 
Kirche mit dem Anspruch verhandelt wird : bindende Normen auf- 
zustellen, ohne den bei diesen Dingen interessirten Staat als andere 
Paciscenten oder gleichberechtigten legislativen Factor zur Berathung 
zu ziehen. Gegen diese Thatsache könnte die Regierung protestiren, 
und hier ist der Punct, auf welchem der Hebel eingesetzt werden 
muss, wenn es sich darum handelt, Deutschland den legitimen Ein- 
fluss zu sichern, den es zu allen Zeiten auf Concilsbeschlüsse gehabt 
hat. Der Protest allein genügt jedoch nicht, wenn nicht gleichzeitig 
der Anspruch auf Zulassung eines oder mehrerer 'oratores zu den 
Verhandlungen des Concils erhoben wird. Die Theilnahme des durch 
den Staat vertretenen Laienelementes an den Verhandlungen des 
Concils erscheint als das einzige Mittel, rechtzeitig von dem Gange 
der Verhandlungen unterrichtet zu sein — das heisst: nicht zu 
früh und nicht zu spät — zu protestiren, Einfluss zu gewinnen, schüch- 
terne Elemente zu sammeln und politischen Machinationen vorzu- 
beugen, welche unter dem Deckmantel kirchlicher Berathungen ver- 
sucht werden könnten. Die Massregel, über welche zwischen dem 
norddeutschen Bunde mit dem Fürsten Hohenlohe und den übrigen 
deutschen Regierungen ein Einverstandniss herbeigeführt werden 
müsste, wäre demnach: »das in Rom eventuell zu stellende Ver- 
langen, dass zu den Berathungen des Concils ein oder mehrere Bot- 
schafter des vereinigten oder zu diesem Zwecke verbündeten Deutsch- 
lands zugelassen werden.« Einen weiteren Bericht zur Erörterung 
einiger hier in Frage kommenden Schwierigkeiten und zur weiteren 
Motivirung der Form des gedachten Vorschlags behalte ich mir vor. 
An dieser Stelle gestatte ich mir nur noch zu erklären, warum ich 
die Abordnung eines deutschen Botschafters zum Concil als eine 
»eventuelle« Massregel bezeichnet habe. Nach allen hier eingehen- 
den Nachrichten ist der Kaiser Napoleon über sein Verhalten in der 
Concilsfrage eben so unschlüssig, wie er es in der Regel am Vor- 
abende wichtiger Entscheidungen zu sein pflegt. Namentlich scheint 
über die Theilnahme eines französischen Botschafters am Concil 
noch keine Entscheidung getroffen zu sein. Auf der andern Seite 
liegt am Tage, dass der Kaiser an dem Ausgange des Concils mehr 
directes Interesse hat als irgend ein anderer Souverän. Sollte 
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er aber dennoch für angemessen erachten, Rom und das Concil sich 
selbst zu überlassen, und sich yorbehalten , gegen etwaige mit dem 
französischen Staatsrecht unverträgliche Beschlüsse nachträglich zu 
reagieren, so würde er das Odium des Conflicts auf sich nehmen 
müssen, und die andern europäischen Regierungen würden die Ver- 
antwortung ihrer etwaigen Proteste in viel geringerem Maasse tra- 
gen als die kaiserliche Regierung. Dazu kommt, dass die Rechte 
des Staates in Frankreich viel ausgedehntere und eingreifendere sind 
als in Deutschland, namentlich in Preussen, so dass ein Concilsbe- 
schluss, der die geringe Prärogative der preussischen Krone verletzt» 
nothwendig auch in Frankreich einen Conflict hervorrufen raüsste. 
In Berücksichtigung dieses Verhältnisses scheint es gerathen, die et- 
waigen Verabredungen mit Bayern geheimzuhalten und nicht zur 
Ausführung zu bringen, so lange wir nicht über die Absichten der 
französischen Regierung vollständige und sichere Information haben. 

v. Arnim. 

2. Depesche des Bundeshan slers vom 26. Mai 1869. 

»Berlin , 26. Mai 1869. Ich benutze den diessmaligcn Feldjä- 
ger zu einer sofortigen Mittheilung in Bezug auf die in Ihren ein- 
gehenden Berichten vom 14. bis 17. Mai über die auf dem ökumenischen 
Concil behandelten Fragen. Nachdem ich Sr. Maj. dem König darü- 
ber Vortrag gehalten, kann ich in Uebereinstimmung mit den aller- 
höchsten Intentionen Ew. etc. folgendes darüber eröffnen. Mit dem 
Vorschlage Ew. etc. dass Preussen sich, eventuell in Gemeinschaft 
mit dem übrigen Deutschland, nach dem Gebrauch der Regierungen 
bei früheren Concilien, durch bestimmte Abgesandte oder Regierungs- 
bevollmächtigte (oratores) als Staat auf dem ökumenischen Concil 
selbst vertreten solle, hat Se. Maj. der König sich nicht einverstan- 
den erklären können. Ew. etc. haben selbst die Schwierigkeiten 
einer solchen Massregel nicht unbeachtet gelassen ; dieselben wurden 
sich aber bei jedem Versuch einer praktischen Verwirklichung noch 
viel grösser herausstellen als sie schon im voraus erscheinen müssen. 
Es ist mir kaum zweifelhaft, dass Rom den Anspruch protestanti- 
scher, d. h. ketzerischer Regierungen — und als solche wird man 
in Pom Preussen und die Mehrheit der deutschen Regierungen 
immer ansehen und über das persönliche Glaubensbekenntniss des 
Souveräns nicht so leicht hinweggehen wie Ew. etc. es zu glauben 
scheinen — auf Vertretung nicht anerkennen werde; eine Forderung 
aber zu stellen, welche nicht durchgesetzt werden kann, würde die 
Regierungen nur in eine schiefe Lage bringen, ihrem Protest aber 
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Sicherlich keine grössere Kraft verleihen. Aber seibsi, wenn man Iii 
Rom den Anspruch zugestehen wollte, in welcher Lage wurden sich 
die Oratores auf dem Concil befinden, dessen immense Mehrheit sie 
als Eindringlinge, als (wenn auch ihrer Person nach katholisch) Ab- 
gesandte ketzerischer Regierungen ansehen , und jede ihrer Aeusse- 
rungen mit Misstrauen und Missgunst aufnehmen würde. Eine fort- 
währende Verletzung der Wüfde def Souveräne wäre dabei kaum 
vermeidlich. Ew, etc, haben selbst die Frage aufgeworfen: welche 
Stellung die Abgesandten auf dem Concil einnehmen sollen. Als In- 
dividuen wären ftU) wie" S\V; etc; mit Hecht bemerken, Einzelne ge- 
gen Hunderte, und ihr individuelles Stimmrecht wurde vöti gär 1 kei- 
ner Bedeutung sein; ihr persönlicher Einfluss aber würde eben von 
ihren Persönlichkeiten abhängen, welche für diesen Zweck auszu- 
wählen schwer genug sein würde. Als »Regierungsbevollmächtigte« 
dagegen müssten sie im Namen der Regierungen ein Veto einlegen 
können; dass man ihnen dies nicht zugestehen wird, versteht sich 
von selbst. Protest einzulegen aber ist immer eine undankbare 
Mühe, und hat nur dann eine Bedeutung, wenn es in der Macht des 
Protestirenden liegt, dasjenige zu verhindern , wogegen er protestirt. 
Ein Protest der Abgesandten aber, über den das Concil ohne Zwei- , 
fei, ohne alle Rücksicht mit weiteren Beschlüssen hinwegginge, würde 
die Regierungen nur in eine schwierigere Lage bringen, als wenn sie 
einfach Beschlüssen gegenüber ständen, die ohne Betheiligung von 
ihrer Seite und ohne Gegenwart von ihren Bevollmächtigten zu 
Stande gekommen wären. Ich habe nur einen Theil der Schwierig- 
keiten berühren wollen, welche sich der praktischen Ausführung des 
Vorschlags entgegensetzen würden. Die Hauptsache bleibt immer, 
dass die ganze Theilnahme der Staatsgewalten an einem Concil auf 
einem ganz fremden, für uns nicht mehr vorhandenen Boden, auf 
einem der Vergangenheit angehörigen Verhältniss des Staates zur 
Kirche beruht, und nur so lange einen Sinn hatte, als der Staat der 
katholischen Kirche, als der Kirche, der einzigen allumfassenden Kirche, 
gegenüber stand. Selbst bei dem tridentinischen Concil, wenigstens bei 
den Anfängen und Vorbereitungen desselben, war dieses alte Verhältniss 
noch vorhanden, und die protestantischen Regierungen, wie die protestan- 
tischen Gemeinden konnten noch zu dem Concil eingeladen werden, weil 
sie noch nicht als unwiederbringlich aus der Kirche ausgeschieden wer- 
den konnten. Die Kirche stand damals noch in einem bestimmten 
intimen und gewisserraasseu rechtlich festgestellten, d. h. von der 
Kirche in ihrem Recht anerkannten Verhältniss zum Staat; das ca- 
nonische Recht mit dem ganzen Arsenal seiner Bestimmungen auch 
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über das Gränzgebiet zwischen Staat und Kirche hatte damals noch 
eine Bedeutung für den Staat. Darum konnten die Regierungen 
auch unter bestimmten rechtlichen Formen in die Berathung und 
Regelung der kirchlichen Dinge eingreifen, wie sie es durch ihre 
Oratores auf dem Concil thaten. Ebenso trat an sie nachher die Frage 
heran: ob sie durch Acceptation der Concilbeschlüsse die von den 
letzteren in kirchlich- staatlichen Dingen getroffenen Aenderungeni 
als einen Theil ihres öffentlichen Rechts anerkennen wollten. Dieses 
Verhältniss hat sich jetzt, wenigstens für uns , vollständig geändert. 
Bekanntlich hat eine Anzahl der europäischen Staaten die Beschlüsse 
des tridentinischen Concils ausdrücklich acceptirt und publicirt, 
andere nicht. Für Preussen hat davon nie die Rede sein oder auch 
nur die Frage aufgeworfen werden können. Ebensowenig könnte oder 
dürfte jetzt für Preussen die Frage entstehen : ob es die Beschlüsse 
des neuen ökumenischen Concils acceptiren und damit als einen Be- 
standteil seines geltenden öffentlichen Rechtszustandes anerkennen 
wolle. Wenn es aber durch abgesandte Vertreter an den Berathun- 
gen des Concils theilnähme , so würde es eben dadurch in den Fall 
kommen, sich über die Beschlüsse desselben zu erklären, und sie 
eventuell als Theil seines Staats- und Kirchenrechts anzunehmen 
oder zu verwerfen — einen Fall, dessen Verwirklichung Ew. etc. 
sich nur einen Augenblick vorzustellen brauchen, um die volle Un- 
möglichkeit einzusehen. Für Preussen gibt es verfassungsmässig wie 
politisch nur einen Standpunkt, den der vollen Freiheit der Kirche 
in kirchlichen Dingen und der entschiedenen Abwehr jedes Ueber- 
griffs auf das staatliche Gebiet. Zu der Vermischung beider, selbst 
die Hand zu bieten, wie es durch die Absendung von Oratores ge- 
schehen würde, darf die Staatsregierung sich nicht gestatten. Ew. 
etc. bitte ich sich von diesem Standpunkt der königlichen Regierung für 
Ihre ganze Haltung möglich zu durchdringen. Ew. etc. werden als- 
dann auch anerkennen, dass uns diese Haltung durch unsere eigene 
Stellung zur Sache vorgeschrieben wird, und dass es für uns nicht 
massgebend sein kann , welche Haltung der Kaiser Napoleon dem 
Concil gegenüber einnehmen, und ob er dasselbe beschicken werde 
oder nicht. Etwas ganz anderes aber als müssige und nicht berück- 
sichtigte Proteste sind die auf dem Gefühl der eigenen Macht be- 
ruhenden Kundgebungen der Regierungen, üebergriffe nicht dulden 
zu wollen. Diese können als heilsame Mahnungen und Warnungen 
auch im voraus dienen, und ich bin mit Ew. etc. vollkommen ein- 
verstanden, dass die blosse Thatsache der Existenz einer kirchlich- 
politischen Comraission für das Concil das Factum: dass in Rom 
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über das Verhältniss zwischen Staat und Kirche mit dem Ausspruch 
verbandelt wird, bindende Normen aufzustellen , ohne den bei diesen 
Dingen interessirten Staat als gleichberechtigten Factor zur Bera- 
thung zu ziehen , den Regierungen hinreichenden Anlass zu solchen 
Mahnungen und Warnungen darbiete. Se. Maj. der König haben 
mich demgemäss ermächtigt mit der königlich bayerischen Regierung 
und eventuell mit den übrigen süddeutschen Regierungen in vertrau- 
liche Verhandlungen zu treten, und wo möglich im Namen des ge- 
sammten Deutschlands, auf welches es uns zunächst hier nur ankommen 
kann, geraeinsame Einwirkungen auf die Curie zu versuchen, welche 
ihr die Gewissheit geben würden, dass sie bei etwa beabsichtigten 
Ausschreitungen einem entschiedenen Widerstande der deutschen Re- 
gierungen begegnen werde. Wenn diese Verhandlungen zu einem 
Ergebniss geführt haben, werde ich Ew. etc. mit weiterer Instruc- 
tion für die zunächst vertraulichen und nach Umständen zu verstär- 
kenden Schritte in Rom versehen. Gez. v. Bismarch. St. Hoch wohl- 
geboren dem Hrn. v. Arnim. Rom. 

3. Instruction des Bundeskanzlers vom 5. Januar 1870. 

Berlin, 5. Jan. 1870. Die Berichte Ew. Hoch wohlgeboren vom 
22. bis 29. December sind mir nunmehr zugegangen. Wenn ich die- 
selben zusammenfasse und mir ein Bild von der bisherigen Entwick- 
lung der Dinge zu gewinnen suche , soweit dies überhaupt bei der 
augenblicklichen Sachlage möglich ist, so erscheint mir diese bis 
jetzt noch als eine so chaotische, dass es unmöglich ist über die 
Wahrscheinlichkeiten des weiteren Verlaufes ein ürtheil zu gewin- 
nen. Was für greifbare und wirkliche Gestaltungen sich aus diesen 
kreisenden Nebeln herausbilden mögen, lässt sich noch nicht voraus- 
sehen. Ich würde es nicht für weise halten, wenn wir in dieses ne- 
belhafte Chaos hineingreifen wollten, in welchem wir die richtige 
Operationsbasis zu wählen noch ausser Stande sind. "Wir könnten 
durch ein voreiliges Eingreifen möglicherweise der Entwicklung eine 
uns unerwartete Richtung geben, und Elemente, auf welche wir gern 
zählen nach der anderen Seite hinüberdrängen. Was sich von wirk- 
lich lebenskräftiger Thätigkeit der freieren geistigen Elemente ent- 
wickeln soll, muss sich aus sich selbst heraus entwickeln; und an 
uns kann die Aufforderung zum Handeln erst herantreten, wenn eine 
solche Thätigkeit eine bestimmte Gestalt und einen festeren Boden 
gewonnen hat. Die abwartende Stelluug wird uns um so leichter, weil 
gerade wir, was auch schiesslich das Ergebniss sein möge, keine 
Ursache zu Besorgniss vor wirklichen Gefahren haben, die unserem 
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Staatsleben drohen möchten. Ich habe Ew. etc. schon früher be- 
merklich gemacht — und ich bitte Sie vor allem sich dies immer 
gegenwärtig zu halten — dass wir vom Standpunkte der Regierung 
aus keinerlei Befürchtungen Kaum geben, weil wir die Gewissheit 
haben auf dem Felde der Gesetzgebung , unterstützt von der Macht 
der öffentlichen Meinung und dem ausgebildeten staatlichen Bewusst- 
sein der Nation, die Mittel zu finden um jede Krisis zu überwin- 
den, und die gegnerischen Ansprüche auf das Mass zurückführen, 
welches sich mit unserem Staatsleben verträgt. Wir sind in Nord- 
deutschland des nationalen und des politischen Bewusstseins, auch der 
katholischen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, sicher, und haben in der 
überwiegenden Mehrheit der evangelischen Kirche einen Stützpunkt, 
welcher den Regierungen rein oder wesentlich katholischer Länder 
fehlt. Es bedarf für uns der Versicherung des Papstes, dass durch 
die Ergebnisse des Concils die hergebrachten oder festgestellten Be- 
ziehungen der Curie zu den Regierungen nicht geändert werden 
sollten, in keiner Weise. Jeder Versuch dieselben umzugestalten, 
würde schliesslich nicht zu unserem Nachtheil ausfallen. Ungeach- 
tet dieser Zuversicht sind wir natürlich weit davon entfernt zu wün- 
schen, dass die Sachen auf die Spitze getrieben werden. Im Inte- 
resse der katholischen Unterthanen S. M. des Königs und einer fried- 
lichen Weiterentwicklung des nationalen Lebens können wir nur 
wünschen, dass der Organismus der katholischen Kirche, auf dessen 
Grunde sich bisher gedeihliche Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche gebildet haben, nicht gestört oder unterbrochen werde. Wir 
haben ein lebhaftes Interesse daran, dass die Elemente des religiö- 
sen Lebens, verbunden mit geistiger Freiheit und* wissenschaftlichem 
Streben, welche der katholischen Kirche in Deutschland eigen th üm- 
lich sind, auch in Rom auf dem Concil im Gegensatz gegen die 
fremden Elemente zur Geltung kommen, und nicht durch die nu- 
merische Mehrheit unterdrückt und vergewaltigt werden. Aber wie 
dieser Wunsch nicht aus dem staatlichen Interesse der Regierung, 
sondern aus der Sympathie für das regiöse 'Leben unserer katholi- 
schen Bevölkerung hervorgeht, so kann er auch nicht in einer von 
der Regierung ausgehenden Action seinen Ausdruck finden, sondern 
wir müssen erwarten , dass die Action von dem deutschen Element 
auf dem Concil selbst ausgehe, und wir unsererseits müssen uns 
darauf beschränken dem deutschen Episcopat die Gewissheit unserer 
Sympathie , und wenn der Fall des Bedürfnisses eintreten und von 
dem Episcopat erkannt werden sollte, unsere Unterstützung zu ge- 
ben. Unsererseits im Namen der Regierung Forderungen für den 
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deutschen Episcopat an die Curie oder das Concil zu stellen , be- 
trachte ich nicht als unsere Aufgabe. Abgesehen davon , dass es 
schwer sein würde einen praktischen Boden dafür zu finden — wie 
denn schon die Forderung eines Abstimmungsmodus nach Nationen 
eine sehr schwer definirbare sein würde — würden wir uns in eine 
falsche Stellung zu dem Concil und zu der Curie bringen, und eine 
Art Anerkennung der dort beanspruchten Autorität aussprechen, de- 
ren Polgen sich schwer berechnen Hessen. Was wollen wir thun, 
wenn die Forderung , wie es wahrscheinlich ist , abgewiesen wird, 
weil es sich dabei um ein reines Internum des Concils handle? Und 
wenn gar römischerseits darauf eingegangen würde — was freilich 
nicht wahrscheinlich ist — würden uns nicht gerade dadurch die 
Hände gebunden werden für die Zukunft? Würden wir damit nicht 
den für uns einzig möglichen Standpunkt aufgeben, dass wir als 
Regierung dem Concil völlig fremd und frei gegenüberstehen, und 
seine Beschlüsse vor das Forum unseies Staatslebens zu ziehen be- 
rechtigt sind? Schon aus 'diesem Grunde können wir eine ständige 
Conferenz der Vertreter der Regierungen in Rom, welche Ew. etc. 
mit dem Namen eines Anticoncils bezeichnen und selbst zwar nicht 
empfehlen wollen, aber doch als eine ins Auge zu fallende Eventua- 
lität anfuhren, nicht für angemessen erachten, selbst wenn sie mög- 
lich wäre. Sie dürfte aber auch praktisch sich nicht als möglich 
erweisen, schon weil sich nur sehr wenige Vertreter von Regierungen 
darin zusammenfinden würden, wie denn Ew. etc. selbst mit Recht 
ein Zusammenwirken mit dem österreichischen Botschafter als schwie- 
rig bezeichnet haben. Frankreich, welches das Concil ganz in seiner 
Hand hat und durch ein Zurückziehen seiner Trappen dasselbe ge- 
fährden kann , würde sich sicherlich abseits halten ; von England, 
von Russland, von Italien sind keine Vertreter vorhanden, und wel- 
ches Gewicht würde in Rom eine Conferenz haben, die sich aus den 
Vertretern des Norddeutschen Bundes , Bayerns (welches die andern 
süddeutschen Staaten nicht mit repräsentiren würde, da Württem- 
berg wenigstens sich nicht geneigt zeigt, Bayern mit zu beauftragen) 
und Portugals zusammensetzte? Alle diese Betrachtungen können 
nur dazu dienen, die Ueberzeugung zu verstärken, dass jede Action 
auf das Concil nur von den Bischöfen, d. h. wo möglich den deut- 
schep, in Verbindung mit den österreichischen und den ungarischen, 
eventuell auch den französischen und den einzelnen Elementen in an- 
deren Nationalitäten, ausgehen muss. Es wird für jetzt mehr lieht 
thunlich sein, als dass wir die deutschen und die ihnen zustimmen- 
den Bischöfe ermuthigen und moralisch unterstützen , und ihnen die 
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Zuversicht geben , dass wir auch im schlimmsten Fall ihre Rechte 
im eigenen Lande wahren würden. Ich ersehe aus Ihren Berichten 
mit Vergnügen, dass ihnen die Fühlung mit den Bischöfen nicht 
fehlt: und ich wünsche dringend, dass sie dieselbe dazu benutzen 
mögen, um auf die Bischöfe in diesem Sinne vertraulich einzuwirken. 
Inwieweit Ew. etc. bei den einzelnen Prälaten Gelegenheit und Bo- 
den dafür finden , kann nur von Ihnen selbst beurtheilt, werden. 
Hierüber bitte ich Ew. etc. auch mit dem Grafen Tauffkirchen, des- 
sen Uebereinstiramung Ihnen sicherlich nicht fehlen wird, und mit 
dem portugiesischen Gesandten sich zu verständigen. Den Bischöfen 
gegenüber werden Sie aber auch hervorheben können, was ich oben 
schon andeutete, dass tief eingreifende Aenderungen in dem Orga- 
nismus der katholischen Kirche, wie sie durch die absolutistischen 
Tendenzen der Curial-Partei angestrebt werden , allerdings auch 
nicht ohne Einfiuss auf die Beziehungen der Kirche zum Staat und 
damit auf ihre eigene Stellung der Regierung gegenüber bleiben 
würden. Diese Beziehungen und das bisher von der Staatsregierung 
gezeigte wohlwollende Entgegenkommen für die Bedürfnisse und- 
Wünsche der Kirche beruhen auf dem bestehenden Organismus der 
Kirche und auf der anerkannten Stellung der Bischöfe in demselben. 
Werden diese alterirt, so werden auch die Pflichten der Regierung 
andere, nicht nur in moralischer, sondern auch in juristischer Hin- 
sicht; und letztere muss sich fragen, ob die veränderte Stellung der 
Bischöfe, welche ihr gegenüber die nächsten Vertreter und Organe 
der Kirche sind, nicht eine veränderte Behandlung in legislatorischer 
und administrativer Hinsicht erforderlich mache. In dieser Bezie- 
hung erscheint mir auch die Argumentation des französischen Bot- 
schafters, welche Ew. etc., ich weiss nicht recht warum, als eine 
subtile bezeichnen , durchaus gerechtfertigt ; und ich glaube , dass 
Sie ähnliche Erwägungen gegenüber den Bischöfen geltend machen 
können. Indem ich noch bemerke, dass. diese Instruction S. M. dem 
König vorgelegen hat und von Allerhöchstdemselben genehmigt wor- 
den ist, fasse ich dieselbe noch einmal darin zusammen: dass ich 
Ew. etc. bitte dem Concil und der Curie gegenüber eine vollkommen 
ruhige und abwartende Stellung zu bewahren, und vertraulich, in 
üebereinstimmung mit Ihren gleichgesinnten Collegen, eine möglichst 
ermuthigende und stärkende Einwirkung . auf die Bischöfe geltend 
zu machen. (Gez.) v. Bismarck. 

(Schluss folgt.) 
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XVI. 

Ueber die Publication des Tridentinischen Eheschliessungs- 
decrets durch dessen observanzmässige Beobachtung, 

von Ordinariatsassessor Professor Dr. Karl Braun zu Fulda. 

1. Das Concilium von Trient verordnete in dem Caput 1. »Ta- 
metsi« Sess: XXIV. De reformatione matrimonii, dass für die Zu- 
kunft die christlichen Ehen bei Strafe der üngilügkeit in Gegenwart 
des eignen Pfarrers der Brautleute sowie zweier oder dreier Zeugen 
abgeschlossen werden sollten, befahl den Ordinarien, für die Ver- 
kündigung uud Erklärung dieses Gesetzes in allen einzelnen Pfarr- 
kirchen ihrer Diöcesen Sorge zu tragen, und bestimmte, endlich, dass 
dieses Decret in jeder einzelnen Pfarrei erst mit dem Ablaufe von 
dreissig Tagen nach der ersten Promulgation desselben Rechtskraft 
erlangen solle. 

Die Praxis der höchsten kirchlichen Behörden hat nun neben 
der in gewöhnlicher Weise mündlich in der Pfarrkirche erfolgenden 
Verkündigung des Caput »Tametsi« noch eine zweite eingeführt, die le- 
diglich in der observanzmässigen Beobachtung des ersteren in der be- 
treffenden Pfarrei besteht, mit der zu Grunde liegenden Rechtsan- 
schauung, dass diese Art der Eingehung der Ehen vor dem eignen 
Pfarrer uud zwei oder drei Zeugen von dem Tridentinum vorge- 
schrieben sei. 

Im Einzelnen sind die Veranlassung, die Existenz, die recht- 
liche Begründung und Natur sowie die Wirkungen dieses zweiten 
Modus der Publication zu besprechen. Grundlegend sind für die 
folgende Darstellung die einschlägigen Entscheidungen des heiligen 
Stuhles, insbesondere der mit vier Ausführung und der authentischen 
Interpretation der Decrete des Conciliums von Trient beauftragten 1 ) 
Congregatio Cardinalium Concilii Tridentini Iuterpretum, die wir so- 
fort mittheileh werden. 

2. Im Allgemeinen ist wohl anzunehmen , dass die Verfügung 
des Conciliums, wonach dessen Decret über die Form der Eheschlies- 
sung in jeder einzelnen Pfarrkirche verkündet und erklärt werden 
sollte, je nach Lage der Verhältnisse zur Ausführung gebracht wor- 
den ist. Indessen ist es recht wohl denkbar, dass diese Publication 

» 

1) Vergl. Phillips, Kirchenrecht VL S. «25—635. 
Archiv fOr Kirchenrecht XXXVIII. H 
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in vielen Fällen unterblieben war. Auch können die Beweismittel 
zur Feststellung der wirklich geschehenen Verkündigung entweder 
niemals für die spätere Zukunft fixirt, oder doch im Laufe der Zeit 
abhanden gekommen sein. Es liegt auf der Hand, dass eine solche 
Lage der Dinge von dem Standpunkte der Gesetzgebung sowohl, als 
der Rechtsprechung mit den grössten Unzuträglichkeiten verbunden 
sein musste. Ein derartiges Schwanken des Rechtes in so wichtiger 
Angelegenheit musste an sich schon unzulässig erscheinen, und 
mehr noch bedurfte der zur rechtlichen Entscheidung über die Gil- 
tigkeit einer f actisch abgeschlossenen Ehe im einzelnen Falle beru- 
fene und verpflichtete kirchliche Richter einer ausreichenden, klaren 
Rechtsregel darüber, ob in der betreffenden Pfarrei eine Verbindlich- 
keit zur Einhaltung der Tridentinischen Eheschliessungsform vorhan- 
den sei oder nicht. Als eine solche Norm stellte sich naturgemäss 
die factische und observanzweise Beobachtung und Handhabung des- 
selben in der einzelnen Pfarrei dar, zugleich mit dem z» Grunde lie- 
genden Rechtsbewusstsein, dass mit diesem Verfahren der Vorschrift 
des Concils über die* Form der Eheschliessung entsprochen und ge- 
nügt sei. 

So erklärt insbesondere Benedict XIV. den Hergang der Sache. 
In dem von ihm als Papst herausgegebenen Werke De Syncdo dioe- 
cesana 1 ) lehrt er: 

»Illud etiam praefato Tridentini decreto additum legitur, ut 
decretum ipsum in singulis parochialibus ecclesiis pluries promulgari 
et populo explicari deberet, utque in unaquaque Parochia suum ro- 
bur post triginta dies habere inciperet a die primae publicationis in 
eadem parochia factae numerandos: cit. cap. 1. in fine. Cum igitur, 
ad judicandum de Conciliaris legis vigore in unoquoque loco, prae- 
raittenda videretur probatio publicationis decreti in Ecclesia parochi- 
ali ipsius loci pridem expletae, jam hoc pro regula habetur, ut ibi 
facta praesumatur ejusdem decreti publicatio, ubicumque constet jam 
usu receptum esse, ut matrimonia coram parocho et duobus vel tri- 
bus testibus, tamquam in exsecutionem decreti Concilii Tridentini, 
celebrentur: ut aperte legitur in quadam resolutione, a praedicta 
Congregatione edita 26. Septembris 1602, quae refertur lib. 10. 
decretor. pag. 47. »Publicationem praesumi, ubi id decretum fuerit 
aliquo tempore in Parochia, tamquam decretum Concilii, observatum:« 
et concordant ea, quae enuntiata leguntur in alia superius citata re- 
solutione diei 30. Martii 1669.« Und ebenmässig sagt er in der 



1) Lib. XII. cap. 5. n. 6. 
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berühmten, insbesondere für die Feststellung der zur Begründung 
des Domicil's und Quasidomicü's erforderlichen Momente wichtigen 
Constitution »Paucis abhinc hebdomadis:« vom 19. März 1758 
»Tandem cum praevideretur, facile deperditum iri probationes, unde 
constaret de promulgatione Tridentini Decreti in qualibet Paroecia, 
atque exinde orituras plerumque dubitandi caussas, num exsecutioni 
demandata fuisset praescripta Conciliaris Decreti promulgatio l num- 
que propterea vim suam obtinere deberet, approbante Pontifice Ma- 
ximo, sancitura fuit a Congregatione Concilii, ad eamdem Promulga- 
tionen! comprobandam sufficere diuturnam observantiam ejusdem Con- 
ciliaris Decreti, cujus publicatio inducitur ex diuturnitate temporis, 
quo matrimonia in Paroeciis corara Parocho ac duobus testibus cele- 
brata fuerunt : ut videre est in Tricariensi 26. Septembris 1602 lib. 
10. Decretorum, quae exsistunt in Secretario ejusdem Congregationis 
pag. 47. et in quadam Poloniae 13. Novembris 1638 lib. 16. Decre- 
torum eorumdem pag. 117. atque Nos ipsi observavimus in Opere 
nostro de Synodo Dioecesana novissimae editiouis lib. 12. cap. 5. 
num. 6.« 

3. Da die Rechtsbeständigkeit des hier in Rede stehenden Pu- 
blicationsmodus ausschliesslich durch die Thätigkeit der Congregatio 
Concilii eingeführt worden ist, so sind die bezüglichen Entscheidungen 
der Letzteren nunmehr hier mitzutheilen. Wir werden dieselben in 
zwei Gruppen aufführen, deren erste diejenigen Declarationen um- 
fasst, welche dem Wortlaute nach die Observanz «lässige Beobachtung 
des Conciliardecretes zunächst nur als genügende Präsumtion der 
wirklich erfolgten Publication betrachten, während die zweite in die- 
ser factischen Handhabung desselben geradezu ein Aequivalent der 
mündlichen Promulgation erkennen lässt. 

Die älteste derselben ist, soweit uns bekannt, die Entscheidung, 
welche von dem Apostolischen Stuhle am 26. September 1602 an 
den Siscbof von Tricasico für Holland, Seeland und Friesland erlas- 
sen und oben von Benedict XIV. bereits angezogen wurde. Sie lau- 
tet: »Publicationem praesumi, ubi id Decretum fuerit aliquo tem- 
pore in Parochia tamquam Decretum Concilii observatum.« Eine 
weitere Declaration bei Pignatelli 2 ) besagt: »In Panormitana die 
10. Julii 1610 Sacra Congregatio ad id quod pertinet ad primum 
caput respondit, nullitati hujus matrimonii, quatenus Parochus in 

1) Bullarium Benedicta XIV. Venetiis 1768 Tom. IV. Appendix altera, 
pag. 287. 

2) Consultationnm Canonicarum Toraas. V. Venetiis 1G88 Consult. 79 n 
40. 43. pag. 188. 

11* 
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eo adhibitus non fuerit, rainime obstare, quod decretum praedictum 
in Parochiis Panormitanae dioecesis non appareat publicatum. Si 
quidem cum forma Concilii contrahendo matrimoniis praescripta so- 
leat observari, praesumitur publicatum, quemadmodum aliis plerisque 
in casibus sacra Congregatio consulta respondit.c 

Die ebenfalls schon oben von Benedict XIV. in der Constitu- 
tion »Paucis abbinc hebdomadisc erwähnte Entscheidung in der 
Caussa Poloniae vom 13. November 1638 ist folgende 1 ): »Discusso 
dubio, an, quando mulier catholica cum haeretico vel econtra matri- 
monium praesente ministro haeretico contrahat in loco, in quo dubi- 
tatur, an S. Concilium Tridentinum fuerit publicatum, debeat coram 
parocho catbolico iterum coutrahere? S. Congregatio sub die 13. 
Novembris 1638 ita respondit : Si non constet de publicatione S. 
Concilii Tridentini in parochia contrahentium, non esse invalida ma- 
trimonia coram ministro haeretico contracta; si vero constet de pu- 
blicatione S. Concilii in parochia saltem ex ipsius observantia per 
aliquod tempus, tamquani decreti S. Concilii , ad validitatem matri- 
monii requiri, ut coram parocho catholico iterum contrahatur.« 

Die Verhandlungen der etenwohl von dem genannten Papste 2 ) 
bereits citirten Caussa Indiarum orientalium besagen 3 ): »Ad secun- 
dnm ut supra , si nimirum praecitatum decretum S. Concilii fuit in 
parochiis intelligibili lingua publicatum, clandestina [matrimonia] 
esse invalida, si non ita publicatum, esse valida. Praesumendura 
autem esse, quod fuerit hoc modo publicatum, si de tempore vel prae- 
senti vel praeterito exstet memoria, quod matrimonia contrahi sole- 
bant coram parocho aut missionario et testibus tamquam ex prae- 
scripto ejusdem S. Concilii.« 

Wir fügen noch die hieher gehörige Stelle aus der Instruction 
des heiligen Stuhles an den Bischof von Lucon vom 28. Mai 1793 
bei. Der Letztere hatte angefragt, ob nicht die Gläubigen seiner 
Diöcese bei der Flucht so vieler, durch die Revolution verbannter 
Pfarrer und der hiedurch herbeigeführten Unmöglichkeit, vor diesen 
die Ehen einzugehen, sich mit der von dem Nationalconvente befoh- 
lenen und vor den Municipalbeamten abznschliessenden Civilehe be- 
gnügen dürften, zumal es sich nicht nachweisen lasse, dass die Ver- 
kündigung des Tridentinischen Decrets über die Form der Eheschlies- 



1) Bei Kutschker, das Eherecht der katholischen Kirche nach seiner 
Theorie und Praxis. Bd. I. 1856, S. 458. 

2) De Synodo dioecesana. Lib. XII. cap. 5. n. 6. . 

3) Bei Kutschker, a. a. 0. S. 460-401. 
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sung in den einzelnen Pfarrkircheu Frankreichs wirklich erfolgt sei. 
Die Instruction verneint die Frage, verbietet den Gläubigen die Ein- 
gehung der christlichen Ehe vor dem Civilstandsbeamten, erlaubt nur 
die Sistirung der Brautleute vor letzterem zu dem Zwecke der Er- 
langung der civilrechtlichen Wirkungen der Ehe, und erklärt im 
Uebrigen die unter den damaligen Verhältnissen vor nur zwei Zeu- 
gen eingegangenen Ehen für giltig. Gegenüber der von dem Bischöfe 
supponirten angeblichen Nichtverkündigung des Tridentinischen Con- 
ciliardecretes bemerkte dieselbe 1 ): »Frustra quaestionem modo mo- 
veri, num Tridentini Concilii Decretum publicatura in singulis Gal- 
liarum Ecclesiis fuerit. Cum enim certo certius constet in Ecclesiis 
Galliarum jam usu receptum esse, ut matrimonia celebrentur coram 
Parocho et duobus vel tribus testibus tamquam in exsecutionem De- 
creti Concilii Tridentini hoc profecto satis debet esse, ut praesuma- 
tur facta ejusdem Decreti publicatio, sicut aperte legitur in resolu- 
tio»e edita a S. Congregatione Concilii die 26. Septembris Anni 1602, 
quae refertur lib. 10. Decretorum pag. 47: »Publicationem prae- 
sumi, ubi id Decretum fuerit aliquo tempore in Parochia tamquam 
Decretum Concilii observatum.« Idemque statu tum legitur in alia 
resoiutione die 30. Martii Anni 1669.« 

4. Uebereinstimmend wird zunächst in allen diesen Entschei- 
dungen als genügender Ersatz für den Beweis der mündlich (intelli- 
gibili idioraate, intelligibili lingua) in den einzelnen Pfarrkirchen 
erfolgten Verkündigung des Tridentinischen Eheschliessungsdecretes 
der Nachweis der Thatsache anerkannt, dass dasselbe als solches 
längere Zeit hindurch observanzmässig gehandhabt worden ist. 

Indem wir nun zur Darstellung der inneren Erfordernisse die- 
ser rechtlichen Präsumtion übergehen, ist vor Allem festzuhalten, 
dass überhaupt jede, auch die mündliche, Verkündigung des Conci- 
liardecretes nur dann rechtsbeständig ist und folgeweise den clan- 
destinen Ehen der Stempel der Ungiltigkeit inhärirt, wenn dasselbe 
als solches verkündet oder gehandhabt wird. Eine legislatorische 
Verfügung des einzelnen Bischofs, der Diöcesansynode, des Provin- 
cialconciis, die wenn auch mit den Worten des Concils, jedoch ohne 
auf dessen Auctorität Bezug zu nehmen, in den einzelnen Pfarrkir- 
chen der Diöcese oder der Provinz die Ungiltigkeit der für die Zu- 
kunft ohne die Intervention des eigenen Pfarrers und zweier Zeugen 



1) Collectio Brevium atque Inatructionum Ss. D. N. Pii Papac VI. quae 
ad praesentes Gallicanarum Ecclesiarum calamitates pertinent. Pars II. Augus- 
tae Vindelicorum 1796. pag. 172 Prinio. 
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eingegangenen Ehen statuiren wollte, würde gleichwohl das bis dahin 
bestehende Kecbt nicht abändern, die clandestinen Ehen würden nach 
wie vor giltig bleiben. Wo nämlich die Bestimmung des Tridenti- 
nums über die Nichtigkeit der clandestinen Ehen nicht Eingang ge- 
funden hat, da ist noch immer das gemeine vortridentinische Recht 
in Geltung. Diesem würde eine solche einfache Verfugung des Bi- 
schofs, der Diöcesansynode, des Provincialconcils widersprechen und 
eine Aenderung des bis dahin bestehenden Rechtszustandes um des- 
willen nicht begründen können, weil es dem Bischöfe, dem Provin- 
cialconcile nicht gestattet ist, ein neues Ehehinderniss einzuführen, 
diese Prärogative vielmehr ausschliesslich dem heiligen Stuhle und 
dem oecumenischen Coucile vorbehalten ist. 

In diesem Sinne hat sich auch die Congregatfo Concilii ausge- 
sprochen, wie aus der Darlegung Benedict XIV. 1 ) hervorgeht. In 
der Erzdiöcese Kiew und in der ruthenischen Kirchenprovinz über- 
haupt war das Tridentinische Eheschliessungsdecret niemals publicirt 
worden. Um den Nachtheilen der clandestinen Ehen für die Zukunft 
vorzubeugen, erliessen die Diöcesansynode zu Kiew vom 1 1 . October 
1619 und das Ruthenische Provincialconcil vom 6. August 1626 
nach einander Verordnungen in welchen ganz nach dem Inhalte des 
Tridentinischen Conciliardecretes, jedoch ohne dieses zu erwähnen^ 
die clandestinen Ehen fortan für nichtig erklärt wurden, befahlen 
ebenmässig die Publication dieser Vorschrift in den einzelnen Pfarr- 
kirchen, verordneten die Trennung der im Widerspruch mit dieser 
Verordnung Heirathenden vom Bande der Ehe, und gewährten den- 
selben die Freiheit, zur anderweiten Verehelichung zu schreiten. 

Die Congregatio Concilii erwog hiegegen, dass das Tridentinum 
die Nichtigkeit der clandestinen Ehen ausdrücklich von der Promul- 
gation des hierüber seinerseits erlassenen Gesetzes in jeder einzelnen 
Pfarrei abhängig gemacht habe, dass aber in der ruthenischen Kir- 
chenprovinz nicht dieses , sondern nur eine Verordnung einer Diöce- 
cesansynode und eines Provincialconcils als solcher verkündet wor- 
den sei, dass also die abweichend von der Vorschrift des Tridentiui- 
schen Concils in dieser Kirchenprovinz abgeschlossenen Ehen nicht 
kraft der von diesem erlassenen Verfügung ungiltig sein, folgeweise 
für deren angebliche Nullität nur die oben mitgetheilten Bestim- 
mungen von Patticularsynoden angeführt werden könnten. Demgemäss 
erklärte die Congregation am 2. December 1628, dass die mehrer- 
wähnte Diöcesan- und Provincialsynode das in der ruthenischen Kir- 



1) De Synodo dioecesana. Lib. XII. cap. 5. n. 7—11. 
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chenprovinz bestehende vortridentinische Recht nicht aufzuheben 
vermocht hätten, zog die hieraus fliessenden Consequenzen in Bezug 
auf die Trennung und Wiederverheirathung der mit Unrecht als in 
nichtiger Ehe verbunden erklärten Ehegatten und erneuerte diese 
Entscheidung am 20. März 1629 *). Wir übergehen die zur Hebung 
der aus der Clandestinität der Ehen resultirenden Unzuträglichkeiten 
vom Apostolischen Stuhle für die ruthenische Kirchenprovinz getrof- 
fenen Massnahmen 3 ) und scbliessen nur, um zum Gegenstande un- 
serer Untersuchung zurückzukehren, dass einzig die observanzmässige 
Beobachtung des Tridentinischen Eheschliessungsdecretes als solclien 
zum Beweise von dessen Publication dienen kann. 

Es genügt indessen, zur Herstellung dieses Beweises, dass in 
dem Rituale, nach welchem die Trauungen vorgenommen werden, 
das Decret des Concils als solches ausdrücklich bezeichnet wird, wie 
dies aus der von Cardinal Petra mitgetheilten 3 ) Entscheidung der 
Congregatio Concilii vom 16. December 1634 erhellt. Petra sagt: 
»Quotiescunque autem de hujusmodi decreti publicatioiie dubitari 
contingut, non est necessario probandus ipse actus publicationis sed 
sufficienter praesumitur, si ipsura decretum luerit in Parochia tam- 
quam decretum Concilii observatum .... idque luculentius elici- 
tur ei verbis resolutionis in Constantinopolitana 16. December 1634 
lib. 13. Decret. fol. 140 a terg. ubi censuit : »Rituale Romanum 
de Sacramento Matrimonii observatum in singulis parochiis Civita- 
tis Perae iamquam decretum S. Concilii seu Summi Pontificis lio- 
rnani) inducere sufficientem praesumtionem publicationis ejusdem de- 
creti; ita ut in celebratione matrimoniorura pro illorum validitate 
servanda sit forma ab eodem Sacr. Concilio praescripta.c Die frag- 
liche Stelle des Rituale Romanum lautet folgendermassen 4 ) : »Prae- 
sertim vero meminerit [parochus] . . . clandestina et quaelibet ma- 
trimonia, quae aliter, quam praesente Parocho, vel alio Sacerdote 
de ipsius Parochi vel Ordinarii licentia et duobus vel tribus testibus 
contrahuntur, ex ipsius Concilii [Tridentini] decretis irrita omnino 
ac nulla esse.c Da nun wohl die Ritualien der meisten Diöcesen 



1) Vergl. auch die ausführliche Darstellung bei Pignatelli, Consult. Ca- 
nonicae. Tora. I. 1687. Const. 151. pag. 209—214. 

2) Cf. Benedictus XIV. De Synodo dioec. 1. c. n. 11. und Synodus Pro- 
vincialis Ruthenorum habita in civitate Zamosciae Anno 1720. Romae 1838. 
Tit. III. §. 8. pag. 108. 

3) Vincentii Cardinalis Petra, Commentaria in Constitutiones Apo- 
stolicas. Venetiis 1741. Tora. IV. Const. 12. n. 35. pag. 44. 

4) Rituale Romanum. Urbini 1742 pag. 182. 
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der Provinciae Sedis Apostolicae im Gegensatze der Terrae mis- 
sionis 1 ), ausdrücklich auf die gesetzliche Bestimmung des Tri- 
dentinums über die Form der Eheschliessung Bezug nehmen 2 ), so 
wird man in solchen Diöcesen bei dem Abgange anderer Beweis- 
mittel schon aus der obseryanzraässigen Beobachtung des Conciliar- 
decretes in einer einzelnen Pfarrei eine hinreichende Beweispräsum- 
tion für dessen Publication entnehmen können und müssen. 

Uebrigens ist das in den mitgetheilten Aussprüchen der Con- 
gregatio Concilii als wesentlich zu Grunde liegendes, zu der facti- 
schen Handhabung des Conciliardecretes erst eigentlich als rechts- 
erzeugend hinzutretendes Moment, bezeichnete Rechtsbewusstsein, 
dass die Eingehung der Ehe vor dem eigenen Pfarrer und zwei 
Zeugen so von dem Tridentinum bei Strafe der Nichtigkeit der Ebe- 
schliessung vorgeschrieben sei, (observautia per aliquod tempus, tam- 
quam decreti S. Concilii) in einem gewissen Sinne nicht allzusehr 
zu urgiren. Vornehmlich ist dasselbe nicht einseitig in der Rich- 
tung aufzufassen, als ob zu dem wirklichen Vorhandensein dieser 
allerdings durchaus notwendigen Rechtsanschauung das Bewusstsein 
der betreffenden Parochianen von einer rein historischen Notiz ge- 
höre, wonach am 11. November 1563 das zu Trient versammelte 
oecumenische Concil die in Rede stehende gesetzliche Verfügung ge- 
troffen habe. Der eigentliche Kernpunkt der Frage liegt vielmehr 
darin, dass die Parochianen der einzelnen Pfarrei längere Zeit hin- 
durch die Tridentinische Eheschliessungsform beobachtet haben, und 
zwar um deswillen, weil sie wussten, dass im entgegengesetzten 
Falle nach den hierüber ergangenen massgebenden Gesetzen der 
höchsten Träger der kirchlichen Gewalt ihreu Ehen unheilbare Nich- 
tigkeit inhärirt haben würde. Die von der römischen Curie adop- 
tirte Redeweise , welche von >observantia per aliquod tempus, tam- 
quam decreti Concilii« spricht, erklärt sich einfach daraus, dass eine 
a'ndere, die clandestinen Ehen irritirende Gesetzgebung der Kirche* 
ausser der des Tridentinums , nicht bestand und auch heute nicht 
vorhanden ist. Dass dies der Sinn jener Ausdrucksweise sei, ergibt 
sich insbesondere aus den oben nach Benedict XIV. mitgetheilten 
Verhandlungen der Congregatio Concilii über die clandestinen Ehen 
in der ruthenischen Kirchenprovinz, denen zufolge das mit den Wor- 
ten des Tridentinums, jedoch nur als Verordnung einer Diöcesan- 
synode und eines Provincialconcils, erlassene Verbot der clandestinen 
Eheschliessungen deren Nichtigkeit aus dem Grunde nicht herbeizu- 

1 ) Vergl. Vcring, Kirchenrecht 1876. §. 107. pag. 527. 

2) Auch das Rituale Faidense. 1765. pag. 206. 
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fahren vermochte, weil mit keinem Worte der Auetori tat des oecu- 
roenischen Concils oder des heiligen Stuhles Erwähnung geschehen 
war. Unbedenklich wird man desshalb im Hinblicke auf die zuletzt 
angeführte Declaration in der Caussa Constantinopolitana vom 16. 
December 1634 der Meinung beitreten dürfen, dass die Aufführung 
der Clandestinität in dem Diöcesanrituale als Nichtigkeitsgrund der 
Eheschliessung und die in Befolgung dieser Vorschrift in der einzel- 
nen Pfarrei gebildete längere Praxis der Eingehung der Ehen vor 
dem eigenen Pfarrer und zwei Zeugen allein schon die bisher be- 
sprochene Präsumtion der von dem Tridentinum geforderten Pu- 
blication herzustellen vermöge. 

5. Mit der bisherigen Ausführung ist jedoch das rechtliche 
Wesen und die Tragweite der observanzmässigen Beobachtung des 
Tridentinischen Ehedecretes als solchen nicht erschöpft. Letztere 
bildet vielmehr eine zweite, in sich selbst abgeschlossene, selbststän- 
dige Art der Publication des Conciliardecretes , der ganz die näm- 
lichen Wirkungen inne wohnen, wie der in den einzelnen Pfarrkir- 
chen mündlich erfolgten Verkündigung desselben. Und hiermit tre- 
ten wir der Erörterung über die rechtliche Natur dieser bis jetzt 
nach dem Wortlaute der Entscheidungen der Congregation des 
Concils immer nur als Präsumtion für die geschehene Publication 
bezeichneten factischen Uebung näher. 

Nach der Fassung der angeführten Aussprüche des Apostoli- 
schen Stuhles, welche die observanzmässige Beobachtung des Conci- 
liardecretes als solchen der mündlichen Publication desselben in Be- 
zug auf Kraft und Wirkung gleichstellen, ist zuerst die Bezeichnung 
dieser Rechtsvermuthung als Mos einfacher praesumtio juris, die nur 
der Beweispflicht enthebt, jedoch noch einen Gegenbeweis zulässt, 
völlig ausgeschlossen. Es kann nicht angenommen werden, dass eine 
grosse Anzahl sonst giltiger Ehen lediglich kraft einer derartigen 
einfachen Präsumtion wegen ihrer angeblichen Clandestinität haben 
für nichtig erklärt werden sollen. Es würde hier vielmehr eine 
strenge praesumtio juris et de jure anzuerkennen sein, bei der regel- 
recht ein Gegenbeweis unzulässig ist *). 

Eine nähere Erwägung mehrerer anderer Entscheidungen des 
Apostolischen Stuhles und der Congregatio Concilii insbesondere lässt 



1) Vergl. Schmalgrueber, Jus Ecclesiast. Universum. Lib. II. Tit. 23. 
De prae8umtionibu8. n. 10. 11. Böckhn, Commentarius in Jus Can. Univ. Tom. 
I. Lib. II. Tit. 23. n. 4. Salisburgi 1735. pag. 497. Bayer, Vorträge über den 
gem. ord. Civilprocess. Achte Auflage 1856. S. 717. 
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aber erkennen, dass dieselben die observanzmässige Handhabung des 
Tridentinischen Ebedecretes als solchen geradezu als selbstständiges 
Aefquivalent für dessen mündliche Promulgation betrachten, somit 
strenge genommen nicht mehr von einer Beweispräsumtion für die 
wirklich erfolgte mündliche Verkündigung des Conciliardecretes spre- 
chen, sondern einen von dieser gänzlich verschiedenen zweiten Modus 
der Publication statuiren. . 

Eine von Pignatelli *) mitgetheilte Entscheidung in der Oaussa 
Bosniensis vom 14. April 1611 spricht nur von «iner observanzmas- 
sigen Beobachtung des Conciliardecretes und erkennt schon in die- 
ser allein den Nichtigkeitsgrund der ohne Assistenz des eigenen Pfar- 
rers geschlossenen Ehen. »Sacra, cett. Ceterum quantum pertinet 
ad eos, qui absque forma Concilii matrimonia contraxerunt , respon- 
dit, si in ea regione decretum Concilii cap. 1. sess. 24. de reform, 
matr. observari consueverit, nulla esse matrimonia, in quibus contra- 
hendis Parochus non fuerit adhibitus.« 

Eine weitere von Cardinal Petra 2 ) citirte Entscheidung In 
una Belgii vom 27. März 1632 hat folgenden Wortlaut: »Ubi constat 
Decretum Sacri Concilii esse publicatum vel aliquo tempore in Pa- 
rochia tamquam Decretum Sacri Concilii observatum, sed parochialis 
Ecclesia utpote carens proprio Parocho, et Cathedralis itidem Epis- 
copo, atque Capitulo habente facultatem alium sacerdotem delegandi 
careat, nullusque alius ibi sit, qui vices parochi vel Episcopi supp- 
leat, Matrimonium valere absque praesentia Parochi, servata tarnen 
in eo, in quo potest, forma Concilii, nempe adhibitis saltem duobus 
aut tribus testibus.« Hier wird der mündlichen Publication die ob- 
servanzmässigeBeobacbtung des Conciliardecretes gegenübergestellt und 
letztere als in ganz gleicher Weise rechtserzeugend bezeichnet als 
die erste, woraus wiederum hervorgeht, dass die gewohnheitsmässige 
Handhabung des fraglichen Decretes ebenfalls eine wahre und wirk- 
same Publication desselben involvirt. 

Endlich ist noch anzuführen, was Papst Pius VII. in dem be- 
rühmten Breve Apostolicum super quasdam quaestiones ad Sedem 
Pontificiam delatas , matrimonia acatholicorum cet. tangentes d. , d. 
Romae 8. Octobris 1803 an den Erzbischof Karl von Dalberg von 
Mainz schreibt: »Probe novit Fraternitas tua, hujus generis matri- 
monia rata et firma consistere iis in locis , in quibus Concilii Tri- 



1) Consultationes Canonieae. Tora. V. 1688. Cofisult. 79. pag. 188. n. 42. 

2) Coramentaria ad Constit. Apostol. Tom. IV. Venetiis 1741 Constit. 12. 

n. 30. pag. 43. 
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dentini Decretum vel numquam observatum tamquam ejusdem Con- 
cilii decretum, vel si quando observatum fuit, longo dein temporis 
intervallo in desuetudinem abiit 1 ).c Von eiuer Präsumtion für die 
mündliche Publication des Tridentinischen Ehegesetzes ist mit kei- 
nem Worte die Rede; einzig die observanzmässige Beobachtung des- 
selben als solchen wird als massgebender Verpflichtungsgrund für die 
Einhaltung oder Nichteinhaltung der Tridentinischen Eheschliessungs- 
form angeführt, und es ist nicht schwer, die innere Begründung die- 
ser Rechtsanschauung nachzuweisen. 

Die Absicht des Conciliums ging dahin, dass in allen einzel- 
nen Pfarrkirchen das von ihm neu gegebene Gesetz über die Form 
der Eheschliessung publicirt und so zur Kenntniss der Parochianen 
gebracht werden solle. Zunächst hat die Synode wohl die gewöhn- 
liche, mündliche Publication im Sinne gehabt. Indessen ist ein be- 
stimmter Modus der Publication von ihr nicht vorgeschrieben, und 
musste desshalb auch derjenige als genügend betrachtet werden, der 
lediglich in der observanzmässigon Handhabung des Conciliardecre- ' 
tes als solchen bestand. Er ist offenbar für die von dem Concile 
beabsichtigte Wirkung von gleichem Erfolge, ob sein Gesetz auf dem 
Wege der üblichen mündlichen Verkündigung in der Pfarrkirche zur 
Wissenschaft der Pfarrkinder gelangte, oder dadurch, dass dieselben 
längere Zeit hindurch angehalten wurden, ihre Ehen vor dem eige- 
nen Pfarrer und zwei Zeugen abzuschliessen , weil dies so von dem 
Concilium von Trient bei Strafe der Ungiltigkeit vorgeschrieben wor- 
den sei. Jedenfalls war die Congregatio Concilii, unter der selbst- 
verständlichen, von Benedict XIV. in der Constitution »Paucis abhinc 
hebdomadis« vom 19. März 1758 2 ) noch besonders bezeugten Appro- 
bation des Papstes, in Bethätigung ihrer gesetzgeberischen Befug- 
nisse berechtigt, die factische Uebung des Synodaldecretes als sol- 
chen als genügenden Modus der Publication zu erklären, und sie 
hat keinen Anstand gefunden, in dieser Weise wirklich vorzugehen, 
wie die mitgetheilten Entscheidungen erweisen 3 ). 

6. Die rechtliche Folgen dieses zweiten Modus der Publication 
des Caput »Tametsi« sind selbstredend die gleichen wie die der 
mündlich geschehenen Promulgation und bedürfen darum keiner wei- 
teren Erörterung. Nur auf einen Punkt möge hier noch hingewie- 



1) Bei KuUchker, Eherecht Bd. I. 1856. S. 461. , 

2) Bullarium Benedicta XIV. 1768. Tom. IV. pag. 287. 

3) Vergl. Schulte, Handbuch des katholischen Eherechtes. 1855. §. 12. 
S. 71. und Kutschker, Das Eherecht der katholischen Kirche, Bd. I. 1856. 
S. 459. 
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sen werden, der die giltige Eheschliessungsform in jenen katholischen 
Pfarreien betrifft, welche in den ursprünglich ganz protestantischen 
Orten erst nachmals gegründet worden sind. Nach unserem Dafür- 
halten sind nämlich die rein katholiscJtcn Ehen an solchen Orten in 
Gemässheit der oben S. 167. in ihrem Wortlaute mitgetheilten Ent- 
scheidung der Congregatio Concilii in Caussa Constantinopolitana vom 
16. December 1634 bei Meidung der Ungiltigkeit ebenwohl regel- 
mässig vor dem eigenen Pfarrer und zwei Zeugen in dem Falle ab- 
zuschliessen, wenn das auch in solchen Pfarreien eingeführte Diöce- 
sanrituale, nach welchem die Trauungen vorgenommen werden, das 
Decret des Concils als solches ausdrücklich bezeichnet, oder doch die 
Clandestinität als Nichtigkeitsgrund der Ehe aufführt. 

Selbstverständlich ist es übrigens, dass dieser Satz nur für die 
katholischen Ehen und ebenmässig blos in wirklichen katholischen 
Pfarreien Geltung hat. Denn da in den ursprünglich rein protes- 
tantischen Orten die Publication des Tridentinums entweder niemals 
stattgehabt oder wenigstens durch längere Nichtbeobachtung ihre 
verbindliche Kraft wieder verloren hat, wie hier nicht weiter nach- 
zuweisen ist, so können wohl die zur selbstständigen Pfarrgemeiude 
nachmals vereinigten Katholiken durch die observanzmässige Beob- 
achtung des Tridentinischen Conciliardecretes unter den erforderlichen 
Voraussetzungen zu dessen Einhaltung im Laufe der Zeit verpflich- 
tet werden, nicht aber die von seiner Wirksamkeit bisher schon exi- 
mirt gewesenen Protestanten. Und zwar gilt dies nicht nur von. 
den rein protestantischen, sondern wegen der schon von Benedict 
XIV. bezeugten J ) Privilegiencommunication des protestantischen Ehe- 
gatten an den katholischen auch für die gemischten Ehen. Dass 
ferner nur für die in wirklichen Pfarreien lebenden Katholiken, die 
observanzmässige Handhabung des Conciliardecretes als solchen zu 
dessen Promulgation werden kann, ergibt sich aus der klaren Be- 
stimmung des Tridentinums, das dass von ihm erlassene Ehegesetz 
in den einzelnen Pfarreien verkündet werden sollte. 

»Ordinariis omnibus praeeipit, ut, cum primura potuerint, cu- 
rent hoc decretum populo publicari ac explicari in singulis suarum 
dioecesura parochialibus ecclesiis.« Wo demnach wirkliche Pfarreien 

1) De Synodo Dioecesana. Lib. VI. cap. 6. n. 12. »Quoniam cum conju- 
gum alter, tum ratione loci, in quo habitat, tum ratione socio tat is, in qua vivit, 
exemtus sit aTridentinae Synodi lege; exemtio, quaipse fruitur, alteri parti com- 
municata remanet, propter individuitatem contractus, vi cujus exemtio, quae 
uni ex partibus competit, ad alteram, secundum etiam civiles legee, extenditur, 
eidemque cömmunicatur.« 
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nicht vorhanden sind, da fehlt eine wesentliche Vorbedingung des 
Gesetzes und kann folgeweise auch dieses selbst nicht zur Wirk- 
samkeit gelangen. Aus diesem Grunde sind denn beispielweise in 
den meisten Diöcesen der Vereinigten Staaten von Nordamerika, weil 
nach dem Zeugnisse des zweiten Plenarconcils zu Baltimore vom 
Jahre 1866 die strenge Durchführung der Parochialverfassung dort- 
selbst zur Zeit noch nicht möglich erscheint 1 ), die clandestinen 
Ehen um so mehr giltig, als bei dem Widerstreben der Bischöfe und 
des Klerus gegen jede weitere Ausdehnung des Geltungsgebietes der 
Tridentinischen Eheschliessnngsform von einer observanzmässigen Be- 
obachtung derselben überhaupt keine Rede sein kann 3 ). 

Unter dieser doppelten Beschränkung ist es in der That nicht 
abzusehen, wesshalb in solchen, an früher ausschliesslich protes- 
tantischen Orten errichteten katholischen Pfarreien die observanz- 
rnässige Beobachtung des Tridentinischen Ehedecretes als solchen 
nicht gauz dieselben Wirkungen herbeiführen solle, als in den von 
jeher ganz oder vorwiegend katholischen Gegenden. Man wird be- 
reitwillig zugestehen müssen, dass selbst in sehr vielen Pfarreien älteren 
Ursprungs als einziger Verpflichtungsgrund des Couciliargesetzes nur 
dessen längere Handhabung angeführt werden kann. Gleichwohl 
wird dort Niemand dessen Geltung und deren Consequenzen bestrei- 
ten. In beiden Fällen liegen offenbar die thatsächlichen und recht- 
lichen Verhältnisse ganz gleich, werden mithin auch die Folgen für die 
Rechtsentwicklung dieselben sein. Er muss ferner noch der constan- 
ten Rechtsanschauung der Kömischen Curie angenommen werden, 
dass Überhaupt die längere Beobachtung des Conciliardecretes als 
solchen in einer bestimmten Pfarrei zur Publication der ersteren ge- 
nüge; und ist es desshalb unerfindlich mit welchem Rechte man 
zwischen Pfarreien älterer und neuerer Gründung zu unterscheiden 
oder gerade die an protestantischen Orten neu errichteten Parochieen 
von dieser allgemein lautenden Rechtsregel auszunehmen befugt sein 
sollte. 

Es mag immerhin zugegeben werden, dass auch in einer der- 
artigen Pfarrei das Conciliardecret, trotz der bei geordneten Verhält- 
nissen allgemein üblichen Eingehung der Ehen in den Kirchen und 



1) Collectio Laccnsis. Tom. III. 1875. Tit. III. cap. 4. n. 123. pag. 432. 
Vergleiche auch die Darstellung bei Fei je. De irapedimentis et dispensationi- 
bua matrimonialibus. Ed. II. 1874. Cap. 11. n. 334. pag. 212—218. 

2) Vergl. den Beschlags, desselben Plenarconcils. Tit. V. cap. 8. n. 340. 
pag. 489. , •« 
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des Empfangs der priesterlichen Benediction, unter Umständen recht- 
liche Geltung nicht erlangt, weil es gerade an dem wesentlichen Er- 
fordernisse, der Ueberzeugung von der rechtlichen Notwendigkeit, 
das tridentinische Ehegesetz einhalten zu müssen, bei denParochia- 
nen fehlt, weil insbesondere der Ordinarius der Diöcese und die 
sämmtlichen einander folgenden Pfarrer der einzelnen Parochie eine 
Einfuhrung der Tridentinischen Eheschliessungsform absichtlich und 
constant ausgeschlossen wissen wollen. Allein wo immer das Diö- 
cesanrituale allgemein die Olandestinität als Nullitätsgrund der Ehen 
bezeichnet, da ist jener Ausnahmezustand Thatfrage, die im einzel- 
nen Falle dem strictesten Beweise unterliegen wurde. 

Man könnte versucht sein, die Frage für Deutschland wenigstens 
als durch jene Instructionen für erledigt zu betrachten, welche von den 
preussischen und den übrigen deutschen Bischöfen nach Emanation des 
preussischen Gesetzes vom 9. März 1874 und des deutschen Reichsge- 
setzes vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes 
und der Eheschliessung gegenüber dem neu eingeführten Institute 
der Civilehe erlassen worden sind 

Die Instruction der preussischen Bischöfe spricht sich folgen- 
dermassen aus. »Die Geistlichkeit hat die Gläubigen in den Pre- 
digten und Katechesen sowohl, als auch im Privatunterrichte darüber 
zu belehren, dass die gesetzliche Vorschrift über die Eheschliessung 
vor dem Civilstandsbeamten eine rein staatliche Anordnung ist und 
darum auch nur Folgen für das bürgerliche Leben hat, dass aber 
durch die Erklärung der Brautleute vor dem Standesbeamten und 
die von demselben vorgenommenen Förmlichkeiten eine kirchliche d. h. 
eine vor Gott und seiner Kirche gütige, wahre Ehe nicht zu Stande 
kommt, sondern dass diese nach der Lehre unserer Kirche von ih- 
nen nur geschlossen werden kann vor ihrem Pfarrer und zweien 
Zeugen, in der Weise, wie sie bisher ihre Ehen geschlossen haben, 
und dass sie nur durch diese kirchliche Eheschliessung das Sa- 
crament, die von Christus den Eheleuten verheissene Gnade em- 
pfangen.« 

So allgemein indessen die Ausdrucksweise in diesen Instructio- 
nen auch lairtet, so ist doch anzunehmen, dass die hier in Bede 



1) Die Instruction der preussischen Bischöfe, mit der die Anweisungen 
der übrigen zum deutschen Reiche gehörigen Bischöfe vielfach wörtlich über- 
einstimmen, ist abgedruckt im Archiv für katholisches Kirchenrecht, Bd. 33. 
1875, S. 192 die der Ordinariate von München-Freising , Rottenburg und 
Regensburg Ebendaselbst Bd. 35. 1876. S. 147-151, S. 298-310, S. 311-318. 
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stehende Frage wohl nicht hat entschieden werden sollen , in- 
dem lediglich der in Deutschland bezüglich der kirchlich giltigen 
Eheschliessung vorhandene Rechtszustand im Allgemeinen noch ein- 
mal eingeprägt, die Entscheidung von einzelnen Fragen dagegen mit 
gutem Grunde vermieden worden ist. 

Jedenfalls wird es hievon ganz unabhängig nach den bisheri- 
gen Ausführungen als bewiesen zu betrachten sein, dass das Triden- 
tinische Eheschliessungsdecret auch für die Giltigkeit derjenigen rein 
katholischen Ehen massgebend ist, welche in den an früher aus- 
schliesslich protestantischen Orten gegründeten katholischen Pfarreien 
eingegangen werden, wenn in diesen letzteren das Conciliardecret 
als solches observanzmässig beobachtet wird. 



* 
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XVII. 

Der Schulconflict im Grossherzogthum Baden. 

Von Dr. Heinrich Maas, Officialatsrath. 

§, 1. Die rechtliche Stellung der Kirche zur Schule bis zum 

Jahre 1862. 

Die bekannte (protestantenvereinliche) Durlacher Conferenz 
sprach 1859 die drei Grundsätze aus, auf welchen der Kampf gegen 
die katholische Kirche seitdem beruht. 1) Das Wesen des modernen 
Staats liegt in der Concentrirung aller Bestandtheile des öffentlichen 
Lebens. Der Staat erkennt nur dasjenige Recht an, welches er und 
solange er es verleiht. Das ist der unchristliche Cäsarismus, die bü- 
reaukratische Centralisation, der Staatsabsolutismus. 2) Der moderne 
Staat, jetzt Culturstaat genannt, ist durch den Protestantismus ent- 
standen, desshalb mit ihm verknüpft; folglich ist die potestas indirecta 
dieses Protestantismus berechtigt, dass der Staat seinem Wesen treu 
bleibe. Die »menschliche Vernunft« der geheimen Gesellschaften, dieser 
Protestantismus ist. also pontifex maximus des Cäsarismus, sein spiritus 
reetor. 3) Der römische Stuhl, d. h. die katholische Religion ist eine die- 
sem Staate fremde, feindliche Macht ; die Freiheit, welche die katholische 
Kirche beansprucht, ist dem Wesen des Staates zuwider. Die Staatsge- 
walt muss der antikatholischen Partei für ihren Culturkarap/ gegen die 
katholische Kirche zur Disposition stehen. Ruinen der christlichen Cul- 
turstätten, der Rechte der Kirche und Katholiken bezeichnen den Weg, 
den seitdem der im Namen der Cultur gegen die Kirche geführte Kampf 
beschritten hat. Die erste Ruine, die legale Beseitigung des Con- 
cordats von 1859, d. h. der katholischen Kirche als einer in ihrem 
Gebiet kraft eigenen Rechts neben dem Staate selbständigen, öffent- 
lichen Gewalt befriedigte die Durlacher Partei keineswegs. Die 
grössten und meisten Ruinen häufte sie auf dem Gebiete des katho- 
lischen Unterrichts und der Erziehung auf, an deren Stelle sie das 
nackte Schulmonopol, die confessionslose Zwangsbildung ihres moder- 
nen Staats setzte. 

Bis in die neueste Zeit gehörte die Schule und das Schulver- 
mögen als annexum religionis der Kirche an 1 ). Beim Antritt der 



1) Denkschrift des Erzbischofs von Freiburg über die Reform des Schul- 
wesens. (Freiburg, Herder 1863) S. 26 ff. 




Digitized by Google 



Maas, Der Schulconflict im Grossherzogthum Baden. 177 



katholischen baden-hadischen Lande erliess der Markgraf Carl Fried- 
rich die Proclamation d. d. Rastatt 23. October 1771. »Sowie die 
Religion einer der wichtigsten Artikel der Zufriedenheit ist, haben 
Wir in dem mit Unserm Herrn Vettern . . Markgrafen August Georg 
in dem Jahre 1765 errichteten Erbvertrag dergestalt vor die Be- 
ruhigung . . gesorget, dass ein jeder, welcher der katholischen Reli- 
gion zugethan . . zu allen Zeiten dabei . . ungestört verbleiben mag, 
werden auch keinen um gedachter Religion willen andern nachsetzen. 
. . Wie nun in belobtem Erbvertrag die Anordnung geschehen ist, 
dass denen Katholischen alle ihre Kirchen, Schulen , Hospitäler und 
andere milde Stiltungen, nebst denen dazu gehörigen Gütern, Aemier 
. . ohne Schmälerung gelassen werden, auch die sämmiliche Stifter 
und Klöster ohnverrückt verbleiben sollen ; Wir auch alle diese Ver- 
sicherungen . . . hiemit nochmal wiederholen.« 

Die landesherrlichen Rescripte vom 28. October 1790 und 29. 
August 1791; das I. bad. Organ. Edict, die §§. 18. und 20. des 
III. Organ. Edicts von 1803, die §§. 10 ff. der Kirchen comm.-Ordn. 
vom 31. October 1803, die §§. 7, 9. und 12. des I. Const.-Edicts 
von 1807 garantiren zwar die Rechtsbeständigkeit des J. P. 0., des 
§. 63. R. D. H., den Besitz nnd Genuss der katholischen Kirche 
resp. der Katholiken an ihren Schulen und Schulfonds. Diese Ge- 
setze stellen aber letztere unter die Leitung katholischer Staatsbe- 
hörden. Die Schulbehörden wurden demgemäss mit katholischen 
Geistlichen, die katholischen Schulen mit katholischen Lehrern vom 
Staate besetzt. Dem Bischof verblieb hiernach das Recht der Mit- 
prüfung der katholischen Lehrer und Schulen, die Betheiligung (Zu- 
lassung oder Verwerfung) bei der Ernennung der Lehrer, die kirch- 
liche Jurisdiction über und die Ertheilung der missio can. an die- 
selben, die Leitung der religiösen Erziehung und Bildung, die Mit- 
einsicht in die Verwaltung und der Consens bei Veräusserungen des 
katholischen Schulvermögens. Insoweit durch die diesen Gesetzen 
widersprechende, also rechtlich uuzulässigo Verordnung vom 15. 
Mai 1834 dem Bischof nur die zuletzt erwähnten Rechte belassen 
werden wollten, protestirte hiergegen der Erlass des Erzbischöflichen 
Ordinariats vom 4. Juli 1834. Dieser Zustand der Erhaltung der 
katholischen Natur der katholischen Schulen und Sctiulfonds, der 
Leitung resp. Verwaltung derselben durch katholische Geistliche resp. 
Beamten und Lehrer blieb bis zum Jahre 1860. Das Concordat von 
1859 (Art. VII.) garantirte insbesondere das Recht des Erzbischofs, 
die religiöse Unterweisung und Erziehung zu leiten , die Religions- 
lehrbücher zu bestimmen, und dass jener Unterricht nur den Lehrern 

Archiv für Kirchenrecbt. XXXVIII. 12 
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übertragen werden könne , denen der Erzbischof die Ermächtigung 
und Sendung verliehen und nicht wieder entzogen hat. Die badische 
Regierung sicherte ferner in diesem Vertrag zu, dass der Erzbischof 
bei der Bestellung der Oberschulbehörde mitwirke, an den katholi- 
schen Lehrerseminarien und Schulen seine Coramissäre aufstellen, die 
katholischen Schulen visitiren und seinen zur Pflege der Religion er- 
forderlichen Einfluss auf die Leitung der Lehrer, sowie bei der Ein- 
führung von Schul- und Lesebüchern ausüben könne. 

Gemäss der landesherrlichen Proclamation vom 7. April 1860 
sollte der »berechtigte Inhalt der Convention in das Gesetz aufge- 
nommen« werden. Dieses (§. 6, 7. und 12.) Gesotz vom 9. October 
1860 anerkannte die Selbständigkeit der Kirche, das Recht derselben, 
den »Religionsunterricht *) zu überwachen und zu besorgen, Bildungs- 
anstalten für diejenigen zu errichten, welche sich dem geistlichen 
Stande widmen.« Dagegen sprach es die »Leitung des öffentlichen 
Unterrichtswesens dem Staate« zu, sanctionirte also den oben dar- 
gestellten, seitherigen Zustand 2 ). Dieses Gesetz anerkannte noch, 

T 

1) Friedberg, Der Staat und die katholische Kirche in Baden (Leipzig, 
Dunker 1871) meint S. 76. »von dem kirchlichen Rechte der religiösen Erzieh- 
ung und Bildung stehe nichts [? !] in dem Gesetzec vom 9. October 1860, »der 
Comm.-Bericht der ersten Kammer S. 30 ff. habe sich entschieden« »gegen [?] 
ein solches« Recht »ausgesprochen.« Letzterer behandelt indessen S. 80 ff. den 
»rccursus ab abusu und Vermächtnisse an eine kirchliche Gesellschaft,« dage- 
gen auf S. 17 ff. den Religionsunterricht mit den Worten: »Die Coramission 
ist damit einverstanden, dass in allen Schulen der Religionsunterricht von 
den Kirchen für ihre Angehörigen besorgt und überwacht wird. Die Kirche 
bestimmt auch die Art der Ertheilung des Religionsunterrichtes, der Erzbischof 
hat die Religionslehrbücher zu bezeichnen, die Religionslehrer zu wählen ... 
mit Vorbehalt eines Aufsichtsrechts des Staats in Betreff etwaiger Rechtsüber- 
tretungeri . . Der Religionsunterricht soll auch sittlich religiös erziehen . . 
eine ausdrückliche Hervorhebung (der kirchlichen Erziehung) könnte zur Ein- 
mischang in die übrigen Unterrichtsfächer führen, die Staatsleitung des Unter- 
richts stören.« Bei solcher Verwendung der »amtlichen Aktenstücke« und die- 
ser Interpretation der Rechtssätze findet Friedberg die Gründe des Erzbischof* 
für die kirchliche Mitleitung der Schule »mystisch dunkel«, die erzbischöfliche 
Interpretation des Gesetzes von 1860 » eigen thümlich,« er verwechselt aber nur 
die gesetzliche »staatliche Leitung des Unterrichtswesens« mit der von ihm 
ohne mystische Gründe interpolirten »Staatlichkeit der Schule.« cf. Note 2. 

2) Motive zu §. 6. des Gesetzes vom 9. October 1860: »§. 6. stellt hin- 
sichtlich des Unterrichtswesen die Grundsätze auf, welche schon bisher bei uns 
in Geltung waren. §. 12. spricht die Mitwirkung der Kirche zur Jagender- 
ziehung bezüglich des religösen Theils derselben als Grundsatz aus. Er ist eine 
Anerkennung des Satzes, dass der Religionsunterricht und die religiöse Erzieh- 
ung Sache der Kirchen ist. Wollen die Kirchen hiervon den Gebrauch machen, 
welchen die kirchlichen Satzungen ihnen auferlegen . . .; so ist selbatveretänd- 

* 
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wie die Regierungsentschliessung vom 1. März 1853 besagt: »dass 
die Schule vom Geiste des positiven Christenthums durchdrungen 
(also confessionell) sein und ebendarum der Kirche ein wesentlicher 
Einfluss hierauf zustehen müsse.« Die Anstellung der resp. die Er- 
theilung der auctoritas und missio an die Religionslehrer von den 
Schullehrern bis zu den theologischen Professoren, die Entziehung 
derselben, die Bestimmung der religiösen Lehr- und Schulbücher, die 
Mitwirkung bei der Heranbildung der Lehrer, und vor resp. bei der 
Erlassung von »Verfügungen über das Schulwesen« (wie die Verord- 
nung vom 3. März 1853 bestimmt) »soweit sie den Unterricht in 
Religion und Sittlichkeit, die Förderung religiös- sittlicher Gesinnungs- 
tind Handlungsweise betreffen,« — blieb als Recht der Kirche an- 
erkannt. 

Die zwischen der badischen Staatsregierung und dem Erzbi- 
schof von Freiburg im November 1861 zu Stande gekommene Ver- 
einbarung beruht auf dieser Grundlage der selbständigen Mitwirkung 
der Kirche bei der Leitung der confessionell zu erhaltenden Schulen. 
In dem Erlasse des Präsidenten des Ministeriums des Innern vom 5. 
November 1861 wird »Namens der Staatsregierung auf die Erklär- 
ung des Erzbischöflichen Commissärs vom 25. October 1861 , »dass 
bei der zu organisirenden Oberschulbehörde der Erzbischof sich ver- 
treten lassen könne,« erwiedert: »der Regierung wird es frei stehen, 
die Form zu bestimmen, wodurch ihrer Zusage Genüge gethan wird.« 
Die von dem Erzbischöflichen Commissär begehrte Zusage: »die 
katholische Religionsgesellschaft bleibt im Besitze und Genüsse der 
für ihre Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds« — wird »im Sinn des §. 20. Ver- 
fassungsurkunde hiermit gegeben.« Endlich sicherte die Staatsre- 
gierung in dem Erlasse des Ministeriums des Innern vom 5. November 
1861 Nr. 11236 (§. 5.) dem Erzbischof zu, die Mittheilung von 
Veräusserungen oder dem »Stiftungszweck nicht entsprechende Ver- 

lieh, dass sie diesen Unterricht . . in Bezug auf die äusseren Fragen . . in 
Einklang mit der einheitlichen Leitung der Anstalten setzen müssen . . Für 
die Errichtung der kirchlichen Bildungsanstalten für Geistliche nimmt der Staat 
keine Genehmigung in Anspruch.« 

Cf. Archiv IX. S. 182 ff. Verhandlung der II. Kammer über den Gesetz- 
entwurf S. 21. (Prestinari) : »Der Commissionsbericht erkennt an, dass das reli- 
giöse Element in den Volksschulen vorzugsweise gepflegt werden soll.« (Kirs- 
ner): »die Comraission beabsichtigte nicht, den Geistlichen die Leitung der 
Schule zu nehmen.« (Lamey) : »Man beabsichtigt , den bisherigen Zustand 
fortdauern zu lassen, wenn die Kirche es wünsche und möglich mache.« Ka- 
tholik (Mainz, Kirchheim 1865; S. 736, 1867 S. 685, 1868 S. 47 ff. 

12* 
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Wendungen, der Voranschläge, der jährlichen Uebersichten über den 
Stand des (Schul- und milden Stiftungs-) Vermögens, der Akten, 
Urkunden und Rechnungen über solche Fonds, damit er sich von der 
Erhaltung und stiftungsmässigen Verordnung derselben überzeugenc 
und erforderlichen Falls von seinem »Beschwerderecht« Gebrauch 
machen könne. Eine Vertretung des Erzbisehofs bei der Verwaltung 
des Schuhermögens wurde nicht zugesagt, dagegen behielt sich die 
Regierung bezüglich ihrer erwähnten Zusagen nur vor, »bei Aende- 
rung der Organisation die Form zu bestimmen, wodurch ihrer Zu- 
sage Genüge gethan wird 1 ).« 

§. 2. Die Errichtung des Oberschulraihs und die Schulreform' 

bcwegung. 

So hegte die Kirche die begründete Hoffnung, dass ihr nach 
dem Gesetze vom 9. October 1860 und dieser Vereinbarung die »Lei- 
tung der religiösen Lehre und Erziehung, die zur Ausübung der- 
selben erforderliche« berührte Mitwirkung 2 ) bei der Leitung der 
Schule und bei der confessionellen Erhaltung derselben und des ka- 
tholischen Schulvermögens gewahrt bleibe. In dieser Unterstellung 
wendete sich der Erzbischof von Freiburg am 7. August 1862 an 
den Präsidenten des Ministeriums des Inuern mit der Bitte, ihm 
»über die in Aussicht stehende Organisation der Oberschulbehörde 
Mittheilung machen zu wollen.« Am 15. August 1862 erfolgte hie- 
rauf die Erwiderung, »dass die Verordnung 3 ) über die Bildung des 
Oberschulraths ausser der rein formellen Ueberweisung der Compe- 
tenzen der seitherigen Schulbehörden an denselben eiue Bestimmung 
enthalten werde, welche dem Erzbischof die Befugniss einräumt, ei- 
nen Vertreter bei der Oberschulbehörde zu ernennen, welchen dieselbe 



1) Officielle Aktenstucke über die Schal- and Kirchenfrage in Baden. 
(Freiburg, Herder 1869) VI. Heft S. 170 ff. Ohne Widereprach der Regierung 
erklärt der Erzbischöfliche Commissär §. 8.: »Durch die mir jvon (Staatsrath 
Lamey) gegebene Erläuterungen habe ich die Gewissheit erlangt, dass auch bei 
einer neuen Organisation der Schul- und Stiftungsvermögens Verwaltung die 
im §. 5. der Regierungszusag dem Erzbischöflichen Ordinariate zugesicherten 
Mittheilungen und Befugnisse fortan eingeräumt bleiben^ In dem Concrpt 
dieser Erklärung des Erzbischöflichen Vertreters vom October 1861 steht von der 
Hand des damaligen Präsidenten des Ministerium des Innern hinzu die Rand- 
bemerkung eingetragen: »in irgend einer Form.c 

2) Denkschrift des in Würzburg 1848 versammelt gewesenen deutschen 
Episcopats. 

3) Verordnuug vom 12. August 1862 (Reg.-Bl. 18C2. Nr. XXXIX. - ab- 
gedruckt in cit. Off. Aktenst. I. S. 39). 
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in allen Fragen zu ihren Sitzungen beizuziehen hat, welche den re- 
ligiösen Unterricht und dessen Verbindung mit dem Lehrplan betref- 
fen. Diese Bestimmung entspricht dem, was ich gelegentlich 'der 
(eben erwähnten) Verhandlungen in Aussicht gestellt habe . . Die 
dermalige rein formelle Organisation des Oberschulraths steht jeder 
confe8sionellen Frage fern.« Der letztern Behauptung widerspricht 
indessen der Inhalt der hieüber erlassenen Verordnung vom 12. Au- 
gust 1862, wodurch die Leitung der katholischen Schulen und Schul- 
fonds einer nichtkatholischen Staatsbehörde, dem Oberschulrath über- 
tragen wurde. Indessen ist im §. 4. dieser Verordnung jene Zusage 
der Mitwirkung eines ständigen kirchlichen Vertreters bei den »Be- 
rathungen« ^es Oberschulraths »über Fragen des religiösen Unter- 
richts und dessen Verbindung mit dem Lehrplan« wiederholt. 

Bei einem auf dieser Gesetzgebung basirten wohlwollenden 
Entgegenkommen der Regierung hätten die darauf gestützten An- 
träge des Erzbischofs Gehör finden müssen. Er beanspruchte *) 
kraft derselben, des historischen und positiven Rechts und der 
Mission der Kirche, dass die »Vertreter der Kirche als ständige zu 
den Berathungeu der Schulbehörden beigezogen« werden, und mit- 
wirken bei allen die religiöse Erziehung und Bildung betreffenden Fra- 
gen. Durch eine solche Vereinbarung wäre die Competenz des Staats 
und der Kirche betreffs der Schule im Geiste des Gesetzes von 1860 
abgegränzt und der Schulstreit abgewendet worden. Die Grossherzog- 
liche Regierung ging auf eine Verständigung mit dem Erzbischof nicht 
ein. Die berührte Zusagen, auch die wegen der kirchlichen Vertre- 
ter gingen nicht in Erfüllung. Vielmehr hört der Oberschulrath et- 
wa im Jahre einmal die Erklärung und Wünsche eines kirchlichen 
Vertreters an, so dass dessen Wirksamkeit so gut als illusorisch ge- 
worden ist. 

Schon am 8. October 1861 gab die (zweite) »Durlacher Con- 
ferenz 2 )« das Signal zur Lossagung vom sogenannten Schulconcor- 
dat, zur Beseitigung der durch das positive Recht und Gesetz be- 
gründeten Mitwirkung der Kirche bei der Heranbildung der Jugend. 
Diese von protestantenvereinlichen Geistlichen , Lehrern und meist 
Beamten besuchte Versammlung verlangte die Confessionslosigkeit, 



1) Zuschrift des Erzbischöflichen Ordinariats vom 16. April 1863 an 
Grossherzogliches Ministerium des Innern, abgedruckt in den cit. Offic. Akten- 
stücken (Freiburg, Herde? 1864) I. S. 9. 

2) Die Neugestaltung des Volksschulwesens in Baden (Heidelberg 18*>1). 
Schon im Mai 1861 beschwerten sich geistliche Schulinspectoren gegen die ge- 
hässigen Angriffe der Heidelberger »badischen Schulzeitung, t 
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die Trennung der Kirche von der Schule. Die dagegen erhobene 
Einsprache eines Lehrers verhallte ebenso wirkungslos als die gründ- 
lich motivirte Thesis des protestantischen Geistlichen Zittel (Mit- 
glieds der ersten Durlacher Conferenz von 1859): »Die geistliche 
Schulinspection und die confessionelle Schule« werden von der erfor- 
derlichen »sittlich-religiösen Erziehung« postulirt. 

Noch klarer wurde die Tendenz der »Schulreform« von der 14. all- 
gemeinen deutschen Lehrerversammlung in Mannheim« im Mai 1863 
ausgesprochen, welcher der Landesfürst beiwohnte. So sprach Schulrath 
Schmitt aus Gotha. »Das Christenthum gehört zum deutschen Wesen, 
das ist aber nicht das confessionelle Christenthum, sondern das Chri- 
stenthum der Humanität. Dieses Christenthum hat die Schule zu 
pflegen.« Lange aus Hamburg definirte diese Sorte von Christen- 
thum, die unchristliche Staatskirche, die national-liberale Grundlage 
des zu erstrebenden deutschen Reichs dahin : »Die Schule muss eine 
Art Freimaurerloge werden.« Der protestantische Pastor Schellenberg 
in Mannheim proclamirt Baden als YersucHstätte für diese Antikirche 
mit den Worten : »ich kann versichern, dass die Trennung der Schule 
von der Kirche in Baden in nächster Aussicht steht 1 ).« 

Die katholische Geistlichkeit des Landes trat dieser Bewegung 
für die Entschristlichung der Schule energisch entgegen. . Die im 
October 1861 in Engen, Langenbrücken und Buchen tagenden Confe- 
renz des Klerus beauftragten die Pfarrer Müller und Koitus eine 
1862 in Preiburg erschienene Denkschrift über die Schulreform 
zu verfassen. In dieser von anerkannt tüchtigen Schulmännern con- 
cipirten Denkschrift wird das Recht der Kirche auf die Schule, so- 
wie dargethan, dass das Interesse der Erziehung und Bildung, die 
erspriessliche Wirksamkeit des Lehrers und das Recht der Familie 
gegen die Trennung der Kirche von der Schule sprechen. Es wer- 
den darin Vorschläge zur Verbesserung des Schulwesens und Besser- 
stellung der Lehrer gemacht Es wird verlangt, dass die Schule als 
Anstalt des Staats, der Kirche und Familie, d esshalb die geistliche 
Schulinspection, der confessionelle Charakter der Schule und Schulbe- 
hörden anerkannt bleibe. Die katholischen Lehrer in ihrer Mehrheit 
und ein guter Theil de> protestantischen Lehrer 2 ) sprachen sich in ähn- 

1) Historisch-politische Blätter Bd. 54. S. 784 ff., S. 748: »Baden ist 
der Musterstaat des Absolutismus der Partei, worin im Namen der Freiheit jede 
nicht in den Kram der Loge taugende Freiheit und Selbständigkeit erwürgt 
wird.« Bei dem Landesschützenfest in Mannheim am 28. Juli 1863 rief der ron- 
geanische Prediger Scholl aus : »fort mit den Pfaffen , fort mit den lUs- 
marcken.« 

2) Leserversammlung in Müllheim vom 10. Juli 1863. 

Digitized by Cj 




Maas, Der Schul conflicl im Grossherzogthum Baden. 183 



liebem Sinne aus. Sie verlangten nur Sitz und Stimme im Ortsschulrath, 
Schutz gegen ungebührliche Behandlung, Autbesserung ihres Einkom- 
mens und dass die Messner- und Organistengehalte ihnen als Nebenein- 
kommen für die Besorgung dieser kirchlichen Dienste überlassen wer- 
den. Mit diesen dem Wesen des Staats und der Schule, sowie dem 
positiven Recht entsprechenden Antragen erklärte sich auch der po- 
sitiv-christliche Theil der protestantischen Geistlichkeit einverstanden. 

Die seit 1. April 1860 herrschende Partei wollte aber mit dem 
ganzen, seitherigen auf dem Christenthum beruhenden Schulsystem 
mit dem bestehenden Recht und Gesetz tabula rasa machen. »Die von 
den Durlachern beherrschte Kammer 2 ),« die damalige Majorität »und 
die Agenten Häussers im Ministerium (Knies und Jolly) duldeten kei- 
nem Frieden.« Sie negirten, dass die Schule vom Geiste des Chri- 
stenthums durchdrungen sein müsse, wie die auf der Natur der Sache 
und dem Rechte beruhende Mitwirkung der Kirche und der christ- 
lichen Familie bei der Heranbildung der Jugend. »In der Schul- 
frage« — so erklärten die citirten historisch-politischen Blätter beim 
Beginn des Schulstreits — »wird die letzte Consequenz des modernen 
Staats der herrschenden Partei entwickelt, die Religionsbedrückung 3 ).« 

Schon bei der Besetzung des Oberschulraths zeigte es sich, dass 
es sich hier um viel mehr als eine »rein formelle Organisation« handelte. 
Die Majorität der Mitglieder dieser neuen Stelle bestand aus modern 
liberalen Protestanten, welcher Confession der Director derselben Dr. 
Knies angehörte. Erst unter der Herrschaft des neuen Oberschul- 
raths wurden schon 1863 die aus Kirchenmitteln dotirten Lehrstel- 
len an der höheren Bürgerschule in Buchen und Waldshut nicht 
mehr mit Geistlichen besetzt. Die katholische Presse führte als- 
bald Beschwerde über Verletzung des Rechts der Katholiken bei Be- 
setzung der Lehrstellen , welche an der Universität und den mittle- 
ren Schulen an »gesinnungstüchtige« Akatholiken zum guten Theil 

verliehen wurden, über harte Behandlung bei der Prüfung von Schul- 

— — i 

1) So sprach der altliberale, badisch o Minister Winter in der 87. Sitzung 
der II. Kammer vom 2. September 1831 : »ich glaube nicht, dass die Aus- 
schliessung der Geistlichen vom Lehrfach bei uns eintreffe; wenigstens habe 
ich keine Spur davon , dass die katholischen Geistlichen anders gelehrt haben, 
als im Sinn der Verfassung.c 

2) So sprach sich eine Abhandlung in den historisch-politischen Blättern 
im Jahre 1864 (Band 53. S. 364. 365.) Ober den badischen Schulstreit aus. 

3) Historisch-politische Blätter, Band 53. S. 93: »Deutschland ist die 
Heimath des Schulzwangs. Gelingt es dem Liberalismus, die Schule vollstän- 
dig von der Kirche loszureissen ; so ist die Kirche ein Gebäude von vier 
Mauern, deren Innerraum, wie er — rechnet, immer leerer werden wird.c 
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frauen, über das oberschulräthliche Verbot der Beteiligung von 
Lyceisten an Bruderschaften etc. >Der Oberschnlrath beschränkte 
sich aber nicht auf die Erledigung der laufenden Geschäfte, sondern 
unterzog alle Satzungen für das gesammte Schulwesen einer gründ- 
lichen Revision 1 ).« Diese Revision, deren Resultat die sogenannte 
Knies 's cli en Schulthesen war, beweist, dass unter dem Regiment ei- 
ner conlcssionoll gemischten Schulbehörde ein wirklich katholisches 
oder positiv christliches Schulwesen nicht existiren kann. 

§. 3. x Die Denkschrift und Schulthesen des Oberschulraths. 

Am 5. Mai 1863 reichte der Oberschulratbsdirector Knies dem 
Ministerium des Innern seine 44 Schulthesen ein, welche er in einer 
Denkschrift begründete. Inhaltlich dieser Thesen soll die Schule 
eine Staatsanstalt, der staatliche Schulzwang ein absoluter sein. Es 
sollen die Unterrichtsgegenstände erweitert, die religiöse Erziehung 
und Unterweisung herabgedrückt werden. Die Confessionslosigkeit 
der Schulen soll begünstigt, die facultative confessionslose Schule mit 
getrenntem »confessionellen« Religionsunterricht soll eingeführt wer- 
den. Die confessionellen, mit Geistlichen besetzt gewesenen Bezirks- 
schulvisitaturen , wie die geistlichen Ortsschulinspectionen mit dem 
kirchlichen Ortsschulvorstand sollen aufgehoben, erstere durch staat- 
liche resp. confessionslose Kreisschulvisitaturen , letztere durch den 
theilweise confessionell gemischten, principiell staatlichen Ortsschul- 
rath ersetzt werden. Der Kirche soll jede selbstthätige Mitwirkung 
oder Aufsicht bei 4er Besorgung des Schulwesens und bei der Ver- 
waltung und (theilweise zu Mischschulen geschehenden) Verwendung 
des katholischen Schulvermögens entzogen werden. Auch die Ent- 
scheidung über die Befähigung und Anstellung der Lehrer soll den 
staatlichen Schulbehörden überantwortet werden. 

»Die Staatsgewalt« (so behauptet die Denkschrift) »hat nach 
dem Gesetze vom 9. October 1860 auf ihre bisherige Regierungs- 
macht über die Kirche verzichtet (?) 2 ). So erwuchs ihr die Verpflich- 
tung, die Leitung und Beaufsichtigung des Schulwesens auf reine 
Staatsstellen zu übertragen. (!?) In den (seitherigen) confessionell 
geschiedenen Oberkirchenräthen, zugleich Kirchen- und Schulbehör- 
den, waren die pädagogischen Fachmänner für die Schule Geistliche. 
Darum musste für die Behandlung aller Fragen der Volksschule das 
specifische Interesse und die eigentümliche Aufgabe der Kirche un- 

1) Friedbcrq a. a. 0. S. 78. 

2) Diese » Regierungsmacht c bethätigt sich auch nach diesem Gesetze 
z. B. bei der Besetzung 'der Kirchenämter, Verwaltung des Kirchenvermögens. 
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vermerkt mehr oder weniger massgebend werden. . . Daraus ergibt 
sich, dass die Ersetzung der geistlich-weltlichen Scbulbehörden durch 
eine einfache Staatsstelle ein bedeutsamer Wechsel des Systems ist. 
Die Volksschule ist vorwiegend als eine kirchliche ünterrichtsanstalt 
gehandhabt worden. Der Religionsunterricht hat eine — auf Kosten 
der übrigen Unterrichtsgegenstände zu ausgedehnte Pflege gefunden.« 

»Die gemischte Volksschule mit der Einrichtung des confessionell 
getrennten Religionsunterrichtes entspricht — der Lage unserer staat- 
lichen Verhältnisse. Auf dem Gebiete der religiösen Ueberzeugungen 
wird sich aber jedes äussere Zwangsmittel als unfruchtbar« (d. h. 
noch nicht opportun)« erweisen. Dem freien Willen der Bevölkerung 
in ihrer Mehrheit ist es anheim zu geben, ob die confessionelle durch 
die gemischte Schule ersetzt werden soll . . Damit, dass man die Bezirks- 
schulpflege an Geistliche übertrüge, würde man genöthigt, bei der 
Gegenüberstellung katholischer und und evangelischer Bezirksschul- 
visitatoren zu beharren, einen confcssionellen Gegensatz für eine 
(staatliche?) Berufsthätigkeit aufrecht zu erhalten. . . Wenn die 
Staatsgewalt nicht das gesammte geistige Leben der Masse des Volks 
und damit (!) sich selbst unter die Abhängigkeit der Kirchenbehör- 
den stellen will"; so . . muss sie die Leitung und Beaufsichtigung 
der Volksschule durch einfache Staatsstellen vermitteln.« 

Auf diesen Standpunkt der Staatsdictatur über das geistige 
Leben der Gesellschaft stellte sich auch die dritte Durlacher (pro- 
testantische) Conferenz vom 3. August 1863, welche die Knies'schen 
Thesen gegen die Angriffe, die von bhristlicher Seite dagegen erfolg- 
ten, in Schutz nahm. 

Die ausschliessliche Beherrschung "des »geistigen Lebens,« der 
Religion, des Unterrichts und der Wissenschaft durch den Staat ist 
aber im Princip die schrecklichste Despotie, die noch je existirte. 
Es ist eigentlich eine omnipotente, absolutistische Antitheokratie 
einer Partei ohne Glauben an Gott und seine Gebote, welche dess- 
halb entgegen der Sitte und dem Recht wie der wahren Humanität 
lediglich nach ihrem Interesse und Belieben den Staat, die Gesell- 
schaft, Corporationen und Individuen gleichheitlich unter ihr Joch 
beugt. Sie will und muss das »6crasez Tinfarae« zur That machen. 
Die Principien sind stärker als die Menschen. Die Kirche ist nicht 
blos die Lehrerin der Wahrheit, sie ist auch der Eckstein der Sitte, 
des Rechts und der Freiheit. Sie muss desshalb diesem Despotis- 
mus entgegen treten, und dieser muss ihr »in die Ferse stechen.« 
Die Freiheit ist solidarisch, wer die Lehr- und Lernfreiheit unter- 
drückt — im Namen der Toleranz, der »aufklärenden« Freiheit und 
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Gleichheit, der unterdrückt auch die freie Religionsübung, die Kirche. 
So führt die Schulregie des »Staats« (der Partei) zur Religionsbe- 
drückung, oder wie Dahlmann sagte : zur »Seelenverkäuferei an den 
Staat.« 

Die katholische Kirche erkannte sofort die enorme Gefahr, 
welche durch die Schulreformbewegung dem »geistigen Leben« drohte. 
Die katholische Presse *) und die Conferenzen des Klerus im August 
1863 in Waibstadt, Vimbuch, insbesondere die grosse Versammlung 
der Geistlichen am 7. October 1863 in Appenweier 2 ) sprachen es 
offen aus; »nicht die Besserstellung des Lehrerstandes, nicht die 
Verbesserung des Schulwesens, sondern das Streben , die Volksschule 
zum Mittel der Entchristlichnng des Volkes herabzuwürdigen, ist der 
Kern der mit allen Mitteln angestrebten Schulreform.« Der Klerus 
erklärte in diesen Versammlungen und durch einmüthige Adressen 
an den Erzbischof, dass falls nach den-Knies'schen Thesen die Schule 
von dem für die christliche Erziehung unbedingt erforderlichen Ein- 
flüsse der Kirche getrennt werde, die Geistlichen jede Mitwirkung 
zum Vollzug eines solchen Schulgesetzes, ihre Betheiligung am Orts- 
schulrath ablehnen müssten. Die Katholiken sprachen sich in Pe- 
titionen und andern Kundgebungen ebenso entschieden gegen die 
Knies'sche Säcularisation der katholischen Schulen aus. Trotz des 
mehr als energischen Einschreitens gegen die Verbreitung derStolz*- 
schen Flugschrift: »Warnung vor einer drohenden Gefahr,« der Auf- 
forderung des Oberschulraths an die Schulvorstände und Lehrer, die 
Verbreiter derselben zu denunciren, wurde sie überall enthusiastisch 
aufgenommen. Die ministerielle Presse, die sich gegen diese katho- 
lische Agitation so ereiferte 3 ) klagte vergebens, dass für die »Schul- 
reform das Volk sich nicht regen wolle.« 



1) Stolz, Warnung vor einer drohenden Gefahr (Stuttgart, Kreuzer 18Ö3) : 
»Wenn die Eltern gezwungen werden, ihre Kinder in eine Schule zu schicken, 
wo der Geistliche nichts zu sagen hat, wo der Lehrer einer anderen Religion 
angehört, wo verdächtige Lehrbücher eingeführt sind, wo die Oberaufsicht von 
Männern geführt wird, welche die katholische Religion hassen ; da ist der Schul- 
zwang die abscheulichste Tyrannei. Eine solche Gefahr steht unserm Land 
bevor. In diesem Falle müssen christliche Eltern sich lieber . . strafen lassen, 
als ihre Kinder . . in neumodische Heidenschulen zu schicken.« 

Stolz, siebzehn Fragen und Antworten (Freiburg, Herder 1864): »Wie 
eine giftige Schlange im grünen Gebüsch, so liegt in dem neuen Schulplan 
eine Tyrannei, die Unterdrückung der heiligsten Familienrechte verborgen.« 

2) Denkschrift der Versammlung des Klerus über die Schulreform (Frei- 
burg 1863). 

3) Badische Landeszeitung vom 6. November 1863: »Ja, wie Hunde 
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§. 4. Die Denkschrift des Ertbischofs über die Schulreform. 
Am 3. December 1863 erschien die Denkschrift des Erzbischofs 
von Freiburg über die Reform des Schulwesens (Freiburg, Herder 
1863). Sie weist gründlich nach, dass die »vorgeschlagene Schul- 
reform gegen das Wesen und die Aufgabe der Schule , gegen die 
Freiheit insbesondere des religiösen Bekenntnisses und des Unter- 
richts Verstösse, die Rechte der Kirche, der Gemeinde und Familie 
verletze.« 

Der Gulturkampf, dessen Theil die sogenannte absolute Staats- 
regie in der Schule ist, geht von dem falschen Princip aus, dass 
der »Staat« die gesammte Cultur, »die geistige Thätigkeit und Ent- 
wicklung, das geistige Leben, Religion und Sitte, Freiheit und Recht« 
anstatt rechtlich zu schützen, nach seinem Ermessen, durch seine 
Beamten zu beherrschen habe 1 ). 

Das kosmopolitische Reich Jesu Christi, wie es das Mittelalter 
anerkannte, sah im Papst die oberste geistige Autorität, den obersten 
Lehrer der Wahrheit und Richter der Sitte. Die Autorität der 
Kirche, die Gewalt des Papstes war also aut die Jurisdiction in 
Glaubens- und Sittensachen beschränkt, zum Schutze und zur Pflege 
dieser höchsten, übersinnlichen Güter bestellt. Neben dieser Gewalt 
stand die staatliche Obrigkeit mit selbstständiger Autorität auf dem 
politischen und bürgerlichen Gebiete des Rechts. Die christlichen 
Souveräne solidarisch unter sich unter dem moralisch-geistlichen 
Haupte, dem Papste und dem obersten politischen, dem Kaiser ver- 
bunden, erkannten wie Letzterer dem Papst die höchste Autorität, 
dem Kaiser die höchste Macht zu. Die Staatsgewalt wurde in ihrer 
Sphäre zum Schutze der politischen und bürgerlichen Rechte und 
Interessen als souverän anerkannt. Der Papst hatte keine politisch- 
staatliche, directe Gewalt über die Fürsten, sondern eine Gewalt über 
kirchlich© Angelegenheiten, und zur Wahrung des Glaubens und der 
Sitte 3 ), ein ähnl iches Aufsichtsrecht wie es der Staat hat, dass 

wollen wir die Jesuiten, Ordensherren wie Affiliirte« (die Katholiken) »aus dem 
deutschen Lande jagen, und ob sie wie Adler wieder kehren , das wollen wir 
den freien deutschen Schützen anheiro stellen. D'rura . . . schlagt ihn todt 
den Hund, er ist ein Jesuit.« 

1) /¥ri«, christliche Politik (Freiburg, Herder 1876) I. S. 20 ff. Minister 
Jolly, Rede in der II. badischen Kammer vom 20. Januar 1874 : »Ihnen schwebt 
die Theorie von dem geistlichen und weltlichen Schwerte vor. Wir sind der 
Meinung, dass in dem ganzen äussern Rechtsgebiet nur die Herrschaft des 
Staats bestehe. Die unbedingte und absolute Gewalt des Staats umfasst Alle 
und Alles.« 

2) Bellarmin, tractatus de potestate summi Pontificis (Monachii, Remy 
1712) c. IL p. 44, c. V. p. 81, c. XII. p. 144. '. 
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kirchliche Obern politische oder bürgerliche Hechte nicht verletzlF 
Wie die Rechte Gottes, so wurden auch die Rechte der Gesellschaft, 
der Corporationen und Individuen unter den Schutz dieser beiden, 
auf ihrem Gebiet selbstständigen obersten Gewalten gestellt. Ueber je- 
der menschlichen Autorität steht nach dieser katholischen Anschauung 
das Gesetz Gottes, die dadurch und durch das auf der Sitte be- 
ruhende Recht abgegrenzt ist, und zur Erreichung der menschlichen 
Bestimmung besteht. Der christliche Staat erkennt sich also nicht 
als das Höchste, als die »Quelle des Rechts, t sondern über ihm 
stehen die Anstalten zur Erreichung der ewigen Bestimmung, er 
achtet und schützt die freie Religionsübung. Er stellt allerdings 
die Wahrheit nicht dem Irrthum gleich 1 ), bestraft widerrechtliche 
Angriffe gegen die Religion, aber er gestattete keinen Glaubens- und 
UeberzeugungSismw^ 2 ) und achtet die einmal feststehenden Rechte 
der Confessionen. Er darf Niemanden an der Ausübung seines 
Rechts, der Erfüllung seiner Pflicht hindern 3 ) und garantirt desshalb 
die Freiheit der Corporationen wie der Einzelnen. Diese Freiheit 
ist geschützt durch die Ordnung, welche nicht auf der Willkühr, 
dem »öffentlichen Gewissen,« sondern auf den ewigen Grundsätzen 
der christlichen Wahrheit, auf dem Recht und der Sitte beruht. 
Der christliche Staat ist zum Wohle der Staatsbürger, zur Wahrung 
ihrer selbsteigenen Rechte und Iuteressen da. Er anerkennt und 
schützt desshalb auch die Unterrichtsfreiheit. 

Der moderne Staatsabsolutismus ponirt seinen Staat als Selbst- 
zweck, als Gott. Er gerirt sich als Inhaber der unbeschränkten 
Pontifical- und politischen Gewalt, die Stabilisirung der Meinungen und 
wechselnden Interessen der Herrschenden ist sein Zweck. Er anerkennt 
kein göttliches Gesetz, gebietet über und beherrscht jede Autorität und 
sucht jede Freiheit und jedes Recht zu absorbiren. Die Kirche, die Reli- 
gion, die Corporationen, die Familie, das ganze geistige und mate- 
rielle Leben soll den Dictaten dieses Staats schütz- und rechtlos un- 
terworfen sein. Desshalb unterdrückt dieser Staat die selbstständigen 
Organismen und Institutionen, insbesondere die Freiheit der Kirche, 
stellt die Religion und Gewissen unter seine Staatskirche, befehdet die 




1) Walter, Politik (Bonn, Marcus 1863) S. 46 ff. 469 ffi 

2) Pierre de Flotte, Kanzler der Autokraten Philipps IV. des » Schonen c 
sagte zu Bonifacius VIII. : »Dein (geistliches) Schwert besteht nur in Worten, 
dasjenige meines Herrn ist ein wirkliches.« 

3) Conc. Aquisgr. II. 830, Conc. Mogunt. 888. c. 2.: »der heisst ein 
König, der fromm, gerecht und barmherzig handelt, ausserdem ist er ein Ty- 
rann.« . 
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freie, christliche Wissenschaft, die von ihm nicht abhängige Ueber- 
zeugung, beseitigt die christlichen Corporationen und Anstalten für 
Wohlthätigkeit und Bildung, daher die Zwangscivilehe und der Staats- 
schnlzwang. So zerstört dieser soi-disant Culturstaat die Cultur, 
die Freiheit, die Ordnung, den Wohlstand, setzt an die Stelle der 
Gewalt des Rechts das Recht der Gewalt und führt zum steten 
Kampf um den Besitz der Gewalt — zum Chaos. 

Entgegen dieser Gefahr für die Gesellschaft vertheidigte die 
Erzbischöflicbe Denkschrift die Grundsätze der Wahrheit, des Rechts 
und der Freiheit, auf welchen die Ordnung der Gesellschaft beruht. 
Sie wies nach, dass die Schule die Bestimmung habe, die christliche 
Jugend »im Geiste des Christenthums, nach den festen Grundsätzen 
seiner Wahrheit, nicht nach den zufälligen Meinungen« der staat- 
lichen Schulbebörde — zu guten Christen und brauchbaren Mit- 
gliedern der Familie und Gesellschaft »zu erziehen und heran zu 
bilden.« »Die Volksschule will jene allgemeine Befähigung erzielen, 
welche die religiöse, häuslich-bürgerliche und staatliche Gesell- 
schaftsordnung von Jedem fordert — zur Erfüllung der religiösen 
Bestimmung und des irdischen Berufs der Unmündigen . . . *). Diese 
bestimmte Grundlage und dieses Ziel der Volksschule als Hilfsan- 
stalt für die Familie, die Kirche und der Staat entspricht ihrem 
Wesen und der constanten, christlichen Anschauung 2 ). Die Schule 
ist nicht blos Unterrichts-, sondern wesentlich Erziehungsanstalt, weil 
die Bildung nur durch die Erziehung, durch planmässiges Einwirken 
auf den Willen erworben wird. Das Wissen ohne moralische Bil- 
dung des Herzens ist gefährlich. Die Sittlichkeit hat ihr not- 
wendiges Fundament in der Religion. Die Schule als Erziehungs- 
anstalt beruht also auf moralischem, religiösem Boden. Die nicht 
auf die ewig wahren festen Grundsätze der Religion« gebaute Er- 
ziehung, die den menschlichen Leidenschaften ausgesetzten, wandel- 
baren Theorien über die Volksschule 3 ) »widerstreiten jeder gesun- 

1) Knecht, zur Verständigung über die Schulreformfrage (Freiburg, Her- 
der 1868) 8. 15 ff.: »Die Schule soll den ganzen Menschen bilden, die Intel- 
ligenz anregen, das Gemüth und den Willen veredeln, der Unterricht soll be- 
lehren und erziehen ... Die Erziehung ist auf die Glaubens- und Sittenlehre 
angewiesen, welche in der Kirche hinterlegt sind. Ohne die positive Religion 
kann das Problem der Erziehung nicht gelöst werden. Die Schule kann der 
Kirche nicht entbehren.« 

2) Die Denkschrift citirt zum Beleg hiefür die bestehenden, deutschen 
Schulordnungen und die Aussprüche der hervorragenden Pädagogen. 

3) Zell, die moderne deutsche Volksschule und die neueste badische Schul- 
gesetzgebung (Freiburg.. Herder 1867) S. 48 ff. : »Die moderne, deutsche Volks- 
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den Pädagogik. Die Schale hat die Pflicht die anerkannte Wahr- 
heit zu lehren. Sie darf nicht den Parteirücksichten überlassen, kein 
Kampfplatz widersprechender Anschauungen werden. Die wichtig- 
sten Wahrheiten für die Schule sind in den positiv geoffen harten 
Lehren der Kirche gegeben, sie erzeugen und befördern die wahre 
Bildung. Diese, wie die christliche Familie verlangt, dass der ein- 
heitliche christliche Geist alle Unterriclitsgegenstände belebe, dass 
die religiöse Erziehung von dem übrigen Schulunterricht nicht ge- 
trennt werde, dass also die Kirche die gesararate Thätigkeit der 
Schule mit beeinflusse.« 

Die Erzbischöfliche Denkschrift (§. 4. 5.) widerlegt insbeson- 
dere scharf den »Schulzwang und das Schulmonopol, welches der ab- 
solutistische *) , von der Kirche (dem Christenthum) getrennte Staat« 
geltend macht »Die ausschliessliche Leitung der Schule durch den 
von der Kirche getrennten Staat ist im Sinne der Secten, der kir- 
chenfeindlichen Elemente nichts Anderes als eine Gegenkirche durch 
die Schule. Der Rechtsstaat ist seinem Beruf und Wesen gemäss 
nicht Producent und Antorität der Wissenschaft, Bildung und Er- 
ziehung. Er schützt die culturlichen Rechte und Interessen, wo die 
Thätigkeit der Einzelnen und Corporationen nicht ausreicht. Er 
schützt die rechtliche Freiheit ;c er ist aber weder der Obervormund 
mündiger Eltern oder der Corporationen, noch der Inhaber und Dis« 
pensator der Wahrheit. Die Bewahrung und Lehre der übernatür- 
lichen Wahrheit ist der Kirche anvertraut. Die natürliche Wahrheit 



schule , dient keiner Confession. Sie setzt als Ziel der Jngendbildang eine phi- 
losophische Abstraction, dadurch einen Gegensatz zwischen Schule und Kirche. 
Ihr fehlt ein bestimmtes Ziel und die Grundlage des Unterrichts, an dessen 
Stelle setzt sie die wechselnde Meinung.« 

1) R. v. Mohl, Politik (Tübingen, Laupp 1862) II. S. 89 ff.: »Ein sol- 
ches Bildungsmonopol . . fasst Jeden als ein Mittel zur Erreichung der Zwecke 
(des BQreaukratismus) auf, tragt keiner Eigentümlichkeit der Anlage und Ver- 
hältnisse Rechnung und iäsat keine individuellen Wünsche und Bedürfnisse in 
Betreff geistiger Thätigkeit zu. Bin solches System ist die härteste Sclave- 
rei, insofern sie nicht blos leibeigen macht, sondern die g&nte Eniwickelung 
der geistigen Thätigkeit und die höheren Zwecke dem Staate zum Opfer 
bringt.« . • 

Zell, a. a. 0. S. 52 ff. : »Die Staatsgewalt bemächtigt sich des geistigen 
Lebens der heranwachsenden Generation. Wo die Oberschulbehörde nach dem 
Belieben der jedesmal Regierenden aus ihren Parteigenossen bestellt wird, .wo 
die Kirche von der Leitung der Schule ausgeschlossen ist, wo dabei Schulzwang 
und Schulmonopol ist; da herrscht auf dem Gebiete des Volksonterrichts ein 
unbeschränkter Despotismus. Man unterdrückt allmählig den Bestand der 
Kirche. Religions- und ünterrichtafreiheit sind notwendige Gorrelate.« 
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ist Aufgabe der freien Forschung und darf in keiner Weise dem Staats- 
zwange unterstellt werden f ). »Der (insbes. der nicht katholische resp: 
christliche) Staat kann nicht der Vertreter des sittlich -religiösen Be- 
wusstseins,« der religiösen Wahrheit und Rechte der Katholiken resp. 
Christen sein. »Er ist also nicht berechtigt, das Gebiet der sitt- 
lichen Freiheit, des geistigen Lebens, der Grundlage der Schule und 
dadurch die Geister zu beherrschen. Er darf die üeberzeugung eines 
Religionstheilee dem andern nicht durch die Schule gewaltsam auf- 
drängen^ Das Staatsmonopol, die ausschliessliche Leitung und Be- 
sorgung der Schule, die Prüfung und Zulassung der Lehrer durch 
Staatsbeamte, der polizeiliche Zwang gegen, die Eltern, ihre Kinder 
nur in staatlichen Schulen oder bei staatlich geprüften oder appro- 
birten Lehrern unterrichten zu lassen verletzt nicht blos die Grund- 
lage der Bildung und verstehst gegen das Wesen des Staats, son- 
dern involvirt die schwerste Bedrückung der Freiheit, des elterlichen 
Rechts und der Religion 2 ). Der religiös indifferente , der moderne 
Staat muss desshalb als noth wendiges Correlat der von ihm statuir- 
ten Religion8- und Gewissensfreiheit die Unterrichtsfreiheit anerken- 
nen, wenn er nicht die christliche Religion, die religiösen Rechte 
unterdrücken will. . 

Die Erzbischöfliche Denkschrift (§. 7.) beweist, dass dieses 
Staatsschulmouopol, die Sacularisation der katholischen Schulen und 
Schulfonds, die confessionslosen, rein staatlichen Schulbehörden eine 
Beseitigung des historischeu und positiven Rechts der Kirche 3 ) und 

1) BiuntscMit Staatsrecht (Hänchen, Cotta 18C3) II. S. 330: »Die 
Wissenschaft ist nicht eine Thätigkeit und Offenbarung des Staats. Dem Staat 
kann auf diesem Gebiete, sowenig als auf dem der Religion Herrschaft zukommen.« 
Osegg, die geistige Knechtung der Völker durch das Schulmonopol (Amberg, 
Happel 1876) S. 40 citirt den Ausspruch Danton's: »das Kind gehört zuerst 
der Republik und dann den Eltern« und Talleyrands »diese barbarische Ver- 
fügung« der Staatsscbulregie »macht aus 'der Wohlthat der Erziehung eine 
harte Knechtschaft« und fügt bei: »es handelt sich darum, die neuen Ideen 
polizeilich der Nation einzupumpen, die Wahrheil in die Zwangsjahe der 
Polizei tu stecken.« 

v 2) Zell, a. a. 0. S. 62: »Wo die ganze Bildung nach Willkür der je* 
weiligen staatlichen Schulbehörde unterstellt wird , ist der Schulzwang die Er- 
neuerung des furchtbaren Grundsatzes cujus regio, ülius religio — wer das 
Land regiert» hat Kopf und Herz der Jugend für ihr ganzes Lüben zu modeln. 
Der Sohulzwang ist ein Rest der früheren, absolutistischen Bevormundung 
des Volkes. Der Schujzwang schwächt den Nalionalcharakter, trägt wesent- 
lich bei zum Mangel an Selbstgefühl , an Entschiedenst und Thatkraft . . 
Er ist ein Privilegium odiosum der deutschen Nation.« 

3) Knecht, a. 1 a. 0. S. 19: »Eine Sacularisation der Schule ist nicht 
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Katholiken sei. »Die Kirche hat von ihrem göttlichen Stifter den 
unveräusserlichen Auftrag erhalten, die Völker zu lehren, ihnen die 
Gnadenmittel zu spenden, sie anzuhalten, Alles zu beobachten, was 
Jesus Christus befohlen hat. Sie mtiss die Schule als das Mittel zur 
Erziehung und Bildung der Jugend zur Pflanzstätte für die Entfaltung 
ihrer Seelenkräfte im christlichen Geiste machen, das sittlich-religiöse 
Leben der Schule leiten, die der christlichen Erziehung entgegen- 
stehenden Kräfte fern halten *).t Das historische Recht kennt kein 
staatliches Schulmonopol und keinen (auch jetzt noch von freien 
Völkern wie z. ß. in England perhorrescirten) Schulzwang. >Die 
Kirche hat die Pfarrschulen errichtet und geleitet.« Die von der 
Denkschrift angerufenen völkerrechtlichen Verträge, die deutschen 
Reichs- und badischen Landesgesetze, sowie die Verfassung garanti- 
ren »der katholischen Kirche den Besitz und Genuss der katholischen 
Schulfonds und Schulen (als an n ex um religionis, als Kirchengut), die 
Verwaltung, Vertretung und Verwendnung des katholischen Schulver- 
mögens durch kirchliche resp. katholische Behörden für katholische 
(confessionelle) Schulen und wenigstens die kirchliche Mitleitung« 
derselben. Dieser Rechtsstand der Kirche wurde durch das Gesetz 
vom 9. October 1860 nicht alterirt, vielmehr folgt aus der darin (§. 7.) 
anerkannten Selbstständigkeit der Kirche und aus ihrem (§. 1.) 
Rechte einer Corporation, dass sie ihre Pfarrschulen, wie erwähnt, 
zu erhalten und mit zu leiten und deren Vermögen zu vertreten, es 
seinem katholischen Zwecke zu erhalten befugt bleibt 3 ). 

Die Erzbischöfliche Denkschrift postulirt den christlichen Rechts- 
staat. Von diesem Standpunkt wird die rechtlich begründete Resti- 
tution der katholischen Schulen und Schulfonds an die Kirche nicht 
verlangt, sondern das »harmonische Zusammenwirken des Staats, der 



blos ein Raub zeitlicher Güter, sondern eine Vernichtung des göttlichen Rechts 
der Kirche als Erziehungsanstalt Sie ist ein Raub der Seelen, gegen welchen 
die Kirche sich bis aufs Aeusserste wehren, gegen welchen sie einen Existenz- 
kampf kämpfen mus8.< 

1) Erklärung des deutschen Episcopate über die Schulfrage vom October 
1867. Die Denkschrift des bayerischen Episcopats und das Hirtenschreiben des 
Bischofs von Regensbarg vom 24. November 1867 (Regensburg, Pustet) ver- 
langte die Gewährung »des confessionellen Charakters der Schule, den wirksa- 
me« Einfluss der Kirche auf die gesammte Bildung zur erfolgsamen Pflege ih- 
res christlichen Lebens, die verhütende und zweckfördernde Aufsicht der. kirch- 
lichen Organe zur Sicherung des katholischen Geistes der Schule.« 

2) Zell, a. a. 0. »Der §. 6. des Gesetzes vom 9. October 1860 verbietet 
die Betheil iguug der Kirche bei der Leitung der Schule nicht.« Er beruft sich 
auf die Motive des Schul-Gesetzentwurfs vom 16. April 1866. % 
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Kirche und der Familie an der Leitung der Schule.« Dieses »ge- 
mischte System« entspricht wohl dem Gesetze vom 9. Oc tober 1860, 
aber nicht den durch die Schulreform resp. den Culturkampf ge- 
schaffenen, realen Verhältnissen. Der darauf basirende, moderne 
Cultur8taat gerirt sich als den Inhaber der Kirchengewalt uud da- 
mit auch der Schule. Er ist das Gegentheil eines christlichen Ge- 
meinwesens und eines Rechtstaats. Diesem Zustande gegenüber er- 
scheint die vom Liberalismus sogenannte Verquickung von Staat und 
Kirche als eine Rechtloserklärung der letztern und erübrigt desshalb 
nur der Existenzkampf oder die Gewährung der Unterrichtsfreiheit 

Die Unterrichtsfreiheit begreift in sich die Lernfreiheit, die Be- 
fugniss durch Privat- oder Öffentlichen Unterricht im In- oder Aus- 
lande sich durch eigene Wahl die für seinen Lebenszweck erforderlichen 
Kenntnisse zu verschaffen. . Damit hängt die Lehrfreiheit zusammen, 
d. h. das allgemeine Recht, ohne Einmischung des Staats jede Art 
von Schulen zu errichten, ohne eine Staatsgenehmigung oder Staats- 
prüfung Unterriebt zu ertheilen 2 ). Die Unterrichtsfreiheit gestattet 
der Staatsgewalt nur den Schutz verletzter Rechte oder das Ein- 
schreiten gegen Verbrechen, welche bei der Ausübung dieser Frei- 
heit begangen werden. So wenig sie berechtigt ist, die fehlende oder 
unrichtige häusliche Erziehung durch Staatsbeamte ausüben zu las- 
sen , so wenig sie z. B. Industrielle im Interesse der allgemeinen 
Wohlfahrt zwingt, ein Staatsexamen zu machen , ebensowenig kann 
sie der Unterrichtsfreiheit die berührten Fesseln anlegen. 

Vom Standpunkt des »gemischten Systems« verlangt die Denk- 
schrift »die Aufstellung confessionell geschiedener Schulbehörden, 
Mitwirkung der Kirche bei der Besetzung derselben resp. ständige 
kirchliche Vertreter bei denselben, Anerkennung des Ortspfarrers als 



1) Die eben citirten Motive bestreiten der Staatsgewalt die Säcularisation 
der confe88ionellen Schule, anerkennen also im obigen Falle deren Restitution 
an die berechtigte Confession nnd erklären Jene nur befugt, auf dem Wege der 
Gesetzgebung die politischen Gemeinden und die Staatscasse von der betreffenden 
Beitragsverbindlichkeit für confessionelle Schulen zu befreien und neben den 
Kirchspiels- eigene Staatsschulen zu gründen. i 

2) Zell, a, a. 0. S. 40 ff. weist auf den blühenden Zustand der Wissen- 
schaft, Kunst, Industrie und den Ackerbau in den Ländern hin, welche sich das 
Gut der Unterrichtsfreiheit bewahrt haben im Gegensatz zum intellectuellen und 
moralischen Ruin, weichen die staatliche Zwangsschule mit bewirkt. »Zum 
Lesen- nnd Schreibenlernen braucht man den kostspieligen Apparat, die nicht 
ungefährliche, die Freiheit der Bürger so überaus beschränkende Zwangsanstalt 
nicht. Das kann auch durch Private geschehen . . Dieser Rest bureaukratischer 
Regierungsweise ist nicht zu rechtfertigen.« 
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beratener Vorstand des Ortschulraths, Vertretung der politischen und 
Kirchspiels-Gemeinde resp. der Familie im Ortsschulrath.« Sie ver- 
langt die Mitwirkung der Kirche bei der Prüfung der Lehrer 1 ) und 
Schulen, bei der Bestimmung des Lehrplans , der Lehr- und Lese- 
bücher, die kirchliche Ertheilung der Ermächtigung and Sendung 
an die Religionslehrer,« die Anerkennung des Religionsunterrichtes 
und der Pflege des religiösen Lebens als Grundlage des übrigen Un- 
terrichts, <1 esshalb »dienstgemasse Verpflichtung des Lehrers zur Mit- 
wirkung bei Ertheilung des Religionsunterrichtes.« 

Die Denkschrift verlangt im Interesse des Unterrichts und der 
Freiheit die Beseitigung der staatlichen Autorisation zur Ertheilung 
des Unterrichts Seitens der Privaten und Corporationen, die > Prüfung 
der Lehrer vor einer unabhängigen unparteiischen, nicht ausschliess- 
lich aus Staatsbeamten bestehenden Commission,« also beschränkte, 
aber ehrliche Unterrichtsfreiheit. Sie erhebt gewichtige Bedenken 
gegen die Erweiterung des übrigen Unterrichts zum Nachttreil des 
ReligionsuBterrichtes. Die Ziele der staatlichen Volksschule sind zu 
hoch, so dass die gesunde geistige Entwicklung, insbesondere aber die 
der selbstständigen geistigen Thätigkeit gestört wird. Das der bü- 
reaukratischen Allregiererei entsprechende NiveUiren , die einseitige, 
formale Verstandesbilduug der modernen Schule schädigt auch die sitt- 
liche Entwicklung, fördert das Halbwissen, die Mittelmässigkeit und 
den Materialismus. 

Wie die Denkschrift gegen die prec&re, blos als opportun zur 
gestandene Zulassung des confessioneUen Religionsunterrichts auftritt 
und diesen als ersten obligatorischen Lehrgegenstand verlangt; so 
tritt sie (§. 14.) für die Erhaltung der confessioneUen Lehrsemina- 
rien und Schulen ein. Die confessionell gemischte Schule in ihrer 
Abstufung bis zur confessionslosen Schule mit confessionslosem Reli- 
gionsunterricht (lucus anonlucendo) ist die letzte Consequenz der staat- 
lichen Zwangsschule. Sie »beeinträchtigt die auf der positiven Re- 



1) Die Denkschrift stimmt der »Freigebung der Lehrerbildung« bei , so- 
me(Bluntschli, a. a. 0. II. S. 343), dass »die Lehrer nicht in den Seminarien 
mit Kenntnissen Dberladen werden, welche sie in der Volksschule nicht brauchen 
können oder sollten, . . welche den gelehrten Dünkel reitzen und die Lehrer 
unzufrieden« machen. Mit der ihm eigenen attischen Ironie findet Zell, a. a. 
0. S. 144. das Bestreben der Lehrer, hinter den gesteigerten Besoldungsan- 
sprüchen der Staatsdiener nicht zurückzustehen, ganz natürlich, da er ja als 
Staatsdiener in Anspruch genommen werde. »Der Lehrer wird zum Priester 
der allgemeinen Humanitätsbildung der — Religion der Zukunft . . hinaufge- 
schraubt.« 

■ 

- 
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ligion beruhende Erziehung und Bildung, die christliche Religiori 
und Zucht, die erforderliche Religiosität der Lehrer, die Charakter- 
festigkeit. Sie verletzt die berührten Rechte der Kirche, die Erfül- 
lung der elterlichen Pflicht, ibre Kinder in ihrem Glauben heranzu- 
bilden, die Freiheit des Glaubens, weil sie nicht im Geiste der Kifcbe 
bildet', weil nicht positiv christliche Lehr- Und Lesebücher einge^ 
führt werden, das religiöse Leben« dort verkümmert. Sie stört daS 
»Recht und den Frieden der Confessionen, die Parität, die Grundsätze 
des Eigenthums, weil confessionelle Stiftungen zu nicht confessionellen 
Zwecken verwendet werden.« Wie die Erfahrung sattsam bestätigt 
»werden durch die Einführung confessionell gemischter Schulen keine 
Ersparnisse gemacht,« die Gemeinden vielmehr dadurch höher be- 
lastet.'- *•* * v * ; * ** M *' 

- Die Erzbischöfliche Denkschrift wurde als eine allen Interes- 
senten der Schule gerecht werdende Kundgebung Seitens hervor- 
tagender Staatsmänner urid Pädagogen l ) begrüsst, welche die darin 
gestellten Anträge für durchaus geeignet erklärten, die Schurfrage zu 
regeln, deu Frieden zwischen Staat, Kirche und dem elterlichen Hause 
herzustellen. Viele Bischöfe Deutschlands und anderer Nationen er- 
klärten sich mit den darin vertheidigten Grundsätzen einverstanden. 

Papst Pius IX. (Breve vom 14. Juli 1864)2) sprach flem Erz- 
bSschof seinen »Glückwunsch dafür aus, dass er mit Festhaltung der 
Lehre der katholischen Kirche hinsichtlich des Unterrichts und der 
Erziehung sich ebenso einsichtsvoll als staudhafb gegen alle Ansich- 
ten und Vorkehrungen erklärte, welche in Baden zu Gunsten der 
neuen Reform 'der Volksschule vorgekommen sind, welche der Christ- 
Hellen Erziehung Verderben drohen und die Hechte der Kirche in 
öieser wichtigen Angelegenheit gänzlich zerstören. Die Begünstiger 
der schlechten Lehrraeinungen . . die Leugner der von Gott geoffen- 
barten Wahrheiten . . wenden Alles an, dass der heilsame Einfluss 
der Kirche auf die Anstalten und Einrichtungen der menschlichen 

1) Wolf gang Menzel, Literaturblatt, Stuttgart 1864 Nr. 11.: » Wir treten 
diesen Aeusserungen der Denkschrift in jeder Beziehung bei und beklagen das 
schöne badische Land, dass es immer noch zu Experimenten sich hergibt, vor denen 
man anderwärts sich hüten gelernt hat. Seit Karl Friedrich hat es Front ge- 
macht gegen die Kirche, anfangs in der Form eines liberalen Despotismus, heute 
in der Form eines despotischen Liberalismus. Die Kinder sollen iu die Staats- 
schulen eingepfercht und über alle Gebühr, gegen alle Natur zu all dem Irr- 
sinn abgerichtet werden, der in der Fortschrittspädagogik grassirt, dessen Grund- 
zug der Christenha8s ist. Alle Väter, welche dies lesen, machen wir darauf 
aufmerksam, auch ihrerseits ihr Recht wahrzunehmen.« 

2) Abgedruckt in Offizielle Aktenstücke (Freiburg. 1866) II. S. 12. 
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Gesellschaft fern gehalten, und dieselben der rinbeschrtokten Will- 
kür der Staatsbehörden, somit dem Belieben der jeweils Hetrscben- 
den uml dem unbeständigen Wechsel der Meinungen des Tags untet^ 
werfen werden. Die menschliche Gresellschaft hat den schwersten 
Schaden zu erleiden, wenn die regelnde Mitwirkung der KiwhiB TOfl 
der a Unterweisung der Jugend . . . entfernt gehalten wird. < Auf diese 
Weise muss . . der christliche Geist verloren gehen, welcher es allein 
vermag, die Grundlagen der öffentlichen Ordnung zu erhallen, den 
wahren Fortschritt der Bildung zu bewirken .' . . Die Jugend ist 
den grössten Gefahren ausgesetzt, wenn nicht der gesammte Unter- 
richt innig* mit der religiösen Unterweisung verbunden wird. . . '. 
Desshalb hat die Kirche die Schule als einen Theil ihrer Amtsge- 
walt betrachtet 1 ^ 1 Jede Trennung der Schule vor i 'der 'Sirene*' Dringt 
der Kirche uud der Schule den grössten Schaden . . Wo diese' Ver- 
derbliche Absicht ausgeführt würde, . . müsste die Kirche Altes Ver- 
suchen, damit die Jugend den nöthigen cÄns/^^ 
Erziehung erhalte und die Kirche wire genöthigt, den Gläubi- 
gen zu erklären, daSs sie solche gegen die katholische Kirche ge- 
richteten Schulen mit gutem Gewissen nicht besucJien könnten.« 

In äen Uegierungskreisen sprach man sich Anfangs mit Wohl- 
wollen über die Donkschrift aus. Die » Öädiscbe Landeszeitung« er- 
klärte alsbald nach deren Erscheinen (December 1863) : sie sei »mit 
grossem Fleiss, Scharfsinn und Umsicht« geschrieben. Da kam vom 
Heidelberger Jupiter das quos ego. Häusser *) und die Dtirlacnef 
erklärten sich gegen die Vorschläge der Denkschrift, gegen die ver- 
langte Mitwirkung der Kirche bei der Leitung der Schule, fdr die 
Knies'scHe Schulreform , die staatliche Schulregie und alsbald 'stiess 
die »Landeszeitung« in die Schulkriegstrompete" und bezeichnete diö 
Denkschrift als eine »gedankenlose Sophisterei 2 ).« Die Durlacher 
Bureau k raten j »arte i will eben um jeden Preis die tutela, in welche 1 
ihr Staat nach der Frankfurter Kirchenpragmatik die katholische 
Kirche fesselte in ein einfaches maneipium derselben unter die into- 

1 ) Süddeutsches , evangelisch-protestantisches Wochenblatt (Heidelberg. 
Mohr 1864) Nr. 45. »Die Erzbischöfliche Denkschrift ist im Tone rahiger Dar- 
legung gehalten. Sie unterlässt es, die Leidenschaften des Pöbels anzufachen.« 
. . Sie verfangt aber die kirchliche Mitleitung der Schule. »Die Erziehung 
und der Unterricht der Staatsangehörigen darf aber keinem klerikalen Wett^ 
rennen der beiden Cohfessionen anheim gegeben werden. Nicht durch Oom- 
promisse soll der liebe Frieden erhalten. . . Das eigene Recht des Staate mnss 
entschlossen gewahrt werden.« 

2) Historisch-politische Blätter 1864. Bd. 53. S. 364. 
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leraute Staatsherrschafl ;yer wandeln. Sie hat Augen und sieht die 
umstürzenden Folgen dieser Staatsonanipotenz nicht. Sie hat Ohren 
und überhört alle GtrftmJe des Rechts, der Freiheit, des Friedens, 
den Schmer zensruf des katholischen Gewissens, der ; in ihren heiligsten 
Rechten and Gefühlen ywleteten Eltern 1 ). > / , -»•:•• »<•:« * K 

§. 5. Das Gesetz über die Aufsichtsbehörden der Volksschulen. 

»Die am 13. April 18f>4 von dem Erzbischof in Freiburg versam- 
melten »Vertreter des Klerus 2 )« erklärten ihre »einmuthige uud 
voljkomniene Uebereinstimmung mit den Grundsätzen, Wünschen und 
Forderungen, wie sie, in der Erzbischöflichen Denkschrift vom 3. De- 
cem^er 1863 niedergelegt sind. Sollten die (derselben entsprechen- 
den) Grundlagen, (Vorschläge) bei der bevorstehenden ßegelimg . $es 
Schulwesens unbeachtet bleiben; so verlangen wir volle Unterrichts^ 
freiheit und werden alle rechtlichen Mittel anwenden, um neben tfeu, 
^atsschulen eigene .kirchliche Schulen zu errichten und zu lei- 
ten^ -Wenn ein Gesetz die ausschliessliche Leitung der Schule dem 
Staat zusprechen wird, so können die Geistlichen sjch an go}cheiimo- 
nopolisirten Staatsschulen in keiner Weise betbeiligen. Die Eltern 
können nicht gezwungen werden, ihre Kinder and f im als ihrer reli- 
giösen Ueberzeugung entsprechenden Schulen, anzuvertrauen.« JDiese 
Resolutionen des Klerus, die Petitionen der Katholiken und wiederholten 
ftesu^e des, Erzbischofs an die Staatsregierun^ über das projec- 
^M^Sm^, mit Vertretern der Kirche i n 's Einvernehmen 4 zu tre, 
ten— -wurden nicht beachtet. Das ähqliclie Schicksal traf die, 
BiUen und Ansprüche der protestantischen Confession. Die »Denk- 
schrift der evangelisch-kirchlichen Conferenz über die Schulreformr 
frage« (Karlsruhe v Gutsch 1864) verlangte die »Beibehaltung des 
conf^ssionelleu Charakters der Volksschulen, die organische Mitwic-t 
kung der Kirche auf allen Stufeu der Schulaufsicht, Wahrung de? 
religiösen Grundlage der Schule, Beibehaltung des Beligionsunter- 
richts .als obligatorischen Lehrgegenstand, Vorsitz, des Ortsgeistlich^en 
und Vertretung der Kirchengemeinde in der Ortsschulpflege, Beibe- 
haltung der confessionellen Bezirksschulbebörden , Mitwirkung der 

u, : I n\ii<,- »<i '1 »• . i'i'wu Uvl ••«' i • •' ■• -'s • * »I-.«*] -u!< H 

so 1) (RQlfw) der badische Schulstreit, aus der Zeitschrift: »Der Katho- 
lik« besonders abgedruckt. (Mainz, Kirchheim 1865): »So kann man sagen* 
dass seit dem Anfalle an Baden das katholische Gefühl und das katholische 
Kocht nicht beachtet .wurde.5 , . ; •, ; t j> )»< • . • n M '< 

2) In Officielle Aktenstucke über die Schul frage in Baden (Freiburg, 
Herder 1866) II. S. 35 ff. abgedruckt, cf. Fricdberff, * ,a. 0. S. 3421 

3) Officelle Aktenstücke a. a. 0. I. S. 11 ff. 
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Kirche bei der Bildung, Prüfung und Anstellung der Lehrer, Ver- 
wendung des zu Schulzwecken bestimmten Kircbenvermögens nur 
für die Confessionsschulen unter Aufsicht der Kirche .und Anerken- 
nung des Rechts der Familie, sich der .Bildung der Jugend in freier 
Weise anzunehmen.« 

Inmitten der tiefgehenden Bewegung für und gegen die Schul- 
reform wurde der Landtag eröffnet. Die Thronrede yora 2. Decem- 
ber 1863 sprach sich hierüber also aus: »Bas berechtigte Verlangen 
eines stetigen Fortschritts in der Volksbildung und die Folgen der 
den Kirchen gewährten Selbstständigkeit raachen eine Veränderung 
der Gesetzgebung über die Volksschulen nothwendig. Die beabsich- 
tigte Vorlage der Regierung wird dem Bedürfniss religiöser Erzieh- 
ung und erhöhter Bildung gleich massig Rechnung tragen. Ich hege 
die Zuversicht, dass Ihre unbefangene Prüfung mitwirken wird, , die 
Miss Verständnisse und Irrthüraer zu zerstreuen, welche auf diesem 
Gebiete hervorgetreten sind.« 

In der Sitzung der II. Kammer vom 16. Februar 1864 be- 
merkte der Abgeordnete Haussen die Kirche sei gegen die Schul- 
reform. Der Agitation gegen dieselbe, den Missvtrständnissen (I ?) 
solle durch ein — Gesetz rasch ein Ende gemacht werden. Der 
Vertreter der Regierung (Lamey) stimmte dem bei. »Eine Anzahl 
Geistlicher verlange Dinge, deren Gewährung unmöglich sei. Solche 
(kirchliche) Agitationen gefährden die Moral (!). Man müsse sich 
auf grosse Schwierigkeiten gefasst machen, aber man werde sie über- 
winden.« Es ward also beschlossen, dem Rechte der Kirche und der 
Familie die ultima ratio des Gesetzes entgegen zu stellen. Den der 
kirchlichen Mission und dem Recht der Kirche entsprechenden An- 
trägen des »Kirchenregiments,« ihren so einlässig begründeten Vor- 
schlägen zur friedlichen Regelung der ScbuliYage trat der Vertreter 
der Regierung durch schwere Anschuldigungen in der Ii! Kammer *) 

r—. . 7, • ....{•,- . ' 

. 1) Karlsruher Zeitung 1864. Nr. 96 Noch heftiger sprach Staatsrath Dr. 
Larncy in der Sitzung der 11. Kammer vom 21. April 1864; »In einem Augen- 
blick, wo von allen Kanzeln des Landes über die Reform des Schulwesens ge- 
gen die Regierung (! ?) agitirt wird , scheint mir nicht zu besorgen zu sein, 
dass sie den Gedanken an die Schulreform aufgegeben habe. Der Regierung 
wird an's Herz gelegt, wie weit die Anmassungen von ultramontan-kirciUieher 
Seite noch zu dulden sind. Die Regierung bat bisher — mit grosser Selbst- 
überwindung (sie!) . . sich um die kirchlichen Fragen nichts bekümmert. Sie 
bat die Feindseligkeit (?) . . des Kirchenregiments unbeachtet gelassen ....Die 
Katholiken des Landes haben ihren Erwartungen (!) nicht ganz entsprochen. 
Sie haben dem; Kirchenregiraent erlaubt, Kirchenregiment und katholische Re- 
ligion . . als Eines betrachten zu lassen . . Die Prätentionen, die gemacht 
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entgegen. »Die Kirchenregierung habe haarsträubende Prätentio- 
nen erhoben. Sie haben einen Widerstand organisirt, hinter wel- 
chem die Lüge und Verleumdung steht.« Ihre Befürchtung, dass 
durch die Schulreform »eine Confession benachtheiligt,« der confes- 
sionelle Charakter des Schulwesens oder der kirchliche Einfluss hie- 
rauf beseitigt werde, sei unbegründet. 

Der Erzbischof wendete sich hiergegen mit einer Vorstellung 
vom 2. Mai 1864 an den Grossherzog. »Die Schulfrage« (heisst es 
hier) »wurde nicht von der Kirchenbehörde, sondern durch den Vor- 
trag des Oberschulrathsdirectors vom 2. Mai 1863 angeregt. Die 
katholische Kirchenregierang erfüllte nur ihre Pflicht, wenn sie in 
der Denkschrift vom 3. December 1863 die Rechte der Kirche, der 
Familie und der christlichen Gemeinde auf die Schule vom Stand- 
punkte des Rechtsstaates vertheidigte.« Die Predigten seien nur 
gegenüber »den Verunglimpfungen kirchlicher Rechte und Bestre- 
bungen,« die Versammlung des Vertreters des Klerus sei erfolgt, um 
die Ansicht so erfahrener Schulmänner über ein noch nicht von der 
Staatsregierung genehmigtes Project zu hören. »Das ist es, was 
die katholische Kirchenbehörde in der Schulfrage gethan hat. Es 
geschah unter Vorwissen der Regierung, ohne deren Einsprache. 
Herr Staatsrath Lamey erklärte die Denkschrift als anständig und 



werden, übersteigen das, was noch mit Gednld hingenommen werden kann. . . 
Staatsmänner . . . kennen zu Folge ihrer Bildung (hic Rhodus!) keine Con- 
fession mehr; wo es in Frage steht, ob man für den Sftaat Dieses oder Jenes 
thun kann, da sind sie im besten (?) Sinne des Wortes confessionslos« (daher ihre 
» confessionslosen« - Staatsakte) ... Wir haben die Selbstständigkeit der 
Kirche proclamirt unter der Bedingung, dass sie einen freien verständigen Ge- 
brauch davon mache« (die Freiheit der Kirche besteht kraft ihres Rechts, nicht 
als precarium fler jeweiligen Regierung). »Wenn das Kirchenregiment auf die- 
sem Wege fortfährt, werden wir erwägen, ob wir nicht gegenüber dem Miss- 
brauch der Freiheit den Kriegszustand gegen das Kirchenregiment procla- 
miren müssen. . . In der beabsichtigten Schulreform kann weder direct noch 
indirect der Gedanke stehen, als oh man eine Confession benachtheiligen 
wolle (?) . . Die Macht der Kirche wird durch die Schulreform gegenüber den 
Schulen gemehrt (?!).« 

Kein Geringerer alsRonge trat für den Appell des Staatsraths Lamey zur 
Demokrati8irung der Kirche ein. Am 10. Mai 1864 lobte er in einer Versamm- 
lung zu Mannheim »die kräftigen Worte des Ministers« und den (erfolglos ge- 
bliebenen) Aufruf einiger dortiger GtaAtskatholiken, »eine Bewegung zu organi- 
siren, um die Unzufriedenheit gegenüber der Kirchenregierang auszudrücken 
und den Erwartungen der Regierung zu entsprechen.« Das katholische Volk in 
Freiburg machte die von Ronge unter Assistenz des Bürgermeisters Fauler dort- 
selbst intendirte Versammlung unmöglich. 

■ Digitized by Google 



200 Mau*, Der Schulconflict Un Grossherzogthum Baden. 

massig. Es ist desshalb nicht begreiflich, wie er den darin begrün- 
deten Anspruch auf confessionelle Schulbehörden als masslose Prä- 
tention bezeichnen . ., solche unbegründete Anschuldigungen erheben 
kann . . . Das Recht der Freiheit der Kirche wurzelt in den ersten 
Anfängen der Cultur, auf unvordenklichem Besitz, ist ihr durch 
völkerrechtliche Verträge garantirt. Ihre Selbstständigkeit ist ihr 
nicht gleichsam auf Wohlverhalten Seitens des Staats geschenkt wor- 
den. Die katholische Kirche ist mit ihrem Glauben und ihrer Ver- 
fassung vom Staat anerkannt, es ist ihr (von den badischen Fürsten 
und Gesetzen) Schutz der Religionsübung gegen jede Kränkung und 
Achtung des Mittelpunktes ihrer Glaubenseinigkeit zugesichert l ). i 
Ihr Recht kann ihr also nicht willkürlich entzogen werden, weil sie 
ihre Rechte vertheidigt . ... Das Dogma und die Verfassung der 
Kirche ist wohl nie officiell so verkannt worden, als dies in der frag- 
lichen Rede geschehen ist. Die katholische'Kirchenbehörde ist keine 
Partei, sie ist nach der Lehre der Kirche nicht die Mandakirin ih- 
rer Angehörigen . . Sie ist die von Gott gesetzte Autorität in Sachen 
des Glaubens, der Sacramente, , der christlichen Sitte und Ordnung. 
Es kann Niemand ein Katholik sein, der sich von der Kirche trennt. 
. . Der in der Schul frage bestellende Kampf wird nicht um die hö- 
here Civüisation, sondern gegen das positive Christenthum . . geführt. 
Die katholische Kirchenregierung hat hierwegen nur ihre Amtspflicht 
erfüllt und . . keinen Vorwurf verdient . . Sie erklärt sich bereit, 
mit der Staatsregieruug zur Regelung dieser Frage friedlich zusam- 
men zu wirken.« Der greise Erzbischof bat schliesslich den Landes- 
fürsten »dieses Werk der Gerechtigkeit und des Friedens zu beför- 
dern.« Es erfolgte hierauf keine Antwort. 

Die Agitation einiger Staatskatholiken für gemischte Schulen 
und »Befreiung vom herrschenden Einfluss des Klerus *)« verlief im 
Sande. Dagegen liefen in der II. Kammer zahlreiche Petitionen 
der Katholiken gegen das derselben von der Regierung vorgelegte 
Schulaufsichtsgcsetz ein 3 ). Sobald die Kirchenbehörde — und zwar 

1) Friedberg, a. a. 0. behandelt die obige Vorstellung sehr oberfläch- 
lich. Darin ist »der Kampf als durch die Regierung* (die damals noch kei- 
nen offiziellen Akt gesetzt hatte) »herauf beschworen,« indessen nicht bezeich- 
net. »Der Erzbischof habe die Selbstständigkeit der Kirche nicht aus der ihr 
durch das badische Recht gewährten Stellung deducirt,« und doch sind in obi- 
ger Vorstellung wörtlich die badischen Grundgesetze angerufen. 

2) Badische Landeszeitung von 1864. Nr. 100. 110. 

3) Verhandlung der badiseben Landstände Ober das Gesetzproject die Auf- 
sichtsbehörden für die Volksschule betr. S. 15 ff. 
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erst durch Nr. 134. und 135. der tKarlsruher Zeitung« von 1864 
von diesem Gesetzentwurf Kenntniss erhielt, wahrte der Ordinar.- 
Eriass vom 11. und 23. Juni 1864 <) hiergegen die Rechte der Kirche 
und bat die Staatsregierung, in dem Gesetze diese »Rechte, also die 
selbstständige Mitwirkung der Kirche bei der Leitung der Schule, 
des confessionellen Vermögens, die kirchliche Leitung der religiösen 
Bildung anzuerkennen, und so die Form zu bestimmen, in welcher 
es den Dienern der Kirche möglich bleibt, in Uebereinstimmung mit 
der Selbstständigkeit der Kirche ihre altbewährte Theilnahme für 
die Schule unter dem Gesetze zu bethätigen.« Das Ministerium des 
Innern erwiderte hieraut am 18. Juni und 2. Juli 1864: »Die Stel- 
lung der Diener der Kirche in der Volksschule« ist kein selbststän- 
diges Recht, sondern beruht auf den Gesetzen des Staats und kann 
durch ein neues Gesetz geändert werden. Es ist unmöglich, die 
Volksschule im Widerspruch mit dem Staatsbewusstsein unserer Zeit 
zu organisiren. Wir erwarten von der Erörterung der . . . entgegen- 
stehenden Principien keinen Gewinn und . . sind nicht in der Lage, 
über den Gesetzentwurf mit (der Kirchenregierung) Verhandlungen 
zu beginnen.« 

Dieser Gesetzentwurf 2) wurde am 6. Juni 1864 von der Re- 
gierung der IL Kammer vorgelegt. Wie in der Knies'schen Denk- 
schrift, deren Thesen hier in Gesetzesform erscheinen, wird auch 
hier die »Verselbstständigung der Kirche« als Grund angeführt, der- 
selben ihre Rechte auf die Schule, den Geistlichen die seither geübte 
Schulaufsicht zu entziehen. Da es der Regierung noch nicht mög- 
lich sei, einen »Gesetzentwurf vorzulegen, welcher die gesammte für 
eine gesetzliche Regelung empfohlenen Verhältnisse des Volksschul- 
wesens umfasst,« sehe sie sich aus den (oben geschilderten) »offen 
vorliegenden Gründen in die Lage versetzt einen Theil der durch das 
Schulgesetz zu ordnenden Verhältnisse zum Voraus festzustellen. . . 
Die Bestimmung der Aufsichtsbehörden über die Volksschulen. ... 
In der Einrichtung des Oberschnlraths durch die landesherrliche Ver- 
ordnung (!) vom 12. August 1862 treten insbesondere zwei Punkte 
hervor: die Beseitigung der confessionellen Trennung in der Ober- 
schulbehörde und die Concentration des Geschäftskreises.« Diese staat- 

'•■ iL) Abgedruckt in Officielle Aktenstücke a. a. 0. L S. 17 ff. Die ähnli- 
chen Vorstellungen des Evangelischen Oberkirchenraths sind abgedruckt im 
Verordnung8blattc der evangelisch-protestantischen Kirche des Grosshcrzogthums 
Baden 1864. Nr. VIII. S. 43. 44. 

2) Abgedruckt in Nr. 134. der Karlsruher Zeitung von 1864. Die Motive 
hiezu sind in Nr. 135. dieser Zeitung von 1864 abgedruckt. 
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liehe Centralisation und Coufessionslosigkeit der Sclmlbehörden soll 
nun gesetzlich bei den »mittleren Schulbehörden« durchaus, bei 
den »untern« theil- resp. versuchsweise eingeführt werden. »Der 
Staat hat die für ihn unveräusserliche (?) Leitung und Beaufsich- 
tigung des Schulwesens festgestellt. Er wurde auf diese Leitung 
verzichten (?), wenn er genöthigt würde, die nicht von ihm bestell- 
ten Geistlichen 1 ), Kirchengemeinderäthe und Stiftungsvorstände, als 
gegebene Schulbehörden fungiren zu lassen.« 

Schon am 17. Juni 1864 legte der (mit deu — Vorarbeiten, 
zum Schulconflict so vertraute) Abgeordnete Häusser den Commissions- 
bericht 2 ) über diesen Gesetzentwurf der zweiten Kammer vor. »Der 
Vorwurf« der Kirchenbehörde gegen die Schulreform, »sie verküm- 
mere die Freiheit . . des religiösen Bekenntnisses, verletze die Rechte 
der Kirche, Gemeinde und Familie« sei unberechtigt. »Durch die 
Thesen (Knies) so wenig wie durch die (Gesetz-) Vorlage werde an 
die confessionelle Schule Hand angelegt oder etwa der Zwang einer 
confessionslosen Schule in Aussicht gestellt (! ?) . . Die Volksschule 
ist auf dem Boden des Christenthums erwachsen, hat sich aber den 
Kirchen gegenüber erst mühsam Bahn brechen müssen.« Die moderne 
Staatszwangschule, welche die kirchlichen Schulen absorbirte, »hat 
allerdings diejenige Epoche, in welcher die Hierarchie auf dem Höhe- 
punkt ihrer Macht stand, nicht gekannt. Sie (diese christliche Epoche) 
hat nie daran gedacht, auf dem Wege des Zwanges Alle . . zu ei- 
nem Unterricht anzuhalten, der allgemein, nicht kirchlich-exclusiv, 
sondern christlich-7iMma» (!) sein sollte. . . Erst eine lutherische 
Kirchenordnung von 1580 sprach den grossen Grundsatz aus, dass 
alle Dorfküster Schulen halten sollten.« (Hier ignorirt Häusser die 
weit ältere in der Erzbischöflieben Denkschrift citirte, gleiche (ka- 
tholisch-) kirchliche Bestimmung, welche ja die Gruudlage der 
Pfarrschulen ist. Das protestantische Territorialsystem hat aller- 

, h 1 | 

1) Die Motive zn diesem Gesetzentwurf constatiren, dass inbesondere ge- 
mäss der Verordnung vom 15. Mai 1834 bis dahin die Leitung der confessio- 
nellen Schulen in oberer Instanz dem »katholischen und evangelischen Ober- 
kirchenrath« zustand. »Die mittlere Aufsicht führten die von diesen Oberschul- 
behörden (aus den Geistlichen der betreffenden Confession) angestellten Bezirks- 
«chulvisitatoren für säramtliche in einem Amtsbezirk befindliche Schulen eines 
Confessionstheils. Ortsschulinspector der confessionell getrennten Volksschule 
war der Ortspfarrer (der Confession). Der von diesem präsidirte Ortsschulvor- 
stand bestand überdies aus dem Bürgermeister und je nach der Confession ent- 
weder aus dem evangelischen Kirchengemeinderath oder dem katholischen Stif- 
tungsvorstand.« 

2) Beilage zum Protocoll der 62. öffentlichen Sitzung der IT. Kammer. 
Cf. dagegen die »Beleuchtung« desselben von C. Zell (Freiburg, Herder 1864). 
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dings die Oberhoheit des Staats über die Kirche und ihr ajtmexura, 
die Schule eingeführt. Indem er die Schulordnungen protestantischer 
Fürsten lobt, ubersieht er, dass die Bischöfe wie die von Würzburg 
und Constauz den Pfarrschulen alle Sorgfalt widmeten und solche 
Schulen dotirten)* ... 

»Als wesentliche Aetiderungen des bisherigen Zustandes« ist 
ausser der rein staatlichen, confessionslosen Bestellung der Kreis- 
schulräthe (§. 7. des Gesetzes) »hervor zu heben: der Pfarrer ist 
nicht* mehr der geborene Ortsschuiinapector,« auch nicht mehr kraft 
seines Amtes Vorsitzender des Ortsschulraths. Letzterer wird »aus 
der Mitte des Ortsschulratbs für je sechs Jahre durch die Staats- 
regierung ernannt.« (§. 5. des Gesetzes). »Der Ortsschulrath besteht 
zum Tlieil aus ständigen (Ortspfarrer, Bürgermeister, Schullehrer), 
/Ami Theil aus gewählten Mitgliedern (eines derselben wird durch 
den Gemeiuderath und Bürgerausschuss , die andern werden durch 
die- Männer der Schulgemeinde 1 ) der betreffenden Confession ge- 
wählt. Die Verweigerung der Annahme der Wahl« wird mit Strafe 
bedroht §. 2., 4. des Gesetzes). »Die übrigen Bestimmungen sind 
Consequenzen , welche sich aus diesen allgemeinen Grundsätzen er- 
geben.« Dazu gehört die des 6. des Gesetzes: »Der Ortsschul- 
rath« '(also nicht mehr die kirchliche Stiftungscominission) »verwal- 
tet das örtliche Schulvermögen.« Endlich bestimmt §. 8. des Ge- 
setzes: »Jede Kirche kann für die Ueberwachung (!) des Religions- 
unterrichtes ihrer Angehörigen in der Volksschule ihre eigenen Auf- 
sLchtsbeamten ernennen und durch dieselben Prüfungen des Religions- 
unterrichtes vornehmen lassen. . . Die Anberaumung dieser Prüfungen, 
die an die .Schullehrer gerichteten Verbescbeidung derselben, über- 
haupt die Vcrbcscheidung dex KircJien in Botreff deSfßeligionsunter- 
richtes in den Volksschulen geschehen durch Vermittelung der oberen 
Schulbehördeti , welche dieselben zur Nachachtung eröffnen, sofern 
sie nichts mit den allgemeinen Schulordnungen Unvereinbares ent- 
halten.« . ; .'. ... 

f ■■• ; ■ bv i > • ■ ' ' - ,. • .•] . .. . ; ..; .. r< 

1) Der citirte Coinmissionsbericht Häussers bemerkt hiezu: »Dass die 
Wahl eine confessionelle ist, versteht sich von selbst . . . Wählen soll nicht 
die politische Gemeinde, sondern die Schalgemeinde, um der zu wählenden Be- 
hörde den confessionellen Charakter zu wahren.« Dennoch wird des Pudels 
Kern bei §. 7. dieses Commissionsberichts ersichtlich — beider Bestellung der 
Kreisschukäthe. »Wie in der oberen, soll in der mittleren SchulbchÖrde das 
confessionelle Moment nicht mehr die bindende Norm sein. Der all- 
gemeine Grundsatz, worauf diese Anordnung beruht, steht vollkommen im Ein- 
klang mit dem Gedanken und dem Ziel der Schulreform.* 
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Der Conimissionbericbt beantragt , »die unveränderte A n nähme 
des ganzen Gesetzentwurfs und Uebergang zur Tagesordnung« ins- 
besondere betreffs der gegen das projectirte Schulgesetz eingegange- 
nen Petitionen 1 ). Letztere erklärten sich insbesondere gegen die 
Trennung der Schule von der Kirche t gegen die ^Auihebi^Qg , ^r 
confessionellen Schule, gegen die Verminderung des Eingusses. ,oV 
Kirche aut die Schule, die Vermehrung der Schulstunden, AW-jr] 
Staatssteuern und Gemeindeuralagen.c , Sie vorlangen , dass »1) die 
Vertreter der Kirche und Familie über das Schulgesetz gehört, ß) die 
Geistlichen als geborene Ortsschulinspectoren belassen, 3) dass jedem 
katholischen Staatsbürger die Gelegenheit und Freiheit geboten werdf, 
seine Kinder in Schulen nach seinem Wunsf Ii zu schicken und in 
der Wahl des Lehrers eine Bürgschaft dafür gegeben, werde,.« IU 

Den gleichen Antrag wie der CoramissionsberichUe,rU f ^^e^er 
der ersten Kammer vom 9. Juli -1864, erstattet vom (protestantisch). 
Geheirokirchenrath; Professor Dr, Both». Dieser Professor der, ^eojpgft 
hatte gleichzeitig in der Schenkel , 8chen i Wochenschrift d<m Satz aus- 
gesprochen: Das Qhristenthum sei im Staat aufgegangen. Mit .sei- 
nem Collegen Professor Häusser will er fien Katholiken verbieten», an 
die Kirche als die Säule und Grundfeste der Wahrheit, an die un- 
fehlbare Lehrautoritat derselben zu glauben, wonach es also ausser 
der Kirche kein »Christenthum« gibt, dass sie in diesem Sinne »J£irche 
und Christenthum fm- Eins ausgehen.« Offener als im Häusser^schen 
Bericht wird hier »der Staat (an der ßtelle der Kirche) als eine 
Pflanzschule christlicher (!) Frömmigkeit und Tugend« erklärt.. Per 
moderne (pro^stantenvereinüch-) christliche »Staat er^nnt a^e S^^e 
als ein zu seinem Organismus wesentlich . mi^ehöriges.Ins^^ ß$ 
einen Tbeil, s^ner selbst. Unser Staatsleben Jiat eine/ vllgemeini 
(uueonfessionelie, staatliche) Erziehung der, Staatsangehörigen zu sei- 
ner Voraussetzung. Der Staat kann die Leitung der Volksschule, 
mit Niemand theilen. Er ist verpflichtet,, die Interesse^ , und .pedürf- 
nisse der Familie, Gemeinde und Kirche, ^ie (insofern?) recht yejcr.j 
stauden seine eigenen sind, bei der Leitung der Volksschule zi} berüeft 

1) Cf. Die Flugschriften: »An die badischen Katholiken.c (Freiburg, 
Dilger 1865). »Ist die katholische Religion in Gefahr?« ( (fteipurg,, rDilger 
18Ö5). Die letztere wendet sich gegen die mit gleichem Titel Ja Kelberg er- 
schienene Flugschrift, deren Unwahrheiten widerlegt werde* z. £. ,jiur, ein 
Mitglied des Ordinariats sei gegen die Schulreform, die Laien sejen ,?ur Mit- 
regierung der Kirche befugt. . , . , ., ,' fl m .,j ( ... 

2) Der badische Kirchenstreit von 1854 und der badische Schulfrei* von 
1864 (Freiburg, Herder 1865). 
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sichtigen ; auf einen Antheil an letzterer können wir ihnen kein 
Recht zugestehen. . . Das neue Gesetz hält den' confessionelien Cha* 
räkter der Schule als Reger aufrecht. Der Staat wird aber in der 
Schule 4M corirössioneHen Differenzen nicht betonen- Er hat kein 
rtfteres^, die 1 confessionelien Scheidungen zu pflegen- . . Er wird sich 
freuen, Wenn i . die cönfessionell Getrennten im Obristenthum« (der 
Durlächer) »sfah zusammen finden.*' ' ! 

' 'Die Verhandlungen der zweiten Kammer vom 25 , 27. und 
28: Juni und dte der ersten Kammer vom 1 6. Juli 1864 l ) bo- 
ten' nichts ' wesentlich Neftesj; Die äuf Seite der Regierung stehende 
Majorität' 'derselben wiederholte die widerlegten Behauptungen j ! »Das 
Gei sel vom 9. October 186<>« (La- 
mey, Kniös)«); die »Kirchb W' zur tfitleitöng der Schnle: berufen; 
w&l ihsofdrri ihr <Ke Besorgung und Ueberwaclmng des Reli- 
g!örisuli£e¥ricbte& anheim gegeben sei« (Knies); die Regierung werde 
nichts dÜer das Materielle, ttogmatrsche : der desfall^igen, kirchlichen 
Vorschriften entscheiden. Dem Erzbischöf sei der Religionsunter- 
richt 'ganz frei und se!bstständig fiberlassen. Der Pfarrer sei Mit- 
glied deTGK^^ Entgegen den Ausfährungen 
d^ Ab^dtdneteri Rosshirt, Von Stötzingen und von Kageneck, so- 
wie %>hr, dass ihsbesonderb nach dem J. P. 0. und R. D. H. die 
ScritiUm und Schulfondaf kirchlWbe Angehdrden seien, dass die »Con- 
fession als r Organisches ! Gänze durch die Kirchetigewalt vertreten 
w^^fde,'«' ; erklärte Staatsrath Lamey : diese völkerrechtlichen Verträge 
räumen »die Schule den Corifessionen« ein. Sie würde damit nicht 
der Kircfte, ; sondern dem Staat zugewiesen, welcher die Confession 
be^immfcec (? ! dagegen Art. V. J. P. 0. und §. 63. R. D. H.). Der 
Staat seT( Abg. Schmidt) »coufessionslos.« Die Consequenz aus die- 
sem Prihöip sei noch hiebt gezogen , weil die confessionelle Schule 
iiotfh im Bewusstsein der Mehrheit des Volkes sei. 

Die Anträge des 1 Abgeordneten Spohr »Vertreter der Kirch en- 
behördie in allgemeinen Prägen des Volksschulwesens beizuziehen,« 
deV Abjgeördneten Rosshirt, Fischler etc. *. »die Scholfrage durch eine Ver- 
einbarung mit der Kirche zu regeln , hierdurch es auch der Regie- 

; 1) Karsruher Zeitung von 1864. Nr. 149-151, 160 ff, 170. 
n • Ministerialrath Jolly in der i. Kammer: die Gesetzvorlage sei »der 
praktisch und principiell wichtigste Theii der ganten Reform, man könne da- 
raus sehen, ' in welchem Geist die Reform kommen soll.« Würde die Kirche 
sieh dem Gesetze widersetzen, so wurde dies »eine lebhafte Erschütterung in 
der'tfiÄn^ bewirken. :,{ 
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rung zu ermöglichen , den Pfarrer als geborenen Vorsitzenden * des 
Ortssch ul raths bestehen zu lassen« — wurden abgelehnt; Vergebens 
machte in der I. Kammer Grat v. Kageneck darauf aufmerksam , dass 
wenn der Geistliche nicht mehr ständiger Präsident des Orteschul- 
raths sei, der Einfluss der Kirche nicht mehr dahin gewalkt peiv 
den könne, die Kinder im positiven Christenthum, in ihrer Religion 
zu erziehen. Wie der Abgeordnete Rosshirt in der zweiten, so ,ber 
tonte Freiherr v. Stotzingen in der ersten Kammer: »Der Co i tu ms- 
sionsbericht erkenne das Interesse der Kirche au der Schule an, 
aber wie solle sie solches geltend machen, da sie auf die Leitung 
der Schule keinen Einfluss haben soll? Die Kirche gründe ihren, An- 
spruch nicht auf vermeintliche, sondern auf wirkliche Rechte und der 
Staat sei (bezüglich der Schulgesetzgehnng) beschränkt durch Verr 
trüge und die Gewissensfreiheit. c Er warnt »die Schule zu polifri 
sehen Tendenzen zu missbrauchen. Die Gesetzvorlage werde die 
Spannung im Lande und die Verwickelung vermehren.* ! fi j, 

Schon am 29. Juü 1864 wurde dieses Schulgesetz erlassea»). 
Sofort protestrrte der Erzbischof dagegen. Einige Tage vorher, am 
19. Juli 1864 publicirte er hiergegen seinen Hirtenbrief 2 ). »Der 
Mahnruf des Richters der Lebendigeu und der Todten hat uns nach 
vergeblichen Bitten um Rechtsgewährung vor elf Jahren (1853) ge- 
nöthigt, unser n Hirtenstab zu ergreifen, um die unveräusserlichen 
Rechte der Kirche wieder zu erringen.« Die Regierung sei durah/ 
den Kirchenconflict zum Abschluss der Convention von 1859 mit 
dem heiligen Stuhl genöthigt worden, habe sie aber 1860 »aufgeho- 
ben« und »an ihre Stelle« das die Rechte der Kirche »in wichtigen 
Punkten schädigende Gesetz von 1860« gesetzt. Trotz,' >dar bei 
den hierauf erfolgten Vereinbarungen von 1861 >bewie*eBen,*Nach* 
giebigkeit und Friedensliebe« der Kirche und ihrer »Vorstellungen« 
gegen die Schulreform, sei wieder der Kampf entbrannt. ».Wirtin* 
ben jetzt die pflichtmässige Mitwirkung der Kirche an der Leitung 
der Volksschule zu vertheidigen. Eine im Lande herrschende Part 
tei will die Kirche, wie überhaupt aus dem öffentlichen Leben, so 
auch aus der Volksschule vertreiben. Hat man ja geradezu erklärt, 
dass die vom confessionslosen Staat geleitete Volksschule das wirksam** 
11 ••• -if.v ni«<« 

1) Badischea Regierungsblatt 1864. Nr XXXIII Die VoUiogaverordnuiig 
zu'diesem Gesetze Tora 29. Juli 1864 vom 30, August 1804,*teht unBe$iertt*g* 
blatt 1864 Nr. XLV. 

2) Hirtenbrief des Hochwürdigsten Herrn Dr. Hermann Vicari, Erzbi- 
sohof von Freiburg, das projectirte Gesetz über die Aufsichtsbehörden für die 
Volksschulen betreffend. (Preiburg, Dilger 1864). 4. Auflage. 

■ 
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Mittel darbiete, der Kirche den Boden für ihre Wirksamkeit unter 
den Fassen wegzuziehen. Die Volksschule soll von nun an unter 
der Leitung des confessionslosen Staates stehen.« > 
h »Der vorliegende Gesetzentwurf betrifft zwar nur die Aufsichts- 
behörden zur Leitung der Volksschule, bedroht aber diese in ihren 
innersten Grundlagen. Die oberste Schulbehörde ist der rein staat- 
liche, confessionslose Oberschulratb;« ebenso die mittlere, der »Kreis- 
schulrath ist weder katholisch noch protestantisch, lediglich vom 
Staat ernannt und nur von diesem abhängig. In die Scfaulbehörde 
können ... der christlichen Religion feindliche Männer berufen 
werden. Die Staatsregierung ernennt ausschliesslich den Vorsitzen- 
den des Ortsscfhulraths und kann diesen und die Mitglieder aus ih- 
rem Amte entfernen. Der Ortsgeistliche ist im Ortsschulrath blos 
Diener einer unkatholischen Oberschulbehörde, dieser allein verant- 
wortlich, von ihr entlassbar. Die Kirch Spielsgemeinde hat im Orts- 
schulrath keine Vertretung. Die von den Ortseinwohnern« (als Mit- 
glieder desselben) »gewählten Katholiken sind weder berechtigt noch 
verpflichtet, die katholische Confession zu vertreten. So ist das Sa- 
menkorn für gemischte Schulen« auch »im Ortsschulrath vorhanden. 
Für die Aufsicht über den Religiosunterricht darf die Kirche eigene 
Beamten ernennen ; aber selbst in der Ausübung dieses rein kirch- 
lichen Rechts soll die Kirchenbehörde durch die ! Gutheissung des 
Oberschulraths beherrscht werden. Nur durch diesen darf der Bischof 
seine (dessfallsigen) Anordnungen an die Lehrer geben. Im übrigen 
Schulwesen hat der Bischof nichts mit zu entscheiden.« 

»Der Gesetzentwurf trägt den Schein, als sei er ungefährlich. 
In der Wurzel ist durch ihn das katholische Schulwesen bedroht. 
Die schädlichen Folgen werden nicht sogleich kommen, aber sie wer- 
den kommen, so naturnoth wendig aus der Wurzel das giftige Kraut 
herauswächst. Jener Abgeordnete der II. Kammer hat das Rechte 
getroffen, welcher sagte, dass dem vorliegenden Gesetzentwurfe die 
volle Durchführung der gemischten und Comraunalschulen folgen 
muas.« Gegen diese, die »ausschliessliche Staatsherrschaft über die 
Schule und den Schulzwang« beruft sich der Hirtenbrief auf das be- 
rührte positive Recht der Kirche. »Wenn und weil die Kirche frei 
vom Staate wäre , darf dieser sie nicht hindern , ihre Freiheit und 
Pflicht in der Schule auszuüben. Er darf wohlerworbene Rechte 
nicht einseitig aufheben, das Gewissen und die Seelen nicht beherr- 
schen. Der Geistliche muss hiernach nicht blos als Religionslehrer, 
sondern als Priester und Hirt der Jugend in der Schule wirken, die 
Kinder zum christlich- religiösen Leben heranziehen, was das Auf- 
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blühen desselben bindert, entfernen können. Der Schulunterricht, 
die Schulmittel müssen den rcligiös-sittigenden Einfluts der Kirche 
fordern. Zur Erziehung ist nicht menschliche, sondern nur göttliche 
Autorität und Zuchtmittel ausreichend. Nur in dem lebendigen Zn- 
sammenhange der Schule mit der Kirche wird sie ihre Aufgabe -er- 
reichen . . Für katholische Schulen gehören desshalb katholische 
Schulbehörden, Schullehrer, Schulbücher. Die confessionellen Rechte 
der Katholiken auf ihre Schulen und Schulvermögen können nicht 
durch vom Staate autorisirte fcatholikeu geschützt und geltend ge- 
macht werden. Die katholische Confession besteht nicht getrennt 
vom Bischof, nur er, nicht der Staat kann die katholische Confessioo 
vertreten. Der Bischof, der Wächter über die katholische Glaubens- 
und Sittenlehre muss in den Schulbehörden mitwirken , um die ka- 
tholische Schule zur Pflanzstatte des katholischen Glaubens und Le- 
bens machen, und Alles verhüten zu können, was der katholischen 
Religion schadet.« Der Gesetzentwurf »trennt aber das Schulwesen 
vom Bischof, entzieht ihm die wirksame Einwirkung auf die Aufsicht 
der Schulen. So kann er die den katholischen Schulen drohenden 
Gefahren nicht abwenden.« 

Hiernach könne weder der Bischof, noch können die Geistlichen 
zum Vollzug des Schulgesetzes, »zur Entchristlichung der katholi- 
schen Schulen und zur Säcularisation des katholischen Schulvermö- 
gens mitwirken. Wir weichen aber nur soweit aus der Schule , als 
man uns dazu zwingt und werden fort und fort die Rechte Her Kirche 
auf die Schule und das katholische Schulvermögen vertheidigen.« 

Der in alle Schichten der Bevölkerung tief eingreifende Schul- 
conflict war damit ausgebrochen. 
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XVIII. 

Instructio de scholis publicis ad Rmos Episcopos in Foede- 
ratis Statibus Americae Septemtrionalis. 

Pluries S. Congregatio de Propagande Fide certior facta est in 
Foederatis Statibus Americae Septemtrionalis catholicae juventuti e 
sie dictis scholis publicis gravissima damna imminere. Tristis 
quocirca hic nuntius effecit , ut praedicta S. Congregatio amplis- 
simis istius ditionis Episcopis nonnulias quaestiones proponendas cen- 
suerit, quae partim ad causas cur fideles sinant liberos suos Scholas 
acatholicas frequentare, partim ad media, quibus facilius juvenes e 
scholis hujusmodi arceri possiut, spectabant. Porro responsiones a 
laudatö Episcopis exaratae ad Supremam Congregationem Universa- 
lis Inquisitionis pro natura argumenti delatae sunt, et negotio dili- 
genter explorato Feria IV. die 30. Juni 1875 per instruetionem se- 
quentem absolvendum ab Emis. Patribus judicatum est, quam exinde 
SS. Dominus Noster Feria IV. die 24. Novembris praedicti anni ad- 
probare ac confirmare dignatus est. », 

Porro in deliberatione imprimis cadere debebat ipsa juventutis 
institaendae ratio scholis hujusmodi propria atque peculiaris. Ea 
vero S. ßongregationi visa est etiam ex se periculi plena, ac per- 
auam adversa rei catholicae* Alumni enim talium scholarum cum 
propria earumdem ratio omnem excludat doctrinam religionis, neque 
rudimenta fidei addiscent, neque Ecclesiae instruentur praeeeptis, 
atque adeo carebunt cognitione homini quam maxime necessaria, sine 
qua Christiane non vivitur. Enimvero in ejusmodi scholis juvenes 
educantur jam inde a prima pueritia, ac propemodum a teneris un- 
guiculis: qua aetate, ut constat, virtutis ac vitii semina tenaciter 
haerent. Aetas igitur tarn flexibilis si absque religione adolescat, 
sane ingens malum est. Porro autem in praedictis scholis, utpote 
sejunetis ab Ecclesiae auetoritate, indiscriminatim ex omni secta ma- 
gistri adhibentur, et ceteroquin ne perniciem afferant juventuti nulla 
lege cautum est, ita ut liberum sit errores et vitiorum semina tene- 
ris mentibus infundere. Certa item corruptela insuper ex hoc im- 
pendet, quod in iisdem scholis aut saltem pluribus earum, utriusque 
sexus adolescentes et audiendis lectionibus in idem conclave congre- 
gantur, et sedere in eodem scamno, masculi juxta feminas jubentur : 
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quae omnia efficiunt, ut juventus misere eiponatur damno circa fidem. 
ac mores periclitentur. Hoc autem periculum perversionis nisi e pro- 
limo remotum fiat, tales scbolae tuta conscientia frequentari De* 
queunt. Id yel ipsa clamat lex naturalis et divina. Id porro claris 
vcrbis Suramus Pontifex edixit. Friburgensi quondam Archiepiscopo 
die 14. .Tu Iii 1864 ita scribens: »Gerte quidem ubi in quibuscum- 
que locis regionibusque perniciosissimum hujusmodi vel susciperetur, 
vel ad exitura perduceretur consilium expellendi a scholis Ecclesiae 
auctoritatem, et juventus misere exponeretur damno circa fidem, tunc 
Ecclesia non solura deberet instantissimo studio omnia conari, nul- 
lisque curis parcere, ut eadem juventus necessariam cbristianam in- 
stitutionem et educationem babeat, verum etiam cogeretur omnes 
fideles monere eisque declarare, ejusmodi Scholas Ecclesiae catholi- 
cae adversas haud posse in conscientia frequentari.« Et haec qui- 
dem utpote randata jure naturali ac divino, generale qnoddam enun- 
ciant principium, vimque universalem habent et ad eas omnes perti- 
nent regiones , ubi perniciosissima hujusmodi juventutis instituendae 
ratio infelicitur invecta fuerit. Oportet igitur, ut Praesules amplis- 
simi, quacumque possint ope atque opera, commissum sibi gregem 
arceant ab omni contagione scholarum publicarum. Est autem ad 
hoc omnium consensu nii tarn necessarium, quam ut Catholici ubi- 
que locorum proprias sibi Scholas habeant, easque publicis scholis 
haud inferiores. Scholis ergo catholicis sive condendis, ubi defuerint, 
sive amplificandis et perfectius instruendis parandisque, ut institu- 
tione ac disciplina Scholas publicas adaequent, omni cura prospicien- 
dum est. Ac tarn sancto quidem exequendo consilio, tamque neces- 
sario haud inutiliter adhibebuntur, si Episcopis visum fuerit, e Con- 
gregationibus religiosis sodales, sive viri, siye mulieres; sumtusque 
tanto operi necessarii ut eo libentius atque abundantius suppediten- 
tur a fidelibus, opportune oblata occasione, sive concionibus, sive pri- 
vatis colloquiis serio necesse est, ut ipse commonefiant sese officio 
suo graviter defecturos, nisi omni, qua possunt cura, impensaque, 
scholis catholicis provideant. De quo potissimum monendi erunt 
quotquot inter Catholicos ceteris praestant divitiis ac auctoritate apud 
populum, quique comitiis ferendis legibus sunt adscripti. Et vero in 
istis regionibus nulla obstat lex civilis , quominus Catholici, ut ipsis 
visum fuerit, propriis scholis prolem suam ad omnem scientiam ac 
pietatem erudiant. Est ergo in potestate positum ipsius populi ca- 
tholici, ut feliciter avertatur clades, quam scholarum illic publica- 
rum institutum rei catholicae minatur. Religio autem ac pietas ne 
a scholis vestris expellantur, id omnes persuadeant sibi plurimum in- 
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teresse, non singulorum tantum civium ac familianim , verum etiam 
ipsius florenti88imae Americanae nationis, quae tantam de se spem 
Ecclesiae dedit» 

Ceterum S. Congregatio non ignorat talium interdum rerum 
esse adjuncta, ut parentes catholici prolem suam scholis publicis 
coramittere in conscientia possint. Id autem non poterunt, nisi ad 
sie agendura sufficientem causam habeant; ac talis causa sufBciens 
in casu aliquo particulari utrum adsit necne , id conscientiae ac ju- 
dicio Episcoporum relioquendum erit; et juxta relata tunc ea ple- 
rumque aderit, quando vel nulla praesto est schola catholica, vel 
quae suppetit, parum est idonea erudiendis convenienter conditioni 
suae congruenterque adolescentibus. 

Quae autem ut scholae publicae in conscientia adiri possint, 
periculum perversionis cum propria ipsarum ratione plus minusve 
nunquam non conjunetum, opportunis remediis cautionibusque , fieri 
debet ex proximo remotum. Est ergo imprimis videndum, utrumne 
in schola, de qua adeunda quaeritur, perversionis periculum sit ejus- 
modi, quod fieri remotum plane nequeat: velut quoties ibi aut do- 
centur quaedam, aut aguntur, catholicae doctrinae bonisve moribus 
contraria, quaeque citra animae detrimentum neque audiri possunt, 
nedum peragi. Enimvero tale periculum, ut per se patet, omnino 
vitandum est quocumque damno etiam vitae. 

Debet porro juventus, ut committi scholis publicis in conscien- 
tia possit necessariam christianam institutionem et educationem sal- 
tem extra scholae tempus rite ac diligenter aeeipere. Quare pa- 
rochi et missionarii memores eorum, quae providentissime hac de 
re Concilium Baitimorense constituit, catechesibus deligenter dent 
operam, iisque explicandis praeeipue ineumbant veritatibus fidei ac 
morum, quae magis ab incredulis et heterodoxis impetuntur; tot- 
que periculis expositam juventutem impensa cura , qua frequenti sa- 
cramentorum usu, qua pietate in Beatam Virginem studeant com- 
munire, et ad religionem firmiter tenendam etiam atque etiam ex- 
citent. Ipsi vero parentes, quive eorum loco sunt, liberis suis solli- 
cite invigilent, ac vel ipsi per se, vel> si minus idonei ipsi sint, per 
alios de lectionibus auditis eos interrogent, libros iisdem traditos 
recognoscant, et si quid noxium ibi deprehenderint, antidota prae- 
beant , eosque a familiaritate et consortio condiseipulorum , a quibus 
fidei vel morum periculum imminere possit, seu quorum corrupti mo- 
res fuerint, omnino arceant atque prohibeant. 

Hanc autem necessariam christianam institutionem et educa- 
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tionem liberis suis impertire quotquot parentes negligunt: aut qui 
frequentare illos sinunt tales Scholas, in quibus animarum ruina 
evitari non potest: aut tan dem qui, licet scbola catholica in eodem 
loco idonea sit apteque instructa et parata, seu quamvis facultatem 
habeant in alia regione prolem catholice eduoandi, nibilominus com- 
mittunt eam scholis publicis sine sufficiente causa ac sine necessa- 
rÜ8 cautionibus, quibus periculum perversionis e proximo remotura 
fiat: eos t si contumaces fuerint, absolvi non posse in sacramento 
poenitentiae ex doctrina morali catholica manifestum est. 
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XIX. 

Akten und Verhandlungen Uber die Schul- und Katechismus- 
frage in Preussen. 

(Vergl. Archiv Bd. 36. 8. 254-264, 434-450.) 

1. Im Archiv Bd. 36. S. 339 ff. theilten wir den Wortlaut 
einer Eingabe mit, welche unterm 19. October 1876 von vierhun- 
dertundachtzig Pfarrern der Diöcesen Münster und Paderborn an 
den Herrn Cultusminister abgesandt wurde, um die Rechte der 
Kirche auf Ertheilung und Leitung des katholischen Religionsunter- 
richts zu reclamiren. Die Pfarrer gingen vor Allem — wie es in der 
Ordnung war — von dem rein kirchlichen Standpunkte aus und be- 
wiesen, dass die Kirche selbst vernichtet werde, wenn ihr die Frei- 
heit zur Ertheilung des Religionsunterrichtes ^genommen würde. Nicht 
minder aber bewiesen sie, dass die von Herrn Falk vertretene Auf- 
fassung von dem Eechte des Staates bezüglich der Ertheilung und 
Leitung des schulplanmässigen Religiosunterrichts im Widerspruch 
stehe mit Artikel 24. der Verfassung, dass dagegen die von den 
Petenten vertretene Anschauung von den Rechten der Kirche nicht 
blos dem Wortlaute des Artikels 24. entspreche, sondern auch dem 
aus der Entstehungsgeschichte des gedachten Artikels sich ergeben- 
den Sinne desselben, sowie der Natur der Sache und der bisherigen 
üebung, welche einseitig im Wege der Verwaltung abzuändern, nach 
Lage der Gesetzgebung unzulässig erscheine. Auf diese wohlmoti- 
virte Eingabe ist laut dem »Westfälischen Merkur« folgende Antwort 
erfolgt : 

»Berlin, den 8. November 1876. 

Auf die von Ew. Hochwürden und dem Domcapitular Klein in 
Paderborn in Gemeinschaft mit anderen Geistlichen der Diöcesen 
Münster und Paderborn an mich gerichteten Eingaben vom 16. und 
19. v. M. eröffne ich Ihnen Folgendes: 

Die durch meinen Erlass vom 18. Februar d. J. getroffenen 
Anordnungen bezüglich der Ertheilung und Leitung des katholischen 
Religionsunterrichtes in den Volksschulen gründen sich durchweg auf 
die desfall8igen Bestimmungen der Verfassungsurkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850 und der Landesgesetze. Wenn Euer Hochwürden in der 
Eingabe vom 16. v. M. eine principielle Stellung zu der beregten 
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Frage einnehmen zu müssen geglaubt haben, welche der Staatsregie- 
rung geradezu entgegengesetzt ist , so entbehrt diese Auffassung ei- 
nes jeden Nachweises gesetzlicher Unterlagen, und ich bin daher 
nicht in der Lage, dem Schlussantrage der Eingabe vom 16. v. M. 
Folge zu geben. Uebrigens kann ich zur Sache nur auf die seitens 
der Staatsregierung in den beiden Häusern des Landtags und in 
den Commis8ionen derselben wiederholt abgegebenen Erklärungen 
verweisen. 

Falk. 

An den Pfarrer zum hl. Lambertus, Herrn Stadtdechanten 
Koppen, Hoch würden in Münster. « 

Herr Falk that, wie die Germania 1876 Nr. 272. dazu bemerkte, 
gut, den vortragenden Rath, der ihm diese Antwort coneipirt hat, 
in die — Medicinalabth eilung seines Ministeriums zu versetzen. 
Oder glaubt er selbst, dass es angemessen und klug sei, der woM- 
begründeten Beschwerde von mehr als 400, in der Ausübung ihrer 
Amtspflichten beeinträchtigten Pfarrern, die Millionen von katholi- 
schen Eltern hinter sich haben, nichts weiter, als ein paar nichts- 
sagende Redensarten entgegenzustellen ? Die Petenten betoeisen dem 
Herrn Minister, dass Vernunft, Recht und Verfassung für ihre An- 
sprüche sind und dass die Auffassung der Staatsregierung einer jeden 
gesetzlichen Unterlage ermangelt; Herr Falk erwidert lakonisch, 
dass die Ansprüche der Petenten der gesetzlichen Unterlage erman- 
geln, ohne dieser »Retourkutsche« auch nur einen einzigen Grund 
mit auf den Weg zu geben. Er kann aber versichert sein, dass das 
katholische Volk durchaus nicht gewillt ist, die aller bisherigen Pra- 
xis Hohn sprechende Auffassung des Cultusministers als unfehlbar 
anzuerkennen. Es wird in der ministeriellen Antwort nichts weiter 
sehen, als den Versuch, über eine unbequeme Eingabe mit einer küh- 
nen Redensart sich hinwegzuhelfen, und es wird das seinige thun, 
um Herrn Falk zu beweisen , dass der Versuch misslungen ist. Die 
Rechte der Kirche und ihrer Organe sowie der katholischen Eltern 
entbehren nicht der gesetzlichen Unterlage in der preussischen Ver- 
fassung ; aber wenn es auch dem Ministerium gelingen sollte, den 
Sinn der Verfassung zu verdunkeln und die alten Gesetze , welche 
zum Frieden dienten, in seinem aggressiven Sinn zu interpretiren, 
so sollen und müssen unsere Rechte doch gelten, denn schliesslich 
steht und siegt das klare Recht, wie Gott es gewollt und in die 
Natur der Dinge gelegt, auch dann noch, wenn man ihm die »ge- 
setzlichen Unterlagen« durch Machtspruch entzieht. 
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2. Der Westfälische Merkur veröffentlichte ausser dem eben 
mitgetheilten noch einen zweiten Erlass des CuUusminislcrs , die 
Antwort auf die (im Archiv Bd. 36. S. 444 ff. mitgetheilte) wegen 
Beseitigung gewisser lutherisclier Lesebücher an ihn gerichtete Ein- 
gabe. Der Erlass lautet: 



In der Eingabe vom 18. v. M. haben Ew. Hochwürden sich 
veranlasst gefunden, von mir eine Anordnung dahin zu erbitten, dass 
diejenigen Schullesebücher, welche für Katholiken schwer verletzende 
Lesestücke enthalten, nicht bis zum 1. April 1878 in den evangeli- 
schen Schulen beibehalten, vielmehr unverzüglich dem Unterrichts- 
gebrauche entzogen werden. 

Ich habe Ihnen darauf zu erwidern, dass, wenn Sie die Ver- 
fügungen, welche ich in Betreff der Schullesebücher bereits erlassen 
habe, genau geprüft hätten, Sie gefunden haben würden, wie meiner- 
seits in der angedeuteten Richtung Alles geschehen ist, was irgend 
billiger Weise verlangt werden kann. Aus Ihrer Eingabe selbst ist 
nicht zu ersehen, dass Sie eine solche Prüfung vorgenommen haben. 
Sie nehmen nur auf eine Mittheilung des »Staatsanzeigers« vom 25. 
Mai d. J. Bezug, während nach einer Anzeige meines Bureaus an 
diesem Tage — dem Himmelfahrtstage — eine Nummer dieses Blattes 
überhaupt nicht erschienen ist. Ich verweise Sie hinsichtlich dessen, 
was in der betreffenden Angelegenheit von mir angeordnet worden 
ist, auf Nr. 26. der allgemeinen Bestimmungen vom 15. October 
1872 B. 2311 (Centraiblatt für die Unterrichtsverwaltung inPreus- 
sen 1872, S. 594), auf die Verfugung vom 11. December 1874 (eben- 
daselbst Jahrgang 1875, S. 105) und die Verfügung vom 5. Mai 
d. J. (ebendaselbst Jahrgang 1876, S. 377). In allen diesen Ver- 
fügungen ist von mir betont worden, dass die Lesebücher für die Volks- 
schule sich von kirchlichen und politischen Tendenzen frei zu halten 
haben, und in der letztgedachten Verfügung insbesondere, dass Lese- 
bücher, welche einen einseitig confessionellen Charakter tragen, zu 
beseitigen, ja dass die Beseitigung baldmöglichst anzuordnen und 
jedenfalls bis zum 1. April 1878 durchzuführen sei. Damit ist mei- 
nerseits geschehen, was irgend möglich. In derselben Verfügung 



habe ich den Provincialsch^ilcollegien die Ermächtigung ertheilt, für 
einzelne Provinzen die Einführung bestimmter Ausgaben einzelner 
Lesebücher, da, wo sie beantragt wird, in evangelische Schulen zu 
gestatten, gleichzeitig aber diese Behörden veranlasst, den Heraus- 
gebern dieser Bücher eine nochmalige Durchsicht der religionsge- 
schichtlichen Aufsätze zur Pflicht zu machen, den Plan für neue 



^Berlin, den 9. November 1876. 
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Ausgaben selbst zu prüfen, und auch dabei, wie überhaupt bei allen 
Lesebüchern, darauf zu achten, dass Alles fern bleibe, was etwa die 
Angehörigen anderer Confessionen verletzen könnte. Ich darf zu 
der Gewissenhaftigkeit und Sorgfalt der Provincialbehörden das volle 
Vertrauen hegen, dass diesen meinen Anordnungen Folge geleistet 
wird, und finde mich zu einer weiteren Verfügung in der Sache des- 
halb nicht veranlasst. Am wenigstens kann ich einen solchen Anlass 
aus den Anführungen Ihrer Eingabe vom 18. v. M. entnehmen, wo- 
nach ohne Angabe eines bestimmten Buches , ohne Bezeichnung der 
Ausgabe und der Seitenzahl, wo die angeblich verletzende Stelle zu 
finden, ohne Angabe der Schulen, wo das betreffende Buch einge- 
führt ist, von einer Anzahl von Lesebüchern, welche Sie lediglich 
mit den elf Namen ihrer Herausgeber ganz allgemein erwähnen, be- 
hauptet wird , es seien »in mehr oder minder scharfer Ausführungt 
darin neun von Ihnen als für Katholiken verletzend bezeichnete Sätze 
ausgesprochen. Ich bin demnach gar nicht in der Lage, zu unter- 
suchen, ob diese Ihre Behauptung richtig ist, und kann Ihnen nur 
überlassen, dem Schulcollegium derjenigen Provinz, in deren Schulen 
ein Lesebuch wirklich eingeführt ist, über dessen Inhalt Sie glauben 
Beschwerde führen zu können, davon in speciell begründeter Form 
Anzeige zu machen. Dann muss, dann aber erst kann auch nach 
den von mir ertheilten Weisungen gehörig geprüft werden, ob Ihre 
Beschwerde wirklich begründet ist und in der That eine Verletzung 
der von mir getroffenen Anordnungen vorliegt. Schon jetzt freilich 
will ich Ihnen nicht vorenthalten, wie ich in einem für evangelische 
Schulen bestimmten Lesebuch einen Satz, wie den unter Nr. 9. her- 
vorgehobenen, 

»dass Luthers Reformationswerk Heil und Segen über Deutsch- 
land gebracht habe,« 
für vollberechtigt erachte und eine von Ihnen auch darin gefundene 
tadelnswerthe Verletzung anderer Glaubensgenossen unter allen Um- 
ständen nicht erkenne. 

Ew. Hochwürden wollen die Mitunterzeichner der Eingabe vom 
18. v. M., sowie die sämmtlichen Pfarrer, welche Ihnen zur Ein- 
reichung derselben Auftrag ertheilt haben, von dieser Verfügung 
Mittheilung machen. Falk. 
An den Pfarrer zum hl. Larabertus, Herrn Stadtdechanten 
Kappen, Hoch würden zu Münster.* 

Dazu bemerkte der »Westfälische Merkur:« »Die rechte Ant- 
wort wird wohl auch diesem Schriftsatze zu Theil werden- Der Irr- 
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thum in Betreff des Datums des »Staatsanzeigers« wird wohl da- 
durch veranlasst sein, dass die »Germania« in ihrer Nummer vom 
26. Mai c. die Mittheilung des amtlichen Blattes zum Abdruck 
brachte mit der Formel: »Der »Staatsanzeiger« schreibt.« Ein paar 
Tage Datumsdifferenz verschlagen übrigens nichts, da die Verfügung, 
von welcher die Beschwerde der Herrn Pfarrer ihren Anhaltspunkt 
nahm , thaisächlich unter dem 5. Mai c. erlassen wurde. — Für . 
uns erscheint von besonderer Wichtigkeit, dass der Herr Minister 
den Satz : »Luthers Keformationswerk habe Heil und Segen über 
Deutschland gebracht,« für evangelische Schulen als vollberechtigt 
anerkennt. Der Herr Minister wird sich gefallen lassen müssen, dass 
aus dieser amüichen Behauptung von den Katholiken in Preussen 
Folgerungen für die katholische Schule gezogen werden, welche doch 
lästig werden könnten. Wir glauben nicht, dass der Herr Minister 
günstiger für uns hätte antworten können.« 

3. Der Klerus der Diöcese Breslau sandte am 15. November 
1876 folgende von 73 Decanaten unterzeichnete Eingabe an den 
preussischen Cultusminister betreffend den katholischen Religions- 
unterricht. 

»Excellenz, 

Hochgebietender Herr Staats- und Cultusminister ! 

Ew. Excellenz haben in der Verfügung vom 18. Februar 1876, 
betreffend den katholischen Religionsunterricht in den Volksschulen, 
die Ertheilung dieses Unterrichtes den von dem Staate berufenen 
Organen, in erster Linie den Lehrern ohne Rücksicht auf die kirch- 
liche Sendung überwiesen und den staatlichen Schulaufsichtsbehörden 
das Recht zuerkannt, den Geistlichen diesen Unterricht und jede 
Leitung desselben zu verbieten. 

Schon in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 14. März 
d. J. haben die Herren Abgeordneten Dauzenberg und Windthorst 
(Meppen) sehr schlagend dargethan, dass die Grundsätze jener Ver- 
fugung sich nach der bestehenden Gesetzgebung nicht rechtfertigen 
lassen. Unsere Gesammtbeschwerde schoben wir auf, bis die Erfah- 
rung aus einzelnen Fällen vorliegen würde. Da nun aber die könig- 
lichen Regierungen von ihrem vermeintlichen Rechte in dem uner- 
wartetsten Umfange und ohne erfindliche Gründe selbst gegen die 
bewährtesten loyalsten und mildesten Geistlichen Gebrauch machen, 
und da die einzelnen Beschwerden erfolglos bleiben, so erlauben wir 
uns, der Vorstellung der römisch-katholischen Pfarrer der Bisthümer 
Münster und Paderborn vom 16. October d. J. in allen einzelnen 
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Theilen uns anzuschliessen und ihren Gründen noch folgende hinzu- 
zufügen. 

Der Natur der Sache nach kann nur von der Kirche der Re- 
ligionsunterricht ausgehen, nur im Namen und Auftrage der Kirche 
dieser Unterricht ertheilt werden. Niemand kann dem Anderen mehr 
Rechte übertragen, als er selbst besitzt. (§. 101 Einl. A. L. R.). 
Der Staat besitzt nicht die religiöse Lehrbefugniss , welche nur der 
Kirche von ihrem göttlichen Stifter verliehen worden ist. (»Gehet 
hin und lehret alle Völker,« Matth. 28, 19., Marc. 16, 15.); der 
Staat vermag daher die Befugniss zur Unterweisung in der katho- 
lischen Glaubenslehre auch Andern nicht zu übertragen. Nur den 
Organen der Kirche, namentlich den Herren Bischöfen, steht diese 
Uebertragung durch die kirchliche Sendung, der missio canonica, zu 
(Conc. Trid. Sess. 24. de ref. und Sess. 23. de sacr. ord. c. 4). 
Der aus dem 16. Jahrhundert herrührende Satz , dass der Herr des 
Landes auch der Herr der Religion sei, gilt nicht mehr. Ausschliess- 
lich für die Kirche müssen wir den Religionsunterricht in Anspruch 
nehmen, und zwar desto nachdrücklicher, je bedeutungsvoller dieser 
Unterricht ist, wie ein weiser Mann sich aussprach : Was die Sonne 
in der Natur, ist die Erziehung in der Religion. Sie erleuchtet, er- 
wärmt, belebt und beseelt Alles; durch sie wird Alles bewahrt, 
verstärkt und erklärt; ohne sie wird Alles sich verfinstern entarten 
und zu Grunde gehen« — und je beklagenswerter der kirchliche 
Einfluss auf die Schule neuerlich durch die Enthebung der geistli- 
chen Kreis- und Localschulinspectoren durch die vielfache Einsetzung 
Andersgläubiger als neuer Inspectoren, durch die Begünstigung con- 
fessionsloser, ja kirchenfeindlicher Bücher, durch Abstellung der Re- 
ligionsübung der Kinder u. s. w. vernichtet worden ist. 

Ebenso steht uns die preussische Gesetzgebung gegen die Ver- 
fügung vom 18. Februar 1876 zur Seite. Vollkommene Glaubens- 
und Gewissensfreiheit soll nach §. 2. n. 11. A. L.-R. jedem Ein- 
wohner im Staate gestattet sein, wie schon das Edict vom 9. Juli 
1788, die Religionsverfassung Preussen betreffend, in §. 1. bestimmt 
hatte: »Verordnen Wir, dass alle drei Hauptconfessionen der christ- 
lichen Religion, die reformirte lutherische und römisch-katholische, 
-in ihrer bisherigen Verfassung nach den von Unsern gottseligen Vor- 
fahren vielfältig erlassenen Edicten und Verordnungen in Unsern 
sämratlichen Landen verbleiben, aufrecht erhalten und geschützt 
werden sollen,« und §. 2. : »Soll die den preussischen Staaten von 
jeher eigenthümlich gewesene Toleranz der übrigen Secten und Re- 
ligionsparteien ferner aufrecht erhalten und Niemandem der mindeste 
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Gewissenszwang zu keiner Zeit angethan werden. Denn da jeder 
Mensch für seine eigene Seele allein zu sorgen hat, so muss er hie- 
rin ganz frei handeln können.t Die Glauhens- und Gewissensfrei-, 
heit aber hört auf, und die katholische Kirche vermisst den ihr ver- 
heissenen Schutz, wenn ihr Religionsunterricht beschrankt und ge- 
hemmt wird, oder wenn derselbe vorerst auch nur aller kirchlichen 
Gewährleistung verlustig geht. Dem Pfarrer steht unter bischöfli- 
cher Aufsicht die Ertheilung des Religionsunterrichtes zu. Richter' 
Dove's Kirchenrecht 1867 sagt hierüber §. 142. : »Pfarrer ist der 
Priester, welcher über die Gläubigen eines bestimmten Bezirks unter 
der Aufsicht und mit Bevollmächtigung des Bischofs die Seelsorge 
ausübt. Sein Amt begreift ordnungsmässig den religiösen Unter- 
richt, den er theils selbst in der Predigt und den Katechesen zu 
spenden, theils, so weit er in der Schule ertheilt wird, wenigstens 
zu beaufsichtigen hat.« Dasselbe Werk fährt §. 298. folgendermas- 
8en fort: »Schon im neunten Jahrhundert war den Priestern die 
Pflicht auferlegt, das Volk zu unterrichten, oder es wurde doch von 
ihnen gefordert, dass sie in ihren Pfarreien den Unterricht durch 
einen anderen Kleriker er th eilen lassen sollten. Jüngst sind viele 
Stimmen laut geworden, welche eine Trennung der Schule von der 
Kirche gefordert haben. Diese gingen von der ganz unverständlichen 
Voraussetzung aus, dass die Schulen neben der Kirche eine eigeno 
Lebensordnung sei; das Ziel aber war die Losreissung des Unter- 
richts von seinem christlichen Grunde. Einer solchen Richtung nach- 
zugeben, wird der Staat, der um seine Zukunft besorgt ist, stets 
verweigern müssen. Der Staat soll sich erinnern, dass die Kirche 
ihm Vieles zu bringen vermag, was er sich selbst nicht gewähren 
kann. Er handelt mithin gut und recht, wenn er die Organe der 
Kirche nicht blos bei der Leitung der Religionslehrer , sondern 
bei der Verwaltung des Unterrichtswesens überhaupt würdig be- 
theiligt.« 

Zu den wesentlichen Aratsrechten und Pflichten des katholischen 
Pfarrers gehört der Religionsunterricht. Das Landrecht erkennt dies 
an in §. 19. IL 11. : »Die bei den ausdrücklich aufgenommenen 
Kirchengesellschaften zur Feier des Gottesdienstes und zum Reli- 
gionsunterrichte bestellten Personen haben mit anderen Beamten im 
Staate gleiche Rechte,« und §. 59. a. a. 0. : »Diejenigen, welche 
bei einer christlichen Kirchengemeine zum Unterrichte in der Reli- 
gion, zur Besorgung des Gottesdienstes und zur Verwaltung der 
Sacramente bestellt sind , werden Geistliche genannt.« In Betreff 
der besonderen Rechte und Pflichten des katholischen Priesters ver- 
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weist der §. 66. a. a. 0. auf die Vorschriften des canonischen Rech- 
tes. Bei dem öffentlichen Unterrichte dürfen die Geistlichen Nichts 
einmischen, was den Grundbegriffen ihrer Religionspartei widerspricht 
(§. 73. a. a. 0.). Die Herren Bischöfe sind es, welche diese Grund- 
begriffe, die Reinheit der Glaubenslehre überwachen und die Sen- 
dung zu dem religiösen Unterrichte ertheilen. In diesem Sinne 
heisst es A. L.-R. II. 11. §. 120.: »Ohne Approbation des Bischofes 
der Diöcese soll Niemand zu einem geistlichen Amte befördert oder 
auch nur zum öffentlichen Lehrvortrage in einer Eirchengemeinde 
zugelassen werden,« und §. 121.: »Dem Bischof gebührt die Auf- 
sicht über die (Lehre) der seiner Diöcese unterworfenen Geistlichen.! 
Hiermit übereinstimmend lautet der §. 49. II. 12. A. L.-R.: »Der 
Prediger des Ortes ist schuldig, nicht nur durch Aufsicht, sondern 
durch eigeneu Unterricht des Schulmeisters sowohl als der Kinder 
zur Erreichung des Zweckes der Schulanstalten thätig mitzuwirkend 

Durch das Gesetz vom 11. März 1872 betreffend die fortan dem 
Staate allein gebührende Aufsicht über das Unterrichtswesen ist der 
§. 49. II. 12. A. L.-R., soweit dieser den Religionsunterricht an- 
langt, nicht berührt. Die Pflichten der Schulaufseher waren Gegen- 
stand der §§. 47 , 48, der §. 49. betraf also nicht die Schulaufsicht 
als solche, sondern die geistliche Amtspflicht des Pfarrers und na- 
mentlich dessen Religionsunterricht. Es kommt hinzu, dass die El- 
tern, denen die Kosten der Verpflegung und Erziehung der Kinder 
obliegen, ein gesetzliches Recht haben, die Religion der Kinder zu 
bestimmen (§§. 75. folg. II. 2. A. L.-R.) und daher auch den Re- 
ligionsunterricht nach der Lehre des bestimmten Bekenntnisses ver- 
bürgt zu wissen. Nicht Glaubens- und Gewissensfreiheit, sondern 
Gewissenszwang für Eltern und Kinder wäre es, wenn der Religions- 
unterricht nur nach den von dem Staate jeweilig vorgeschriebenen 
Massgaben ertheilt werden dürfte. 

Die schlesische Provincialgesetzgebung enthält die vollste Be- 
stätigung jener landrechtlichen Sätze. Nach dem Notificationspa- 
tent vom 5. Januar 1742 und den schlesischen Friedensschlüssen 
von 1742, 1745, 1763 und 1779 sollte die katholische Religion in 
Schlesien ungekränkt gelassen und sollten die katholischen ünter- 
thanen der Provinz bei ihren Religionsprincipiis geschützt werden. 
In §. 50. des schlesischen Generallandschulreglements vom 3. No- 
vember 1765 heisst es: »Wir schreiben nichts in Absicht auf das- 
jenige vor, was und wie Pfarrer sowohl als die, welche deren Stelle 
vertreten, in der christlichen Lehre die Jugend theils selbst, theils 
dnrch den Schulmeister unterrichten sollen ; wir verweisen in diesem 
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Stücke auf die Anordnung, welche hierunter der Generalvicarius der 
Breslauer Diöcese bekannt machen wird.« Die Anordnungen der 
Herren Bischöfe und des Generalvicariatamtes über den von uns 
Pfarrern sorgfältig zu ertheilenden Religionsunterricht in der Schule 
ergingen zahlreich und immer wiederholt. Der §. 48. des schlesi- 
schen Schulreglements vom 18. Mai 1801 erneuert den §. 50. des 
Reglements von 1765 und fährt fort: »Bei der wöchentlichen Be- 
suchung der Schule muss der Pfarrer oder sein Caplan jedes Mal 
über eine Religionsmaterie selbst Unterricht ertheilen und die Kin- 
der befragen, theils um dem Schullehrer ein Beispiel zu geben, theils 
um sich von den Fortschritten der Kinder selbst zu überzeugen.« 
Von einem staatlichen Rechte, dem Pfarrer den Religionsunterricht 
zu entziehen oder zu beschränken und durch staatliche Organe für 
diesen Unterricht zu sorgen, war in keinem Gesetze die Rede. Auch 
die Verordnung des königlichen Oberpräsidiums der Provinz Schlesien 
vom 29. Juli 1832 besagt in §. 3., Abs. 2. : »Nur unter Anleitung 
und nach einer fortgesetzten genauen Vorschrift des Seelsorgers ist 
dem Lehrer der elementarische Theil des Religionsunterrichtes zu 
überlassen und wird von der Berufstreue jedes Geistlichen erwartet, 
dass er sich diesem wichtigen Unterrichte, soweit ihm seine übrigen 
Amtsgeschäfte Zeit dazu lassen, selbst in der Schule unterziehen 
werde.« Gemäss Allerhöchster Cabinetsordre vom 12. September 
1800 und §. 6. der Ministerialinstruction vom 21. November 1800 
erhielt jeder Lehrer in der bischöflichen AnsteHungsurkunde die 
kirchliche Sendung, wie die Allerhöchste Cabinetsordre vom 27. 
März 1846 auch für Westfalen das Erfordemiss der canonischen 
Mission des Herrn Bischofs für jeden Lehrer anerkannte. 

So zweifellos war nach preussischem und nach dem für unser 
Breslauer Bisthum geltenden Rechte der Religionsunterricht in der 
Schule die Sache des katholischen Pfarrers und ihm allein unter bi- 
schöflicher Aufsicht zuständig, als die preussischen Verfassungsur- 
kunden von 1848 und 1850 erschienen, v. Rönne's Unterrichtswesen 
des preussischen Staates von 1854 räumt ein, »dass der Religions- 
unterricht verfassungsmässig als eine geistliche Angelegenheit ange- 
sehen wird« (S. 252), und erwähnt S. 653 wörtlich Folgendes: »Der 
Religionsunterricht ist in allen denselben berührenden Verordnungen 
als die Hauptsache des ganzen Schulunterrichtes bezeichnet oder be- 
handelt. Der dadurch herbeigeführte confessionelle Charakter der 
Volksschulen hat selbst in der Staatsverfassung (Art. 24.) Aner- 
kennung gefunden, welche ausserdem die gesammte Leitung des 
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Religionsunterrichtes den betreffenden Religionsgesellsehaften über- 
weiset, c 

Aus den Motiven zu den fraglichen Verfassungsartikeln enthal- 
ten die Erläuterungen des damaligen Herrn Cultusministers v. La- 
denberg vom 15. December 1848 nachstehende Sätze: »Schon an 
und für sich kann der religiös-indifferente Staat die Aufsicht über 
den Religionsunterricht nicht übernehmen. Während daher der 
Staat nach wie vor in Bezug auf den Religionsunterricht der Volks- 
schule seine Aufgabe darein zu setzen haben wird, dass er den 
Friedenszustand, der unter den verschiedenen Religionsparteien im 
Staate herrscht, auch in der Schule schützt, der Beeinträchtigung 
des Religionsfriedens in den gemischten Schulen wehrt und die Ge- 
wissensfreiheit in allen Schulen schützt, ist die nächste Aufsicht 
über den Religionsunterricht von den dazu berufenen Organen der 
religiösen Gesellschaften zu führen.« (v. Rönne, a. a. 0. S. 231). 

Der Satz des Artikels 24, Verfassungsurkunde von 1850 : »Den 
religiösen Unterricht in der Volksschule leiten die betreffenden Re- 
ligionsgesellschaften,« ist zugleich eine noth wendige Folgerung aus 
Artikel 12., welcher die Freiheit des religiösen Bekenntnisses und 
der Religionsübung gewährleistet. Wir Pfarrer sind die berechtig- 
ten Organe der katholischen Kirche in dem Bisthum Breslau, und 
zwar, so lange unser hochwürdiger Herr Bischof, Gott sei es geklagt! 
der staatlichen Anerkennung entbehrt, von dem staatlichen Stand- 
punkte aus zur Zeit die alleinigen Organe und berechtigten Vertre- 
ter der Kirche, jeder Pfarrer für den Sprengel seiner Pfarrei. Wir 
haben verfassungsmässig kraft unseres kirchlichen Amtes den Reli- 
gionsunterricht in den Schulen zu leiten, bezüglich zu ert heilen ; von 
Ew. Excellenz ist aber die Verfügung vom 18. Februar d. J. erlas- 
sen, als wenn gerade das Gegentheil in der Verfassung stände und 
dem Staate allein die Leitung des katholischen Religionsunterrichtes 
gebührte. 

Ueber die kirchliche Sendung äusserte Ew. Excellenz in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 14. März 1876 : »Der Staat 
hat allerdings nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen die 
Verpflichtung, Personen mit dem Unterricht zu betrauen, gegen 
deren Lehre und Wandel die Kirche Einwendungen nicht hat. Die 
Weise, wie der Kirche die Gelegenheit gegeben wird, sich in die- 
ser Beziehung zu äussern, ist aber das gemeinsame Examen, welches 
ausserdem noch die Basis besitzt, dass die meisten Lehrer hervor- 
gehen aus den Seminarien , wo der Religionsunterricht ertheilt wird 
von den Organen, mit denen die Kirche einverstanden ist.« 
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Als Ersatz für die kirchliche Sendung des Lehrers ist die Prü- 
fung vor einer Commission, zu welcher auch ein bischöfliches Mit- 
glied ernannt war, kirchlicherseits nie betrachtet worden. Neuerlich 
fehlen überdies die bischöflichen Commissare und sind die Lehrerse- 
minare vielfach ohne Rücksicht auf die kirchlichen Wünsche und 
Interessen eingerichtet worden. Oft wird, zumal unter den unkirch- 
lichen Einflüssen der Gegenwart, der Lehrer trotz der bestandenen 
Seminarabgangsprüfung binnen Kurzem in Glauben und Sitte wan- 
kend. Unabsehbar ist der Schaden, welchen ein ungläubiger oder 
unchristlicher Lehrer in den Gemüthern seiner Zöglinge anrichtet. 
Aus Anlass eines Lehrers, welcher sich mit der Civilverbindung ohne 
kirchliche Trauung begnügte, gestanden Ew. Excellenz selbst in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 12. März 1875 zu, dass ein 
Religionsunterricht, dem das Beispiel fehlt, kein wahrhaft wirksamer 
ist. Der Weg nachträglicher Beschwerde und Beweisführung ist oft 
ein sehr weitläufiger und schwieriger. 

Wir sind vor Gott und unserem Gewissen für die Aufrecht- 
haltung und Verkündigung der wahren katholischen Lehre in unse- 
ren Pfarreien vön Amts wegen verantwortlich. Nach alledem müs- 
sen wir, so lange in unserem preussischen Vaterlande überhaupt noch 
ein kirchliches Recht besteht, die Giltigkeit der Verfassungsurknnde 
von 1850 fortdauern und nicht gewaltsam die Ausübung der katho- 
lischen Religion gänzlich verhindert werden soll, als unser Recht be- 
anspruchen ; 

1« in den Volksschulen unserer Pfarreien den katholischen Re- 
ligionsunterricht, soweit es die örtlichen Verhältnisse und anderweite 
Obliegenheiten nach unserem Ermessen gestatten, selbst zu ertheilen ; 

2. Namens der katholischen Kirche die an die Volksschulen 
unserer Pfarreien berufenen Lehrer und Lehrerinnen als unsere Ge- 
hilfen und Vertreter zur Ertheilung des Religionsunterrichtes zu er- 
mächtigen, nachdem wir uns die Ueberzeugung von ihrer Rechtgläu- 
bigkeit und Befähigung verschafft haben, und 

3. dieses Recht der Ertheilung, Leitung und Beaufsichtigung des 
Religionsunterrichtes dauernd auszuüben, bis wir hiervon seitens der 
zu der Enthebung allein befugten geistlichen Oberen entbunden werden. 

Ew. Excellenz bitten wir gehorsamst, 
geneigtest diese Rechte anerkennen und danach die Verfugung vom 
18. Februar 1876 abändern zu wollen. 
Breslau, 8. November 1876. 
Römisch-katholische Pfarrer und Seelsorger des Bisthums Breslau 

und seines Delegaturbezirkes.c 
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4. Die Antwort des Ministers auf die vorstehende Eingabe 
lautete wie folgt: 

Berlin, den 6. Deoember 1876. 

Ministerium 

der geistlichen, Unterrichts- und Medicinalangelegenheiten. 
J.-N. 14,244 ü. OL 

Ew. Hochwürden eröffne ich auf die Eingabe, welche Sie am 
8. v. M. mit mehreren anderen Geistlichen an mich gerichtet ha- 
ben, hiermit Folgendes: Die Volkschule ist eine Veranstaltung des 
Staates, an welcher jede unterrichtliche Thätigkeit nur im Auf- 
trage des Staates ausgeübt werden kann. Dieser durch Verfassung 
und Landesgesetz festgestellte und durch eine hundertjährige Ge- 
schichte des preussischen Volksschulwesens bestätigte Grundsatz darf 
auch hinsichtlich des Religionsunterrichtes eine Abänderung nicht 
erfahren, wenn auch der Natur der Sache nach den betreffenden Re- 
ligionsgesellschaften bezüglich des sachlichen Inhalts dieses Unterrichts 
jede mögliche Gewähr gegeben wird. 

Wenn Ew. Hochwürden in Ihrer Eingabe von einer entgegen- 
gesetzten principiellen Auffassung ausgehen, so findet eine solche in 
den Staatsgesetzen keine Begründung. Insbesondere weisen die von 
Ihnen angeführten Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts in 
erster Linie nicht auf den schulplanmässigen, sondern den kirch- 
lichen Religionsunterricht hin, welcher von meinem Erlass vom 18. 
Februar c. nur äusserlich betroffen wird. In zweiter Stelle aber be- 
ziehen sich dieselben auf die Rechte und Pflichten der in der Regel 
mit der örtlichen Schulaufsicht betrauten Geistlichen. • ,; ' 

Insoweit aber die Vorschriften des schlesischen Schulreglements 
vom 11. Mai 1861 in Betracht kommen , ist bereits in den Com- 
missionsverhandlungen des Hauses der Abgeordneten seitens der 
Staatsregiernng darauf hingewiesen worden, wie insbesondere der 
massgebende §. 48. desselben in dem erwähnten Erlass bis zu dem 
Grade Berücksichtigung gefunden, dass in den letzteren sogar ein- 
zelne Wendungen des Reglements aufgenommen seien. Dass übrigens 
auch in diesem Paragraph es sich nur um einen Aufluss des von 
den Geistlichen des Orts zu übenden staatlichen Schulaufsichtsrechts 
handelt, ist unzweifelhaft. 

Rücksichtlich der dem Art. 24. der Verfassungsurkunde vom 
31. December 1850 gegebenen Auslegung verweise ich gleichfalls 
auf die desfallsigen Verhandlungen in der letzten Session der beiden 
Häuser des Landtages. 

Nach Vorstehendem bin ich nicht in der Lage , dem Antrage 
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Ew. Hochwürden zu entsprechen, muss vielmehr den ErlaBs- vom 18. 
Februar c. in allen Punkten als gesetzlich begründet und durch das 
Interesse der Schule geboten aufrecht erhalten. 



An den Pfarrer zu St. Mauritius Herrn Fischer 
Hochwürden zu Breslau.* 

5. Die Archipresbyterate der Breslauer Diöcese sandten darauf 
am 2. Februar 1877 folgende Replik an den Herrn Cultusminister : 
»Excellenz ! 

Hochgebietender Herr Staats- und Cultusminister! 
Ew. Excellenz haben in den wenigen, kurz verneinenden Zeilen 
der Antwort vom 6. December v. J. (J.-Nr. 14,244 U. HL), mit 
welcher Hochdieselben die Vorstellung der nicht blos »mehreren,« 
sondern mehr als 755 Pfarrer und anderer Seelsorgspriester des Bis- 
thums Breslau beehrten, von Neuem jedes kirchliche Recht bezüg- 
lich des katholischen Religionsunterrichts in Abrede gestellt und den 
Erlass vom 18. Februar 1876 aufrecht erhalten, ohne auf unsere 
ausführlichen Gründe vom 8. November v. J. irgend näher einzugehen 
und dieselben zu widerlegen. 

Seit 18 Jahrhunderten war nach dem in der Natur der Sache 
liegenden, auf der göttlichen Stiftung und Sendung der Kirche be- 
ruhenden, zahllos oft auch staatlich anerkannten Grundsatze der Re- 
ligionsunterricht eine ausschliesslich kirchliche Angelegenheit. Der 
westfälische Friede, welcher die Gleichberechtigung der christlichen 
Bekenntnisse in Deutschland ordnete, bezeichnete die institutio mi- 
ni8teriorum scholasticorum als annexa exercitii religionis (J. P. 0. 
Art. V. §. 31.). Noch vor wenigen Jahren äusserte sich, wenn wir 
eine liberale Stimme aus der Presse anführen dürfen, die vielver- 
breitete »Schles. Ztg.« in dem Leitartikel vom 16. Juni 1870 Nr. 
273 über die damalige 19. deutsche Lehrerversammlung: 

»Wie man sich in die Ansicht verlieren kann, dass der Lehrer 
auch den Religionsunterricht übernehmen und allein leiten soll, 
können wir nur als das System einer über Mass und Ziel hi- 
nausgeschrittenen Neuerungssucht und jener Ueberhebung be- 
trachten, in welcher sich gerade heute das Volkslehrerthum da 
und dort zu gefallen scheint.« 

Unbegreiflich ist es, wie dem unveränderten fortbestehenden 
Art. 24. der preussischen Verfassungsurkunde gerade zuwider die 
bisher kirchliche Angelegenheit des Religionsunterrichtes nunmehr 
eine- staatliche Angelegenheit geworden sein soll. Ew. Excellenz 



gez. Falk. 
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selbst verfügten laut Circulars vom 7. December 1875 (Unterrieh ts- 

Centralblatt 1876 S. 31 Nr. 10.), 

dass für den israelitischen Religionsunterricht in den oberen 
Classen der höheren Lehranstalten nur ordnungsm assig qualiti- 
cirte, von den betreffenden Cultusgemeinden als solche aner- 
kannte jüdische Gesetz- oder Religionslehrer (Rabbiner, Priester) 
zuzulassen sind. 

Die Katholiken werden, wenn es bei dem Erlasse vom 18. Fe- 
bruar v. J. vorerst bewendet, den Juden weit nachgesetzt; den jü- 
dischen Religionsunterricht darf nur ein von dem eigenen Cultus, der 
eigenen Confession anerkannter Lehrer ertheilen, für den katholi- 
schen Religionsunterricht wird nicht ein gleiches Recht zugestanden 
und trifft vielmehr zur Zeit alle Anordnungen ausschliesslich der 
Staat. 

Zwar fügen Ew. Excellenz Ihrem staatlichen Anspruch auf den 
Religionsunterricht die Verheissung hinzu, 

der Natur der Sache nach werde den betreffenden Religions- 
gesellschaften bezüglich des sachlichen Inhalts dieses Unterrichtes 
jede mögliche Gewähr gegeben. 

Nicht aber die geringste Gewähr finden wir in diesen Worten. 

Denn 

1. der Staat hat weder Beruf noch Befähigung, jene Gewähr zu 
geben. Wie nur von dem Gesetzgeber die authentische Aus- 
legung des Gesetzes ausgehen kann, so vermag auch die katho- 
lische Kirche allein ihre Glaubens- und Sittenlehre im Laufe 
der Jahrhunderte massgebend festzustellen und darin zu unter- 
richten. Von welcher Autorität wäre in die Hand eines Staa- 
tes der katholische Glaube und die katholische Lehrgewalt 
niedergelegt? Staatsgrundsätze über staatliche Gegenstände 
und eine Staatsreligion mag der Staat lehren. Katholischer 
Religionsunterricht im Namen und Auftrage des Staates, selbst 
wenn dieser ein ganz katholischer wäre, ist undenkbar; die 
Religion liegt ausserhalb des Staatsbereiches und der staatlichen 
Macht. Von der jeweiligen Staatsregierung und ihren oft bin- 
nen kürzester Frist wechselnden Richtungen darf der Religions- 
unterricht nicht abhängig gemacht, nicht wie ein schwanken- 
des Rohr mit willkürlich bald mehrerer bald minderer Gewähr 
hin- und hergeweht werden. 

2. Dem Staate fehlen die Grundbegriffe über das Wesen der ka- 
tholischen Kirche. Es hätte sonst nicht geschehen können, 
dass bald dieser bald jener Secte der katholische Name staat- 

r 

Digitized by GooqI 



Die Schuh und Katechismusfrage in Preussen (1876—1877.) 22? 

lieh zugestanden wurde. Als vollberechtigte Glieder der ka- 
tholischen Kirche werden z. B. jetzt die sogenannten Altkatho- 
liken staatlich betrachtet und geschützt, obgleich sie durch 
das Oberhaupt der Kirche und durch die katholischen Bischöfe 
ausdrücklich aus der katholischen Kirche ausgeschlbssen sind. 
In diesem Sinne erliessen Ew. Excellenz das Circular vom 2. 
December 1875 über die Unzulässigkeit einer Unterscheidung 
in der Bezeichnung der katholischen Schüler höherer Unter- 
richtsanstalten rücksichtlich der »alt« oder römisch-katholischen 
Religion (Unterr.-Centralblatt 1876 S. 105). Ja, wie verlautet, 
ist der Religionslehrer eines schlesischen Gymnasiums jüngst 
seines Amtes nur aus dem Grunde entsetzt worden, weil er in 
dem Religionsunterrichte den Schülern die katholische Lehre 
voll und unverhüllt eingeprägt hatte. Bei so widersprechen- 
den und falschen Auffassungen über das Wesen der Kirche lässt 
sicli keine Gewähr für den Inhalt des Glaubens und des Reli- 
gionsunterrichtes erhoffen. 

3. Es ist ferner ein unlösbarer Widerspruch, für den Inhalt des 
Religionsunterrichtes eine Gewähr geben zu wollen und doch 
der Kirche die Organe, welche den Unterricht wohlbefugt er- 
theilen beliebig zu entziehen, den kirchlich gesendeten Priestern 
einem nach dem anderen aus vermeintlicher staatlicher Macht- 
vollkommenheit den Religionsunterricht zu untersagen und der 
Kirche unberufene Organe aufdrängen zu wollen. Gerade auf 
die Personen der Religionslehrer und ihre Zuverlässigkeit kommt 
es hauptsächlich an. In den Männern des kirchlichen Ver- 
trauens würde die Hauptgewähr für den katholischen Religions- 
unterricht liegen. 

4. In gleicher Weise verhält es sich mit den Lesebüchern, den 
Katechismen und biblischen Geschichten. Ew. Excellenz wol- 
len der staatlichen Zuständigkeit alle Anordnungen über die 
Lehrbücher anheimfallen lassen und erachten sich befugt, die 
kirchlich genehmigten Lehrbücher von dem Unterrichte auszu- 
schliessen. Auch hier liegt anstatt der Gewähr vielmehr Mei- 
nungsverschiedenheit und Streit zwischen Kirche und Staat 
über den Inhalt des Religionsunterrichtes offen zu Tage. Die 
Lehrbücher sind ein wesentliches Mittel für die Ertheilung des 
Unterrichtes. Wenn der Staat nach seinem Ermessen die Lehr- 
bücher anordnet, dann fehlt alle Gewähr für den katholischen 
Inhalt des nach diesen Büchern zu ertheilenden Religionsun- 
terrichtes. 

15* 
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Ew. Excellenz deuteil Selbst mit keiner Silbe an, in welcher 
Weise Hochdieselben die Gewähr fär die Beinheifc des katholischen 
Unterrichtes geben wollen. Dem Staate fehlen die für die Prüfung 
der katholischen Lehre zuständigen Organe; die Geistlichen als 
solche sind von der Schulaufsicht ausgeschlossen j über Differenzen 
zwischen dem Geistlichen und dem Lehrer in. Betreff des Religions- 
unterrichtes soll nicht die Kirche, sondern nur die staatliche Schul- 
aufeichtsbehörde entscheiden, — nur einen staatliehen Religionsun- 
terricht also würden Ew. Excellenz gewährleisten können. Dem 
Staate ist eine Gewähr für den katholischen Religionsunterricht nicht 
möglich: die kirchliche Sendung allein in dem Sinne des Art. 24. 
der Verfassungsurkunde, wie er bis 1871 unangefochten gegolten hat, 
kann die Bürgschaft für den den Grundsätzen der katholischen Kirche 
entsprechenden Religionsunterricht darbieten. 

Nach alledem müssen, wie Ew. Excellenz wir freimüthig und 
feierlich erklären, in Wahrung der heiligen Pflichten, welche unser 
Gewissen und unser kirchliches Amt uns auferlegen, wie überall da, 
wo den seitens unseres Hochwürdigsten Herrn Fürstbischofs kirchlich 
gesendeten Geistlichen die Leituug und Ertheilung des Religionsun- 
terrichtes entzogen ist, alle Bürgschaft dafür, dass der im Namen 
und Auftrage des Staates ertheilte Religionsunterricht in den Volks- 
schulen ein unverfälschter und vollständiger , wahrhaft katholischer, 
das heisst römisch-katholischer Religionsunterricht sei, und alle 
Verantwortung für die Folgen ablehnen, welche aus den unser kirch- 
liches Recht tief verletzenden staatlichen Massnahmen hervorzugehen 
drohen. 

Breslau, 30. Januar 1877. 
Die Archipresbyterate des Bisthums Breslau und des Delegaturbe- 

zirkes.t 



6. Unter dem 18. Februar 1877 meldete die Köln. Volkszeit 
Nr. 48. L Blatt: Auch aus den beiden rheinländischen Diöcesen 
Köln und Trier ist unter dem 13. Februar 1877 eine Petition, be- 
treffend den katholischen Religionsunterricht in den Volksschulen/ an 
den Herrn Cultusminister Dr. Falk abgesandt worden. Nachdem 
derselbe jüngst im Abgeordnetenhause das Unterrichtsgesetz in nahe 
Aussicht gestellt und aus seinen bei dieser Gelegenheit geinacbten 
Aeusserungen hat erkennen lassen, dass er den Entwurf dieses Un- 
terrichtsgesetzes im Sinne der bisher über den Religionsunterricht 
in der Schule bestehenden Verordnungen werde ausarbeiten lassen, 
musste man den Zeitpunkt gekommen erachten , dass auch seitens 
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das rheinländischen Klerus von dem gesetzlichen Mittel der Peti- 
tion Gebrauch gemacht und nichts unterlassen werde, was dazu bei- 
tragen kann, dass sein und aller Katholiken heiligstes Interesse bei 
den Geeetzgebungs-Factoren die gewünschte geneigte Berücksichtig- 
ung finde. Die Petition trägt zweiundneunzig Unterschriften . von 
Dechanten, resp. Definitoren aus den beiden Diöcesen Köln und Trier, 
und hat folgenden Wortlaut: 

An den königlichen Staatsminister und Minister der geistlichen, 
Unterrichts- und Medicinalangelegenheiten, Herrn Dr. Falk, 

Excellenz zu Berlin. 

Ew. Excellenz beehren sich die unterzeichneten Dechanten und 
Pfarrer der Diöcesen Köln und Trier im Hinblick auf verschiedene, 
in der jüngsten Zeit von Seiten der Staatsregierung bezüglich des 
katholischen Religionsunterrichtes in den Volksschulen getroffenen 
Anordnungen und mit Rücksicht auf die von Ew. Exeellenz öffent- 
. lieh gegebenen Erklärungen Folgendes ganz gehorsamst vorzutragen. 

Die Königlichen Regierungen der Rheinprovinz haben einer 
grossen Anzahl von Pfarrern der beiden Diöcesen die Ertbeüung und 
Leitung des schulplanmässigen Religionsunterrichtes in den Schulen 
ihrer. Pfarreien untersagt und mit der Ertheilung dieses Unterrichtes, 
ohne irgend welche vorgängige Verhandlungen mit den kirchlichen 
Behörden die Lehrer und Lehrerinnen , welche an den betreffenden 
Schulen angestellt sind, beauftragt. Es ist nicht zu verkennen, dass 
diese Massnahmen nur die entsprechende Ausführung der von Ew. 
Excellenz in dem Erlass vom 18. Februar vorigen Jahres ausgespro- 
chenen Grundsätze sind, wonach der schulplanmässige Religionsun- 
terricht in der Volksschule nur von den vom Staate dazu berufenen 
oder zugelassenen Organen ertheilt werden, und die Ertheilung die- 
ses Unterrichtes in erster Linie den an der Schule angestellten Leh- 
rern und Lehrerinnen obliegen soll, Geistliche dagegen zur Erthei- 
lung und Leitung dieses Unterrichtes nur unter bestimmten Be- 
dingungen zugelassen und daher auch durch die staatlichen Auf- 
Sichtsbehörden davon wieder ausgeschlossen werden können. 

Die gehorsamst Unterzeichneten halten sich im Gewissen, ver- 
pflichtet, vor Ew. Excellenz die Erklärung auszusprechen , dass sie 
die «erwähnten Grundsatze und die denselben entsprechende Behand- 
lung des Religionsunterrichtes in den katholischen Volksschulen mit 
4en Grundlehren der katholischen Kirche bezüglich des Religions- 
unterrichtes nicht in Einklang zu bringen vermögen und daher da- 
rin nur eine Beeinträchtigung der auch durch die Verfassung gewähr- 
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leisteten Glaubens- und Gewissensfreiheit und der freien Ausübung 
der katholischen Religion finden können. 

Der öffentliche und amtliche Unterricht in den religiösen Wahr- 
heiten kann nach katholischen Grundsätzen nur von der Kirche aus- 
gehen, nur in ihrem Namen und Auftrag ertheiU werden. Nur der 
Kirche ist von ihrem göttlichen Stifter der Auftrag und die Voll- 
macht verliehen worden, die christlichen Wahrheiten zu verkündigen 
und zu lehren. Der Staat besitzt diese Lehrbefugniss nicht und 
kann sie daher auch nicWt auf Andere übertragen. Diese Ueber- 
tragung steht nur den Organen der Kirche und zwar zunächst den 
Bischöfen für ihre Diöcesen zu. Darüber kann nach katholischen 
Principien kein Zweifel obwalten. Die Bischöfe Preussens haben sich 
darüber auch wiederholt und insbesondere der Staatsregiernng gegen- ■ 
über auf das bestimmteste in der die Verfassungsurkunde vom 5. De- 
cember 1848 betreffenden Denkschrift vom Juli 1849 ausgesprochen, 
worin es u. a. heisst : »Nach katholischer Glaubenslehre kann Nie- 
mand öffentlich katholischen Religionsunterricht ohne höhere kirch- 
liche Sendung ertheilen, und es kann diese Sendung von Niemanden, 
als von den Bischöfen ausgehen, welche zunächst und allein den 
göttlichen Auftrag zur Verkündigung der Heilswahrheiten erhalten 
haben. Wenn daher die Lehrer, was allerdings und unleugbar der 
Erziehung förderlich ist, den Kindern theils vorbereitend, theiis nach- 
helfend Religionsunterricht ertheilen sollen, so müssen sie dazu un- 
mittelbar oder mittelbar die Sendung von ihrem Bischöfe erhalten.« 
Den Pfarrern — und dasselbe gilt von den ständigen Gehülfen der- 
selben in der Seelsorge — ist nun jene Sendung durch ihre Anstel- 
lung in bleibender Weise ertheilt. Sie haben durch ihr Amt, wie 
die Pflicht, 90 auch das Recht, für die Aufrechthaltung der wahren 
katholischen Lehre in ihren Pfarreien durch Unterricht in den reli- 
giösen Wahrheiten zu sorgen, mögen sie diesen nun selbst ertheilen 
oder durch Andere ertheilen lassen. Diese Letzteren können dabei 
aber nur im Auftrag und unter der Leitung des Pfarrers handeln. 
Den Pfarrer in der Ertheilung und Leitung des Religionsunterrich- 
tes hindern, hejsst ihm die Erfüllung eines wesentlichen Theiles sei- 
ner Amtspflicht unmöglich machen. Das kann in der Befugniss der 
Staatsbehörde nicht gelegen sein, da in Preussen die katholische 
Kirche sich der staatlichen Anerkennung erfreut, und ihre Rechte 
durch die Verfassung garantirt siud, wesshalb denn auch bis in die 
neueste Zeit die Pfarrer in der Ausübung dieser ihrer amtlichen 
Pflicht nicht behindert, noch ihre desfallsigen Befugnisse bestritten 
worden sind.' 
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Das eben Gesagte hat , weil aus allgemeinen Grundsätzen der 
katholischen Kirche unmittelbar sich ergebend, seine Geltung für 
jeden öffentlichen Religionsunterricht, also auch für den in der Volks- 
schule zu ertheilenden schulplanmässigen Religionsunterricht und gilt 
insbesondere bezüglich der Notwendigkeit der kirchlichen Ermäch- 
tigung zur Ertheilung dieses Unterrichtes durch die Lehrer, da die 
Aufnahme desselben in den Organismus der pflichtmässigen Lehr- 
gegenstände der Schule an sich offenbar die nothwendige kirchliche 
Sendung nicht ersetzen, überhaupt den Charakter desselben nicht ändern 
kqnnte. Die in dem Erlass Ew. Excellenz vom 18. Februar v. J. überall 
festgehaltene Unterscheidung zwischen schulplanmässigem Religions- 
unterricht und kirchlichem Beicht- und Communionunterricht kann 
daher bezüglich des katholischen Unterrichts nicht in dem Sinne auf- 
gefasst werden, als ob der erstere lediglich im Auftrag des Staates, 
nicht im Auftrag der Kirche und durch die von ihr ermächtigten 
Organe ertheilt werde, oder als ob der sogenannte kirchliche Unter- 
richt auf die Lehre von der Beicht und der heiligen Communion 
sich zu beschränken habe. Beides wäre mit den Grundlehren der 
katholischen Kirche bezüglich des religiösen Unterrichtes unverein- 
bar. Auch findet jene Auffassung in der Verfassung oder sonstigen 
gesetzlichen Bestimmungen nicht den mindesten Anhalt; vielmehr 
steht danach die Beaufsichtigung, Leitung und eventuell auch eigene 
Besorgung des Religionsunterrichtes in der Volksschule den betref- 
fenden Religionsgenossenschaften zu. Wir werden dieses im Ver- 
laufe noch näher darzulegen uns beehren. An dieser Stelle glauben 
wir nur noch ganz gehorsamst darauf aufmerksam machen zu müs- 
sen, dass die Erklärung des Religionsunterrichtes als schulplanmäs- 
sigen, somit für die Kinder obligatorischen Lehrgegenstandes nur 
auf Grund der organischen Verbindung der Schule mit der Kirche 
möglich war und aufrecht erhalten werden kann. Will man die 
Schule blos als eine »Veranstaltung des Staates« betrachten, so hat 
sie mit dem Religionsunterrichte nichts zu thun. Der Staat, welcher 
keine Lehrbefngniss in Hinsicht auf die religiösen Wahrheiten besitzt 
und nicht beanspruchen kann, kann aus sich den darauf bezüglichen 
Unterricht nicht für pflichtmässig erklären, sowie er auch keine 
Bürgschaft dafür leisten kann, dass derselbe dem katholischen Glau- 
ben entspricht. Jeder Versuch von Seiten des Staates, den katho- 
lischen Religionsunterricht ohne Mitwirkung der Kirche als obliga- 
torischen Lehrgegenstand festzuhalten, wurde sofort mit der Freiheit 
des Glaubens und Gewissens in Conflict treten und für jeden gläu- 
bigen Katholiken die Frage in Anregung bringen, ob er die Erthei- 
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hing bezw. Benutzung eines solchen rein staatlichen Religionsunter- 
richtes mit seinem Gewissen vereinigen könne. Ueberdies haben die 
Eltern in Preussen das gesetzliche Recht, das Religionsbekenntnis* 
ihrer Kinder so lange diese schulpflichtig sind ? bestimmen, 
daher auch für den Religionsunterricht nach der Lehre des bestimm- 
ten I?ekeiintnisses entsprechende Bürgschaft zu verlangen. <' Katho- 
lische Eltern werben ohne Verletzung Jlirer' Glaubend ünA, ^rewis- 
sensfreihelt nie angehalten werden lähmen, ihre Kinder einem Reli- 
gionsunterrichte * anzuvorto^ bei welchem die Kirobe gar nicht 
betheiligt und für welchen sie Garantie zu gewähren nicht in der 
Lage ist. Bw. Excellenz haben dieses im Princip auch selbst aner- 
kannt durch die in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 14. 
März vorigen Jahres gegebene Erklärung: »Der bat allerdings nach 
den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen die Verpflichtung, Per- 
sonen mit dem Unterrichte zu betrauen * gegen deren Lehre und 
Wandel die Kirche Einwendungen nicht hat« Weira aber Hoch- 
dieselben dieser Erklärung sofort die weitere Bemerkung beifügten: 
»Die Weise, wie der Kirche Gelegenheit gegeben wird, sich in die- 
ser Beziehung zu äussern, ist das gemeinsame Examen, welches aus- 
serdem noch die Basis besitzt, dass die meisten Lehrer hervorgehen 
ans den Seminarien, wo der Religionsunterricht «rtheilt wird Ton den 
Organen, mit welchen die Kirche einverstanden ist,« so müssen wir 
uns dem gegenüber gestatten, gehorsamst darauf hinzuweisen, dass 
die Theilnahme eines bischöflichen Commissars an den Prüfungen 
der Lehrämtscandidaten ohne bestimmte Willenserklärung des be- 
treffenden Bischofes an sich nicht als Ersatz für die Sendung der 
Geprüften angesehen werden kann und kirchlicherseits nie so an- 
gesehen worden ist; dass ferner zu unserm schmerzlichen Be- 
dauern in rast allen Diöcesen Preussens nunmehr Zustande ein- 
getreten sind, welche die Mitwirkung eines Bischöflichen Commia- 
sars bei diesen Prüfungen unmöglich machen; dass die Lehrer- 
seminarien vielfach ohne die noth wendige Berücksichtigung und 
Vertretung* der kirohlichen Interessen eingerichtet werden, und dass 
endlich weder die Theilnahme des Bischöflichen Commissars, noch 
auch die:, bestandene Prüfung hinreichende Garantie für die fort- 
^t^wtfoekirfehJiche Gesinnung in der Zukunft gewährt; 
oi^unE&it&xcellenz werden aus dem Vorstehenden auch entnehmen, 
weiches «echt in Hinsroht auf die Leitung des Religionsunterrichtes 
die gehorsamst Unterzeichneten füf die Pfarrer und ihre Gehülien 
in det Seelsorger vöni kirchlichen Standpunkte aus und: gestützt auf 
die staatliche Anerkennung der katholischen Kirche in Preussen in 
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Anspruch nehmen müssen. Pas Recht auf diese Leitung ist zudem 
durch den Art. 24. der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 
den Keligionsgenossenschafte ti ausdrücklich garantirt, was von um so 
grösserem Gewicht sein muss, da das Gesetz über die Beaufsichti- 
gung des Unterrichts wesens vom 11. März 1872 in §. 3. ausdrück- 
lich erklärt, dass jener Artikel der Verfassung durch dieses Gesetz 
unberührt bleibe. Auch hat thatsächlich »der Kirche das Oberau f- 
sichtereeht über den in der Volksschule zu ertheilenden Religions- 
unterricht stets unbezweifelt zugestanden« (v. Bönne, Staatsrecht 
der preußischen Monarchie, Bd. 1., Abth. 2, S. 708), und »ist die 
Auftriebt über den Religionsunterricht in der Volksschule der Kirche 
niemals bestritten worden« (ebendaselbst Anmerkung 2.). Aus der 
Entstehungsgeschichte des gedachten Artikels der Verfassung geht 
femer unzweifelhaft hervor und wurde in den Verhandlungen darüber 
von dem damaligen Minister der geistlichen Angelegenheiten erklärt, 
»dass die »Leitung« alles in sich schliesse, was in dieser Beziehung 
von den Religionsgesellschaften gewünscht werden könne, indem sie 
sowohl befugt seien, die Oberleitung zu erwählen, als auch unter 
Umstanden diese Leitung auf ein eigenes Besorgen auszudehnen.« — 
Die hiernach der betreifenden Religionsgesellschaft zustehende Beauf- 
sichtigung und Leitung eventuell auch eigene Besorgung des in der 
Volksschule zu ertheilenden Religionsunterrichtes kann aber nach 
katholischen Grundsätzen, nach der Natur der Sache und nach aller 
Erfahrung nur durch die vom Bischöfe zunächst bevollmächtigten 
Organe, die Pfarrer bezw. deren Hülfsgeistliche, wahrgenommen wer- 
den, und wenn mit der Besorgung dieses Uuterrichtes auch andere 
Personen (Lehrer) betraut werden, so können sie dazu nur durch die 
betreffenden Religionsgenossenschaften ermächtigt sein, und mir un- 
ter Leitung der kirchlichen Organe handeln, da andernfalls von einer 
Leitung und eigenen Besorgung des Religionsunterrichtes durch die 
Religionsgenossenschaften nicht Rede sein könnte. — Wenn daher Ew. 
Excellenz in dem Eingangs erwähnten Erlasse für die Staatsregierung 
die Befugniss in Anspruch nehmen, jeden Geistlichen nach ihrem 
Ermessen von der Leitung des Religionsunterrichtes auszuschliessen, 
und in einem solchen Falle dem kirchlichen Obern anheimgeben, der 
staatlichen Aufsichtsbehörde einen andern Delegirten (zum Zwecke 
jener Leitung) zu bezeichnen, so nehmen wir keinen Anstand, unsere 
entschiedene üeberzeugung dahin auszusprechen: dass eine solche Be- 
fugniss der Staatsgewalt durch kein Gesetz zugestanden ist und ihr 
auch schon desshalb nicht zustehen kann , weil dadurch von Seiten 
der Staatsbehörde das der Kirche unzweifelhaft zustehende Recht 
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thatsächlich illusorisch gemacht werden kann. Es werden ja durch 
ein solches Vorgeben Uebelstände hervorgerufen, welchen von Seiten 
der Kirche eine wirksame Abhülfe durchaus nicht geleistet werden 
kann, indem in den allermeisten Fällen, namentlich in den Landge- 
meinden, eine erspriessliche und wirksame Leitung des Religionsunter- 
richtes dureh andere Delegrrte als die Ortsgeistlichen unmöglich ist. 

Nach dem Gesagten glauben die gehorsamst Unterzeichneten 
nur dasjenige, was nach göttlichem nud menschlichem Rechte ihnen 
zusteht, in Anspruch zu nehmen, wenn sie, zugleich im Namen der 
Pfarrer ihrer Decanatsbezirke, von deren Uebereinstimmung mit den hier 
ausgesprochenenPrincipien sie vollkommen überzeugt sind, beanspruchen : 

1. in ihren Pfarreien den Unterricht in der katholischen Glaubens- 
und Sittenlehre seinem ganzen Umfange nach, sowie dem bi- 
blischen Geschichtsunterricht nach ihrer freien, durch die ört- 
lichen Verhältnisse bedingten Entschliessung und nach Mass- 

• i gutoö 'der von den kirchlichen Behörden vorgeschriebeneu Lehr^ 
bücher auch in den Volksschulen zu ertbeiten, resp. zu beauf- 
sichtigen und zu leiten; 

2. so lange der katholische Religionsunterricht obligatorischer 
Lehrgegenstand in der Volksschule bleibt, die an die Schulen 
ihrer Pfarreien berufenen Lehrer und Lehrerinnen als ihre Ge- 
hülfen und Vertreter zur Ertheilung des Religionsunterrichtes 
im Namen der Kirche zu ermächtigen, nachdem sie sich ver- 
gewissert haben, dass dieselben fähig und bereit sind, die ka- 
tholische Lehre rein und unverfälscht vorzutragen. 

Ew. Excellenz bitten wir ganz gehorsamst, Hochdieselben mö- 
gen geneigtest alle diesen Rechten entgegenstehenden Verfügungen 
aufheben und bei der zu erwartenden Vorlage des Unterrichtsgesetzes 
den im Vorstehenden entwickelten Grundsätzen hochgefalligst Rech- 
nung tragett. < • ' 

Wir verharren in schuldiger Ehrerbietung 

Ew. Excellenz gehorsamste. 
(Folgen die Unterschriften.) 

7. Die Antwort des Ministers lautete wie unterm 30. März 
1877 vom Rhein der Koblenzer Volkszeitung berichtet wurde, (vgl. 
Kölnische Volkszeitung Nr. 89. II. Blatt) wie folgt: 

.■ »Ew. Hochwörden eröffne ich auf die Eingabe, welche Sie im 
Verein mit andern Geistlichen der Erzdiöcese Köln und der Diöcese 
Trier in Betreff des katholischen Religionsunterrichtes in der Volks- 
schule am 13. v. M. an mich gerichtet haben, dass ich nicht in der 
Lage bin, den darin zum Ausdruck gebrachten Anträgen Folge zu 
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gehen. Zur Sache selbst verweise ich auf die in Abschrift ange- 
schlossenen Antworten an Geistliche der Diöcesen Breslau , Münster 
und Paderborn, dieselbe Angelegenheit betreffend , sowie auf die in 
dem Bescheide an Letzteren erwähnten Verhandlungen in beiden Häu- 
sern des Landtages und die neuern, welche die stenographischen 
Berichte über die 6. Sitzung des Hauses, der Abgeordneten vom 24. 
Januar c, S. 73—97, und über die 7. Sitzung des Herrenhauses 
vom 10. Februar c, S. 80—83, enthalten, [vgl. darübei die unten 
folgende Mittheilung]. Von dieser meiner Entscheidung wollen Ew. 
Hochwürden die Mitunterzeichner der Eingabe vom 13. v. M. in 
Kenn tniss setzen. Falk. 

8. Wie der Germania aas Erfurt 8. Mai 1877 berichtet wurde 
hat der dortige Pfarrklerus unter dem 24. April 1877 an den Cul- 
tusminister eine Eingabe gerichtet, in welcher es heisst : 

flm Laufe des vorigen Jahres hat sich bei der hiesigen könig- 
lichen Regierung ein Ressortwechsel vollzogen, f. Die Revision der 
Schulen des Regierungsbezirkes^ die bisher nach den beiden Haupt- 
confessionen zwischen dem katholischen und dem protestantischen 
Regierungs- und Schulrath verthjeilt gewesen, wurde nach Kreisen 
und zwar so geschieden , • dass dem protestantischen Revisor ausser 
anderen die grösstenteils katholischen Kreise des Eiehsfeldes und 
auch die Stadt Erfurt überwiesen wurden. Im Februar d. J. nahm der- 
selbe nun die Revision der hiesigen katholischen öffentlichen und 
privaten Schulen vor und Hess auch prüfen und prüfte selbst in der 
biblischen Geschichte Neuen wie Alien Testaments. Kaum war die- 
ses bekannt geworden, als auch der tiefste Unwille unter den ka- 
tholischen Eltern sich äusserte, die uns, ihre Seelsorger, in öffent- 
liehen Blättern für diese »auffallende und unerhörte Thatsaehe« ver- 
antwortlich machten. Da wir den Unwillen der Eltern im erhöhten 
Masse theilten, wandten wir uns in einer desfallsigen Eingabe an die 
hiesige königliche Regierung und baten um eine bezügliche beruhi- 
gende Erklärung. Leider ist uns erklärt worden, auf unser Gesuch 
nicht eingehen zu vermögen. Excellenz I Wir sind der diesen Gegen- 
stand behandelnden Eingabe der Pfarrer der Diöcesen Paderborn und 
Münster vom 16./18. October v, J. an Hochdieselben , obgleich wir 
der ersteren angehören , . nicht beigetreten , weil wir uns in der 
glücklichen Lage befanden, noch keinen praktischen Fall, der unser 
Gewissen beunruhigte, beklagen zu müssen. Jetzt tritt aber die 
Frage auch an uns heran, ob wir ohne schwere Verletzung unseres 
Gewissens länger zögern dürfen, uns offen und freimüthig auszu- 
sprechen. Nach unserem katholischen Glauben * nach dem Rechte 
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der Natur, wonach die Eltern in der freien unbehinderten Ueber- 
tragung ihrer religiösen und kirchlichen Ueberzeugungen auf ihre 
Kinder nicht gestört werden dürfen ; endlich nach den gesetzlichen 
Abmachungen und Bestimmungen in allen civilisirten Staaten über 
die den anerkannten ReligionsgesellschaUen gegenüber zu respecti- 
renden Rechte und Freiheiten in deren religiösem und kirchlichem 
Unterrichte kann der katholische Religionsunterricht ein obligatori- 
scher Unterrichtsgegenstand in der Schule nicht sein, wenn derselbe 
durch kirchliche Organe nicht ertbeilt, durch kirchliche Organe nicht 
überwacht und geleitet und durch kirchliche Organe in letzter Instanz 
nicht geprüft wird. Die Verfügung des hohen Rescripts vom 18. Februar 
v. J., nach welchem die hiesige königliche Regierung »in Bezug auf Re- 
vision des katholischen, .Religionsunterrichtes genau verfahren ist,« hat 
aber leider alle diese Rechte der Kirche auf den Staat, dem als. reli- 
gionslos, jegliche Qualifikation, und als weltliche Macht jegliche Be- 
rechtigung dazu abgeht, übertragen: der Lehrer unterrichtet in der 
katholischen Religion im Auftrage des Staates, der zuständige Geist- 
liche leitet diesen Unterricht im Auftrage des Staates. Dazukommt 
noch, dass nach; §. 7. des angezogenen RescripU -»der zur Leitung 
des Religionsunterrichtes bestimmte Geistliche dieselbe nur ausüben 
darf, so lange er durch sein Verhalten nicht diejenigen Zwecke ge- 
fährdet, welche der Staat mit der Erziehung der Jugend durch die 
Volksschule verfolgt« Wir wurden uns selbst als Meineidige in 
unserer heiligsten . Sache und als Verräther an unseren heiligsten 
Pflichten und unyer&ussetUcjaen Rechten (vorkommen , muasen, , , wann 
wir zugeben wollten, dass ein Anderer, der Uhrer, im Auftrage des 
Staates diese entfcen imd: . ■ tteilig»tet»* lU^l^ffi^btoii. -^nw^, 4fl# 
ausüben sollte Exeelkna wollen faaMb, m4&*, itf urweje; e^so 
dringliche wie ♦gehorsamste Bitte , durch Aufhebung, 4ea ^^ge- 
dachten Rescripts vom 18» Februar 1876 der Kircjie bocjhgeneigtest 
zurückgeben, was ihr gehört, oder, wenn dieses als mit dem Staais- 
interesse an der Schule nicht verträglich erscheinen sollte, den ka- 
tholischen Religionsunterricht aus den obligatorischen Unterrichts- 
gegenständen der »Schule entfernen. So dankbar Euer Exceflenz '.wir 
für das Eine oder das Andere sein werden, eben so laut, müssen wir 
protestiren gegen die jebz^e JferWatupg.< : . .. . „.„mU-.Jf 
AusErfurt IOwJuU wu*de der Germania .1137.7 berichtet; »Aus Af- 
lass der durch einen pr^tsiantischem Schviktfh vorgenommenen; Fr$- 
fungen in der Religvou bei Besinnen der l^cH^chen Schulen zu 
Erfurt war seitens der dortigen Geistlichen unterm 2\). April f «jne 
Vorstellung an den Herrn Minister- der geistlichen Ange>genbej)ien 
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gerichtet worden, worauf ans dem Cultusmisterium folgende Antwort 
ergangön ist: ' • ' 1 - : ' > : ' ; :?«:»••-• 

>J9er/tVi, den 28. Juni 1877. J.-N. 10820. ü. III. 

Auf die Eingabe vom 29. April d. J. eröffne ich Ew. Hoch- 
etirWürdfen sowie den Mitunterzeichnern derselbe», Sass ich aus dem t 
wäs Sie beibringen keine Veranlassung nehme» katin, dieCiroular* 
Verfügung vom 18. Februar *. f., betreffend den Religionsunterricht 
iti derVolksschnle, aufzubeben oder den katholischen Religionsunterricht 
aus den obligatorischen Unterrichtsgegenständen der Schule zu ent- 
fernen. Die angezogene Verfügung sowie der obligatorische Charak- 
ter des Religionsunterrichtes in der Volksschule beruhen auf den Be- 
stimmungen der Verfassungsurkunde vom 81. Januar 1850 und den 
Laudesgesetzen. Ich verweise in dieser Beziehung auf die seitens der 
Staatsreperung in den beiden Häusern des Landtags und in den 
Commissionen derselben wiederholt angegebenen Erklärungen. 

Was aber die Revision der dortigen katholischen Schulen durch 
den evangelischen Commissarius der königlichen Regierungen anlangt, 
aus welcher Sie den Anlass zu ihrer Protestvorstellung genommen 
haben, so habe ich mir über die Vorgänge Bericht erstatten lassen 
und aus demselben entnommen , düss unter den mehr als dreissig 
Schulclassen, die revtdirt worden sind, in zehn Olassen die Region 
ein Prüfungsgegenstand gewesen ist und der Regierungscomraissarius 
nur einige Male die Prüfung in der biblischen Geschiebte selbst 
übernommen hat. Das Letztere ist indess in einer Weise ge- 
schehen, welche für die Katholiken etwas Verletzendes nicht ge- 
habt hat: ' Gleichwohl habe ich Anordnungen getroffen , dass dies 
nicht werter geschehe. Dadurch wird indess an der Befugnis» und 
Verpflichtung der staatliche» Aufsichtsorgane, das ganze Gebiet des 
Religionsunterrichtes M der Volksschule zum Gegenstand der Prüfung 
bei Revisionen zu machen, nichts geändert, v ^ (gez.) Falk, 
An den Herrn Pfarrer Herrn Mettmann und Genossen, 

1 Hochwürclen zu Brftorti* 1 V-* :<i y «*'• - ^ ;u 

Wir hoffen, fügte die Germania bei, dass die Aeusserung: 
»Gleichwohl habe iöh Anordnung getroffen, dass dies nicht weiter ge- 
schehe^ sich nicht nur auf die Prüfungen in der Religion durch den 
Regierungscommissar selbst, sondern auch durch dett Lehrer auf 
Veranta$s*w > &s Commissarius beziehe, und dass diese Anordnung 
des Herrn Ministers hiebt bloss für Erfurt, sondern für den ganzen 
preussischen Staat und sowohl für die städtischen Schulräthe, Kreis- 
und Localschulinspectoren, wie für die Regierungscommissare Geltung 
habe. Auch 'mit dem letzten Satze der vorstehenden Antwort des 

■ 
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Herrn Ministers: »Dadurch wird indess c wollen wir uus 

gern einverstanden erklären, wenn die »staatlichen Aufsichtsorgane,t 
im Einvernehmen mit der KircJie resp. den Diöcesanbischöfen be- 
stellt worden sind.« 

Bevor der Erfurter Klerus an das Ministerium recurirte hatte 
er sich vergeblich mit einer Beschwerde an die k. Regierung zu Er- 
furt gewandt 

Unter dem 20. März 1877 berichtete nämlich die Germania Bei- 
lage zu Nr. 70. aus Erfurt: Auf die in Sachen des bekannten biblischen 
Geschichtsexamens an die hiesige königliche Regierung gerichtete 
Beschwerde der katholischen Pfarrer ist folgende Antwort erfolgt: 
»Die Eingabe, welche Ew. Hochwürden unter dem . . . d. M. an 
uns gerichtet haben, kann uns nicht veranlassen, eine Aenderung in 
dem Verfahren, welches unser Commissarius , der Regierungs-Con- 
sistorial- und Schulrath Bieck bei Revision der katholischen Schalen 
auch in Betreff einer Prüfung in der biblischen Geschichte angewen- 
det hat, anzuordnen. Dasselbe entspricht genau den Grundsätzen, 
welche der Herr Minister der geistlichen Angelegenheiten in dem 
Rescripte vom 18. Februar 1876 ausgesprochen hat.« 

0. Ob und welchen Erfolg die nachfolgende von der Germania 
1876 Nr. 249. veröffentlichte Petition des GesammtUerus und einer An- 
zahl von vielen hundert Familienvätern der Stadt Breslau an die dortige 
städtische Schuldeputation gehabt hat, ist uns nicht bekannt geworden: 

• ■■• ' i • • ^Breslau, den 26. October 1876. 

Mit Beginn des Schuljahres 1876/77 ist in hiesigen Elementar- 
schulen ein Leitfaden für den* Unterricht in den Realien eingeführt 
worden. Nachdem wir in denselben Einsicht genommen, haben wir 
die Ueberzeugung gewonnen, dass die katholische Erziehung unserer 
Kinder durch diesen Leitfaden in der bedenklichsten Weise gefähr- 
det wird; denn es werden in dem geschichtlichen Theile Glaubens- 
wahrheiten der katholischen Kirche, welche jedem Katholiken hei- 
lig und unantastbar sind, geleugnet oder falsch dargestellt und 
es wird die katholische Kirche in ihrer Wirksamkeit, in ihren Ein- 
richtungen und Erscheinungsformen in der gehässigsten Weise entstellt. 

Es ist gewiss nicht die Absicht einer hohen Schuldeputation, 
dass fortan die katholischen Schulkinder Breslaus in ihren heiligsten 
Interessen gekränkt werden, und zwar in Schulen, zu deren Unter- 
haltung auch die Katholiken der Stadt ihren Theil durch Steuern 
beitragen. Es kann unseres Erachtens eben so wenig einer hohen 
Schulbehörde zur Förderung ihrer Autorität gereichen , wenn sie im 
geschichtlichen Theile des Leitfadens theils Unwahrheiten, theils Ge- 
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hässigkeiten mit ihrem Namen decken soll. Wir halten es daher 
für unsere heiligste Pflicht, unter Ueberreichung eines Promemoria 
zur Beleuchtung des geschichtlichen Theils an eine hochlöbliche städ- 
tische Schuldeputation den Antrag zu stellen : 
.. »Eine hohe Behörde wolle, geneigtest den geschichtlichen Theil 
des Leitfadens entweder vollständig zurückziehen, oder wenig- 
stens eine derartige Emendation desselben veranlassen, dass alles 
das katholische Gefühl Verletzende ausgemerzt werde.t 
Einer günstigen Entscheidung sehen hochachtungsvoll entgegen 
einer hochlöblichen Schuldeputation 

• ergebene katholische Bürger der Stadt Breslau.« 
10. Von sehr vielen Or^en wandten sich die katholischen Fa- 
milienväter auch mit Petitionen an den Minister für Cullus und 
Unterricht. So ging, wie die Germania 1877 Nr. 6, meldete, am 
4. Januar 1877 nachstehende Petitiou an den Cuitusminister ab: 

»Ew. Excellenz erlauben sich die unterzeichneten Familienväter 
in einer Angelegenheit anzugehen und um Aufklärung zu bitten, 
welche für jeden gewissenhaften Vater und Bürger als von der aller- 

r 

grössten Bedeutung erscheint. 

Es ist Glaubenssatz unserer heiligen katholischen Kirche, dass 
die von Gott geoffenbarten Lehren nach der Anordnung Christi nur 
durch die Kirche und deren Organe uns unfehlbar vermittelt wer- 
den. Organe der Kirche sind Papst und Bischöfe. Letztere bestel- 
len in ihren Diöcesen Priester und für die einzelnen Schulen Lehrer, 
welche unter ihrer fortdauernden Controle und in ihrem Namen die Gläu- 
bigen, speciell die Kinder in den Wahrheiten des Glaubens unterrichten. 
>. Da nunmehr in jetziger Zeit durch die Anordnungen des Staa- 
tes. die Bischöfe theils entfernt; theils in ihrer Controle der Schule 
behindert , da die Pfarrer aus den Schulen gewiesen und jeglicher 
Einfluss auf das Lehrpersonal ihnen benommen ist, so dass dieselben 
nach längeren mit Ew. Excelienz gepflogenen Verhandlungen in Be- 
treff der Ertheilung des Religionsunterrichtes in den Schulen unterm 
29. v. M. zu erklären sich genöthigt gesehen haben, sie seien ferner 
so nicht im Stande, irgend welche Garantien zu übernehmen für den 
(Jurch Lehrer und Lehrerinnen ertheilten Religionsunterricht, so müs- 
sen sich uns uoth wendig die schwersten Bedenken aufdrängen. Zwingt 
man unsere Kinder zum Besuche der bestehenden Schulen* in wel- 
chen von Lehrern und Lehrerinnen Religionsunterricht ertheilt wird, 
so erhebt unser katholisches Gewissen mit Recht die Frage: Wer 
garantirt uns, dass in den Schulen die Lehren der katholischen Kirche 
in ihrer vollen Wahrheit unverfälscht den Kindern mitgetheilt wer- 
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den? Unser sind die Kinder; wir sind vor Gott verpflichtet, für 
deren Seelenheil einzustehen, sie desshalb in den ganzen Besitz des 
katholischen Glaubens zu setzen; und dort in den Schulen ertheilt 
man den Kindern eine Lehre, die vielleicht nicht die Lehre Gottes 
und der Kirche ist, für deren unverfälschte Mittheilung doch der 
Staat, zumal der confessionslose Staat eine Garantie zu leisten un- 
vermögend ist. Und wer bürgt uns für die Zukunft ? Wenn die 
augenblicklich fungirenden Lehrer und Lehrerinnen auch zum bei 
Weitem grössten Theile gläubige und der heiligen Kirche treu er- 
gebene Christen sind , wer möchte es wagen , fär spätere Zeiten ein 
ähnliches Verhältniss zu hoffen, da ja die vollständige Erziehung der 
Lehrer und Lehrerinnen nur in den Händen des Staates und zum 
Theil in den Händen solcher Personen liegt, aus deren Haltung auf 
eine correcte kirchliche Gesinnung zu schliessen wir nicht berechtigt 
sind. Das sind die schwer wiegenden Bedenken, welche wir in un- 
serem Gewissensdrucke Ew. Excellenz vorzutragen uns erlauben und 
in Betreff deren wir einem gütigen Bescheide entgegensehen.« 
(Folgen die Unterschriften von 215 Familienvätern). 
. 11. Aus den folgenden katholischen westfälischen Pfarrgemein- 
den: Letmathe, Altena, Lüdenscheid, Werdohl, Plettenberg, Neuen- ' 
rade, Meinerzhagen, Limburg, Iserlohn, Sümmern, Hemer und Men- 
den gingen in Betreff des Religionsunterrichtes in der katholischen 
Volksschule folgende gleichlautende Eingaben 12 an der Zahl, an 
den Cultusminister Dr. Falk nach Berlin ab; 

i den 28. December 1876. 

Durch den Erlass Ew. Eicellenz vom 18. Februar c, betreffend 
den katholischen Religionsunterricht in der Volksschule, finden sich die 
Unterzeichneten veranlasst, in üebereinstimmung mit ihren Pfarrern 
nachstehende Erklärung Ew. Excellenz ganz gehorsamst zu unterbreiten : 

1. Der Religionsunterricht ist Sache der Kirche, nicht des Staates. 

2. Wir können nur den rechtmässigen kirchlichen Oberen, aber 
keiner Staatsbehörde, das Recht zugestehen, Jemanden zur 
Ertheilung des katholischen Religionsunterrichtes in der Schule 
zu berufen. 

3. Wir können einen Lehrer nur dann als berechtigt ansehen, 
den Religionsunterricht in der Schule zu ertheilen, wenn er dazu 
von dem kirchlichen Obern bevollmächtigt ist. 

4. Wir erachten die Eitern nur dann für verpflichtet, ihre Kinder 
an dem Religionsunterrichte Theil nehmen zu lassen, wenn der 
Lehrer eine kirchliche Vollmacht dazu besitzt. 

5. Wir halten jede Massregel, wodurch die Kinder zur Theil- 

* 
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nähme an dem Religionsunterrichte einea nicht kirchlich be- 
vollmächtigten Lehrers (angehalten werden» für einen Gewissens- 
■ zwang. ,i. 
6. Wir fordern, dass der Religionsunterricht des Lehrers in der 
isi» t: Schule nnter der Leitung und Auöicht des Pfarrers steht. 
»»« it «J .«*:J i Mit schuldiger Ehrerbietoag» 
'lh i: . /' *>,/.: Ew. Excellenz.« ■ :. << 
i wi !tw* Ii*.* M-.r-. (Polgeh {dii Unterschriften).. . 

« Diese Eingaben waren inden Pfarrgemeinden zumeist von den 
Mitgliedern des Kirchen Vorstandes und der kirchlichen Gemeindever- 
tretung 'unterzeichnet, und haben ausser diesen in einzelnen Gemein- 
den noch eine erhebliche Anzahl , von Familienväter unterschrieben. 
•Alle Eingaben tragen zusammen 4SI Unterschriften.'; i 

-hm l X&Pkm Warsttin in< Westfalen haben übet ^hundert ika- 
tköliscJw Pumüimväter . unter dem 2. Januar an ^en Henin Qultus- 
rninister Dt. Falk folgende Eingabe gerichtet, die , der »Westf.Mark.f 
mittheilte: fv : n< : vj '! »ih v, 

>Ewi'ExcelleBZ haben in einer Verfügung ..vom 18. Februar 
1876 und auch in frnhereu Erlassen den Grundsatz aufgestellt, dass 
der schulplanmäSsige katholische Religionsunterricht in den Volks- 
schulen im Namen und im Auftrage des Staates ertheilt werde. 
Hocbdieselben haben sodann durch Hochibre Anordnungen veranlass*, 
dass die Localschulinspection und damit die Leitung des sehulpjan- 
massigen Religionsunterrichts; vielen Pfarrern, auch dem hiesigen ka- 
tholischen Herrn Pfarrer Gockel entzogen ist ; f 1 letzterem , nur dess- 
hälb, wie es in der bez. / Vetfügang des Herrn 'LMidra(thö Preiherrn 
m 'Lilien zu Arnsberg vom 23„ Mai 1876 ausdrücklich gesagt wird, 
-weil derselbe sich der sogenannten Lippstädter Erklärung angeschlos- 
sen hat: einer Erklärung, dieieinzig und allein das Recht der ka- 
tholischen Kirche auf den Religionsunterricht hervorhebt. In Folge 
dessen wird in unseren römisch-katholischen Volksschulen ein Reli- 
gionsunterricht ertheilt, an dem die katholische Kirche in ihren 
rechtmässigen Organen gar nicht betheiligt ist, da die Leitung des- 
selben dem Localsehulinspector Amtmann Koffler nnd dem- Kreis- 
schulinspector Koch in Meschede übertragen ist. Unser Herr Pfar- 
rer hat desshalb erklärt, dass er eine Bürgschaft dafür, dass- dieser 
Religionsunterricht wirklich römisch-katholischer Religionsunterricht 
sei, nicht mehr übernehmen könne. Excellenz, Herr Staatsminister! 
Wir schicken unsere Kinder zum Religionsunterricht, damit sie ler- 
nen sollen, was sie glauben und thun . müssen, um m den Himmel zu 
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Jcomnien ; damit ist aber die Beförderung und Pflege aller Tugenden, 
die auch für die bürgerliche Ordnung nothwendig sind, von selbst 
gegeben. Ob der Staat bei der Ertheilung des »schulplanmässigrm 
Religionsunterrichtes andere Zwecke verfolgt, wissen wir nicht. Wir 
würden uns aber sehr schwer an unseren Kindern versündigen, wenn 
wir gestatteten, dass dieselben an einem Religionsunterricht Theil 
nahmen, für welchen die Kirche nicht die Bürgschaft übernimmt. 
Die Bürgschaft, welche der Staat in dieser Beziehung uns gegenüber 
bietet, ist für uns gar heim Bürgschaft. Wir hdltm uns desslwdb 
auch für berechtigt, unsere Kinder aus dem sehidplanmässigen Re- 
ligionsunterricht zurückzuhalten , ivenn derselbe nicht loieder unter 
die geordnete Aufsicht der Kirche gestellt wird. 

Ew. Excellenz bitten wir desslialb, um dieser Nothwendigkeit 
überhoben zu sein, dass Hochdieselben anordnen wollen, dass unserm 
Herrn Pfarrer Gockel die selbstständige Leitung des schulplan- 
mässigen Religionsunterrichtes wieder übertragen werde. Ew. Ex- 
cellenz gehorsamste römisch-katholische Familienväter der Stadt 
Warstein. « 

»Wir halten den hier eingenommenen Standpunkt für durch- 
aus correct,« bemerkte dazu der »Merkur,« »der gesetzlich garan- 
tirten Glaubens- und Gewissensfreiheit ebenso wie den Forderungen 
des kirchlichen Rechts entsprechend. Die Eingabe hat den besonde- 
ren Vorzug, dass sie eine bestimmte Forderung stellt, deren Gewäh- 
rung das Aufgeben des staatlich erseits erhobenen Anspruches auf 
apostolische Lehrthätigkeit in den römisch-katholischen Schulen ein- 
schliessen würde. Die Verweigerung . der Forderung dürfte sich nach 
unserer Ansicht ohne Verletzung der Gewissensfreiheit kaum begrün- 
den lassen. 

13. Von Erfurt ging am 22. Februar 1877 folgende Erklä- 
rung nach Berlin ab, um dem Landtage übermittelt zu werden: 

»Wir unterzeichneten Mitglieder des Kirchenraths und der Ge- 
meindevertretung ad Sanctum Nicolaum in Erfurt schliessen uns hier 
rückhaltlos der bekannten Lippstadter Erklärung wie folgt an: 

Das Recht , den Religionsunterricht unserer Kinder in der 
Schule abzuhalten resp. zu überwachen , steht einzig und allein nur 
unseren römisch-katholischen Pfarrgeistlichen zu, denen allein wir ohne 
jeden Vorbehalt auch unser unbeschränktes volles Vertrauen schenken. 
Erfurt, den 20. Februar 1877. 

Der Kirchenrath ad Set. Nicolaum : 
Die Gemeindevertretung ad Set Nicolaum.« 
(Folgen die Unterschriften). 
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14. Eine ähnliche Erklärung ist laut dem »Libor.-Bot.« im 

Februar 1877 aus Brenken bei Paderborn an den Cultusminister ein- 

> 

gereicht worden, sie lautet: 

»Die Unterzeichneten erklären hiermit ihre volle Zustimmung 
zu der Eingabe, welche die Pfarrer der Diöcesen Münster und Pader- 
born in Bezug auf den Religionsunterricht in den katholischen Ele- 
mentarschulen am 16. October prae. an den Herrn Cultusminister 
gerichtet haben. Insbesondere erklären sie : Das Recht, die Pflicht 
und die Fähigkeit, in den Glaubens- und Sittenlehren der römisch- 
katholischen Kirche zu unterrichten, besitzt nur die römisch-katho- 
lische Kirche. Dieses Recht übt die Kirche in den einzelnen Ge- 
meinden aus durch ihre Pfarrer und deren Gehilfen. 

Brenken, im Februar 1877. 

Der Kirchenvorstand. Die Gemeindevertretung.« 
(Folgen die Unterschriften). 

15. Die Herren Pfarrer der Diöcesen Münster und Paderborn 
hatten in ihrem an den Herrn Minister Dr. Falk gerichteten Schrei- 
ben vom 29. November 1876 betont, dass einem Minister das Recht, 
die Verfassungsurkunde mit Gesetzeskraft zu erklären, nicht bei- 
wohne, dass dieses Recht vielmehr lediglich den gesetzgebenden Fac- 
toren des Staates zustehe. Sie hatten denn auch sofort beigefügt, 
dass sie den beiden Häusern des Landtags Gelegenheit geben wür- 
den, sich über die richtige Auslegung des Artikels 24. der Verfas- 
sungsurkunde schlüssig zu machen. Im Anschlüsse an diese Zusage 
haben die gedachten Herren Pfarrer, laut dem » Westfc Merk.,« un- 
ter dem 20. Januar 1877 folgende Eingabe an beide Häuser des 
Landtages gerichtet. 

»Hohes Haus! Die römisch-katholische Kirche behauptet mit 
dogmatischer Bestimmtheit, dass sie von Jesus Christus, dem mensch- 
gewordenen Sohne Gottes, den Auftrag erhalten habe, die von ihm 
den Menschen gebrachte Offenbarung zu verkünden. Aus diesem 
Auftrage leitet sie das Recht , wie die Pflicht ab , auch die katho- 
lischen Kinder in der Volksschule in den Heilswahrheiten zu un- 
terrichten. Sie erklärt ferner, das Niemand ausser ihr, wer immer es 
sei, berechtigt oder auch nur befähigt sei, in ihren Lehren zu unter- 
richten; dass namentlich keine Staatsgewalt einen Auftrag in der 
römisch-katholischen Lehre zu unterrichten, ertheilen dürfe oder könne. 

Die gehorsamst unterzeichneten Pfarrer halten sidh überzeugt, 
dass die Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 diese Anschauung 
der römisch-katholischen Kirche als eine in den preussischen Staaten 
rechtlich zulässig'e dadurch hat anerkennen wollen, dass der Artikel 

16* . 
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24. der Verfassungsurkunde der Kirche »die Leitung des Religions- 
unterrichts in der Schule* ausdrucklich vorbehalten hat. 

Wir halten uns ferner überzeugt, dass die gesetzgebenden Fac- 
toren die Leitung des Religionsunterrichts durch die Kirche als eine 
sclbstständige aufgefasst haben. Das Wesen der Kirche und ihrer 
Lehre fordert diese Selbstständigkeit als Grundbedingung für ihre 
Existenz. Die Entstehungsgeschichte des gedachten Artikels 24. 
der Verfassui/gsurkunde bestätigt ebenso , wie die bis in die jüngste 
Zeit zur Geltung gekommene Auslegung desselben die Richtigkeit 
unserer Ueberzeugung , welche wir in der hier angeschlossenen 
Eingabe an den Herrn Minister Dr. Falk des Näheren begründet 
haben. 

Der Herr Minister Dr. Falk nimmt dagegen für die Staats- 
regierung das Recht in Anspruch, den römisch-katholischen Reli- 
gionsunterricht im eigenen Auftrage erthcilen zu lassen. In dem 
Erlasse vom 18. Februar 187G, wie in dem an uns gelangten, hier 
abschriftlich angeschlossenen Bescheide vom 8. November ejusd. hat 
der Herr Minister diese Auffassung ebenso vertreten, wie er sie 
selbst und durch seine Commissare vor beiden Häusern des Land- 
tages mit der Versicherung zu rechtfertigen versucht hat, dass der 
Standpunkt der Staatsregierung auf der Verfassungsurkunde und 
den Landesgesetzen beruhe. Dass der Standpunkt der Staatsregie- 
rung dem Standpunkte der Kirche geradezu entgegengesetzt ist, er- 
kennt der Herr Minister in dem Bescheide vom 8. November v. J. 
ausdrücklich an. 

Es kann nicht im Interesse der staatlichen Ordnung liegen, 
wenn über einen Artikel der Verfassungsurkunde zwischen der Staats- 
regierung und einer grossen kirchlichen Gemeinschaft eine so durch- 
schlagende Meinungsverschiedenheit herrscht, dass der gegenseitige 
Vorwurf verfassungs- und gesetzwidriger Handlungsweise aus den 
bezüglichen Verhandlungen herausgelesen werden darf. Die staat- 
liche Autorität leidet bei dieser Unsicherheit gerade jetzt um so 
mehr, je tiefer das Misstrauen in die römisch-katholische Bevöl- 
kerung im Gefolge der kirchenpolitischen Gesetzgebuug der letzten 
Jahre eingedrungen ist. Die unterzeichneten Pfarrer glauben dess- 
halb im Interesse des staatlichen Lehens zu handeln, wenn sie ge- 
horsamst bitten : das hohe Haus möge geneigtest dahin wirken, 
dass eine authentische Interpretation des Artikels 24. der Verfas- 
sungsurkunde vom 31. Januar 1850 herbeigeführt werde.« 

»Indem wir die vorstehende Eingabe veröffentlichen,« be- 
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merkte der »Merkur,« »dürfen wir nicht verschweigen, dass wir 
dem entschiedenen, aber sichtlich planmässigen Vorgehen unserer 
Pfarrer volle und dankbare Anerkennung zollen. Die beiden Häuser 
des Landtags müsssn einen Bescheid geben und wäre es auch nur 
der, dass die Petition zur Verhandlung im Plenum nicht geeignet 
sei. Der Schritt, welcher dann geschieht, ist schon jetzt mit vol- 
ler Klarheit ins Auge gefasst; an ein Zurückweichen ist gar nicht 
zu denken. Dass die Pfarrer stets innerhalb des gesetzlich zuläs- 
sigen sich bewegen werden, versteht sich vou selbst. Uebrigens 
hat am 24. Januar 1877 die Verhandlung im Hause der Abgeord- 
neten die Antwort auf die obige Eingabe der Pfarrer zum Voraus 
ertheilt.« 

16. In der 6. Sitzung des preussischen Abgeordnetenhauses vom 
24. Januar 1877 wurde zum Schlüsse (Nr. V.) über den Antrag 
Peter Rcichensperger's betreffend den Religionsunterricht in den 
Volksschulen verhandelt. Derselbe lautet: 

i 

Das Haus der Abgeordneten wolle beschliessen, die Erwartung 
auszusprechen , dass die königliche Staatsregierung den Erlass des 
Herrn Cultusministers vom 18. Februar 1876 [abgedruckt im Archiv 
Bd. 35. S. 464.] einer nähern Prüfung zu unterziehen und grund- 
sätzlich feststellen werde, dass 1) kraft der im Artikel 12. der Ver*- 
fassungsurkunde gewährleisteten Roligions- und Gewissensfreiheit der 
mit der obligatorischen Volksschule verbundene Religionsunterricht 
nur im Sinne der betreffenden Kirche, mithin unter der Autorität der 
verfassungsmässigen Oberen ertheilt werden darf ; dass 2) diese Conse- 
quenz des Artikels 12. der Verfassungsurkunde auch in der Bestimmung 
des Artikels 24. ibid., dass die betreffenden Religionsgesellschaften den 
religiösen Unterricht in der Volksschule zu leiten haben , gezogen 
wordeu ist, indem diese Leitung nach der bei Revision der Verfas- 
sungsurkunde ausdrücklich ausgesprochenen Willensmeinung derStaats- 
regierung und des Landtages nicht blos das Recht der üeberwachung, 
sondern- auch das der Besorgung dieses religiösen Unterrichts seitens 
der Religionsgesellschaften in sich schliesst; dass 3) dies Recht der 
Leitung des Religionsunterrichts innerhalb der staatlich anerkannten 
Keligionsgesellschaften deren gesetzlichen Organen unmittelbar zu- 
steht; dass endlich 4) der Volksschullehrer diesen Religionsunter- 
richt nur kraft einer Ermächtigung der zuständigen Kirchenbehörde 
zu ertheilen befugt ist.« 

Abg. Dr. v. Stahlcwski beantragt in Nr. I. hinter den Wor- 
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ten »der verfassungsmässigen Oberen« einzufügen >und in der Mut- 
tersprache.« 

Abg. Dr. Aegidi beantragt dagegen: In Erwägung, 1) dass 
Artikel 24. der Verfassungsurkunde nicht actuelles Recht gewährt, 
sondern einstweilen die Bedeutung einer Richtschnur für die Gesetz- 
gebung hat und seiner gesetzlichen Regelung und Begrenzung erst 
von der bevorstehenden Ausführung des Artikels 2G. der Verfassungs- 
urkunde gewärtigt, 2) dass bis dahin der Artikel 112. der Verfas- 
sungsurkunde massgebend ist, wonach es hinsichtlich des Schul- und 
Unterrichtswesens bei den jetzt geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
bewendet, endlich 3) dass der Erlass des Herrn Cultusministers vom 
18. Febrnar 1876 den bestehenden Gesetzen und ihrer allein zuläs- 
sigen Deutung entspricht, über den Antrag des Abg. Reichenspergcr 
zur Tagesordnung überzugehen. 

Abg. Beichensperger : »Meine Herren! Der Ministerialerlass, 
gegen welchen der eben in Rede stehende Antrag sich richtet, ist 
nicht neuesten Datums, er ist vom Februar v. J., allein es ist nicht 
die Schuld der katholischen Bevölkerung des Landes und nicht die 
der Mitglieder der Centrumsfraction, dass dieser Antrag erst jetzt 
zur Verhandlung im Landtage kommt. Die Verhandlung ist bereits 
im vorigen Jahre durch zahlreiche Petitionen und durch einen von 
meinen Freunden und mir ausgegangenen Antrag gefordert, allein 
von der Majorität des Hauses nicht zugelassen worden. Es ist aher 
auch heute noch noth wendig, diese Erörterung im Landtage eintü- 
ten zu lassen, weil jener Ministerialerlass keineswegs einen zeitlich 
abgeschlossenen Akt darstellt , sondern Tag für Tag fortwirkt und 
immer neue, grosse Schädlichkeiten bereitet. Diese Schädlichkeiten 
haben ihren letzten Grund in der Anschauung des Herrn Cultus- 
ministers , die er in seinem Erlasse geltend gemacht hat , dass der 
Religionsunterricht als solcher eine Staatsfunction sei und von den 
Staatsdienern als solchen geleistet werden könne. Ich sollte meineu. 
dass schon die allgemeinste Betrachtung der Sache zu der Ueber- 
zeugung führen müsse, dass in dieser Weise, d. h. durch Monopo- 
lisirung des Religionsunterrichts für den Staat . beziehungsweise für 
die Staatsbehörde unmöglich daran gedacht werden könne, die Ein- 
heit und Reinheit des confessionellon Religionsunterrichts, der einst- 
weilen im Staate Preussen noch rechtliche Geltung hat, zu sichern. 
Ich meine weiter, dass diese ganze Anschauung des Herrn Ministers 
in Preussen nur möglich geworden ist dadurch , dass derselbe sich 
über die Schranken, welche die Landesgesetze und namentlich die 
Verfassuugsurkuude ihm entgegenstellen, hinausgesetzt hat. (Sehr 
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richtig!) Und, ra. H., wenn ich nur diese letztere Thesis beweise, 
und wenn ich Sie gar nicht weiter hinführe auf die praktischen Folgen 
der Anschauungen des Herrn Ministers, dann wird wohl das Abge- 
ordnetenhaus sich schon verpflichtet fühlen, ein Einsehen zu treffen. 
Denn wenn das Abgeordnetenhaus nicht mehr sollte der Wächter 
des Gesetzes und der Verfassung gegenüber der Staatsregierung sein, 
dann werden Sie doch selbst sich wohl sagen , dass damit die Lau- 
desvertretung aunulirt ist. (Sehr richtig!) Nun sage ich mir ja 
selbst, dass meine Behauptung, die Massnahmen des Herrn Cultus- 
miuisters seien im Widerspruche mit den Landesgesetzen und mit 
der Verfassung, von vornherein bei der Majorität dieses Hauses nicht 
auf geneigte Aufnahme stossen wird. Ich bin fasst überzeugt davon, 
dass diese meine erste grundlegende Behauptung sofort mit einer ge- 
wissen Voreingenommenheit zurückgewiesen wird, und dass die Her- 
ren vielleicht der Mehrzahl nach geneigt sein mögen, das von vorn- 
herein gar nicht als möglich zu setzen, also von vornherein anzu- 
nehmen, dass ich wohl im Unrecht sein müsse. Und, m. H., diese 
Anschauung, die ich mir ja selbst nach Lage der Sache entgegen- 
tragen musste, bestimmt mich dazu, von vornherein den Beweis zu 
führen, dass die Anschauungen, die ich hier geltend mache, in allem 
Wesentlichen bereits längst von .der Fortschrittspartei, und zwar 
beim Beginne des Culturkampfes geltend gemacht und ausgesprochen 
worden sind, so dass ich im Wesentlichen heute nur Dasjenige ver- 
trete und vertheidige, was bereits im Jahre 1872 diese Fortschritts- 
partei als ihre Willensmeinung und als ihre Aulfassung der Dinge 
hat laut werden lassen. Es ist das geschehen, m. H., bei der ersten 
Berathung des Schulaufsichtsgesetzes. Damals, am 8. Februar 1872, 
hat der Abg. Virchow seinen Hauptgedanken dahin formulirt, dass 
er und seine Freunde danach streben würden, die völlige Trennung 
der Schule von der Kirche herbeizuführen. Dann aber hat Herr 
Virchow sich folgendermassen ausgesprochen. 

»Ich will aber zugleich constatiren, dass . ich nicht so weit 
gehe, wie die gegenwärtige Regierung geht, dass ich den Re- 
ligionsunterricht irgend Jemanden octroyiren will. Ich stehe 
da ganz auf Ihrer Seite (des Centrums), ich werde Sie unter- 
stützen, wenn es sich darum handelt, diese Seite der Frage 
sicher zu stellen. Ich will absolut nicht, dass es in die Hände 
des Staates gelegt werden soll, den Kindern einen bestimmten 
Religionsunterricht ertheilen zu lasseu durch eine beliebige Per- 
son, die der Regierung genehm ist, 

(Hört, Hört! im Centrum). 
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im Gegentheil. Sie werden uns (also die Herren der Fort- 
schrittspartei) nach dieser Seite hin vollkommen bereit finden, 
Ihre Bundesgenossen zu sein, um die katholischen Mitbürger 
so gut, wie die protestantischen schützen zu helfen. 
Also damals hat Herr Virchow erklärt, er und seine Partei 
wolle nicht, dass durch eine blos der Regierung genehme Person der 
Religionsunterricht den christlichen Gesellschaften aufoctroyirt wer- 
den soll. Nun, m. H., diese Thatsache, dass damals schon bei Be- 
ginn des Culturkampfes der Abg. Virchow in der eben vorgetrage- 
nen Weise sich nicht blos für sich, sondern Namens seiner Freunde 
so ausgesprochen hat, ist auch wichtig nach einer anderen Seite hin. 
Sie zeigt nämlich von vornherein, dass die Karapfgenossenschaft der 
Majorität dieses Hauses mit den Maigesetzen und was drum und 
dran hängt, nicht besteht für die Frage, die heute zur Verhandlung 
kommt. In der heute verhandelten Angelegenheit hat von vornherein 
wenigstens die Fortschrittspartei erklärt, dass sie da nicht mitgehe 
und dass ihre Zustimmung zu den Maigesetzen nicht das bedeute, 
was heute in Frage steht. M. H., ich sollte meiuen, dass diese Be- 
trachtung doch auch heute wenigstens diejenige Voreingenommen- 
heit, von der ich gesprochen habe, in etwa beseitigen sollte. Ich 
behaupte, dass der hier in Rede stehende Ministerialerlass weit über 
die ursprünglich von der Regierung selbst angekündigten Ziele hin- 
ausgeht und zwar insofern, als gerade die religiöse Erziehung in 
der obligatorischen Volksschule durch den Erlass an ihrer Wurzel 
angegriffen, ja das Wesen des Religionsunterrichtes und der Religion 
selbst verkannt wird, indem er die Lehre der Religion als eine Staats- 
function behandelt, die Religion selbst also nicht mehr als ein selbst- 
ständiges, der Staatsgewalt entrücktes geistiges Lebensgebiet anerkannt 
und gelten lässt. Denn so lange dies Letztere geschieht, kann der 
Herr Minister unmöglich die Behauptung aufstellen, dass die Lei- 
stung dieses Religionsunterrichts lediglich als Ausfluss der Staatsge- 
walt gelten solle und könne. Wenn ich nun auf den Erlass und 
seinen Inhalt selbst eingehe, so muss ich zunächst mit Freude aner- 
kennen, dass dieser Erlass Vieles gebessert, viele Massnahmen der 
Provincialregierungen reprobirt und ein, ich will sagen, milderes 
System an deren Stelle gesetzt hat. Aber, m. H., diese Thatsache 
selbst muss zugleich dem Herreu Minister und uns Allen beweisen, 
dass es schon weit gekommen ist im Staate Preussen, wenn der je- 
weilige Minister, der an der Spitze der Cuiturkampfgesetzgebung 
und deren Ausführung steht , bereits abwiegeln muss bei tlen eige- 
nen Provincialbehörden, (Hört! Hört! im Centrum), wenn er repro- 
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biren muss, was dieselben noch über seine eigenen Intentionen hinaus 
statuirt haben. Und zweitens, m. H. , muss auch der Erwägung 
Kaum gegeben werden, welcher Art der Ausführung der eigenen 
Bestimmungen des Ministerialerlasses wir uns dann bei denjenigen 
Provincialbehörden zu versehen haben, die rectificirt werden mussten. 
Denn, m. H., alles Günstige, was in dem Erlass des Herrn Cultus- 
ministers niedergelegt ist, das ist schliesslich wiederum der discre- 
tionären Anwendung dieser Provincialbehörden selbst anheimgegeben ; 
denn sie allein können und sollen auch nach dem Erlass diejenigen 
Gesichtspunkte würdigen und in Betracht ziehen, die im concreteu 
Falle nach der Ansicht des Herrn Ministers selbst eine mildere Be- 
handlung erheischen, als sie von den Provincialbehörden früher be- 
liebt worden war. Ich frage nun, m. H., wie es auch nur nach den 
Gesetzen der Logik möglich sein kann, dass der Herr Minister die 
Ertheilung des Religionsunterrichts als eine Staatsfunction behandelt 
und zur Geltung bringen will. Ich sollte meinen, dass die Religion 
ihrem allgemeinsten Begriffe nach etwas ist, was mit jedem anderen 
Lehrgegenstand schlechterdings nicht ideutifieirt werden kann. Der 
Religionsunterricht hat doch nicht zum Zwecke, den Schulkindern 
gewisse Lehrsätze beizubringen, sie diese Lehrsätze zu lehren und 
sie dieselben lernen zu lassen — sondern der Zweck des Religionsunter- 
richts ist doch die Begründung des Glaubens an die Wahrheit der 
betreffenden Religionssätze. Nun ist es doch unbestreitbar, dass 
diese Sätze als Wahrheiten nur aufgenommen werden können, na- 
mentlich in der Kinderseele, auf Grund einer Autorität. Bei den 
Evangelischeu ist das die Autorität der Schrift, vielleicht auch der 
symbolischen Bücher; innerhalb der katholischen Kirche aber doch 
ganz unzweifelhaft die Autorität der lehrenden Kirche. Sie ist es 
und sie allein kann es sein, die den Kindern die Wahrheit des in 
den Religionsstunden Vorgetragenen verbürgt und sie die betreffen- 
den Sätze, die sie lernen sollen, im innersten Gemüthe aufnehmen 
lässt. Dass das nun nicht als eiue Staatsfunction betrachtet werden 
kann, scheint wohl festzustehen. Der Herr Minister ist aber dar- 
über hinweggegangen, er hat es für zulässig erachtet auch ohne jeg- 
liche Mitgarantie der kirchlichen Oberen diese Function von seinen 
Staatsdienern verwalten zu lassen. Er hat auf eigene Hand hin den 
früher bestandenen Zustand alterirt und er hat meiner Ueberzeugung 
nach das nur thun können, indem er die in dem Artikel 12. der 
Verfassungsurkunde gewährte Religionsfreiheit nicht beachtet hat. 
Gehen Sie dagegen von den weiteren Grundanschauungen unseres 
Verfassungsgesetzes aus, so finden Sic dort zunächst zwar, dass in 
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den Artikel 20—26. überall der Religionsunterricht als ein Bestand- 
theil der obligatorischen Volksschule hingestellt ist. Und nun, m. 
H., fragen Sie sich, ob dieser grundlegende Gedanke in Zukunft an- 
gefochten werden soll oder nicht. Ich bin der Meinung, dass kein 
ernster Pädagog die Richtigkeit und Angemessenheit dieses Satzes 
verkennt. Es ist aber möglich, dass dieser Satz von der gesauimten 
katholischen Bevölkerung des Landes einmal auf das Entschiedenste 
bekämpft werden muss, nämlich dann, wenn der in den Volksschulen 
ertheilte Religionsunterricht nicht mehr in sich die Gewähr hat, 
dass er den wirklichen confessionellen Anschauungen der katholischen 
Kirche entspricht. Dann werden die Familienväter doch ganz ge- 
wiss in die Noth wendigkeit versetzt sein , dagegen auf das Ernsteste 
anzugehen und die katholische Bevölkerung und ihre Vertretung im 
Landtage kann und wird nicht anders, als Hand in Hand auch mit 
solchen gehend , denen überhaupt Christenthum und Religion eine 
Thorheit und Aergerniss ist, für die völlige Ausscheidung des lieli- 
gionsunterrichts aus den Volkschulen einzutreten. (Hört!) Es bleibt 
eben nichts anderes übrig, das liegt ja in der Natur der Sache. Ich 
denke, das wird sich jeder ohne das Wort »hört« ausgesprochen zu 
haben, sagen müssen, dass entweder die Religion in der obligatori- 
schen Volksschule vorgetragen werden muss im Sinne und unter der 
Garantie der betreffenden Religionsgesellschaften, oder gar nicht vor- 
getragen werden kann. (Sehr richtig!) Allein, m. H., um das zu 
vermeiden, hat eben der Artikel 24. der Verfassungsurkunde neben 
das Princip, dass in der obligatorischen Volksschule auch der Reli- 
gionsunterricht ertheilt werden solle, die Bestimmung gesetzt, dass 
der Religionsunterricht in der Volksschule durch die Religionsgesell- 
schaften geleitet werden soll. Wenn das aber nicht mehr geschieht, 

— wenn die Religionsgesellschaften ausgeschieden werden sollen 
durch die Staatsdienerschaft, dann wird dasjenige eintreten, was zu 
meiner Verwunderung die evangelische Lehrconferenz in Moers in 
einer an den Herrn Minister gerichteten Petition, die ich in den 
Zeitungen geleseu habe, — ich weiss ja nicht, ob sie apokryph ist 

— als eine Massregel zu bezeichnen gewagt hat , die nur als ein 
Gewaltakt asiatischer Despotie aufgefasst werden kann. (Sehr gut! 
im Centrum. Lachen links). M. H., ich glaube annehmen zu müs- 
sen, dass der Herr Minister nach seinen Bewegungen das, was ich 
eben citirt habe, nicht verstanden hat. Ich will es also dahin wie- 
derholen, dass ich in einer Petition der evangelischen Lehrerconfe- 
renz in Moers gelesen habe, sie hätte an den Herrn Minister die 
Aeusserung gelangen ( lassen, dass, wenn nicht mehr die Religions- 
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gesellschaften den frühorhin bestandenen Einfluss auf den Rcligions- 
unterricht haben sollten, dies nur als ein Gewaltakt asiatischer Des- 
potie bezeichnet werden könne. (Sehr gut! im Centrum. Lachen 
links). Aber, m. H., erlauben Sie mir auch, dass ich an diese etwas 
scharf betonte Anschauung der bezeichneten Lohrorconferenz sofort 
eine andere Betrachtung anschliesse. Es wundert mich vor allem, <lass 
der Herr Cultusmiuister sich nicht wenigstens veranlasst gesehen hat, die 
Consequenz seines eigenen Handelns hier a majori zu ziehen. Sie erin- 
nern sich Alle, dass der frühere Herr Cultusmiuister v. Mühler seine 
Laufbahn in entsprechender Weise abgeschlossen hat mit dem nicht 
vergessenen Brauösberger Rescript. In diesem Rescripte hat Herr 
v. Mühler für gut befunden , auszusprechen , dass die Schüler des 
Gymnasiums entweder den Religionsunterricht eines aus der römisch- 
katholischen Kirche ausgeschlossenen Geistlichen besuchen, oder aber 
das Gymnasium verlassen raüssteu. Das, m. H.,, ist dem jetzigen 
Herrn Cultusminister als zu stark entgegengetreten, und er hat darum 
bei Beginn seines Amtes diese Massnahmen seines Herrn Vorgängers rec- 
tificirt. Er hat festgestellt, dass diejenigen Schüler, deren Eltern erklar- 
ten, dass der von dem officiellen Religionslehrer ertheilte Unterricht nicht 
ihrer confessionellen Ueberzeugung entspreche, von dem Besuche dieses 
Unterrichts dispensirt werden sollen, wenn ein anderweitiger Ersatz 
nachgewiesen sei. Nun, m. H., frage ich, ob nicht die Natur der 
Dinge den Herrn Minister zwingend veranlassen sollte, bei der Volks- 
schule wenigstens dasselbe Princip gelten zu lassen. Der Besuch der 
höheren Lehranstalten ist ja ein rein facultativer, der der Volksschule 
aber ein obligatorischer, und nichtsdestoweniger hat Herr Falk noch 
nicht anerkannt, dass die Eltern der Kinder, die in der Volksschule 
den Religionsunterricht empfangen sollen, ebenfalls mit demselben 
Effect erklären können, dieser Religionsunterricht entspreche nicht 
ihren confessionellen Anschauungen und Ueberzeugungen, ihre Kinder 
müssten daher auch von diesem Lehrfache in der Volksschule dis- 
pensirt werden. Es scheint mir doch die einfachste Consequenz, ja 
eine Nöthigung a majori zu sein , dasselbe bei der obligatorischen 
Volksschule zur Geltung zu bringen, was bei der facultativen, höheren 
Schule geschehen' ist. Ich weiss ja sehr wohl, dass es nicht wenige 
Stimmen im Lande , vielleicht auch im Landtage gibt , die sagen : 
mit der Noth wendigkeit der confessionellen Religion sei es gar nicht 
so bestellt, wie von den Ultramontanen behauptet wird. Viele sagen 
ja : »Bildung macht frei,« — die Religion möge ja etwas individuell 
Gutes sein, aber sie sei nicht unerlässig für die Weiterführung der 
Gesellschaftsordnung. Weuu dem so wäre, so würde ich zunächst 
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meinen, dass man den Religionsunterricht aus den Lehrgegenständen 
der obligatorischen Schule überhaupt striche; aber ich muss denn 
doch — und ich thue es mit Genugthuung — über diese Frage 
einen Mann spreche:i lassen, der, mindestens nicht als Ultramontaner 
verdächtig ist. Es ist Herr v. Treitschke , der in einer seiner letz- 
ten Schriften sagt: »Auf allen Gassen hallt es heute: Bildung 
macht frei; wenn man nur nicht auf allen Gassen erleben müsste, 
wie Bildung unfrei macht und den Menschen zum Knechte der 
Phrase erniedrigt.« (Hört, hört!) Und er sagt dann weiter: »Wer 
den frommen Glauben, das Eigenste und Beste des kleinen Mannes 
zerstört, handelt als ein Verbrecher an der Gesellschaft.« M. H., 
ich will mir dieses etwas scharfe Verdict der Fornr nach nicht zu 
eigen machen, aber ich will es dadurch ergänzen, dass ich sage: 
nicht blos für den kleinen Mann, sondern auch für die höchstgestell- 
teu der Erde ist dieser Glaube unerlässlich , wenn die menschliche 
Gesellschaft überhaupt, auch die des neunzehnten Jahrhunderts ihre 
Aufgabe lösen soll. (Bravo). Das, m. H., sind ungefähr die Postu- 
late, die meinem Antrage zu Grunde liegen. Ich muss fragen, wie 
es mit der rechtliclwn Begründung desselben beschaffen ist. In die- 
ser Beziehung will ich davon ausgehen, dass im vorigen Jahre der 
Herr liegierungscommissar Stauder im Herren!) ause bei Berathung 
der betreffenden Petitionen einfach gesagt hat : der Religionsunter- 
richt ist ein obligatorischer Lehrgegenstand , also kann er nur im 
Auftrage des Staates und nur durch dessen Organe geleitet werden. 
Ich will einmal diese Fiction gelten lassen, aber dann muss ich doch 
fragen, ob, wenn diese Fiction in ihrer Allgemeinheit wahr sein könute, 
was ich nicht anerkenne, welchen besonderen Charakter alsdann min- 
destens diese Organe haben müssen, dio im Auftrage des Staates 
diesen Religionsunterricht wirksam besorgen sollen. Das kann doch 
nicht wieder eine offene Frage sein ; wenigstens für dio Rechtspflege, 
die zweifellos im Auftrage <les Staates gehandhabt wird, setzen alle 
Gesetze bestimmte Erfordernisse der Qualification voraus. Ich denke, 
es wird auch bei dem Religionsunterricht in der Volksschule dasselbe 
als nothwendig erachtet werden müssen. Nun geben die Gesetze und 
die Verfassung des Landes volle Antwort auf die Frage, welchen 
Charakter die betreffenden Lehrer haben müsseu. Das wird in un- 
seren Landesgesetzen, namentlich in der Consistorialordnung von. 1817 
und 1827 durch das Erforderuiss der missio canonica bei den Leh- 
rern wie in der Verfassung sehr deutlich ausgesprochen. Zunächst 
erinnere ich daran, dass schon das allgemeine Landrecht Theil II. 

Titel 12. §. 12. allgemein bestimmt, dass die Schulen unter der Di- 
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rection der Ortsobrigkeit stehen, welche die Geistlichen zuziehen 
muss. Nun sagt der §. 49. desselben Titels Folgendes: 

»Der Prediger des Ortes ist schuldig, nicht nur durch Aufsicht, 
sondern auch durch eigenen Unterricht des Schulmeisters so- 
wohl, als der Kinder zur Erreichung des Zweckes der Schulan- 
stalt thätig mitzuwirken.« 

M. H. , über diesen Gesetzesparagraphen hat sich im vorigen 
Jahre die Commission des Abgeordnetenhauses, welcher die betref- 
fenden Petitronen zugewiesen waren, in einem gedruckten Berichte 
ausgesprochen. Sie hat gesagt: vielleicht möchte man sich zur 
Rechtfertigung des Satzes, dass der Religionsunterricht gesetzlich 
durch die Ortsgeistlichen ertheilt werden solle und müsse, auf diesen 
Paragraphen berufen. Allein es resumirt der Bericht sich dann da- 
hin, dass er meint, nur durch die »gewaltsamste Interpretation« könne 
diese Conclusion daraus gezogen werden, »denn« — so heisst es in dem 
Commissionsbericht, ganz entsprechend demjenigen, was damals der 
Herr Regierungscommissar in der Commission selbst vertreten hat — 
denn zunächst sei diese Function den Pfarrern nur zugewiesen als 
Schulrevisoren, — zweitens spreche der Paragraph ja gar nicht von 
dem Religionsunterricht, und drittens lege dieser Paragraph den Orts- 
geistlichen nur die Pflicht auf, das Entsprechende zu thun, gebe 
ihm aber keineswegs das Recht dazu. Ja, m. H. , wenn eine derar- 
tige, wie ich meine, mehr als gewaltsame Dialektik in Aktenstücken 
des Abgeordnetenhauses vorkommen kann, dann ist es allerdings 
schon sehr weit gediehen! Zuerst also, ra. H., die Behauptung des 
§. 49. beziehe sich auf die Prediger nur als Schulrevisoren, und da 
sie das nicht mehr seien oder nicht mehr sein müssten nach den 
neuesten Gesetzen, so sei der ganze Satz hinfällig. Ich frage nun 
den Herrn Minister, ob auch er dann überhaupt behaupten will, dass 
seine Schulrevisoren den Schullehrern und den Kindern überhaupt 
Unterricht zu ertheilen haben. Er wird selbst anerkennen, das sei 
nicht die Aufgabe der Schulrevisoren, — sie hätten nur die Aufsicht 
auszuüben, nicht aber Unterricht zu ertheilen. Das Landrecht selbst 
spricht aber auch in §. 49. von dem Prediger schlechtweg und nicht 
von einer besonderen Qualität, die er ausserdem haben kann, aber auch 
nicht haben kann. Und weiter: essoll hier in diesem Paragraphen von 
dem Religionsunterricht überhaupt nicht die Rede sein. Ja, ganz gewiss 
nicht, es ist vom Unterricht im Ganzen die Rede, und wenn der ganze Un- 
terricht der Volksschule so behandelt wird, wie es der §. 49. vorschreibt, 
dann wird ganz gewiss auch der Religionsunterricht a priori so be- 
handelt. Und endlich, m. H., wie ist es denn möglich, dass man in 
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Aktenstücken einer gesetzgebenden Versammlung drucken lassen 
kann: die im Gesetz ausgesprochene Pflicht der Prediger hegrundet 
kein Recht für sie, diese gesetzliche Pflicht auszuüben! Was heisst 
denn die gesetzliche Pflicht anders , als das Recht , sie zu erfüllen ? 
Will man etwa auch dasselbe gelten lassen von der Pflicht der El- 
tern, ihren Kindern den Unterricht angedeihen zu lassen ? Will man 
ihnen etwa durch den Minister verbieten lassen, diese Pflicht auszu- 
üben? Hat der Minister denn nicht auch seine Schranke an den 
Gesetzen? Kann er auch nur dispensiren von der Befolgung der 
Gesetze, oder kann er es gar verbieten, dass die Gesetze befolgt 
werden ? Ich meine eine solche Prätention könne gar nicht gedacht 
werden. Es wäre ja vielleicht eine Möglichkeit, unter welcher der 
Herr Regierungscommissar die eben bezeichnete Sprache möglicher- 
weise hätte führen- und in den Bericht hätte hineinbringen können, 
— nämlich die, wenn es klar und unzweifelhaft feststände, dass die 
im Gesetz ausgesprochene Pflicht nur auferlegt worden sei, um die 
Interessen des Ministers und die Arbeiten seiner Functionäre zu er- 
leichtern. Dann könnte man ja möglicherweise, wenn auch mit Un- 
recht, davon sprechen, es könne dispensirt, niemals aber verboten 
werden, dem Gesetze gemäss zu handeln. Aber das Landrecht sagt 
mit dürren Worten, dass diese gesetzliche Verpflichtung ausgespro- 
chen sei zur Erreichung des Zweckes der Schulanstalt, also nicht 
zur Erreichung des Zweckes eines Ministers oder eines seiner Func- 
tionäre, — und über die gesetzlich fixirten Interessen der Schulan- 
stalt kann doch ganz gewiss der Herr Minister durch seine Anordnungen 
nicht hinweggehen. Ich, ra. H., will diese Seite der Frage nicht 
weiter verfolgen; es ist vielleicht vergeblich, aber mir genügt es 
einstweilen, Sie zu verweisen auf das umfangreiche Buch des Herrn 
v. Rönne über das preussisejie Unterrichtswesen, wo Sie eine ganze 
Reihe von ministeriellen und Oberpräsidialerlassen finden, die diesen 
Gedanken in der allerentschiedensten Weise zur Geltung bringen. 
Ich will weiter fragen, ob und welche Aenderungen denn nun an 
dem eben von mir bezeichneten ältern Rechtszustaud des Landes 
durch die Verfassungsurkunde herbeigeführt sein mag. Und da wird 
die Antwort sich dahin ergeben, dass die preussische Verfassungs- 
urkunde alles Das, was ich bisheran angeführt habe, in der aller- 
stärksten Weise betont und verfassungsmässig versichert. In den 
Artikeln 20. und 22. wird zunächst der grundlegende Satz der Un- 
terrichtsfreiheit ausgesprochen, die noch nicht verwirklicht ist. So- 
dann besagt der Artikel 24. wörtlich: 

»Bei der Einrichtung der öffentlichen Volksschule sind die con- 
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fessiohellen Verhältnisse möglichst zu berücksichtigen; den re- 
ligiösen Unterricht in der Volksschule leiten die betreffenden 
Religionsgesellschalten . « 

Nun sagt in dieser Beziehung Herr v. Rönne in seinem Buche 
auf Seite 252, dass der Religionsunterricht verfassungsmässig als eine 
geistliche Angelegenheit angesehen werde, nicht als eine staatliche. 
Er sagt auf Seite 653 : 

»Der Religionsunterricht ist in allen denselben berührenden Ver- 
ordnungen als die -Hauptsache des ganzen Schulunterrichts be- 
handelt und bezeichnet; der dadurch begründete confessionelle 
Charakter der Volksschule hat selbst in der Staatsverfassung 
(Art. 24.) Anerkennung .gefunden, welcher ausserdem die ge~ 
sammte Leitung des Religionsunterrichtes den Religionsgesell- 
schaften überträgt.« 

Das, m. H., ist das Resumä, welches Herr v. Rönne aus den 
betreffenden Verfassungsbestimmungen entnommen hat. Ich bin der 
Meinung, dass nach beiden Seiten hin der Herr Cultusministor weit 
darüber hinweggegangen ist. Von seiner — ich weiss nicht, ob ich 
soll sagen systematisch oder thatsächlich betriebene Umwandlung 
der bestehenden confessionellen Schule in Simultan schulen will ich 
nicht eingehend sprechen, dies liegt ja ausserhalb des Antrages. Ich 
will nur daran erinnern, dass der Herr Cultus minister sich doch ge- 
nau ansehen sollte und musste, was die Cabinetsordre vom 2. October 
1820 desfalls ausdrücklich vorschreibt — dass nämlich diese Simul- 
tanschulen nur ausnahmsweise Platz greifen sollen, wenn die Zahl 
der Minderheit der Confessionsgenossen nicht gross genug ist, um 
einen eigenen Lehrer anzustellen ; andernfalls nur dann , wenn die 
Gemeinden nnd zugleich die kirchlichen Oberen, sowie die Regierung 
sich damit einverstanden erklären. M. H., ich will hier wie gesagt 
nur näher eingehen auf die Monopolisirung des Religionsunterrichtes 
durch die Staatsbehörden, die in dem Erlasse des Herrn Ministers 
ausgesprochen worden ist. Der Herr Minister hat, ich weiss nicht 
mehr wann, ich habe mir dieses Datum nicht notirt, bei irgend ei- 
ner Gelegenheit gesagt : Die Behauptung, dass sein Erlass dem Ge- 
setze und der Verfassung widerspreche, sei schon desshalb zurück- 
zuweisen, weil wir nicht im Stande seien, ihm ein concretes, speciel- 
les Gesetz in Bezug auf die Einzelheiten seiner Anordnungen ent- 
gegenzuhalten. Ich, m. H. , möchte mir von vornherein die Er- 
laubniss nehmen, dem Herrn Minister entgegenzuhalten, dass er 
als Executivbehörde doch seinerseits seine Massregeln durch be- 
stimmte Gesetze rechtfertigen muss, nicht aber, dass man ihm 
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erst nachweisen muss: eine bestimmte Anordnung desselben stehe 
einem bestimmten Gesetze entgegen. Er muss seine Legitima- 
tion erst nachweisen dadurch , dass er seine Anordnungen mit ei- 
nem Gesetz in causale Verbindung setzt. Allein ich habe ja 
schon den verletzten §. 49. A. L.-R. vorgeführt. Wenn Sie nicht 
diesem §. 49. die im vorjährigen Bericht gegebene falsche Deutung, 
die ich nicht weiter qualificiren will, geben wollen, dann werden Sie 
anerkennen, dass im §. 49. schon das Gegentheil von dem gesagt ist, 
was der Herr Minister zur Geltung gebracht hat. Nun muss ich 
also weiter übergehen auf die Frage, wie es denn heute in Preussen 
steht mit der actuellen Geltung und mit dem Sinne des Artikel 24. 
der Verfassungsurkunde, auf welchen mr uns berufen. In dieser Be- 
ziehung hat nun bei Berathung des Schulaufsichtsgesetzes der Herr 
Cultusminister am 9. Februar 1872 eine Erklärung abgegeben, die 
er zu meinem Bedauern nicht ferner vor Augen gehalten zu haben 
scheint. Er hat damals gesagt: 

»Ich bitte Gewicht darauf zu legen dass der Artikel 24. der 
Verfassungsurkunde bestellt und bestehen bleiben soll, und ebenso, 
dass das actuelle Recht, welches nach Artikel 112. der Verfas- 
sungsurkunde dem Artikel 24. der Verfassungsurkunde, nament- 
lich in seinen beiden ersten Absätzen (wo das Wort »Leitung« 
vorkommt), entspricht, aufrecht erhalten bleibt.« 
Er hat diese Erklärung abgegeben, um die Besorgniss zurück- 
zuweisen, dass er über den Sinn und die Bedeutung des Artikel 24. 
sich hinwegsetzen könnte, und er hat darum am folgenden Tage noch 
folgende weitere Erklärung abgegeben : 

»Wenn,« sagt er, »an den gegenwärtigen Vorschriften, die 
nach Artikel 112. der Verfassungsurkunde in Bezug auf das 
Unterrichtswesen bestehen und mit dem Artikel 24. überein- 
stimmen, etwas geändert werden soll, so kann die Aenderung in 
keinem anderen Gange erfolgen, als in dem Gange, der bedingt 
wird durch die Principien der Verfassungsurkunde.« 
Ich meine also, hier ist klar ausgesprochen, dass das nur nach 
vorheriger Verfassungsänderung geschehen könne. Der Herr Aegidi 
hat in seinem Tagesordnungsantrage gesagt, der Artikel 24. hätte 
ja keine andere Bedeutung, als Richtschnur zu sein für die künftige 
Gesetzgebimg. Sie haben gehört, dass der Herr Minister anderer 
Meinung gewesen ist und dass er die actuelle Geltung desselben be- 
tont, sich dadurch ja für gebunden erklärt hat, indem er so den Ver- 
dacht von sich ablehnt, als könne er über denselben hinausgehen 
wollen. Aber, m. H. , ganz abgesehen davon, wird doch wohl der 
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Herr Abg. Aegidi auch der Meinung sein müssen, dass, wenn der 
Artikel 24. die Richtschnur für die Gesetzgebung sei, er doch min- 
destens auch die Richtschnur für die Verwaltung sein müsse , und 
dass die Verwaltung nicht weiter gehen könne, als selbst die Gesetz- 
gebung gehen darf. Ich sollte meinen, das wäre ziemlich klar, das 
brauchte hier nicht näher erörtert zu werden. Der Herr Minister 
hat, wie gesagt, diese seine Erklärungen und Zusicherungen, meiner 
Anschauung nach, nicht blos nicht verwirklicht, sondern das Gegen- 
theil davon gethan. Er hat namentlich den Sinn des Artikel 24. 
der Verfassung, wie er durch eine fünfundzwanzigjährige Staatspra- 
xis im Staate Preussens bestanden hat, durch seinen Machtwillen 
beseitigt; er hat gesagt, dieser Artikel habe in der Wirklichkeit 
einen ganz anderen Sinn, als man ihm bisheran beigelegt habe. Al- 
lein, m.. H., das >bisheran« ist eben nicht blos die Anschauung aller 
Vorgänger des Herrn Cultusministers, sondern es ist die bewusste 
anerkannte und niemals angefochtene richtige Uebersetzung des wirk- 
lichen Verfassungssinnes. Es ist niemals während dieser füufund- 
zwanzigjährigen Staatspraxis in einem der beiden Häuser der min- 
deste Zweifel dagegen laut geworden, dass jene fünfundzwanzigjäh- 
rige Staatspraxis die richtige, dem wirklichen Sinne und der Be- 
deutung der Verfassungsurkunde entsprechende ist. Nun, m. H., 
begegnet aber auch dem Herrn Minister das Unglück, dass das Wort 
»leiten« und »Leitung« in zwei unmittelbar nacheinanderotehenden, 
dieselbe Materie betreffenden Artikeln der Verfassungsurknnde vor- 
kommt, nämlich im Artikel 22. und zweimal im Artikel 24. Der 
Artikel 22. sagt: Unterricht zu ertheilen und Unterrichtsanstalten 
• zu gründen und zu leiten, steht Jedem frei, wenn er seine sittliche, 
wissenschaftliche und technische Befähigung den Staatsbehörden nach- 
gewiesen bat. Ich frage, ob, wenn dieser Satz actuelles Recht im 
Staate Preussens wäre, wie er es leider nicht ist, ob dann vielleicht 
der Herr Minister den Muth haben würde, auch hier das Wort »lei- 
ten« des Artikel 22., welcher die Unterrichtsfreiheit proclamirte, so 
zu paraphrasiren , wie er bei der Leitung des Unterrichts es tnut. 
Also Demjenigen, der die Unterrichtsanstalten gründen darf, seine 
Befähigung dazu nachgewiesen hat, soll zwar das Recht beigelegt 
werden, zu leiten, dies Leiten solle aber nur bedeuten — wie es jetzt 
in Beziehung auf den Religionsunterricht von dem Herrn Minister 
statuirt worden ist, — nämlich das Recht, dem Unterrichte beizu- 
wohnen, sich davon zu überzeugen, dass der Unterricht in seinem 
Siune geleitet werde, dem Lehrer auch Vorstellungen darüber zu 
machen und eventuell Wünsche und Beschwerden an die vorgesetzte 
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Behörde zu richten. Ja, m. H., es erkennt wohl Jeder an, dass das 
eine Carricatur der ganzen Unterrichtsfreiheit wäre, die doch der 
Artikel 22. Unbestrittenermassen gewollt hat. Aber weiter : in dem- 
selben Artikel 24., welcher die Leitung des Religionsunterrichts den 
Religionsgesellschaften überweist, heisst es wörtlich wie folgt: »Die 
Leitung der äusseren Angelegenheiten der Volksschule steht der Ge- 
meinde zu.c Heisst also auch wiederum oder muss es nicht im 
Sinne des Ministers heissen, dass auch hier das Wort »Leitung« nur 
die harmlose Bedeutung hat, die ich eben angeführt habe, — dass 
die Regierung dagegen ihrerseits den Bauplatz auswählt, den Plan 
aufstellt, baut und den Gemeinden das Recht überlässt, beizuwoh- 
nen, sich zu überzeugen, endlich zu remonstnren? Ja, m. H M das 
wird der Herr Minister des Innern schwerlich thun, und das Haus 
der Abgeordneten wird es wahrscheinlich nicht erlauben — und die 
Gemeinden werden sich bedanken für eine solche Leitung der äus- 
seren Angelegenheiten der Schule. Wir aber, und alle Katholiken 
des Landes bedanken sich ebensowohl für eine solche Leitung des 
Religionsunterrichtes, wie der Herr Minister sie paraphrasirt hat. 
(Bravo!). Aber weiter, m. H., ich bin in der Lage, dem Herrn Mi- 
nister auch positiv und direct zu beweisen, dass er sich im vollen 
Irrthum befindet, indem er eine Thesis aufgestellt hat, die in der 
allerflagrantesten Weise durch die Thatsache widerlegt wird. Na- 
türlich kann ich das nur unter der Voraussetzung beweisen, dass 
das Abgeordnetenhaus auch heute noch das als wahr erachtet, was 
vor Jahren der Herr Abgeordnete Dr. Gneist hier unter voller Zu- 
stimmung des Abgeordnetenhauses erklärt hat, — - dass nämlich der 
Sinn und die Bedeutung einer Verfassungsbestimmung nicht dürfe 
festgestellt werden nach dem Belieben eines jeweiligen Ministers, 
sondern dass der Sinn und die Bedeutung jeder Verfassungsbestira- 
mung so festzuhalten sei, wie diejenigen ihn wirklich gewollt und 
gesetzt haben, welche die Verfassung als Gesetzgeber besiegelt und 
beeidet haben. Nun fragt es sich also: Was ist der von den Ur- 
hebern der Verfassung, d. h. von der Staatsregierung und beiden 
Kammern des Landtages, gewollte und ausgesprochene Sinn des Wor- 
tes »leiten?« In dieser Beziehung hat Herr v. Rönne mit seinem 
gewohnten Pleiss und seiner Genauigkeit zunächst folgendes Resunie 
gegeben. Er sagt in seinem Staatsrecht Band I., Abtheilung B., 
Seite 529 : »Die Centralabtheilung der Nationalversammlung hatte 
im Artikel 24. vorgeschlagen: 

den Religionsunterricht in der Volksschule besorgen und über- 
icachen die betreffenden Religionsgesellschaften. 
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Diese Fassung, sagt v. Bonne , hatte die octroyirte Verfas- 
sungsurkunde beibehalten. Bei der Revision wurde indess beschlos- 
sen, statt der Worte »besorgen und überwachen« zu setzen »leiten,« 
welche Fassung auch der Minister v. Ladenberg befürwortet hatte, 
weil die Begriffe »besorgen und überwachen« vieldeutig seien; (es 
war namentlich hervorgehoben, dass nach diesen Worten angenom- 
men werden könnte, nur die Geistlichen allein könnten und müssten 
den Religionsunterricht ertheilen; das wollte man nicht, weil man 
es nicht konnte, indem der betreffende Unterriebt theil weise auch 
durch Volksschullehrer gegeben werden musste). Nach diesem mei- 
nem Zwischensatze fahre ich fort mit den Worten v. Könne's. Mi- 
nister v. Ladenberg hatte also das Wort »leiten« befürwortet, »weil 
die Begriffe »besorgen und überwachen« vieldeutig seien, während 
die »Leitung« Alles in sich schliesse, was in dieser Beziehung von 
Religionsgesellschaften gewünscht werden könne * indem sie sowolü 
befugt seien, die Oberleitung zu erwählen, also auch unter Um- 
ständen diese Leitung auf ein eigenes Besorgen auszudehnen.* Das, 
ra. H., ist der Grund, wesshalb damals an Steile der beiden Worte 
»besorgen und überwachen« das Wort »leiten« seitens des Herrn 
Cultusministers empfohlen worden ist. Diese Erklärung des Herrn 
Ministers v. Ladenberg hat im Jahre 1864 noch dem Herrn v. Bonne 
in seiner juristischen Unschuld für ausreichend erschienen. Damals 
zweifelte er nicht daran, dass die officielle Erläuterung, die da ge- 
geben worden, auch die richtige und massgebende sei. Allein seit- 
dem ist das ja natürlich ganz anders geworden, Herr v. Ladenberg 
wird jetzt zu den Ultramontanen gezählt und gilt nichts mehr. Ich 
bin also genöthigt, etwas näher auf die Sache einzugehen und Ihnen 
zu zeigen, dass das, was Herr v. Ladenberg, hier noch v. Bonne ge- 
sagt hat, der wirkliche Ausdruck des Willens der beiden Häuser des 
Landtages gewesen ist. Die betreffende Materie wurde nämlich zu- 
nächst verhandelt in der damaligen ersten Kammer. In dem Berichte 
des Ausschusses dieser ersten Kammer wurde vorgeschlagen, die 
Worte »besorgen und überwachen« zu ersetzen durch das Wort »lei- 
ten,« und da hiesse es denn in dem Berichte wörtlich: »Dass der 
Religionsunterricht in der Volksschule den Religionsgesellschaften zu 
überlassen sei, hat der Ausschuss als unzweifelhaft anerkannt und 
sich dadurch einverstanden erklärt mit dem damaligen Artikel 21. 
der octroyirteu Verfassung« heute 24 ; nur zur Vereinfachung der 
Bedaction sei einstimmig beschlossen worden, statt der Worte: be- 
sorgen und überwachen, zu setzen : leiten, weil der Minister erklärte, 
das Wort »leiten« auch die eigene Besorgung in sich schliesse. So, 
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m. H., ist der Satz vom Plenum der ersten Kammer angenommen 
worden. Die* Sache ging nun an die zweite Kammer, und die Com- 
mission des Abgeordnetenhauses hat eine andere modificirte Fassung 
des Artikels vorgeschlagen ; Sie werden gleich hören , worin diese 
Aenderung beruht. Der Minister v. Ladenberg erklärte im Plenum 
des Abgeordnetenhauses, das Wort »leiten« sei das angemessene, 
weil es auch das RecM des eigenen Besorgens in sich schliesse. 
Das wurde von keiner Seite bestritten; es wurde, um nur die der 
evangelischen Kirche angehörigen Abgeordneten zu nennen, von den 
Herrn Abg. Landferman, Wehmer, Bieck und dem Referenten Keller 
bestätigt ; es wurde, indessen die von der Commission vorgeschlagene 
allgemeinere Fassung votirt. Die Sache ging also in die erste Kam- 
mer zurück, und deren Ausschuss beantragte, festzuhalten an dem 
Worte: leiten; und kommt der Grund — »weil der Beschluss der 
zweiten Kammer den Religionsgesellschaften die Leitung des Reli- 
gionsunterrichtes anscheinend nicht ganz, dagegen einen Theil am 
gesammten Unterricht gebe ; — das wolle man nicht, man wolle den 
Religionsunterricht ganz den Religionsgesellschaften zuweisen, nicht 
aber einen Theil an dem andern Unterricht der Volksschule. Der 
Satz wurde im Plenum der I. Kammer festgehalten, nachdem der 
Herr Minister v. Ladenberg sich wiederholt in demselben Sinne aus- 
gesprochen und noch etwas hinzugefügt hat, was zugleich meinen 
Antrag sub Nr. 3. von vornherein aufs Vollständigste rechtfertigt. 
Denn Herr von Ladenberg fügte hinzu, es seien selbstverständlich 
die Ortsgeistlichen, die den betreffenden Religionsunterricht zu leiten 
d. h. zu besorgen und zu überwachen haben , (Hört !) und dieser 
Satz ist denn auch in der ersten Kammer festgehalten und von der 
zweiten Kammer demnächst genehmigt worden. Ich glaube, m. H., 
jetzt doch fragen zu dürfen, ob es wohl loyaler Weise möglich ist, 
den wirklich gewollten Sinn des Wortes »Leitung« hiernach noch in 
Frage zu stellen. Ja, wenn aber diese Erklärungen der beiden Häu- 
ser des Landtages, der Ministor und der Commissionsberichte nicht 
mehr kraft ihrer sachlich identischen Erklärung den wirklich gewoll- 
ten Sinn eines Verfassungsartikels darstellen , dann steht auf dem 
Spiel, — auch das Budgetrecht! (Sehr wahr!) Nun, m. H., sagt 
der Ministerialerlass sub Nr. 7. kein einzelner Geistlicher hätte als 
solcher Recht, in der Volksschule den Religionsunterricht zu leiten, 
selbst in dem Sinne, den der Herr Minister mit dem Worte »leiten« 
bereits gegeben hat; jeder einzelne Geistliche könne vielmehr von 
der Aufsichtsbehörde augewiesen werden, wenn seine Persönlichkeit 
nicht von der Art sei, dass die Aufsichtsbehörde es für angemessen 
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erachte. Sie werden doch wohl anerkennen , dass wenn das richtig 
und zulässig wäre, auch schon diese Leitung, die der Herr Minister 
noch anerkennen will, wiederum das Lichtenbergische Messer ohne 
Klinge wäre, welches keinen Griff hat. Es wäre dann wahrlich gar 
nichts übrig geblieben; von einem verfassungsmässigen Rechte kann 
man doch wahrlich dann nicht mehr sprechen. Wenn speciell be- 
hauptet wird, kein einzelner, bestimmter Geistlicher hätte das Recht 
dazu, jeder Einzelne kann vielmehr von den Schulaufsichtsbehörden 
zurückgewiesen werden, — was bleibt dann wohl übrig, als der et- 
waige Wille einer Schulaufsichtsbehörde? Von einem verfassungs- 
mässigen Rechte des Leitens kann dann in dem beschränktesten Sinne 
des Herrn Ministers nicht mehr gesprochen werden. (Sehr wahr ! im 
Centrum). Nun, m. H. , in dieser Beziehung habe ich bereits die 
entgegengesetzte Aeusserung des Ministers Ladenberg bei der Ver- 
fassungsrevision angeführt, die* keinen Widerspruch gefunden hat. 
Allein, m. H., es hat dieser ministeriellen Aeusserung gar nicht ein- 
mal bedurft; die Landesgesetze selber sind klar genug, um das 
Anerkenntniss des Ministers Ladenberg als unzweifelhafte und da- . 
rum nicht erst zu constatirende Wahrheit erkennen zu lassen. 
Ich frage, ob denn die evangelische und die römisch-katholische 
Kirche im Staate Preussen nicht anerkannte und formirte Corpora- 
tionen sind, ob diese formirten Corporationen nicht ihre gesetzlich 
anerkannten Organe haben , und ob , wenu die Verfassungsurkunde 
diesen Kirchen ein Recht zuweist, dies Recht nicht durch die ge- 
setzlich anerkannten Organe derselben ausgeübt wird. Das, meine 
ich, ist so selbstverständlich, dass es gar keiner weiteren Erörterung 
bedarf. Nun, m. H. , noch einige Worte' zu Nr. 9. ; da wird das, 
was ich bereits angeführt habe , in extenso dargelegt. Der Orts- 
geistliche soll nur das Recht haben, dem Religionsunterricht beizu- 
wohnen, sich zu überzeugen, dass er gut sei, — dem Schullehrer auch 
Vorstellungen zu machen (natürlich unter vier Augen), dann sogar 
das Recht, seine Wünsche und Beschwerden bei der Schulaufsichts- 
behörde laut werden zu lassen. Nun, m. H. , lade ich Sie ein, zu- 
gleich den zweiten Satz von Nr. 10. des Erlasses des Herrn Mini- 
sters sich zu vergegenwärtigen : Hier heisst es: Eine Einwirkung 
auf den sachlichen Inhalt der Religionslehre steht aber der staat- 
lichen Schulaufsichtsbehörde nur iusoweit zu, als die Religionslehre 
nichts enthalten darf, was den bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Pflichten zuwiderläuft. Darauf also hat die Schulaufsichtsbehörde 
sich zu beschränken, sie hat keine Entscheidung zu treffen über die 

streitig gewordene dogmatische Anschauungen zwischen dem Orts- 
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geistlichen und dem Schullehrer, Gott bewahre! Nun ja, das ist ein 
ganz correcter Standpunkt, allein der Herr Minister hat die Conse- 
quenz desselben nicht daraus gezogen, — die Consequenz, nämlich 
davon, dass, wie es hier virtualiter anerkannt ist, die Staatsbehörde 
überhaupt nicht entscheiden kann über dogmatische Gegensätze, die 
an die Regierung herangebracht werden , — sie kann in der That 
noch viel weniger, als sie massgebend entscheiden kann über wissen- 
schaftliche Fragen, etwa über die Echtheit von Moabiter Alterthü- 
mern. Das kann eben der Herr Cultusminister nicht, es liegt aus- 
serhalb seiner Möglichkeit. Am wenigsten aber kann er oder seine 
Unterbehörde über dogmatische Gegensätze zwischen Geistlichen und 
Lehrern entscheiden. Und was ist denn nun das Resultat dieser 
beiderseitigen Bestimmungen des Herrn Ministers in Nr. 9. und 10. 
seines Erlasses? Der Pfarrer hat das Recht, Wünsche und Be- 
schwerden an die Aufsichtsbehörden 'gelangen zu lassen, aber die 
Behörde kann und darf nicht entscheiden. Es ist also hier das Recht 
des allermässigsten Querulirens statuirt — die letzte Entscheidung 
ist und bleibt der Herr Schullehrer. Und wer sind denn diese sou- 
verainen Richter in dogmatischen Fragen gegenüber der Geistlich- 
keit? Ich habe ohnlängst in der pädagogischen Zeitung — einem 
evangelischen Blatte — wörtlich gelesen, dass im Staate Preussens 
bereits für 150,000 Kinder »schwache, meist pädagogisch unwissende 
Frauenzimmer und halbwüchsige Knaben von 14 bis 17 Jahren mit 
diesem Lehramte betraut« seien. (Hört! Hört! im Centrum). Das, 
m. H., sind die souverainen Richter über den Geistlichen, welche auch 
die Schulaufsichtsbehörde nicht rectificiren kann und darf. Ja, wir 
schlagen die Hände wahrlich inwendig und in Gedanken noch mehr 
über einander, als der Herr Cultusminister Falk es soeben äusser- 
lieh gethan hat. (Sehr gut! Heiterkeit). M. H. , das Alles soll 
nun geschehen bei dem obligatorischen Volksschulunterricht, während 
es nicht geschehen darf bei dem facultativen Religionsunterricht auf 
den höheren Anstalten, bei welchen Dispensation vom staatlichen 
Religionsunterricht erfolgt. Ich sollte meinen, dass hier, wenn je- 
mals, dieselbe Anordnung des Herrn Ministers sollte dauernde Gel- 
tung im Staate Preussen erhalten müssen, damit nicht das Wort 
von Dahlmann wiederum Wahrheit würde, indem er von der Seelen- 
verkäuferin sprach, die durch das Rechtsbewusstsein des 19. Jahr- 
hunderts verurtheilt sei. Denn eine stärkere Seelenverkäuferin, als 
der gesetzliche Zwang des Besuches desjenigen Religionsunterrichtes 
in der Volksschule, der nicht die Bürgschaft und Garantie seiner 
Echtheit und Richtigkeit seitens der Religionsgesellschaften selbst 
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in sich trägt, ist doch wohl kaum zu construiren. (Sehr richtig!) 
Ich hoffe und vertraue , dass die Herren von der Portschrittspartei 
wenigstens — (Widerspruch und Lachen links). — ja wohl, ich 
hoffe , wenn es anders noch nicht lächerlich geworden ist , die Er- 
klärungen und Zusicherungen, die man in formeller Weise gegeben 
hat, auch wahr zu halten. Darum glaube und hoffe ich einstweilen 
noch, dass die Herren von der Fortschrittspartei die Sache ebenso 
thatsächlich beurtheilen, wie wir, und ich hoffe dasselbe von der 
conservativen Partei, wenn anders deren Programm eine Wahrheit 
sein soll, was sich ja erst beweisen muss, woran ich aber einstweilen 
nicht zweifeln darf. Aber, m. H., dabei ist der Herr Minister nicht 
stehen geblieben, er hat noch einige Schritte weiter gethan, die nicht 
minder mit den Gesetzen im Widerspruch stehen. Es ist schon seit 
langer Zeit und auch noch da, wo gewisse Bischöfe noch nicht von 
dem Staatsgerichtshof als »abgesetzt« erklärt waren, namentlich in 
den Diöcesen Münster und Breslau, wie wenigstens die öffentlichen 
Blätter bekunden und wie mir von glaubwürdiger privater Seite ver- 
sichert worden ist, vielfach zum Schullehrerexamen geschritten wor- 
den, ohne dass eine Zuziehung der betreffenden, noch nicht abge- 
setzten Bischöfe stattgehabt hat. Es würde mich ja freuen, wenn 
die Thatsache nicht wahr sein sollte; ich habe aber gelesen, dass 
in der Diöcese Münster und Breslau zu vier verschiedenen Malen vor 
dem Absetzungsurtheil des Staatsgerichtshofes solche Examina ohne 
bischöfliche Zuziehung stattgehabt haben. Allein jetzt ist es in den 
Diöcesen, wo die bischöfliche Verwaltung cassirt und ein anderes 
Moderamen nicht herbeigeführt worden ist, allseitig bekannte That- 
sache, dass von dieser gesetzlichen Garantie der Consistorialordnung 
gar nicht mehr die Rede sein kann. Und es ist doch gerade diese Zu- 
ziehung der bischöflichen Behörde zu den Schullehrerexamina, welche 
der • Herr Regierungscommissar Stauder als diejenige ( Garantie be- 
zeichnet hat, welche es ausschliesse , die Handlungsweise des Herrn 
Ministers als eine »Gewissenstyrannei« zu bezeichnen. Er sagte, da- 
durch, dass die Consistorialordnung von 1817 und 1827 diese Zu- 
ziehung vorschriebe und so die Qualification der betreffenden Lehrer 
auch für den Religionsunterricht gewährleiste, sei der Gefahr der 
Gewissenstyrannei vorgebeugt. Weiter, m. H. , ist es, glaube ich, 
nicht zu bestreiten, dass in grosser Zahl blosse Präparanden mit 
der betreffenden Lehrerstelle bedacht werden — es fehlt eben an 
dem entsprechenden Material. Also auch Lehrer, die überhaupt nicht 
einmal das Lehrerexamen , auch nicht in Abwesenheit der bischöf- 
lichen Behörde gemacht haben. Ja noch , es ist mir mitgetheilt 
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worden von einer Seite, die der Herr Minister tair gewiss nicht wird 
bestreiten wollen, dass an dem Scbullehrerseminar zu Braunsberg 
schon seit zwei Jahren der katholische Religionsunterricht überhaupt 
gar nicht mehr auf dem Schulplan figurirt. (Hört! Hört! im Cen- 
trum). Es erklärt sich das ganz einfach aus der Thatsache, dass dort 
bis zu der jüngsten Zeit hin ein Religionslehrer angestellt war , der 
nach der Erklärung der Väter resjx der Candidaten selbst nicht den 
confessionellen Unterricht der römisch-katholischen vertrete. Sie 
sind desshalb autorisirt worden, sich einen privaten Religionsunter- 
richt zu* suchen. Seit zwei Jahren hat der Staat also gar keinen 
Religionsunterricht mehr dort auf dem Schulplane gehabt. Es hat 
dies ja eine relativ gute Seite; es ist hier ein Anfang der Unter- 
richtsfreiheit, die der Herr Minister mit oder ohne seinen guten 
Willen etablirt hat. Nun, m. H., hat der Herr Minister Falk noch 
am 14. März 1876 Folgendes erklärt: i .i • 

»Der Staat hat allerdings nach den bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen (ich wiederhole — gesetzlichen Bestimmungen —) 
die Verpflichtung, Personen mit dem Unterricht zu betrauen, 
gegen deren Lehre und Wandel die Kirche Einwendungen 
nicht hat.« 

Das ist noch im vorigen Jahre gesagt worden. Nun frage ich: 
steht denn diese gesetzliche Anerkennung im Einklänge mit den 
Thatsachen, die ich vorgeführt habe? Mit der Thatsache, dass man 
heute gar nicht mehr darnach fragt, ob ein betreffender Religions- 
lehrer auch in der bezeichneten Rechtslage sich befindet? Die bi- 
schöflichen Organe sind, wie gesagt, zerstört; zu einer kirchenrecht- 
lichen Etablirung neuer Organe ist bisheran noch nicht ein Versuch 
gemacht worden. M. H. t ich will Manches über Bord werfen , kh 
fühle für mich, wie für Sie, dass ich schon sehr lange gesprochen 
habe. (Rufe links: Ja!) Sie werden mir vielleicht doch anerken- 
nen, dass ich nichts, was nicht wesentlich zur Sache gehört, vorge- 
tragen habe. Ich möchte Ihnen nur die Frage einmal nahe legen, 
welchen Effect Sie denn eigentlich glauben durch die Bestimmungen 
des in Rede stehenden Erlasses herbeigeführt zu sehen. Ich sollte 
meinen, Sie könnten sich selbst die Antwort darauf geben, dass zu- 
nächst nur eine sehr weit verbreitete, tiefe Unzufriedenheit mit die- 
sen Bestimmungen bestellt, — ich glaube nicht Mos in katholischen, 
sondern auch in streng gläubigen protestantischen Kreisen. Aber 
zweitens, m. H. , meine ich, dass man damit eine Zerrüttung des 
preussischen Volksschulwesen anbahnt , die schliesslich mit nichts 
Anderem endigen kann, als mit derjenigen Verwilderung, über welche 
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der Herr Ministerpräsident, der im Staate Preussen doch auch noch eine 
Stimme hat, als Reichskanzler sich sehr scharf und entscheidend 
ausgesprochen hat. Diese Verwilderung besteht und sie ist im 
Wachsen begriffen. Nun fragen Sie nach Ursach und Wirkungen! 
(Unruhe links). Oder soll der Herr Cultusminister selbst etwa be- 
klageu, dass der frühere Zustand unserer preussischen Volksschule 
diejenigen Früchte getragen hat, die bestehen und auf die man in 
den letzten Jahren mit vielleicht zu scharfer Betonung hingewiesen 
hat — von der Generation, die unter dem früheren System erwach- 
sen, sind eben die Schlachten von 1866 und 1870 geschlagen wor- 
den. (Oho! links). Ja, m. H. , das ist die ältere Generation der 
christlichen Schule gewesen und nicht diejenige, die der Herr Mini- 
ster Falk erst inauguriren wird. (Sehr richtig! im Centrum). Ja, 
m. H., ich bin nicht der Meinung, dass alles so glänzend bestellt 
gewesen, wie es sonst bei anderen Gelegenheiten hier vom preussi- 
schen Volksunterriehte überhaupt behauptet worden ist. Ich sehe 
auch Schattenseiten, und da möchte ich denn den Herrn Minister 
selbst fragen, ob er etwa beklagt, dass in Folge der bisherigen Ein- 
richtung unseres Volksschulwesens die Tauf- und Trauregister in den 
überwiegend katholischen Landestheilen nicht dasjenige ergeben, was 
sie in den vorwiegend evangelischen Landestheilen zeigen. Ich 
möchte weiter fragen, ob der Herr Minister es nicht weiss oder ob 
es ihm gleichgiltig ist, dass auch die Socialistenregister eine ganz 
ähnliche Antwort geben, — die nämlich, dass in den vorherrschend 
katholischen Landestheilen, deren Jugend ihre Erziehung auf der 
Basis des früheren christlichen Unterrichtswesens erlangt hat, der 
Socialismus schlechterdings keine Wurzel geschlagen hat, so dass 
die Häupter der Socialistenpartei im Reichstage es laut und unum- 
wunden erklärt haben , wie es auch die Wahrheit ist, dass sie in 
dem Katholicismus ihren Todfeind erblicken. (Widerspruch links; 
Jetzt nicht!) Ich weiss nicht, ob das hier bezweifelt wird. (Sehr! 
links). Nun schön, ich bin aber doch der Meiuung, dass die Her- 
ren Socialisten, die im Reichstage zu uns gesprochen haben , besser 
wissen, wer ihr Todfeind ist, als Sie. Sie mögen das Gegentheil 
wünschen oder vorspiegeln — aber was jene Männer dort gesagt ha- 
ben, ist, glaube ich, aus ihrem Herzen gegangen, und sie werden es 
am besten beurtheilen. Ich glaube, in. H., dass ich damit vielleicht 
genug gesagt habe, ich will aber doch noch an eine Thatsache an- 
knüpfen, die mir zur Befriedigung gereicht, und namentlich gegen- 
über den Stimmungsäusserungen , die hier auf der linken Seite des 
Hauses mir, ich will nicht sagen, in ganz unerwarteter Weise ent- 



Digitized by Google 



266 Die Schul- und Katechismmfrage in Preussen (MtWilfiBF : 

gegentreten. Ich. mache mit Befriedignng darauf aufmerksam, dass 
es schon längst dahin gekommen ist, dass auch die »liberalen« öf- 
fentlichen Blätter in Preussen, diejenigen namentlich, die sich ihre 
Unabhängigkeit bewahrt haben, schon seit langer Zeit auf diesem 
Unterrichtsgebiete fast denselben Standpunkt einnehmen , den wir 
hier vertreten. Das geschieht und ist geschehen in weiten Aus- 
einandersetzungen der »Vossischen Zeitung,« der »Volks-Zeitung,« der 
»Schlesischen Zeitung,« und theilweise habe ich sogar zu meiner 
Verwunderung, resp. Befriedigung ähnliche Stimmungsäusserungen in 
der »Kölnischen Zeitung« gelesen. (Gänz richtig! im Centrum). 
Ich bin nun begierig, ob der Herr Minister Falk die rechtliche Be- 
gründung meiner Auslegung widerlegen wird und kann, und ob er, 
wenn das etwa ihm nicht möglich sein sollte, vielleicht selbst ge- 
neigt sein wird, seinen Erlass abermals zu prüfen. Und damit nun 
der Herr Minister Falk sich nicht etwa an diesen oder jenen Neben- 
grund anklammere, etwa nicht wieder von der Renitenz des Klerus, 
vom Culturkampf, der gefördert werden müsse etc., spreche möge, 
will ich noch einmal mit den kürzesten Worten resümiren , was ich 
glaube, ausgeführt zu haben 7 . (Unruhe links). M. H., es kann ih- 
nen ja nicht helfen und es ist sachlich nothwendig, denn wir bekom- 
men meist keine klare Autwort auf das, was ich beantwortet sehen 
H1US8. Also ich habe behauptet und, wie ich meine, bewiesen, dass 
die Voraussetzung des Erlasses, dass der Religionsunterricht als eine 
Staatsfunction behandelt werden könne, überhaupt unmöglich ist, so- 
wohl nach den Gesetzen der Logik n als nach der Bestimmung des 
Landrechts und unserer Verfassungsurkunde. Sodann habe ich zwei- 
tens gesagt, dass der Religionsunterricht nur durch kirchlich ge- 
nehmigte Lehrer gegeben werden könne, wie dies der Herr Minister 
Falk selbst in dem von mir vorgelesenen Citat als gesetzlich festr 
stehende Verpflichtung bezeichnet hat. Drittens, dass die Ausschlies- 
sung des Ortsgeistlichen oder die Autorisation zur Ausschliessung 
des Ortsgeistlicben , wie sie den Aufsichtsbehörden ertheilt ist, mit 
dem §. 49., Th. II., Tit. 12., des Landrcchts im Widerspruch steht. 
Und endlich, m. H., dass die Interpretation des Wortes »leiten,«' 
wie der Herr Minister Falk sie zur Geltung zu bringen gesucht hat, 
direct unmöglich ist, wenn man nicht alle authentische Feststellungen 
des Sinnes und der Bedeutuug eines Verfassungsartikels negirt. Ich; 
wie gesagt, m. H., das werden Sie mir schon glauben, bin durch- 
drungen von der Richtigkeit dieser meiner Thesen. Ich kann aber 
leider nicht sagen , dass ich ebenso durchdrungen bin von dem Er- 
folg derselben, sei es bei dem Landtag, sei es bei dem Herrn MK 
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nister. Aber ich sollte doch meinen, dass die gewöhnlichen Gründe, mit 
denen man sich über solche Betrachtungen hinwegsetzt, doch nicht 
mehr Platz greifen können. Man hat ja früher gesagt, es müsse 
nun einmal um jeden Preis der Einfluss der Geistlichen auf das Volk 
gebrochen oder gemindert werden. Nun, m. H., sehen Sie doch um 
sich und fragen Sie sich , ob durch die bisherigen Gesetze und die 
bezeichneten Erlasse des Ministers wirklich eine solche Schwächung 
oder nicht vielmehr die höchste gespannteste Stärkung des Einflus- 
ses der Geistlichen herbeigeführt worden ist. Sie sagen weiter: 
wer die Schule hat, der hat die Zukunft. Darin liegt ja manches 
Wahre; aber prüfen Sie es näher und Sie werden die Antwort fin- 
den, dass dieser Satz nur seine Wahrheit hat in normalen Zeiten, 
nicht in Zeiten solcher Aufregung, wie man sie geschaffen hat ; so 
lange wenigstens ist es unwahr, als die sogenannten unabsetzbaren 
Schulinspectoren nicht anderen Sinnes gemacht worden sind , — ich 
meine die Familienväter. Und dann werden Sie doch weiter sich 
sagen müssen, (wenn es überhaupt dahin kommen sollte, dass das 
Abgeordnetenhaus die von dem Herrn Minister geübte Machtvoll- 
kommenheit anerkennt), dass möglicherweise doch ein anderer Mi- 
nister kommen kann, der dann die Sache wieder in das Gegentheü 
umwandeln kann. Die heutige Majorität wird alsdann von einem 
Recht ihres Widerspruches nicht mehr sprechen dürfen. Und end- 
lich, m. H., werden Sie sich doch auch sagen müssen, dass, wenn 
Sie dem Herrn Minister die Befugniss zuerkennen wollen, alles das 
zu bestimmen, was vorgeführt ist, Sie doch mit Sicherheit darauf 
rechnen müssen, niemals eiu Unterrichtsgesetz zu Stande zu bringen, 
bei welchem alle Wünsche des Herrn Ministers erfüllt werden. Ge- 
gen seinen Wunsch werden Sie doch nach der Natur der Dinge ein 
solches Ünterrichtsgesetz niemals bekommen können ; denn wer gibt 
gerne eine Machtvollkommenheit ab , theilt sie mit Anderen , lässt 
sie schwächen, wenn man glaubt, sie könne nicht in besseren Hän- 
den sein, als in denjenigen, welche sie nach der Zustimmung des 
Landtags -besitzen. ZumScbluss, m. H., werde ich nicht appelliren 
an Ihre christliche Sympathien auch nicht an Achtung vor den heiligsten 
Rechten und Interessen Ihrer katholischen Mitbürger. Ich thue es aber 
nur des8halbnicht, weil ein solcher Appell entweder überflüssig oder ver- 
geblich sein würde. Die Sache selbst ntuss und wird ja für sich sprechen. 
Es fragt sich, wie Ihr Votum ausfallen wird, erst darnach wird das Resul- 
tat gezogen werden können, wie Sie über die von mir bezeichneten recht- 
lichen und thatsächlichen Momente denken. Ich für meinen Theil 
kann Ihnen die Versicherung geben, dass ich, wie immer ihr Votum 
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ausfallen wird, an der Zukunft darum nicht verzweifele. Ich halte 
fest an der Ueberzeugung magna est veritas et praevalebit! Es 
wird und muss das Resultat kommen, das wir fordern, es kann mög- 
licherweise durch bedenkliche Zwischenfalle erst ins Leben geführt 
werden. Der Satz: fata viam invenient gilt überall in der ganzen 
Welt, und ich spreche zum Schluss nur die Hoffnung aus, dass diese 
fata, welche die Umkehr bedingen werde, keine allzu trüben fürun- 
ser Vaterland sein mögen.« (Bravo und Zischen). 

Gegen den Antrag melden sich zum Worte die Abg, Windt- 
horst (Bielefeld), Dr. Aegidi, Dr. v. Sybel, Graf ßethusy-Äuc, Vor 
peliua; für den Antrag : die Abg. v. Sohorlemer-Alst, Graf Matusefcka, 
Dr. V. Stablewski, Franz, Perger, Daxenberg, y.' Gerlach, Windt- 
hqrst (Meppen) Mencken. ,., .„, .[ if ..... iel s 

CuKuminißler Dr. Falk: Der Vorredner hat meinen Erlass 
vom 18. Februar 1876 heftig angegriffen. Es ist allerdings, schwie- 
rig, und ich war auch uicht dazu geneigt, in so heiklen Fragen, 
wie die, in Rede stehenden es sind , wo eine neue gesetzliche Basis 
für alle Fragen des Schulwesens geschaffen werdeu soll, allgemeine 
Anordnungen zu treffen, wie sie in dem Erlasse vorliegen. Ich bin 
aber zu diesem Erlasse gezwungen worden, weij viele Beschwerden 
au mich gelangt sind, wahrscheinlich veranlasst durch die Reden der 
Herren vom Centrum, besonders aus Westfalen. Ich musste diese Be- 
sch werden erledigen und das ist die Veranlassung des Antrages, .nicht 
etwa die Neigung, meine Verwaltungsmacht zu erweitern. Eine Ver- 
gleiehung der heutigen Zeit mit der Zeit des Erlasses der Verfügung 
ist sehr interessant. Der Abg. Reichensperger hat anerkannfit dass 
Einzelnes gebessert sei, dagegen diese Anerkennung durch seine an- 
derweiten Vorwürfe, abgeschwächt und sogar aufgehoben., Der ^bg. 
Dansenberg,, der sich doch gewiss nicht so leicht verblüffen lasst 
(Heiterkeit), war doch von dieser Verfügung, 
er im vorigen Jahre, bei dem Etat eine Rede 
fügung vollkommen ignorirte, dagegen all. 
welche durch diese Verfügung aufgehoben waren *)• l)$x » Westfä- 
lisch Merkur* nennt diese Verfügung eine .Umkehr zu ;j ge8undec 

1) Die Berliner Germania 1877 Nr. 20. bemerkte dagegen, dass Herr 
Pfarrer Dauzenberg die ihm gemachte Insinuation an der Hand des stenogra- 
phischen Berichtes seiner Rede ausdrücklich, in Gegenwart des Herrn Falk 
als eine »objective Unwahrheit« bezeichnete, ohne dass Herr Falk antwortete, 
dass 
wies, 
mente 
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Grundsätzen« und begrüsst sie mit Freuden 1 ). Ganz in demselben 
Sinne sprachen sich mehrere Leitartikel (zum Centrum) Ihres Ber- 
liner Hauptorgans aus 2 ). Trüber hiess es immer: es soll eine 
Falk'sche Staatsreligion eingeführt werden, heute haben wir ja Aehn- 
liches wieder gehört; der Abg. Reicbensperger hat ja gesprochen 
von einem Gewaltakt asiatischer Despotie, von Seelen verkauf erei. 
(Sehr richtig! im Centrum). Glauben Sie denn das selber? (Ja 
wohl! im Centrum). Dann thunSie mir von Herzen leid, ich hätte 
Sie für klüger gehalten. (Grosse Heiterkeit und lebhafter Beifall). 
Der Religionsunterricht soll im Sinne der betreffenden Religionsge- 
sellschaften ertheilt werden , das bestimmt nicht nur der Art. 12., 
sondern schon das allgemeine Landrecht und andere Gesetze, und ich 
habe das auch in meinem Erlasse anerkannt. Der Abg. v. Stab- 
lewski ist aber in seiner Interpretation noch weiter gegangen ; ob 
Sie seiner Schlüssfolgerung beitreten wollen, überlasse ich Ihnen, 
ohne meine Ansicht weiter zu erörtern, zumal wir ja einer solchen 
Erörterung anderwärts doch nicht entgehen werden. Eine Garantie 
dafür, dass der Religionsunterricht im Sinne der Confession ertheilt 
werde, liegt darin, dass der kirchlichen Behörde bei der Prüfung 
der Lehramtscandidaten eine Mitwirkung zusteht. Es ist nun gesagt 
worden, dass man selbst in Diöcesen, wo ein Bischof noch vorhan- 
den sei, diesen Bestimmungen nicht entsprochen habe, und dass auch 
der frühere Bischof Brinkmann in Münster keine Gelegenheit gehabt 
habe, sich seines gesetzlichen Rechtes zu bedienen. Ich glaube, es 
gibt noch eine andere Erklärung dafür, er hat keinen Cömmissarius 
zur Prüfung senden wollen. Wo kein Bischof ist , kann natürlich 
auch keine comraissarische Abordnung eintreten. Es gibt heute noch 
vielfach Männer, die von früheren Bischöfen den Auftrag erhalten 
haben , an den Prüfungen theilzunehmeh. (Stimme im Centrura: 
Nur ad hoc!) Nicht immer nur ad hoc, sondern auch illimitirt. Es 
gibt eine noch grössere Anzahl von Männern, die den Auftrag er- 
halten haben, in den staatlichen Lehranstalten die Lehrer zu Reli- 
gionslehrern zu erziehen ; es gibt aber auch in den Diöcesen noch 
eine Reihe von Männern, an deren Befähigung, zu wissen, was die 

1) Was der Westfälische Merkur 1876 in Nr. 04. bemerkt hatte, ist we- 
sentlich verschieden von dem, was der Herr Minister hier demselben unterlegt. 
Vergl. den in der Germania 1877 Nr. 22. abgedruckten Artikel des Westfäli- 
schen Merkur. (D. R.). 

2) Die hier gemeinte Berliner Germania verwahrt sich hiergegen in ihrem 
in der vorletzten Note erwähnten Leitartikel »die Wahrheit am Ministertiseh« in 
ihrer Nr. 20. vom 25. Januar 1877. (D. R.). 
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katholische Kirche fordert, nach dem Anerkenntniss ihrer Oberen 
kein Zweifel besteht. So lange noch solche Männer an den Prü- 
fungen theilnehmen , können Sie sich nicht beschweren , dass Ihnen 
Unrecht geschieht 1 ). Dann ist ferner im Erlass die Gelegenheit ge- 
geben, durch einen Geistlichen den Religionsunterricht mit Erfolg 
controliren zu lassen, so dass man in der Commission sogar der Mei- 
nung war, dass dies eine viel zu starke und weitgehende Berücksich- 
tigung der Kirche sei. (Sehr richtig! links). Eine viel kräftigere 
Garantie haben Sie aber auf dem kirchlichen Boden, in dem Ver- 
hältnisse der katholischen Kirche und ihrer Organe zu dem Lehrer. 
Thun Sie doch nicht immer so, als ob Sie verrathen und verkauft 
wären; es kann ja das Niemand mehr glauben. Der Abg. Reichens- 
perger bestreitet den Satz, dass der Religionsunterricht auf Anord- 
nung des Staates ertheilt wird; er will dafür setzen auf Anordnung 
der Kirche, (Sehr richtig! im Centrum). Da sind wir nun eben 
verschiedener Meinung. Wenn der Religionsunterricht in der Volks- 
schule obligatorisch ist, dann ordnet der Staat denselben und er 
wird in seinem Auftrage ertheilt. Das hat auch der höchste Ge- 
richtshof anerkannt, indem er aussprach, dass der Religionsunter- 
richt ein Ausfiuss des staatlichen Lehramtes sei, und dass ein Geist- 
licher, der sich willkürlich mit dem Religionsunterrichte befasst, sich 
der Anmassung eines staatlichen Amtes schuldig macht. Das wird 
doch wohl eine genügende Autorität sein (Abg. Windthorst (Mep- 
pen): Nein); man müsse denn mit dem Abg. Dauzenberg der Mei- 
nung sein, dass die Gerichte, weil sie die Gesetze anwenden, die 
Handlanger der Regierung seien. Dass der Artikel 24. von d«m im 
Antrage Reichensperger gesprochen wird, nicht actuelles Recnt sei, 
hat der Abg. v. Mallinckrodt bei Gelegenheit des Schulaufsiclitsge- 
setzes ausdrücklich ausgesprochen, und man hat damals im Körren- 
hause den Versuch gemacht, durch ein Amendement diesem Artikel 
24. ein gewisses Leben einzuhauchen. (Der Minister geht nufr aus- 
führlich auf die Entstehung des Artikel 24. ein , indem er länge 
Stellen aus den damaligen Verhandlungen und besonders Aeussfr-' 
rangen des damaligen Cultusmimsters v. Ladenberg anführt; aus de- 
nen hervorgehe, dass der letztere eigentlich selber nicht gewusst, 
was er gewollt, dass man aber jedenfalls dem Artikel 24. nicht die 
Bedeutung habe geben wollen, die heute der Abg. Reichensperger 
demselben beilegt, sondern alles das auf zu erlassende Unterirchts- 
gesetz aufgespart hat). Wie nun die Geistlichen von ihrer Befug- 

1) Man vgl. hingegen das unter Nr. 17, Bemerkte. (D. B.). 
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niss, am Religionsunterricht Theil zu nehmen, Gebrauch gemacht 
haben, zeigt ein Bericht der Regierung zu Munster über den Kreis Coes- 
feld, wo 23 katholische Geistlichen die fernere Ertheilung des Re- 
ligionsunterrichtes überlassen werden sollte; die Hälfte von ihnen 
erklärten sich bereit, nahmen aber auf die vielfachen Agitationen in 
der Presse und in Versammlungen hin um des lieben Friedens wil- 
len die Erklärung zurück./ Wie wollen Sie das Verhalten dieser 
Geistlichen und diese Hetzereien der Presse beurtheilen? Die Hetze- 
reien der Presse äusserst geschickt vom Standpunkte der Partei, 
aber im Grunde genommen äusserst unsittlich, haben schon viele 
Leute, die die Schulaufsicht bisher ausübten, bewogen, dieselbe nie- 
derzulegen. Aber, m. H. f es bandelt sich hierbei um etwas ganz 
Anderes, als um die Religion und das Gewissen; es handelt sich 
darum, Macht zu üben gegen den Staat. (Stimmen im Centrum: Es 
handelt sich nur um die Freiheit 1) Das soll Freiheit sein? Sollen 
die von mir angeführten Beispiele Illustrationen dafür sein, dass Sie 
Freiheit wollen ? (Beifall), Der Abg. Reichensperger hat auf die 
Verwilderung und das Anwachsen des Socialismus hingewiesen; 
draussen im Lande rufen Sie die Socialisten auf, Ihnen zu helfen. 
(Rufe ; im Centrum: Nicht wahr!,— Sehr richtig! links). Solange 
die Sachen 30 liegen, kann ich in den Worten, die dringend bitten, 
den Frieden wieder herzustellen* nicht Anderes finden, als eine freund- 
liche neue Form für den alten Gedanken: wir wollen Frieden ma- 
cheq, wenn wir den Staat gebeugt haben. Dazu gebe ich meine 
Hand nicht und darum bitte ich Sie : Weisen Sie in der einen oder 
der aaderu Weise diesen Antrag ab. (Lebhafter Beifall. Zischen 
iip Ce^um). 

/, Abgy Windtfiorst, (Bielefeld): Mit dem Antrage Reichensper- 
ger geht es, wie mit vielen Klagen des Centrums: Sie sind zu we- 
nig substantiirt , und so war auch der eben gehörte Vortrag schön 
stilisirt , akademisch , theoretisch, aber — zu allgemein gehalten. 
Wenn das Centrum heute den Abg. Virchow als eine Autorität in 
dieser Frage behandelt und sich auf / dea Staudpunkt der früheren 
Ausführungen dieses Abgeordneten stellt,, so. befindet es sich ja auf 
gutem Wege. (Heiterkeit), Icfc kann nun erklären, dass wir noch 
demselben Stiandpuukt einnehmen, welchen der Abg. Virchow damals 
präeisirt hat, mir darf man nicht vergessen, dass wir überhaupt die 
Aufhebung dieser Artikel wünschten, aus deren falscher Beurtei- 
lung sp^qu so viel Ünheil erwachen ist, und wenn der Abg. Reichens- 
perger uns hierin helfen will, so werden wir ihm sehr dankbar sein. 
Der vortreffliche Bericht der Unterrichtscoramission vom vorigen Jahre 
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weist schlagend die ungerechtfertigten juristischen Anforderungen 
der Herren vom Centrum nach ; wir haben sogar geglaubt, dass der 
Cultusminister aus zu weitgehender leicht zu verzeihender Connivenz 
den Geistlichen zu grosse Concessionen gemacht habe , aber wir ha- 
ben geschwiegen um des lieben Friedens willen. Nach den bestehen- 
den Gesetzen gehört der Religionsunterricht als Gegenstand in den 
obligatorischen Schulunterricht ; das Ziel , welches wir erstreben, 
geht weiter, dass nämlich der rein dogmatische Unterricht den Prie- 
stern verbleiben möge, während die Moral und die Kirchengeschichte 
Gegenstand des allgemeinen Unterrichts werden soll. Wenn Wir also 
auf diesem Standpunkte stehen, welche der Abg. Virchow damals präci- 
sirt hat in der Forderung der völligen Trennung der Schule von der 
Kirche, so ist es selbstverständlich, dass wir den Antrag Reich ensperger 
ablehnen. Während man früher den Erlass des Cultnsininisters ruhig 
hingenommen hat,- ist jetzt plötzlich die Parole ausgegeben, den 
Geistlichen den Religionsunterricht zu überlassen, sofern sie sich den 
Gesetzen und den Bestimmungen der Schulbehörden fügen ; sie haben 
es aber zurückgewiesen , weil darin ein Anerkenntuiss enthalten ist, 
dass der Staat der katholischen Kirche Gerechtigkeit habe wider- 
fahren lassen. Ich möchte Sie doch bitten, reichen Sie die Hand 
zum Frieden um der Gemeinde willen, welche unter ihrem geist- 
lichen Hochmuth so sehr leiden, üben Sie doch endlich einmal christ- 
liche Demuth, und wir werden mit Freuden bereit sein, Ihren Wün- 
schen nachzukommen. 

Abg. Freiherr v. Schorlemer-Alst : >Meine Herren ! Ich habe 
zunächst dem Herrn Abg. Windthorst nur wenig oder eigentlich 
nichts zu erwidern, da mir seine Rede keine Anhaltspunkte gegeben 
hat mit Ausnahme des Hochmuthscapitels , über das ich wohl hin- 
weggehen kann. Ich werde mich darauf beschränken, dem Herrn 
Abg. Windthorst Folgendes zu sagen : Nachdem er, wie Sie sich ja 
erinnern, mir hier im Hause vorgeworfen hat, ich hätte im Jahre 
1849 Schergendienste in Baden geleistet, und dann jetzt für die 
Ruhmeshalle gestimmt hat, die ja diese Thaten in Baden verherr- 
licht, denke und hoffe ich, dass wie er den einen Sprung gemacht 
hat, er auch noch einmal wieder ins ultramontane Lager hinüber- 
springen wird. (Sehr gutl im Centrum). Dann möchte ich vorab 
noch eine Bemerkung des Herrn Cultusministers hier gleich erledi- 
gen, weil sie mir hier besser hinzupassen scheint. Sie betrifft näm- 
lich die Aeusserung seinerseits, wir hätten die Aufforderung an die 
Socialdemocraten gerichtet bei den Wahlen mit uns zu gehen. Aehn- 
liche Bemerkungen wurden schon laut während der Rede des Herrn 

Digitized by Google 




Die Schul- und Katechismus frage in Preussen (1876—1877.) 273 



Abg. Keichensperger. Von uns ist eine solche Aufforderung nicht 
erlassen. In dem Augenblick aber, wo man nationalliberaierseits im 
Kreise Hagen die Socialdemocraten auffordert mit den National- 
liberalen zu gehen, wundert es mich in der That — (Unterbrechung). 
Ja, m. H., das ist doch die Partei des Herrn Cultusministers — 
wundert es mich doch sehr, dass uns ein derartiger Vorwurf ganz 
unbegründet gemacht wird. Aber, das lässt sich ja nicht verkennen, 
wenn sich Jemand in der Lage befindet — ich habe mich noch nicht 
in derselben befunden — wählen zu müssen zwischen einem Social- 
democraten und Nationalliberalen , so könnte ich es dem Manne so 
sehr nicht verdenken , wenn er lieber den Socialdemocraten wählte 
(Unruhe und Heiterkeit), weil er bereits von den Nationalliberalen 
alle die üebelthaten erfahren hat, mit denen er sich von den So- 
cialdemocraten bedroht fühlt, und dann zweitens, m. H., weil die 
Socialdemocraten doch einfach die Kinder des Liberalismus sind. Man 
kann ja den Socialdemocraten vorwerfen, dass sie in der Wahl ihres 
Vaters nicht vorsichtig genug gewesen sind (Grosse Heiterkeit), aber 
der andere Umstand lässt sich nicht leugnen. Nachdem ich diese 
Bemerkungen vorab erledigt habe, wende ich mich dem Antrage 
selbst zu. Ich glaube, die Frage, die uns hier beschäftigt, ist eine 
äusserst wichtige und sehr ernste, ich möchte sagen, es ist die wich- 
tigste Frage, die überhaupt, seitdem der Streit zwischen Staat und 
Kirche besteht, vorgekommen ist. (Sehr wahr! im Centrum). Ich 
glaube, das kann von keiner Seite verkannt werden ; ich möchte so- 
gar behaupten, und bin überzeugt, dass an dieser Frage der Cultur- 
Jcavnpf rücMäufig werden wird und werden muss y hier werden die 
CüHurkäthijfer scheitern. Und doch, füge ich gleich hinzu, die Frage 
ist' eigentlich keine Culturkampffrage, sondern eim Frage der Frei- 
heit und des Rechts. Ich bin der; Meinung, wer immer noch ein 
Göföhl für Freiheit und Eecht in sich trägt, muss sich auf unsere 
Seite stellen. Wenn Vor nicht langer Zeit, im November v- J., der 
Herr Abg. Dr. Wehrenpfennig die Aeusserung gemacht hat, der 
Staat möge doch keine Gesetze geben, deren Erfüllung mit der Eh- 
renhaftigkeit eines Mannes unverträglich sei — er hat zwar nachher 
doch für diese Gesetze gestimmt, das ist aber seine Sache — (Grosse 
Heiterkeit), ich meine, dann läBst sich noch viel besser und richtiger 
der Satz aussprechen: der Staat soll kein Gesetz, resp. keine Ver- 
ordnung erlassen, die mit der Verfassung , wie sie bis dahin gegol- 
ten bat, mit den gesetzlichen Bestimmungen, wie sie seit mehr als 
25 "Jahren bestehen, im Widerspruch sind ; aber noch viel mehr, 
die es dem Gewissen des Einzelnen unmöglich machen , sie zu be- 
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folgen. Das Gewissen steht für Viele noch höher (Sehr wahr! im 
Centrura) als die Ehrenhaftigkeit. Und was verlangen wir denn? 
Wir verlangen weiter nichts als was die Protestanten, Freidenker, 
Juden, Türken, »Altkatholiken,« Japanesen wirklich bei uns haben, 
weiter gar nichts, und es ist wirklich ein trauriges Zeichen, dass 
wir 8 Millionen Katholiken im Rechtsstaate Preussen noch diese 
Rechte wieder reclamiren müssen. (Sehr gut! im Centrum.) Sie 
sollten sich doch auch bei Entscheidung über diese Frage etwas das 
Resultat der letzten Wahlen vor Äugen halten, und Sie möchten 
auch wohl die Lage der Landestheile bedenken , deren katholische 
Einwohner fort und fort in ihren heiligsten Interessen tief gekränkt 
und beleidigt werden. Artikel 12. der Verfassungsurkunde garautirt 
die Freiheit des religiösen Bekenntnisses. Nun, ich weiss nicht, 
wie man sich die Freiheit eines religiösen Bekenntnisses denken kann, 
wenn nicht die Confession auch den Religionsunterricht besorgt, und 
in dem Sinne verstehe ich zugleich das Wort »leitet.« Das hat ja 
auch Ausdruck gefunden in dem Artikel 24. die Leitung betreffend, 
auf den ich noch zurückkommen werde. Ich will aber hier nur das vor- 
ausschicken: So lange Staat und Kirche Hand in Hand gehen, ist 
es zulässig, dass der Religionsunterricht obligatorischer Gegenstand des 
Unterrichts ist, und dass er von den vom Staate angestellten Leh- 
rern ertheilt wird, aber unter der Voraussetzung, dass diese Lehrer 
dazu von der Kirche bezüglich von der Confession bevollmächtigt 
sind und unter ihrer Controle stehen. Sobald aber Staat und Kirche 
sich trennen, resp. der Staat der Kirche feindselig entgegentritt, 
muss natürlicherweise der Religionsunterricht an die Confession zu- 
rückfallen; es ist der obligatorische schulplanmässige Religionsun- 
terricht durch die vom Staate ernannten Lehrer nur zulässig unter 
den Normen, die bisher die Rechte der Kirche und Confessionen an- 
erkannten; sobald diese nicht mehr gelten, muss einfach der Fall 
eintreten, dass in der Schule gar kein Religionsunterricht mehr er- 
theilt wird. (Sehr richtig ! im Centrum.) Das ist der einzig rich- 
tige Gegensatz, den man aufstellen kann ; wenn das nicht geschieht, 
sondern wenn man auf dem Wege fortgeht wie jetzt, dann kann es 
ja gar nicht anders sein als: der Herr Cultusminister muss zuletzt 
die dogmatischen Entscheidungen treffen; die liegen dann in seiner 
Hand! Nun, m. H., wie denken Sie sich denn einen solchen Cul- 
tusminister ? Der müsste ja mit derselben Liebe , mit derselben 
Wärme und mit derselben Gläubigkeit wenigsten 5 bis 6 Confessio- 
nen zugleich umfassen! Ja, eine solche Heuchelei kann man doch 
wahrlich nicht einem Cultusmiuister zutrauen! Was bleibt dann 
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aber Anderes übrig? Nur die sogenannte Staatsreligion. Nun bat der 
Herr Cultusminister ja vorhin schon bemerkt, er hätte uns für klüger 
gehalten, als dass wir an Staatsreligion glaubten und an die Seelen- 
verkäuferei. Nun, ich muss sagen: wir sind unter dem Herrn Cul- 
tusminister Dr. Falk, und nachdem wir überhaupt so lange schon 
unter der preussischen Regierung stehen, doch so klug geworden, 
dass wir einigermassen das System durchschauen. Uebrigens 'habe 
ich dagegen. nichts zu erinnern, wenn der Cultusminister uns für 
dumm hält. Ich bin nämlich der Meinung, dass man niemals grössere 
Böcke Schiesst, als wenn man seinen Gegner für dumm hält. (Sehr 
gut! im Centrum und Heiterkeit.) Nun haben Sie aber selbst ge- 
hört, dass der Herr Cultusminister ausgeführt hat, ich meine, unter 
drei- oder viermaliger Wiederholung des Wortes »Staat:* der Staat 
hat über den Religionsunterricht zu bestimmen, der Staat hat aus 
seinem Lehramte dieses Recht. Nun, ist das nicht Staatsreligion? Und 
da behauptet der Herr Cultusminister, von Staatsreligion sei nicht die 
Rede, das wären Seifenblasen ! (Sehr gut ! im Centrum.) M. H,, was die 
verfassungsmässigen Bestimmungen betrifft, so, meine ich, werden wohl 
diejenigen, die die Verfassung gemacht haben, beziehungsweise die- 
jenigen, welche sie erliessen, das competenteste Urtheil darüber ha- 
ben, Wie der Geist und der Sinn der betreffenden Bestimmung ge- 
meint ist. Ich muss ausdrücklich hervorheben, dass Se. Majestät 
der König Friedrich Wilhelm IV., dieser edle Fürst, der in der 
Tliat ein grosses Wohlwollen, ein warmeß Herz für seine katholi- 
schen Unter thanen hatte, niemals zugelassen hat, dass sie in ihren 
heiligsten Rechten beeinträchtigt wurden. Heute kommt man nun 
mit dem Satz : der Artikel 24. ist bisher falsch interpretirt worden ; 
den Religionsunterricht »leiten« das heisst nicht »besorgen und 
erteilen.« M. H. ich bin überzeugt, stände in dem Verfassungs- 
artikel : 

die Religionsgesellschaften haben den Religionsunterricht zu be- 
sorgen und zu ertheilen, 
dann würde der Herr Cultusminister und auch Sie kommen und sa- 
gen: ja, das stimmt allerdings dahin: ertfieilen könnt ihr ihn, 
aber nur so, wie wir ihn vorschreiben. (Sehr gut! im Centrum). 
Ich bin der Meinung, das Wort »leiten« schliesst, wie es ja 
auch schön ausgeführt ist, nach seinem natürlichen Sinne immer 
auch das Ertheilen und Besorgen in sich. Nehmen Sie einen an- 
nalogen Fall: Wenn ein Feldherr eine Schlacht leitet, hat er dann 
nicht das Recht, in jedem Augenblicke nach allen Seiten hin nach 
Belieben Befehle zu ertheilen, ertheilte Befehle zurückzunehmen, jede 
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Abtheilung in Anspruch zu nehmen und sich an ihre Spitze zu stel- 
len? (Sehr richtig!) Nun sagt man ja auch jetzt, und namentlich 
auch der Herr Cultusminister hat es ausdrücklich betont: der Ar- 
tikel 24. sei bis jetzt nicht actuelles Recht; — erst wenn das Un- 
terrichtsgesetz erlassen werde — bis dahin gelte derselbe nur so- 
weit, als die bestehenden Gesetze und die staatlichen Interessen es 
gestatten. M. H., ich muss sagen, in Bezug des Ausdruckes : »staat- 
liche Interessen« finde ich, ist das geradezu eine frivole Interpre- 
tation; denn was sind staatliche Interessen? Das sind die Ansich- 
ten der jedesmaligen Gewalthaber, und danach soll sich also Alles 
richten. (Vicepräsident Klotz: Ich bitte den Redner, sich innerhalb 
der parlamentarischen Grenzen zu halten). Wenn man nun behaup- 
tet, und der Herr Cultusminister hat dies betont, dass der Artikel 
24. noch nicht actuelles Recht wäre, so gestatten Sie mir doch, die 
Worte hier vorzulesen , nach denen meiner Ueberzeugung nach, und 
ich glaube auch, dass, der Herr Cultusminister mir zustimmt, der- 
selbe eine andere Ansicht früher entwickelt hat. Bei der Debatte 
über das Schulaufsiehtsgesetz am 9. Februar 1872 sagte der Herr 
Minister Falk: 

»Ich bitte, Gewicht darauf zu legen, dass der Artikel 24. der 
Verfassungsurkunde besteht und bestehen bleiben soll und ebenso, 
dass das actuelle Recht, welches der Artikel 112. dem Artikel 
24. der Verfassungsurkunde, namentlich in den ersten beiden 
Absätzen leitend ausspricht, aufrecht erhalten bleibt.« (»Hört! 
Hört!) 

In diesem Satze ist ausdrücklich das actueUe Recht anerkannt. 
Wenn man aber nun beachtet, welcher Wirrwarr entstanden ist, so- 
bald man den alten Rechtsboden verliess, so überzeugt man sich 
auch davon ganz leicht, wie die Dinge eigentlich liegen. Sofort er- 
liessen die Regierungen verschiedene Verfügungen. Unsere Regie- 
rung in Münster, — die ja bekanntermassen eine der strebsamsten 
im Culturkampfe ist, wesshalb ich auch die Bitte ausspreche, die 
Leiter derselben ja zu belassen , weil sie uns ausserordentlich viel 
nützen, — (Heiterkeit), erliess eine Verfügung, wonach sämmtliche 
Geistliche von der Betheiligung an dem Religionsunterrichte ausge- 
schlossen wurden. Ich glaube, *das war dem Herrn Cultusminister 
für den ersten Anlauf doch zu viel, und es muss etwas von hier er- 
folgt sein, ein deutlicher Wink, denn darauf erschien am 28. Juli 
eine andere Verfügung, die ungefähr die erste wieder aufhob und 
sich mehr in Einklang setzte mit den mildern Verfügungen der Re- 
gierungen zu Marienwerder, Aachen u. s. w. Nun, erschien der Er- 
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lass des Herrn Cultusminister vom 18. Februar v. J., und Sie haben 
ja gehört, dass der Herr Cultusrniaister ausdrücklich bemerkte, der- 
selbe sei wesentlich auch durch unsere Reden veranlasst. Ich muss 
aber doch sagen, wenn ich die Verfügungen der Regierungen in ihrer 
Verschiedenartigkeit betrachte, dass ein solcher Erlass darum noth- 
wendig gewesen. Wenn man im ersten Augenblick vielleicht diesen 
Erlass des Herrn Cultusministers günstiger beurtheilt hat, dann hat 
das seinen Grund darin, weil man die ganze Gefahr, die darin steckte, 
nicht gleich erkannte ; denn , das muss ich sagen, ich halte diesen 
Erlass des Herrn Cultusministers und habe ihn auch von Anfang an 
für weit schlimmer gehalten wie die der Regierungen, denen er ab- 
helfen sollte. Dieser Erlass vom 18. Februar 1876 ist ein wahres 
Nest von Widersprüchen und von Bestimmungen, die der Willkür 
Raum lassen, und in jeder einzelnen Nummer desselben befindet sich 
so zu sagen eine Hinterthür, durch die eine etwaige Concession im 
Vordersatz glücklich wieder hinausschlüpfen kann. (Sehr richtig ! im 
Centrum). Ich will nur den einen Satz aus Nr. 3. hervorheben, wo 
es heisst: 

»Es kann (betreffs Ertheilung des Katechismusunterrichtes 
durch den Geistlichen) unter der Voraussetzung auch fernerhin 
dabei bewenden , dass der Geistliche in Bezug auf seine Stel- 
lung zum Staat der Schulauf Sichtsbehörde kein Bedenken er- 
regt und allen ressortmässigen Anordnungen derselben insbe- 
sondere hinsichtlich der Lehrbücher, der Vertheilung des Un- 
terrichtsstoffes auf die einzelnen Classen, der Schulzucht und 
pünktlichen Inhaltung der Lehrstunden pflichtmässig entspricht.« 
Und dann heisst es ferner: 

»An Orten mit confessionell gemischter Bevölkerung, in wel- 
chen ein katholischer Lehrer nicht vorhanden ist, kann der ge- 
sammte Religionsunterricht, wenn es bisher so üblich war, un- 
ter den 3. erwähnten Voraussetzungen auch ferner den Geist- 
lichen überlassen werden.« 

Also, wo die Voraussetzung nicht zutrifft, dürfen die Geistlichen 
den Religionsunterricht nicht ertheilen. Religionsunterricht soll schul- 
_planmässig stattfinden; von wem wird er solchenfalls ertheilt? von 
altkatholischen oder protestantischen Lehrern. Ich weiss nicht, von 
wem sonst! Ebenso ist die Hiuterthüre in Nr. 6. sehr bedenklich: 
»In den Fällen, wo es an einem vorschriftsmässig geprüften 
Lehrer mangelt, bestimmt die königliche Regierung, wem die 
Ertheilung des Religionsunterrichtes in der Schule zustehen soll. 
Ein Geistlicher darf auch in solchen Fällen nur dann zugelas- 
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sen werden, wenn in Betreff seiner die zu 3. bezeichneten Vor- 
aussetzungen zutreffen,« „ 
also immer die Voraussetzung, dass er keine Bedenken bei der Schui- 
aufsichtsbebörde erregt. Ich werde nachher noch auf einzelne zu- 
rückkommen, ich will hier nur Folgendes noch gleich sagen. Aus 
dem Vorgetragenen ergibt sich , dass , mit diesen Bestimmungen in 
der Hand, die Regierung jedem Geistlichen die Theilnahme an dem 
lieligionsunterricht und das Betreten der Schule untersagen kann, 
und ist davon auch ein sehr redlicher Gebrauch gemacht worden. 
Nun aber komme ich auf einen Punkt, der, wie ich glaube, hier 
noch nicht berührt worden ist, und der sich auch in diesem Erlass 
findet ; das ist nämlich die Unterscheidung zwischen dem schulplan- 
mässigen Religionsunterricht und dem sogenannten Beicht- und 
Com m u ii iommter rieht. Die Unterscheidung zwischen diesen beiden 
Unterrichtsarten erledigte sich früher sehr einfach, weil der ßeli~ 
gionsunterricht in den Volkssohulen schon eine Vorbereitung für die 
Erstcommunion und für die erste Beichte war, und es bedurfte dann 
nur einer kurzen engeren Vorbereitung für den feierlichen Akt. 
Jetzt kommt man nun und sagt : diese letztere engere Vorbereitung 
ist der Beicht- und Communionunterricht , der von dem Geistlichen 
zu ertheilen ist, alles Andere ist schulplan mässiger Unterricht und 
geht daher an die Lehrer über. Das ist ein Standpunkt, der nie- 
mals als richtig anerkannt werden kann und durchaus falsch ist. Aber, 
m. H* der Erlass des Herrn Cultusministers selber vom 18. Februar 
1876 weiss diese Frage auch gar nicht zu erledigen, denn da heisat 
es unter Nr. 11.: Allgemeine Normen über die Grenze des Zuläs- 
sigen lassen sich nicht ertheilen. Und unter Nr. 12. heisst es dann 
wieder: Wenn aber ein Geistlicher Veranlassung zu der Vermuthung 
gibt, dass er den kirchlichen Unterricht benutze, um den schulplan- 
mässigen Unterricht zu ertheilen , dann soll ihm die Benutzung des 
Schullocals versagt werden. Nun frage ich Sie, es ist einmal aus- 
drücklich anerkannt in dem Erlass: eine Grenze ist nicht zu ziehen, 
und andererseits wird auf diese Grenze hingewiesen , also auf eine 
willkürliche Entscheidung der Behörden. Als wir im vorigen Jahre 
bei den Verhandlungen der Unterrichtscommission den Herrn Regie- 
rungscommissar fragten, wo denn die Grenze liege zwischen dem 
schulplan massigen Religionsunterricht und dem Beicht- und Com- 
munionunterricht, da hat auch er uns die Frage nicht beantworten 
können und gesagt, vielleicht würde sein Herr Chef Veranlassung 
nehmen, diese Grenze zu bezeichnen. Ich glaube nun, der Herr Chef 
wird sich wohl dessen enthalten, denn ich glaube, dass nichts be- 
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denklicher wäre, als den Versuch zu machen, diese Grenze zu ziehen, 
das hiesse dann überhaupt schon direct die Frage des Religionsun- 
terrichtes nach dem materiellen Inhalte desselben in die Hand des 
Cultusministers legen , was er bis jetzt , glaube ich, noch ablehnt. 
(Sehr gut ! im Centrum.) Aber viel wichtiger ist die andere Frage, 
nämlich die: >Wer controlirt denn nun den schulplanmässigen Re- 
ligionsunterricht?« Das hat der Herr Cultusminister mit grosser 
Bestimmtheit ausgesprochen, und so soll es ja auch in dem Rescript 
stehen : Das geschieht von Seiten der Geistlichen. Nun, ich abstra- 
hire davon, wie weit überhaupt die Geistlichen nach dem Erlass aus- 
geschlossen werden. Aber ich will den Fall annehmen, dass wirk- 
lich allen Geistlichen gestattet würde, nach wie vor .den schulplan- 
mässigen Religionsunterricht zu controliren. Wie würde es ihnen 
denn damit ergehen ? Sie würden in die Schulen kommen, hören, dass 
der Lehrer ganz irrige und verkehrte Glaubenssätze vorträgt und 
würden das Recht haben , nach der Schule dem Lehrer einige Be- 
merkungen zu machen. Wenn der Lehrer sie mit aller Entschie- 
denheit abweist und sich derartiges verbittet, wird er, glaube ich, 
in den Augen seiner vorgesetzten Behörden nur dadurch steigen. 
Nun hat das also keinen Effect und der betreffende Geistliche wen- 
det sich nach Nr. 5. des Erlasses des Herrn Cultusministers an die 
vorgesetzte Schulaufsichtsbehörde, denn da heisst es: Ueber Diffe- 
renzen zwischen dem Geistlichen und dem Lehrer in Betreff des Re- 
ligionsunterrichtes entscheidet die Schulaufsichtsbehörde. Man sollte 
meinen, da wurde nun Hilfe kommen auch von dem Standpunkte des 
Herrn Cultusministers aus. Aber kein Gedanke daran, denn nun 
bestimmt der Cultusminister in Nr. 10. seines Erlasses , dass die 
Schulaufsichtsbehörde sich in das Materielle des Religionsunterrich- 
tes nur insoweit einzumischen habe, als derselbe nichts enthalten 
dürfe, was den staatlichen Interessen und staatsbürgerlichen Pflich- 
ten entgegenstehe. Also eine Entscheidung kann überhaupt auch da 
nicht eintreten. Was ergibt sich daraus ? Dass die Lehrer ganz ein- 
fach vortragen können, was sie wollen, und das geschieht denn auch. 
Ich habe hier eine Reihe von Notizen liegen, es würde mich jedoch 
zu lange aufhalteu, sie alle vorzutragen. Der Eine spricht sich als 
Anhänger von Darvins Affentheorie aus, der Andere verwirft die von 
der Kirche constatirten Wunder in der heiligen beschichte, ein Drit- 
ter geht soweit, dass er sogar Seiten aus dem Katechismus reisst, 
auf denen Dogmen der Kirche stehen, vor den Augen der Kinder, 
und sie in Ofen wirft. Es gibt gegen derartige Ausschreitungen 
keine Remedur, denn der Geistliche darf sich gar nicht einmischen. . 
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(Hört! Hört! im Centrum). M. H., zu solchen haarsträubenden 
Widersprüchen , das darf man dreist sagen , hat das Kescript vom 
18. Februar gefuhrt. Ich komme nun zu einem Punkt, der gleich- 
falls von grosser Bedeutung ist, die missio canoniea. Früher galt 
in Bezug auf die Autorisation der Lehrer von Seiten der Kirche zur 
Brtheilüng des Religionsunterrichtes, unter Anderem auch die Ca- 
binetsordre vom 9. August 1858, die ausdrücklich bestimmt, »dass 
für Ernennung oder Bestätigung katholischer Elementarlehrer oder 
Lehrerinnen der Bischof zu befragen , ob er gegen deren Person in 
kirchlicher und religiöser Beziehung etwas zu erinnern finde und 
die Ernennung und Bestätigung erst nach erfolgtem Einverständniss 
des Bischofs eintreten könne.« Auch der Herr Cultusminister Falk 
selbst hat vor dem Hause der Abgeordneten erklärt: 

»Der Staat hat allerdings nach den bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen die Verpflichtung, Personen mit dem Unterricht 
zu betrauen , gegen deren Lehre und Wandel die Kirche Ein- 
wendungen nicht hat.« 

Das war eine sehr klar und bestimmt festgestellte Norm in 
Bezug auf diese Frage. Nun ist die Sache im vorigen Jahre auch 
in der Unterrichtscommission zur Sprache gekommen ; es ist damals 
dasselbe erklärt worden, was, wenn ich nicht irre, auch heute der 
Herr Cultusminister hervorhob, dass zunächst die missio canoniea 
dadurch constatirt würde, dass Commissare der Bischöfe an dem Exa- 
men in den Lehrersemmarien Theil nehmen. Ich will hier nur gleich 
eine Aeusserung des Herrn Cultnsministers berichtigen , wenn er 
meinte, der Bischof von Münster habe keinen Commissar mehr hin- 
senden wolleu. Es ist aber kein Commissar der bischöflichen JBe- 
hörde bei dem Examen mehr zugezogen worden. Dann hat der 
Herr Cultusminister gesagt: Wenn nun aber die Bischöfe jetzt nicht 
mehr da sind, also keinen Commissar mehr entsenden können, so gibt 
es doch einige Leute im Lande, die von früher her noch ein derar- 
tiges Cömmissorium haben, oder andere die es freiwillig überneh- 
men. Ja, m. H. , das werden Sie mir doch einräumen , dass man 
diejenigen, die ein solches Cömmissorium auf Anregung des Herrn 
Cultusmiuisters übernehmen, wenn sich überhaupt Geistliche dazu 
hergeben, doch nicht für Commissare des Bischofs halten kann, die 
das Becht haben, die missio canoniea zu ertheüen ; das wird und 
kann von katholischer Seite niemals anerkannt werden; denn diese 
Commissare bei den Prüfungen würden weiter nichts sein, als Com- 
missare des Herrn Cidttisministers Falk , die er sich aussucht, 
und die missio canoniea würde sich ganz einfach in eine ww's- 
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sio falkiana verwandeln. (Unruhe links. Sehr gut! im Centrum.) 
Jawohl von missio canonica wäre gar keine Rede mehr und den 
katholischen Eltern dürfen Sie wahrlich nicht zumuthen, dass sie 
gerade besonderes Vertrauen haben sollen zu denjenigen Perso- 
nen, die der Cultusminister und seine Organe aus den katholischen 
Kreisen berufen. Die Erfahrungen, die wir da gemacht haben, gehen 
dahin, dass es meistens solche sind, die schon ganz oder halb Schiff- 
bruch gelüteii haben, an ihrem Glauben. (Sehr richtig! im Centrura). 
Nun will ich hierbei gleich den Punkt erledigen, bei dem der Herr 
Cultusminister — ich darf mich des Ausdruckes bedienen, weil er 
ihn selbst sehr liebt — mit Emphase hervorgehoben hat, wie durch 
die entsetzlichen Wühlereien diejenigen Geistlichen im Kreise Coes- 
feld, welche sich bereit erklärt haben, in der Schule wieder zu un- 
terrichten, nachher veranlasst seien, davon zurückzutreten. Das wäre 
in Folge von Zeitungsartikeln, Reden und ich weiss nicht was ge- 
schehen. So verhielt sich die Sache aber nicht. Als man diese 
Geistliche, und zwar waren es jüngere Geistliche und Capläne, von 
Seiten der landräthlichen Behörden und Schulinspectionen, die beide 
katholischer Confession sind, aufforderte, ob sie nicht den Unterricht 
in der Schule übernehmen wollten, wussten diese Herren zum Theil 
nicht, das Unrecht und das Unerlaubte, welches darin lag, dass man 
die Pfarrer nicht zuliess, dass man dagegen nun die jüngere Geist- 
lichen in die Schule bringen wollte, und die Intention, dadurch ein 
Dissens zwischen der jüngeren Geistlichkeit und den Pfarrern zu 
Wege zu bringen, wurde im ersten Augenblick nicht überschaut. 
Nachdem man aber auch da wieder die Tendenz erkannte, haben 
die Herren natürlich schnell erklärt : »nun gehen wir nicht hierauf 
ein, wir danken dafür, dass wir sollen in der Schule unterrichten 
dürfen, während man es unseren Pfarrern verbietet,« und da haben 
die Herren correct gehandelt. (Sehr wahr! im Centrum). Nun, 
frage ich aber, woher soll denn Vertrauen kommen, wenn man be- 
denkt, wer wird denn jetzt als Lehrer angestellt? Wer wird in sei- 
ner Stellung gehalten? M. H., gehalten wird vor Allem derjenige, 
der sich in eine mehr oder weniger grosse Opposition gegen die ka- 
tholische Kirche als katholischer Lehrer und Beamter stellt. Ich 
erinnere Sie mir an den bekannten Fall in Messnich, wo ein Lehrer, 
der selber bei der Volkszählung sich als altkatholisch erklärte, trotz- 
dem noch ein ganzes Jahr festgehalten wurde, und die Eltern wur- 
den gezwungen, ihre Kinder in den Unterricht dieses Mannes zu 
schicken, der keinen katholischen Unterricht mehr ertheilte und sich 
sogar Aeusserungen und Handlungen erlaubte, vor den Kindern, 



Digitized by 



\ ' 




282 Die Schul- und Katechismusfrage in Preussen (1876-1877.T 

die seiner Missachtung gegen katholische Dogmen und Lehren Aus- 
druck gaben. (Hört! Hört! im Centrum.) Dann muss ich da- 
rauf hinweisen, daas ja die eigentümliche aber nicht verwunderliche 
Erscheinung uns entgegentritt, dass eine so grosse Anzahl Stellen 
gar nicht mit geprüften Lehrern und Lehrerinnen besetzt werden 
kann und desshalb mit Aspiranten besetzt werden muss. Beachten 
Sie, dass in einem einzigen Kreise am Rhein von 67 einclassigen 
Schulen nur 25 geprüfte Lehrer haben; die anderen werden von 
Aspiranten besorgt, und wie sind diese Aspiranten? Der eine ist sei- 
nes Gewerbes Kaufmann, hat dann drei Jahre bei den Ulanen ge- 
dient, einen kurzen Cursus und ein Examen bei dem Schulinspector 
gemacht und ist dann als Aspirant an eine Schule geschickt , den 
Sommer über. Nach den Ferien ist er nicht wiedergekommen , in- 
zwischen hat er als Kaufmann eine bessere Stellung gefunden. Ein 
anderer hatte sieh dem ehrsamen Sehneiderhandwerk ergeben, einen 
kurzen Cursus mitgemacht und ist dann Aspirant geworden. Ich 
könnte Ihnen noch viele solche Fälle vorführen; aber namentlich 
muss ich hervorheben , dass so ausserordentlich junge Leute ange- 
stellt werden; Kinder, Knaben von 15 Jahren, haben als Aspiran- 
ten die Schule, und das sind auch diejenigen, die den schulplan- 
mässigen Religionsunterricht ertheilen. (Hört! Hört!) bedenken Sie 
das wohl, und zwar ohne alle Controle ertheilen, weil man in diesen 
Kreisen, von denen ich spreche, den 30 Pfarrern und Geistlichen ver- 
boten hat, die Schule zu betreten. Nun frage ich Sie, sind das nicht 
haarsträubende Zustände? Wie wird von diesen jungen Aspiranten 
— man muss das einmal vergleichen im Culturkampf — die Sache 
gehandhabt? Ich habe hier eine Mittheilung, wonach ein solcher 
Aspirant, der sein Examen machte, welches drei Tage dauerte, die 
Schule desshalb, statt drei Tage zehn Tage aussetzte ; am folgenden 
Tage war sein Namenstag, da setzte er ebenfalls aus, drei Tage 
nachher kam eine fünftägige Kirmess, da setzte er auch aus. Nun 
erlauben Sie, dass ich Ihnen den Gegensatz aus meiner eigenen 
Gemeinde darlege. In meiner Gemeinde starb der alte Pfarrer, 
der 50 Jahre in der Gemeinde als Seelsorger gewirkt hat. Vor 
circa acht Jahren vom Schlag getroffen, hatte er keine Functionen 
als Pfarrer mehr versehen können, war daher auch niemals mit den 
Staatsgesetzen in irgend einen Conflict gekommen. Die ganze Ge- 
meinde war so zu sagen unter seinen Händen aufgewachsen. Es' 
wurde auch die Bitte der Eltern nicht erlaubt, dass die Kinder bei 
der Beerdigung mitgehen kounten, und dass die Schule auch nur 
eine Stunde ausgesetzt wurde. (Hört! Hört! im Centrum.) Es 
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wurde die Bitte abgeschlagen, und so musste die Gemeinde das Schmerz- 
liche erleben, dass ihr hochgeachteter und geliebter Seelsorger der 
sie alle pastorirt hatte, ohne Begleitung der Kinder begraben wurde. 
Solche Rohheüen — denn anders kann ich es nicht nennen (Sehr 
richtig ! im Centrum). — müssen zur Folge haben, dass, wenn den 
Kindern sonst Patriotismus beigebracht wird, er ihnen auf solche 
Weise bis auf die Nagelprobe wieder ausgetrieben wird. (Sehr rich- 
tig!) Ich will, um nicht zu lang zu werden, einige andere Punkte 
übergehen. Ich will nur das Eine noch hervorheben, dass allmäh- 
lich der Herr Cultusminister resp. seine Organe auch anfangen, die 
Hand auch auf den Katechismus und auf die Lehrmittel zu legen. 
Bs sind schon Verfügungen betreffs des Katechismus in Zeitungen be- 
kannt geworden, die auf ein derartiges Bestreben hinweisen, aber 
m. H., auch in den Schulbüchern finden wir etwas Aehnliches. Ich 
will nur ein einziges zur Hand nehmen, das neue Lesebuch für die 
Schulen in Westfalen, in welchem sich folgender Vers zum Auswen* 
diglemen für die Kinder befindet : • 

»Nicht in kadten Marmorsteinen, 
Nicht in Tempeln dampf und todt, — 
In den frischen Eichenhainen 
Weht und rauscht der deutsche Gott.« 

(Heiterkeit). Ich vermuthe> dass das der Gott der neuen Staats- 
religion ist. (Grosse Heiterkeit). 11 H.> wenn ich alles Vorgetra- 
gene zusammenfasse , dann darf ich die Frage aufwerfen : Können 
sich die katholischen Kitern bei derartigen Zuständen beruhigen? 
Ist .es nicht ihre Gewissenspflicht, dem entgegenzutreten? Ja, ich 
kann hinweisen auf das Urtheil eines Mannes, der nicht meiner 
Confession angehört und der gewiss auf dem Standpunkte der mo- 
dernen Bildung steht. Zwei Sätze nur will ich Ihnen vorlesen und 
will Ihnen dann den Verfasser nennen. Es ist ein Werk, das zur 
Vorbereitung des künftigen Unterrichtsgesetzes geschrieben ist. Da 
heisst es: 

^ie Religion und die Wissenschaft müssen von der Beeinflus- 
sung der jeweiligen Machthaber freigehalten werden. Die Staats- 
beamten dürfen religiöse und wissenschaftliche Vereine , Genos- 
senschaften und Anstalten beaufsichtigen* aber nie sie leiten und 
bestimmen wollen.« * j «!•»,,' 

Und dann an einer anderen Stelle: 

»Durch die vollständige Unabhängigkeit des Religionsunter- 
richtes von irgend welchen Behörden wird allein die eines mo- 
.> dernen, namentlich auf protestantischen Grundsätzen beruhenden 
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Staatswesens würdige Gerechtigkeit geübt und unsäglich viel 
Hader vermieden, c 

Das schreibt Dr. Beck, Oberlehrer an der Friedrichsrealschule 
zu Berlin, — jedenfalls ein unparteiischer Zeuge. Ich muss zum 
Schluss sagen : Dahin sind wir also in dem abgelaufenen Jahre des 
Culturkampfea gelangt, zu einer nach meiner Ueberzeugung so schwe- 
ren Glanbensbedrückung, toie sie nur sein kann, und ich wieder- 
hole: ico nicht alles Gefühl für Freiheit und Recht geschwunden 
ist, muss unserem Antrage zugestimmt werden. M. H., ich frage 
Sie, wenn ein einziges Kind bei Ihnen so behandelt würde, wie bei 
uns jetzt tausende in Betreff des Religionsunterrichts , was würde 
von Ihrer Seite dagegen reagirt, gesprochen und gefordert werden! 
Wenn Sie unseren Antrag ablehnen, ich weiss ja nicht, was Sie 
thun werden, (Heiterkeit links), ich meiue, ich weiss es officiell 
nicht, so bemerke ich, dann machen Sie sich mitschuldig. Und dann 
bitte ich, sprechen Sie doch niemals mehr von dem prcussischen 
Rechtsstaat uns gegenüber. Denn das muss ich Ihnen sagen, werden 
diese Massregeln consequent durchgeführt, dann kommen wir zu einer 
viel schwereren Verfolgung als die schwersten Verfolgungen, welche die 
katholische Kirche selbst unter denNeronen erlitten hat. (Unruhe links. 
Sehr wahr! im Centrum.) M. H., ich werde das beweisen. Wenn 
ich vor die Frage gestellt werde, ob ich meinen Glauben verleugnen 
will oder den Tod erleiden, so ist das eine schwere Entscheidung. 
Ist Gott mir gnädig, so werde ich das Richtige thuen und für meine 
Ueberzeugung sterben. Viel härter ist es aber für die Eltern, wenn 
sie in die Lage gebracht werden, mit verscliränkten Armen zusehen 
zu müssen, toie ihre Kinder um ihre Religion b et r o g en werden. 
(Unruhe links! Sehr richtig! im Centrum,) Ja, m. H., durch die 
Fälschung des Religionsunterrichtes wird man um die Religion be- 
trogen , und das ist das Schlimmste und Härteste was geschehen 
kann. (Sehr richtig! im Centrum). Nun noch ein paar Worte be- 
treffs der formellen Behandlung unseres Antrages. Es liegt uns der 
Antrag Aegidi und Genossen vor. Ich werde nicht viel über ihn 
sagen, ich finde, der Antrag gleicht ganz seinem Antragesteller 
(Heiterkeit) und die Erwägungen des Antrages sind ganz dieselben 
mit den Intentionen der Regierung harmonirenden Gründe , die wir 
schon so oft von Herrn Aegidi gehört und namentlich gedruckt ge- 
lesen haben. (Sehr gut!) Ich für meine Person möchte mir gestat- 
ten, die Bitte an Sie zu richten und zu beantragen, dass der Antrag 
Reichensperger an die Unterrichtscommission verwiesen werde. M. 
H., ich möchte wünschen, wenn Sie sich für heute auch • vielleicht 
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schon schlüssig gemacht haben, dass Sie sich doch noch einmal über- 
legten, ob die Frage nicht so wichtig und tief sei, dass sie auf das 
Ernstlichste und namentlich auch in einer Commissionsberathung mit 
allem zugehörigen Material nochmals gründlich geprüft werde, ehe 
Sie ihre letzte Entscheidung treffen. Denn gehen Sie kurzer Hand 
über den Antrag fort, unterstützen Sie damit die Regierung in der 
Beseitigung und Unterdrückung unserer heiligsten Rechte, dann ge- 
statten Sie mir mit den Worten zu seh Hessen , die der Dichter 
ausspricht: »Aus der Welt die Freilmt verschwunden ist,* — die 
anderen Zeilen mögen Sie sich selbst dazu sagen.« (Bravo ! im 
Centrum). 

V Abg. Dr. Aegidi: Die Herren vom Centrum liefen es, die- 
jenigen allgemeinen Grundsätze, welche sich in der Verfassung be- 
finden und welche eine äusserst dehnbare Auffassung zulassen, zu dis- 
cutiren und dazu benutzen, um Vorwürfe und Angriffe gegen die Begie- 
rung zu richten. Das ist die bekannte Taktik jener Herren, und um 
diese zurückzuweisen, haben wir unsern Antrag gestellt. Artikel 24. 
soll eine Richtschnur bilden für die Erlasse der Verwaltung und 
ihr Vorgehen, falls nicht bestehende Gesetze entgegen sind. Nun 
widerspricht der Erlass des Cultusministers durchaus nicht einem 
unserer jetzigen Gesetze; er steht vielmehr im Einklang mit den 
nach Artikel 112. fortbestehenden gesetzlichen Bestimmungen, und 
der Antrag Reich ensperger ist desshalb durchaus unbegründet. Erst 
dem Unterrichtsgesetz wird es vorbehalten sein, einen festen Zu-> 
stand in den bestehenden Verhältnissen zu schaffen. Mit Becht 
ist das Wort ausgesprochen: wer die Schule hat, hat die Zukunft 
für sich; und in diesem Sinne haben wir unseren Antrag ge- 
stellt , wir wollen die Zukunft Preussens in unserer Hand behalten 
(Beifall). ... 

Abg. Dr. Wehrenpfennig und Genossen beantragen, über den 
Antrag Reichensperger zur einfachen Tagesordnung überzugehen (im 
Gegensatz zur motivirten Aegidius). 

Nach der Geschäftsordnung hat nur ein Redner für und ein 
Redner .gegen diesen Antrag das Wort. 

Abg. Dr. Wehrenpfennig. Vielleicht wären wir ganz berech- 
tigt gewesen, unseren Antrag auf einfache Tagesordnung schon früher 
einzubringen ; wenn wir das erst jetzt thun, so hat das zwei Gründe, 
einmal, weil viele neue Mitglieder im Hause sind, welche das pro 
und contra dieser Frage nicht gehört haben, anderntheils, weil die 
Partei , welche mit uns bisher zusammengestimmt hat, einen milde- 
ren Antrag eingebracht hat. Es stehen sich jetzt drei Anträge ge- 
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genüber, der des Abg. Aegidi auf motivirte Tagesordnung, der des 
Abg. v. Schorlemer auf Verweisung an die Unterrichtscommission 
und der unsrige. Was den ersten anbetrifft, so kann ihn wohl jetzt 
der Antragesteller zurückziehen, da durch die Debatte und durch die 
Motivirung des Antrages dnrch den Antragesteller selbst sein Zweck 
erreicht ist. In Bezug auf den zweiten Antrag wird doch der Abg. 
Schorlemer zugeben, dass die Commission fast ebenso zusammengesetzt 
sein würde, wie im vorigen Jahre, und es würde dem Hause nur viele 
Mühe und Arbeit zum zweiten Male geschaffen, die doch nur zu dem- 
selben Resultate fuhren könnte , wie im vorigen Jahre. Ich katm 
Sie desshalb nur bitten , unseren Antrag auf einfache Tagesordnung, 
der von Mitgliedern verschiedener TYactionen unterzeichnet ist, an- 
zunehmen. ' ' ■ : i' - : ; ! W 
Abg. Eeicnensperger: Der Antrag auf einfache Tagesordnung 
hat wenigstens den Vortheil, dass er dem Lande zeigt, welche -Öe" 
sinnung in Beziehung auf diese ernste Angelegenheit bei der Majori- 
tät des Abgeordnetenhauses herrscht. Die Motivirung des Antrages 
durch den Abg. Wehrenpfennig ist sachlich unrichtig. Im vorigen 
. Jahre ist dieser Gegenstand nicht erörtert worden. Das Haus leimte 
damals die Berathung desselben ab. Allerdings ist beim Budget auf 
die Frage eingegangen worden ; jedoch weiss Jeder , dass dies bei 
dieser Gelegenheit nicht gründlich geschehen kann. Anträge sind 
damals nicht gestellt worden , und das Haus hat keine Gelegen- 
heit gehabt, die materielle Billigung der Regierungsmassregeln 
auszusprechen. Wir stehen auch jetzt einer neugewählten Kam- 
mer gegenüber , uud es ist eine sonderbare Voraussetzung des Ab£. 
Wehrenpfennig, dass er den neu eingetretenen Mitgliedern niclrt die- 
selbe Urtheüsfahigkeit zutraut, wie sich selbst. leh habe wenigstens 
von ihm nicht erfahren können, ob er dieselben gründlichen ^rstü- 
dien gemacht hat, wie der Cultusminister und ob er zu denselben % 
Conclnsionen hat kommen können. Der Abg. Windhorst (Bielefeld) 
will , obgleich er noch auf demselben Standpunkte steht wie der 
Abg. Virchow im Jahre 1870, heute doch nicht für meinen Antrag 
stimmen. Das ist zwar nichts Neues mehr, dass in diesem Hause 
die Partikeln : zwar — aber dennoch eine verhängnissvolle Bolle spie- 
len; keineswegs haben sie aber zur Erhöhung der Achtung des 
Hauses beigetragen. Die Absicht des Abg. Yirehow g(ing nadb 
meiner Auffassung auch nicht dahin, Uns zu unterstützen nur de 
lege ferenda, sondert auch bei der bestehenden Gesetzgebung (je^en 
die damals sehen hervortretenden Intentionen der Regierung. Esr 
ist mir auch unerfindbar, wie man meinem Antrage Mangel an 
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Correctbeit vorwerfen kann. Der Abg. Aegidi ist selbst weiter 
gegangen, als der Minister Falk, und hat behauptet, der Erlaas 
des Cultusministers stehe im Einklang mit den nach Artikel 112. 
der Verfassung aufrecht erhaltenen Gesetzen. Der Minister hat von 
uns nur den Nachweis seinem Erlasse entgegengesetzter gesetzlicher 
Bestimmung verlangt/ Wäre die Ansicht des Abg. Aegidi rich- 
tig, dann wäre der Mass des Cultusministers ja unnütz. Gegenüber 
dem Cultusmimster muss ich gegen die Supposition protestiren, dass 
es sich hierbei nur um eine Machtfrage des katholischen Klerus 
handele. Man sollte diese Sprache nicht gebrauchen, jedenfalls wäre 
eine derartige Beleidigung , wenn man sie zum Beispiel gegen den 
pr Russischen Richterstand richtete, mit Indignation zurückgewiesen 
worden. Die katholischen Geistlichen haben trotz des Brodkorb« 
gesetzes so viel Ueberzeugungstreue und Opfermuth gezeigt, dass 
man ihnen mehr Achtung wie jeder politischen Partei zollen muss. 
Die Discussiou wird geschlossen , und nach persönlichen Be- 
merkungen der Abg. Wehrenpfennig *nd Jfawenberg dem Antrag 
W^rcnpfeimig gemäss die einfache Tagesordnung über den Antrag 
Reichensperger angenommen. ,;\ Vl ; y . 

>; J£ Gegen die Tagesordnung stimmen nur ausser dem Centrum 
und den Polen die Altconservativeu. < nt&yu* •• 

-£f« Zur Illustration des in der obigen Rede des Herrn Mini- 
sters Dr. Falk aufgestellten Behauptungen entnehmen wir der Bei- 
lage Germania 1877 Nr. 30 f. Folgendes über »Garantien«, des 

D *- FaU & : ... , o*k ; ::( ,- lH f, . . i 

. : In .der Bede, mit der Dr. Falk in der Sitzung des Abgeord- 
netenhauses Vom 24. Januar die Reich ensperger'sc he Interpellation 
über den cuitusministerieilen Erlaas vom 18. Februar 1§ 76 beant- 
wortet hat, finden wir, nebst vielen anderen erstaunlichen, Dingen 
auch die Behauptung »in der Mitwirkung, die de,r kirchlich^ Be- 
hörde bei der Prüfung der Lehramtscandidaten zustehe, mit anderen 
Worten: in der Zulassung eines bischöflichen Commissars zu jenen 
Prüfungen liege eine Garantie dafür , dass der Religionsunterricht 
im Sinn der Coufession ertheilt werde.«* , r M^p'i i& 

Wir wollen hier davon absehen, dass unter den*gegenwärtigen 
Culturkampfverhältnissen besagte Prüfungen factisch fast . überall 
ohne Beteiligung eines bischöflichen Commissars stattfinden. Wir 
wollen uns nur die angebliche Garantie ^ im Anschluss an die 
Artikel, welche die »Germania« früher über dasselbe Thema gebracht 
hat -? einmal beim Lichte besehen, JJvß ihren Werth oderUnwerth 

• 

V 
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richtig zu taxiren , müssten wir wissen , wie schwer oder wie leicht 
das Votum des bischöflichen Commissars bei Entscheidung der Frage, 
ob der Candidat genügend bestanden habe und zum Lehramte zuzu- 
lassen sei, in die Wagschale fiel resp. fallt. Wir müssten wissen, 
ob dem bischöflichen Commissar ein absolutes Veto gegen die An- 
stellung eines Candidaten, den er als unfähig und untauglich zur 
Ertheilung des Religionsunterrichtes erkannte, von Seiten der Regie- 
rung zugestanden wurde — mit andern Worten : ob er durch sein 
einziges Votum — gegen die Vota aller übrigen Mitglieder der 
Prüfungs-Commission — die Anstellung eines untauglichen Candi- 
daten verhindern konnte. Und vor Allem und an erster Stelle müss- 
ten wir wissen, ob die Prüfung sich wirklich auf die Qualifkaiion 
des Candidaten zur Ertheilung des Religionsunterrichtes erstreckte. 
Nur im Bejahungsfalle kann selbstverständlich von einer wahren Ga- 
rantie die Rede sein. 

Nun hat uns aber ein Geistlicher, der in den Rheinlanden 
mehrere Jahre als bischöflicher Commissar bei besagten Prüfungen 
fungirte, den regelmässigen Hergang in folgender Weise geschildert: 
Man habe ihn ersucht, der Prüfung in allen Fächern aufmerksam 
zu folgen und sich über die Leistungen in den einzelnen Fächern 
Noten zu machen, wie die übrigen Mitglieder der Prüfungscommis- 
sion dies gleichfalls gethan. Diese Noten seien dann mit einander 
verglichen und aus ihnen per majora die Censuren in den einzelnen 
Fächern, wie das Endresultat der ganzen Prüfung ob bestanden oder 
nicht bestanden u. s. w. — festgestellt worden. Und bei dieser Ge- 
legenheit habe der die Prüfung als Regierungscommissar leitende 
Provincialschulrath L. regelmässig die Bemerkung vorausgeschickt: 
Auf die Noten in der Religionslehre könne nicht gleiches Gewicht 
gelegt werden, wie auf die in den übrigen Fächern, >weil der Leh- 
rer als solcher nicht berufen sei, Religionsunterricht zu ertheilen, 
weil somit der Candidat sich keineswegs über seine Befähigung zur 
Ertheilung des Religionsunterrichtes, sondern nur darüber auszu- 
loeisen Iwbe, dass ihm als künftigen Lehrer einer katholischen Schule 
diejenigen religiösen Kenntnisse, die überhaupt von einem guten Ka- 
tholiken gefordert werden müssen, nicht abgehen. 

Wenn nun die Prüfung der Lehramtscandidaten überall in 
gleicher Weise stattfand — was wir nicht wissen — wenn die As- 
sistenz des bischöflichen Commissars nichts weiter bedeutete, so ver- 
duftet offenbar die gepriesene »Garantie« in Nebel und Dunst und 
zuletzt — in Nichts. 

Aber gesetzt auch, die Prüfung habe sich wirklich auf die 
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Qualification des Candidaten zur Ertheilung des Religionsunterrichtes 
bezogen und die Cabinetsordre vom 9. Augnst 1858 sei in der Weise 
ausgelegt und ausgeführt worden, dass dem Bischof gegen die An- 
stellung eines Candidaten , der sich über seine Befähigung zur Er- 
theilung des Religionsunterrichtes nicht genügend ausgewiesen, ein 
absolutes Veto zugestanden wurde ; gesetzt also , die Assistenz des 
bischöflichen Commissars bei den Prüfungen biete irgend welche Ga- 
rantie : wie lange wird diese Garantie denn vorhalten ? Doch nicht 
etwa auf Lebenszeit des Lehrers? Kann nicht ein Candidat, der die 
Religionsprüfung genügend bestanden, später in der Praxis, durch 
Vernachlässigung des katechetischen Studiums und der pflichtmäs- 
sigen Vorbereitung zu den Religionsstunden, in einigen Jahren auf 
eine Stufe religiöser Unwissenheit und katechetischer Verwilderung 
hinabsinken, die ihn zur Ertheilung des Religionsunterrichtes geradezu 
unfähig macht? Kann er sich nicht einem unsittlichen Leben, kann 
er sich nicht dem Trunk, dem Spiel oder andern unerbaulichen Ge- 
wohnheiten ergeben und so den letzten Rest jener sittlichen Würde 
und jener Achtung verscherzen , deren Vollbesitz dem Religionsleh- 
rer der Jugend zum gedeihlichen Wirken unentbehrlicher ist, als 
jedem Andern ? Wer »garantirt« uns dafür, dass solche Fälle nicht 
vorkommen? Und wenn sie vorkommen,' wie es erfahrungsmässig 
leider nicht selten zutrifft, an wen sollen wir uns dann um Abhilfe 
wenden ? 

An Dr. Falk ? Wir wollen seinen guten Willen zu helfen — 
besonders wenn es sich um grobe sittliche Excesse des Lehrers han- 
delt — keineswegs in Zweifel ziehen. Aber nichts für ungut — 
Dr. Falk kann uns, selbst beim besten Willen, keine Garantie und 
keine Abhilfe bieten, wie wir sie verlangen und verlangen müssen. 
Die Forderungen, die wir an den Religionsunterricht und an den Reli- 
gionslehrer stellen, sind doch noch ganz andere, als die des wohlwollend- 
sten protestantischen Unterrichtsministers — er denkt und fühlt eben 
nicht katholisch, und darum wird er für manche Dinge, die uns — 
im guten oder im bösen Sinne — höchst wichtig erscheinen, absolut 
kein Verständniss haben. Und selbst was das sittliche Leben des 
Religionslehrers angeht, so dürfte das katholische Auge, das gewohnt 
ist, in dem Religionslehrer den Stellvertreter Christi zu erblicken, 
doch noch unvergleichlich empfindlicher und verwundbarer sein, 
als das des pflichtgetreuesten Unterrichtsministers, der von hoher 
Warte herab die ungezählten Schaaren seiner Schullehrer überblickt. 

Und wie, wenn der Lehrer bei Ertheilung des Religionsunter- 
richtes — wissentlich oder unwissentlich — gegen die katholische 
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Glaubenslehre verstösst? Wie, wenn er gewisse Dogmen angreift; die 
bei Herrn Dr. Falk im Gerüche der Staatsgefäbrlichkeiten stehen? 
Wie, wenn er zu der Confession, »in deren Sinne er den Religions- 
unterricht ertheilen soll,« in eine feindselige Stellung tritt, wenn er 
unter die »Culturkämpfer« geht und die Bekämpfung dessen, was 
Dr. Falk ultramontanes Gift, wir dagegen echtes katholisches Chri- 
stenthum nennen, zu seiner Lebensaufgabe macht? Heisst das auch 
noch »den Keligionsunterricht im Sinne der Confession ertheilen?« 
Und wo bleibt da die Garantie ? Soll Dr. Falk sich etwa auf den 
Lehrstuhl setzen und ex cathedra entscheiden, ob der Religionsun- 
terricht, den der Lehrer ertheilt, orthodox oder häretisch ist? Und 
kann man denn so unmenschlich sein, Dr. Falk zuzumuthen, dass er 
gegen »staatsgetreue und reichsfreundliche« »Culturkämpfer« im 
Lehrerstande, gegen sein eigen Fleisch und Blut einschreite? Hat 
er nicht selber sie aufgerufen zum heiligen Kampfe gegen den bösen 
Ultramontanismus? Hat er nicht Alles gethan, um den Lehrerstand 
von allen ultramontanen Bestrebungen und Neigungen zu reinige? 
Ist nicht das gute Einvernehmen eines Lehrers mit seinem ultra- 
montanen und »reichsfeindlichen« Seelsorger der allerschwärzeste 
Schatten, der auf seine Unschuld fallen kann? Und nun soll er ge- 
gen die Männer »nach seinem Herzen,« gegen die Kinder seines 
Geistes mit strengen Massregeln vorgehen ? Eine solche Zumuthung 
ist unmenschlich, ist barbarisch. Man halte uns nicht die Ver- 
setzung des Lehrers Pirilippsen von Messenich nach Erpel entgegen. 
Ob diese Versetzung die Situation des Lehrers Philippsen verschlech- 
tert oder verbessert hat, also im Erfolge eine Strafe oder eine Be- 
lohnung war , wissen wir nicht , wir glauben aber eher das Letz- 
tere. Zudem hatte Philippsen in seinem »culturkämpferischen« 
Eifer die Regeln der Klugheit doch allzusehr ausser Acht gelassen 
und dadurch seinem Herrn und Gebieter grosse Verlegenheiten be- 
reitet, es ihm geradezu unmöglich gemacht, ihn der aufgeregten Ge- 
meinde gegenüber länger zu halten. Und doch musste die Gemeinde 
alle irdischen und himmlischen Mächte zuvor anrufen, ehe sie von 
seiner Wirksamkeit befreit wurde. Wir sind überzeugt, Dr. Falk 
wünscht sich nicht lauter solche »Frounde,« wie der Lehrer Phi- 
lippsen. r irtAinrii/. 

Wo* bleibt also die Garantie dafür, dass der Lehrer »den Re- 
ligionsunterricht stets im Sinne der Confession ertheilen werde?« Wir 
suchen sie und finden sie nicht: weder in der Assistenz eines bi- 
schöflichen Coramissars bei der Prüfung der Lehramtscandidaten, 
noch auch in der Aufsicht und Oberaufsicht der staatlichen Schulbe- 
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hörden und ihres Chefs des jeweiligen Unterrichtsministers. Wir 
finden sie ebenso wenig in der famosen Leitung des Religionsunter- 
richtes durch die RcligionsgeseUscJiaften , wie Dr. Falk in unrich- 
tiger Auslegung des Artikels 24. der Verfassung sie versteht. Diese 
>Leitung« ist ein gär zu abstractes und abstruses, ungreifbares Ding; 
seife Dr. Falk die Eriheilung des Religionsunterrichts und die Auf- 
sicht über denselben davon abgezweigt hat — wir wissen nichts da- 
mit anzufangen. Und was die im Erlass vom 18. Februar 1876 
aufgezählten einzelnen Befugnisse , die dem Geistlichen als »Leiterc 
immerhin noch zustehen sollen, angeht, so gipfeln sie in dem Rechte, 
»Wünsche und Beschwerden in Bezug auf den Religionsunterricht 
der staatlichen Aufsichtsbehörde vorzutragen,« und in diesem Rechte 
können wir mit der besten Brille von der Welt keine hinreichende 
Garantie entdecken; da lauft am Ende Alles wieder auf Dr. Falk 
hinaus. Und wir möchten dem Pfarrer, der »den Frieden liebt ' 
und gute Tage sehen will,« von vornherein den Rath ertheilen, 
glühendes Eisen nicht anzufassen und von all' diesen schrecklichen 
Befugnissen dem Lehrer gegenüber keinen Gebrauch zu machen, da 
letzterer die Intentionen des Dr. Falk ohne Zweifel besser kennt, als 
er, der Geistliche selber. Und zudem hat Dr. Falk diesem an sich 
schon so ungefährlichen Rechte der Religionsgesellschaften resp. der 
Geistlichen den letzten Zahn, mit dem es etwa noch beissen könnte, 
vorsorglich ausgebrochen durch die Bestimmung, »dass der Geistliche 
die Leitung des Religionsunterrichts nur so lange ausüben dürfe, als 
er durch sein Verhalten nicht diejenigen Zwecke [gefährdet, welche 
der Staat mit der Erziehung der Jugend durch die Volksschule ver- 
folgt.« rDank dem Eifer, mit dem diese Bestimmung allenthalben 
in die Praxis umgesetzt wird, entbehrt schon jetzt der Religionsun- 
terricht in vielen, wahrscheinlich den meisten katholischen Schulen 
. jeder geistlichen Leitung. 

. r Das sind also die gepriesenen Garantien, mit denen unsere vortreff- 
lichen Bischöfe sich zufrieden geben sollen, wo es sich um das Höchste 
und Heiligste, die religiöse Erziehung der Jugend, handelt? Sehen 
wir; doch einmal, welche Garantien sie von ihren Priestern, den 
geistlichen iRdigionslehrern , fordern. Sie werden in bischöflichen 
Anstalten, unter der strengen Aufsicht und den Augen des Bischofs 
erwg^nv in der heiligen Wissenschaft gründlich unterrichtet, zu aller 
Gottseligkeit und Tugend angeleitet. Ihr Wandel wird strenge über- 
wacht; von ihren Fortschritten in den theologischen Disciplinen 
müssen sie in verschiedenen Examina Rechenschaft ablegen. Wer 
zu leiekt befunden wird, wird noch an der Schwelle des Heiligthums 
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zurückgewiesen. Sie empfangen durch die Handauflegung des Bi- 
schofs zu ihrer natürlichen Ausbildung und Befähigung die Fülle 
übernatürlicher Gnaden. Und wenn sie dann als neugeweihte,Priester 
in die Welt hinaustreten, überlässt der Bischof sie dann ihrem guten 
Schutzengel allein ? Keineswegs ; ältere Priester , Definitoren; und 
Dechanten halten treue Wache über sie. Und noch fünfzehn bis 
zwanzig Jahre lang, bis ins reifere Alter hinein, beruft der Bisehojt 
sie, wenigstens in manchen Diöcesen, in kurzgemessenen Zwischen- 
räumen zum Eiamen, um sich zu überzeugen, ob sie nicht ermat- 
ten und erlahmen im wissenschaftlichen und gottseligen Streben. 
Man sieht, die Bischöfe wollen wissen, wem sie die unsterblichen 
Seelen anvertrauen. Und diese Sorgfalt der Bischöfe hat herrliehe 
Früchte gezeitigt, wie die Haltung des katholischen Klerus, im.*Culri 
turkampfe« beweist. Wo gibt es einen anderen, Stand,, jder ijun an. 
die Seite gestellt werden. kam}?. :,. , u . u Lii u h : „ay 

Und nun stellen wir dem Priester den Lehrer gegenüber, den 
Lehrer, der in staatlichen Anstalten ausgebildet, von 'einer staat- 
lichen Commission geprüft, von staatlichen Behörden angestellt und 
überwacht und gemassregelt und abgesetzt wird; den Lehrer, der 
streng angewiesen ist, in seiner Amtsführung keine anderen Wei- 
sungen anzunehmen und zu befolgen, als die der staatlichen Schul- 
behörde, und dem man es zum Verbrechen anrechnen würde , , wenn 
er neben Dr. Falk auch noch seinen Bischof als Herrn und Gebieter 
anerkennen wollte. Diesem Lehrer soll der Bischof mit vollstem . Ver- 
trauen den Religionsunterricht in der Schule auf Lebensdauer überlassen, 
Mos weil bei seiner Prüfung ein bischöflicher Commissar zugegen war. 

Doch Dr. Falk spricht in seiner Kede vom 24, Januar poch 
von »einer viel kräftigeren Garantie, die auf dem kirchlichen, Boden, 
in dem Verhältnisse der katholischen Kirche und ihrer Organe zu 
dem Lehrer liegen soll.« Wie er aber heute davon sprechen; kam 
ist uns ein Räthsel. Wird doch »das Verhältniss der katholischer* Kirche 
und ihrer Organe zu dem Lehrer« so scharf und raisstrauisch überwacht 
und der Lehrer so kräftig dagegen in Schutz genommen, dass es für den 
Seelsorger nicht nur das aussichtsloseste, sondern auch das gefahrlichste 
aller Wagnisse wäre, auf den Lehrer einen wirksamen Einfluss, ausüben 
zu wollen. Wir erinnern nur an das Gesetz über die Grenzen, des Ge- 
brauches kirchlicher Straf- und Zuchtmittel und an die strafgericlit- 
lichen Verhandlungen wegen Verweigerung der Absolution. 

Man rede uns nicht von »Garantien dafür, dass der Religions- 
unterricht im Sinne der Confession ertheilt werde.« Wir haben keine 
und wir wollen keine von Seiten des Staates. Wir verlangen den 



Digitized by 



Die ScäuJ- ttwtf Kalechismusfrage in Preussen (1876—1877,) 293 

Religionsunterricht selber auf Grund des natürlichen, göttlichen, kirch- 
lichen, historischen und verfassungsmässigen Rechtes. Wir verlangen, 
dass der Staat das Recht der Kirche auf den Religionsunterricht an- 
erkenne, dass er aufhöre, ein Recht zu beanspruchen und auszuüben, 
das ihm weder nach def Verfassung, noch auch nach natürlichem 
wie göttlichem Rechte zusteht: nach natürlichem Rechte nicht, 
weil wieder' die gesunde Vernunft, noch die Wahrheit ein Staatsmo- 
nöpbl ist; nach göttlichem Rechte nicht, weil Christus nicht die 
Regierungen; sondern die Apostel ausgesendet hat alle Völker, Jung 
und Alt zu lehren. Wir verlangen, dass die Ertheilung des Reli- 
giönsunterrichtes dem zurückgegeben werde , der von dem heiligen 
Geiste und seinem Organe , dem Bischöfe , gesetzt ist , die ganze 
Heerde, nicht blos die Schafe, sondern auch die zarten Lämmer zu 
Wtodetr-^ 1 dem Seelenhirten. Nie wird die Kirche zugeben, dass 
von dem heiligen Amte der Seelsorge der wichtigste und edelste 
Theil abgelöst, dass aus ihTer Krone die kostbarste Perle herausge- 
brbdlen -werde. Will der Staat seinen Lehrern als Lehrern latholv- 
täer -Schmn erlauben , sich unter der Aufsicht des Bischofs und 
Seelsorgers an dem religiösen Unterrichte der Jugend zu betheiligen - 
gut, wir acceptiren : es N dänkbar, obgleich der Staat dabei nur seine 
ergehen Interessen besorgt. Will der Staat es nicht erlauben , will 
ei* den Religionsunterricht ganz aus den Schulen verbannen — so 
werden wir es beklagen, aber uns auch zu trösten und zu helfen 
wissen.' In Eins können wir uns in alle Ewigkeit nicht fügen und 
ergeben: dass- der Staat den Religionsunterricht als sein Recht 
und Ä* Sache bebandelt! Auch wird die Kirche sich nie dazu ver- 
stehen, den Lehrern eine selbstständige unabhängige missio canonica 
zUrii Religionsunterrichte zu ertheilen. Das hat sie auch früher nie 
tmd nirgends gethan : der Lehrer hat immer und überall nur unter 
Aufsicht des Geistlichen, als sein Gehilfe, oder, wo die Verhältnisse 
es 1 nötbig machten, wie in ausgedehnten Pfarreien, als sein Stellver- 
Mür ^ ßeWgibnsunterricht ertheilt. Er hat sich an demselben nur 
insoweit betheiligt, als der an erster Stelle dazu berufene Seelsorger 
e£ wünschte ödet gestattete. In der Regel bestand seine Betheiligung 
daran Mr in 1 Ertheilung des biblischen Unterrichts, den die Regie- 
rung vön ; jeher äl4 ein gemischtes Gebiet betrachtet zu haben scheint, 
und in dem einfachen Abfragen des Katechismus ohne Erklärung. 
Und sp sehr war man gewohnt, den Religionsunterricht als aus- 
schliessliche Domäne der Kirche zu betrachten, dass der Bezirks- 
scnutins^ectof als solcher, obgleich selber katholischer Priester, sich 
rüch't mV befugt erachte, in der Religion zu prüfen, und dass die 



Digitized by Google 



294 Die Schul- und Katechiamusfrage in Preussen (1870— Sdrt.) 

Pfarrer entweder gar nicht oder doch nur aus Gefälligkeit sich her- 
beiliessen, vor dem in staatlichem Auftrage erscheinenden Schulih- 
spector einige Fragen über die Religionslehre zu stellen. So wurde 
es wenigstens bei uns gehalten. Da, wo etwa der Schulinspector auch 
in bischöflicher Vollmacht erschien, wird die Praxis wohl eine andere 
gewesen sein. ^ uh 

In der 7„ Sitzung des Preussischen Herrenhauses am 10. Fe- 
bruar 1877 wurde u. A. auch über die Petition des Herrn Domeapi- 
tulars Klein zu Paderborn und Genossen dahin zu wirken, dass eine 
authentische Interpretation des Artikel 24. der Verfassungsurkunde, 
betreffend die Leitung des Religionsunterrichts in den katholischen 
Schulen herbeigeführt werde. 1 : ; 

Berichterstatter Her Wever empfahl Namens der Coratüission 
Uebergang zur Tagesordnung, während Graf Brühl den Antrag 
stellte die Petition der Staatsregierung zur Berücksichtigung zu über- 
weisen. 

Graf v. Brühl: »Meine Herren! Als wir vor einigen Tagen 
über eine Petition verhandelten, erklärte der Herr Berichterstatter, 
dass er den Uebergang zur einfachen nicht motivirten Tagesordnung 
beantragt haben würde, wenn nicht die grosse Zahl von gewichtigen 
Namen und Personen, die unter der Petition verzeichnet wären, ihr 
ein solches Gewicht beilegten, dass die Commission wenigstens eine 
motivirte Tagesordnung aus Rücksicht für dieselben vorgezogen hätte. 
Eine solche Rücksichtnahme • hat die vorliegende Petition in ihrer 
Petitionscommission nicht gefunden; sie schlägt lediglich den ein- 
fachen Uebergang zur Tagesordnung vor. Es sind ja blos die sämmt- 
lichen katholischen Pfarrer zweier ganzer Diöcesen, die sich hier 
mit einem Petitum dem hohen Hause nahen — mit einem Petitum 
das sich bezieht auf ihre heiligsten Pflichten, nicht etwa auf Ein- 
künfte und Rechte, sondern auf die heiligsten und schwersten Pflich- 
ten. M. H., ich will mich nicht darauf einlassen, mich mit dem 
Herrn Berichterstatter darüber zu streiten, ob der Ausdruck des 
Petitum : eine authentische Interpretation des Artikel 24. der Ver- 
fassungsurkunde herbeizuführen — stricte der gerade richtige ist. 
Es mag sein, dass im gesetzlichen Sinne ein Zweifel über die Inter- 
pretation jenes Artikels jetzt nicht herrscht. Diese Versicherang 
kann ich Ihnen aber geben, dass ich es nicht fasse, und dass sieh 
wohl im preussischen Staate Katholiken nicht finden werden, die es 
fassen, wenn der Artikel 24. der Verfassung sagt: die Religionsge- 
sellschaften leiten den Religionsunterricht in den Volksschulen, nnd 
wenn der Herr Cultusminister sagt: die Pfarrer haben keine Auf- 
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sieht mehr über den Religionsunterricht. Sie dürfen den Religions- 
unterricht nicht selbst ertheilen, sondern der Religionsunterricht 
^wird durch die vom Staate angestellten Lehrer ertheilt; sie werden 
beaufsichtigt von Schulinspectoren , die der Staat einsetzt, und die 
grösstentheils nicht einmal der Confession angehören, worin der Un- 
terricht ertheilt wird. Es handelt sich um den Religionsunterricht 
in den Volksschulen, um den obligatorischen Religionsunterricht in 
den Volksschulen, wozu die Kinder durch die Gensdarraen gezwungen 
werden können ihm beizuwohnen. Den Eltern werden die Kinder ge- 
nommen, sie werden mit Strafe gezwungen, ihre Kinder zur Schule 
zu schicken, und die Eltern haben nicht mehr die Ueberzeugung, dass 
ihre Religion, die Religion ihrer Väter, ihren Kindern gelehrt wird. M. 
H., es sind Wenige in diesem hohen Hause, die meiner Confession 
angehören, heute gegenwärtig, ich glaube aber es sind viele christ- 
liche Familienväter gegenwärtig, und diese werden wissen, was für 
ein Gefühl es ihnen sein würde, wenn ihre Kinder zwangsweise einen 
Religionsunterricht bekämen, von dem sie nicht glauben könnten, 
dass es ein orthodoxer Unterricht ihres Glaubens sei, und ich kann 
Ihnen die Versicherung ertheilen, m. H., dass Alles, was in neuerer 
Zeit gegenüber der katholischen Kirche geschehen ist, bei Weitem 
nicht die Aufregung hervorgerufen hat, nicht die Vertreibung unse- 
rer Bischöfe, nicht die Vertreibung unzähliger Pfarrer von ihren 
Stellen, als eben dieser zwangsweise Unterricht in einer Religion, 
die wir grossentheils nicht als die unsrige anerkennen können. Was 
können wir für eine Garantie haben, dass ein junger kaum ausge- 
bildeter Schullehrer einen vernünftigen, richtigen Unterricht in der 
Religion gibt, wenn er blos unter der Aufsicht eines Schulinspectors 
steht, der diese Religion nicht kennt. Nun muss ich auch noch auf 
eine Stelle aus dem Berichte des Herrn Gobbin zurückkommen, über 
die Petition des Herrn v. Jena. Er sagte dort, es wäre nothwendig 
gewesen, dass der Staat Front mache gegen die üebergriffe der ka- 
tholischen Kirche. Ich glaube, ungefähr so waren seine Worte. Nun, 
m. H., er hat da wieder einen Satz mit grösster Bestimmtheit hin- 
gestellt, den kein Katholik glaubt und den im Ernste sehr viele von 
Ihnen auch nicht glauben. Ich glaube, dass, wenn dieser Satz auf- 
gestellt wird, es dann dem, der ihn aufstellt, ungefähr so geht, wie 
man behauptet, dass es den römischen Auguren gegangen sei: sie 
hätten sich nicht begegnen können, ohne sich anzulächeln. Ich glaube, 
Sie Alle wissen wohl, was der Ursprung, der Anfang dieses Streites 
war und Sie wissen wohl, dass das, was jetzt als die Ursache des Streites 
ausgesprochen wird gerade Anfangs die Ursache nicht sein sollte, dass 
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sogar der Herr Reichskanzler erklärt hat, die Promulgation des 
Dogma von der Unfehlbarkeit habe auf die Staatsverwaltung keinen 
Einfluss, wäre keine Veranlassung, dass die Regierung eingreife. Nach 
und nach hat sich das anders gedreht und jetzt wird hingestellt, 
es sei nöthwendig, dass der Staat gegen die katholische Kirche Front 
mache. M. H. , ich kann das nicht anders auslegen, als dass man 
sagt : der Staat ist im Kriege mit der katholischen Kirche. Eiu 
Frontmachen zu einem blossen Manöver wurde mir nicht recht wür- 
dig erscheinen bei einer so ernsten Sache. Ist der Staat im Kriege 
mit der katholischen Kirche , so würde ich glauben , hätte er eine 
doppelte Pflicht und ein doppeltes Interesse, seine katholischen Un- 
terthanen unter diesem bedauerlichen Kriegszustande nicht oder mög- 
lichst wenig leiden zu lassen** und müsse der königlichen Staatsre- 
gierung Alles daran gelegen sein, deu katholischen Unterthanen — , 
und ioh bitte nicht zu vergessen, dass es ein, Drittel der Bevölke- 
rung ist — zu zeigen, dass sie sieh für gezwungen hält, im Kriege 
zu sein mit der Kirche, mit der Leitung der katholischen Kirche, 
dass sie aber ihre Unterthanen nach wie vor als ihre treuen Unter- 
thanen betrachtet, die ihre Treue in böser Zeit noch mehr zeigen, 
als in guter, und dass sie diesen daher alles Schwere nach Möglich- 
keit ersparen will. Nun habe ich bereits hier gesagt, welch gren- 
zenloser Schmerz es für katholische Unterthanen ist, ihre Kinder in 
eine Schule schicken zu müssen, der sie keiu Vertrauen schenken 
können. Die Petition spricht also den Wunsch aus, den Artikel 24. 
der Verfassungsurkunde authentisch zu iaterpretiren. Nun, m. HL, 
hätte ihre Cominission gesagt : Wir tragen darauf an, über die Pe- 
tition zur Tagesordnung tiberzugehen, da uns eine Interpretation des 
Artikels 24. nicht mehr nöthwendig erscheint — so wäre das wenig- 
stens eine Form gewesen, die immerhin ein gewisses Wohlwollen 
gegen die Petenten zugelassen hätte. Jetzt wird aber ohne Grund, 
kühl bis ans Herz hinan, eine Petition zurückgewiesen , die die Pe- 
tenten mit schwerem, mit blutendem Herzen verfasst haben, wird 
zurückgewiesen ohne eine Angabe des Grundes. Ich, m. H., bitte 
Sie , diese Petition der königlichen Staatsregierung zur Berücksich- 
tigung zu überweisen. Ich weiss sehr wohl, dass daraus ein mate- 
rieller Nutzen nicht entstehen würde ; die Katholiken im Laude 
werden aber wenigstens daraus ersehen , dass hier in diesem hohen 
Hause noch ein Interesse für sie besteht, sie werden sehen, dass das 
hohe Haus sich auf den Standpunkt stellt, den katholischen Unter- 
thanen seiner Majestät des Kaisers das Leben unter den schwierigen 
Kriegszuständen mit Rom möglichst zu erleichtern, sie nicht darun- 
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fcer leiden zu lassen — ich stelle mich auf den Standpunkt, den die 
Staatsregierung einnimmt — dass die königliche Staatsregierung 
. wie sie meint , gezwungen ist, den Krieg mit Kom zu fuhren. Sie 
werden dadurch erreichen , dass die königliche Staatsregierung doch 
vielleicht nicht den §. 24. anders interpretiren , aber vielleicht ein- 
sehen wird, dass solche Zustände nicht bleiben dürfen, dass auf die 
eine oder andere Weise Aenderungen geschafft werden müssen. Manche 
von Ihnen, m. H., werden vielleicht finden : Ja, man geht noch nicht 
energisch und kräftig genug vor, man muss dem Streit durch Unter- 
drückung, durch Besiegung aller Streitenden ein Ende machen, die 
katholische Kirche aus dem Staate verdrängen. (Rufe: Oho!) Nun, 
das halte ich für eine consequente, erlaubte Auffassung von Ihrem 
Standpunkte aus. Ich glaube sogar, dass Sie, wenn Sie das bisher 
von der königlichen Regierung Gethane gutheissen, nicht umhin 
können, auf diesen Standpunkt, den ich eben ausgesprochen, zu kom- 
men. Ich glaube aber, dass die Mehrzahl von Ihnen es dringend 
wünscht, dass diesem Zustande ein Ende gemacht werde. Sie wün- 
schen nun eben, dass dem Zustande dadurch ein Ende gemacht wird, 
dass die katholischen Unterthanen aufhören, katholische Unterthauen 
Seiner Majestät des Kaisers zu sein. Katholische Unterthanen kön- 
nen wir nur sein und können wir nur bleiben, wenn wir uns an die 
Lehre und Disciplin unserer Kirche halten ; und die Lehre und Dis- 
ciplin dieser Kirche in Schulangelegenheiten ist in der Ihnen vorge- 
tragenen Petition mit seltener Präcision und seltener Bestimmtheit 
ausgesprochen. Ich kann Sie daher nur dringend bitten, haben Sie 
Wohlwollen für die katholischen Unterthanen im Lande, wollen Sie 
sie nicht unterdrücken, wollen Sie nicht, dass eine Generation auf- 
wachse mit einer verfälschten Religion, also ohne eine innere Ueber- 
zeugung, nun so thun Sie diesen Schritt, Sie thun damit vielleicht 
einen Schlag ins Wasser, aber jedenfalls zeigen Sie, dass Sie Wohl- 
wollen im Herzen tragen, dass Sie nicht die katholischen Unterthanen 
unglücklich machen wollen, dass Sie sie nicht wollen leiden lassen 
unter den jetzigen Zuständen. Ich bitte Sie dringend nehmen Sie 
meinen Antrag an.« 

Regiercommissar , Geheimer Rath Stander, führt aus, dass 
ein Bedürfniss zu einer authentischen Interpretation nicht vorliege, 
da eine Uebereinstimraung aller gesetzgebenden Factoren über die 
Bestimmung des Artikel 24. vorhanden sei. Im Uebrigen sei auch 
der katholischen Kirche das Recht der Leitung des Religionsunter- 
richts in der Schule nicht entzogen, wenn sie sich den Anordnungen 
der Schulaufsichtsbehörde fügen wolle. 
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Der Antrag der Coramission auf üebergang zur Tagesordnung*"*! 
wurde hierauf genehmigt*). ... 1 

€ • *t I 

18. In der 30. Sitzung des Preussischen Abgeordnetenhauses am 
24. Februar 1877 berieth man über den Culiusetat. Der Tit. 9. dessel- 
ben wirft für Zuschüsse zur Unterhaltung höherer Mädchenschulen 
80,000 Mark aus. Die Bemerkungen des Etats besagen, dass dieser 
Fonds erforderlich sei, um namentlich an Orten, wo durch die 
Ausführung des Ordensgesetzes vom 31. Mai 1875 ein Bedürfniss | 
dazu entstanden sei, Gemeinden oder Privaten, welche höhere Mäd- I 
chenschulen errichten oder unterhalten, Beihilfen zu gewähren. 

, Abg. Dr. Franz bemerkte hierzu.: »Meine Herreu!. Die Posi- 
tion, um welche es sich hier handelt, hat der verehrte Herr College 
Dauzenberg schon bei der Generaldiscussion über den Etat eharac- 
terisirfc. Sie ist eine CuUurkampfposition t angeblich not h wendig ge- 
macht durch die Ausführung des Gesetzes vom 31. Mai 1875. ßei 
der Berathung dieses Gesetzes hat der Herr Cultusminister schon in 
Aussicht gestellt, dass die Begulirung des Unterrichts in den höhe- 
ren Mädchenschulen eine seiner ernstesten Aufgaben sein werde. Die 
Position von 80,000 M. ist ein Schritt, die Organisation des Unter- 
richtswesens in diesem Punkte der weiteren Entwickelung entgegen- 
zuführen. Wir haben, in. H., eben in einer höchst interessanten 
Discussion gehört, zu welch' überaus grossen Missständen, ich möchte 
sagen, zu , welcher Beeinträchtigung der communalea Selbstverwal- 
tung das Bedürfnisszuschusswesen für höhere Unterrichtsanstalten 
führt. Mit den 80,000 M. führen Sie dasselbe System für die höhe- ' 
ren Mädchenschulen ein, und ich glaube, dass von diesen} Qesicbts- 
jpunkte aus das Haus nach den eben gepflogenen Erörterungen nicht 
geneigt sein wird, die 80,000 M. zu bewilligen. Wir, ra. JL» kön- 
nen uns ja Glück wünschen , dass der Herr Minister plötzlich eine 
so grosse Vorliebe, eine so reichlich spendende Hand für Anstalten 
hat, welche im Grossen und Ganzen nur der katholischen Bevölke- 
rung zum Nutzen kommen sollen. Ich habe da von vornherein im- 
mer den Grundsatz vor Augen. »Timeo Danaos et dona fererites.« 
(Sehr gut! im Centrum). Ich für meinen Theil kann m|ch gar 



1) Unmittelbar darauf wurde im Herrenhause verhandelt über eine, Peti- 
tion des Karl Maion und Genossen zu Sensburg , worin die baldige gesetz- 
liche Regelung des in der katholischen Gemeinde herrschenden Nothstandes be- 
antragt wurde, indem dort der Pfarrer und Rcligionslehrer fehle. Als Befür- 
worter der Petition trat wieder Graf Brühl auf. Das Herrenhaus ging auch 
über diese Petition zur Tagesordnung über. 
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nicht entschlossen für die Kategorie von Schalen der Staatsregie- 
rung ein Bedürfnisszuschuss von irgend welcher Höhe zu bewilligen. 
Wenn es überhaupt unter den Unterrichtsanstalten Interessenten^ 
schulen gibt, so sind es im Grossen und Ganzen diese höheren Mäd- 
chenschulen. Kommen Sie doch in mittlere und grössere Städte, 
wer besucht denn die höheren Mädchenschulen? Ich glaube nicht zu 
viel zu sagen, wenn ich behaupte, dass sie für vier Fünftel der städ- 
tischen Bevölkerung nichts zu bedeuten haben, und das eine Fünftel, 
das sie benutzt, ist meines Erachtens wohl in der Lage, diese Schu- 
len aus eigenen Mitteln zu halten. (Sehr wahr! im Centrum.) Nun 
muss ja etwas geschehen, nach Aufhebung der Klöster; die könig- 
liche Staatsregieruug will einen Bedürfnisszuschuss für Schulen, die 
aufgehoben werden müssen wegen Austreibung der Schulschwestern 
und Aufhebung der klösterlichen Schulen; wir, w. E, verlangen 
dkscn Bedürfnisszuschuss gar nicht Er Söll dazu dienen, die Kin- 
der aus katholischen Familien in die Lage zu bringen, einen höhe- 
ren Unterricht zu gemessen. Wir wollen den Zuschuss nicht, und 
die katholischen Eltern werden sicherlich in ihrer grossen Majorität 
auch der Staatsregierung für diese Bedürfnisszuschüsse danken. Wir 
fordern ihn darum nicht, weil wir wissen, dass in dem Moment, wo 
Bedürfnisszuschüsse gegeben werden , die Freiheit und Selbstverwal- 
tung der Schule und die Einrichtung der Schule im Interesse der 
mholiscHen Eltern der grössten Gefahr preisgegeben wird. Der 
Herr Minister hat sich bereits Über die Forderungen ausgesprochen, 
die' er bezüglich der Verwaltung dieser Schulen stellt, wenn ein Be- 
dürfnisszuschuss gegeben wfrd. Ich will nur einen Passus aus einem 
Ministerialrescript vorlesen, worin es heisst: »Ueberall da, wo eine 
Sfoätshilfe erbeten wird, gleichviel, ob es sich um eine communale 
öder eine Privatanstalt handelt, muss eine Mitwirkung der Staats- 
behörden bei Feststellung der Höhe des Schulgeldes und der Lehrer- 
gehälter in Anspruch genommen werden, c Also der Staat steckt in 
dem Moment seine Hände in die Gesaramtverwaltung dieses Schul- 
wesens, das recht eigentlich unter der communalen Verwaltung stehen 
sollte, wo er einige Mark Zuschuss bewilligt. Es ist wahrhaftig 
nicht meinerseits und unsererseits ein Mangel an Interesse für diese 
Art von Anstalten, wenn wir gegen dies Position stimmen. Wir 
haben gerade bewiesen, wie sehr uns eine höhere Bildung der Mäd- 
chen aus den, höheren und mittleren Ständen am Herzen liegt. Un- 
sere blühenden und schönen Anstalten, die der Herr Minister ver- 
nichtet hat und vernichtet, und die wenigen , die er noch vernichten 
wird, sie beweisen, welch reges Interesse wir an der Bildung der 
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Mädchen gehabt haben. (Sehr wahr! im Gentrum.) Freilich, "wenn 
man das amtliche Handbuch der Statistik vornimmt, so glaubt man, 
dass die katholiche" Bevölkerung ein Interesse daran hätte , die ka- 
tholischen Mädchen möglichst dumm aufwachsen zu lassen.' Das 
f Handbuch der Statistik, auf Grund dessen ja schliesslich auch amt- 
liche Entscheidungen erfolgen können, dieses Handbuch hat iri der 
zweiten Hälfte auf Seite 70 die höheren Mädchen- oder Töchter- 
schulen, wie sie da genannt werden, aus Schlesien verzeichnet, wo 
ich die Angaben genau controliren kann, und da ist keine ^einzige 
höhere Töchterschule in Schlesien genannt (Hört, Hört!}. Es gab 
nun im Jahre 1874, wo die Aufstellung gemacht ist, in Breslau 
sehr blühende Schulen der Ürsulinerinnen und Schulschwestern : itt 
Schweidnitz Liebenthal und Ratibor hatten die Unrolinerinnen Vor- 
zügliche Schulen, die Schulschwestern in Oppeln, Beuthen WSehV, 
Glat^ Neustadt O.-Schl., die Schwestern vom heiligen Garolui Bor 1 ^ 
romäus in Neisse und später in Trebnitz*. Diese Anstalten warett 
alle zahlreich besucht, hatten alle ausgezeichnete Lehrkräfte und 
haben sich der Anerkennung der Staatsregierung in hohem Grade 
erfreut. Davon steht in dem Handbuch der Statistik absolut 1 nichts 
und Jedermann könnte glauben, dass die schleichen Katholiken gar 
nicht das Bedürmiss fühlen, ihre Töchter aus den höheren und mit*- 
leren Ständen einer höheren Schulbildung theilhaftig zu macberi. 
M. H., es ist nun in der Gruppe eine Anfrage gestellt worden ih 
Betreff der höheren Töchter- oder Mädchenschulen, wie märt &e rich- 
tiger nennen muss. Die Frage lautet dahin: ob die königliche 
Staatsregierung für katholische höhere Mädchenschulen, deren hefc 
tung bis jetzt in der Hand der Schulschwestern gewesen tindderett* 
Bedarfniss die noch gegenwärtig erhebliche Frequenz bekundet; 1 die 
weitere Concession für den Fäll zu ertheilen Willens sei, uassiifi 
Sinne der gesetzlichen Bestimmungen qüälificirte BewerW eine stfehie 
erbitten sollten. Wir haben nämlich, m. H.', ein so geringes Ver^ 
trauen zu der königlichen Staatsregierung , dass diese Anfrage rti 
stellen wohl opportun war. (Sehr gut! im Centrum.) Die Antwort 
lautete: Wo durch die Ausführung des Ordensgesetzes vom 31. Mai 
1875 die Auflösung einer katholischen höheren Mädchenschule notfc- 
wendig geworden ist und das Bedürfniss des ferneren Bestandes eraer : 
solchen ausser Zweifel steht, wird die Erlaubniss zu deren Fortiüh^ 
rung, beziehungsweise Wiedereröffnung, an Personen , welche den 
durch die Instruction vom 31. December 1839 und deren Ergätrz'- 
ungen vorgeschriebenen Bedingungen genügend ertheilt. Es ''rat ttf 
dieser Bich tung bereits zu wiederholten Malen Verfügung getröfi^i 
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worden. Ich kann auch sagen, dass der Cultusminister in einem 
Falle in sehr liberaler Weise die Concession gegeben hat. Nun, m. 
H M ist mir allerdings die Verweisung auf die Instruction vom 31. 
December 1839, etwas sehr bedenklich* Es ist das eine Instruction 
die, aus 4er, Zeit der Demagogfcnrichterei stammt, in der nicht blos 
religiöse, sittliche, sondern auch politische Correctheit gefordert wird^ 
und ich glaube, die königliche Staatsregierung dehnt jetzt diese po- 
litische Correctheit so weit aus, dass sie selbst die kirchenpolitische 
Stellung in den Bereich ihrer Erwägungen zieht, ehe eine Concession 
zur Leitung einer Schule, ja selbst zur Ertheilung von Privatunter- 
richt gegeben wird, M. H., wenn man die ganze Richtung der kö- 
niglichen Staatsregierang, die Tendenz bei Ertbeüung von Conces- 
douen v Anstellung iunA> Entlassung von Lehrern in Erwägung zieht, 
wird man sich sagen müssen? wir sind keineswegs sicher, dass je- 
mals, ein wivkM römisch-katholischer Lehrer, der die technische 
und moralische Befähigung hat, die Genehmigung zur Errichtung 
einer höheren Mädchenschule erhalten wird ; — ich zweifle sehr da- 
ran. (Sehr wahr! im Centrum.) M. H., der Herr Minister hat in 
dieser Richtung vielleicht den Regierungen irgend welche Winke 
gegeben. Es liegt mir hier ein Sohreiben der königlichen Regierung 
zu Oppeln vor, welches die Frage der Einrichtung einer höheren 
Mädchenschule in der Stadt Bechen in Oberschlesien bespricht. Die 
Stadt Beuthen ist fast ganz katholisch. Die dortige höhere katho- 
lische Mädchenschule hat etwa gegen 270 Schülerinnen, es bestand 
noch eine andere, die raeist von jüdischen und evangelischen Schüle- 
rinnen besucht wurden. Nun hat der Herr Bürgermeister von Beu- 
theu in verständiger Anerkennung des confessionellen Bedürfnisses 
der Regierung in Oppeln die Ansieht ausgesprochen, dass man doch 
woW eine höhere hxtholisehe Mädchenschule gründen müsse. Darauf 
rescripirte die königliche Regierung, unterzeichnet von Herrn Eaffel, 
der das Schulwesen in Oberschlesien zu meinem Bedauern eine Zeit- 
lang besorgt hat, (Heiterkeit im Centrum.) Folgendes: »Uebrigens 
wollen wir Euer Hoch wohlgeboren nicht vorenthalten, wie wir die 
von Ihnen in dem Berichte vom 20. August v. J. kundgegebene 
Auffassung, dass, so lange man ein Verlangen nach speoiell katho- 
lischer Schulbildung als thatsächlich vorhanden anerkennen müsse, 
ein Bedürfniss zur Erhaltung einer höheren katholischen Töchter- 
schule in Beuthen zu constatiren sei, keineswegs theilen. Es ist viel- 
mehr gerade in Oberschlesien die Gründung höherer Töchterschule* 
mit paritätischem Charakter anzustreben, welche, in patriotischem 
Sinne geleitet (Gelächter im Centrum,) den ultramontanen Einflüssen 

v V*. v 
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unzugänglich und denselben zn begegnen geeignet sind. (Hört! im 
Centrum.) Es ist nicht zn bezweifeln, dass solche Anstalten , wenn 
sie in jeder Hinsicht reichlich ausgestattet, von aller Agitation auf 
dem politischen und kirchlich-confession eilen Gebiete, wie es Pflicht 
der Schulbehörden ist, fern gehalten werden, in nicht ferner Zeit das 
Vertrauen auch desjenigen Theüs der Bevölkerung sich erwerben 
werden, welcher einer solchen Einrichtung zur Zeit noch abgeneigt 
ist. Wir würden dessh alb einem etwaigen Plane, eine specifisch ka- 
tholische, confessionelle höhere Töchterschule zum Ersatz der aufzu- 
lösenden Anstalt der Schulschwestern zu errichten , sei es als Com» 
munalan8talt oder als Privatansfcait , nicht förderlich sein können.« 
Ieh bewundere die Logik der königlichen Regierung, die eineijseite 
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unzugänglich und denselben zu . begegnen geeignet sein, ..«n4 auf der 
anderen Seite glaubt, das sei möglich, ohne dass man sich auf Agi- 
tation en auf politischem und kirchlichem Gebiete ei nlässt. Aua Al- 
lem folgt, dass wir nicht darauf zu rechnen haben — ich sage: 
nicht darauf zu rechnen haben — dass eine nach der Anschauung 
der katholischen Eltern wirklich katholisch geleitete höhere Mäd- 
chenschule in Folge der Staatsauschüsse errichtet werden kann, und 
aus diesem Grunde sind Wir allerdings nicht in der Lage, lür die 
80,000 Mark zu stimmen. M. H., der Herr Minister hat neulich 
meiner Behauptung, dass man die Schulen zu Cultur kämpf zwecken 
benütze, ernstlich widersprochen. loh frage Sie, nachdem ich Ihnen 
diesen Theil eines Regierungsrescriptes vorgelesen habe: wer wird 
es noch leugnen, dass die Schulen in Preussen eu politischen , su 
CuUurhampf zwecken gemmbraucht waren? (Sehr wahr! ( im Cent- 
rxxrxi ■ ^ "W^t^rxxx ixx äo d jxxi t döix liOdof&i) ■ Ä^*^\^lotioixßcli\ilßi^ # fiK^ [ CQäolix^i 
m. H. r was wird man erst mit den höheren Knabenschulen machen, 
mit den Gymnasien und Seminarien thuu? (Sehr wahr! im Oes- 
trum.) Ich habe von der drängenden Geschäftslage noch nicht ge- 
sprochen, wie die Herren, die vor mir auf die Tribüne getreten sind. 
Aber das muss ich doch bemerken: wenn die Geschäftslage nicbt 
eine so druckende und drängende wäre, so wurde ich mir 4iAFrepde 
machen, bei jedem Titel Ihnen nachzuweisen * wie die äefed» z» 
Cultnrkampfzwecken gemissbraucht werden. Nach alledem muss ich 
Sie bitten, bewilligen Sie diese 80,000 Mark nicht! Wü>*emWgm 
sie nicht aus den Gründen, die ich Ihnen vorgetragen habe, und ich 
bitte Sie (nach links), bewilligen Sie die Summe auch nickt, weil 
Sie auch sicherlich die Mädchenschulen nicht der Wülkuu ^Staats* 
r^ -rj ly. 1v* iifLks Un v^ '-ni.f, rt*j\1 ist htm »«ndiifff! 
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behörden durch das bekannte System der Bedürfnisszuschüsse preis- 
geben wollen. c (Bravo! im Centrum.) 

Geb. Rath Schneider bittet diese Position zu bewilligen, die 
nicht in dem Sinne verwendet werden solle , wie es der Vorredner 
angedeutet habe, sondern, die sich als nothwendig erweise, durch die 
Ausführung des Ordensgesetzes vom 31. Mai 1675. 
-v- > Der Titel wird bewilligt. > > :/ . »*lovr 

Zum Capitel 125. »Elementarunterrichte bemerkt 
Abg. Dr. Perger: »Meine Herren! Im v^orig^n Jahre wurde 
von dieser Stelle bei dem Titel, bei welchem wir uns jetzt befinden, 
aufmerksam gemacht 4iuf die Veränderungen , welche in Bezug auf 
. die Erziehung in unseren Schulen und den Unterricht in den letzten 
fünf Jahren vor sich gegangen sind, der Widerspruch, der in den 
folgenden Tagen in Beziehung auf den Unterricht, insbesondere hier 
im Hause, erfolgte, worauf zu antworten bisher nicht Gelegenheit 
gewesen ist, in Verbindung mit mannigfachen Zustimmungen aus 
dem Lande würde es sehr nahe legen, augenblicklich auf diesen Ge- 
genstand abermals einzugehen. Es wäre dann auch dabei möglich, zu 
antworten auf Bemerkungen, die schon vor einigen Tagen in Bezug 
auf diese Frage gefallen sind, und insbesondere die Früchte des neuen 
Systems, die, wie da behauptet wurde, hier bei uns noch nicht zu 
erkennen wären , nachzuweisen in einem anderen deutschen Lande, 
wo eine Reform nach derselben Richtung wie bei uns schon vor ei- 
ner Reihe von Jahren stattgefunden hat. Ich würde diejenigen, die 
sich dafür interessiren, insbesondere auf die Broschüre »die Früchte 
der badischen Schulreform« aufmerksam machen, r -Bs wäre dann 
vielleicht für diesen Herbst , wo diese» Gegenstände nothwendig be- 
sprochen werden müssen, manches gewonnen. Augenblicklich aber 
darf ich, so sehr ich veranlasst wäre, den Gegenstand aufzunehmen, 
nicht auf denselben mich einlassen, und zwar aus dem' Grunde, weil 
unter den augenblicklichen Umständen ich etwas anderes Wichtigeres 
zu besprechen für Pflicht halte. Ich will es gestehen, dass der Au- 
genblick , wo ich jetzt diese Tribüne hier beteten habe, für mich 
einer der iallerernstesten meines Lebens ist: M habe eine Pflicht 
zu erfüllen , ttr. H. , die mir sehr schwer « wird. Vor einigen Tagen 
— ■- es war in der sechsten Sitzung dieses hohen Hausos — hat der 
Herr Cultusminister mit einem Tone, wie ihn grosse innere Erregt- 
heit der Stimme zu geben pflegt, geäussert: »Man hat seitens der 
Centrumspartei und ihrer Presse gesagt, es solle eine Staatsreligion 
eingeführt werden ; der Minister Falk wolle eine neue Religion ein- 
führen,« und der Herr Minister hat solches mit der grössten Ent- 
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sohiedenheit von sich gewiesen. M. H., ich habe mich darüber ge- 
freut ; aber ich habe die Pflicht, es hier vor dem hohen Hause und 
vor dem Lande auszusprechen, dass in einem grossen Theile der 
katholischen Bevölkerung die Anschauung, die Meinung — ich muss 
mehr sagen — die üeberzeugung feststeht, dass in der That das 
Streben der jetzigen Unterrichtsverwaltung dahin geht, in Bezug auf 
die Religion des katholischen Theils der Bevölkerung eine Aende- 
rung herbeizuführen. (Sehr wahr! im Centrum.) Sie begreifen es 
m. H., dass es mir schwer geworden ist, das auszusprechen, aber ich 
habe es für eine Pflicht gehalten. Ich hatte ferner mir vorgenom- 
men, m. H., die Genesis dieser Üeberzeugung Ihnen fortlaufend hier 
darzulegen von dem Augenblick an, wo in den dreissiger Jahren das 
Ministerium Altenstein durch seinen Angriff auf den Glaubensbeetand 
der katholischen Kirche zuerst das Misstrauen erweckte in den ehe^ 
maligen geistlichen Fürstentümern , welche seit dem Anfang des 
Jahrhunderts übergegangen waren an die Krone Preussens , bis auf 
diesen Tag hin. Ich erkenne es an, m. H., dass es Ihre Geduld zu 
sehr in Anspruch nehmen hiesse, (Sehr wahr ! links) wenn ich das 
ausführlich darlegen wollte. Denn ich müsste dann anfangen zu- 
nächst bei dem Schulaufsicttsgesetz und bei den Organen für die 
Aufsicht der Schule, welche in den katholischen Gegenden überall 
mehr oder weniger so gewählt worden sind, dass die Leute dort sa- 
gen: Unsere neuen Schulvorstände und Inspektoren bis oben hinauf 
sind unserer katholischen Gesinnung mehr oder weniger abgewandt, 
anders, als es früher war, und sie drangen auch die Schule mehr 
und mehr in eine andere Richtung. Und ich müsste hinweisen auf 
einzelne höchst unglückliche Wahlen, welche die Unterrichts Verwal- 
tung getroffen hat, auf eine namentlich, welche ein positives Aerger- 
niss des Rheinlands ist und zugleich eine Quelle unüberwindlichen 
Misstrauens der Bevölkerung gegen die Absichten der Regierung. 
Ich müsste ferner in ausführlicher Rede Ihnen vorführen, was die 
Entfernung der Ordensfrauen aus der Schule, die Zerstörung der von 
denselben geleiteten Bewahranstalten, die jetzt leider noch im Zuge 
ist, was für eine Bewegung die im Volke hervorgerufen haben. 
»Warum« — fragt sich das Volk — »werden dieselben entfernt?« 
Weil sie untüchtige Lehrerinnen sind? Das sagt selbst die Regie- 
rung nicht. Oder desshalb, weil die Ordensfrauen vernichtende Per- 
sönlichkeiten sind? So etwas der Art steht freilich in den Motiven 
zu dem Gesetz. Aber das glaubt Ihnen Niemand, der mit den Or- 
densfrauen in Verbindung gewesen ist. Das Volk sieht in ihnen 
Heldinnen des Gehorsams, Heldinnen der Hingebung und hält sich 
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überzeugt , dass sie dessbalb entfernt sind, weil sie zu gute, d. h. 
zu kirchlich katholische Lehrinnen gewesen sind. (Sehr wahr! im 
Gentrum.) Wenn nun obendrein auch noch eine Anzahl von ver- 
wahrlosten oder verwaisten Kindern aus Anstalten , die nicht unter 
das Ordensgesetz fallen, aus den Anstalten der barmherzigen Schwe- 
stern hinausgewiesen werden, obschon sie dort keinen Unterriebt ha- 
ben, obschon sie in der öffentlichen Schule unterrichtet werden, Mos 
desshalb, weil sie unter der Leitung dieser mütterlichen Fliegerinnen 
sind, — dann, m. H., fragen sie sich doch einmal selbst: was muss 
das Volk dazu sagen ? Warum geschieht das ? Man hat dem Volke 
nicht gesagt, was man in gewissem Sinne hätte sagen können : »diese 
armen, diese verwaisten Kinder, die werden ein Leben haben voll 

* * 

Entbehrungen , Arbeiten und Anstrengungen ; es ist für die Kinder 
viel besser, dass sie von Kindesbeinen an in ganz ähnlichen Ver- 
hältnissen leben, dass sie nicht etwa zu gute , zu mütterliche, zu 
zarte Pflege dort haben.« So hat man nicht gesprochen. Man hat 
stellenweise gesagt: Ihr Curatoren der Waisenanstalten könnt 
die Kiuder zusammen halten, nur aber fort mit den Ordensschwestern 
aus dem Hause; es muss eine weltliche Leitung hinein, dann mag 
Alles, bleiben. Fragen Sie sich selbst, m. H., was das Volk denken, 
welchen Zweck es in Allem* Dem erkennen muss? Schon im Jahre 
1872 ist hier in Berlin ein Wort gesprochen worden, welches der 
Herr Minister in dem Protocoll der von ihm zusammenberufenen 
Conferenz veröffentlicht hat. Der verewigte Herr von Mallinckrodt 
sagte damals: Es besteht eine Tendenz um den Katholicistnus auf- 
zusaugen. M. H., das Wort eines grossen Todten hallt lange nach 
und in dem treuen Sinn des Volkes, welches diesen Todten so hoch 
ehrt, hallt es lange nach : Es besteht eine Tendenz den Katholicis- 
mus aufzusaugen. Und nun bitte ich Sie, m. H., vergleichen Sie 
mit diesem Worte des Herrn v. Mallinckrodt das Wort, welches, ich 
weiss nicht, ob mit ganz vollem Bewusstsein seiner Tragweite, der 
Herr Ministerpräsident hier im Hause gesproshen hat am 16. April 1S75 
in der 46. Plenarsitzung dieses hohen Hauses. Es handelte sich damals 
um die Aufhebung der Artikel 15, 16. und 18. der Verfassung. Nach- 
dem der Herr Ministerpräsident gesprochen hatte von einer Bresche, 
die gelegt worden wäre in die preussischen Traditionen und von der 
Notwendigkeit, diese Bresche wieder auszufüllen, fügte er hinzu: 
Ich werde dann dazu beitragen, den Kampf, den aggressiv zu 
führen wir eine Weile genöthigt gewesen sind, demnächst nur 
definitiv fortzusetzen, und die Aggression mehr der Schulbildung 
als der Politik zu überlassen. 
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(Hört! im Centrum.) Nun bitte ich Sie, id. H., bei dem grossen 
Interesse , welches , wie Sie ja wissen, das katholische Volk an sei- 
nem Glauben und an der Schule hat, in der seine Kinder in diesem 
Glauben aufgezogen werden, was bat das Volk sich wobl bei diesen 
Worten gedacht? (Sehr wahr! im Centrum.) Mancher mag gefragt 
haben, was denn die Aggression eigentlich sei, und zur Antwort er- 
halten haben, es bedeute Angriff! Also der Herr Ministerpräsident 
erklärt öffentlich, dass die Schulbildung angreifend thätig seiu solle 
in dem Kampf, den er dort im Auge hat. Wenn der hohe Herr 
hier wäre , so würde er vielleicht sagen , dieser Kampi , das sei der 
Kampf gegen Rom. Einen Kampf gegen Born aber kennt , das, ka- 
tholische Volk nicht anders, denn als einen Kampf gegen, öHe J£ir£he 
seiner Väter. Ich halte es für möglich, dass. der Herr Ministerprä- 
sident seine Worte dahin erläutern würde, die Jugend s*lle ;; eine 
solche geistige Ausbildung erlangen, dass sie die, Lehren der katho- 
lischen Kirche als Irrthümer erkenne. Wie abetsoll das katholische 
Volk glauben, dass die jetzige Schulbildung oder eine künftige Schul- 
bildung jeden einzelnen Schüler auf eine höhere Stufe geistiger Ent- 
wicklung heben wird, als die Millionen von Männern, welche seit 
18 Jahrhunderten in tiefer Verehrung sich, vor dem katholischen 
Glaubenssystem, vor der katholischen Kirche gebeugt haben? Wie 
soll es glauben, dass unsere neuen Schullehrer jeden Dorfknaben 
geistig grösser machen werden, als seine Bischöfe, oder , am?J) , - 
ich darf ihn wohl nennen, da er gerade nicht anwesend isjt, ala^den 
Herrn Abgeordneten für Meppen ? Das? glauben . doch , auch die Her- 
ren selbst schwerlich, (Lachen links), und Sie werden nicht verlangen, 
dass das katholische Volk jene Worte in diesem Sinne, verstehen 
solle. Wohl aber werden Sie erkennen, dass dieselben geeignet 
wären, es in der Befürchtung zu befestigen, dass sein Glaube ge- . 
fährdet sei. Eine Verhandlung hier im Hause im Jahre .1876 bat 
leider nach derselben Seite hin gewirkt. Es ist hi^r gebeten oa>r 
verlangt worden, man möchte sagen, welches Ziel von jetzt an; die 
Erziehung der Schule verfolge. Die Antwort aber, wie sie zunächst 
gegeben wurde, lautete, es liege keine Veranlassung vor,, auf, eine 
Bede, wie die eben gehörte, zu antworten. M. H., Hunderttausende 
von Eltern,. nicht bios katholische, sondern auch gläubige evang^iscjje 
Eltern lauscheu gespannt, was die Regierung sagen werde, zumal 
unzweideutig darauf hingewiesen war, dass es sich um die Frage 
handele, ob die Kinder noch im positiven Christenthum erzogen 
werden sollen ; — die Eltern lauschen, die Regierung ist verpflichtet 
zu antworten, und die Antwort lautet; »Es ist keine, Veranlassung, 
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etwas zu erwidern.« Am nächsten Tage aber, als die Frage wieder- 
holt wurde, als nun doch gewiss Zeit gewesen war, zu überlegen, da 
ist geantwortet worden : »eine sittlich religiöse Erziehung.« Aber, 
m. H. , dass eine auf dem Boden der positiven (Konfession gegrün- 
dete religiöse Erziehung der Jugend werden solle, das hat die Staats- 
regierung damals nicht gesagt, obschon so ausdrücklich darauf auf- 
merksam gemacht war , dass auch nicht gesprochene Worte gehört 
würden. Die Regierung hat das Wort vom confessionellen Christen- 
thum nicht gesprochen , und das nicht gesprochene Wort hat einen 
tiefen Eindruck auf das Volk gemacht. Es hat ein Recht, zu for- 
dern, dass seine Kinder in bestimmter Confession erzogen werden, 
und wenn man ihm das Versprechen nicht gibt, da, wo man ver- 
pflichtet ist, es zu geben, dann hört dasselbe aus diesem Schweigen 
heraus, dass die Staatsregierung nicht gewillt ist, vielleicht weil sie 
sich nicht in der Lage glaubt, es zu können, jedenfalls aber nicht 
gewillt ist, noch fernerhin auf dem Boden der positiven Confession, 
des positiven Katholicismus und der positiven evangelischen Lehre 
die Kinder zu erziehen. Liegt es nun dem Volke nicht sehr nahe, 
zu fürchten, dass es einen Angriff auf seinen Glauben gelte? M. H M 
ich habe nicht gesprochen von demjenigen, was in Bezug auf die 
Religionsübungen in der Schule," in Bezug auf die Lehrbücher vor 
sich gegangen ist. Aber zwei Punkte lassen Sie mich hervorheben, 
bei welchen gerade in diesem Augenblicke das Volk so entschieden 
Grurtd zu haben glaubt für die Befürchtung, dass eine andere Reli- 
gion eingeführt, dass sein Katholicismus aufgesaugt werden solle. 
Der eine ist die Stellung, welche die Staatsregierung eingenommen 
hat zu der Frage von den Siraultanschulen. Ich weiss ja, m. Hl, 
dass ich damit das Lieblingskind Vieler von Ihnen nenne. Aber ge- 
statten Sie mir es jetzt von dem Standpunkte zu betrachten, wie es 
das katholische Volk nothwendig thun muss. Es ist eine unheim- 
liche Erscheinung, zu sehen, wie in diesem Augenblick an manchen 
Stellen katholische, evangelische auch stellenweise israelitische El- 
tern, Lehrer, Gemeinden und Pfarrer sich wehren gegen die Simul- 
tänschulen, und wie dennoch die eine nach der andern entsteht. Das 
katholische Volk kennt sie mancher Orten nicht; es gibt ganze 
Landtheile, wo sie ganz und gar unbekannt sind. Wo aber das 
katholische Volk dieselben kennt, da ist es überzeugt (und bei den 
Evangelischen ist es, so viel ich weiss, ähnlich) dass diese Simultah- 
schule die Feindin des bestimmten confessionelleti Glaubens ist tmd 
dass sie von gewissen Seiten her da eingerichtet wird, wo man eine 
Aufsaugung und Zerstörung des bestimmter!, auf positivem Glauben 
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beruhenden Schulwesens nach und nach herbeizuführen beabsichtigt. 
Der Herr Minister hat in öffentlichen Kundgebungen gesagt, es seien 
nirgends allgemeine Vorschriften in Bezug auf die Einführung der 
paritätischen Schule, wie er sie mit Vorliebe nennt, gegeben; es 
solle vielmehr jeder Fall einzeln untersucht werden. M. H , das war 
ein sehr erfreuliches Wort oder ein sehr unerfreuliches, je nach der 
praktischen Ausführung. Wenn überall da, wo eine Gemeinde in der 
Lage ist confessionelle Schulen zu haben und. wo die, wie es einst 
hiess, von ihren Seelsorgern berathenen Gemeinden diese ihre Schulen 
festhalten wollen, die confessionelle Schule bleibt, so ist es erfreu- 
lich. Aber wenn die Tendenz hervortritt, confessionelle Schulen zu 
erhalten, wo sie der evangelischen Kirche zu Gute kommen; umge- 
kehrt aber da, wo die confessionelle Schule der katholischen Con- 
fession sich günstig zeigt, sie zu zerstören, dann ist es eine traurige 
Aussicht, wenn es heisst: wir wollen in jedem einzelnen Falle prü-* 
fen und dann entscheiden. Eine der neuesten Verfügungen im Cen- 
trafblatt der Unterrichtsverwaltung stellt für eine Gegend, wo viele 
protestantische Diasporagemeinden sich befinden, ihr unangetastetes 
Fortbestehen in Aussicht. Dies freut mich. In dem Kreise dagegen, 
den ich zu vertreten die Ehre habe, in der ^Stadt Dülken, ist ein 
Gemeinderathbeschluss zu Stande gekommen für Einführung von Si- 
multanschulen. Die Entscheidung hat nur die Stimme des Bürger- 
meisters herbeigeführt. Es kommen dagegen wiederholt Petitionen, 
unter denselben stehen keineswegs blos die Namen von Katholiken. 
In diesem Augenblicke liegt noch eine Petition mit '606 Unterschrif- 
ten dem Herrn Minister vor; und dennoch, ehe mal der Recurs er- 
ledigt ist, ist bereits die Einführung der Simultanschule erfolgt, und 
eine vollendete Thatsache geschaffen. Wenn da das Volk sehr besorgt 
wird für den Geist seiner Schule, so werden Sie Sich nicht wundern, 
m. H. Ist es doch schriftlich und mündlich ausgesprochen, dass zu 
den Vortheilen der Simultanschule namentlich auch das gehöre, dass 
die confessionellen Gegensätze in ihr abgeschliffen, abgestossen wer- 
den, und so unter den Zöglingen derselben in religiöser Hinsicht 
eine Einheit sich bilde. Das aber ist nach den Begriffen des katho- 
lischen Volkes gleichbedeutend mit Zerstörung seiner katholischen 
Religion und Ueberzeugung. Denn, m. H., der Katholicismus ist ein 
einziges untheilbares Glaubenssystem, und dem Katholiken eine ein- 
zige seiner Glaubenslehre nehmen, heisst, ihm alle nehmen, ohne jede 
Ausnahme. (Widerspruch links. Sehr richtig! im Centrum.) M. H. 
(nach links), wenn Herr v. Mallinckrodt hier stände in diesem Augen- 
blick, er würde Ihnen ein Wort sagen, welches ich aus meinem 
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Munde zu sagen in der That nicht den Muth habe. Aber, denken 
Sie, Herr v. Mallinckrodt riefe Ihnen das Wort zu: m. H. , lernen 
Sie doch das ABC des Katholicismus ! (Sehr gut! im Centrum.) 
Der Katholik glaubt nämlich alles Dasjenige, was er kirchlich glaubt, 
desshalb, weil die katholische Kirche es ihn lehrt — nicht blos was 
sie lehrt, sondern weil sie lehrt — demgemäss zerstören Sie, wenn Sie den 
Glauben an eine einzige Lehre, welche er als kirchliche Lehre erkennt, 
dem Katholiken entreissen, damit zugleich das Fundament seines Glau- 
bens, und er hat aufgehört, ein Katholik zu sein. Darum, m. H., sind die 
Katholiken so entschiedene Gegner der Simultanschule. Jede Schule 
dieser Art, welche eingeführt wird, ohne dass eine Noth wendigkeit dazu 
zwingt, wird in dem Volke bange Sorge wecken. Ich erkenne an, 
ro. H., es gibt Fälle, wo es nothweudig ist, eine Simultanschule ein- 
zurichten, da lässt sich bei .gutem Willen auch damit auskommen 
zur Noth; aber wenn sie aus Tendenz, aus Aufsaugungstendenz ein- 
geführt wird, dann steht die Sache ganz anders. In diesem Augen- 
blicke nun, ra. H. , ist in den Vordergrund des Kampffeldes noch 
ein Punkt getreten; den vollkommen zu fassen Ihnen (nach links) 
sehr schwer sein wird; ich habe sogar von dem Regierungstische 
noch gestern Ansichten aussprechen hören, die ich nicht erwarten 
durfte. Sie wissen, es ist von Seiten des Herrn Ministers in Bezug 
auf den Religionsunterricht in den katholischen Schulen etwas ge- 
schehen, wogegen die Pfarrer sich haben erklären müssen als etwas, 
welches ihren Rechten und ihren Pflichten geradezu widerstrebt. 
Es handelt sich um die Frage: Wann kann ein Laie, ein Nicht- 
geistlicher, den Religionsunterricht in der öffentlichen Schule ertbei- 
len? Nach der Lehre und der dogmatischen Ueberzeugung der Ka- 
tholiken kaun Niemand, auch nicht der am besten Unterrichtete und 
in seinem Wandel Makelloseste, ein öffentliches Lehramt in der ka- 
tholischen Religion übernehmen, wenn er nicht dazu von den berech- 
tigten kirchlichen Behörden autorisirt ist. Es ist nämlich ~ um 
das mit ein paar Worten zu erläutern — unsere, der Katholikep 
Ueberzeugung, dass ein Lehramt, d. h. ein Lohxreckt und eine Lehr- 
pflicht, durch göttliche Einrichtung in der Kirche besteht und dass 
nur die mit diesem Lehramt betrauten berechtigt sind in der Reli- 
gion öffentlich zu unterrichten. Die proprio jure berechtigten Träger 
dieses Amtes sind die Nachfolger derjenigen, denen zuerst von dem 
Stifter unserer Religion dieses Amt übergeben ist ; alle Anderen kön- 
nen nur insofern daran Theil nehmen, als sie von den berechtigten 
Trägern dazu autorisirt wordeu. Der Priester selbst hat durch die 
Weihe noch nicht die Vollmacht dazu; diese wird ihm vielmehr 
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erst später ganz ausdrücklich durch einen Willensakt seines Bischöfe 
übertragen. So kann auch kein Anderer, welche Eigenschaften er 
auch sonst haben mag, ein solches Lehramt in der katholischen Re- 
ligion nach katholischen Begriffen übernehmen, wenn er dazu nicht 
die Autorisation erhält von dem, der zur Erth eilung derselben berech- 
tigt ist. So ist es denn eine überaus wichtige Frage, die Frage 
nach der Autorisation für den öffentlichen Religionsunterricht oder 
nach der missio canonica, wie der entsprechende kirchliche Ausdruck 
läutet. Die Form, in welcher diese Beauftragung stattfindet, ist an 
sich ganz gleichgültig. Ob ein ausdrückliches Instrument darüber 
ausgestellt wird oder ob irgend ein dazu von dem richtigen Kirchen- 
obern Beauftragter bei Gelegenheit einer anderen Prüfung das Zeug- 
niss der Befähigung unterschreibt, oder ob der dazu von höherer 
Stelle beauftragte Pfarrer zur Ertheilung des Religionsunterrichts 
mündlich Erlaubniss gibt, ist für das Wesen der Sache gleichgiltig; 
der Willensakt des berechtigten Vorgesetzten, der die Gewalt dem 
Lehrer übergibt, ist das Wesentliche und Entscheidende. In dieser 
Hinsicht ist jetzt ein Streit entbrannt, von dem man Ende und auch 
Tragweite zur Zeit noch nicht absehen kann. Wenn das katholische 
Volk einmal weiss, »der an jener Stelle ertheilte Unterricht ist nicht 
der Unterricht der Kirche« — und der Unterricht eines Lehrers, der 
ohne eine solche kirchliche missio lehrt, würde nicht der Unterricht 
der Kirche sein — so wird es dem gegenüber eine sehr entschiedene 
Stellung einnehmen. Daher ist es das dringendste Bedürfniss, dass 
der Herr Cultusminister auf diesem Gebiete einen Schritt thue, um 
einer grossen Noth vieler Tausende katholischer Eltern Abhilfe zu 
schaffen. Ob er nun allgemein sagen will — und das wäre ein hoch- 
herziger Akt, dem, so viel ich wüsste, kein Gesetz entgegenstände 
— : Ich will jeden einzelnen Pfarrer von jetzt an in seiner Gemeinde 
als den berechtigten Religionslehrer in der Schule anerkennen, oder 
ob er sich zufrieden erklären will , wenn der Pfarrer dem durch die 
Regierung bestellten Lehrer die missio canonica ertheilt, freilich auch, 
wenn er ihn nicht geeignet findet, sie verweigert, — in beiden Fftl* 
len wäre der Streit geschlichtet! Wenn er aber bestehen bleibt, 
dann wird das Volk sich in der Ueberzeugung tiefer und tiefer hi- 
neinleben : »Man will uns durch den nichtkirchlichen Unterricht von 
der Kirche mehr und mehr entfernen und uns nach und nach um 
den Glauben unserer Väter bringen. (Unruhe links. Sehr wahr! 
im Centrum.) Ich stehe hier und lege davon Zeugniss ab: es ist 
das die Meinung, die Ueberzeugung, die sich mehr und mehr geltend 
macht! Schliessen Sie nicht die Augen davor, es ist so! Sie haben 
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den zustimmenden Ruf der anderen Herren gehört, welche den ka- 
tholischen Landestheilen angehören. Darum warne ich: gehen Sie 
nicht auf so gefährlichem Wege weiter! Sorgen Sie, dass dieser 
grosse Stein des Anstosses dem Volke weggenommen werde. Kann 
es aber gar nicht anders sein, glaubt der Herr Cultusminister sich nicht 
zu einem der bezeichneten Wege entschliessen zu können, dann aller- 
dings — so traurig es wäre, so sehr unser ganzes Innere sich da- 
gegen sträubt — - dann müssen wir fordern, dass der Religionsunter- 
richt in den öffentlichen Schulen aufhöre ein obligatorischer Unter- 
rieht zu sein. Dann ist dieser Streit wenigstens aus der Welt ge- 
schafft. Dann werden die Eltern, wenn sie wissen, dass der Reli- 
gionsunterricht in einer Schule nioht mehr der Unterricht der Kirche 
sei, ihre Kinder einfach diesem Unterrichte entziehen. Die ganze 
Angelegenheit aber, die ich angeregt habe, ist von der allergrössten 
Wichtigkeit. Wenn wirklich der Herr Cultusminister keinen Kampf 
gegen den confessionellen Glauben will — nicht aus eigenem Antrieb, 
nicht auf Drängen Anderer, dann bitte ich, dass er in Wort und noch 
mehr in der That dafür Zeugniss ablege , damit die Befürchtung des 
Volkes nicht ferner fortbestehe. Solche, die darauf hinarbeiten, jene 
Vermischung der verschiedenen christlichen Glaubensbekenntnisse her- 
beizuführen, die jedes derselben zerstören würde; einer der Herren 
hier hat's mir ganz offen und unumwunden ausgesprochen , dass es 
das Ziel von seinem und seiner Freunde Streben, dass es auch der 
Erfolg des Strebens sein würde — sollte das wirklich das Ziel sein, 
woraufhin, nicht vielleicht des Ministers, aber die Absicht dieses 
ganzen kirchlich-politischen, dieses ganzen »Culturkampfes« gerich- 
tet ist, dann, m. H., denken Sie wohl, dass das katholische Volk 
ein treues Volk ist. Der Freiherr v. Senft hat es kürzlich zu unse- 
rem grossen Dank dort im anderen Hause ausgesprochen, dass das 
Volk viel Treue bewiesen habe; und es hat dies gethan. Dann aber, 
in. H, zerstören sie nicht die Wurzel dieser Treue. Die Wurzel, 
woraus diese Treue hervorgesprosst ist und immer wieder von Neuem 
hervorsprossen wird, das ist der confessioneli-oh ristliche Glaube, es 
ist der Glaube an den dreieinigen Gott dort droben im Himmel und 
hier auf Erden, m. H., der Glaube an den König von Gottes Gna- 
den.« (Bravo! im Centrum). .,. t. . ,. *){ 

f Abgi Seiffardl nimmt dem gegenüber die Falk'sche Schulpoli- 
tik in Schutz und will nicht ferner dulden* dass die Kinder erzogen 
werden zu willenlosen Gliedern des römischen Reiches. Die Lehrer- 
welt perhorrescire den crassen Wunder- und Aberglauben , der mit 
Lourdes und seiner deutschen Versuchsstation Marpingen wetteifere. 
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Durch die Pioniere des neuen Systems, durch die weltlichen Schul* 
inspectoren, Bei die Schule bedeutend gehoben. 

Abg. Dr. v. Stablewski: »Meine Herren! Der Herr Abg» Dr. 
Virchow hat vorgestern sehr richtig gesagt, und wir haben ihm zu- 
gestimmt, dass der Staat sich immer sehr bedenklichen Aufgaben 
unterziehe, wenn er die Erziehung der Geistlichen in die Hand nehme. 
Wir halten es aber auch für eine sehr bedenkliche und dazu unbe- 
rechtigte Aufgabe, wenn der Staat die Leitung des Religionsunter- 
richts aus eigner Machtvollkommenheit übernimmt Wir katholischen 
Christen kennen blos eine lehrende Kirche , welche ihren Auftrag 
vom Heilande erhalten hat, wir kennen aber keinen lehrenden Staat, 
der seinen Auftrag vom jeweiligen Cultusmi nister erhallen soll. Es 
widerstreitet dies der Idee des katholischen Dogmas vom kirchlichen 
Lehramt: aber m. H., der denkwürdige Tag vom 21. Februar hat 
uns klar bewiesen, dass man leichten Herzens in das Gebiet heiliger 
Mysterien und kirchlichen Dogmen einzudringen bereit ist. Ich 
werde Sie auch nicht aufhalten mit der Frage der Garantieen, welche 
jetzt der Religionsunterricht der Elementarschule in Betreff der Rein- 
heit der kirchlichen Lehre bietet. Bei uns im Grossherzogthum 
Posen ist es ja der Fall, dass in allen Elementarschulen die Local- 
schulinspectionen in weltliche Hände gelegt worden sind. Das mag 
Ihnen vielleicht sehr angenehm sein: aber, m. H., ob Sie auch dem 
zustimmen können, dass der Religionsunterricht daselbst ohne völlige 
Bürgschaft für die Kirche gelassen wird , das glaube ich doch be- 
zweifeln zu dürfen. Es würde dies zu jeder Zeit den Katholiken Be- 
sorgnisse erwecken müssen, umsomehr aber in der gegenwärtigen. 
Denn wir leben ja in einer Zeit , wo der Lehrer in eine Opposition 
gegenüber der Kirche gedrängt wird, wo es ihm klar ist, dass er 
sich einer der Kirche entgegengesetzten Tendenz befleissigen soü; 
er soll der Widerpart des Geistlicheu werden. Und, m. H., ein be- 
deutender Staatsmann und kein Ultramontaner hat sich gerade über 
die Folge dieser Tendenz recht treffend geäussert. Es ist Herr 
Thiers, der in der Unterrichtscommission der französischen geseta- 
gebenden Versammlung den Herrn Radicalen, welche den Lehrerin 
dieselbe Stellung, ihn gewissermassen zu einem Anticure machen 
wollten, geantwortet hat : Ja, er wird dann ein Anticure, aber gleich- 
zeitig ein Cure' de l'ath&sme et du socialisme. M. H k , Sie werden uns 
vielleicht auf die Aufsicht, welche seitens des Staates ausgeübt wird, 
verweisen, Sie werden sagen, die Kreisschulinspectoren führen ja über 
alle Unterrichtsgegenstände, somit auch über die Religion die Auf- 
sicht. Aber, m. H. , unter den siebzehn Kreisschulinspeetoren im 



Digitized by Google 



Die Schuh und Katechismus frage in Preussen (1876—1877.) 313 

Grossherzogthnm Posen haben wir blos drei oder vier Katholiken, 
ausserdem sind die meisten der Herren der polnischen Sprache nicht 
mächtig genug, um den Unterricht, wo er noch in der polnischen 
Sprache in der Religion ertheilt wird, controliren zu können. Bs 
fehlt ihnen auch vielfach , was ich Ihnen mit Thatsachen beweisen 
werde, das Verständniss für das kirchliche Leben. Wie kommen z. 
B. die Herren Kreisscbulinspectoren dazu, den alten, ehrwürdigen, 
seit tausend Jahren gebrauchten Gruss »Gelobt sei Jesus Christus« 
in der Schule durch das banale »Guten Morgen« zu ersetzen. (Zu- 
ruf links : Banal !) Jawohl, m. H., es ist das banal in Vergleich zu 
diesen alten ehrwürdigen Begrüssungsworten. Aber, m. H., ich will 
weiter gehen. Die Herren Kreisschulinspectoren entwickeln vielfach 
auch nicht Takt genug, wo es sich um die Behandlung katholischer 
Schulkinder handelt. Werden Sie, m. H., etwa dem zustimmen, dass 
z. B. der Kreisschulinspector des Kreises Adelnau, Herr Lux, ein 
Protestant, in die katholische Elementarschule von Ostrowo das Le- 
sebuch von Fahner und Engelie, und in die Landschulen das sehr 
umfangreiche protestantische Lesebuch von Supprfan und Gabriel ein- 
geführt hat. Beiläufig gesagt, scheint dieser Herr ganz eigentüm- 
liche pädagogische Ansichten zu haben, indem er oft mit den Unter- 
richtsbüchern für die armem Schulkinder wechselt. Das Buch ist an 
und für sich ein sehr gutes, für protestantische Schulen selbst ein 
ausgezeichnetes, für die Schulen auf dem platten Lande aber, die 
van polnischen Kindern besucht werden, vom pädagogischen Stand- 
punkte aus ein viel zu schweres. Es kommen da Beschreibungen 
des Telegraphen, die Anatomie des menschlichen Körpers , eine Ab- 
bildung des Kopfdurchschnitts des Menschen und ähnliche interessante 
Sachen vor, die aber dem Fassungsvermögen polnischer Dorfkinder 
nicht entsprechen. Dies ist indessen für uns von untergeordnetem In- 
teresse. Aber in diesem Buche findet sich ein Bildniss Luthers, auf 
dem Reichstage zu Worms mit der Caricatur eines Mönches. (Hört!) 
M. H., dies für katholische Schulen; ausserdem ist in dem Buche 
eine Abbildung des Lutherdenkmals in Worms. Ob das für das 
Gefühl der katholischen Schüler und für die Eltern namentlich nicht 
Besorgnisse erwecken könnte, das überlasse ich Ihrem Urtheile. Die 
protestantischen Kreisschulinspectoren der katholischen Schulen müs- 
sen sich doch einen besonderen Tact aneignen, um nicht die katho- 
lischen Gefühle zu verletzen, und wenn ich die Frage hier anrege, 
so geschieht es nicht, um zu demonstriren , sondern um die könig- 
liche Regierung darauf aufmerksam zu machen, damit sie entspre- 
chend Remedur schaffe. Nun noch ein ganz besonderer Fall. Nach 
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den letzten Urwahlen kommt der Kreisschul in spector von Inowraclaw 
in die Schule zu Ciecherz bei Kraschwitz zu einer Lehrerconferenz, 
stellt nun den Lehrer, der ein ausgezeichneter und musterhafter ist, 
was auch die Regierung anerkannt hat, zur Rede und macht ihm 
Vorwürfe, dass er für einen seiner Landsleute gestimmt hat. Der 
Lehrer vertheidigt sich, dass ihm die Verfassung dieße Freiheit ge- 
währe* Da erblickt auf einmal der Schulinspector in dem Schullo- 
cal, welches wie gewöhnlich bei festlichen Gelegenheiten auch mit 
Bildern geschmückt ist, das Bild eines Heiligen, so läset der Lehrer 
das Bild aus der Schule entfernen, »das Bild dieses Heiligen passe 
nicht in die Schule.« M. H. , ob dadurch das Gefühl der katholi- 
schen Eltern nicht verletzt wird , ob dadurch auf die LehreT selbst 
ein- antikatholischer Einfluss und Druck nicht ausgeübt wird, über- 
lasse ich ebenfalls Ihrer Erwägung. Dass auch ein KreisschuHnspector 
— es ist das der KreisschuHnspector des Kreises Kröben , Herr 
Wentzel — die Lehrer zur Unterschrift einer Adresse gegen die 
päpstliche Unfehlbarkeit zu bewegen versucht hat, ist in den Zet- 
tungen schon vielfach besprochen worden. Der Herr hat also an ein 
Dogma, an dem der Fürst Reichskanzler selbst nicht hat rütteln 
wollep, die Hand gelegt Kein Wunder, dass unter diesen Umstän- 
den sich im Volke die Ueberzeugung festsetzt, dass die Religion in 
der Schule Gefahr läuft Ich will gerade nicht behaupten, dass 
der Staat die Religion als solche überhaupt zerstören wolle , denn 
die leitenden Staatsmänner müssen sich doch der Thatsache bewusst 
sein, dass die Religiosität die Grundbedingung alier Sittlichkeit ist, 
und dass diese erst ein ernstliches Zusammenleben innerhalb eines 
Staatsverbandes sichert Aber unter solcher Schulaursicht muss der 
confessionette Religionsunterricht, der sich auf dogmatischer Grund- 
lage aufbaut, leiden. Für das Problem der Zukunft, das die Her- 
ren hier auf dieser Seite (zum Fortschritt) ja lösen wollen, nämlich 
einen Religionsunterricht ohne dogmatische Grundlage zu construiren, 
mit dem es noch seinen guten Weg haben wird , möchte ich Ihnen 
zur Erwägung den Gedanken eines der grössten Geister dieses Jahr- 
hunderts, ein solcher war ja doch Napoleon L, empfehlen : »la mo- 
rale sans dogme est comme la justice sans tribunal.« M. H. , ich 
mu6s noch auf einen einzigen Gegenstand ihre Aufmerksamkeit len- 
ken. Ich habe heute in der »Vossischen Zeitung« • einen sehr inte- 
ressanten Artikel mit einem Schmerzensschrei aus den baltischen 
Ostseeprovinzen gelesen. M. H. , wie das mit meinem Gegenstaude 
zusammenhängt, werde ich gleich erklären. Bs wird da geklagt, 
dass die rassische Regieraug ihren deutschen Brüdern in den bal- 
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tischen Ostseeprovinzen stufenweise und allmählig in der Elementar- 
schule den deutschen Unterricht mit dem russischen ersetzt. Das- 
selbe geschiebt ja bei uns, und wenn die russische Regierung viel- 
leicht jetzt in Bälde gänzlich die deutsche Sprache herausmerzen 
wolle, dann sind Sie, m. H., die Lehrmeister dieses Systems. (Sehr 
richtig! im Centrum.) Sie, m. H., werden die moralische Verant- 
wortung für die künftige Verfolgung ihrer deutschen Brüder an der 
Ostsee tragen. (Sehr richtig! im Centrum.) M. H. , ich habe bis 
jetzt keinen einzigen Pädagogen gefunden , — und ich habe, mich 
in dieser Frage ziemlich genau zu orientiren versucht — der ande- 
rer Ansicht wäre, als dass die Elemente des Unterrichts in der 
Volksschule nur in der Muttersprache mit Nutzen ertheilt werden 
können und ganz besonders und unabweisbar da, wo es sich um das 
innerste Gemüths- und Seelenleben, um die Religion eines Kindes, 
handelt. M. H., ich möchte dann doch die königliche Staatsregie- 
rung fragen, ob sie denn wirklich der Ansicht ist, dass Kinder bis zu 
ihrem vierzehnten Lebensjahre theilweise ohne Talent und Vorbildung, 
Kinder, welche noch häusliche Arbeiten verrichten müssen, zu Hause 
nie ein deutsches Wort hören, durch den blossen Schulunterricht so 
weit gebracht werden können, um den deutschen Vortrag in der 
Elementarschule mit Nutzen hören und sich darin ausdrücken zu 
können. M. H., ich glaube, dass alle pädagogischeu Autoritäten mir 
zustimmen werden, dass dieses Problem nur auf Kosten der geisti- 
gen und sittlichen Entwicklung der Kinder- gelöst werden kann. Von 
dieser Voraussetzung ist aber der Oberpräsident von Posen nicht 
ausgegangen als er im Februar 1873 eine Circularverfügung erlas- 
sen, welche zwar die polnische Sprache für die Elementarschule au- 
ordnet, aber — und da ist wieder eine Hinterthür — wenn die Kin- 
der so weit in der deutschen Sprache vorgeschritten sind, so solle 
man mit Genehmigung des Provincialschulcollegiums und der betreffen- 
den Inspection auch die deutsche Sprache in den Volksschulen bei 
dem Religionsunterricht einführen. M. H., im vorigen Jahr ist das 
schon zur Thatsacbe geworden, der Oberbürgermeister von Posen, 
Herr Kohlens, marschirt an der Spitze dieses »Culturkampfes« ge- 
gen die kleinen Kinder in Posen. Er hat bei den Rectoren der Stadt- 
schule angefragt, ob schon der Moment gekommen sei, wo auch der 
Religionsunterricht in der Volksschule in deutscher Sprache ertheilt 
werden könne. M. H., wir wissen nun, was derartige Anfragen be- 
deuten. Die Antwort ist auch in dem Sinne ausgefallen, wie sie ver- 
langt wurde, und der Religionsunterricht ist in den Volksschulen 
jetzt in der deutschen Sprache eingeführt. Seinem Beispiele folgte 
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der Kreisscbulinspector von Birnbaum und Meseritz, er hat auch 
um die Erlaubniss gebeten, den Religionsunterricht in deutscher 
Sprache einführen zu dürfen. Die Erlaubniss wurde ihm ja bereit- 
willigst ertheilt. Diesem Beispiele folgen jetzt einige strebsame 
Herren Lehrer. Ich kann es selbst persönlich bezeugen, dass in eini- 
gen Schulen .die Lehrer auf eigene Hand mit den Kindern polnischer 
Nation den Religionsunterricht in deutscher Sprache zu führen an- 
fangen. Ich möchte denn doch diesen Augenblick zu einem feier- 
lichen Proteste dagegen benutzen, und ich werde mich jetzt ganz 
kurz fassen. M. H., die Sache ist ernst und wichtig genug, denn 
es handelt sich dabei um das Wohl und Wehe, um die geistige Ent- 
wicklung von Generationen. M. H. , wie kann die Religion Geist 
und Herz erfassen, wo das Kind mit Sprachschwierigkeiten noch gym- 
nastische Uebungen anstellen muss; es bleibt kalt, theilnahmlos, 
merkt sich blos einzelne Worte und lernt den Gegenstand selbst ge- 
ring schätzen. Aber, m. H., glaubt denn die Behörde bei uns, dass 
die Kinder in einer fremden Sprache leichter und besser, als in der 
Muttersprache in das Verständniss der religiösen und der sittlichen 
Wahrheiten gelangen könnten? Sie werden doch gewiss nicht der 
Ansicht sein, und da möchte ich Sie, in. H., an das schöne Wort 
von Göthe erinnern: »Für die Jugend ist das Beste gerade gut ge- 
nug.« M. H., von dem Religionsunterricht gilt es auch wie von 
keinem anderen Unterrichtsgegenstande : »non scholae sed vkae,« er 
soll in das kirchliche Leben, in das Leben der Gemeinde einführen. 
Aber durch den deutschen Religionsunterricht wird ein Gegensatz 
zwischen dem Kinde und seiner Gemeinde und seinen Eltern ge- 
schaffen, durch den deutschen Religionsunterricht wird auch das 
Kind beeinträchtigt, gehemmt in der Erfüllung seiner heiligsten Re- 
ligionspflichten. Denn, ra. H., der Beicht- und Communionunterricht 
muss sich ja doch auf den Religionsunterricht aufbauen, er ist ja 
doch eine Ausführung, eine Aneignung desselben dem Herzen. Wie 
ist dies aber möglich, wenn das Kind den Religionsunterricht in der 
doutschen Sprache genossen hat? Soll der Geistliche etwa noch io 
dieser ernsten Stunde, wo es sich um Erfüllung der heiligsten Ge- 
wissenspflichten handelt, mit den Kindern Sprachstudien anstellen, 
oder soll er sich dazu hergeben, dem Kinde seine Muttersprache ent- 
reissen zu helfen? Nein, m. H., dazu wird sich kmn treuer katho- 
lischer Priester hergeben. — Es wird aber bei uns jetzt der Versuch 
gemacht in der polnischen Volksschule das deutsche Kirchenlied ein- 
zuführen, während wir gestern zu unserer Genugthuung gehört ha- 
ben , dass der Zwang der polnischen Gymnasialschulen zu deni- 
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sehen Kirchenliedern nicht gebilligt werde. Das Kirchenlied wird 
in vielen Schulen sehr vernachlässigt, meistens weltliche Lieder wer- 
den geübt und diese erlernen die Kinder ohnedies sehr bald , und 
wenn das Tempo so weiter fortgeht, dann werden sie auch die Ar- 
beitermarseillaise sehr bald lernen. Ist das deutsche Kirchenlied 
von den polnischen Kindern nicht gänzlich überflüssig? Wo sollen 
denn die Kinder das Lied anwenden, wenn die Gemeinde polnisch 
ist? Dadurch wird aber dem kirchlichen Leben wieder eine Quelle 
gestopft, das doch im Kirchengesange auch seine Nahrung findet. 
Unsere Klagen möchte ich mit den Worten eines Ihrer Männer aus 
den Reichslanden unterstützen. — Adolf Stftber, ein Dichter und 
protestantischer Pfarrer in Mühlhansen, hat in seiner Plugschrift: 
»Einfache Fragen eines elsässischen Volksfreundes,« in welche er die 
Gründe niedergelegt, wesshalb er mit vollem Herzen sich dem deut- 
schen Reiche angeschlosseu hat, gesagt: 

»Nun versetzt euch in die Lage eines elsässischen Seelsorgers, 
der seit vielen Jahren jmter dieser deutschredenden Mehrzahl 
zu wirken hat, deren religiöse moralische und geistige Bildung 
er gern fordern möchte. Zu seinem grossen Leidwesen sah er 
sich aber in dieser Aufgabe gehemmt und gelähmt, weil man 
die armen Kinder des Volkes von der salle d'asile bis in die 
Primärschule hinein, zu nöthigen suchte, das Deutsch zu ver- 
lernen, indem man bis zur zweiten Classe der Primärschule 
— und viele besuchen gar keine andere Classe mehr — nur 
französisch mit ihnen redete und betete, wovon sie blutwenig 
verstanden. Ihre liebe Muttersprache lernten sie fast gar nicht 
lesen und schreiben. Und doch müsse ihnen in deutscher 
Sprache der Religionsunterricht ertheilt werden, weil sie trotz 
aller Fr anzösirungsver suche doch eine viel zu dürftige Kennt- 
niss des Französischen erlangten.« 

Er beglückwünsche den Umstand, dass die Kinder jetzt in der 
allverstandenen lieben Muttersprache einen fruchtbringenden Schul- 
unterricht und folglich fruchtbaren Religionsunterricht empfangen. 
M. H M ist denn die deutsche Sprache etwa leichter zu erlernen, als 
die französische ? Oder sollen die polnischen Kinder eine »grössere 
Begabung zur Erlernung der deutschen Sprache haben, als die deut- 
scheu zur Erlernung der französischen? M. H., noch ein Wort. Für 
Sie ist doch gewiss nach allen Stürmen und geistigeu Kämpfen des 
Lebens heilig geblieben und es erweckt doch auch Ihnen, ob Sie 
noch beten oder nicht, eine theure und wehmüthige Erinnerung das 
Gebet, welches Sie von den Lippen Ihrer Mutter abgelauscht haben. 
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Und da möchte man doch glauben, dass man den polnischen Kin- 
dern wenigstens dieses Gebet hätte unbeanstandet lassen können. Aber 
leider selbst in den Elementarschulen wird das deutsche Gebet den 
polnischen Kindern gelehrt. Ich glaube nicht, dass das auf Anwei- 
sung des königlichen Ministeriums erfolgt ist. Wenigstens nach den 
gestrigen Aeusserungen des Herrn Commissarius bei Beantwortung 
der Frage meines Collegen Kantak darf ich annehmen ; dass die 
Staatsregierung Aehnliches nicht billigen wolle, und ich erlaube mir 
dalier, die königliche Staatsregierung zu bitten: den Herren Kreis- 
schulin8pectoren ein : »pas trop de zele« zuzurufen. M. H.,' Sie siod 
vorläufig im Besitze der Macht. Aber wenden Sie dieselbe nicht 
gegen die Kleinen und Schwachen an. Schliessen Sie wenigstens 
das Gebiet der religiösen Erziehung eines Kindes vom »Culturkampfec 
aus, nöthigen Sie es nicht auch, »seine Ikbe Muttersprache zu ver- 
lernen,« denn um mit Shakespeare zu sprechen: 

»Herrlich ist's, Gigantenkraft zu haben, doch tyrannisch ist's 
wie Riesen sie zu brauchen.« # 

(Sehr richtig! und Bravo, im Centrum und bei den Polen.) 
Titel L wird genehmigt. 

Titel 2. setzt 119,000 Mark aus zur Remuneration für Hilfs- 
lehrer. 

Dr. Franz: »Meine Herren! Ich bedaure, dass ich in die all- 
gemeine Discu88ion nicht mehr eintreten kann; ich will es nicht 
thun, mich dem Wunsche fügend, bei den einzelnen Positionen hur 
einzelne zur Position unmittelbar gehörige Dinge zu besprechen. 
Vor einigen Tagen ist mir von einem, an dem Seminar in Rosen- 
berg, O.-Schl. , bisher nicht definitiv angestellten Religionslehrer 
ein Schreiben zugegangen, worin ein Rescript des königlichen Pro- 
vincialscjmlcollegiuins in Breslau mir mitgetheilt wird, folgenden 
Inhaltes: 

»Der Herr Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medici- 
nalangelegenheiten, hat aus Anlass der kirchenpolitischen Stel- 
lung, welche Sie einnehmen, Ihre Entlassung aus dem Seminar- 
dienst angeordnet. Indem wir Sie hiervon in Kenntniss setzen, 
eröffnen wir Ihnen hierdurch zugleich im Auftrage des Herrn 
Ministers, dass sie ihre amtlichen Functionen an dem dortigen 
. Seminar mit dem 1. Februar er., einzustellen 4 haben, und dem- 
gemäß von dem gedachten Tage an aus dem königlichen Se- 
minar ausscheiden. 

Das königliche Provincialschulcollegium 

in Breslau, c 
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M. H., ich bin überzeugt, wäre dieser Fall vor etwa 12 Jah- 
ren eingetreten, und hätte er einen Herrn von dieser Seite (links) 
oder einen ihrer Parteigenossen getroffen , Sie würden ganz sicher- 
lich erklärt haben : Das ist Unrecht, das ist ein Eingriff in die per- 
sönliche Stellung, ein Eingriff in die persönlichen Rechte, ein Ein- 
griff, der auch bei Staatsbeamten nicht vorkommen darf. (Sehr 
richtig! im. Centrum.) Der betreffende Herr Religionslehrer — sein 
Name ist Dr. Dziatzko — war allerdings nicht definitiv angestellt; 
man hat ihn wahrscheinlich auf die Probe stellen wollen. Er hat 
in keiner Weise demonstrativ oder agitatorisch an den kirchenpoli- 
tischen Kämpfen Theil genommen, er hat bei der letzten Abgeord- 
netenwahl einem ultramontanen Wahlmanne seine Stimme gegeben 
, das ist der einzige Akt, worin er öffentlich seine Stellung be- 
kannt hat, Bislang m. H., ist das erlaubt; wir haben sogar einen 
Entscheid von dem Disciplinargerichtshof höchster Instanz, wodurch 
ein Burgermeister freigesprochen wurde, weil die Stimmenangabe bei 
der Wahl jedem Staatsbeamten vollständig freisteht. . Ich bin wirk- 
lich sehr begierig, ob diesem Herrn irgend ein agitatorisches Trei- 
ben nachgewiesen werden kann. Ich bin überzeugt, dass dies nicht 
der Fall sein wird. Trotzdem wird er durch das Ihnen mitgetheilte 
Rescript aus dem Dienste entlassen, und hat auch den Dienst bereits 
quittiren müssen. In welcher Weise verfahren wird von .den unter- 
stellten Behörden von dem dortigen Director , der stark in Cultur- 
kainpf macht,, das können Sie daraus entnehmen, dass Seroinaristen, 
die sie)), gedrängt fühlen, einem langjährigen Lehrer bei seinem Ge- 
burtstag nach seiner Entlassung zu gratuliren und ihm zu danken 
für seinen Unterricht, von dem dortigen Director in heftiger Weise 
zur Rede gestellt wurden. M. H., die Frage wird sich nun weiter 
so stellen: Ist denn klug und weise von der Staatsregierung in die- 
sem Falle, wo wirklich gar nichts von Agitation und Demonstration 
vorliegt, ein Seminar des katholischen Religionsunterrichtes zu be- 
rauben, von dessen Wichtigkeit uns ja gestern der Herr Regie- 
rungscommissarius Dr. Stauder erst so vieles - gesagt hat? Die Se- 
minaristen dort sind nun in der unerquicklichen Lage, einen Re- 
ligionBunterricht nicht erhalten zu können, wie Sie ihn nach ka- 
tholischen Grundsätzen erhalten müssen. Ob das dazu beiträgt, 
das dortige Seminar zu heben, das Vertrauen der Eltern zu stär- 
ken und den . Maugel an Lehrkräften zu vermindern , das stelle ich 
dem Urtheil des Hauses anheim. Bis jetzt hat das ganze Vorgehen 
des dprtygen Pirectors, von welchem mir manche seltsame Einzelhei- 
ten vorliegen, soweit geführt, dass das Seminar nur 43 Zöglinge 
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hat, während es für 75 berechnet ist. (Hört! im Centrum.) M. H., 
die Thatsache dass man Seminaristen massregelt wegen ihrer Hal- 
tung oder vielmehr wegen ihrer »Nichthai tung,« steht nicht verein- 
zelt da. Wie mir mitgetheilt worden ist, sind nämlich in Habel- 
schiverdt im Seminar auffallende Personalveränderungen vorgegangen, 
das Crimen soll darin bestehen, dass die Herren nicht energisch genug 
anti-ultramontan gewesen seien, dass sie vielmehr sich der ganzen 
Bewegung fern gehalten haben, wie es immer von der königlichen 
Staatsregierung als Pflicht des Lehrers au solchen Anstalten hinge- 
stellt wird. Also die einen werden gemassregelt, weil sie, ich möchte 
sagen , sich »nicht halten ,« und die anderen weil sie da ihre Ge- 
sinnung offen aussprechen, wo jeder Staatsbürger vom geringsten bis 
zum höchsten nach innigster Ueberzeugnng seine Gesinnung aus- 
sprechen soll. Ich erwarte von der königlichen Staatsregierung, dass 
sie sieh in diesem Falle nicht von den Berichten der untergeordneten 
Behörden verleiten lasse, Massregeln zu treffen , die auf das Tiefste 
kränken und wahrlich nicht geeignet sind, den Anstalten, die sie 
treffen , das Vertrauen in weiteren Kreisen des katholischen Volkes 
zu gewinnen. Will der Herr Cultusminister in der Tbat dem Lande 
eine Wohlthat erweisen, so lasse er die strictesten Befehle an die ihm 
unterstellten Behörden ergehen, die Schule nicht zum Culturkampfs- 
feld auszunutzen und zu missbrauchen, sondern dort das zu wirken, 
was wir alle von der Schule erwarten. c (Bravo!) 

Reg.-Comm. Geh. Rath Wätzold erklärt, dass das angegebene 
Factum durchaus nicht der Grund der Entlassung gewesen sei. Es 
folge dies schon daraus, dass man gar nicht wissen könne, in wel- 
chem Sinne der Betreffende gewählt habe. Der Grund sei vielmehr 
der gewesen, dass er zu wiederholten Malen die Haus- und Lehr- 
ordnung durchbrochen habe , eine die bekannte Louise Lateau ver- 
herrlichende Schrift zum Gegenstand des Unterrichts gemacht (Hört! 
Hört!) und schliesslich der Prüfungscommission erklärt habe, dass 
er offen in den Reihen der ültramontanen stehe, eine Stellung, die 
ein Semiuarlehrer, der preussische und deutsche Schullehrer auszu- 
bilden habe, nicht einnehmen dürfe. (Sehr richtig 1) 

Abg. Graf Bethusy-Huc. Ich fühle mich verpflichtet, den in 
der ganzen Gegend um Rosenberg sehr geachteten Director Dr. Weiss 
in Schutz zu nehmen und kann nur die Ausführungen des Regie- 
rungscommissars vollständig bestätigen, dass der Lehrer Jatzko dem 
Director offenen und geheimen Widerstand entgegengesetzt hat. Dass 
das Seminar augenblicklich schwächer besucht ist, als eigentlich be- 
rechnet worden, liegt an dem Mangel an Raum, an dem Umstand, 
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dass in Oppeln zu gleicher Zeit vier neue Seminare entstanden sind, 
sowie auch zum Theil an den Conflict, welchen die Geistlichen täg- 
lich herbeiführen. Man kann wohl ein ultramontanes Seminar und 
man kann ein staatskatholisches Seminar errichten, aber dass ein Se- 
minar gleichzeitig ultramontan und staatskatholisch sein könne, das 
wird doch selbst nach der Auffassung des Abg. Franz nicht gehen. 
(Beifall.) 

Abg. Dr. Franz: >Meine Herren! Ich habe mich gefreut, dass 
bei diesem Titel die Kosten der Internats- und ExternatseögUnge ge- 
trennt sind, weil sich da ungefähr berechnen lässt, wie viel die Kosten 
für jede Kategorie von Zöglingen betragen. Ich kann allerdings nicht 
so sehr in den Ruf einstimmen, man möge überall Externate errich- 
ten,; ich sehe ganz ab von allem, was man etwa politische Grunde 
nennen könnte, rein aus praktischen Erwägungen kann ich die kö- 
nigliche Staatsregierung nur bitten, dass sie bei Gründung von neuen 
Seminarien die Frage, ob Externat oder Internat, namentlich davon 
abhängig mache, ob in den kleinen Städten, wohin meist die Semi- 
nare kommen, Wohnungen zu haben sind, in welchen die Semina- 
risten sowohl gesund wie anstähdig wohnen können. Man muss der- 
gleichen Verhältnisse aus eigener Anschauung kennen, sowohl von 
der Gymnasial- wie von der Universitätszeit her, und wird es be- 
greifen, wenn Alle diejenigen, welche in Anstalten wohnen, glücklich 
gepriesen werden, weil sie da gesund wohnen im Verhältnisse zu 
den ärmeren Mitschülern, welche nicht im Stande sind, sich ordent- 
liche und anständige Wohnungen zu verschaffen. Das Seminar in 
Rosenberg ist, wie ich glaube, Externat. Ich erlaube mir nun bei 
dieser Gelegenheit einige Bemerkungen anzuknüpfen, welche mir auf 
die Auslassungen des Herrn Regierungscoramissars noth wendig er- 
scheinen, mir aber leider vorhin durch den Schlussantrag abgeschnit- 
ten wurden. Es sind nur wenige Worte. Ich muss zunächst be- 
merken, dass allerdings ein königlicher Commissarius den Herrn Re- 
ligionslehrer Dr. Dziatzko im vorigen Jahre über seine kirchenpoli- 
tische Stellung gefragt — will nicht sagen inquirirt — hat und 
dass der Herr Religionslehrer demselben gegenüber nicht verhehlt 
hat, dass er auf dem Standpunkt der ultramontanen, also unserer 
Partei stehe. M. H., wenn das ein Grund ist, Jemanden zu ent- 
fernen, (Lebhafter Widerspruch links) oder ihn nicht anzustellen, ihn 
aus dem provisorischen Verhältniss ausscheiden zu lassen, dann weiss 
ich in der That nicht, (Zurufe) welche Rechte ein Beamter noch be- 
anspruchen darf. Was nun die Louise Lateau anbetrifft, worüber der 
betreffende Religionslehrer etwas gesagt haben soll, so bin ich nicht 
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informirt, aber so etwas Entsetzliches kann doch das nicht sein. 
(Sehr wahr! im Centrum. Rufe links: Unsinn!) Was endlich die 
Verlegung der Stunden anbetrifft, so bin ich genau informirt. Es 
wird Ihnen freilich nicht angenehm sein, dass der Herr ßeligions- 
iehrer es zu ermöglichen suchte, dass die Seminaristen im Mai die 
Ihnen vielleicht bekannte oder nicht bekannte Maiandacht besuch- 
ten; er hat in Vertretung des Directors die Studienstunden auf 
6 bis 8 Uhr Abends verlegt, statt einer anderen Zeit. Das ist 
das ungeheuere Verbrechen , was er begangen hat I (Hört ! im 
Centrum.) Dem Herrn Grafen Bethusy-Huc kann ich nur ant- 
worten, dass auch ich die Seminarverwaltung vom Staate geleitet 
wissen will. Allerdings wird der Herr Director Dr. Weiss dem 
Herrn Grafen Bethusy-Huc sehr sympathisch sein , da er ja sehr 
energisch für seine Wahl ins Zeug gegangen ist; (Unruhe. Sehr 
wahr! im Centrum), er hat auch Wahlaufrufe der liberalen Partei 
unterschrieben, und ist selbst als Wahlmann aufgestellt worden. 
Man sagt ihm sogar nach, dass er die Wahlaufrufe durch Semi- 
naristen habe colportiren lassen; indessen schwebt noch die Unter- 
suchung. Ich glaube, m. H., dass ich Ihnen gezeigt habe, dass 
dieses Verfahren gegen den Herrn Religionslehrer nicht hätte Platz 
greifen müssen.« , 

In der Abendsitzung an demselben Tage beschwerte sich Abg. 
Dr. Kolberg, dass in vielen Elementarschulen der Provinz Preussen 
katholische Schulkinder in protestantischen Schulen gar keinen conr 
fessionellen Religionsunterricht erhalten, obwohl die Regierung verr 
pflichtet sei, für ausreichende Lehrkräfte auch nach dieser Richtung 
hin Sorge zu tragen. 

Abg. v. Müamowitz-Mbllendorf behauptet, dass die Regierung 
in der Provinz Posen überall da, wo eine cohfessionell gemischte 
Bevölkerung vorhanden sei, für den Religionsunterricht auch der in 
der Minderheit befindlichen Confession ausreichend sorge. Dagegen 
bedauert der Redner, dass die zur Einrichtung neuer Schulen aus- 
geworfene Summe angesichts des grossen Mangels an Schulen viel zn 
niedrig bemessen sei» Vielleicht sei es möglich, durch Errichtung 
von Halbtagsschulen dem Uebelstande einigermassen abzuhelfen. Je- 
denfalls sei es wünschenswerth , dass die Regierung darauf Bedacht 
nehme, im nächsten Etat reichlichere Mittel für neue ßchulstelleii 
bereit zu stellen. • , * . j . ,| : , .* 

,'Regieruugscommissar Geh. Rath Schneider erkennt das Vor- 
handensein des Uebelstandes an, weist aber darauf hiu, dass die Re- 
gierung trotz aller Mühe nicht im Staude sei, mit einem. Male dem- 
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selben abzuhelfen. Thatsächlich sei die Position gegen die früheren 
Etats bereits erbeblich erhöht. 

Titel 15. fordert 724,500 M. zu Schulaufsichtskosten. 

Abg. Dannenberg constatirt, dass die Ausführung des Schul- 
aufsiehtsgesetzes seiner Intention nicht entspreche. Bei seiner Be- 
rathung erklärte der Minister, es wolle nur den Grundsatz fixiren, 
dass die Schulanfsicht dem Staate gehöre, nicht aber die Geistlichen 
principiell aus der Schule weisen, und doch sei in Bezug auf die 
Katholiken letzteres durchweg geschehen. Diese Versprechungen habe 
der Minister nicht gehalten. Redner polemisirt sodann gegen die 
Schrift des Abg. Seyffardt über die katholische Volksschule am Nie- 
derrhein unter geistlicher Leitung und behauptet, dass dieselbe zahl- 
reiche Unrichtigkeiten enthalte. Kr bemängelt insbesondere die Qua- 
liflcation der Localinspectoren, namentlich hätten die Bürgermeister 
nicht die für dies Amt nöthige BiKlung (Lebhafter Widerspruch.) 
Das ganze Verfahren der weltlichen lnspectoren sei derartig, dass 
man sagen müsse: die Behörden habe alle Scham verloren. (Der 
Präsident ruß den Redner wegen dieser Worte zur Ordnung.) Red- 
ner hofft, die alten Grundsätze im Schulwesen recht bald wieder ein- 
geführt zu sehen. 

Cultusminister Falk bemerkt, dass für die Schulaufsicht kein 
Pfennig mehr im diesjährigen Etat angesetzt sei, als im vorigen, 
[aber wieviel mehr als vor dem »Culturkampf?«] Auch der Abg. 
Dauzenberg habe nichts Neues vorgebracht , wesslialb er ihm aus 
Rücksicht auf sich selbst und auf das Haus auch nichts weiter er- 
widere. (Beifall.) 

Abg. Seiffardt dankt dem Abg. Dauzenberg für die Reclame, 
welche er für seine Broschüre gemacht. Bisher sei noch keine der 
davon behaupteten Thatsachen widerlegt worden. 

Abg. Dauzenberg behauptet, dass er selbst solche Unwahrhei- 
ten nachzuweisen im Stande sei. 

Zu Tit. 22. beantragt Abg. Knebel, die für gewerbliche Fort- 
bildungsschulen ausgeworfene Summe von 142,150 M. auch für die 
ländlichen Fortbildungsschulen zu verwenden. 

Abg. v. Schorlcmer-Alst kann nicht begreifen, was der Kne- 
beische Antrag bezwecke, die ländlichen Fortbildungsanstalten des 
Abg. Knebel seien etwas nebelhaft. Er bezweifelt , dass für diese 
Anstalten zur Förderung der Landwirtschaft geeignete Lehrkräfte 
vorhanden seien. Ungenügende Ausbildung in der Landwirtschaft 
sei aber eher ein Unglück als ein Glück. 

21* 
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Abg. Thiel erkennt die Richtigkeit des letzten Satzes an, glaubt 
aber doch den Antrag Knebel befürworten zu müssen.« 

Abg. Knebel will in den ländlichen Fortbildungsschulen kei- 
nen landwirtschaftlichen Fachunterricht ertheilen, sondern nur die 
Elementarkenntnisse unter besonderer Berücksichtigung der Land- 
wirtschaft vertiefen. Eine solche Tendenz sei freilich der ultramon- 
tanen Partei unangenehm. Wenn dem Abg. v. Schorlemer seine 
Fortbildungsschulen nebelhaß vorkämen, dann möge er sich von der 
Reglität derselben überzeugen. 

Abg. v. Schorlemer-Älst erwidert, wenn dem Abg. Knebel die 
Bezeichnung der von ihm empfohlenen ländlichen Fortbildungsanstal- 
ten als nebelhafte missfalle, dann wolle er sie »knebelhafte* nen- 
nen. (Au!) ■ ' ' ' 

Abg. Thiel beantragt, die ausgeworfene Summe ganz allgemein 
»Für Fortbildungsschulen« zu bewilligen. 

Dieser Antrag wird angenommen. 

Die Etats der Berliner Antalten a) der Museen und b) des 
geodätischen Instituts werden ohne erhebliche Debatte genehmigt. 

Zu Cap. 127. »Cultus und Unterricht gemeinsam« und zwar 
zum Tit. 3. »zur Verbesserung der äusseren Lage der Geistlichen 
aller Bekenntnisse« sind eine Reihe von Petitionen von Geistlichen 
eingegangen, die immer noch nicht das Minimalgehalt von 2400 
Mark beziehen. 

Abg. Wehrenpfennig empfiehlt im Namen der Petitionseora- 
mission, dass die Regierung auf die Gemeinden einen grösseren Druck 
ausüben möge. 

Abg. Gringmuth kann dieser Aufforderung nur beitreten; es 
empfehle sich vielleicht, diese Sache generell durch ein Pfarrerbe- 
soldungsgesetz zu regeln. 

Abg. Dr. Wehrenpfennig bringt bei diesem Titel den vom Abg. 
Dauzenberg zur Sprache gebrachten" Fall der Verweigerung der Ab- 
solution und der dafür erfolgten Verurtheüung des verweigernden 
Caplans nochmals zur Sprache, um die Thatsache richtig zu stellen. 
(Er wird durch Rufe aus dem Centrura: Zur Sache! »Das steht ja 
alles in der »Germania !« unterbrochen.) 

Abg. v. Schorlemer »Alst deducirt aus diesem Fall, dass es den 
Katholiken nicht mehr erlaubt sei, frei ihrem Religionsbekenntnisse 
zu leben, wenn es freistehe, durch gerichtliches Erkenntniss die Ab- 
solution zu erzwingen. Der katholische Geistliche stehe einem sol- 
chen Verfahren gegenüber absolut schutzlos da, weil er über die 
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Beichte kein Wort verlautbaren dürfe. (Rufe: Das steht ja Alles 
heute in der »GermaniaU Grosse Heiterkeit.) 

Der Titel wird genehmigt ; ebenso die übrigen Titel des Ca- 

pitels. 

19. Bereits im Juni 1876 richtete der Herr Erssbischof Dr. 
Paulus Melcher's an einen Priester seiner Erzdiöcese folgendes in 
der »Katholischen Stimme« 1876 Nr. 9. abgedrucktes Schreiben: 

, »Ew. Hochwürden gefällige Mittheilung vom 22. d. M. beeile 
ich mich kurzer Hand ergebenst zu beantworten. Wenn in ver- 
schiedenen Zeitungen kürzlich die Nachricht verbreitet worden ist, 
es werde von der k. Regierung in der Kölner Erzdiöcese der seit- 
herige vom Ordinariat vorgeschriebene Diöcesan- Katechismus verbo- 
ten und dafür ein anderer vom Herrn Schul- und Regierungsrath 
Stöveken herausgegebener Katechismus eingeführt werden, so halte 
ich diese Nachricht entschieden für unwahr. Denn es steht sowohl 
nach allgemeinen Grundsätzen als nach den Principien der preussi- 
schen Staatsverfassung insbesondere der Staatsbehörde durchaus keine 
rechtliche Befugniss zu, einen Katechismus einseitig zu verbieten oder 
einzuführen. Das ist eines der wesentlichsten und unveräusserlichsten 
Rechte der kirchlichen Obern, "so dass, wenn dieses T Recht der Staats- 
behörde zugestanden und von den Gläubigen als derselben zustehend 
anerkannt würde, eben dadurch die Religion selbst in eine Staats- 
religion und die Kirche in eine Staatskirche würde verwandelt 
werden. 

Mir, dem kirchlichen Vorgesetzten der Erzdiöcese, ist von ei- 
nem beabsichtigten Verbot des vorgeschriebenen Diöcesan-Katechis- 
mus ebensowenig als von dem angeblich neu einzuführenden Stöve- 
ken'schen Katechismus, deu ich weder gelesen noch approbirt habe, 
irgend etwas bekannt. Sollte derselbe von meinem in Gott ruhenden 
Amtsvorgänger die Druckerlaubniss erhalten haben, so ist er doch 
jedenfalls nicht zur Einführung in den öffentlichen Religionsunter- 
richt der Jugend approbirt worden. 

Kein katholischer Priester und kein katholischer Lehrer ist 
ohne ausdrückliche Genehmigung des rechtmässigen römisch-katho- 
lischen Oberhirten befugt, einen andern als den seither in der Erz- 
diöcese vorgeschriebenen und eingeführten Katechismus im öffentlichen 
Unterricht su gebrauchen', nicht minder sind alle katholische El- 
tern im Getcissen verpflichtet, darüber zu wachen, dass ihren Kin- 
dern kein anderer Katechismus in die Hände gegeben werde. 

Ich vertraue zuversichtlich, dass die schon so oft bewährte 
Treue des katholischen Klerus sowohl als der katholischen gläubigen 
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Lehrer — und vor allem der katholischen Eltern Rheinlandes gegen 
ihre Mutter, die heilige römisch-katholische Kirche, sich auch jetzt 
bewähren und alle Prüfungen und Anfechtungen der gegenwär- 
tigen Zeit mit Gottes Gnade standhaft und siegreich bestehen werde. 

Auf die Anfrage, ob und wie den Lehrern und Lehrerinnen die 
erforderliche kirchliche Autorisation zur Ertheilung des Religions- 
unterrichtes zu geben sei , erwidere ich , dass in jetziger Zeit diese 
Autorisation von dem betreifenden Ortspfarrer Denjenigen ertheilt 
werden könne, welche nach gewissenhafter Ueberzeugung des Pfar- 
rers nicht nur die nöthigen Kenntnisse haben , sondern auch durch 
ihren Wandel und ihre Lehre sich würdig erwiesen haben, Religions- 
unterricht zu ertheilen, und versprechen, denselben nur nach den 
Grundsätzen und Lehren der römisch-katholischen Kirche zu er- 
theilen. 

Lehrer und Lehrerinnen, welche sich dessen weigern und doch 
Religionsunterricht ertheilen oder anderweitig die schuldige Treue 
gegen die Kirche . verleugnen , dürfen nicht zum Empfange der hl. 
Sacramente zugelassen werden. 

Ew. Hochwürden ersuche ich, den Inhalt meines gegenwärtigen 
Schreibens Ihren Herren Amtsbrüdern gefalligst raitzutheilen, und 
verbleibe unter freundlichem Gruss und Segenswunsch 

Ihr ergebener 

26. Juni 1876. Paulus, Erzbischof von Köln.« 

20. Der Berliner Germania 1877 Nr. 43. meldete man aus 
Coblenz 20. Februar: Nach einer Verfügung des k. rhein. Provin- 
cial-Schulcollegiums vom 26. Jan. 1877 hat der Cultusminister die 
Beseitigung des Deharbe'schen Katechismus aus dem Gebrauche der 
höheren Lehranstalten seines Verwaltungsbereiches angeordnet, [in 
Oesterreich wurde um diese Zeit dieser Katechismus vom Ministe- 
rium ebenfalls verboten] dagegen an den höheren Schulen , welche 
der Erzdiöcese Köln und Trier angehören, die Benutzung der betref- 
fenden Diöccsan- Katechismen genehmigt. In den höheren Schulen 
des rhein. Antheils der Diöcese Münster ist der Overberg' sehe 
Katechismus dem katholischen Religionsunterrichte zu Grunde zu 
legen. 

21. In Betreff des Religionsunterrichtes erging von Seiten der 
k. Regierung zu Münster unter dem 24. Januar 1877 folgender 
Erlass: 

Der Herr Minister der geistlichen Angelegenheiten hat mittelst 
Erlasses vom 30. December pr. sich bezüglich der für kirchlichen 
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Religionsunterricht (katholischerseits Comunmion-, evangelischerseits 
CoDfirmandenunterricht) frei zu lassenden Schulzeit damit einverstan- 
den erklärt, dass nicht nur an vier Wochentagen für besagten Zweck 
eine Schulstunde freigegeben, sondern auch denjenigen Schulkindern, 
welche cinep längeren Weg zum Pfarrorte zurückzulegen haben, die 
da&u erforderliche Zeit vor der betreffenden Unterrichtsstunde frei- 
gegeben werden soll. Unter Abänderung unserer Verfügung an die 
Herren Kreisschulinspeetoreu vom 12. September 1875, Nr. 1440 I. 
G , veranlassen wir Ew. .. . ., die untergebenen Schulvorstände unter 
Ueberweisung eines Abdrucks dieser unserer Verfügung, welche in der 
erforderlichen Anzahl von Exemplaren beigeschlossen ist, mit Instruc- 
tion zu versehen. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern, v. Tzschoppe. 
Br. m. an den Schulvorstand zu ... . mit der Auflage, dem 
Lehrerpersonal und den betreffenden Geistlichen mitzutheilen , dass 
diejenigen Kinder, welche das zwölfte Lebensjahr zurückgelegt, aber 
noch nicht communicirt haben, für die Zeit von acht Wochen vor Ostern 
(diesmal vom 4. Februar ab) bis zu dem Tage, an welchem her- 
kömmlich die erste heilige Communion stattfindet, an vier bestimmt 
festzusetzenden Wochentagen auf die in der Verfügung angegebene 
Zeit dispensirt werden, sowie dass die SchuUocale ausserhalb der 
schulplanmässigen Unterrichtszeit für die Ertheilung des Communion- 
unterrichts zur Verfügung stehen *) , alles dieses jedoch unter der 
Bedingung, dass der Communionunterricht nur an diejenigen Schul- 
kinder j welche zwischen dem zwölften zurückgelegten Lebensjahre 
und der ersten hl. Communion stehen, und innerhalb des angegebe- 
nen Zeitraums ertheilt wird. ; 

Der Kreisschulinspector N. N.« 
22. Der Germ. Nr. 134 schrieb man aus Ostroivo, 14. Juni. 
Am hiesigen katholischen Gymnasium wird bekanntlieh seit 1873 
kein katholischer BeligionstmterricM ertheilt. Zum Ersatz findet 
ein privater Religionsunterricht seitens der Geistlichen statt. Auf 
das erneute Gesuch, für dieselben ein Gymnasialzimmer zu gewähren, 
hat nach dem »Kuryer Poznanski« der Anstaltsdirector Dr. Beck- 
haus unter dem 22. Mai folgende ablehnende Antwort gegeben : 

»Das Provinzialschulcollegium zu Posen hat mich beauftragt, 

— r. : — ! r.r- • ••■•< v • v -1» V; 

1) Einen Fall aus Unkel a. Rh. berichtet unter dem 30. Januar 1877 
die Germania Nr. 25. wo dem dortigen "Pfarrer Beschwerden gegen die Verfüg- 
ung des Schullocals für den kirchlichen Religionsunterricht von der Coblenzer 
Regierung und dem Rhein. Oberpräsidenten einfach nicht beantwortet wurde, 
bis endlich der Cultusminister angegangen wurde. (D. R.) 
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den betreffend die Ertheilung des privaten Religionsunterrichts 
Petitionirenden zu erklären, dass trotz der begründenden Ausfuh- 
rungen des Gesuches keine andere Entscheidung getroffen werden 
konnte; denn ungeachtet der vorausgesehenen Unterbrechung des 
Unterrichts muss man die Anlegung einer privaten Religionsschiile 
für unerlaubt halten. Es fällt die Schuld nicht auf die Staals- 
regierung, dass die Schüler des Religionsunterrichts beraubt sind, 
vielmehr haben diesen beklagenswerthen Zustand die Geistlichen 
hervorgerufen , welche sich weigerten , den Religionsunterricht in 
der von der Schulbehörde vorgeschriebenen Unterrichtssprache zu 
ertheilen.« 

Erklärend fügen wir nur bei, dass früher der Religionsunter- 
risht in polnischer Sprache ertheilt wurde, bis die königliche Regie- 
rung darauf kam, die deutsche Sprache einzuführen, und zwar in 
allen Classen. Der Herr Erzbisehof v. Ledochowski wollte das 
Letztere für die Secunda und Prima gestatten , weil die Schüler, 
sämmtlich Polen, in den unteren und mittleren Classen noch nicht 
soweit der deutschen Sprache mächtig sind, um mit Erfolg den 
Religionsunterricht geniessen zu können. Und da sollen die Geist- 
lichen diesen »beklagenswerthen Zustand hervorgerufen« haben! 

23. Aus Fulda 29. März schrieb man der Germania 1877 
Nr. 74: Nach dem Vorgange anderer Provinzialregierungen [vergl. 
z. B. Archiv Bd. 35. S. 468 ff.] hat nun auch die Regierung zu 
Kassel eine »Instruction über Ertheüung, Beaufsichtigung und 
Leitung des katholischen Religionsunterrichts in den Volksschulen, 
sowie über die Theilnahme der Schuljugend und des Lehrerpersonals 
am katholischen Gottesdienst, an kirchlichen Andachten und Feier- 
lichkeiten« erlassen, deren Hauptpunkte wir hier folgen lassen: 

»Der sehulplanmässige katholische Religionsunterricht bildet 
einen integrirenden Theil des Gesaramtunterrichtes in den Volks- 
schulen und kann daher auch nur im Auftrage des Staates und von 
denjenigen Organen des Staates ertheilt werden, welche letzterer zur 
Ertheilung dieses Unterrichts für geeignet erklärt hat. Zunächst 
liegt die Ertheilung desselben den an der Schule angestellten Lehrern 
und Lehrerinnen ob, welche durch ihre auf Grund ihres Quali- 
ficationsnachweises erfolgte Ernennung für die Stelle zu der Erthei- 
lung dieses, wie des Unterrichtes in allen übrigen schulplanraässigen 
Lehrgegenständen berufen sind. Ausnahmsweise kann aber auch 
Geistlichen dieser Unterricht theil weise oder gauz von der oberen 
Schulbehörde übertragen werden. . . 
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Die Aufsicht über den katholischen Religionsunterricht in den 
Volksschulen führt die staatliche $chulaufsichtsbehörde. Die Organe 
derselben haben das Recht und die Pflicht, diesem wie dem Unter- 
richte in jedem anderen Lehrgegenstand beizuwohnen und darüber 
zu wachen, dass derselbe in Gemässbeii des Lehr- und Lectionspla- 
nes und nach den von der Schulaufsichtsbehörde erlassenen Be- 
stimmungen ertheilt wird, und dass die vorgetragene Religionslehre 
nichts enthält, was den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten 
zuwiderläuft 

Die Theilnahme der Schaljugend -an einem vor Beginn des 
Vormittagsunterrichtes stattfindenden Gottesdienst — einer soge- 
nannten Schulmesse — kann da, wo sie seither bestanden, nur an 
den zwei Wochentagen Montag und Donnerstag angefordert werden. 

An dem Feste der ersten Communion der Kinder, sowie an 
allen nationalen Gedenktagen haben Lehrende und Lernende am Ge- 
meindegottesdienst, soweit ein solcher stattfindet, Theil zu nehmen.« 

Das hiesige Generalvicariat hat gegen diese Instruction Pro- 
test eingelegt. 



24. Der Schles. Volkszeit, entnahm die Germania Nr. 47. vom 
27. Februar 1877 folgende Mittheilung über eine den Religionsun- 
terricht betreffende Verfügung der königlichen Regierung zu Oppeln : 

»Nachdem von verschiedenen Seiten aus den Orten, wo bereits 
Simultanschulen bestehen, Klagen der Protestanten über die Art und 
Weise der Ertheilung des Religionsunterrichtes , und besonders dar- 
über laut geworden sind, dass der Unterricht in der biblischen Ge- 
schichte den Kindern beider Confessioneu combinirt nach einem ka- 
tholischen Lehrbuohe ertiieilt und der Choralgesang vollständig ver- 
nachlässigt werde, ist kürzlich eine Verfügung der königlichen Re- 
gierung zu Oppeln ergangen, welche die Kreisschulinspecteren auf 
das Bestimmteste anweist, dafür Sorge zu tragen, dass mit Beginn 
des neuen Schuljahres zu Ostern der gesammte Religionsunterricht, 
also auch derjenige in der biblischen Geschichte den Kindern der 
verschiedenen Confessionen getrennt ertheilt und ausserdem auch eine 
besondere Stunde für Choralgesang auf den Lectionsplänen in Ansatz 
gebracht werde. Für diese Anordnung werden ganz besonders die in 
der Diaspora lebenden evangelischen Gemeinden Oberschlesiens der 
königlichen Regierung sehr dankbar sein.« 

25. Gegen jene Rücksichtnahme auf die schlesischen Protes- 
tanten stechen sehr ab die unerquicklichen Verhältnisse an der städ- 
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tischen sogenannten »paritätischen« höheren Töchterschule zu Crefeld 
(in der preussischen Rbeinprovinz), wo der protestantische Vorsteber 
Dr. Buchner auch die katholischen Schulkinder bei Strafe der Aus- 
schliessung von der Anstalt zur Theilnahme an einer mit den pro- 
testantischen Kindern gemeinsamen in Wirklichkeit protestantischen 
»Morgenaudacht« zwingt. (Vgl. darüber Germ. 1877 Beil. zu Nr. 115). 

.»f 1 1 • ' •* • 

26. Wie man durch staatlichen Zwang an Orten mit überwie- 
gend katholischer Bevölkerung trotz allen Widerstrebens der letz- 
teren Simultanschulen errichtet, darüber brachte die Germania 1877 
Nr. 1. Beil. zu Nr. 53. folgenden Beleg aus Gollancz (in der Pro- 
vinz Posen) unter dem 20. Februar: , . 

Es war der erste Angriff zur Durchführung der Simultanschule 
seitens des Landraths aus Wongrowitz bereits im vorigen Jahre ge- 
macht worden, doch wollten die katholischen Familienväter davon 
nichts wissen. Man machte also aus der hiesigen ^tmclassigen ka- 
tholischen Elementarschule eine dmclassige; ein dritter Lehrer wurde 
auf Kosten der Gemeinde angestellt, trotzdem anderswo Monate lang 
Kinder überhaupt ohne Lehrer umherlaufen. Diese Fürsorge für 
unsere Kinder ist sehr lobenswerth, trotzdem schon bei zwei Lehrern 
unsere Schule als die beste im ganzen Kreise seitens des Kreisschul- 
inspectors Schlusinski anerkannt worden ist und trotzdem der katho- 
lischen Gemeinde die Anstellung des dritten Lehrers sehr schwer 
wurde, da bei einem Thaler Classensteuer 2 i / 2 Tlilr. an Schulbei- 
trägen gezahlt werden mussten! Unser Trost war, dass wir doch 
eine katholische Schule hatten. Unerwartet erhielten wir die Vor- 
ladung zur Wahl eines gemischten Schulvorstandes. Wir vollzogen 
die Wahl, um nicht ganz ohne Vertreter unserer katholischen In- 
teressen zu sein, schickten jedoch zugleich an die Regierung «n 
Bromberg und das Cultusministerium einen entsprechenden Protest 
ab. Schulrepräsentanten wurden ebenfalls gewählt. Schliesslich be- 
rief der der Kreisschul inspector deu Schulvorstand, bestehend ans 
zwei katholischen, einem protestantischen und einem jüdischen Mit- 
gliede , und erklärte demselben , er sei betauftragt , hier sofort eine 
Simultanschule einzurichten. Die beiden katholischen Schulvorsteher 
protestirten gegen diese Einrichtung, freilich vergeblich; war ja der 
Kreisschulinspector mit dem protestantischen und jüdischen Schul- 
vorsteher beschlussfähig ! Wir haben nun eine sechselassige Simul- 
tanschuie an fünf verschiedenen Strassen der Stadt ; drei Lehrer sind 
der polnischen Sprache, und die katholischen Kinder der deutschen 
Sprache nicht mächtig! Weich ein Resultat des Unterrichtes, was 
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für eine Entwickeluug der geistigen Fähigkeiten kann man sich da 
versprechen ? Wir hofften immer noch, der Herr Cultusminister würde 
unsere dringende Bitte um Beibehaltung der confessiouellen Schule 
erhören; die Pessimisten unter uns haben wieder. Recht behalten, 
wie folgendes Schreiben zeigt: 

»Ministerium etc. 
J. N. 15361 ü. III. 

flerlin, den 10. Januar 1877. 
Auf das Iiecur8gesuch vom 26. August v. J. eröffne ich der 
katholischen Schulgemeinde unter Wiederbeifügung der urschriftlichen 
Anlage, dass mir dasselbe keine Veranlassung gibt , die inzwischen 
erfolgte Vereinigung der dortigen Gonfessionsschulen zu einer pari- 
tätischen Schulanstalt wieder aufzuheben. Es muss vielmehr bei 
dieser Einrichtung sein Bewenden behalten. 

Im Auftrage gez. Grciff.« 

27. Ein ähnliches noch grelleres Beispiel aus der Diöcese Erm- 
land aus Neuhof bei Heilsberg berichtete in langer aktenraässiger 
Darstellung die Germania 1877 in den Beilagen zu Nr. 3. 10. 24. 
40. Auch hier wies der Cultusminister Dr. Falk durch Rescript vom 
5. Januar 1877 die Beschwerde der fast ganz katholischen Bürger- 
schaft, welcher gegen ihren Willen eine Simultan- resp. protestan- 
tische Schule aufoctroyirt wurde, ab. 

28. Die im vorigen Hefte des Archivs S. 143 bereits erwähnte 
»Denkschrift des bischöflichen Ordinariats von Ermland über die ge- 
8etzmässige Stellung der Kirche zur Volksschule« (Braunsberg E. 
Bender 43 S.). enthält eine ganze Blumenlese von Eingriffen der 
preussischen Regierungsbehörden in das Eigenthum der Kirche und 
in die Rechte der Eltern und Gemeinden. Die Denkschrift nimmt 
nur Rücksicht auf den Rechtszustand des alten preussischen Gesetzes, 
Suum cuique« und bat daher den Rechtszustand der Kirche zur 
Schule, wie er war »unter der Herrschaft der Romantik im Staate,« 
wie die Zeit des Königs Friedrich Wilhelm IV. von Seiten Blunt- 
schlfs u. A. bezeichnet wurde, absichtlich ganz ausser Acht gelas- 
sen, wie auch auf die weiland katholische Abtheiluug nicht recurrirt. 
Die Denkschrift beweist, dass die Katholiken Weder eine Gnade, noch 
eine Ausnahmsstellung prätendiren, sondern als preussische ünter- 
thanen das allen Preussen zukommende schlichte Recht verlangen 
und die Gewissensfreiheit auch bezüglich der Schule zur Geltung 
bringen. 

29. Von der Oder wurde der Germ. 1876 Nr. 268 geschrieben: 
»Die letzte der diesjährigen Seminarentlassungsprüfungm fand vom 
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3. bis 9. November in Ziegenhals statt. Ein bischöflicher Commis- 
sarius ist bei derselben eben so wenig zugegen gewesen, wie bei den 
vorausgegangenen ähnlichen Prüfungen in den Schwesteranstalten zu 
Breslau, Oberglqgau, Peiskretscbam, Pilchowitz, Liebenthal und Ro- 
senberg. Auch hat man nicht gehört, dass ein bischöflicher Ver- 
treter zu den im Frühjahr und Herbst in Breslau abgehaltenen Leh- 
rerinnenprüfungen zugezogen worden ist. Da aber gemäss der die 
missio canonica betreffenden Aeusserung, welche der Herr Minister 
Dr. Falk in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 14. März 1876 
gethan hat, »der Staat nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
die Verpflichtung hat, Personen mit dem Religionsunterrichte zn be- 
trauen, gegen deren Lehre und Wandel die Kirche Einwendungen 
nicht hat, und die Weise, wie der Kirche Gelegenheit gegeben wird, 
sich in dieser Beziehung zu äussern , das gemeinsame Examen ist,« 
so ergeben sich hieraus von selbst die nachstehenden Schlüsse : 

1) dass zu den qn. Prüfungscommissionen der kirchliche Vertreter 
nothwendig gehört; 

2) dass Lehrer und Lehrerinnen bei deren Prüfung die kirchliche 
Vertretung gefehlt hat, mit der Ertheilung des Religionsunter- 
richtes in öffentlichen Schulen rechtmässig nicht betraut wer- 
den können; 

3) dass der Staat, wenn er die Genannten dessenungeachtet da- 
mit beauftragt, Etwas thut, wozu er nach dem Ausspruche des 
Herrn Ministers selbst nicht berechtigt ist, und 

4) dass diejenigen Lehrer und Lehrerinnen, welche zur Annahme 
des einseitig ertheilten Auftrages sich verstehen, ein "kirchli- 
ches Amt ohne kirchliche Ermächtigung übernehmen. 

Die übrigen ebenso nahe liegenden Schlussfolgerungen möge 
der Einzelne, den es angeht, sich selbst machen. 

30. Darf ein bischöflicher Commissar Lebramtscandidateu vor 
Ablegung der Prüfung vor einem «altkatholischen» Examinator 
warnen? Hierüber schrieb man der Germ. 1876, Beilage zu Nr. 223, 
aus Braunsberg, 18. September: 

Die obige Frage ist vom hiesigen Kreisgerichte bejaht worden. 
Vor einigen Tagen standen nämlich vor den Schranken desselben der 
Ergpriester Austen und Lehrer Romahn. Beide von hier, erstem 
angeklagt, einen Missbrauch der Amtsgetvalt in zwei Fällen begangen, 
zweiter, demselben in einem Falle wissentlich Hilfe geleistet m 
haben (§. 339, 43, 44, resp. 49. des Strafgesetzbuchs). Die Sache 
endete mit Freisprechung beider Angeklagten. Der Sachverhalt ist 
folgender. 
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Bei der Wiederholungsprüfung, die im vorigen Herbste im hie- 
sigen Lehrerseminar unter Vorsitz* des Schulraths Dr. Gawlik statt- 
fand, erschien an dem Tage (27. September), da die Prüfung in der 
Religion vorgenommen werden sollte, der hiesige Erzpriester Austen 
in der Eigenschaft eines bischöflichen Commissars und gab, nachdem 
ein anderer Gegenstand der Prüfung erledigt war, die Erklärung ab, 
dass er, in Entsprechung der ihm von der geistlichen Oberbehörde 
gemachten Anweisung, der Religionsprüfung nicht beiwohnen würde, 
falls sie durch Dr. Treibel würde vorgenommen werden, da dieser 
wegen seiner Verwerfung des vaticanischen Concils als Katholik nicht 
zu erachten sei. Gleichzeitig beantragte er, einen kirchlich aner- 
kannten Examinator (etwa Generalvicar Dr. Thiel oder Prof. Dr. Ditt- 
rich) zuzuziehen und den Prüflingen die Wahl des Examinators in 
der Religion zu überlassen. Auf die Weigerung des Dr. Gawlik 
verliess der Erzpriester das Local und die Prüfung erfolgte durch 
Treibel. Behufs Erreichung der Absicht, die Prüfung durch etc. 
Treibel zu verhindern (setzt hier die Anklageschrift ein), bzw. die 
Einstellung des Examens durch die Prüflinge selbst herbeizuführen, 
hatte der Erzpriester in der Zwischenzeit auf dem Hausgange den 
Lehrern Piecocha aus Gillau, Breyer aus Skaibotten, Höpfner in 
Leginen, Schröter in Elbing, Franz Kreidner und Nicodemus Jaunus 
eröffnet, sie hätten als Katholiken die Pflicht, den Dr. T. als Exa- 
minator in der Religion abzulehnen und dafür den Dr. Dittrich zu 
verlangen. Zu gleichem Antrage, gegen den übrigens weder Dr. 
Gawlik noch Tr. etwas einwenden würden, möchten sie auch ihre 
Genossen bestimmen. Andernfalls hätten sie die Qualification zur 
Anstellung an katholischen Pfarrschulen nicht zu erwarten, vielmehr 
würde er ihnen die Bemerkung ins Zeugniss schreiben, dass sie zur 
Ertheilung des Religionsunterrichts an römisch-katholischen Pfarr- 
• schulen nicht befähigt seien. — Dem Angeklagten wird noch ein 
zweiter Fall zur Last gelegt. Hr. A. erhielt nämlich in seiner Ei- 
genschaft als Kreisschulinspector vom Lehrer Fromm in Plastwich 
die Meldung zur Wiederholungsprüfung und vermisste in derselben 
die Bitte, in der Religion von einem andern als Dr. Tr. geprüft zu 
werden. Er veranlasste darauf den Lehrer Romabu, welcher in den 
Freistunden ihm in Anfertigung schriftlicher Arbeiten Hilfe leistet, 
freundschaftlich dieserbalb an Fromm zu schreiben. Das geschah 
auf offener Karte. Fromm lehnte R. gegenüber brieflich die Stel- 
lung eines bezüglichen Antrages ab. R. wiederholte nun die Auf- 
forderung an Fr. mit dem Beifügen, da'ss es sehr nachtheilig für 
ihn werden könne, wenn er seiner Aufforderung nicht entspräche, da 
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in diesem Falle der bischöfliche Commissar entweder gar nicht oder 
mit dem Bemerken unterschreiben werde, dass F. in der Religion 
nicht correct geprüft sei. Diese Bemerkung entsprach der vom 
Herrn Bischöfe von Ermland dem Erzpriester A. ertheilten Instruc- 
tion. Auch in diesem Falle soll der Angeklagte, in dessen Auftrage 
die betreffenden Schreiben vom B. abgefasst waren, seine amtlichen 
Befugnisse missbraucht, R. demselben dabei Hilfe geleistet haben. 

Der erste Angeklagte hob hervor, dass schon seit Jahren den 
Lehramtsaspiranten und Aspirantinnen freigestellt sei, den Religions- 
unterricht bei Treibel oder einem kirchlich anerkannten Religions- 
lehrer zu empfangen. Er selbst als bischöflicher Commissar habe 
das Recht, die Unterschrift unter die Prüfungszeugnisse mit Angabe 
der Gründe abzulehnen, was er gethan habe. Wie nun schon mehr- 
fach Andere als Treibel die" Prüfung abgenommen haben, so habe 
er die Examinanden zu bewegen gesucht, auch diesmal einen an- 
deren Examinator zu verlangen. Wenn er den Prüflingen schon 
vor dem Examen mitgetheilt habe, im Falle Treibel prüfe, er seine 
Unterschrift nicht gewähren könne, so habe er damit nur deren In- 
teresse im Auge gehabt, damit sie ihm nachher nicht Vorwürfe ma- 
chen könnten. 

Angeklagter Romahn sagte aus, er habe die Ansicht, Austen 
handle ganz correct und überschreite seine Amtsbefugnisse durch Er- 
theilung eines Rothes nicht. In diesem Sinne habe er selbst einen 
Brief an einen der Examinanden, Fromm, geschrieben, worin er das 
Ausbleiben der kirchlichen Bestätigung in Aussicht stellte. 

Der Staatsanwalt beantragte nach Begründung der Anklage 
gegen Austen zwei Monat, gegen Romahn eine Woche Gefängniss. 
Der Vertheidiger Rechtsantoalt Linden, führte mit Bezug auf den 
ersten Fall aus der Instruction für die Provinzialconsistorien vom 
23. October 1817 den Beweis, dass der bischöfliche Commissar kein 
Staatsbeamter sei, er habe vielmehr als Bevollmächtigter des betref- 
fenden Bischofs die verfassungs- und gesetzmässigen Rechte dessel- 
ben bei den Prüfungen der Lehrer wahrzunehmen. Angeklagter war 
hienach nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, der Instruc- 
tion des Bischofs gemäss zu handeln. Den zweiten Fall betreffend, 
so führte die Vertheidigung aus, dass, wenn mau auch annähme, 
Angeklagter habe dem Lehrer Roraahn einen Auftrag zu den Briefen 
an Fromm ertheilt, doch nicht angenommen werden könne, dass er 
dabei in seiner Function als Schulinspector gehandelt. Durch die 
Nebenfunction als Schulinspector seien die Pflichten des Angeklagten 
als Geistlicher gegenüber seinen Religionsgenossen im Allgemeinen 
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und den katholischen Lehrern insbesondere nicht berührt. Diese 
Pflichten aber hätten nahe gelegt, den Lehrer Fromm auf die Lage 
der Sache aufmerksam zu machen. Aber selbst wenn angenommen 
würde, Angeklagter hätte als Schulinspector gehandelt, so könne in 
seiner Handlung nichts Strafbares gefunden werden, weil er als 
Schulinspector berechtigt und verpflichtet war, das Interesse der 
Lehrer seines Bezirks in jeder Richtung wahrzunehmen. Da nun 
aber im Ermlande die katholischen Kirchensch ullehrerstellen vom 
Pfarrer und der Qemeinde unter Genehmigung der Regierung und 
des Bischofs besetzt werden, so hätte es offenbar im Interesse des 
Lehrers Fromm gelegen, ihn darauf aufmerksam zu machen, dass 
seiner künftigen Anstellung, soweit sie von dem Pfarrer, der Gemeinde 
uud der bischöflichen Genehmigung abhänge, Hindernisse in den 
Weg treten könnten* wenn er sich vom Director Treibei exarainiren 
liesse. Schliesslich hob der Vertheidiger betreffs beider Fälle noch 
hervor, dass es auch an dem zum Thatbestande des §. 339. des 
Strafgesetzbuches erforderlichen strafbaren dolus fehle, und verwies 
in; dieser Beziehung auf ein Erkenn tniss des Competenzgerichtshofes 
vom 12. Januar 1856, wonach Ueberschreitungen von Amtsbefug- 
nissen, sofern sie im guten Glauben geschehen und nicht auf dolus 
zurückzufuhren seien, nicht zur gerichtlichen Verfolgung, sondern 
nur für das DiscipUnarvcr fahren sich eignen. - 

Nach kurzer Berathung verkündigte darauf der Gerichtshof das 
auf Freisprechung beider Angeklagten lautende Urtheil. In der Be- 
gründung desselben wurde hervorgehoben, dass A. als bischöflicher 
Commissar das Interesse gehabt, geeignete Candidaten, denen auch 
der römisch -katholische Religionsunterricht übertragen werden könne, 
durchzubringen ; er musste aber wissen, dass vom Director Tr. ge- 
prüfte Lehrer vom Bischöfe nicht angenommen werden würden ; machte 
er sie auf die Folge aufmerksam, so handelte er pflichtmässig als 
Commissar des Bischofs.» Die Art und Weise, wie der Angeklagte 
die betreffende Mittheilung den Prüflingen machte, billige der Ge- 
richtshof nicht, doch sei dieses eine Angelegenheit, mit der sich 
eventuell nur die Verwaltungsbehörde, nicht das Criminalgericht zu 
belassen haben würde. Im Fromm'schen Falle insbesondere sei kein 
Auftrag zu einer Nöthigung seitens des Angeklagten erweisbar. 

31. In einet strafgerichtlichen Untersuchung gegen einen ka- 
tholischensGeis^tliclwh welchem die Ertheilung des schulplßnmässigen 
Religionsunterrichts von der Regierung zu Trier untersagt worden 
war, und der nichtsdestoweniger fortgefahren, in dem Schullocal den 
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kirchlichen Religionsunterricht, insbesondere Beicht- und Communion- 
unterricht, zu ertheilen, bat das Obertribunal (Rheinischer Senat) 
durch ein Erkenntniss vom 12. October 1836 folgenden bemerkenswer- 
ten Satz ausgesprochen: »Der kirchliche Religionsunterricht begreift 
nicht ausschliesslich den Beicht- und Communionunlerricht in sich, 
sondern kann sich auch auf Materien erstrecken, welche zugleich 
den Gegenstand des schulplamnässigen Unterrichts bilden. Mithin 
muss es einem vom Schulunterricht ausgeschlossenen Geistlichen ge- 
stattet sein, um sich die volle Ueberzeugung von der genügenden 
Vorbereitung der Kinder zur Beichte und Communion zu verschaffen, 
mit ihnen den ganzen Katechismus durchzugehen und auch dieje- 
nigen, die voraussichtlich erst im nächsten Jahre beichten .gehen 
werden, schon jetzt bei seinem Unterricht zuzulassen.« , , ... t ?/ 

32. Die Germ. Nr. 99 vom 2. Mai 1877 bemerkt »zur Frage 
der missio canonica für Elementarlehrer:* 

In einer in unserer Nr. 95 veröffentlichten Zuschrift hiess es 
u. A., dass in einem westfälischen Bezirke die Lehrer als Zeugen 
geladen seien, »um zu bekunden, in welcher Weise der Pfarrer ihnen 
einen kirchlichen Auftrag [zur Ertheikng des Religionsunterrichtes] 
gegeben habe.« .t; j 

In einem schlesischen Bezirke sollte nach derselben Zuschrift 
den Lehrern die Annahme der von den Pfarrern zu ertheilenden 
missio canonica sogar direct untersagt sein. .„ m> :> ~ 

Da uns nun schon seit längerer Zeit bekannt war, dass der 
Oultusminister gemäss seiner ausdrücklichen Erklärung die Erthei- 
lung der missio canonica seitens der Pfarrer an Lehret nicht in hi- 
birt, sondern dieselbe ganz einfach ignorirb, höchstens die Lehrer 
gegen etwaige kirchliche Strafen schützen wurde, so zogen wir be- 
züglich der Eingangs erwähnten Vorgänge nähere Erkundigungen 
ein und erfahren nunmehr, dass die in dem betreffenden westfälischen 
Bezirke stattgehabten Recherchen weder »gegen die Pfarrer noch 
gegen die Lehrer gerichtet waren, sondern gegen den Herrn Bischof 
von Paderborn, um zu erkennen, ob und inwieweit der Letztere seine 
Diöcese noch »unbefugter Weise« regiere. (Die Pfarrer haben be- 
kanntlich die Erlaubniss zur Ertheilung der missio canonica von Rom 
erhalten.) « „ , 

Bezüglich der Vorgänge in Schlesien wird uns gemeldet, dass 
nichts weiter vorliege, als ein (von uns früher schon erwähntes) in 
einem Specialfalle ergangenes Rescript der Regierung zu Oppeln vom 
18. August 1875, welches folgendermassen lautete: 

»Zur Vermeidung von Conflicten sehen wir uns veranlasst, 
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Ew. etc. darauf hinzuweisen , dass Sie , da Sie nicht mehr Local- 
schulinspector sind , nicht befugt sind , zu bestimmen , ob und in 
welcher Weise der von uns als der Schul aufsieb tsbehörde berufene 
und mit einem kirchlichen Amte nicht betraute Adjuvant in der 
Schule Unterricht zu ertheilen hat. Wenn er gewillt ist, Ihrer Auf- 
forderung als Seelsorger zu entsprechen: das tridentinische Glau- 
bensbekenntniss vor Ihnen zu erneuern, so ist dies eine Angelegen- 
heit , welche sich unserer Einwirkung entzieht. In keinem Falle 
aber können wir dulden, dass die Ertheilung des Unterrichts in der 
Schule von der missio canonica der kirchlichen Behörde oder von 
der Ablegung des Glaubensbekenntnisses abhängig gemacht wird 
(§. 10. des Gesetzes über die kirchliche Disciplinargewalt vom 12. 
Mai 1874, Nr. 4.)« 

Gegenüber der oben erwähnten Erklärung des Cultusministers 
ist auch dieses Rescript ziemlich irrelevant. . 

Die Frage, ob sich katholische Geistliche als Semimrdirecto- 
ren oder Seminai iehrer an den Abiturientenprüfungen in Seminarien 
in den sogenannten »bischofslosen« Diöcesen weiterhin betheiligen 
sollen, besteht natürlich für sich. Sie ist dem heiligen Stuhle zur 
Entscheidung vorgelegt worden und zwar ist diese Frage von der 
Paderborner Diöcese ausgegangen. In einer Denkschrift an den 
Hoch würdigen Herrn Bischof Dr. Konrad Martin haben Pfarrer der 
Diöcese Paderborn, laut Mittheilung der »Germania« Nr. 110. vom 
16. Mai 1877, kurz resumirt, welche Massregeln die Staatsregierung 
ergriffen und durchgesetzt hat, um den selbstständigen Einfluss der 
Kirche auf die Ertheilung des schulplanmässigen Religionsunterrich- 
tes zu hindern und sodann demselben zur Erwägung gestellt: Ob 
die Kirche in der Diöcese Paderborn in ihrer Thätigkeit nach der 
angegebenen Richtung noch so unbehindert sei, dass der jetzige Zu- 
stand auf die Dauer tolerirt werden könne? 

Sofern der Hoch würdigste Bischof diese Frage verneinen zu 
müssen glaubt, wird Hochdemselben zu überlassen sein, welche Mass- 
regeln ihm als die geeignetsten erscheinen, um die göttlichen Rechte 
der Kirche zu schützen. Die Unterzeichner der Eingabe erklären, 
dass den Pfarrern kein Mittel mehr zu Gebote stände, um das Vor- 
gehen der Staatsregierung zu hindern; dass also entweder das letz- 
tere einfach zu dulden, oder dass von der kirchlichen Autorität die 
notkwendigen Anordnungen erfolgen müssten. Die Denkschrift sagt 
wörtlich: »Welcher Entschluss von Seiten der kirchlichen Gewalt 
auch gefasst werden mag, wir sind überzeugt, dass derselbe unter 
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dem Schutze des göttlichen Stifters unserer heiligen Kirche zum 
Heile der Seelen ausfallen wird.« : < 

Die Unterzeichner der bezüglichen Eingabe waren aber auch 
uberzeugt, dass sie die schuldige Ehrfurcht nicht verietzten, wenn 
sie ihrerseits diejenigen Massregeln erörterten , welche ihnen wir 
Wahrung des kirchlichen Rechtes geeignet schienen. Sie unterzogen 
namentlich die Frage einer eingehenden Erörterung : »ob schon jetzt 
ein kirchliches Verbot an die sämmtlichen Lehrer zu erlassen seh 
dürfte, durch welches ihneu die Ertheilung des Religionsunterrichtes 
untersagt würde?« 

Sie nahmen in Erwägung : »ob an den vom Staate ausschliess- 
lich geleiteten Lehrerseminarien ferner noch die Ertheilung des Re- 
ligionsunterrichtes gestattet werden dürfest vi-»7..-.vrf. s i. i, 

Sie fassten auch als mildeste Form des kirchlichen Eingreifens 
die Frage ins Auge, ob katholischen Priestern die Theilnahme an 
den bloss vom Staate angeordneten Prüfungen in der katholischen 
Religionslehre kirchlicherseits nicht zu verbieten sein dürfte. 

Der Schwerpunkt der Eingabe liegt aber gar nicht in diesen 
einzelnen Vorschlägen, soudern in der Betonung der Notwendigkeit 
des Eingreifens des Episcopates, beziehungsweise des heiKgen Apo- 
stolischen Stuhles. Dabei wurde mit derjenigen Ehrfurcht, welche 
den Priester gegen jede Handlung der kirchlichen Autorität erfüllen 
muss, die Erklärung beigefügt, dass jede Actiön in der fragliehen 
Angelegenheit von Seiten der Pfarrer ruhen werde und müsse, wenn 
von Seiten des Heiligen »Vaters oder des Hochwürdigsten 1 Bischofs 
dieses als wünschenswerth bezeichnet werde. Nichts hat den Unter- 
zeichnern ferner gelegen, als unbefugtes Drängen : sie haben die Lage 
der Kirche rücksichtlich der Ertheilung des Reli^ionsunterricbtes 
nicht bloss für bedenklich, sondern* für geradezu gefährlich gelaHeu 
und haben in ihrer Beklemmung sich an die Steile gewendet, ari 
welche der göttliche Stifter der Kirche sie gewiesen hat. 

Der Herr Bischof Konrad hat die ihm überreichte 'Eingabe 
gerne entgegengenommen und seiner Freude über deti dadurch be- 
wiesenen Eiter unverhohlen Ausdruck gegeben. Er hat dabei erklärt, 
dass auch ihm die Lage der Kirche für bedenklich erscheine \ l dass 
ferner auch nach seiner Ansicht ein autoritatives Eingreifen der 
kirchlichen Gewalt noth wendig sei, und dass deshalb der heilige 
Apostolische Stuhl zur Sache befragt werden solle. f ' ••' '« 

In toefcker Weise der Hochwürdigste Bischof Kourad die dem 
Apostolischen Stuhle vorzulegende Frage formuliren wird, bleibt le- 
diglich seiner EntSchliessung überlassen. Die Unterzeichner der be- 
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treffenden Eingabe sind überzeugt, eine klar erkannte Pflicht in der 
ehrerbietigsten Form erfüllt zu haben: sie konnten zwai die Unter- 
schrift sämmtlicher Pfarrer der Diöcese nicht erbitten, bezweifeln 
aber nicht einen Augenblick, dass ihnen die Zustimmung dersel- 
ben zur Seite steht. Da die an den Hochwürdigsten Bischof ge- 
richtete Eingabe' nichts enthält, was gegen eiu Staatsgesetz ver- 
stösst , so wird es auch kein Bedenken haben , dieselbe in ihrem 
Wortlaute zu veröffentlichen, sobald der Hochwürdigste Herr das 
wünschen sollte.« 



33. Am 5. Juni fand zu Münster in Westfalen eim öffentliche 
Versammlung von Geistlichen und Laien aus der ganzen Provinz in 
Sachen der Schulfragen statt. Prhr. v. Scborlemer-Alst führte den 
Vorsitz. Ausser ihm ergriffen das Wort die Herrn Dr. med. Bier- 
baum von Münster und Pfarrer Dr. Schulte von Erwitte. Zur An- 
nahme gelangten laut dem »Westf. Merkur« folgende Resolutionen : 

I. Wir verlangen nach Massgabe des Art. 24. der Verfassungs^ 
urkande die Wahrung und Sicherstellung der confessiouellen, für uns 
also Abt römisch-katholischen Volksschule. Daraus folgt vor allem, 
l. fdass die Leitung bezw. Ertheilung des römisch-katholischen Re- 
ligionsunterrichts in den s&mmtlichen Lehranstalten nur solchen 
Geistlichen übertragen werde, welche von der Kirche dazu durch die 
missio canonica beauftragt sind; dass 2. Unterricht und Erziehung 
in den Schul-Seminarien den Lehren und Grundsätzen der römisch» 
katholischen Kirche entsprechen ; 3. dass die Volksschule der Auf- 
sicht nur römisch-katholischer Inspectoren unterstehe; 4. dass in 
der Religion neben den Geistlichen und unter deren Leitung nur von 
Solchen unterrichtet und eine Prüfung abgehalten werde, welche aus- 
drücklich die kirchliche Sendung erhalten haben und noch im Besitze 
derselben! sind; 5. dass der ohne die kirchliche Sendung ertheilte 
Religionsunterricht als römisch-katholisch nicht kann angesehen wer- 
den, demnach auch die betreffenden Eltern berechtigt und verpflich- 
tet sind, ihre Kinder von denjenigen Schulen fern zu halten, welche 
einen, derartigen Religionsunterricht Wefreo« i . . . ...„ a . . > 

II. Unter den gegenwärtigen Verhältnissen erklären wir es für 
eine heilige Pflicht der Eltern , so lange als die Kirche nicht die 
Bürgschaft für die Anstellung treuer Glieder der römisch-katholischen 
Kirche als Lehrer zu geben im Stande ist, selbst darüber zu wachen, 
dass nicht andere, als gute katholische Lehrer und Lehrerinnen an- 
gestellt werden, irr Wir hegen die feste Erwartung, dass die Schul- 
vorsteher und Schulgemeinde- Repräsentanten mit den ihnen gesetzlich 
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zustehenden Mitteln, als Vertreter der katholischen Familien in die- 
ser Richtung wachsam sein werden. 

III. Für den Fall jedoch, dass die vorstehend aufgestellten For- 
derungen nicht erfüllt werden, müssen wir die volle Aasscheidung 
des Religionsunterrichtes aus der Schule und demnach die Verwirk- 
lichung der allgemeinen Unterrichtsfrei!) eit verlangen. 

Ein Comite soll Petitionen in zweifacher Richtung vorbereiten, 
nämlich an den Cultusminister und, wenn das nicht helfe, an den 
Landtag. Zum Schluss der Versammlung brachte der Präsident ein 
mit stürmischem Applaus aufgenommenes Hoch auf den hl. Vater und 
die Bischöfe Dr. Konrad Martin und Dr. Johann Bernard Brink- 
mann aus. 

Der Germania Nr. 132. schrieb man noch von hervorragender 
aus Münster 10. Juui 1877 über die in Rede stehende Versammlung 
Folgendes : 

Die Versammlung der Vertrauensmänner aus den beiden Diö- 
cesen Paderborn und Münster hat in klarer Erkenntniss der Gefah- 
ren, die uns auf dem Unterrichtsgebiete drohen, auch auf die jedes- 
mal gegenüberstehenden Heilmittel Bedacht genommen. Das Stre- 
ben der augenblicklich massgebenden Partei geht sichtlich auf die 
Einführung von sogenannten Simultanschulen. Es wurde in der Ver- 
sammlung mit Recht betont, dass wir gar nicht darüber mit den 
Gegnern zu streiten hätten, ob die Simultanschulen zweckmässig 
und zulässig seien: für uns sei lediglich massgebend, dass ihre Ein- 
führung nicht im Interesse der katholischen Kirche liege; daraus 
ergebe sich denn auch die Pflicht, gegen die Einführung von Simul- 
tanschulen anzukämpfen. Es wurde darauf hingewiesen, dass die- 
selbe nur dadurch ermöglicht würde , weil eine »liberale« Majorität 
der Gemeindevorsteher sie einfach beschliesse, während die gutge- 
sinnten Katholiken die Tragweite des Beschlusses übersähen; mei- 
stens werde dann auch ein Druck durch die in Ausicht gestellte Er- 
höhung der Steuern ausgeübt. — Die Versammlung der Vertrauens- 
männer beschloss demnach, ein Centralcomite* zu wählen, welchem 
jeder einzelne Fall aus dem Umfange der beiden Diöcesen Paderborn 
und Münster gemeldet werden soll, damit eine öffentliche Besprech- 
ung veranlasst werde. Auch sollen den Gemeinden , in welchen die 
Einführung von Simultanschulen versucht wird, die Mittel bezeich- 
net werden, welche das Unjieil abwenden können. Dasselbe Central- 
comite' wird überhaupt jede Mittheilung entgegen nehmen, welche auf 
Schulinspection, auf die Haltung der Localbehörden gegenüber dem Lebr- 
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r er personal, und auf das religiöse kirchliche Verhalten der Lehrer sich be- 
zieht. — Das weitere Streben des »Liberalismus! geht darauf hin, in 
den katholischen Schulen selbst das eigentlich kirchliche Leben zurück- 
zudrängen. Die Versammlung erkannte es d esshalb als eine heilige 
Pflicht der katholischen Familie , das zu ergänzen oder wieder gut 
zu machen, was die Schule versäumen, oder verderben möchte. Um 
das zu erreichen , ist Fürsorge getroffen , dass zunächst ein kurzes 
gemeiufassliches Handbuch für die ErtJieilung des Religionsunter- 
richtes im Mause hergestellt wird. Um lerner den Mangel an kirch- 
licher Gesinnung, welchen der Gebrauch des jetzt eingeführten Lese- 
buches zur Folge haben muss, einigermassen zu ersetzen, soll ein 
wirklich katholisches Lesebuch schleunigst hergestellt und den Fa- 
milien übergeben werden. Die Versammlung war darüber nicht im 
Zweifel, dass sie den Gebrauch des kirchlich abgeblassten Lesebuches 
in der Schule nicht hindern könnte; sie erkannte es aber für hei- 
lige Pflicht, ein Buch zu beschaffen, aus welchem die' Kinder und 
auch die Erwachsenen alles Wissenswerthe, aber auch frommen, echt 
katholischen Geist schöpfen könnten. Ich bin überzeugt, dass die 
Ausführung dieses Beschlusses von der grössten Wichtigkeit ist, und 
ich freue mich, mittbeilen zu können, dass die Vorarbeiten zur Her- 
stellung der beiden erwähnten Bücher so weit gediehen sind, dass 
sie mit Schluss des Jahres ausgegeben werden können. Den Kampf 
gegen die Unwahrheiten und Beleidigungen der evangelischen Schul- 
lesebücher beschloss die Versammlung bis dahin ruhen zu lassen, 
dass die neuen Lesebücher in die evangelischen Schulen Preussens 
eingeführt seien. Da der Herr Minister den 1. April k. J. als den 
Termin bezeichnet hat, an welchem alle Bücher, deren Inhalt ge- 
eignet ist, andere Confessionen zu verletzen, entfernt sein sollen, so 
war es vernünftig, bis dahin mit der Action zu warten. Der Refe- 
rent machte aber mit Recht darauf aufmerksam, dass es kein wirk- 
sameres Mittel gebe, die Schärfe der confessionellen Gegensätze zu 
vermindern M als die Beseitigung der landläufigen nichtswürdigen 
Verleumdungen gegen die katholische Kirche. Den eigentlichen 
Kampf wollen die katholischen Eltern der beiden Diöcesen gegen den 
im Namen des Staates ertheilteu und beaufsichtigten Religionsun- 
terricht in der Schule richten. Allseitig war man klar und einver- 
standen t dass der jetzt in den Schulen ertheilte Religionsunterricht 
welcher der kirchlichen Leitung ganz entzogen, oft sogar von Leh- 
rern ohne kirchliche Sendung ertheilt wird, gar Icein römisch-katho- 
lischer Heligionmiterricht mehr sei ; die Eltern seien demnach auch 
berechtigt und verpflichtet, ihre Kinder aus einem solchen Unter* 
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richte zurückzuhalten. Der Vorsitzende , Freiherr v. Schorlemer- 
Alsl, wies darauf hin, dass wir denn doch am Ende auch noch ver- 
langen könnten was die Juden thatsächlich genössen, was den Chi- 
nesen und Japanesen nicht verweigert würde, wenn sie in Preussen 
wohnten : dass nämlich Jeder den Religionsunterricht empfange, 
welchen die betreffende Religionsgcsellschaft für richtig erkläre. — 
Die katholischen Eltern der beiden Diöcesen y — nur die Provinz 
Sachsen bleibt [wegen der eigentümlichen dort herrschenden Ver- 
hältnisse] dabei ausgeschlossen, — wetden noch einmal versuchen, 
bei dem Herrn Minister ihre unveräusserlichen Rechte auf rein ka- 
tholische Erziehung ihrer Kinder zur Anerkennung zu bringen. Das 
mehrerwähnte Comite* wird die bezüglichen Petitionen in kürzester 
Frist entwerfen und zur Unterzeichnung in die sämmtlichen Ge- 
meinden versenden. Falls eine abschlägige Antwort erfolgt, ist der 
weitere Schritt vorgesehen: die Unterbreitung derselben Frage bei 
der Volksvertretung in beiden Häusern des Landtages. Minister 
und Landtag werden gut thun, wenn sie sich den Satz der Resolu- 
tionen : »dass die Eltern sich berechtigt und verpflichtet halten, 
ihre Kinder aus Schulen ohne kirchlichen Religionsunterricht ferne 
zu halten.« — recht genau ansehen, ehe sie eine Entscheidung tref- 
fen. Gott wird dem Kampfe der dem Seelenheile der Kinder gilt, 
seine gnadenreiche Hilfe nicht versagen. ' 

Gelegentlich wollen wir hier noch erwähnen, dass anlässlich 
der genanuten Versammlung laut dem »Westf. Merk.« die Haupt- 
wache und die Wache in den Kasernen schon am Vorabende des 
Versammlungstages verstärkt worden waren. Als ob die Katholiken 
Revolutionäre wären! Auch waren die Lehrer und Schulinspectoren 
im Voraus bezüglich einer etwaigen Theilnahme an der Versamm- 
lung verwarnt worden. (Am 20. August 1877 tagte in Paderborn 
eine grosse Katholikenversammlung zur Berathung weiterer Mass- 
nahmen. Vgl. Köln. Volksztg. Nr. 230. II. Bl.) 

34. Wir schliessen mit den treffenden, in der »Germania« 
Nr. 18. vom 23. Januar 1877 enthaltenen Glossen zum Antrag Rei- 
chensperger, betreffend den Religionsunterricht {s. o. Nr. 16.) und 
der Vergleichung der preussischen Schulgesetze und Verordnungen 
mit denjenigen anderer Länder: .< . : : 

Man hat in den letzten Jahren vielfach den preussischen Schul- 
meister als den »Sieger von Königgrätz« bezeichnen hören. Wie 
viel an der Bezeichnung Wahres oder Unwahres ist, wieweit sie auf 
Uebertreibung beruht, ob sie eine absolute oder bloss eine relative 
Berechtigung hat, soll hier nicht untersucht werden; die eine Frage 
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aber wird gestattet sein : Das geflügelte Wort stammt aus »libe- 
ralem« Munde; haben denn die Herren, die es erfunden schon je- 
mals bedacht, dass die Armee von 1866, auf deren Erfolge sie stolz 
sind, aufgewachsen ist im Schatten der vielgeschmähten Regulative? 
Hat der Unterricht eine solche Manneszucht, solchen Patriotismus, 
solche Treue bis in den Tod , solche selbstlose Hingabe an König 
und Vaterland reifen lassen — nun, auf welchem Fundamente be- 
ruhte denn dieser Unterricht? Er beruhte auf einer Basis, die 
beute erschüttert , auf einem Eckstein , der heute untergraben , auf 
dorn Glauben an den lebendigen Gott, der heute verleugnet wird. 
Die Zeiten der Regulative sind viel geschmäht , aber haben ihre 
Feinde und Gegner denn auch sie gemessen an dem Bibelwort, 
dass man den Baum an den Früchten erlrenne? Ex ore tuo — 
zu deutsch : In den Regülativsohnlen wurde das Heer von 66 erzogen. 

Die drei Regulative von 1354 sind durch die Falk'schen All- 
gemeinen Bestimmungen« vom 15. October 1872 aufgehoben wor- 
den. Erstere haben sich bewährt, letztere sollen erst noch die Probe 
bestehen. Es macht sich auf den ersten Blick zwischen beiden ein 
Unterschied bemerkbar, der so recht dem Zuge der Zeit entspricht, 
in welchem sich unsere Entwicklung zwischen 1854 und 1872 oder 
bis heute bewegt hat, dem Zuge der Verflachung und Schablone. 
Jene regelten nur das evangelische Schulwesen, indem sie von dem 
durchaus correcten Standpunkte ausgingen, dass der Sauerteig des 
. •confessionellen Bewußtseins alle Zweige des Unterrichtes durchsäuern 
müsse t diese kennen — vom Religionsunterrichte natürlich abgesehen 
— nur, eine Schablone für alle Confessionen. Und hört man z. B. 
»Regulative« uud »Bestimmungen« über ein und denselben Gegen- 
stand sprechen — welcher Unterschied ! Dort tiefer, religiöser Ernst, 
hier, trockener Kanzleistil! So heisst es von dem Religionsunterrichte 
in den Regulativen: 

»Mit der Confirraation soll das durch die heilige Taufe der 
Kirche Christi einverleibte Kind als selbstständiges Glied in die Ge- 
meinde eintreten; die Schule nimmt die theuer erkauften Kinder in 
sieh auf, die ein Recht Jiaben auf alle Gnadengüter der Heüsord- 
nung, um sie zur bewussten Empfangnahme derselben und zum thä- 
tigen Leben in ihnen vorzubereiten. Der Lehrer soll geheiligt sein, 
an Christi Statt zu sprechen: Lasset die Kindlein zu mir kommen, 
denn ihrer ist das Himmelreich. — Christus ist des Gesetzes Ende : 
wer an ihn glaubt , der wird gerecht , und das Gesetz ist unser 
Zuchtmeister auf Christum; Dies ist die Grundlage, von welcher 
aus in dem Regulativ für den Seminarunterricht die biblische Ge- 
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schichte als das Feld erklärt worden ist, auf dem die evangelische 
Elementarschule ibre Aufgabe, das christliche Leben in der ihr an- 
vertrauten Jngend zu begründen und zn entwickeln, hauptsächlich 
zu lösen hat. Von da an, wo der dreieinige Gott Himmel und Erde 
geschaffen, bis dahin, wo der heilige Geist die Jünger ausgerüstet, 
dass sie vom Herrn zeugen konnten , ist die biblische Geschichte 
fortlaufend eine Darlegung der Entwickelung des menschlichen Her- 
zens und der göälicJien Gnade, welche auch heute noch jedes 
menschliche Herz ebenso zur Erlösung vorbereiten, erlösen und hei- 
ligen muss. Darum soll ein Christkind die biblische Geschichte an 
und in sich erleben; und dazu soll ihm die Schule verhelfen. Was 
man erlebt hat, das weiss und versieht man ; darum soll das Kind 
die biblische Geschichte verständig erzählen können, und damit es 
das lerne, soll sie ihm der Lehrer vorerzahlen.« r , h , 

Unmittelbar darauf folgt das Verlangen , dass sich die Er- 
zählung der biblischen Geschichte möglichst an das Bibelwort an- 
schliessen soll. : 

Also ein Recht hat das Schulkind »auf alle Gnadengüter der 
Heilsordnung.« Die Falk'sche Schulpraxis verweist dagegen die Haupt- 
stücke aus Luthers Katechismus, welche die Lehre von den Sacra- 
menten der heiligen Taufe und des heiligen Abendmahls bebandeln, 
aus der Schule in den Confirmandenunterricht. Neuerdings ist nun 
die rechtliche Verpflichtung protestantischer Eltern , ihre Kinder 
»confirmiren« zu lassen, sehr zweifelhaft geworden, da nirgends mehr 
die Vorlegung des »Confirmationssch eines« erforderlich ist , und so 
ist der Fall wohl denkbar, dass ein Schüler nach dem 14. Lebens- 
jähr in das Leben eintritt, ohne jemals die Lehre von den Sarra- 
menten gehört zu haben. 

Und wie in diesem einen Punkte , so bricht Herr Dr. Falk 
auch in vielen anderen mit der allbewährten Vergangenheit, indem 
er die Tochter von der Mutter, die Schule von der Kirche, trennt. 
Gab es unter den preussischen Königen je Emen , dorn Niemand 
den Vorwurf der Bigotterie machen kann, so war es ganz gewiss 
Friedrich II.,' und --wie ernst betont dieser König den religiösen Cha- 
rakter des gesammten Unterrichts, wenn er in seinem »General- 
landschulreglement« vom 23. September 1763 die Lehrer mit Ernst 
ermahnt: 

»§. 17. Was nun demnächst die Schularbeit selbst anbelan- 
get , so werden die Küster und Schulmeister hierdurch vor allen 
Dingen ernstlich erinnert, sich jedesmal zur Information durch herz- 
liches Gebet für sich vorzubereiten, und von dem Geber aller guten 
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Gaben zu ihren Verrichtungen und Berufsarbeit göttlichen Segen, 
Weisheit und Geduld zu erbitten. Insonderheit den HErrn anflehen, 
dass er ihnen ein väterlich gesinntes mit Ernst und Liebe tempe- 
rirtes Hertz gegen die anvertrauten Kinder verleihe, damit sie alles 
willig und ohne Verdruss verrichten, was ihnen als Lehrern zu tbun 
oblieget; eingedenck, dass sie ohne den göttlichen Beystand des gros- 
sen Kinder-Freundes JEsu und seines Geistes nichts auszurichten 
vermögen, auch der Kinder Hertzen nicht gewinnen können. Unter 
der Information selbst haben sie nicht weniger aus Hertzens Grund 
zu seufzen, damit sie nicht allein selbst ein wohlgefasstes Gemüthe 
behalten, sondern auch, dass Gott ihren Fleiss segnen und zu ihrem 
Pflantzen und Begiessen sein gnädiges Gedeihen von oben geben 
wolle, weil alles wahre Gute durch die Gnade GOttes und dieWir- 
ckung seines Geistes in den Kindern muss gewircket werden.« 

Die Schulen selbst unterstellt das Schulreglement der Aufsicht 
der Kirche. Nach manchen Richtungen hin wurde der Geist dieser 
Bestimmungen modificirt durch das Allgemeine Landrecht, in einem 
Sinne, wie er zur Zeit der Encyclopädlsten der herrschende war. Wir 
übergehen dieses Capitel und wenden uns zu den 4 preussischen 
TJnterrichtsgeseUsentwürfen von 1819, 1850, 1862 und 1869 be- 
züglich der Stellung der Schulen zur religiösen Frage und der Schul- 
aufsichi. 

. t 1819 (Minister Süvern). Der Religionsunterricht ist confes- 
sionell. Schulaufseher sind : a) in Städten eine Schuicommission, 
b) auf dem J^ande der Schul vorstand, bestehend aus Kirchenpatron, 
Geistlichen, Gemeindevorsteher und Familienvätern. Der Geist- 
liche ist Localschulin8pector. Kreisschulinspector ist' der Superin- 
tendent resp. Erzpriester »unter besonderen Umständen« auch ein 
Nichtgeistlicher. > 

« IL a) Revidirle Verfassung vom 30. Januar 1850. Es sind 
bei den Volksschulen die confessionellen Verhältnisse »möglichst zu 
berücksichtigen.« Den Religionsunterricht »leiten« die betreffenden 
Religionsgesellschaften. Alle Unterrichtsanstalten stehen unter der 
Aufsicht des Staates. Die Lehrer haben Rechte und Pflichten der 
Staatsdiener. 

II. P) ünterrichtsgeseteentwurf von 1850. (Minister v. La- 
denberg.) Schule und Seminar sind confessionell. Bei Aufstel- 
lung des Lehrplanes ist die Kirche zu hören. Sie inspicirt auch 
in den Seminaren den Religionsunterricht und das kirchliche Le- 
ben. Sie ertheilt den Lehrern die Berechtigung zur Ertheilung 
des Religionsunterrichtes. Der Pfarrer ist geborenes Mitglied des 
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Sehulvoretandes. Der Kreisschnlinspeetor braucht nicht Geistlicher 
zu sein. 

III. Entwurf von 1862. (Minister v. Bethmann- Holl weg.) Die 
Schule ist confessionell ; der Lehrplan, soweit er Religion betrifft, ist 
festzustellen im Einvernehmen mit der Kirche; sie ermächtigt die 
Lehrer zur Ertheilang des Religionsunterrichtes. Zum SchulvorsUnd 
gehört der Pfarrer und auch der erste Lehrer, letzterer aber ohne 
Stimmrecht. Der Ortspfarrer ist Schulpfleger. Kreisschulinspectoren 
sollen »in der RegeU Geistliche sein. 

IV. Mühler' scher Entwurf von 1869. Neben den Confessions- 
sind Simultanschulen gestattet In den Schulvorstand gehört der Con- 
fessionspfarrer, der Ortspfarrer ist Schnlpfleger, betreffs der Kreis- 
schulinspection bleibt es bei den Bestimmungen sub III. 

Die Falsche Schulpolitik ist bekannt. Diese Znsammen- 
stellung bietet uns ein interessantes Bild , sie zeigt die in lang- 
samen, aber steten Progressionen sich steigernde Missachtung des 
kirchlichen Rechtes auf die Schule, und in demselben Masse, wie 
dieses ignorirt wird , auch das zunehmende Streben , die Klar- 
heit der Confessioualität aus der Schule zu verwischen, sie zuerst 
ihres confession eilen und dann ihres christlichen Charakters zu ent- 
kleiden. . .r 

Vielleicht ist es von Interesse, an dieser Stelle zum Schlüsse 
die Bestimmungen einiger anderen Länder zusammenzustellen , die 
über die nämliche Frage ergangen sind. Wir folgen dabei dem 
Clausnitzer'schen Buche : »Gesch. d. preuss. Unterrichtsgesetzesjc 
(Berlin 1876.) ..-#.,.. 

Das badische Schulwesen wird geregelt durch das Gesetz 
vom 8. März 1865. Dasselbe bestimmt bezüglich der Stellung 
der Schule zur confessionellen Frage Folgendes : Die Volksschule 
ist confessionell oder gemischt (paritätisch) nach Bestimmung der 
confessionellen Schulgemeinden. Der Religionsunterricht wird durch 
die betreffende Kirchengemeinschaft besorgt und überwacht, der 
Lehrplan für denselben von der oberen geistlichen Behörde auf- 
gestellt. > h», i fr«rj 1 . u> \ 

Die Schulinspection wird auf folgende Weise geregelt : der 
Ortsschulrath besteht bei confessionellen Schulen aus: Pfarrer, ße- 
meindevertreter , dem ersten Lehrer jeder unter dem O.-Schulrath 
stehenden Volksschule und 3-5 Bürgern; bei gemischten Schulen 
aus : je einem Geistlichen (jeder Confession) , Geraeindevertreter, 
je einem Lehrer und 2 — 6 Bürgern aus den betreffenden Confes- 
sionen. 
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In Oesterreich controlirt jede Religionsgemeinschaft den Reli- 
gionsunterricht nach dem Gesetze vom 14. Mai 1869; Schulinspec- 
tor ist der Staat. In den Kronländern gliedert sich die Inspection 
in folgender Weise: Ortsschtärath : je ein Geistlicher für die Con- 
fession t ein Lehrer, Ortsvorsteher und Gemeinde Vertreter. Bezirks- 
schulrath: Bezirkspräsident, Vertreter aller über 2000, in Städten 
über 500 Seelen zählenden Confessionen , 2 Lehrer, von denen die 
Lehrer ''den einen selbst wählen, 3. Gemeindevertretung. Landesschul- , 
rath : Landeschef, 4 Landesabgeordnete, 2 Referenten für administra- 
tive und ökonomische Schulangelegenheiten, 8 Schulinspectoren, 2 
katholische Geistliche und 3 Lehrer. Das Aufsichtsrocht des Staa- 
tes übt nur der Bezirk8schulinspector und der Landesschulinspector 
aus, welche durch ihre Ernennung Mitglieder des Bezirks-, resp. 
Landesschulraths werden. 

In Sachsen gilt Folgendes nach dem Gesetze vom 16. Juni 
1871: Bei gemischter Bevölkerung besuchen die Kinder der keine 
Schule besitzenden Minoritätsconfessiou die allgemeine Volksschule, 
und können am Religionsunterricht theilnehmen. Kinder von Dis- 
sidenten, die keiner Religionsgesellschaft zugehören, müssen am Re- 
ligionsunterricht einer anerkannten oder bestätigten Religionsgesell- 
schaft theilnehmen. Kirchlichen Orden u. s. w. ist die Errichtung 
von Lehr- und Erziehungsanstalten nur auf Grund eines besonderen 
Gesetzes gestattet. Die Schulinspection gliedert sich folgender- 
massen : 1) Schtävorstand : Gemeindevertreter , Lehrer , Pfarrer, 
Ortsschulaufseher. In Städten : Schülausschuss, zusammengesetzt 
nach Art eines gemischten ständischen Ausschusses. 2) Staatliche 
Bezirksschulinspectaren. Daneben die Bezirksschulinspectionen, die 
in Städten aus dem Stadtrath und Bezirksschulinspector , auf dem 
Lande aus den Verwaltungsbeamten des Bezirks und dem Bezirks- 
schulinspector bestehen. 

35. Nachtrag: Ein Erkenntniss des Obertribunals vom 14. 
Juni 1877 bejahte die Frage, ob im Bisthum Münster katholische 
Lehrer und Lehrerinnen nach den Staatsgesetzen oder nach den von 
der Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit erlassenen 
Anordnungen auch ohne dass sie die missio canonica erhalten haben, 
zur Ertheilung des Religionsunterrichtes in der Volksschule verpflich- 
tet erscheinen. 

« , I y*»i ;M i*| I 1 »»• ► > • • • • ■ « 

«»'• I il (•♦** •• •>• . '• * •»!' >••»•• • . ■.' ' 



Digitized by Google 



348 



XX. 

Decret der spanischen Regierung vom Februar 1875 betr. 
die Ausführung des Civilehegesetzes vom Juni 1870, 

mitgetheilt Ytm Dr. Walther Kämpfe zu Salzburg. 

Die civiltä cattolica Heft 597 vom l.Mai 1875 enthält in ei- 
nem Berichte über Spauien folgende Angaben über ein Decret, das 
in der officiellen Zeitung von Madrid Mitte Februar 1875 erschien 
betreffs der bürgerlichen Wirkungen, welche der kirchlichen Ehe- 
schliessung beigelegt werden. 1 ;> L>1 - OJ,: 

Art 1. Jede Ehe, die gemäss den kirchlichen Vorschriften 
geschlossen ist, bringt in Spanien alle bürgerliehen Wirkungen her- 
vor, welche ihr von dem Gesetze zuerkannt waren, das bis zum Er- 
lass des provisorischen Gesetzes vom Juni 1870 in Kraft stana. ,iU 

Art 2. Diejenigen, welche eine kirchliche Ehe eingehen wollen, 
werden die Eintragung derselben in das Civilregister verlangen, indem 
sie binnen acht Tagen das bezügliche Attest des Pfarrers einreichen; 
wenn diese nach Ablauf dieses Termins die Vorlage desselben unter- 
lassen haben, so verfallen sie in eine Geldstrafe von 1—20 Pesetas, 
abgesehen von einer Busse von 1 — 5 Pesetas für jeden weiteren Tag 
der Zögerung; doch kann die Strafe nicht 400 Pesetas übersteigen. 
Die Zahlungsunfähigen haben eine entsprechende Gefängnissstrafe zu 
verbüssen. Denjenigen, welche eine kirchliche Ehe nach 1870 ge- 
schlossen haben, ist ein Termin von drei Monaten zugestanden [je- 
denfalls, um dieselbe auf die angegebene Weise bürgerlich zu ralidiren]. 

Art 3. Die Bischöfe werden eingeladen den Pfarrern Anwei- 
sung zu geben, damit dieselben den Civilstandsbeamten in der von 
den Reglements erforderten Form genau Nachricht von allen Eben 
zukommen lassen, welche vor ihnen nach dem in Kraft Treten des 
Gesetzes vom Juni 1870 abgeschlossen wurden, und welche in Zu- 
kunft vor ihnen werden geschlossen werden. Wenn ein Pfarrer dieser 
Verpflichtung nicht nachkommen sollte, so wird der Mnnicipalrichter dies 
dem Bischof und der Generaldirection des'Civilstandsregisters anzeigen. 

: Art 4. Die Bescheinigung der kirchlichen Ehe wird als Be- 
weis für eine vollkommen giltige Ehe nach ihrer Eintragung in das 
Civilstandsregister dienen, wenn diese Eintragung nicht stattfindet, 
so muss das Certificat gemäss den gerichtlichen Reglements und Vor- 
schriften legalisirt werden. Die Regierung wird den Cortes Rechen- 
schaft von diesem Decrete geben. 
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XXI. 
Literatur. 

1. Pruner , Dr. Joh. Ed. Lehrbuch der katholischen Moraltheolo- 
gie. Zweite AbtJieilung. Freiburg y Herde/ sehe Verlagshand- 
lung 1877. 

Die zweite Abtheilung von Pruners Moraltheologie, die wir 
hier zur Anzeige bringen, ist viel umfangreicher als die erste, sie 
unafasst 503 gegen 317 Druckseiten des ersten Bandes 1 ), so dass 
d^s ganze Werk 820 Seiten stark ist. Die Vorzüge des ersten Ban- 
des gel teu auch von dieser zweiten Abtheilung , welche die sieben 
letzteren Gebote des Dekaloges enthält; Reichhaltigkeit, tiefe Auf- 
lassung und organischer Zusammenhang der behandelten moraltheo- 
logischen Gegenstände sind besonders hervorzuheben. Der hochwür- 
digste Herr Verfasser hat zwar Manches aufgenommen, besonders 
aus dem jus canonicum und jus civile, was, streng genommen, nicht 
in den Bereich der Moraltheologie gehört, aber doch auf das religiös- 
sittliche Leben der Katholiken vom grössten Einfluss ist. Sehr tref- 
fend ist S. 349 — 352 das Verhalten der Gläubigen in Ansehung der 
* kirchlichen Censuren zusammengestellt. 

Einzelne Bemerkungen erlauben wir uns zu folgenden Stellen: 
S. 334 in der Note sagt der geehrte Verfasser mit Berufung auf 
Liguori 903. : »Wer dubia fide die Ehe geschlossen hat, darf nie das 
debitura fordern, bis er die moralische Ueberzeugung von der Giltigkeit 
der Ehe gewonnen hat, muss es aber dem Gatten leisten, der sich 
in bona fide befindet.« Der hl. Lehrer spricht nicht n. 903. sondern 
n. 906, und homo apost. tr. 18. n. 37. von diesem Gegenstand, wo 
er auch die gegenteilige Meinung satis probabilis nennt; n. 903. 
spricht er blos von dem »conjux dubitans ante diligentiara adhiben- 
dam ad dubium vincendum.« Liguori nimmt immer den Fall aus, 
wo sich der Zweifel auf das Leben des früheren Ehegatten bezieht. 
S. 355 wird zu allgemein gesagt, dass die Beobachtung der Ordens- 
regeln an sich unter keiner Sünde verpflichte ; denn es gibt Regeln 
die auch an sich präeeptiven Charakter haben, wie z. B. die Regel 
des hl. Benedict; dabei steht die Lehre des hl. Thomas, dass der- 
gleichen Regelstatuten an und für sich nur unter einer lässlichen 
Sünde verpflichten. S. 437 sagt Pruner mit Berufung auf S. Liguori, 
dass im Zweifel , ob ein ungerechtes Votum zur Erzielung der Ma- 
jorität beigetragen habe, eine Verpflichtung zur restitutio in soli- 
dum vorliege ; es ist aber zu bemerken , dass der hl. Alphons nur 

1) Vgl. Archiv Bd. 37. S. 207. 
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im hom. ap. tr. X. n. 50. die Restitution in solidum erwähnt, wäh- 
rend er in seiner Moral 4. 566. nur pro" rata zu restituiren verpflichtet. 

Sehr gründlich und eingehend ist der Tractat über die Rechte 
auf zeitliche Güter gearbeitet, doch will es uns scheinen, dass Man- 
ches, besonders im Erbrecht, zu weitläufig behandelt ist, was mehr 
rein juristischer Natur ist, und für die Moraltheologie weniger Wich- 
tigkeit hat. Zur S. 554 ist zu bemerken, dass gemäss Decr. s. G. Gone. 
d. 28. Jan. 1854 in Beneficialgrundstücken gefundene Schätze dem Ei- 
genthümer d. i. den Beneficien zufallen (S. Archiv Bd. 20. S. 91). S. 571 
wo von dem vertragsfähigen Subjecte die Rede ist, sagt Pruner von den 
Minderjährigen: »Haben sie ein Darlehen verlangt und erhalten, wenn 
auch ohne davon einen Vortheil zu haben, so sind sie unter allen Umstän- 
den gehalten die Pflicht der Rückzahlung rechtzeitig zu erfüllen.« Es ist 
zweifelhaft, ob sich eine Pflicht der Rückzahlung für alle Umstände be- 
haupten lasse und ob nicht Minderjährige in gewissen Fällen auch für das 
Gewissensforum die Begünstigung des Gesetzes, welches dergleichen 
Verträge für nichtig erklärt, in Anspruch nehmen können. Nach der 
Lehre des hl. Alphons lässt sich dies mit genügender Wahrscheinlich- 
keit behaupten, »quia lex bene potest cum jus ta causa naturalem Ob- 
ligationen! auferre, et sie fecisse judicatur in hoc casu ad pro-* 
videndum damno parentum et nequitiam foeneratorum averten- 
dam.« Theol. mor. IV. 756. Bezüglich der Verjährung der Obli- 
gationen (praescr. liberativa) neigt sich Pruner der Ansicht au, 
dass dieselbe nur als einfache Klagenverjährung, nicht aber als Auf- 
hebung der natürlichen Verpflichtung zu betrachten sei. Pur die 
gegen theilige Meinung hätte sich ausser Carriree auch S. Liguori 
anführen lassen, der IV. 513. ausdrücklich sagt : »Per bonam fidem 
potest quisqne praescribere libertatem a solvendo debito, si invinci- 
biliter illud ignoret.« Selbst der strengere Antoine ist derselben 
Ansicht indem er sagt: »Si creditor certo tempore non exigat a te 
debitum, licet postea ei denegetur actio in judicio, non tarnen praes- 
cribis contra illura, si noris debitum; sed teneris solvere totum de- 
bitum: nam habes concientiam debiti, quod tua sponte teneris sol- 
vere, et sie cares bona fide ad praescribendum. Si quis tarnen in- 
vincibiliter ignoret debitum, vel prudenter putet soiutunr faisse, potest 
illud praescribere spatio triginta annorum cum illa bona fide.« Theol. 
mor. univ. De justitia et jure C. 2. S. 2. qu. 2. 2. Dabei kann 
sicher angenommen werden, dass manche Klagen Verjährungen der 
neuern Gesetzgebungen, die manchmal nur kurze Zeit erfordern, für 
das innere Forum keine Geltung haben. Unter den einzelnen Ver- 
tragsorten ist seiner Wichtigkeit wegen besonders der Darlehensver- 
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trag mit Beziehung auf Zins und Wucher sehr eingehend darge- 
stellt. Treffend ist die Erklärung des »titulus legis civilis :t »Nicht 
das. Gesetfc gibt einen Titel, sondern es gibt nur dem Ausdruck, was 
objectiv sich im Laufe der Zeit gestaltet hat, nämlich der allgemei- 
nen Ueberzengung , das Gelddarlehen sei unter den nunmehrigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht mehr seiner Natur nach ein 
coÄäuraptiyes, sondern ein productives Darlehen.« »Nicht weil das 
Staatsgesetz den Zins erlaubt, verlor das Zinsennehrnen eine ihm 
früher eigene Unsittlich keit, sondern weil die veränderte objective 
Sachlage .eine Productivität des Darlehens herbeigeführt hat, kann 
ein y unbedingtes Zinseaverbot keinen Platz mehr in der Gesetzge- 
bung finden, und weil bei den jetzigen nationalwirthschaftlichen Ver- 
hältnissen 4er productive Charakter bei jedem Darlehen die Präsump- 
tion für - sich hat, war eine allgemeine Zinserlaubniss unabweisbare 
Notwendigkeit.« (S. 605). Beim Kaufvertrage wünschten wir die- 
jenigen Momente, welche auf die nähere Bestimmung des Kaufprei- 
ses massgebend einwirken und in Folge dessen für das Gewissensfo- 
rara von grösster Wichtigkeit sind , mehr- hervorgehoben. S. 720 
betrachtet Pruner die Steuerdefraudation , insofern sie von den Un- 
terthanen dem Staate gegenüber begangen wird, als Verletzung der 
justitiu legaiisw In Ansehung sonstiger Veruntreuungen am Staats- 
gutes welche geheim geblieben sind, kann ausser Verwendung m 
frommen Zwecken doch auch auf andere Weise restituirt werden. 
Man kauft z. B. Stempelpapier und verbrennt es. Der Staat hat 
sein Geld und der gute Name des Restituirenden bleibt gewahrt. 
Anscbüesslich erwähnt der Verfasser, dass Umgehung der Militär- 
pöicht in keinem Falle stricte Ungerechtigkeit sei. Zur Verhütung 
von Mißverständnissen wäre es angezeigt gewesen, darauf hinzuwei- 
sen, dass die Umgehung dieser V flicht öfter mit Bestechung der 
Aerzte verbunden sein kann, was jedenfalls eine Verletzung der stren- 
gen Gerechtigkeit involvirt, wenn nicht vielleicht bona fides entschuldigt. 

&. J 33 wird die mit der Absicht zu täuschen ausgesprochene 
Lüge als Rechtsverletzung dargestellt. Diese Behauptung scheint 
uns zu allgemein zu sein; richtiger ist vielleicht, was Schwane sagt : 
»Die Pflicht der wahren Aussage ist nur unter Umständen zugleich 
eine -Pflicht der Gerechtigkeit, wenn von der Aussage oder dem 
Zeuguiss für den Mitmenschen die Erlangung oder der Besitz sol- 
cher Güter abhängig ist, auf welche er ein Becht hat; und dann 
trägt schon die Vorenthaltung der betreffenden Wahrheit die Un- 
gerechtigkeit an sich, wird bei der Lüge nur noch eine grössere 1 ).« 

1) Schwane, Die Gerechtigkeit n. s. w. S. 129. 
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S. 737. wird selbst die directe Abläugnung als eine erlaubte re- 
strictio mentalis erklärt, wenn nämlich Jemand um etwas fragt, 
wonach zu fragen ihm nicht erlaubt ist. Besser und dem Begriff 
der restrictio non pure mentalis mehr entsprechend gefallt uns die 
Erklärung: »Von Dingen, welche man ohne Sünde Anderen nicht 
mittheilen kann, ist es nicht Lüge zu sagen, man wisse sie nicht. 
In den meisten Fällen dürfte die Antwort, man könne nichts sagen, 
oder andere ausweichende Antworten genügend sein. Da Pr. ziem- 
lich eingehend die Pflichten der Gerichtspersonen bespricht, so wäre 
es sehr angezeigt gewesen , auch die Eigentümlichkeiten der 
Schwurgerichte kurz zu erwähnen.' üebrigens scheint der Verfasser 
auf dieselben anzuspielen , wenn er S. 753 sagt: »Sicher ist übri- 
gens, dass, wenn das »schuldig« oder »nicht schuldigt durch Stim- 
menmehrheit gesprochen wird , der einzelne Stimmgeber nur seiner 
persönlichen Ueberzeugung zu folgen hat, gleichviel, ob er für die- 
selbe öffentlich und juridisch genügende Beweise bringen kann oder 
nicht;« denn im Wesen der Schwurgerichte liegt es ja: keine festen 
Beweisregeln, sondern freie, gewissenhafte Ueberzeugung. Dass der 
Schuldige verpflichtet sei, das Verübte zu bekennen, wenn er von 
dem Richter rechtmässig gefragt wird, lehrt auch der Catecbismos 
romanus mit Berufung auf Jos. 7, 19.: »Fili mi, da gloriam Do- 
mino Deo Israel, et conütere atque indica mihi, quid feceris, ne ab- 
scondas,« p. 3. c. 9. XV. Besondere Beachtung verdient noch, dass 
Pr. die innere Bedeutung des kirchlichen Fastengebotes sehr tref- 
fend hervorhebt. Dem Werk ist ein Schlusswort beigegeben, worin 
der Verfasser seinen Recensenten gegenüber einige Erklärungen ab- 
gibt Soweit dieselben die Receusion im »Archiv« betreffen, sind 
wir mit denselben im Allgemeinen einverstanden. Mit dem Satze, 
dass die gottgefällige Erfüllung der Pflichten Tugend sei, wollen wir 
durchaus nicht behaupten, dass die gottgefällige Erfüllung der Pflichten 
das innere Wesen der Tugend, welches im Habitus besteht, ausmache. 

Zum Schlüsse müssen wir noch unsere Freude über 4ie Vol- 
lendung dieses moraltheologischen Lehrbuches ausdrücken. Wenn 
auch einzelne Ansichten des Verfassers in Frage gestellt werden 
können, was in einem moraltheologischen Werke von solchem Um- 
fang bei der Schwierigkeit des Gegenstandes und der Verschieden- 
heit der subjectiven Auffassungen wohl immer der Fall sein wird, so 
macht dies dem ausgezeichneten Werke keinen Eintrag und muss daher 
dasselbe allen Theologen und Priestern bestens empfohlen werden. 

Professor Laurenz Wagner in Martinsberg. 
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XXII. 

Die staatsbehördliche Entlassung des HochwUrdigsten Bischofs 
Dr. Peter Joseph Blum aus seinem Amte als Bischof der 

Diöcese Limburg. 

■ 

• • • i . * 

Besprochen von Dr. Muenantis. 

Bis j etat hat das Archiv keines der Erkenntnisse gebracht, wo- 
durch der Kgl. Preussische Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
zu Bexlm die ihm denuncirten Bischöfe der Prenssischen Monarchie 
( »aus dem Amte entlassen« hat. Kann nun auch katholischer Seits 
diesen Erkenntnissen ein rechtl icher Werth für den kirchlichen Be- 
reich nicht zuerkannt werden, so sind sie doch nicht ohne grosses 
rechtshistorisches Interesse, und sie werden solches selbst dann noch 
fiuden, wenn es längst keinen Königlich Preussischen Gerichtshof 
für kirchliche Angelegenheiten mehr gibt. Wir freuen uns daher, 
in die Lage gekommen zu sein, den Lesern des Archivs das letzter- 
gangene Entlassungs-Urtheil der in Rede stehenden Staatsbehörde, 
nämlich das von derselben am 13. Juni 1877 gegen den Oberhirten 
der Diöcese Limburg, den Hochwürdigsten Herrn Bischof Dr. Peter 
Joseph Blum, gefällte Erkenntniss, nachstehend mittheilen zu kön- 
nen, und zwar eingeleitet durch den dem Absetzungsverfahren vor- 
angegangenen, seiner Zeit in der »Germania« veröffentlichten, Schrif- 
ten Wechsel zwischen dem genannten Kirchenfürsten und dem der- 
zeitigen Ober-Präsidenten der Provinz Hessen -Nassau. Die drei 
Aktenstücke lauten wie folgt: 

' ' I. 

. • v ' 

Cassel, den 17. October 1876. 
" ." tfie Haltung, welche Ew. Bischöfliche Hochwürden den seit 
dem Mai 1873 ergangenen kirchenpolitischen Gesetzen gegenüber, 
nicht nur vor Erlass derselben, sondern auch nach deren Publication 
beobachtet haben, hat sich zu einem systematischen Widerstande 
gegen die Staatsgewalt gestaltet. 

Dieser von Ew. Bischöflichen Hochwürden ausgehende Wider- 
stand hat sich nicht nur in persönlicher Versagung des den Landes- 
gesetzen schuldigen Gehorsams, sondern auch in direct und in- 
direct beförderter Aufreizung der Ihnen untergebenen Geistlichen 
und Diöcesanen zu gleich gesetzwidrigem Verhalten kund gegeben. 
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In Betracht der hierdurch hervorgerufenen Zustände und in 
Erwägung, dass die bisher angewandten gesetzlichen Mittel nicht aus- 
gereicht haben, um Ew. Bischöflichen Hochwürden nachhaltige und 
systematische Auflehnung gegen die Staatsgesetze und obrigkeitlichen 
Anordnungen zu brechen, hat das Königliche Staatsministerium wider 
Ew. Bischöflichen Hoch würden die Einleitung 4es Verfahrens auf, Ent- 
lassung aus dem Amte beschlossen. ?>r}/ 

In Gemässheit des mir dieserhalb ertheiltenf Auftrages sehe 
ich mich daher auf Grund der §§. 24. und 25. des Gesetzes vom 
12. Mai 1873 (G.-S. S. 198) veranlasst, Ew. Bischöflichen Hochwür- 
den zur Niederlegung Ihres bischöflichen Amtes aufzufordern.^ ür 

Indem ich Ew. Bischöflichen Hochwürden um gefällige Mitthei- 
lung Ihrer Erschliessung auf diese Aufforderung binnen einer vom 
Tage des Empfanges derselben laufenden zehntägigen Frist ganz er- 
gebenst ersuche, verbinde ich damit die Benachrichtigung, dass, falls 
Ew. Bischöflichen Hochwürden mir binnen der gedachten zehntägigen 
Frist keine oder eine dieser Aufforderung nicht entsprechende, aus- 
weichende Erklärung zugehen lassen, ich genöthigt bin, in Gemäss- 
heit des §. 26. a. a. 0. bei dem Königlichen Gerichtshof für kirch- 
liche Angelegenheiten die Einleitung des Verfahrens auf Amtsent- 
lassung zu beantragen. 

Der Oberpräsident der Provinz Hessen-Nassaa. 

Yrhr. v. Ende. wr« 
An den Bischof von Limburg Herrn Di*. Blum Bischöfliche Hooh* 

würden zu Limburg a. d. Lahn. »du r Mi , i 

Limburg a. d. Lahn, den 25. October 187d f/ 
Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich auf das gefällige Schrei- 
ben vom 17. c. ad N. 6344. ganz ergebenst zu erwidern: 

Die von Gott, mir auferlegten Pflichten gegen meine Diöcesanen 
innerhalb wie ausserhalb des preussischen Staates erlauben mir nicht, 
der an mich gerichteten Aufforderung zur Niederlegung meines Ober- 
hirtenamtes zu entsprechen. rt ^ t .^i 

Eine staatsbehördliche Entlassung aus dem bischöflichen Amt^ 
gibt es nicht.; uud eine f actische Hemmung meiner ^gejsljl^en Wirk- 
samkeit wurde nur eine wohl auch der Staatswohlfahrt flicht zur 
trägUche Steigerung des für raeiu Bisthum preussisclien. Antheils 
bereits vorhandenen kirchlichen Nothstandes herbeiführen, fflr, welche 
die Verantwortung um so entschiedener von mir abgelehnt, und <U r 
Staatsbehörde überlassen werden müsste, je weniger die angedrohte 
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fix^tioneRe Massregel durch das in dem geehrten Schreiben Ew. 
Hochwohlgeboren Angefahrte gerechtfertigt werden könnte. 
N, <- ^as nämlich dort »systematischer Widerstand« gegen die 
Staatsgewalt genannt wird, ist in Wahrheit pflicht- und rechtmäs- 
siges 'festhalten an der vom Sohne Gottes seiner Kirche behufs Er- 
^iluftfg ihre* überirdischen Mission verliehenen unentbehrlichen Frei- 
heit und Selbstständigkeit; und die ohne den wünschenswerthen 
'Nachweis*, namentlich der gebrauchten Mehrzahl, mir imputirte Auf- 
lehnung gegen die Staatsgesetze und obrigkeitlichen Anordnungen 
ist 1n- Wirklichkeit einfache Versagung der Zustimmung und Mit- 
wirkung» zu tieffet-eifenden Störungen und Kränkungen der im §. 63. 
ktefe <Regea8burger Deputationsrecesses vom 25. Februar 1803 nach 
nMassgabe des Westfälischen Friedensschlusses gerade gegen landes- 
gesetzliebe und sonstige ßtaatsgewaltliche Eingriffe mir und meinen 
Diöcesaüen garantirteo Keü^ionsrechte. Ich bitte hierüber die von mir 
< überzeichnete Denkschrift des Episcopates der oberrheinischen Kir- 
chenprovinz vom 18. Juni 1853 zu vergleichen , sowie derjenigen 
Rechtsausführungen sich zu erinnern, weiche ich in den einschlägigen 
Correspondenzen, namentlich jenen wegen des Ansinnens, die litur- 
gischen Uebungen und Vorlesungen im hiesigen praktischen Priester- 
seminar durch Staatsbeamte, darunter sogar einen protestantischer 
Co nfession, autoritativ kritisiron zu lassen und wegen der zwangs- 
weise geforderten Wiede-fhesetzung vacanter Pfarrstellen ohne Vor- 
ganges Ansuchen W dispärtibler traalificirter Bewerber, dem König- 
lichen Oberpräsidium wiederholt zu unterbreiten die Ehre gehabt 
habe, und zwar zuletzt noch in meinem ergebensten Schreiben vom 
23. Juni c. ad N. 1162. in Betreff der Sendung eines Caplans nach 

Vöh einer mir zur Last fallenden Versagung des den Landes- 
gesetzen schuldigen Gehorsams, die ja Sünde sein würde, namentlich 
'für 1 efridn ; -Mann-, der dem 70. Lebensjahre nahe steht und das Ober- 
hirtänamt söhon im vierten Decennium verwaltet, dürfte wohl um 
sd 'weniger tat Grund die ttede sein können, als ja Ew. Hochwohl- 
geboren selbst den kirchlichen Charakter der von Hochdenselben als 
Q^cS^M^^Wiile^s^äcSi^ --bektöchncrteA Gesetze markirt haben, und 
atö ^s i tföiiöVfec / h -ist, dass Ith' in TJebereinstimmung mit den von mir 
l4ei ÜebeVnamhy 1 deVüberhirWamtes der nassäulscheh 'Regierung 
gege^raW : älJge^dbenen ErtcIäVun^en semer 2eit ausweislich ' \ 
Schreibens 'äh ; Übn damali^eit } K*öniglicheh ! 'begterüngspräsident 
WieMdiHi'lferrri vöh'West, Vom 7: Mal 186? 1 ad Nl' lÖöT. und" 1103. 
und meines Erlasses ' an 1 ' den Bistimmsklerüs 4öm 17. Mai 1867 

23* 
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(Diöcesanamtsblatt, S. 27 ff.) die Wirkung der Leistung de3 preus- 
sisehen Unterthaneneide9 ausdrücklich auf die rein staatsbürgerlichen 
Obliegenheiten beschränkt und die Rechte der Kirclie sotvie dem an- 
gelobten canonischen Gehorsam der Geistlichen vorbehalten habe. 
So wenig hiergegen damals irgend welche Einwendung seitens der 
Staatsbehörden erhoben worden ist, so wenig wird dies heilte ge- 
schehen können, da Sc. Majestät der König nicht Träger des katho- 
lischen Kirchenregimentes sind, und die in meinem Bisthum herge- 
brachte Religionsübung einseitigen beliebigen Dispositionen der Staats- 
regierung nicht unterliegt , und zwar ohne -dass etwas darauf an- 
käme, in welcher Form solche Dispositionen bethäligt werden. 

Gerechtes Befremden sodann muss es erregen, mit der Haltung, 
welche ich gegenüber den seit dem Mai 1873 seitens der Staatsge- 
walt emanirten XtVcfowgesetzen oder vielmehr den an mich herange- 
tretenen Verkennungen des für das Bisthum Limburg in Ä?%uww9achen 
(was bei Weitem mehr besagt als Glaubens- und CultusssLchen) mass- 
gebenden Vertragsrechtes, namentlich auch des Art. VI. der Bulle 
Ad dominici gregis custodiam beobachtet habe, die Incrimination 
einer Aufreizung meiner Diöcesanen geistlichen und weltlichen Stan- 
des in Verbindung gebracht zu sehen. Denn diese mir gleichmäs- 
sig durch meine Pflichten als katholischer Bischof wie durch meine 
Pflichten gegen das Vaterland vorgezeichnete Haltung ist genau be- 
messen nach den Wahrheiten und Ueberzeugungen, welche ich in 
dem von mir anlässlich der Vereinigung' Nassaus und Frankfurts mit 
Preussen unterm 15. October 1866 geschriebenen Hirtenbriefe mei- 
nen Diöcesanen ausgesprochen habe. Ew. Hoch wohlgeboren erlauben 
mir wohl, ein Exemplar desselben hierneben ganz ergebenst zu über- 
reichen und Hochdero Aufmerksamkeit u. A. auf folgende stellen 



»Zwar ist vielfach die Befürchtung laut geworden, dass der 
wohlthätige Einfluss, welchen Prenssen durch seine staatlichen 
Einrichtungen und seine dieselben verbürgende Verfassung aller- 
dings auf das gesammtc deutsche Vaterland auszuüben befähigt 
sei, doch nicht eintreten werde, weil man darauf hinwirke, 
dass der Kirclie die eingeräumte Selbstständigkeit durch eine 
vorzunehmende Verfassungsrevision wieder entzogen iWnfc£:V.- : . 
Allein wenn auch, was Wir dahin gestellt sein lassen, darauf 
berechnete Versuche gemacht worden sihd oder noch gemacht 
werden, so ist damit doch noch nicht gesagt, dass dieselben den 
beabsichtigten Erfolg haben werden. Und Wir können das, ab- 
gesehen von andern nahe liegenden Gründen, schon darum nicht 
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glauben, weil für diesen Fall der seit der Thronbesteigung 
Friedrich Wilhelm IV. in Preussen herrschende confessioneUe 
Frieden, welcher auf seine staatliche Entwicklung so wohllhä- 
lig eingewirkt hat, nicht nur wieder verschwände, sondern auch 
alle Sympathieen, welche seit dieser Zeit die Katholiken der 
übrigen deutschen Länder für die preussische Monarchie be- 
sitzen, verloren gingen, und eine wahre einheitliche Gestaltung 
und Neubelebung Deutschlands durch Preussen vergeblich an- 
gestrebt würde . . . . . • Gelänge es wegen Behinderung in 
Mittheilung ihrer ubernatürlichen geistigen Lebenskräfte seitens 
der Staatsgewalt . . . . der Kirche nicht mehr, die grössten 
Feinde Deutschlands, welche es lange durch Vernachlässigung 
der christlichen Jugenderziehung und abgöttische Verehrung 
...^..seiner anlichrisÜichen Dichter und Philosophien in seinem ei- 
genen Schosse genährt, zu besiegen, nämlich den Unglauben 
und die sittliche Corruption im häuslichen und öffentlichen Le- 
ben durch Verbreitung christlicher Weisheit und Wahrheit zu 
verdrängen : so würde kein Staat , über welche materiellen 
Kräfte er auch zu gebieten haben möge , im Stande sein , es 
vor seinem gänzlichen Verfalle zu schützen; es würde gleich 
andern ehemals christlichen Ländern, die sich von der wahren 
GoitesvereJirung losgesagt, in fortschreitender moralischer Fäul- 
:u niss untergeJien und zur gerechten Strafe in seinen Bruchlheilen 
eine Beute der rohen Gewalt werden, t 
Ich darf mich uro so unbedenklicher für berechtigt, ja sogar 
für verpflichtet halten, bei gegebener Nöthigung das vor 10 Jahren 
wie über den der Obrigkeit schuldigen Gehorsam, so über die Not- 
wendigkeit einer fortgesetzten Respectirung der kirchlichen Selbst- 
ständigkeit Gesagte mit gleichem Freimuthe heute zu wiederholen, 
je beifälliger sich die damaligen höheren und höchsten Organe der 
Staatsregierung , darunter an erster Stelle der Herr Oultusminister 
in einem amtlichen Schreiben vom 30. November 1866 ad N. 3035, 
über raeinen Hirtenbrief ausgesprochen haben, und je gnädiger der- 
selbe sogar von des „Königs Majestät Allerhöchstselbst beurtheilt 
worden ist. Ich kann mich nicht enthalten, behufs allseitiger Orien- 
tirung hie* die bezügliche Veröffentlichung in der Nr. 294. des 
»Staatsanzeigergc vom 5. üecember 1866 S. 43Q0 wörtlich zu repro- 
duciren; sie lautet wie folgt : 

»Der Bischof von Limburg hat unter dem 15. October c. aus 
Anla8s der Vereinigung des vormaligen Herzogtums Nassau 
und des Gebietes der Stadt Frankfurt mit der preussischen 
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Monarchie einen Hirtenbrief erlassen, dessen Inhalt dafür zeugt, I 
dass derselbe die Aufgabe der kirchlichen Organe in Je» neu i ' 
erworbenen Landestheilen richtig erkannt hat, von ihrem Stand- 
punkte dazu mitzuwirken, dass in den Gemuthern ein aufrich- 
tiger Anschluss an die nach Gottes Fügung eingetretene, neue 
Ordnung der Dinge angebahnt und dasj&iige Vertrauen ß^rjße- 
gierung Sr. Majestät des Königs geweckt werde, dessen sie be- 
darf, wenn sie an der Förderung der Gesammtwohlfahrt des 
Staates wie der singulären Interessen der verschiedenen Be- 
standteile desselben mit gesegnetem Erfolge arbeiten soll. 
Dies haben Se. Majestät der König selbst in einem Allerhöch- 
sten Schreiben vom 21. v. M. in Erwiderung atif eine von dem 
Bischof von Limburg Allerhöchstdenselben überreichte Adresse, 
welcher ein Exemplar des gedachten Hirtenbriefes beigefügt war, 
huldvollst anzuerkennen geruht. Dasselbe lautete u ■••« 

»Hochwurdiger Bischof! In Ihrer aus Anlass der erfolgten 
Vereinigung des Herzogthums Nassau und des Gebietes der 
freien Stadt Frankfurt a. M. mit Meinen Staaten an Mich ge- 
richteten Immediatvorstellung vom 19. v. M. wie in Ihrem 
Hirtenschreiben vom 15. v. M., wovon Mir ein Exemplar von 
Ihnen überreicht worden ist, haben Ihre Gesinnungen der Er- 
gebenheit und Treue gegen Mich und Mein Königliches Haus 
einen würdigen Ausdruck gefunden. Indem Ich Ihnen dafür 
Meine Anerkennung und Meinen Dank ausspreche, wünsche 
ich, dass die heilsamen Ermahnungen, welche Sie in Ihrem 
Hirtenworte auf der sicheren Grundlage des unvergänglichem 
Wortes Gottes Ihren Diöcesanen gegeben haben, i in den Herfen 
derselben bereitwillige Aufnahme finden und gute Frucht tra- 
gen mögen. Ueberzeugt, dass auch bei Meinen neuen Unter* 
thanen das Vertrauen sich mehr und mehr befestigen wird, 
dass sie in Ansehung ihrer kirchlichen ünterrichtsverhältmss« 
an den Segnungen, deren sich diese wichtigen Interessen in 
den alteren Landestheilen Meiner Monarchie unier dem Schübe 
einer guten Gesetzgebung und gerechten Verwaltung zu erfreuen 
haben, Theil zu nehmen berufen sind , verbleibe Ich mit dem 
Wunsche, dass Sie, Hochwürdiger Bischof, an Ihrem TheiU 
auch weiterhin das Verständniss für die grossm Aufgaben des 
Vaterlandes, dem Sie nunmehr angehören^ zu fördern forlfah- 
< ren mögen, Ihr wohlgeneigter * nisl- hau 'jitpBieJoa nhm'l 

iVril y.iU.l in»» i gel: - Wilhelm: 
'*■« «» i« ( »V,'f ii gegengez. v. Mühterx^ / [•■«• 
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An den Bischof von Liniburg, Dr. Blum zu Limburg a. d. L.« 
Ich glaube nicht nöthig zu haben, noch Weiteres zu sagen. 

Der Bischof von Limburg 
f Peter Joseph. 

An den K. Oberpräsidenten der Provinz Hessen-Nassau, Herrn 
Freiherrn von Ende Hochwohlgeboren zu Cassel. 

TTI 



• ■ . * 



\ Im Namen des Königs. 
In der Untersuchungssache., betreffend das Verfahren auf Ent- 
lassung aus dem Amte gegen den Bischof von Limburg Dr. theol. 
Peter Joseph Blum, 

hat der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
in seiner Sitzung vom 13. Juni 1877, an welcher Theil genom- 
men haben: 

der Ober-Tribunalsrath Eggeling, als Vorsitzender, 

die Ober-Tribunalsräthe Freiherr von Diepenbroich , Grütcr, 

Hartmann, Bappold, 

der Präsident des deutschen Reichstags, Ober- Bürgermeister 

von Forckenhecky 

der Geheime Justizrath Bürgers, 

der Geheime Justizrath Professor Dr. Dovc, 
nach Anhörung der Staatsanwaltschaft, vertreten durch den Ober- 
Staatsanwalt Irgahn, 

für Recht erkannt: 
dass der Angeschuldigte, Bischof Dr. theol. Peter Joseph Blum, schul- 
dig, die auf sein Amt und seine geistlichen Amtsverrichtungen be- 
züglichen Vorschriften der Staatsgesetze und die in dieser Hinsicht 
von der Obrigkeit inuerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit ge- 
troffenen Anordnungen so schwer verletzt zu haben, dass sein Ver- 
bleibe» im Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich er- 
scheint, und dass derselbe desshalb aus dem Amt als Bischof von 
Limburg zu entlassen, ihm auch die Kosten des Verfahrens aufzu- 
erlegen. * - 

;v v \ . Von Rechts Wegen. 



Gründe. 



Nach der von den betbeil igten Regierungen genehmigten Bulle 
Provida solersque und dem Decretum erectionis et circurascriptionis 
Dioeceseos Limbwgensis vom Jahre 1827 (Sammlung der Nass. Edicte 
und Verordnungen Bd. IV. & 466— 493.) und inhaltlich des»Schematis- 
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raus der Diöcese Lirabürg für 1870, herausgegeben von der bischöflichen 
Kanzlei« begreift das zur oberrheinischen Kirchenprovinz gehörige Bis- 
thnm Limburg den Umfang des ehemaligen Herzogtbums Nassau und der 
freien Stadt Frankfurt, und wurde der als erwählter Bischof von Sr. 
päpstlichen Heiligkeit Gregor XVI. am 23. Mai 1842 präconisirte Dr. 
theol. Peter Joseph Blum (geb. 18. April 1808 zu Geisenheim) am 
2. October 1842 consecrirt und inthronisirt. Er gelobte zuvor dem 
Herzog zu Nassau und der freieu Stadt Frankfurt und deren Senate, 
sowie den Gesetzen dieser Staaten Treue und Gehorsam. 

Nachdem das Territorium des Bisthums dem Preussischen 
Staate einverleibt worden war, leistete er laut begiaubter Abschrift 
des bezüglichen Protocolls vom 22. Mai 1867 in die Hände des Ke- 
gierungs- Präsidenten von Diest als Commissars des Ministers der geist- 
lichen Angelegenheiten den Homagialeid, durch welchen er gelobte, 
Sr. Königlichen Majestät von Preussen unterthänig, treu, gehorsam 
und ergeben zu sein, in den Gemüthern seiner Geistlichen und Ge- 
meinden die Gesinnungen der Ehrfurcht und Treue gegen den König, 
die Liebe zum Vaterlande, den Gehorsam gegen die Gesetze zu 
pflanzen, und nicht zu dulden, dass von der ihm untergebenen 
Geistlichkeit im entgegengesetzten Sinne gelehrt und gehandelt werde. 

Das von ihm seit Erlass der kirchenpolitischen Gesetze des Jah- 
res 1873 und folgg. der Staatsregierung und deren Anordnungen 
gegenüber beobachtete Verfahren hat den Oberpräsidenten der Pro- 
vinz Hessen-Nassau veranlasst, ihn mittelst Schreibeus vom 17. Oc- 
tober 1876 gemäss §. 25. Gesetz vom 12. Mai 1873 unter Darlegung 
der Gründe zur Niederlegung seines Amts binnen zehn Tagen auf- 
zufordern, auf welches Schreiben er eine ablehnende Antwort er- 
gehen Hess, r 

Es wurde sodann dem vom Oberpräsidenten gestellten Antrage, 
gegen den Bischof das Verfahren auf Entlassung aus dem Amte 
einzuleiten, vom Königlichen Gerichtshof für kirchliche Angelegen- 
heiten stattgegeben und die Voruntersuchung durch einen vom Ap- 
pellationsgerichte zu Wiesbaden ernannten etatsmässigen Richter 
geführt. ' • 1 

Derselbe hat, da eine persönliche Vernehmung des Angeschul- 
digten, welcher seinen Bischofssitz verlassen hat , wegen der ünbe- 
kanntschaft seines gegenwärtigen Aufenthalts nicht ausführbar war, 
seine Thätigkeit auf Herbeischaffung' des Beweismaterials für die 
Anschuldigungspunkte, namentlich der einschlagenden Akten, Urkun- 
den und Drucksachen, beschränkt. Nach beendigter Voruntersuchung 
beschloss der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten , dem Ver- 



Digitized by Google 



ipptrr -« - 

Die staatsbthördliche Absetzung des Bischofs von Limburg. 361 

fahren Fortgang zu geben (§. 28. Gesetz vom 12. Mai 1873), und 
wurde von dem mit den Verrichtungen der Staatsanwaltschaft vom 
Minister der geistlichen Angelegenheiten betrauten Oberstaatsanwalt 
Irgahn in Paderborn die Anschuldigungsschrift eingereicht, welche 
dem abwesenden Angeschuldigten durch Anheftung an die Thür sei- 
ner Wohnang (§§. 196. 197. Verordnung vom 25. Juni 1867. Gesetz- 
Sammlung S. 921.) zugestellt worden ist, und das Vorhandensein 
des im §. 24. a. a. 0. dahin präcisirten Thatbestandes nachzuwei- 
sen sucht: 

' ' Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geistlichen 
/ AmtsverriChtungen bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetze, 
oder die in dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen so schwer 
verletzen, dass ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlichen 
Ordnung unverträglich erscheint, können auf Antrag der Staats- 
behörde durch gerichtliches Urtheil aus ihrem Amte entlassen 
werden. 

Im Einzelnen ist aus der Anschuldigungsschrift folgendes an- 
zuführen : 

A. Zur Charakteristik des Angeschuldigten und Aufzeigung 
seines bereits vor dem Erlass der Eingangs gedachten, damals im 
Entwurf bekannt gewordenen Gesetze gefassten Entschlusses , gegen 
dieselben durch vorbereitende Einwirkung auf die Diöcesanen im feind- 
lichen Sinne Stellung zu nehmen, werden mehrfache öffentliche Kund- 
gebungen hervorgehoben. Dahin gehört: 

1) ein auch die Unterschrift des Angeschuldigten tragender 
gemeinschaftlicher Erlass der Preussischen Bischöfe an den Klerus, 
datirt Fulda, 11. April 1872, worin das Gesetz vom 11. Mai ejsd. 
(G.-S. S. 183.), betreffend die staatliche Beaufsichtigung des Unter- 
richts- und Erziehungswesens, als wesentliche und unveräusserliche 
Kechte der Kirche verletzend bezeichnet, und demzufolge von einer 
eingetretenen Zeit der Heimsuchung und zeitlicher Trübsal gespro- 
chen, auch der Klerus zum muthigeh Ausharren bei allen ihm wi- 
derfahrenden Verkennungen, Verlästerungen und Kränkungen er- 
mahnt wird. 

Der Erlass ist abgedruckt im Amtsblatt des Bisthums Limburg 
für 1872. Nr. 6. 

2) Die hn Paderborner »Westfälischen Kircbenblatt für Katho- 
liken« veröffentlichte, auch die Unterschrift des Angeschuldigten 
tragende Denkschrift der am Grabe des heiligen Bonifacius versam- 
melten Erzbisehöfe und Bischöfe vom 20. September 1872, gerichtet 
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gegen das oben allegirte Gesetz vom 11. April 1872 und das Ge- 
setz vom 4. Juli desselben Jahres (Reichsgesetz- Blatt S. 253.) betr. 
den Orden der Gesellschaft Jesu und andere Massnahmen des Staats, 
lu dieser Denkschrift heisst es u. A. : 

»Das Einschreiten der Staatsregierung gegen den Bischof von 
Brmeland wegen der von ihm in vollkommen berechtigter Weise 
verhängten Excommuuicationen u. b? w. Wir würden im glei- 
chen Falle uns das gleiche Recht nicht bestreiten lassen. . . . 

Eine andere Schädigung des Rechtes und der Freiheit der 
katholischen Kirche liegt in dem Verbote der Gesellschaft Jesu 
u. s. w. Und nicht genug an dieser Unbilligkeit und Härte 
ohne Gleichen ..... • 

— War das der Sinn des Gesetzes, dass alle geistlichen Genos- 
senschaften , welche die Kirche hervorgebracht hat, um den 
geistlichen, seelsorglichen, erziehlichen und wissenschaftlichen 
Bedürfnissen der Zeit im Geiste des katholischen Glaubens zu 
dienen, den Jesuiten verwandt und zu verbannen seien, so ginge 
klar daraus hervor, dass das Gesetz darauf abzielt, die Lebens- 
kraft der katholischen Kirche möglichst zu ersticken. — Das wäre 
aber von allen Arten der Verfolgung der Kirche und von allen 
Arten der Unterdrückung ihrer Freiheit die schlimmste. 

— Das Verbot der religiösen Vereine der katholischen Jugend 
(in Prcussen) enthält offenbar etwas Feindseliges gegen die 
Religion. — Ueberdies ist es ein Eingriff in die Rechte der 

, Kirche und der Eltern. — 

Wir haben offen die Massnahmen der letzten Zeit durchspre- 
chen, in denen wir Kränkungen der wohlerworbenen und natür- 
lichen Rechte der katholischen Kirche und ihrer Mitglieder — 
erblicken müssen ; leider scheint die Zukunft für uns noch 
trüber sich zu gestalten. Dieselben Stimmen, die sioh mit so 
viel Erfolg für die bisherigen Massregeln geltend machten, ver- 
langen, dass das ganze Verhältniss des Staates zur katholischen 
Kirche ohne Verhandlung und Vertrag mit der Kirche uud ih- 
rem Oberhaupts einseitig durch die Staatsgesetzgebung ganz 
neu geregelt werde. — : r,, l: . I: ,»;.. n [ 

Kraft der Freiheit und Selbstständigkeit der katholischen 
Kirche in Deutschland nehmen wir es als ein; unbestreitbares 
Recht derselben in Anspruch, dass die Bischöfe * die. ;Gewfo 
liehen der Katbedralkirchen und die Seelsorgs geistlichen nur 
nach den Gesetzen der Kirche und nach den zu Recht be- 

i 

Digitized by Goog 



Die staaUbehördliche Absetzung des Bischofs von IAmhurg. 363 

stehenden Vereinbarungen «wischen Kirche und Staat ernannt 
• jJ - werden. ~-:.L.- : , . ... ..-of, ,.•,;,<;; 

' Ebenso beanspruchen wir als ein — Recht der, katholischen 
Kirche die volle Freiheit derselben, ihre Diener den kirchlichen 
m " <' Gesetzeti gemäss zu erwehen, — sowie — eigene Anstalten zur 
:m M*g* 4er v Wissenschaft nach katbolischen Principien zu, be- 
^!>&mmm< b^zen und sel^s^ig zu leiten. v . 
. . . Die hier *on uftft.iausgespr^benw Grundsatze werden immer- 
; ii- djto t $e iRmhtscJbrtwar uu$ecs, Handelns sein, und wir erachten 
j ?unsi verpflichtet*, dttfur .jedes Opfer r auch das Schwerste , zu 

3) Der im Amtsblatt des Bisthums Limburg pro 1872 Nr. 12. 
abgedruckte Erla des Bisehofs wegen Abhaltung einer gemeinsamen 
Herz-Jesu- Andacht für die Anliegen der katholischen Kirche im 
Deutschen fyjich, vom 8. October 1872, worin die Öiöcesanen zum 
Gebet > für die angefeindete Braut Jesu Christi, die heilige katho- 
lische Kirche,« aufgefordert worden. 

4) Sein Fastenhirtenbrief vom 26. Januar 1873, vorliegend in 
einem von ihm selbst dem Oberpräsidenten eingereichten Exemplar. 
Darin sagt er : 

»Die unbegründeten Anklagen, falchen Beschuldigungen, rechts- 
widrigen Freiheitsbeschränkungen und rücksichtslosen Gewalt- 
massregeln, welche dermalen unsere heilige katholische Kirche 
: unter der Herrschaft des antichristlichen Pseudo-Liberalismus 
1 in alten Ländern Europas mehr oder weniger zu erdulden hat, 
können uns gewiss nur mit tiefem Schmerze erfüllen. — Nie- 
mals' können und wollen wir auf Kosten unserer Treue gegen 
' ^hristtas und seihe Kirche — die Gunst und den Beifall des 
jetzt' so viele Geister beherrschenden falschen Liberalismus uns 
, '" M ' verdienen. Utid soweit Wurden wir von unserer christlichen 
4 * Berriffyflicht abweichen, wollten' wir nach dem frevelhaften An- 
sinnen seine* verblendeten Wortführer die Leitung und Re- 
gierung unserer heiligen Kirche, welche Christus seinen Apo- 
~ f{l stein und deren Nächfolgern anvertraut hat; *ur Vernichtung 
^^^vihMi^MhMt'ifoä Selbstständigkeit in der Ausübung ihres Lehr-, 
Priester- und Hirtenamtes den damit nicht betrauten Trägern 
ii'yii und- Dienern de»? Staatsgewalt zuerkennen, 1 «, i d i>h ■ \. . A 
<.uik» ifi)n Die Denkschrift sam rötlicher Preussisoher Erzbischöfe und 
Bischof ov I von den i Erateren am ,3lü Ja*tfar 187(3. i idenau Königlichen 
Staatsrainisterium überreich* i urid in «Urschrift bei i den Akten befind- 
lich. Diese Denkschrift legt gegen die damals der Landesvertretung 
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im Entwarf vorgelegten kircbenpolitischen Gesetz förmliche and feier- 
liche Verwahrung mit dem Bemerken ein, dass dieselben, da sie 
von der Staatsregiernng kraft in Anspruch genommenen Machtvoll- 
kommenheit einseitig und ohne vorgärigige Verständigung mit den 
kirchlichen Organen gemacht seien, eine Verletzung und Vernichtung 
der wesentlichen Rechte der katholischen Kirche und ihrer Bischöfe, 
und den tiefen und verderblichsten Eingriff in das innerste Leben 
der Kirche, in die höchsten Interessen der Religion und in die Frei- 
heit des katholischen Glaubens enthielten. Sie erhebt /feierlichen 
Protest gegen die auf nationale Erziehung abzielenden Beetim- 
mungen, betreffend die Vorbildung zum geistlichen Amt, und die 
Einsetzung eines Staatsgerichts für kirchliche Sachen,, dessen Com - 
petenz von den Bischöfen niemals werde anerkannt werden- : «• 

C) Die auch vom Angeschuldigten unterzeichnete .' In der Zei- 
tung Germania 1873 Nr. 31. abgedruckte Adresse des Preussischen 
Episcopates an den Landtag , datirt Berlin 5. Februar 1873 , also 
lautend: 

> Die Königliche Staatsregierung hat dem Hohen Hause zwei 
Gesetzentwürfe über die Vorbildung und Anstellung der Geist- 
lichen, wie auch über die I) isaplin arge walt zur Beschlußfas- 
sung vorgelegt, welche den Satzungen und dem eigentlichen 
Wesen der katholischen Kirche «geradezu widerstreiten. t Wenn 
diese Vorlagen zur Annahme gelangen sollen ,. so , würde, kein 
katholischer Christ, und uro so weniger efn Prfeste^^ o^er ein 
Bischof, ohi>e schwerste Verletzung seines Glauben*, dieselben 

. anerkennen oder freiwillig ihnen sich unterwerfen^^ 
halb wenden sich die u nter zeichneten Bischöfe Preussens hoch- 
achtungsvoll an das Hohe Haus mit der dringendsten Bitte, un- 
ter Anerkennung der der Kirche gebührenden Freiheit in der 
Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten die ]^ ^lie^j stehen- 
den GeseUvorlagen nicht anzunehmen und etyen ^arnjj^e be- 
klagenswerthen Folgen von denv I>reussis^^^ 
den, welche die. .Vergewaltigung des.^ew^sens m J#ionen 

, katholischer Bfirger^no^ 

7) Die Adresse des Preussischen Episcopates i aa Seine 'Majestät 
den Kaiser, ohne Datum, abgedruckt in der Kölnischen Volkszeitung 
1873 Nr. 47. und vom Angeschuldigten mituiiiera«chnefe,'»iri» welcher 
die Gesetzentwürfe ähnlich wie in der oben ^r<5./ gedachten i Denk- 
schritt beurtheflt werden, mit dem Zusätze, es.weWe ?de» iBisshofen 
nach den Grundsätzen ihres Glaubens nicht gestattet sein, aus 
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freien Stocken sich derartigen Gesetzen zu unterwerfen, sie anzuer- 
kennen und zu befolgen. < j",h ui in[ (i- i fji» 
(l.v/jiB) Der Eriass des Angeschuldigten an die Geistlichkeit seiner 
Diöcese vom 26. Februar 187^, veröffentlicht im Amtsblatt des 
Biathums Limburg für 1873 Nr. 3., worin nachstehende Stellen vor« 
kommen: L*u t>o»j;«{ \ n: 

no'KUDie in diesen Tagen von dem hochwurdigeu Domcapitel und 
-in der gesammten übrigen hoch würdigen Geistlichkeit der Didoe.se 
< i aus Aniass der neuesten- von der Königlichen Siaatsregicrung 
bei dem Landtage eingebrachten Gesetzentwürfe mir zugekom- 
vü> Imenen Ergebenhetts-Adressen haben mein Herz mit. reichlichem 
• Tröste und inniger Freude erfallt und machen es mir zum 
Bedürfnisse, geliebte Mitarbeiter im Weinberge des Herrn, 
. En cli meinen aufrichtigen und tiefgefühlten Dank auszusprechen. 
Wohl bedurfte es für mich keines neuen Beweises Eurer kirch- 
lichen Treue und Entschiedenheit, um in dem für den Fall der 
Annahme gedachter Gesetzentwürfe unvermeidlichen Kampf für 
die Wahrung der rechtlichen Freiheit und Selbstständigkeit un- 
serer heiligen Kirche auf Euere opferwillige und ausdauernde 
Mitwirkung rechnen zu können. Während meiner nun schon 
mehr als dreissigjährigen bischöflichen Amtsverwaltung habe ich 
Gelegenheit genug gehabt, mich davon zu überzeugen, dass, 
w|e Ihr stets bestrebt seid, dem Kaiser zu geben, was des Kai- 
sers ist, so Ihr es auch für Euere heilige Pflicht erachtet, un- 
t> ter allen Umständen Gott zu geben, was Gottes ist. (Matth. 
22, 21.}.' Doch musste der erneute Ausdruck Eurer diesbezüg- 
" liehen Gesinnung unter den jetzigen Verhältnissen mir von vor- 
züglich hohem Werthe sein, da die Freiheit und Selbststän- 
di^keft unserer heiligen Kirche in Erfüllung ihrer göttlichen 
Äöhseitian ff e nicht so ungescheut mit Hinwegsetzung über 
jedeä göttliche und menschliche Recht bedroht worden ist, als 
der malen, wo der gegen Thron und Altar gleich feindselig ge- 
sinnte anti christliche Liberalismus unter dem heuchlerischen 
f:,J! Vorgehen der Hebung und Kräftigung des Staates darauf aus- 
geht', dessen Gewalt durch Knechtung der Kirche für seine 
irJ^ irtvolutientoen Aboichten sieh immer mehr dienstbar zu machen. 
AMitr Wem* man,abe*/aufi Grund derselben oder unter irgend einem 
j£*d i anderen gesuchte* Vorwando uns «wiugen will, gegen unsere 
- k i rc blichen Verpflichtungen zu handeln , dann ist für uns der 
/ 1 ' >t iZertpunk t gekom m en, mit den Aposteln tu . erklären m dass man 
<m Gotfe rieht fcta des Menseben gehoroken müsse,, (Apoetejg, 4, 19.) 
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und unter dem Losungswerte : »Christus ist mein Leben und 
Sterben mein Gewinn« (Philipp. 1, 21.) lieber x\lles zum Opter 
zu bringen und auch das Härteste zu erdulden, als an Christus und 
seiner heiligen Kirche zu Verräthern zu werden. Unser gött- 
licher Herr und Heiland , welchen man <ter Volksaurwiegelung 
und der Auflehuung gegen den Kaiser beschuldigte, als er durch 
Verkündigung der Wahrheit Jerusalem vor dem ihm nahenden 
Strafgerichte bewahren wollte — K'K .1 » : t wird uns v wenn 
wir würdig befunden werden, an seinem Leiden T heil zu neh- 
men, nach bestandener Prüfung auch Anfcheil »eben an sei- 
nem ewigen Triumphe über alle Werke der Lüg«! und Bos- 
heit.« !:l" : -wh'J 
9) Das auch den Namen des Angeschuldigten tragende »Send- 
schreiben der am Grabe des heiligen Bonifacius zu Fuhfoh versam- 
melten Oberhirten an den hoch würdigen Klerus und sammtliche 
Gläubigen ihrer Diöcesen« vom 2. Mai 1873, veröffentlicht im alle- 
girten Amtsblatt Nr. 7. nnd im Nassauer Boten für 1873- Nr. 55. 
Die Staatsanwaltschaft bezeichnet dieses Sendschreiben als die Mai- 
gesetze entstellend und als aufreizend. Sie hebt folgende Stellen 
hervor: •>'-,: ' nio -»il-iiM 

» : -«'' »Ihr wisset, in welche Lage die iirche Jesu Christi, wie bei- 
' »• nah* in der ganzen Welt, so namentlich auch in unserem Va- 
terlande — gekommen ist. Eine Reihe von Gesetzen soll dem- 
nächst erlassen werden, welche mit der - von** Gott verordneten 
Verfassung und Freiheit der KireTie in wesentlichen Punkten im 
Widerspruche stehen. :<J»M'j«{ *i-*tÜM r i u^i&aäiii 

Dieser Erkenntniss habt ihr durch Adressen und'Depulationen 
— Ausdruck gegeben: Mit dieser Kundgebung 'Tertenaet ihr 
Angesichts der schweren Gefahren, mit welche» die.KieeÜai uud 
die Hirten derselben in nächster Zeit bedroht sind V tii* heilige 
Versicherung , dass ihr , was auch immer d$e ftofcotiftf abringen 
1 werde, unwandelbar treu zu dem heiligen V»ter~ uMi zu uns, 
Buren rechtmässigen Bischöfen, stehen werdet^ ubd dass ihr die 
treuen Theilnehmer unserer Kämpfe wnd Leiden/1 -atiani Werdet. 
jiMd »-üii.fVefoÄiijt ^senden 'wir Buth^- ddn -igemeimiatfeiiiaDank 
»«« ta»' diese ^usendfölÄgen - Bezeugungen ^derknlfreues^ Wir 
hk\m ' ad denselben fest* ohf> einer ^B«ug8küiafii\BiW»n\nner- 
schütterlichen Treue und wir beschwören Euch > Alflen "in der 
ViW-titoM+iiw €hrisfct unter allen Verhaltnbweo.viitt BueVeitJGesin- 
nnng zu ' beharren und durch* dW That :finer- gegebenes! AYoft 
zu bestätigen! v^hi if ivml't .tffflifrfinH iiwi*ifwiqw« 
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Noch haben die gedachten Gesetzesvorlagen keine Gesetzeskraft ; 
was immer kommen mag — wir werden mit der Gnade Gottes 
; . die in unseren Denkschriften entwickelten Grundsätze standhaft 
und einmüthig vertheidigen. 

Ihr aber, geliebte Mitarbeiter und Diöeesanen, haltet unver- 
brüchlich daran fest , dass nur derjenige ein rechtmässiger Bi- 
schof ist, der als solcher vom hl. Vater und dem apostolischen 
Stuhle, dieser Quelle der kirchlichen Einheit und der kirchlichen 
Amtsgewalt, gesendet ist — Ingleichen werdet Ihr stets nur 
diejenigen als rechtmässige Seelsorger anerkennen können, welche 
von den rechtmässigen Bischöfen für dieses Amt würdig und 
tüchtig erfunden, von den Bischöfen mit diesem Amt betraut und 
gesendet werden, und welche in Gemeinschaft mit den Bischöfen 
verbleiben. 

Jeder Andere wäre ein Eindringling. Zur Verteidigung der 
unveräusserlichen Freiheit der Kirche — empfehlen wir Euch 
neben dem treuen Anschlüsse an die Kirche — das Gebet. 
Denn seit den Tagen, wo Constantiu der Grosso sich zum Chri- 
stenthum bekehrte jind der dreihundertjährigen Verfolgung der 
Kirche ein Ende 'machte, ist wohl kaum eine Zeit gewesen, in 
der die Kirche auf der ganzen Welt aller menschlichen Hülfe 
' beraubt und von so grosser Gefahr bedroht war, wie in der 
-m i gegenwärtigen. Undliierbei haben wir nicht blos unsere augen- 
• bl ick liehen Bedrängnisse im Auge, sondern dasjenige , was uns 
in der Zukunft droht Wenn die Kirche Christi ihrer recht- 
mässigen Freiheit beraubt wird, wenn 'das öffentliche Leben, 
• '-Mi' wenn Presse und Literatur fast nur Unglauben und Gering- 
. r Schätzung oder Hass gegen das Chrisfcenthuin und die Kirche 
'» *j athmen, wenn die Jugend durch eine dem Christenthura ent- 
: fremdete Schule und Wissenschaft gebildet wird, wenn unter 
n . - » dem Drucke dieser Zustände der Klerus mehr und mehr aus- 
iih stirbt oder vom Zeitgeiste erfüllt und verderbt wird, dann muss 
-<>b rder christliche Glaube, die christliche Liebe und Eintracht, die 
)■>! christliehe Sitte auch da zusammenbrechen und schwinden, wo 
viW.lI» bisher so fest gestanden — in unser ra guten katholischen 
ffV/ Volke., »ühdr dann wij:d nichts jaohe lejp Verderbe^^ ur$ eine 
-W.ugenbfctfntfl aufhalteii, an die wir i nur «mit (Entsetzen < denken 
"i «b können. < jIduH n+W<nih>M i'm h.i« wr? n;i\:,HvMM « 

Bi Zum Beweise, dass der AUgeschuWigte nach Verkündigung 
derMaigesetze seinen in 1 den bisher mifcgetheilteu Kundgebungen 
ausgesprochenen Entschluss, ihnen Widerstand zu leisten, von Neuem 
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verlautbart habe, werden von der Staatsanwaltschaft folgende Er- 
klärungen des Bischofs in Bezug genommen. 

1) Die dem Königlichen Staatsministerium den 26. Mai 1873 
uberreichte auch vom Angeschuldigten unterschriebene und im Ori- 
ginal vorliegende Collectiv-Eingabe des Preussischen Episcopats, in 
welcher es u. a. heisst: 

»Unter Bezugnahme u. s. w. sind wir, die unterzeichneten Erz- 
bischöfe und Bischöfe, zu unserm tiefsten Bedauern genöthigt 
zu erklären, dass wir nicht im Stande sind, zum Vollzüge der 
Gesetze mitzuwirken. Diese Gesetze verletzen die Rechte und 
Freiheiten, welche der Kirche Gottes nach göttlicher Anordnung 
zustehen Eine Anerkennung dieser Gesetze wäre da- 
her eine Verwerfung des göttlichen Ursprungs des Christen- 
thums. 

Auch denjenigen einzelnen Bestimmungen der gedachten Ge- 
setze, welche von der Kirche an verschiedene Staaten kraft eines 
Uebereinkommens derselben mit dem Apostolischen Stuhle zu- 
gestanden sind, vermögen wir aus diesem Grunde nicht Folge zu 
geben. . . . . .« 

2) Der im Amtsblatt des Bisthums p*o 1873 Nr. 10. abge- 
druckte Erlass des bischöflichen Ordinariats vom 31. Juli 1873 , in 
welchem »auf Anordnung Seiner bischöflichen Gnaden« die Abhal- 
tung öffentlicher Gebete für .die Kirche vorgeschrieben und Folgen- 
des gesagt wird: 

»Das Comite* des Piusvereins in Rom hat dem hl. Vater seinen 
Entschluss vorgetragen, alle Katholiken des Erdkreises zu einer 
dreitägigen Andacht einzuladen, um durch Gehet und Busse 
Gottes Hülfe für den Sieg und den Triumph der Kirche und 
des apostolischen Stuhles in den gegenwärtigen bedrängten Zei- 
ten zu erflehen. Diesen Entschluss hat der hl. Vater mit fol- 
genden Worten gutgeheissen:« 

»Die Absicht, zu beten, ist nicht blos lobenswerth, sondern 
geradezu nothwendig, besonders unter den gegenwärtigen Zeit 
Verhältnissen; denn die katholische Kirche wird von allen Sei- 
ten beunruhigt und mit höllischer Verwegenheit angegriffen. 
Beten wir also, dass Gott seine Kirche errette von den Schlin- 
gen der Arglistigen und von dem Schwerte des Verfolgers . . . .« 

3) Der ebendaselbst Nr. 11. publicirte Erlass des Ordinariats 
vom 28. August 1873, worin die Freude über die eifrige Betheilig- 
ung der Gläubigen an den angeordneten Andachten für die bedrängte 
Kirche (vorstehend sub 2.) zum Ausdruck gebracht wird. 
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4) Das Hirtenschreiben des Bischofs vom 13. October 1873, 
die Landtags- und Reichstags- Wahlen betreffend (Amtsblatt 1873 
Nr. 16.) worin es heisst: * 

»(Die Wahlen) sind doppelt wichtig in diesen Tagen, wo ein so 
ernster Kampf entbrannt ist um die Freiheit, ja die Existenz 

der hl. Kirche in unserm Vaterlande Ihr müsst solche 

Männer wählen, die Euch zu dem Vertrauen berechtigen, dass 
sie vor Allem bereit sind, mannhaft einzutreten für Wahrheit, 
Freiheit und Recht. Denn wenn je, so ist das gerade in un- 
seren Tagen die Rücksicht, die obenan stehen muss. Der wäre 
wahrlich kein guter Sohn der Kirche und kein guter Patriot, 
der ruhig zusehen könnte, wenn die einzig sicheren Grund- 
lagen der staatlichen und kirchlichen Ordnung untergraben 
werden « 

5) Der Fastenhirtenbrief des Angeschuldigten vom 26. Januar 
1874, in einem Abdruck von ihm mittelst eigenhändigen Schreibens 
dem Oberpräsidenteu überreicht, und im Amtsblatt des Bisthums 
Nr. 2. veröffentlicht. Darin wird gesagt: 

»Niemals, geliebte Bisthums-Angehörige, haben wir zur ern- 
sten Beherzigung dieser Worte (»Wer aber ausharrt, bis ans 
Ende, der wird selig werden«) soviel Ursache gehabt als jetzt 
bei der nun schon so lange andauernden und noch immer im 
Steigen begriffenen Befeindung unserer hl. Kirche. Ist doch 
die unter dem Namen des Liberalismus sich geltend machende 
antichristliche Geistesrichtung unserer Tage zu solcher Herr- 
schaft gelangt, dass man in frevelhaftem Uebermuthe es wagt 
offen und ungescheut gegen Gott und seinen Gesalbten sich zu 
erheben. Während früher die Wortführer dieses jede wahre 
Freiheit, wie jede rechtliche Autorität vernichtenden Pseudo- 
Liberalismus ihre unheilvollen Pläne noch unter gleissnerischen 
Ausdrücken verhüllten, bezeichnen sie es heute geradezu als die 
im Interesse der bürgerlichen Gesellschaft geforderte Aufgabe 
unserer Zeit, die von Christus gegründete Heilsanstalt durch 
deren gänzliche Unterwerfung unter die Gewalt des Staates ih- 
res göttlichen Charakters zu entkleiden und ihres Einflusses auf 
das häusliche und öffentliche Leben zu berauben. Und wie sie 
x . demgemäss einerseits die gegen die oberste kirchliche Lehr- und 
Jurisdictionsgewalt des Nachfolgers Petri protestirenden soge- 
nannten Altkatholiken wegen ihrer Auflehnung gegen das sicht- 
bare Oberhaupt unserer heiligen Kirche auf jede Weise in Schutz 
nehmen und nicht einmal dagegen etwas zu erinnern finden, 
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dass offenkundige , dem gröbsten Materialismus verfallene Got- 
tesleugner an den Hochschulen als Lehrer der Jugend wirken, 
so halten sie sich andererseits für berufen, die Katholiken, welche 
der Staatsgewalt nicht die Befugniss einräumen , die Kirche in 
Ausübung des vom Sohne Gottes ihr übertragenen Lehr-, Priester- 
und Hirtenamts nach Willkür zu beschränken, als Feinde des 
Staates und Störer des Reichsfriedens zu erklären und dahin zu 
wirken, um sie, wenn nicht durch Ueberredung, so durch Ge- 
waltmassregeln zum Treubruche an Christus und seinem Reiche 
zu bewegen 

Die gegen die katholische Kirche und alles wahrhaft Christ- 
liche in Anwendung gebrachte neuheidnische Auffassung von 
der Allgewalt des Staates, nach welcher derselbe die einzige 
Quelle des Rechtes und seine durch Majoritätsbeschlüsse wie 
immer zu Stande gekommenen Gesetze selbst gegen jedes na- 
türliche und positiv göttliche Recht und die ausdrücklichen Ge- 
bote Gottes zur praktischen Geltung gelangen sollen, hat be- 
reits vielen Nichtkatholiken die Augen geöffnet und sie die 
gräuel vollen Zustände des Despotismus und der ihn ablösenden 

Anarchie voraussehen lassen « 

6) Das vom Angeschuldigten mitunterzeichnete Sendschreiben 
der Preussischen Bischöfe an den Klerus und die Gläubigen vom 
Februar 1874 (Amtsblatt Nr. 3., Nassauer Bote Nr. 28., Germania 
Nr. 42.), worin gesagt wird: 

» — Und wenn selbst — die Kirche in uusern theueren Diö- 
cesen zum Schaden und vielleicht zum Untergange vieler Seelen 
verwüstet werden sollte, so ist es besser, dass solches durch 
fremde Schuld geschähe — als dass wir selbst mitwirken, dass 
ihre Freiheit vernichtet, ihr Glaube und ihre Verfassung ver- 
fälscht — werde. 

Dagegen wird durch die neuen kirchenpolitischen Gesetze — 
das Wesen der kirchlichen Verfassung und die von Gott gewollte 
und absolut noth wendige Selbstständigkeit der Kirche Jesu 
Christi in ihrem eigensten Gebiete vernichtet. 

— Der Staat — führt sogar einen der Ihrigen (Altkatholiken) 
als »katholischen Bischof« in unsere Kirche ein. Wo ist seit 
jener Zeit, als Kaiser Constantius der katholischen Kirche ar- 
rianische Bischöfe aufnöthigte , je so etwas erlebt , worden ? 
Wahrlich, wenn wir einem System, das solche Früchte trägt 
und einer Gesetzgebung, welche die Axt an die Wurzel der ka- 
tholischen Kirche legt, unsere Mitwirkung versagen, dann thun 
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wir nur, was die Gewissenspflicht uns gebietet; aber unser Herz 
blutet bei dem Gräüel der Verwüstung, die über unsere hl. 

Kirche und unser katholisches Volk hereinbricht — 

Denn was steht uns bevor? Verlust unserer Habe, Gefängniss, 
vielleicht vorzeitiger Tod in der Gefangenschalt. Und unsern 
guten glaubenstreuen, Priestern? — Verlust ihrer Aemter, Ver- 
treibung aus ihren Gemeinden, harte Strafe und Gefängniss. 
Was steht unserm katholischen Volke bevor, wenn es, seiner 
Bischöfe und Priester beraubt, mehr und mehr der Segnungen 
seiner hl. Religion verlustig sein wird? Nur mit Entsetzen kön- 
nen wir daran denken! 
Und schon sind abermals neue hirchenfeindliche Gesetze vor- 
bereitet und der Landesvertretung im Entwürfe vorgelegt, — 
Gesetze, welche die Vernichtung des ganzen wesentlichen Be- 
standes der katholischen Kirche in Preussen zur nothwendigen 
Folge haben werdeu. 
Stehet ferner fest, in Euerem Glauben, in Euerer Liebe und 
Treue gegen die hl. Kirche! Leidet und duldet lieber Alles, 

als dass Ihr sie und ihre Lehren im Geringsten verleugnet « 

7) Das nach Angabe der Staatsanwaltschaft auf Veranlassung 
des 'Bischofs im Nassauer Boten für 1875 Nr. 17. veröffentlichte an 
ihn gerichtete Schreiben des Papstes vom 20. Januar 1875, in wel- 
chem nach vorheriger Andeutung, dass er neuerdings im eigenen 
Namen und in dem der Diöcese Standhaftigkeit im Kampfe versichert 
hatte, weiter gesagt wird: 

» Denn wie in Deinem — Briefe erwähnt ist, entflam- 
men ja die Trübsale, welche Wir erdulden, in Euch, die. Vir 
doch selbst um der Religion willen in Kümmernissen seid .... 
Das — was du Uns berichtet hast, von der schweren Trübsal, 
durch welche die Kirche Gottes dort heimgesucht wird, musste 
uns mit herbem Schmerze erfüllen, da wir sehen, mit welcher 
Wuth allerwarts die Mächte der Pinsterniss auf das Verderben 
der Seelen der Gläubigen und der Religion ausgehen. Als Wir 
jedoch unsern Blick auf das richteten, was Da Uns mitgetheilt 
hast über die ausgezeichnete Glaubenstreue und Mannhaftigkeit 
deiner Heerde, mit welchen sie die göttliche Hülfe anfleht, über 
die unerschütterliche Ergebenheit, welche sie gegen den hiesigen 
Lehrstuhl der Wahrheit unter Deiner Leitung bewahrt, haben 
Wir in diesem Allen die Wirksamkeit der Kraft Gottes betrach- 
tet, die in Euch hervorleuchtet, und sind Wir mehr und mehr 
zur Verherrlichung der göttlichen Majestät aufgemuntert wor- 
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den, welche den Kämpfenden unüberwindliche Stärke und si- 
cheren Schutz verleiht mögen wir nicht zweifeln, dass 

der Herr, wenn wir im Gebete ausharren , uns Trost und Sieg 
in dem entbrannten Kampfe verleihen werde 

Indem wir schliesslich Deinem Eifer in der Hütung der Dir 
anvertrauten Heerde und zugleich deren Festigkeit im Glauben 
das gebührende Juob spenden u. s. w « 

8) Der im Amtsblatt für 1875 Nr. 1. publicirte Fastenhirten- 
brief des Angeschuldigten vom 14. Januar 1875, aus welchem die 
Staatsanwaltschaft hervorhebt, was folgt: 

»Noch niemals geliebte Bisthums- Angehörige , war die Lage 
unserer hl. Kirche eine so schwer bedrängte, als dermalen un- 
ter der immer heftiger und gewaltsamer hervorgetretenen Be- 
feindung derselben von Seiten des antichristlichen Liberalismus. 
Welche beklagenswerthen Wirrnisse und Schädigungen derselbe 
in seinem Bestreben die Kirche Jesu Christi mittelst ihrer Un- 
terwerfung unter die Gewalt des Staates ihres göttlichen Cha- 
rakters und Einflusses zu berauben und auf der Grundlage des 
modernen Heiq>nthums die bürgerliche Gesellschaft umzuge- 
stalten, schon verursacht hat, ist Euch genugsam bekannt. Auch 
in Unserer Diöcese entbehren ja bereits, um von vielem Anderen 
hier nicht zu reden, nicht wenige Gemeinden zu Unserm tief- 
sten Schmerze der Seelsorger und in Folge davon der unge- 
störten Ausspendung der hl. Sacramente und der regelmässigen 
Feier des hl. Messopfers 

Dadurch sind Wir aufs Neue in der frohen Zuversicht bestärkt 
worden, dass es auch für die Zukunft Euch nicht an Weisheit, 
Muth und Kraft zur pflichtgetreuen Ausdauer in der zu be- 
stehenden schweren Prüfung fehlen wird, wofern Ihr nur gegen- 
über der grundfalschen Ansicht des Pseudo-Liberalismus von 
der Oberherrschaft des Staates über die Kirche an der untrüg- 
lichen Lehre Christi über seine Heilsanstalt festhaltet. 

Die von dem falschen Liberalismus aufgestellte und vertei- 
digte Behauptung, dass die Kirche zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
nur insoweit eine Berechtigung besitze, als eine solche von der 
staatlichen Autorität ihr zuerkannt sei, steht mit der christ- 
lichen Offenbarungslehre im vollsten Widerspruche. 

So unzweifelhaft es nun aber feststeht, dass Christus die zur 
Verwaltung des kirchlichen Lehr-, Priester- und Hirtenamtes er- 
forderlichen Vollmachten seinen Aposteln und ihren rechtmässi- 
gen Nachfolgern verliehen; so gewiss ist es auch, dass er die 
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Ausübung derselben niemals von der Genehmigung der weltlichen 
Obrigkeit, welche als Dienerin Gottes die äussere Rechtsordnung 
der bürgerlichen Gesellschaft zur Ermöglichung ihrer zeitlichen 
Wohlfahrt und zur Förderung des Reiches Gottes zu erhalten 
und zu schützen verpflichtet ist, abhängig gemacht hat. 
Denn es ist für uns unvergleichlich erspriesslicher, dass wir, 
so lange es Gott zu unserer Prüfung zulässt, ohne unsere Schuld 
als Feinde des Staats und Revolutionäre angesehen und behan- 
delt werden, als dass wir durch Verleugnung unseres Glaubens 
und bewusste Uebertretung des göttlichen Willens an der in 
Wirklichkeit bestehenden Feindschaft und Revolution gegen 
Christus und sein ewiges Reich der Wahrheit und Gnade theil- 
nehmen, und auf diese Weise mit darauf hinwirken, dass unser 
deutsches Vaterland, einst die stärkste Schutzmacht der christ- 
lichen Kirche, wieder in die Barbarei und Sclaverei des Heiden- 
thums völlig zurücksinke. 

»So wie uns nun aber Christus durch seine göttliche beglaubigte 
Lehre über die von ihm gegründete Kirche die grösste Gewiss- 
heit darüber gibt, dass wir dem thörichten und frevelhaften An- 
sinnen des Liberalismus, den Staat als ausschliessliche Quelle 
alles Rechtes gelten zu lassen und allen seinen, auch dem gött- 
lichen Willen nach der Lehre des Evangeliums offenbar wider- 
sprechenden und selbst mit dem Fortbestande der Kirche als 
einer göttlichen Heilsanstalt unverträglichen Gesetzen unbeding- 
ten Gehorsam zu leisten, nicht nachkommen dürfen', so ver- 
leiht er uns auch mittelst der in seiner Kirche uns zufliessen- 
den Gnade freudigen Muth und ausreichende Kraft, der er- 
kannten Wahrheit gemäss zu handeln. 

Mit diesem Himmelsbrode genährt und von dem Geiste Jesu 
erfüllt, sind wir trotz uuserer angeborenen Schwäche und Hin- 
neigung zum Bösen stark genug, um seinet- und seines Reiches 
willen auch die härteste Verfolgung zu erdulden, und falls es 
unsere zu bewährende Treue gegen ihn und seine Kirche erhei- 
schen sollte, selbst unser Leben zum Opfer zu bringen, ohne es 
dabei an der Liebe fehlen zu lassen, die wir nach der Lehre 
und dem Beispiele unseres göttlichen Heilandes auch den- 
jenigen schulden, die uns hassen, verfolgen und verleumden. 
Die Geschichte der heiligen Märtyrer aus allen christlichen 
Jahrhunderten gibt uns hierfür die sprechendsten Belege. 

Es kommt also bezüglich unserer Ausdauer in der über die 
Kirche Gottes hereingebrochenen schweren Prüfung, welche 
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Steigerung dieselbe für die Zukunft auch noch erhalten mö 
Alles darauf an, dass wir u. s. w « 

9) Die im amtlichen Theile des Deutschen Reichs- und Preus- 
sischen Staatsanzeigers vom 10. April 1875 veröffentlichte, auch 
vom Angeschuldigten unterzeichnete Immediat-Eingabe der Preus- 
sischen Bischöfe vom 2. ejd. , worin um Versagung der Sanctioni- 
rung des Gesetzentwurfes, betreffend die Einstellung der Leistungen 
aus Staatsmitteln für die katholischen Bisthümer und Geistlichen, 
gebeten, die »unbedingte Befolgung der staatlichen Gesetze mit 
dem Gewissen eines Christen für unvereinbar« erklärt und ausge- 
führt wird, dass »in den Häusern des Landtages das Verständniss 
christlicher Anschauungen mehr und mehr zu schwinden beginne.« 

10) Der Hirtenbrief des Bischofs vom 15. Februar 1876, wo- 
von ein Exemplar in adhibirten Oberpräsidialakte^i , folgendes ent- 
haltend : 

». . . . Fürwahr, Geliebte im Herrn, unsere dermalige kirch- 
liche Lage ist eine sehr bedrängte. Das gottvergessene, einzig 
nur auf irdischen Besitz und Genuss gerichtete Haschen und 
Jagen eines sehr grossen Theiles der heutigen Generation hat 
es dem Fürsten dieser Welt, — dem Geiste, der in den Kin- 
dern des Unglaubens wirksam ist, ermöglicht, sich unzählig Vie- 
ler zur Bekämpfung der christlichen Wahrheit zu bedienen, 
und insbesondere unter dem trügerischen Namen »Liberalismus« 
einem Lügensystem Eingang und Verbreitung zu verschaffen, 
dessen Vertheidiger es auf nichts Geringeres abgesehen haben, 
als die katholische Kirche in den europäischen Ländern, ja wo 
möglich auf dem ganzen Erdkreise zu vernichten. Denn da 
dieser über ganz Europa und noch weiter verbreitete Pseudo- 
Liberalismus, im grellsten Widerspruche mit der Glaubenslehre 
und der auf ihr ruhenden Verfassung unserer hl. Kirche, die 
Ausübung der von Christus ihr verliehenen Lehr-, Priester- und 
Regierungsgewalt dem Belieben der staatlichen Gesetzgebung 
preisgibt, für die Ausführung der Gesetze des Staates, selbst 
auch in rein kirchlichen Angelegenheiten, unbedingten Gehor- 
sam fordert, und für den Fall der Verweigerung desselben die 
zwangsweise Behinderung der Berufsthätigkeit ihrer Diener als 
im Interesse des Staates geboten und für rechtlich zulässig er- 
klärt, hat er das Todcsurtheil über sie ausgesprochen und ihr 
nur zwischen moralischem Selbstmorde und gewaltsamer Unter- 
drückung die Wahl gelassen. Die gegentheilige Behauptung 
des Liberalismus, dass es sich nämlich in dem jetzigen Con- 
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flicte zwischen der Kirchen- und Staatsgewalt nur um die Wie- 
derherstellung des rechten Verhältnisses beider zu einander han- 
dele, gegen welche gerechte Regelung der Papst und die Bi- 
schöfe aus stolzer Anmassung und Herrschsucht in Staats- und 
reichsfeindlicher Gesinnung sich auflehnten, wesshalb auch die- 
sen allein die ganze Verantwortlichkeit für die eingetretenen 
Störungen in der kirchlichen Verwaltung und Seelsorge zur Last 
falle, — diese Behauptung beruht .... auf einer gänzlichen 
Entstellung der Wahrheit. Demungeachtet aber, geliebte Bis- 
thumsangehörige, werden wir bei diesem von dem Fürsten der 
Finsterniss gegen uns heraufbeschworenen Kampfe in der 
Wahrung und Vertheidigung der höchsten und heiligsten Gü- 
ter der Menschheit nicht ermatten und den Muth nicht sinken 
lassen. 

Denn in diesem Falle könnten weder die Bischöfe, noch die 
Priester nach den Vorschriften und den Anweisungen Christi 
und seines obersten Stellvertreters auf Erden ihr Amt verwal- 
ten, sondern müssten sich nach den diesbezüglichen Gesetzen 
des Staates richten, selbst dann, wenn sie durch dieselben an- 
gehalten würden, dasjenige zu unterlassen, was zur Förderung 
des kirchlichen Wohles und zum Heile der ihnen anvertrauten 
Seelen unumgänglich nothwendig ist. Eine zum unbedingten 
Gehorsam gegen die Gesetze des Staates sich verpflichtende und 
seine Oberhoheit auch bezüglich der Ausübung ihres Lehr-, Prie- 
ster- und Hirtenamtes anerkennende Kirche wäre aber nicht 
mehr die von Christus gegründete und dem heiligen Geiste re- 
gierte göttliche Heilsanstalt. 

Aber auch selbst dann, wenn die katholische Kirche in Deutsch- 
land oder anderwärts der Gewaltherrschaft des Liberalismus un- 
. terliegen und schon in naher Zukunft das Mass unserer Leiden 
und Bedrängnisse aufs Höchste sich steigern würde; so hätten 
diejenigen, welche guten Willens sind, doch immer noch keine 
Ursache, zu verzagen und den Muth sinken zu lassen. Aus die- 
sem Grunde hat Gott in unseren Tagen wiederum eine schwere 
Heimsuchung seiner Kirche zugelassen. Es sollen nämlich durch 
die Leiden und Bedrängnisse, die wir gegenwärtig wegen pflicht- 
gebotener Wahrung und Vertheidigung der höchsten und hei- 
ligsten Güter der Menschheit zu erdulden haben , die in Gei- 
stesschlaf Versunkenen aufgeweckt, die in Irrthum Befangenen 
auf den Weg der Wahrheit zurückgeführt, die Wankenden ge- 
stärkt, und die bisher schon muthig und vertrauensvoll unter 
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der Fahne des Kreuzes för die Förderung des Reiches Gottes 
Kämpfenden zu erhöhter Wachsamkeit und gesteigerter Thätig- 
keit gegen das Atidringen der Mächte der Fitisterniss veran- 
lasst werden. 

Wir haben also, in dem gegenwärtigen Kampfe des modernen 
Heidenthums gegen unsere hl. katholische Kirche, obgleich es 
bei demselben von Seiten des Pseudo-Liberali smus auf deren 
moralische oder gewaltsame Vernichtung abgesehen ist, in der 
That keine Ursache, zu verzagen. Denn wie gross auch immer- 
hin die Leiden und Bedrängnisse sein mögen, die uns noch be- 
vorstehen, ehe die von uns erwartete bessere Lage der Kirche 
eintreten wird, so viel ist gewiss, dass wir trotz unserer na- 
türlichen Schwäche doch Alles vermögen in dem , der uns 
stärket. 

Eure milden Gaben, auf welche Wir und die betreffenden Prie- 
ster dermalen zu unserem Lebensunterhalt« angewiesen sind, haben 
für Uns einen um so höheren Werth, als sie einen neuen Be- 
weis dafür bieten, dass Ihr entschlossen seid, auch unter schwe- 
ren Opfern Euere kirchliche Treue zu bewahren.« 
C. Zur Begründung der Behauptung, dass der Bischof seinen 
Widerstand auf allen Gebieten der kirchenpolitischen Gesetzgebung 
auch bethätigt habe, bezieht sich die Anklage auf verschiedene vor- 
liegende Verwaltungs- und gerichtliche Untersuchungsakten, aus wei- 
chen sich Nachstehendes ergibt: 

1) Er hat in fünf Fällen, ohne zuvor gemäss §. 15. Gesetz vom 
11. Mai 1873 dem Oberprasidenten Anzeige zu machen, Geistliche 
angestellt, und ist desshalb rechtskräftig verurtheilt worden, und 
zwar wegen gesetzwidriger Ernennung: 

a) des Caplans Houben zum Pfarrer in Balduinstein im No- 
vember 1873 durch Erkenntniss des Appellationsgerichts zu Wies- 
baden vom 1. April 1874 in eine Geldstrafe von 200 Rthlr. eventuell 
2 Monate Gefängniss, 

b) des Geistlichen Vogel zum Pfarrverwalter in Werschau, und 
des Caplans Abel zum Pfarrverwalter der Missionsstation Mörlen im 
Februar 1874 durch Erkenntniss des Kreisgericbts zu Limburg 
vom 6. Mai 1874, zusammen in 400 Rthlr. Geldbusse eventuell 4 Mo- 
nate Gefängniss, 

c) des Neopresbyters Zimmer zum Pfarrverwalter in Haint- 
gen am 3. Juli 1874 durch Erkenntniss des genannten Gerichts 
vom 24. September 1874 zu 400 Rthlr. Geld- eventuell 4 Monaten 
Gefangnissstrafe ; 
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d) des Neopresbyters Hardt zum Caplan an der Liebfrauen- 
kirche zu Frankfurt im August 1874 durch Erkenntniss desselben 
Gerichts vom 28. Januar 1875 zu 400 Rthlr. Geld- eventuell 4 Mona- 
ten Gefängnisstrafe. 

In diesen Untersuchungssachen hat der Bischof mittelst schrift- 
licher Eingaben ohne die ihm vorgeworfenen Handlungen selbst 
in Abrede zu stellen, die Competenz der weltlichen Gerichte be- 
stritten. 

In der Untersuchungssache zu a. erklärte er in der Eingabe 
vom 11. December 1873 auf die Vorladung vor dem Untersuchungs- 
richter : 

» Diese Vernehmlassung muss ich ablehnen, da der Bi- 
schof so wenig, wie ein ihm untergebener Geistlicher in seinen 
kirchlichen Amtssachen einem weltlichen Gerichtsbanne unter- 
worfen ist, die mir zugegangeue Vorladung sonach der rechtlich 
erforderlichen Competem entbehrt . . . .« 

»Es bezeichnet nun die Vorladung als Betreff der ... . Un- 
tersuchung eine angebliche Zuwiderhandlung gegen das Gesetz 
vom 11. Mai, .... Darnach ist es als unzweifelhaft zu be- 
trachten, dass eine kirchliche Amtshandlung, eine geistliche 
Sache, eine Bethätigung der durch die Verfassung gewährlei- 
steten Religionsfreiheit incrirainirt werden will, welche der Com- 
petenz der bürgerlichen Strafgerichte nach göttlichem, kirch- 
lichem und landesgesetzlichem Rechte gänzlich entzogen ist. 
Ich muss daher gegen die Vorladung und gegen jede weitere 
Gerichtshandluug in der bezeichneten Sache entschieden protes- 
tiren und bitten, in Erwägung zu ziehen, wie das .... Gesetz 

vom 11. Mai c in meinem Bisthum zum Nachtheile der 

freien katholischen Religionsübung und der bischöflichen Diöce- 
sanr^chte nicht Platz greifen kann, da wesentliche Bestimmungen 
desselben den unveräusserlichen göttlichen Rechten der Kirche 
widerstreiten, wesshalb ich gleich nach dessen Publication ge- 
meinsam mit allen übrigen Bischöfen der Monarchie beim Kö- 
niglichen Staatsministerium remonstrirt habe ; da weiterhin die 
vorliegenden einseitig nicht abzuändernden Vertragsbestim- 
mungen des §. 63. des Regensburger Deputations-Recesses resp. 
des Westfälischen Friedens-Instrumentes entgegenstehen .... 
— — , als ich nach dem Vorausgeschickten dem bürgerlichen 
Gerichte die Competenz zu einem Einschreiten gegen mich als 
Bischof von Limburg wegen Amtshandlungen nicht zuerkennen 
kann Bei so bewandter Sachlage (werden Sie keinen 
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Werth darauf legen), dass ich Ihnen als Untersuchungsrichter 
mündlich die im Dargelegten motivirte Erklärung abgebe, wie 
ich gegen die Statthaftigkeit des incorapetent eingeleiteten 
Verfahrens protestiren und eine jede Auslassung verweigern 
müsse . . . .« , 

Auf die Vorladung zur Hauptverhandlung erklärte der Bischof 
in einer Eingabe vom 31. Januar 1874: 

» — — Bei allem pflichtmässigen Respecte vor der Autorität 
der bürgerlichen Gerichte und ihrem gesetzmässigen Walten in- 
nerhalb der ihnen angewiesenen Sphäre der Staatsordnung kann 
ich doch nicht umhin, gegen die in Rede stehende Verfügung 
und Vorladung zu protestiren und das mir angesonnene Er- 
scheinen, sowie jede auf die Sache eingehende Erklärung abzu- 
lehnen, da nach dem katholischen Dogma und dem darauf be- 
ruhenden Kirchenrechte geistliche Sachen, wozu die Vorbildung 
und Anstellung der Geistlichen unzweifelhaft sowohl an sich als 
nach dem positiven Rechte gehört, der Gerichtsbarkeit des Staa- 
tes nicht unterstehen, also auch mit Rechtswirkung der Com- 
petenz der kirchlichen Gerichte nicht entzogen und derjenigen 
der bürgerlichen Gerichte nicht überwiesen werden können 

»— Ist es in unserem Staate wirklich dahin gekommen, dass 
ich desshalb, weil ich .... die canonische Institution zu der 
Balduinsteiner Pfarrpfründe ertheilt habe, wie das mein Recht 
und meine Pflicht als Diöcesanbischof ist, zur Untersuchung ge- 
zogen , vor das weltliche Gericht citirt und als Delinquent be- 
straft werden kann , obschon u. s. w. , dann erübrigt mir nur, 
mit christlicher Resignation über meine Person kommen zu las- 
sen, was ich ohne Verletzung meines Gewissens und Verleug- 
nung meines Berufes nicht abhalten kann, und als Staatsbürger 
mein Vaterland zu beklagen, welches die unglückseligen Folgen 
eines Religionsfriedensbruches nur zu schmerzlich wird empfin- 
den müssen, als Bischof der katholischen Kirche aber mit mei- 
nen Diöcesanen darüber zu trauern , dass die in dem zum Re- 
gensburger-»Deputationsrecesse ergangenen Kaiserlichen Commis- 
8ions-Ratificationsdecrete vom 28. April 1803 zur Andeutung 
gekommene Besorgniss vor eintretender Benachteiligung des 
katholischen Religionstheils im Deutschen Reiche sich nun- 
mehr leider in einem bisher nicht zu ahnen gewesenen Grade 
verwirklichen zu wollen scheint, sowie .... zu Gott zu flehen, 
dass er ... . recht bald .... die Zeit loyaler Respectirung 
der durch das positive Recht wie durch den christlichen Glau- 
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ben der landesherrlichen Gewalt in Bezug auf katholische Re- 
ligionssachen gezogenen Schranken möge wiederkehren 

lassen. . . . .« 

In seiner Erklärung auf die Berufung der Staatsanwaltschaft 
Hess sich der Bischof am 18. Februar 1874 dahin aus: 

» — Ich will die anberaumte Frist nicht verstreichen lassen, 
ohne nochmals bei dem hohen Gerichtshofe zu constatiren, dass 
ich die rechtliche Zulässigkeit einer Ausdehnung der Wirksam- 
keit des in Rede stehenden Paßgesetzes über die rein kirch- 
liehe Angelegenheit der Vorbildung und Anstellung der Geist 
liehen auf die vormals Kur-Trierisch und Kur-Mainzisch ge- 
wesenenen Bestandteile meiner Diöcese principiell bestreite weil 
der protestantische Regent nicht Inhaber des katholischen Kir- 
chenregiments ist Dem gemäss leidet das Urtheil nebst 

dem ganzen Vor- und Hauptverfahren von meinem principiellen 
Standpunkte aus betrachtet, a^n unheilbarer Nichtigkeit « 

In einer Eingabe an das Königliche Appellationsgericht zu 
Wiesbaden vom 28. März 1874 wiederholte der Bischof 

»den Protest gegen die Zuständigkeit der bürgerlichen Ge- 
richte und die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 11. Mai 1873 
auf das Territorium des vormaligen Herzogthums Nassau.« 

Bezüglich der Anstellung des Geistlichen Hardt zu Frankfurt 
a. M. protestirte der Bischof gegen seine verantwortliche Verneh- 
mung vor dem Untersuchungsrichter in der Eingabe vom 18. No- 
vember 1874 und bemerkte wörtlich: 

» Der Geltungsbereich des Gesetzes vom 11. Mai 1873 

lässt sich daher, auch vom rein juristischen Standpunkte aus ge- 
urtheilt, wegen der entgegenstehenden speciellen rechtlichen 
Ordnung des katholischen Religionswesens in der vormals freien 
Stadt Frankfurt nicht auf den Ordinarius , den katholischen 
Klerus und die katholische Gemeinde dieser Stadt ausdehnen. 
Eine gegenteilige Auffassung würde zu der Consequenz führen 
resp. von der Supposition ausgehen, das die Einverleibung der 
Stadt Frankfurt und ihres Gebietes in die Preussische Monar- 
chie die dortige katholische Bürgerschaft um ihre Religions- 
rechte gebracht habe und dass dadurch, dass Seine Majestät der 
König von Preussen seit 1866 Herr von Frankfurt geworden, die 
kirchliche Lage des dortigenkatholischen Religionstheiles sich ent- 
schieden ungünstiger gestaltet habe, als sie es bis dahin nach den 
massgebenden Rechtsnormen unter dem Schutze des Art. 46. der 
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Wiener Congressakte gewesen war; derartiges wird aber von 
keinem rechtlich Denkenden behauptet werden wollen . . . .« 
In dem Termine zu seiner verantwortlichen Vernehmung er- 
schien der Bischof selbst, jedoch nur um sowohl seine Vernehmlas- 
sung als seine Unterschrift zu verweigern und zu erklären, dass er 
die Competenz des weltlichen Gerichts nicht anerkenne. Aul die 
Vorladung zur Hauptverhandlung erneuerte er in der Eingabe vom 
27. Januar 1875 seine Protestation. 

Abgesehen von diesem Termin hat der Bischof in diesen Sachen 
keiner gerichtlichen Vorladung Folge geleistet. 

In dem Verfahren bezüglich des Pfarrers Vogel zu Werschau 
erklärte er in der Eingabe vom -25. April 1874 : 

>— Ich halte mich daher gewiss nicht ohne triftigen Grund 
für berechtigt und durch bischöfliches Amt gebieterisch ver- 
pflichtet, gegen das Hauptverfahren als ein die Competenz der 
weltlichen Gewalt überschreitendes hierdurch in bester Form 
Kechtens zu protestiren.* m 

2) Dem Bischof wird ferner vorgeworfen, wiederholt gegen den 
§. 28. Gesetz vom 11. Mai 1873, wonach jedes Pfarramt innerhalb 
eines Jahres vom Tage der Erledigung dauernd zu besetzen ist, Ver- 
stössen zu haben. Die Staatsanwaltschaft führt in dieser Beziehung 
die nachstehenden durch deu Inhalt der vorliegenden Oberpräsidial- 

■ 

akten bestätigten Thatsachen an: 

Mittelst der Schreiben des Oberpräsidenten vom 17. Juli, 21. 
Juli, 4. August und 17. August 1875 ist an den Bischof unter 
Androhung einer Executivstrafe von je 300 M. die Aufforderung 
ergangen, binuen bestimmter Frist die dauernde Wiederbe- 
setzung der seit länger als Jahresfrist erledigten Pfarreien Jo- 
hannisberg, Haintgen, Nauort und Werschau zu bewirken. Der 
Bischof machte hierauf geltend, es fehle an Bewerbern, er habe 
die Stellen vergeblich ausgeschrieben und könne seinen Klerus 
nicht zwingen, sich zu bewerben. 

Bezüglich der Pfarrstelle zu Johannisberg erwiderte der Bi- 
schof dem Oberpräsidenten — >unter Wiederholung seiner früheren 
Verwahrung gegen die Rechtsverbindlichkeit der Gesetzesbestim- 
mungen im Allgemeinen und deren Anwendbarkeit auf die Diöcese 
im Besonderen« — dass sich kein Priester fände. 

Auf die weitere Strafandrohung des Oberpräsidenten entgegnete 
der Bischof im Schreiben vom 18. August 1875 Folgendes: 

Auf die ... . Schreiben , die Wiederbesetzung der Pfarreien 
Johannisberg, Haintgen und Nauort betreffend, beehre ich mich 
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zu erwiedern , dass es mir moralisch unmöglich ist, zur Aus- 
führung der Maigesetzgebung meinerseits mitzuwirken, und dass 
es mir f actisch unmöglich ist, die genannten drei Pfarreien mit 
qualificirten Priestern zu besetzen. 

Die Maigesetzgebung verkennt das eigene Recht der römisch- 
katholischen Kirche zur Vorbildung und Anstellung ihrer Geist- 
lichen und lässt den Staat die specifisch theologische Vorbil- 
dung der Geistlichen ja sogar eventuell die Anstellung dersel- 
ben in katholischen Kirchenämtern besorgen. Sie verdrängt die 
theologische Vorbildung 

Wenn man auch nur die Vorbildung und Anstellung der Geist- 
lichen .... berücksichtigt, so ist es eine Thatsache, dass die 

Maigesetzgebung dem Staate einen Einfluss auf das der römisch- 
katholischen Kirche eigen thümliche Gebiet zueignen will, wie 
ihn seit Bestehen der Kirche kein Staat geübt hat und auch 
in der Gegenwart kein Staat besitzt ......... (es) werden 

sich voraussichtlich , so lange das Gesetz vom 11. Mai 1873 
besteht, (Bewerber um die Stelleu) nicht meiden. 

» Ich kann hiernach nur ersuchen, von einer 

Wiederbesetzung der Pfarreien — so lange das Gesetz vom 11. 
Mai 1873 besteht, ganz abzusehen « 

Auch bezüglich der Pfarrstelle zu Haintgen erklärte der Bi- 
schof am 30. Juli- 1875, 

»dass, so lange das Gesetz vom 11. Mai 1873 in Kraft bleibe, 
weder um die Pfarrei Haintgen noch um eine andere vacante 
Pfarrstelie ein Geistlicher seiner Diöcese als Bewerber aultreten 
werde, dass er jedooh, wenn ein Bewerber sich gemeldet hätte 
— zwar nicht auf Grund des Gesetzes vom UL Mai 1873, 
gegen welches er mit den übrigen Preussischen Bischöfen Rechts- 
verwahrung eingelegt habe, — wohl aber auf Grund des cano- 
niscben Rechtes dazu geschritten sein würde, der verwaisten 
Gemeinde einen Pfarrer wieder zu geben « 

Auf die weitere Strafandrohung des Oberpräsidenten erwiederte 
der Bischof, 

»dass er keinen nach dem Gesetze vom 11. Mai 1873 anstel- 

■ 

lungsfähigen Neopresbyter zur Verfügung habe.« — 
In Bezug der Pfarrstelle zu Werschau wies der Bischof in dem 
Schreiben vom 13. September 1870 darauf hin, 

»da38 die Staatsgesetze vom 11. Mai 1873 und vom 21. Mai 

1874 für ihn nicht massgebend sein könnten.« 
Nach dem Amtsantritt des Oberpräsidenten von Ende erwiederte 



Digitized by 



■ - • ■ Wjac 

382 Die staatsbehördliche Absetzung des Bischofs von Limburg. 

* 

der Bischof auf dessen weitere Strafandrohung in dem Schreiben vom 

14. März 1876 Folgendes: 

» — — Der Herr Ober-Präsident von Bodelschwingh hat frei- 
lich in seinem Antwortschreiben vom 16. September v. J. die 
Meinung ausgesprochen, der Mangel an Bewerbern werde von 
selbst aufhören, sobald ich mich zu der Wahrung der für die 
Aemterbesetzung vorgeschriebenen Formen entschliessen würde: 
ich kann dies aber als richtig nicht zugeben und .... sage, 
dass Klerus und Volk ganz unabhängig von dem Verhalten des 
Episcopats die Ueberzeugung hegen, wie es sich keineswegs um 
blosse Formen handele, sondern um die Geltendmachung von 
ganz neuen Principien und noch nie dagewesenen Vor Schriften ■, 
deren Durchführung die Kirche um ihre wesentlichsten und not- 
wendigsten Rechte bringen und dem katholischen Religionstheile 
nur noch die Stellung einer bloss geduldeten Religionsgesell- 
schaft belassen werde 

Hiernach wird es nicht zweifelhaft sein können, wel- 
ches Urtheil Klerus und Volk meiner Diöcese sich sofort ganz 

von selbst bilden, wenn dieselben in den öffentlichen 

Blättern lesen oder gar selbst wahrnehmen , dass Geistliche 
desshalb gestraft und ausgewiesen werden, weil dieselben die 
hl. Messe gelesen, Beichte gehört, Sterbende mit den letzten 
Tröstungen der Religion versehen haben u. dgl. m. , was seit 
undenklichen Zeiten jedem Priester in den vormals Trierischen 
und Mainzischen Landen vollkommen unverwehrt gewesen und 
von der Bekleidung eines Kirchenamtes durchaus unabhängig 
ist, dass blos wegen mangelnder staatlicher Genehmigung poli- 
tisch ganz tadelfreie Capläne und Pfarrverwalter aus ihrem 
Wirkungskreise entfernt werden « 

Auch wiederholte der Bischof, dass es an Neopresbytern man- 
gele, »welche staaÜicherseits als anstellungsfähig gelten.« 

Bezüglich der Pfarrstelle zu Camberg gab der Bischof am L 
Mai 1876 auf die Strafandrohung die Erklärung ab : 

» Bis jetzt ist kein Bewerber um dieselbe aufgetreten, 

obschon unterm 26. Juli v. J. die Stelle von mir ausgeschrieben 
worden ist, und nach den vorliegenden Thatsachen zu schlies- 
sen wird auch voraussichtlich ein solcher vor Wiederherstel- 
lung der in unserm Vaterlande zur Zeit leider gestörten con- 
cordia inter imperium et sacerdotium nicht auftreten. In dieser 
Erwägung habe ich es unterlassen, wiederholt zur Bewerbung 
um das vacante Beneficium aufzufordern.« 
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Der Bischof ist wiederholt auf die im §. 18. 1. c. zugelassene 
Verlängerung der Frist hingewiesen, hat aber den erforderlichen An- 
trag dazu unterlassen und die, seitdem unter Androhung steigen- 
der Executivstrafen anberaumten, weiteren Fristen zur Wiederbe- 
setzung dieser Stellen ohne Folgeleistung verstreichen lassen, so dass 
folgende Executivstrafen gegen ihn festgesetzt werden mussten: 

Wegen der Pfarrei Johannisberg: 
durch Resolut vom 23. August 1875 

5. October „ 
19. Novemb. „ 
18. Decemb. „ 
18. Januar 1876 
17. Februar „ 

4. April ii 

6. Mai 



n 
i» 

M 

i 

II 
11 
II 



II 
»1 
»1 
II 
II 
II 
II 



II 
11 
11 

V 



11 
11 
11 



. . 300 M. 
. . • 400 
. . 500 
. . 1000 
. . 1500 
. . 2000 „ 
. . 2500 „ 
. . 3000 „ 



w 
n 
ii 



Wegen der Pfarrei Haintgen : 

durch Resolut vom 23. August 1875 

5. October 



11 


II 


11 


11 


11 


11 


II 


11 


1> 


II 


11 


11 


II 


»1 


11 

* * 


II 

• 


1, 


11 


II 


• 

11 


11 



11 



19. Novemb. „ 
18. Decemb. „ 
18. Januar 1876 
17. Februar 

4. April 

6. Mai 



ii 
ii 
ii 



11,200 M. 

. 300 M. 
. 400 
. 500 
. 1000 
. 1500 
. 2000 
. 2500 
. 3000 



ii 
ii 

ii 
i> 
ii 
ii 

■ 

ii 



Wegen der Pfarrei Nauort: 

durch Resolut vom 5. October 1875 

„ 19. Novemb. „ 
„ 18. Decemb. „ 
„ 18. Januar 1876 

17 tfaHruof 

n 



i» 
ii 
»i 
ii 
ii 
ii 



ii 
ii 
ii 
ii 
ii 
ii 



„ 17. Februar 
ii 4. April „ 
„ 6. Mai „ 



11,200 M. 

. 300 M» 
. 400 
. 1000 
. 1500 
. 2000 „ 
. 2500 „ 
. 3000 



ii 
ii 
ii 



ii 



10,700 M. 



Wegen der Pfarrei Werschau: 

durch Resolut vom 16. September 1875 .... 300 M. 

19. October „ .... 400 „ 



ii 



ii 



ii 



ii 



26. November 



ii 



ii 



500 



1200 M. 
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Uebertrag 1200 M. 
durch Resolut vom 28. December 1875 .... 1000 
„ „ „ 2. Februar 1876 .... 1500 „ 
„ „ „ 2. März „ .... 2000 „ 

4. April „ .... 2500 „ 

„ „ „ 6. Mai .... 3000 

11,200 M. 

Ein weiteres Strafverfahren ist wegen Nichtbesetzung der seit 
länger als Jahresfrist erledigten Pfarrei Camberg eingeleitet; gegen 
den Bisehof ist desshalb eine Executivstrafe von 500 M. durch Reso- 
lut vom 21. April 1876 festgesetzt. 

Von diesen Geldstrafen, deren Gesammtbetrag sich auf 44,800 M. 
beläuft, hat keine beigetrieben werden können. 

3) Nach §. 9. Gesetz vom 11. Mai 1873 stehen die der Vor- 
bildung der Geistlichen dienenden kirchlichen Anstalten (Knabense- 
minare, Klerikalseminare etc.) unter der Aufsicht des Staats und un- 
terliegen der Revision durch Commissarien, welche der Oberpräsident 
ernennt. Der Bischof wird der Widersetzlichkeit gegen die Aus- 
führung dieses §. in Ansehung des bischöflichen Klerikalseminars zu 
Limburg beschuldigt. In dieser Beziehung erwähnt die Staatsan- 
waltschaft und ergeben die jenes Seminar betreffenden Oberpräsidial- 
Akten Folgendes: 

Auf die Aufforderung des Ober-Präsidenten vom 3. Juni 1873 
zur Mittheilung der Verhältnisse bezüglich dieser Bildungs- 
anstalt erwiederte der Bischof in dem Schreiben vom 28. 
Juni 1873: 

»Die .... Beantwortung des Schreibens den Vollzug des §.9. 
des Gesetzes vom 11. Mai v. M. betreffend muss ich unter Be- 
zugnahme auf das Collectivschräben , welches von dem Episco- 
pat der Monarchie im Anschlüsse an frühere Eingaben an 
des Königs Majestät, an das Königliche Staatsministerium 
und an die beiden Häuser des Landtags unterm 26. v. M. 
an das Königliche Staatsministerium gerichtet worden ist, mit 
der Erklärung einleiten , dass ich ausser Stande bin , zum 
Vollzuge des vorbezeichneten Gesetzes mitzuwirken. Vielmehr 
liegt mir die Amtspflicht ob, das Recht des Bischofs auf die 
unbehinderte Gründung, Einrichtung und Leitung der Pflanz- 
schulen des Klerus .... zu wahren « 

Auf die Strafandrohung des Ober-Präsidenten wiederholte der 

Bischof in dem Schreiben vom 27. Januar und 22. Juli 1873 diese 

Erklärungen mit dem Bemerken, 
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»dass die ihm als unangemessen erscheinende Drohung im §. 13. 
des Gesetzes vom IX. Mai .... einen Einfluss auf seine Er- 
schliessung nicht geübt habe . . . .« 

Auch bei den späteren Correspondenzen bezüglich der Revisio- 
nen des Seminars erklärte der Bischof wiederholt, namentlich in sei- 
nen Schreiben vom 3. März 1874, vom 10. März 1874, vom IL 
März 1876, dass er das Gesetz vom 11. Mai 1873 

»principiell beanstande.« 

Das Seminar sollte auf Anordnung des Ministers der geist- 
lichen Angelegenheiten auf Grund des §. 9. Abs. 3. a. a. 0. einer 
Revision unterzogen werden, um über die Erziehungsweise, den Un- 
terricht und die praktischen üobungen der Zöglinge ein sicheres Ur-' 
theil zu gewinnen. 

Als die zu diesem Behufe von dem Ober-Präsidenten ernann- 
ten Commissarien am 27. November 1873 den. Bischof mit ihrem 
Auftrage bekannt gemacht hatten, erklärte dieser »unter Bezug- 
nahme auf den Protest des Episcopats gegen die Maigesetze,« 
dass er den Regens des Seminars angewiesen habe, eine andere Re- 
vision als eine solche, welche sich auf bau-, feuer- und sanitätspo- 
lizeilichen Vorschriften beschränke, nicht zu gestatten. 

Der Regens Lala weigerte sich unter Berufung auf das ihm 
vom Bischof Crtheilte Verbot, die Commissarien den Vorlesungen 
und Uebungeu beiwohnen zu lassen, überhaupt über die Interna der 
Anstalt Auskunft zu geben; als die Commissarien gleichwohl am 
folgenden Morgen zur Zeit einer Vorlesung sich einfanden, um der- 
selben beizuwohnen, erklärte Lala, dass er die Vorlesung nicht eher 
fortsetzen werde, bis die Commissarien die Anstalt verlassen haben 
würden. Auch ihre Mitwirkung zur Protocollaufnahme hatten der 
Bischof und Regens Lala abgelehnt. Dieser Widerstand hatte zur 
Folge, dass auf Grund des §. 13. a. a. 0. die Einbehaltung der der 
Aüstalt gewidmeten Staatsmittel von dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten unter <\em 19. December 1873 verfügt wurde. 

Im Februar 1876 wurde von dem Minister eine nochmalige 
umfassende Revision des Seminars angeordnet. Allein auch hier- 
bei wurde den Commissarien des Ober-Präsidenten, als sie am 8. 
März den Bischof und Regens mit ihrem Auftrage bekannt gemacht 
hatten, Widerstand entgegengesetzt; der Bischof erklärte, dass das 
von ihm dem Regens ertheilte Verbot, eine staatliche Revision der 
Interna des Seminars zuzulassen, unverändert fortbestehe und sein 
principieller Standpunkt ihm verbiete, eine Aenderung hierin ein- 
treten zu lassen. Der Regens andererseits verweigerte jede Auskunft 
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und Mitwirkung bei der Revision unter Berufung auf die dessfall- 
sige Weisung des Bischofs. Insbesondere erklärte er, er werde 
auf Grund der Instructionen des Bischofs nicht gestatten, dass die 
Commissarien den Vorlesungen und Uebungen im Seminar beiwohn- 
ten ; so lange die Commissarien im Seminarlocale verweilten, werde 
er die Vorlesungen und Uebungen nicht stattfinden lassen. 

Auch die Ankündigung, dass bei Fortsetzung dieses Wider- 
standes die Schliessung der Anstalt auf Grund des §. 13. des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1873 erfolgen werde, blieb bei Beiden wirkungs- 
los. Wegen dieses beharrlichen Widerstandes gegen die Revisionen 
und nachdem ferner durch protocollariscbe Vernehmung des Stadt- 
pfarrers Geistlichen Raths Roos von Limburg festgestellt worden, 
dass derselbe auf Ansuchen des Regens an Stelle des ausgeschiede- 
nen Subregens seit dem Herbst 1874 aushülfsweise Unterricht im 
Seminar ertheilt hat, ohne dass zuvor den Vorschriften des §. 10. a. 
a. 0. gemäss eine Benennung bei dem Ober-Präsidenten vorgenom- 
men war, hat der Herr Minister der geistlichen Angelegenheiten 
mittelst Erlasses vom 8. April 1876 auf Grund des §, 13. 1. c. die 
Schliessung der Anstalt verfügt. Demgemäss ist am 18. April 1876 
die Schliessung in Vollzug gesetzt worden , wobei der Regens Lala 
erneuert Protest einlegte und die Mitwirkung bei Aufnahme des Pro- 
tocolls ablehnte. 

4) Was die Vollstreckung der Executivstrafen, deren Einziehung 
der Regierung zu Wiesbaden aufgetragen war, anbelangt, so sind 
nach der Anklage, welche sich auf den erhobenen Zeugen- und Ur- 
kundenbeweis stützt, von der Steuercasse in Limburg zunächst die 
sämmtlichen der Pfändung unterworfenen Mobilien des Bischofs im 
Taxationsbetrage von 2681 M. in Pfand genommen worden, da der 
Bischof sich seines Immobilienbesitzes bereits im April 1872 und 
December 1873 entäussert hatte. Bei der Pfändung erklärte der 
Bischof, er besitze gar nichts mehr ; sowohl die gepfändeten als die 
ihm belassenen Gegenstände habe er schon früher verschenkt. Gegen 
die Pfändung ist Seitens des Stadtpfarrers Roos Namens des Kirchen- 
fonds der Succursalkirche zum hl. Sebastian in Liraburg Protest er- 
hoben unter abschriftlicher Vorlegung dreier Urkunden vom 18., 20. 
und 21. August 1875, Inhalts deren Bischof Dr. Blum seinen gan-t 
zen Mobiliarbesitz, nämlich Möbel, Pretiosen, Gemälde, Wäsche, Haus- 
geräthe etc. im Taxationsbetrage von 7350 M. vorbehaltlich seiner 
fortdauernden eigenen Benutzung auf Lebenszeit^ dem genannten 
Kirchenfonds zu verschiedenen Zwecken schenkweise zugewandt hat, 
und zwar nach der Urkunde vom 18. August Gegenstände im taxir- 
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ten Werthe von 2500 M. mit der Bestimmung, dass der Zinsertrag 
des aus der demnächstigen Veräusserung sich ergebenden Capitals 
zu einem Jahresamte für die Seelenruhe des Bischofs verwendet wer- 
den solle; nach der Urkunde vom 20. August ebenfalls Gegenstände 
im taxirten Werthe von 2500 M. mit der Bestimmung , dass der 
demnächstige Zinsertrag zur Remunerirung eines bei der Kirche ad 
St. Sebastianum zu bildenden Sängerchores zu verwenden sei; endlich 
nach der Urkunde vom 21. August den Rest seiues Mobiliarbesitzes 
im taxirten Werthe von 2350 M. mit der Bestimmung, dass der 
Erlös zur Herstellung und Unterhaltung eines in der Domkirche für 
den Bischof zu errichtenden Grabdenkmals , ein etwaiger Rest aber 
auch zur Remunerirung des vorher erwähnten Sängerchores verwen- 
det werden solle. Nach dem weiteren Inhalte der Documente sind 
die Schenkungen von dem damaligen Kirchenvorstande ad St. Se- 
bastianum alsbald acceptirt worden und hat sofort die Besitzüber- 
tragnng stattgefunden. — Die Steuercasse in Limburg hat sodann 
auf Grund des §. 32. der Allerhöchsten Verordnung vom 22. Sep- 
tember 1867, betreffend die executivische Beitreibung der directen 
und indirecten Steuern etc. an den Rendanten des Bisthumsdotations- 
fonds die schriftliche Requisition auf Innehaltung und Abführung 
der dem Bischof Dr. Blum aus diesem Fonds zukommenden rück- 
ständigen und demnächst fällig werdenden Gehaltsraten bis zum Be- 
laufe der einzuziehenden Strafbeträge nebst Kosten in der durch die 
angeführte Verordnung vorgeschriebenen Form gerichtet. 

Der Rendant des Bisthumsdotationsfonds und das bischöfliche 
Ordinariat haben jedoch erklärt, dass dieser Requisition keine Folge 
gegeben werden könne, weil der Bischof in Würdigung des Umstan- 
cles, dass die verfügte Temporaliensperre Seitens der Königlichen 
Staatsregierung als eine selbstverständliche Folge des Widerspruchs 
der Bischöfe gegen die 1873er kirchenpolitischen Gesetze charakteri- 
sirt worden sei, schon am 19. August v. J. bestimmt habe, dass 
er den der Bisthumsdotation erwachsenden Ausfall, soweit seine Ge- 
haltsansprüche in Betracht kämen, ganz auf sich nehme und da- 
her auf jede andere Zahlung aus der Bisthumscasse verzichte. 

Aus dem Vorstehenden erhellt, dass der Bischof Dr. Blum un- 
mittelbar vor dem Zeitpunkte, zu welchem er die ersten Executiv- 
strafen zu erwarten hatte, auf seine Gehaltsansprüche an die Bis- 
thumsdotationscasse verzichtet und sein gesammtes Vermögen unter 
Umgehung des Gesetzes vom 23. Februar 1870 über Schenkungen 
an Corporationen in einer Form, welche ihm die lebenslängliche Be- 
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nutzung sichert, veräussert hat, so dass alle gegen ihn festgesetzten 
Geldstrafen uneinziehbar sind. 

D. Die Anklage macht dem Angeschuldigten zum Vorwurf 
das erfolgreiche Bestreben, bei dem Klerus und den Diöcesanen eine 
der seinigen gleiche staatsfeindliche Stimmung und Haltung durch 
eigenes Beispiel und Veröffentlichung von Ansprachen, Adressen, Hir- 
tenbriefen und sonstigen Erlassen hervorzurufen. Vornehmlich be- 
tont sie 

1) den in einem offici eilen Abdruck vorliegenden Hirtenbrief 
vom Jahre 1877 bei Hervorhebung folgender Stellen: 

» — Aber gerade darum hat die alte Schlange in dem von ihr 
heraufbeschworenen sogenannten Culturkampfe, nämlich in dem 
Kampfe des wieder erwachten Heidenthums gegen das Christen- 
thum, es darauf abgesehen, die von Christus gegründete und 
vom heiligen Geiste geleitete göttliche Heilsanstalt in ein vom 
jeweiligen Zeitgeiste beherrschtes menschliches Machwerk um- 
zuwandeln und zu diesem Behufe die freie und makellose Braut 
Christi .... durch Entziehung der ihr nothwendigen Freiheit 
und Selbstständigkeit in des Verwaltung ihres Lehr-, Priester- 
und Hirtenamtes zur willenlosen Dienstmagd der Staates herab- 
zuwürdigen, dadurch aber diesen selbst seiner religiös-sittlichen 
Unterlage zu berauben und weiterhin für die Herbeiführung der 
gänzlichen Entchristlichung der menschlichen Gesellschaft zu 
benutzen. Schon ist es in Folge der gegenwärtigen, dem Ue- 
bersinnlichen und Göttlichen abgewandten Zeitströmung dem 
Geiste der Lüge und Bosheit mittelst des von ihm zur Geltung 
gebrachten Lehrsystems des aller Wahrheit, Gerechtigkeit und 
berechtigten Freiheit Hohn sprechenden sogenannten Liberalis- 
mus gelungen, unsere katholische Kirche .... einem grossen 
Theile" der heutigen europäischen Generation als angebliche 
Feindin der Humanität und des politischen und socialen Fort- 
schrittes der Völker verhasst zu machen, und Tausende durch 
das trügerisch vorgehaltene Schreckbild einer bestehenden ty- 
rannischen Bevormundung der bürgerlichen Gesellschaft durch 
die Priester mit der Ueberzeugung von der Nothwendigkeit ei- 
nes rücksichtslosen Kampfes gegen die verlästerte Hierarchie zu 
erfüllen. Zu welchem Gräuel der Verwüstung in der Kirche des 
lebendigen Gottes aber ein solcher Wahn führen kann, wenn er 
einmal Gewalt über die Gemüther gewonnen hat, das zeigt die 
Keiigionsverfolgung während der grossen französischen Revolu- 
tion, welche mit der Decretirung einer bürgerlichen Verfassung 
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des Klerus und der fast ausnahmslosen Unterdrückung aller 
geistlichen Genossenschaften beginnend, bald zur Amtsentsetzung, 
Landesverweisung und Hinmordung der den geforderten unsitt- 
lichen Staatseid glaubenstreu verweigernden Priester vorschritt, 
und schliesslich die Abschaffung des Christenthums verordnete, 
ja zeitweise sogar das Dasein Gottes und die Unsterblichkeit der 
Seele nicht gelten liess. 

Und sind denn nicht schon die seit dem Entbrennen des anti- 
chrisilichen CuUurkampfes in unserm Vaterlande und insbe- 
sondere auch in unserm Bisthum, eingetretenen kirchlichen Zu- 
stande nachtb eilig und gefährlich genug für die Pflege des Rei- 
ches Gottes ? Die von Uns an die Gnadenorte Marienthal, Born- 
hofen und Marienstatt berufenen Ordens- bezw. Congregations- 
priester, welche sich durch Besorgung des Gottesdienstes daselbst, 
durch Abhaltung von Volksmissionen und Priesterexercitien, und 
durch Verpflegung, Unterricht und Erziehung armer und ver- 
wahrloster Kinder um unsere Diöcese so verdient gemacht, muss- 
ten, ohne den geringsten Anlass zur Bezweiflung ihrer patrio- 
tischen Gesinnung gegeben zu haben, ihren segensreichen Wir- 
kungskreis verlassen und im Auslande eine Zufluchtsstätte su- 
chen. Den gottgeweihten Jungfrauen, welche sich der Erziehung 
und Bildung der weiblichen Jugend gewidmet und allen An- 
forderungen des Staates bezüglich ihrer wissenschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit genügt, ja vielfach lobende Anerkennung in die- 
ser Beziehung von den staatlichen Schulbehörden erhalten hat- 
ten, wurde einzig darum, weil sie kirchlichen Genossenschaften 
angehören, die früher gewährte Erlaubniss zum Unterrichte ent- 
zogen oder nur auf eine ganz kurze Zeit belassen. Mehreren 
Pfarrgeistlichen wurde die Ertheilung des Religionsunterrichtes 
in den Elementarschulen untersagt , und zwar ohne' dass der 
kirchlichen Behörde auch nur eine einfache Mittheilung von 
diesem Verfahren gemacht worden wäre. Das einzige Gotteshaus 
für die nach Tausenden zählende katholische Gemeinde zu 
Wiesbaden wurde den wenigen dortselbst wohnenden Altkatho- 
liken, welche sich längst als selbstständiger Verein von dersel- 
ben und ihrem Pfarrer abgesondert, vom Diöcesanbischof und 
Metropoliten durch Bestellung eines eigenen Bischofs augen- 
scheinlich losgesagt, vom Mittelpunkte der Kirche, dem Papste, 
getrennt, und vor der weltlichen Obrigkeit ausdrücklich erklärt 
haben, dass sie die vom vaticanischen Concil gegen die Leugner 
der Unfehlbarkeit der Lehrentscheidungen des Papstes ausge- 
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sprochene grössere Excommunication d. h. Ausschliessung aus 
der Kirche, auf sieb nehmen, als gesetzlich berechtigten Mit- 
gliedern der gedachten Pfarrgemeinde zum Mitgebrauche über- 
geben und in Folge dessen für den gottesdienstlichen Gebrauch 
der Katholiken unbenutzbar. Unser zur praktischen Heranbil- 
dung der Candidaten der Theologie so nothwendiges Priester- 
seminar ist geschlossen ; die jungen Leviten, die ohne Erstehung 
einer vorgängigen staatlichen Prüfung in verschiedenen profanen 
Fächern im Weinberge des Herrn bei uns nicht verwendet wer- 
den dürfen, suchen sich im Auslande gern gewährte Anstel- 
lungen; und die nöthige Fürsorge für die erledigten Pfarreien 
ist in dem Masse erschwert, dass nicht einmal benachbarte Prie- 
ster ohne Gefahr strenger Bestrafung auf die Dauer an Sonn- 
und Feiertagen in denselben das hl. Messopfer darbringen und 
den Kranken vor ihrem Hinscheiden die ersehnten Sterbesacra- 
mente spenden können. Und wiewohl dieser schreckliche Zu- 
stand gewiss von Niemanden quälender und schmerzlicher em- 
pfunden werden kann und wirklich empfunden wird, als von ei- 
nem pflichtgetreuen Oberhirten, so ist doch der Geist der Lüge 
fort und fort geschäftig, die Meinung zu verbreiten, dass die 
Bischöfe nur aus Herrschsucht und anderen unlauteren Beweg- 
gründen sich nicht in vollem Umfange und ohne allen Vorbe- 
halt den auf ihr Amt bezüglichen dermaligen Vorschriften des 
Staates und den in dieser Hinsicht von der weltlichen Obrigkeit 
innerhalb ihrer staatsgesetzlich normirten Zuständigkeit getrof- 
fenen Anordnungen fügen und damit den verwaisten Gemeinden 
zu Hülfe kommen wollten. Als ob es nicht katholische Glau- 
benslehre wäre, was Pius VIII. in einem Schreiben an die Bi- 
schöfe unserer Kirchenprovinz vom 80. Juni 1830 mit den Wor- 
ten sagte: >Kraft göttlicher Anordnung ist die unbefleckte 
Braut des makellosen Lammes Jesu Christi frei, und keiner ir- 
dischen Macht unterworfen ...... Und nicht anders als mit 

Verletzung und gänzlicher Verwirrung des von Gott geordneten 
Wesens der Kirche und der Natur ihrer Regierung könnte es 
geschehen, dass irgend eine weltliche Gewalt über sie herrschte, 
oder ihrer Lehre Mass und Ziel setzte, oder dem Verkehre mit 
dem römischen Stuhle entgegenträte, mit welchem nach dem 
Zeugnisse des hl. Irenaus wegen seines ursprünglichen Vorranges 
alle Kirchen und alle Gläubigen der ganzen Welt übereinkom- 
men müssen.« Und als ob es 1 mit einander verträglich und 
möglich wäre , einerseits an diesen katholischen Wahrheiten 
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glaubenstreu im Handeln festzuhalten und die von Christus sei- 
nen Aposteln und ihren rechtmässigen Nachfolgern verliehene 
Amtsgewalt, nach eigenem gewissenhaften Ermessen die Diener 
des Wortes Gottes und Verwalter der göttlichen Gnadenge- 
heimnisse zu senden, als hochheilige Hinterlage zu bewahren 
und pflichtgemäss anzuwenden, andererseits aber der weltlichen 
Gewalt die Befugniss als eine ihr kraft eigenen Rechtes von 
selbst beiwohnende zuzuerkennen, dass ohne ihre Erlaubniss kein 
Priester auch nur vorübergehend geistliche Amtshandlungen 
vornehmen, ja nicht einmal öffentlich die hl. Messe lesen, ge- 
schweige denn, dass einem Geistlichen ohne staatliche Geneh- 
migung irgend ein seelsorgliches Amt, wenn auch nur das eines 
Hülfspriesters oder Pfarrverwalters, vom Bischof übertragen 
werden dürie , und dass sie unter von ihr bestimmten Voraus- 
setzungen auch Geistlichen aus dem ihnen vom Bischof verliehe- 
nen Kirchenamt entlassen könne. 

In unserm tiefen Schmerz bei dem Anblicke dieser und noch 
anderer Leiden unserer hl. Kirche dürfen wir jedoch nicht über- 
sehen, geliebte Bisthumsangehörige, dass für dieselben nicht 
einzig unsere Glaubensgegner die Verantwortlichkeit zu tragen 
haben. Gibt es unter ihnen doch noch sehr Viele .... Fin- 
den sich ja doch selbst heute, wo unsere katholische Kirche von 
allen Seiten und mit allen Waffen der Hölle, — mit List, 
Lüge, Verleumdung und Gewalt bekämpft wird, noch immer, 
namentlich in den grösseren Städten, sehr viele Katholiken , . . 
... — in einer Zeit, in welcher — die Begünstiger und För- 
derer der neuheidnischen Cultur keine Anstrengung und Mühe 
scheuen, um die unter ihnen noch an Christum als den einge- 
borenen Sohn Gottes und Erlöser der Welt Glaubenden durch 
sophistische Vorspiegelungen für sich zu gewinnen und die her- 
anreifende Jugend durch confessionslose Schulen zu entchrist- 
lichen, — fürwahr in einer solchen Zeit ist das bezeichnete 
ärgernissgebende Verhalten von Katholiken doppelt schuld- 
bar 

— Uebrigens hat sich die Zahl der wahren Streiter Christi, 
welche entgegen den unheilvollen Bestrebungen der Vertreter 
des modernen Heidenthums .... gegen die Irrlehren und fal- 
schen Grundsätzen unserer Zeit muthvoll und beharrlich käm- 
pfen, grade seit dem Ausbruche der neuesten und jetzt noch 
andauernden Verfolgung unserer Kirche bedeutend vermehrt . . 
... — Was insbesondere Euch anbelangt, geliebte Mitarbeiter 
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im Weinberge des Herrn , die Ihr zu Unserem grössten Tröste 
und zu Unserer innigsten Freude bis jetzt allen Versuchungen 
zur Untreue in Ausübung Eueres heiligen Berufes beharrlichen 
Widerstand geleistet und Euch als zuverlässige und eifrige Die- 
ner Christi und Verwalter der Geheimnisse Gottes bewährt ha- 
bet, so dürfen Wir gewiss mit vollster Zuversicht darauf rech- 
nen , dass Ihr auch für die Zukunft lieber die grössten Opfer 
bringen, als von Euerer Pflichttreue ablassen werdet . . . . — 
Der Trost und die Freude, die uns aus der Standhaftigkeit und 
dem erleuchteten Eifer Unserer Mitarbeiter im Weinberge ^des 
Herrn zufliessen, würden uns jedoch bei den noch immer fort- 
gesetzten Versuchen, die Gläubigen irre zu leiten, oder durch 
Hinweisung auf die eingetretenen Nothstände in der Seelsorge 
zu einer anderen Haltung zu bestimmen , nicht beruhigen kön- 
nen, wenn wir nicht wüssten, dass auch Ihr . . . ., die Ihr un- 
ter der unmittelbaren Leitung dieser pflichttreuen Priester steht, 
von gleicher Standhaftigkeit beseelt und fest entschlossen seid, 
nach Massgabe der Lehre des hl. Concils zu Trient . . . . ei- 
nesteils unter keinen Umständen einen von der berechtigten 
kirchlichen Behörde nicht gesandten Geistlichen als Eueren Seel- 
sorger anzuerkennen, und andererseits jedem von derselben ge- 
sandten die schuldige Verehrung, Liebe un.d Folgsamkeit ent- 
gegenzubringen 

Gegeben am 18. Januar .... zu Rom im Jahre des Heils 1877. 

(gez.) f Peter Joseph.« 

2) Ferner rechnet die Staatsanwaltschaft hierher die dem Bi- 
schöfe aus Anlass seines Widerstandes gegen die Staatsgesetze bei 
den Firmungsreisen dargebrachten Ovationen und die bei solcher Ge- 
legenheit an ihn gehaltenen Ansprachen. 

Hierüber berichten die zu den Akten gebrachten Nummern 
des Nassauer Boten von 1873 und 1874 nachstehendes: 

Bei der Firmung in Wiesbaden im Juni 1873 feierte der geist- 
liche Rath Weiland als Festredner »den so unerschrockenen . Muth 
des Bischofs« und brachte die »treue Ergebenheit der Katholiken in 
Wiesbaden« zum Ausdruck, worauf der Bischof »unter Anerkennung 
eines solchen wahrhaft kirchlichen Sinnes in so schwerer Zeit« ein 
Hoch auf den Papst brachte. 

Abends vorher wurde dem Bischöfe eine Serenade gebracht, wo- 
bei der Redner die »Treue der Gemeinde gegen ihren Bischof« be- 
tonte ; dann wies der Letztere darauf hin, dass »in den gegen wärti- 



Digitized by Goo< 



Die staatsbehördliche Absetzung des Bischofs von Limberg. 393 

gen Stürmen und Kämpfen die Kirche immer, mehr als Stütze der 
Ordnung .... erkannt werden werde.« 

Ueber die Firmungsreise nach Sonnenberg wird berichtet: 
»dass der Bischof die Gemeinde durch Wort und Werk ermuthigt 
und befestigt habe, so dass dieselben stets treu zu ihrem kampfbe- 
währten Führer stehen werde.« Bei der Firmung in Wied-Selters 
forderte der Bischof auf »für ihn in dieser gefahrvollen Zeit zu 
beten.« 

Festliche Kundgebungen erfolgten bei den Firmungen in Kenne- 
rod, Marienstadt, Hachenburg, Herschbach, Wirges, Ransbach, 
Dernbach, Dillenburg, Herborn und anderen Orten. Diese Firmungs- 
reiseu bezeichnen die Berichte »als einen , Dank den Bestrebungen 
der Kirchenfeinde gebildeten Triumphzug des Bischofs.« In Hersch- 
bach wurde ihm ein Fackelzug gebracht, wobei der Bischof in seiner 
Ansprache äusserte: 

». . . . wenn wir mit Christus leiden, werden wir auch mit ihm 

verherrlicht werden.« 
Bei Gelegenheit der Firmung in Dernbach nahm der Bischof 
eine grossartige Manifestation an. Auf einem Hügel bei der Kapelle 
Heilborn versammelten sich die Katholiken der benachbarten Aera- 
ter, an acht- bis zehntausend Menschen. 

Der Festredner richtete an den Bischof öffentlich folgende 
Worte : 

»Wir wissen nicht, wie lange wir noch das Glück haben wer- 
den, Sie in unserer Mitte zu besitzen Der Kerker, dem 

schon drei Bischöfe Deutschlands verfallen sind, harret auch 
Ihrer .... Aber wenn Sie auch dem Körper nach durch die 
Gewalt der Verfolgung aus unserer Mitte gerissen werden .... 
so wird keine Verfolgung uns daran hindern können, mit Ihnen 
im Geiste auch im Kerker vereinigt zu bleiben « 

Dabei legte er im Namen der ganzen Versammlung das feier- 
liche Versprechen ab, niemals einen anderen Bischof anzuer- 
kennen, als den vom Papste gesandten, und niemals einem an- 
deren Priester sich zu unterwerfen , als dem vom rechtmässi- 
gen Bischöfe beauftragten.« — Der Bischof dankte und erwie- 
derte, 

»bald werde wohl über ihn die Stunde der Trübsal hereinbre- 
chen; denn sein Gewissen verbiete ihm, die von Gott über seine 
Heerde ihm verliehene Gewalt andern unbefugten Händen zu 
überantworten. Aber wenn auch dieses Unglück eintrete, so 
möge doch Niemand den Muth verlieren und verzagen. Der 
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Gott . . . ., der die Kirche in den Stürmen der ersten drei 
Jahrhunderte beschützt und das Kreuz siegreich aus den Kata- 
komben hinauf auf die Zinnen der Tempel geführt, der Gott lebe 
auch heute noch, und werde auch in der Verfolgung unserer 
Tage seine Braut, die Kirche, die er mit seinem Blute sich er- 
kauft, nicht verlassen. Und wenn der Fall eintrete, dass die 
treuen Priester alle verbannt und vertrieben würden, dann müss- 
ten die braven christlichen Familienväter die Stelle des Priesters 
bei ihren Kindern versehen . . . .« 
3) Auch die Ursache davon, dass die Geistlichen der Diöcese 
sich dem Gesetz vom IL Mai 1873 in keinem einzigen Falle ge- 
fügt haben, führt die Staatsanwaltschaft auf das Verhalten des Bi- 
schofs zurück. Sie hebt im Einzelnen unter Bezugnahme auf die 
vorliegenden gerichtlichen Untersuchungsakten hervor, was folgt: 

Es sind in Gemässheit des §. 23. a. a. 0. wegen unbefugter 
Vornahme geistlicher Amtshandlungen zwölf Geistliche gerichtlich 
bestraft worden. Von diesen erklarte der Caplan Houben in seiner 
Eingabe zu den Untersuchungsakten vom 8. Januar 1874, er könne, 
von der principiellen Rechtsanschauung ausgehend , dass der Staat 
auf seinem, die Kirche auf ihrem Gebiet seibstständig sei, dem ihn 
vorladenden Polizeigericht eine Competenz rüeksichtUch der Ver- 
richtung geistlicher Amtshandlungen in einem kireblicherseits über- 
tragenen Kirchenamt nicht anerkenneu. 

Ein Gleiches erklärten der Pfarrer Vogel und der Caplan 
Zimmer. 

Auch der Caplan Hardt erklärte in der Eiugabe vom 10. De- 
cember 1874 (U. S. Akten wider ihn fol. 17.) »er könne in dem 
Termine nicht erscheinen, weil er die Competenz des weltlichen Fo- 
rums nicht anerkenne;« er fahrt fort: 

». ... Die Maigasetze sind einmal Gesetze und müssen ge- 
halten werden« dieser zwangsmässige Einwurf ist leicht zu wi- 
derlegen. »Lex sit justaU Das gilt nicht nur von der Form, 
sondern auch von der Materie und der Ausführung der Gesetze. 
Die sogenannten Maigesetze vernichten aber die Freiheit und 
Unabhängigkeit der Kirche, sie untergraben die göttliche Ver- 
fassung und Glaubenslehre der katholischen Kirche ; darum kann 
sie niemals ein Katholik als gesetzlich geltende Norm ansehen 
Haben ferner ehedem nicht auch die heidnischen Ver- 
folger den ersten Christen gegenüber dasselbe Princip geltend 
gemacht und, wenn diese den Göttern und Götzen nicht opfern 
wollten, gesagt: »Wir haben ein Gesetz?« Auch während der 



Digitized by 



Die staatsbehördliche Absetzung des Bischofs von Limburg. 395 

französischen Revolution erliess der Convent das ebenso thörichte 
als frevelhafte »Gesetz,« es gäbe keinen Gott, alle Priester müss- 
ten ihres Amtes abschwören; die Ausübung der christlichen 
Religion sei unter Todesstrafe verboten. Wer möchte glauben, 
solchem »Gesetze« sei zu gehorchen? . . . .« 
Der Pfarrer Huyeng erklärte auf seine Vorladung unterm 19. 
August 1875: 

» mag auch eine unbillige Auslegung der Staatsge- 
setze mich mit Strafen überhäufen: — Nichts bringt mich vom 
Pfade der Gerechtigkeit und der priesterlichen Tugend . . . .« 
In seiner Berufungschrift vom 2. December 1875 erneuerte er 

seine »Rechtsverwahrung gegen die weltlichen Gerichte.« 

In der Untersuchung wider den Caplan Abel erhob der Bischof 

— allerdings wirkungslos — den Competenzconflict , und zwar in 

der Erwägung, 

»dass es ejne Competenzüberschreitung des weltlichen Gerichts 
gegenüber der Diöcesanobrigkeit sei, wenn eine gerichtliche Ver- 
folgung im Wege des Strafprocesses wegen Ausübung des ka- 
tholischen Priesteramtes eingeleitet sei ; 
dass ferner Amtshandlungen eines katholischen Geistlichen kei- 
nen Thatbestand bilden, wegen dessen eine iveltliche Gerichts- 
behörde gegen denselben einzuschreiten befugt wäre, indem 
die katholischen Geistlichen nicht als solche und in ihren Amts- 
handlungen , sondern nur als Staatsgenossen und wegen ihrer 
dem bürgerlichen Bereiche angehörigen Akte den Gesetzen und 
der Gerichtsbarkeit des Staates unterworfen sind, ferner, dass 
die Staatsbehörden sich in die Frage nicht einzumischen hätten, 
in welcher Eigenschaft sich ein Katholik bei dem Cultus seiner 
Kirche betheilige — ob als Laie, oder als Kleriker . . . .« 
Fünf Geistlichen musste wegen ihrer Haltung die Ertheilung 
des Religionsunterrichts in der Volksschule, bezw. die Localsehulin- 
spection und die Mitgliedschaft im Schulvorstando von der Regie- 
rung entzogen werden. 

Die gesetzwidrig angestellten Geistlichen Houben, Vogel, Zim- 
mer und Hardt haben ausweise der Regierungs- uud Untersuch ungs- 
akten ihre ungesetzliche Wirksamkeit ungeachtet specieller Verwar- 
nung und der gerichtlichen Bestrafung hartnäckig fortgesetzt, so 
dass die Regierung in Wiesbaden auf Grund des Reichsgesetzes vom 
4. Mai 1874 die Ausweisung gegen dieselben verfügen und den Geist- 
lichen Zimmer wegen Nichtbefolgung der Ausweisung interniren 
musste. 
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Abgesehen von einem vereinzeinten Falle hat keiner der Geist- 
lichen der Diöcese Limburg die in §. 6. des Gesetzes vom 22. April 
1875 , betreffend die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln 
für die römisch-katholischen Bisthümer und Geistlichen, vorgesehene 
Erklärung, die Gesetze des Staates befolgen zu wollen, abgegeben. 
Als zahlreiche Meldungen um die im landesherrlichen Patronate 
stehende, erledigte Pfarrei Weisskirchen eingingen und die Regie- 
rung von den Bewerbern zunächst die Abgabe jener Erklärung for- 
derte, wurden sämmtlichc Meldungen zurückgezogen, obwohl die Stelle 
zu den gesuchtesten und bestdotirten in der Diöcese gehört. 

Die Regierung zu Wiesbaden erkannte als den Grund der 
Zurücknahme die Besorgniss vor Collisionen mit dem Bisehof. 
Dieser machte selbst am 25. August 1875 dem Oberpräsidenten 
die Anzeige von der Zurücknahme der Bewerbung Seitens des Pfar- 
rers Bölke. Bei der Zurücknahrae der Bewerbung erklärte der Geist- 
liche Abt, i 

»er könne 0 die geforderte Erklärung nicht abgeben, indem eine 
Anerkennung der sogenannten kirchenpolitischen Gesetze ihn 
mit seinem Gewissen und seiner kirchlichen Obrigkeit in Wi- 
• derspruch bringen würde.« 
Der Pfarrer Mehrer erklärte, 

»er werde die Gesetze des Staates fei ner so befolgen, wie er sie 
bisher befolgt habe; im Uebrigen müsse er auch seiner als 
Priester beschworenen Pflichten eingedenk bleiben.« 

Geistliche und Laien suchten sich in den Untersuchungen ge- 
gen Geistliche der eidlichen Zeugen-Vernehmlassung zu' entziehen; 
verschiedene Geistliche gaben ihre Zeugnisse zwar ab, jedoch nicht 
auf Grund ihrer staatsbürgerlichen Pflicht, sondern, wie sie ausdrück- 
lich zu Protocoll gaben, nur in Folge Ermächtigung Seitens der 
geistlichen Oberen. 

i 

Insbesondere verweigerte der Caplan Houben in der Unter- 
suchung wider den Bischof sein Zeugniss und gab dasselbe erst 
auf den Antrag des Staatsanwalts, ihn in das Gefängniss abzufüh- 
ren, ab. 

In der Untersuchung gegen den Bischof, betreffend die Geist- 
lichen Vogel und Abel, erklärte der Letztere bei Abgabe seines 
Zeugnisses ausdrücklich, es sei ihm vom Doraeapitel zu Limburg die 
Weisung zugegangen, in dieser Sache die Wahrheit zu sagen. 

In der Untersuchung gegen den Bischof wegen des Geistlichen 
Zimmer erklärte der Letztere, 
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»er gebe sein Zeugniss auf ausdrückliebe Ermächtigung Seitens 
des Bischofs ab.« 

Dasselbe erklärte der Geistliche Dr. Höhler. 

In der Untersuchung gegen den Geistlichen Abel verweigerten 
vier Zeugen aus dem Laienstande ohne gesetzlichen Grund die Ab- 
leistung des Zeugeneides , wesshalb eine Geldstrafe von 40 Rthlr. 
gegen dieselben festgesetzt werden musste , worauf sie den Eid 
leisteten. 

Die Pfarrgemeinden Balduinstefa, Werschau und Haintgen, 
auf welche in Folge der von dem Bischof in ungesetzlicher Weise 
bewirkten Anstellung eines Geistlichen nach Massgabe des Art. 8. 
des Gesetzes vom 21. Mai 1874 die Befugniss zur Berufung eines 
Geistlichen übergegangen war, zogen es vor, die von ihnen schwer 
empfundene Entbehrung eines Seelsorgers zu tragen, als von ihrem 
gesetzlichen Rechte Gebrauch zu machen, obwohl sie über dasselbe 
belehrt und von den betreffenden Landräthen zur Ausübung dessel- 
ben aufgefordert waren. 

Auf die gemeinsamen Erklärungen der Bischöfe aus Fulda aus 
den Jahren 1872 und 1873, sowie auf die in dieser Zeit von dem 
Bischof Dr. Blum allein erlassenen Kundgebungen gegen die kirchen- 
politischen Gesetze haben ihm die Gemeinden der Diöcese Limburg 
im Jahre 1873 vielfach Zustimmungs- und Er gebenheits- Adressen über- 
reicht, welche von dem Letzteren (sie!) mit Dank angenommen wurden. 

Am 23. März 1873 wurde in Oberlahnstein eine solche Adresse 
in einer Versammlung, in welcher die Geistlichen Butz und Stoll 
als Redner auftraten und wobei Stoll darauf hinwies, 

»dass die liberale Katholiken-Hetze an einem Punkte ange- 
kommen sei, wo kein Katholik, ohne Verräther an der Sache 
der Kirche zu werden, mehr ruhig zuschauen könne,« 
berathen und beschlossen. In der Adresse selbst mit 514 Unter- 
schriften wurde hervorgehoben: 

». . . . Wir schliessen uns einmüthig den überall in Deutsch- 
land mit Begeisterung votirten Ergebenheitsadressen an die Bi- 
schöfe an . . . wir werden die Mahnung Ihres diesjährigen 
Hirtenbriefes beherzigen . . . .« 

wir Laien sprechen unsere vollste üebereinstimmung mit Ihnen 
aus . . . .« 

Es folgten Adressen aus 17 Ortschaften des Amtes Selters mit 
über 1000 Unterschriften, worin die Unterzeichner erklärten, 

»dass die Adresse der Bischöfe an das Staats- Ministerium am 
30. Januar 1873 grosse Begeisterung entflammt habe und dass 
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sie als echte Ultra montane nie einen Priester anerkennen woll- 
ten, der nicht von «lern Bischöfe gesandt ist . . . 
sowie aus Oberursel , Hochheim , Werschau , Eschhofen , Mühlen, 
Osterspay, Irmtraut, Niederbrechen, worin bemerkt wurde: 

»dass man bei der jeteigen Kirchenverfolgung unerschütterlich 
zum Bischof stehen und in kirchlichen Angelegenheiten stets 
nur auf seine Stimme hören wolle,« 
ferner aus Villmar, Bleidenstadt, Obertiefenbach, Arzbach, Linden- 
holzhausen, Hasselbach, Aulbausen, Waldernbach, - 4 Neudorf, Weiden- 
hahn, Oberelbert, Haintgen, Hachenburg, Neuhäusel und anderen 
Orten. ... < » i. : 

Auch die gegen den Bischof im Jahre 1874 ausgeführten gerichtr 
liehen Executionen wurden, wie die Staatsanwaltschaft behauptet, Sei- 
tens des Volkes zu Demonstrationen gegen die Massnahmen des 
Staates ausgebeutet. 

Die Aussage sechs vernommener Zeugen, sowie die Berichte des 
Nassauer Boten ergeben folgendes: . 

Auf die Aufforderung des Gerichtsboten Hevel , die Strafe von 
200 Kthlr. zu bezahlen, erklärte der Bischof: 

»er bezahle gutwillig nicht; er müsse erst dazu gezwungen 
werden.« 

Es wurde ein Reisewageu gepfändet; die zur Ueberfuhrung 
desselben in den Gerichtshof engagirten Leute erschienen jedoch 
nicht , und erklärte die Ehefrau des Einen , »sie leide unter keiner 
Bedingung , dass ihr Mann bei der Fortschaffung des Wagens be- 
hilflich sei.« Da sich auch sonst aus Furcht vor Unannehmlichkei- 
ten mit den Ultramontanen Niemand bereit finden Hess, so musste 
der Wagen durch gerichtliche Gefangene fortgeschafft werden. Bei 
der Versteigerung am 1. Juni kaufte der Stadtrath Fachinger den 
Wagen für 245 Rthlr. und fuhr ihn mit seinen Pferden nach der 
bischöflichen Wohnung; unterwegs hatte sich fast die Hälfte der 
Einwohner Limburgs aufgestellt. Unter Jubel Gekränzte man den 
Wagen, spannte die Pferde aus und sog selbst den Wagen unter 
Hurrahrufen zum Bischof, welchem der Wagen zur lebenslänglichen 
Disposition surüchgegeben wurde. Hierbei empfing der Bischof feier- 
lich die Deputation. Fachinger verlas eine schon bereit gehaltene 
schriftliche Erklärung. Der Bischof dankte »für den Beweis der 
Treue,« ertheilte seinen Segen, trat, als die auf der Strasse den be- 
kränzten Wagen umstehende Menge ihm ein Hoch ausbrachte, an 
das Fenster, hielt eine Ansprache und schloss mit einem Hoch auf 
den Papst. 
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Am 5. Juni worden wegen der Strafe von 400 Rthlr. Oelge- 
mälde, zwei Stahlstiche und andere Gegenstände gepfändet. 

Bei Ahholung derselben fand der Gerichtsbote Hevel schon 
eine grosse Menschenmenge auf dem Bischofsplatz versammelt, wie 
denn überhaupt alle diese Demonstrationen vorher verabredet sein 
mussten. Bei der Versteigerung am 17. Juni wurden die Sachen 
von dem Kaufmann Cahensly für 428 Rthlr. gekauft, ohne dass, wie 
bei allen diesen Auctionen, ein anderes Gebot erfolgte. Es erschien 
dabei eine Anzahl Frauen in schwarzseidenen Kleidern, begleitet 
von Männern und festlich gekleideten Mädchen mit Blumensträussen 
und Kränzen. Die Frauen baten um die Ehre, die Gegenstände dem 
Bischof zurückbringen zu dürfen. Je zwei trugen ein Bild ; sie ord- 
neten sich zu einem Zuge, welcher sieb, gefolgt von einer grossen 
Menscheuschaar , feierlich nach der bischöflichen Residenz bewegte. 
Die Frauen und Männer stellten sich im Saale des Bischofs auf, 
Cahensly verlas eine Adresse, wonach die Sachen dem Bischof zu- 
rückgegeben wurden, unter dem Gelöbniss, 

»dass, wie der Bischof mit dem Beispiele Allen voranleuchte, 
so auch die Diöcesanen unter allem Wechsel der Verhältnisse 
treu zu ihm stehen würden.« 

Auch eine der Frauen hielt eine Anrede und . betheuerte, 
dass auch die schwachen Frauen in dem heissen Kampfe um 
die höchsten und heiligsten Güter treu und unerschütterlich bis 
zum Tode ausharren wollten.« 

Der Bischof wies in seiner Erwiederung 

»auf die herrlichen Beispiele der Frauen und Jungfrauen der 
Jetztzeit hin, die durch keine Vexationen sich abhalten Iiessen, 
auch das Ihrige in der gegenwärtigen Verfolgung der Kirclie 
zu leisten.« 

Auf das von der Menge auf dem Platze ihm gebrachte Hoch 
trat der Bischof ans Fenster und brachte nach einer Anrede dem 
Papst ein Hoch aus. 

Bei der dritten Execution am 28. Juni wurden vier Oelgemälde 
gepfändet. Dieselben wurden bei der Versteigerung am 18. Novem- 
ber von Fachinger, Cahensly, Held und Trombetta für 453 Bthlr. 
angekauft und dem Bischof unter feierlicher Ansprache und Erwie- 
derung wieder zugestellt. 

Bei der vierten Execution vom 19. Februar 1875 wegen der 
Geldstrafe von 400 Rthr. wurde ein goldenes Kreuz gepfändet, von 
dem früheren Regens des Priesterseminars zu Limburg, Pfarrer 
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Münzenberger , in Gegenwart der genannten Cabensly und Held an- 
gekauft und dem Bischof zurückgestellt. 

Als weitere umfangreiche Demonstration gegen Gesetz und 
Obrigkeit bezeichnet die Anklageschrift die Massendeputationen, 
welche ans Anlass der gegen den Bischof eingeleiteten Strafproee- 
duren zu Limburg in's Werk gesetzt wurden. Durch dieselben sollte 
die Bevölkerung ihr Einverständniss mit dem gesetzwidrigen Ver- 
fahren des Bischöfe zu erkennen geben, ihn wegen seines Verbaltens 
feiern, seinen Widerstand als etwas Verdienstliches öffentlich aner- 
kennen und ihn der gleichen Beharrlichkeit versichern. So erschie- 
nen am 11. Juni 1874 etwa 1500 Männer mit ihren Pfarr- und 
Gemeindevorstehern aus 11 Ortschaften des Amtes Wallmerod in der 
bischöflichen Wohnung und Kapelle. Der Führer Graf Walderdorff 
hielt die Anrede und äusserte : 

». . . . Wir beklagen, dass Sie, weil Sie das Bewusstsein ei- 
nes katholischen Bischofs rein gehalten, an Ihrem Eigenthum 
gepfändet sind, um dem Gefangnisse oder der Verbannung zu- 
zuwandern. Tiefer Unmuth will sich unserer bemächtigen ; das 
Blut will uns manches Mal überwallen, dass wir Solches erle- 
ben müssen u. 8. w.c 
Der Bischof erwiederte: 

»Dank und Freude erfüllt mein Herz .... ich bin gewiss, 
dass Ihr feststehen werdet auch in der Stunde der Gefahr, dass 
Gott Euch in dm Gesinnungen stärke und erhalte . . . da- 
für will ich Euch den Segen ertheilen 

Am 17. Juni 1874 zogen, geführt von Vorreitern, auf zwölf 
mit päpstlichen Fahnen und mit Laubgewinden gezierten Leiter- 
wagen 200 Mann aus Obertiefenbach in Limburg ein; gleichzei- 
tig kamen mit der Eisenbahn 1500 Männer aus Hadamar; sie zo- 
gen gemeinschaftlich zur bischöflichen Wohnung , wo der Red- 
ner die 

»unerschütterliche Treue in dem entbrannten Kampfe* betonte. 
Der Bischof erörterte in seiner Entgegnung, 

»die Natur und Verdienstlichkeit des Kampfes.* 

Die Menge auf dem Platze brachte ihm ein dreimaliges Hoch, 
welches er an's Fenster tretend mit einem Hoch auf den Papst er- 
wiederte. Im feierlichen Zuge, die Vorreiter voran, unter Hurrah- 
rufen fuhren die Wagen durch die Stadt wieder ab. — 

Eine gleiche Deputation erschien im Juni 1874 aus dem Rhein- 
gau. Dem Redner dankte der Bischof; er sprach über die Ziele 
der preussischen Kirchenpolitik und hob 
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I 

»die Pflicht Aller, für die Freiheit der Kirche bis zum letzten 
Athemzuge zu kämpfen,« 
hervor. 

Am 19. Juli erschienen Hunderte aus dem »goldenen Grunde« 
und den Nachbargemeinden, zusammen etwa 18 Gemeinden, aut 63 
mit Kränzen und päpstlichen Fahnen geschmückten und von 25 
lieitern geführten Leiterwagen. Der Bischof empfing diese Massen- 
deputation in der Stadtkirche. Der Redner Dr. Lieber gelobte 
»Treue und Ergebenheit in Glück und Unglück.« Der Bischof dankte 
für die 

»Treue der Diöcesanen, welche ihm und allen Amtsbrüdern 
Stütze und Trost in den für die Kirche entstandenen Gefahren, 
in den Zeiten der Stürme sei.« 

Sodann brachte er vom Fenster aus nach einer Anrede an die 
Menge ein Hoch auf den Papst aus. 

Diesen, in Folge der Willkommenheissung Seitens des Bischofs 
immer weitere Dimensionen annehmenden, staatsfeindlichen Mani- 
festationen machte die Königliche Regierung zu Wiesbaden ein 
Ende, indem sie durch die Verfügung vom 23. Juli 1874 den ihr 
untergeordneten Behörden die volle Anwendung des Vereinsgesetzes 
aufgab. 

Dennoch erschien noch am 9, August 1874 eine Massendepu- 
tation aus verschiedenen Gemeinden des Amtes Rennerod, deren 
• Redner hervorhob, da$s »weder Kerker noch Verbannung noch Ab- 
setzungsdecret sie von dem Bischof trennen würden.« Der Bischof 
entgegnete, 

»dass der Triumph der Sache Gottes zwar unaufhaltsam nahe 
wäre, dass aber auch, wenn noch schwere Prüfungen durchge- 
macht werden raüssten, seine Diöcesanen keine Mühe, keine An- 
strengung scheuen würden, um möglicli erweise auf weiten We- 
gen zu den Sacramenten bei rechtmässigen Priestern 

zu gelangen « 

Aehnliche Ovationen wurden einzelnen Geistlichen mit Bezug 
auf die wegen Uebertretnng der Maigesetze ihnen auferlegten Stra- 
fen oder sonstigen Nachtheile gebracht. Als der Caplan Houben am 
6. November 1874 nach Limburg und am 20. November nach Zie- 
genhain zur Verbüssung gerichtlicher Strafen gebracht wurde, hat- 
ten sich viele Menschen eingefunden, welche ihn unter Hutschwen- 
ken und Hochrufen begrüssten. 

Ferner rechnet die Staatsanwaltschaft hierher 

a) die masslose Sprache der Adresse, welche dem Pater Ree- 
Archiv fiir Kirchenreoht. XXXVIII. 20 
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tor der Congregation vom allerheiligsten Erlöser zu Bornhofen 
von dem Kirchenvorstande, den Vorständen der Männer-Congregatio- 
nen, dem katholischen Vereine Constantia und dem Gesellenvereine 
gemeinsam überreicht wurde; einzelne Stellen lauten: 

»Der schwere Schlag, welcher in der gegenwärtigen Verfol- 
gung der Kirche gegen die ehrwürdige Congregation .... ge- 
führt wird . . . ., trifft auf das Allerempfindlichste das katho- 
lische Volk des ehemaligen Nassauischen Landes. . . . Gezwun- 
gen, den gerechten Unmuth über solche Massregel der weltlichen 
Gewalt in unsern Herzen zu ersticken, können wir es uns nicht 
versagen, bei Ihrem Scheiden unsere Dankbarkeit und die Hoff- 
nung auszusprechen, dass auch in unserm Vaterlande eine gläu- 
bige Geistesrichtung an die Stelle einer kircJien- und religions- 
feindlichen Strömung treten werde . . . .« 
b) die theilweise mit dem früheren Mainzer Katholikenver- 
ein in Verbindung stehenden Katholiken Versammlungen, welche iu 
den Jahren 1873 und 1874 in der Diöcese Limburg in ausgedehn- 
ter Weise mit dem Zweck veranstaltet worden seien, auch im Volke 
die feindselige Haltung gegen die Staatsgesetze zu verbreiten und 
zu befestigen. 

Wie die Staatsanwaltschaft behauptet, wurde bei den dem Bi- 
schöfe dargebrachten Ovationen das Verhalten desselben und der 
Geistlichen bei Herabwürdigung und Entstellung der Staatsgesetze 
und obrigkeitlichen Anordnungen gefeiert, und von der fanatisirten 
Menge zum Zeichen des Einverständnisses ein leidenschaftliches Hoch 
auf den Papst ausgebracht. Versammlungen dieser Art, bei denen 
als Hauptredner die Geistlichen der Diöcese Limburg aufgetreten, 
seien u. a. im Jahre 1873 beispielsweise in Camp, Oestrich, Eltville, 
Höchst, Niederselters, Dehrn, wo etwa 2000 Männer versammelt 
gewesen, zu Bodenheim, Langendernbach, Lahr veranstaltet worden, 
insbesondere sei im letzteren Orte eine grossartige Volksversammlung 
von 5000 Männern unter dem Vorsitz des Grafen v. Walderdorff am 

> 

6. Juli 1873 in Scene gesetzt. 

Bei solchen Gelegenheiten sei von dem Redner geäussert, man 
müsse den Bischöfen und Priestern, als den Führern im gegen- 
wärtigen Kampfe muthig und beharrlich folgen. In Deesen habe 
am 26. April 1874 bei einer Versammlung der fraglichen Art der 
Geistliche Thissen den Satz ausgeführt, dass es bei dem gegenwär- 
tigen Kampfe gegen die Kirche die Ehre und die Pflicht des Prie- 
sters sei, für die Sache seines Herrn zu streiten an der Stelle, wo' 
der Kampf entbrenne, desshalb sei er, Redner, auch als Herausge- 
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ber des Nassauer Boten als eines den Interessen der Katholiken ge- 
widmeten Blattes hervorgetreten. 

Diese Angaben beruhen auf Darstellungen im Nassauer Boten 
für 1873 Nr. 44, 45, 46, 51, 65, 68, 80, 83, 08, 117, 119, 122, 
und für 1874 Nr. 5, 41, 50, 52, 71, 72. 

Die Staatsanwaltschaft macht gegenüber der oft wiederkehren- 
den Behauptung des Angeschuldigten, den erwähnten Preussischen 
Gesetzen nicht ohne Verletzung seines Gewissens Gehorsam leisten 
zu können, auf ähnliche der Staatsgewalt noch weit umfassendere ■ 
Befugnisse verleihende Gesetze und Verordnungen des vormaligen 
Herzogthums Nassau und der Freien Stadt Frankfurt aufmerksam, 
welche er ausweise der vorliegenden Nassauischen Minister ial- und 
Regierungsakten, sowie einer Auskunft des Königlichen Polizei-Prä- 
sidiums zu Frankfurt unweigerlich befolgt habe. 

Die Formalien sind überall beobachtet. 

Mit Recht hat der Ober- Präsident den Angeschuldigten zur 
Amtsniederlegung unmittelbar aufgefordert, weil derselbe unter kei- 
ner kirchlichen Behörde innerhalb des deutschen Reichs steht, welche 
die kirchliche Untersuchung auf Entlassung aus dem Amte einzu- 
leiten befugt wäre (§. 25. Gesetz vom 12. Mai 1873). Das Concil. 
Trident. sess. XIII. c. 8. und sess. XXIV. c. 5. de ref. hat den 
in den Decretalen (cap. 2. X. de translat., I. 7.) ausgesprochenen 
Satz bestätigt, nach welchem ein Bischof nur vom Papst versetzt 
oder abgesetzt werden kann. Darum bleibt hier die Suffragan- 
stellung des Angeschuldigten zum Erzbischof von Freiburg ausser 
Betracht. 

Die Vorschriften der §§. 26—29 a. a. 0. sind gewahrt. 

Da der Angeschuldigte gehöriger Ladung ungeachtet im heu- 
tigen öffentlichen Audienztermin weder persönlich erschienen ist, 
noch durch einen Mandatar sich hat vertreten lassen, so hat ge- 
mäss §§. 30. 19. L c. nach Lage der Verhandlungen erkannt wer- 
den müssen. 

In der Sache selbst sind alle Behauptungen der Staatsanwalt- 
schaft, soweit sie reine Thatsachen betreffen, als bis zur richterli- 
chen Ueberzeugung dargethan zu erachten. Denn 

a) die öffentlichen Kundgebungen sind zumeist im officiellen 
Amtsblatt des Bisthums, sowie im »Nassauer Boten« erfolgt. Von 
letzterem liegt eine grosse Anzahl von Nummern vor; wie daraus 
erhellt, wird das Blatt von ultramontanen Tendenzen beherrscht ; 
auch stand es laut diensteidlicher Aussage des Amtmannes Lorsbach 
zu Limburg mit dem bischöflichen Stuhle in Verbindung und wurde 
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in den Jahren 1873, 1874, 1875 im Verlage und unter Redaeüon 
des Domcapitulars Thissen herausgegeben. Zeuge fügt hinzu, es sei 
ihm niemals bekannt geworden, dass der Bischof irgend einen Artikel 
des Blattes desavouirt hätte. 

Gleiche Tendenzen, wie der Nassauer Bote, verfolgen die bei- 
den ausserdem von der Anklage in Bezug genommenen Blätter, näm- 
lich das Paderborner »Westfälische KirchenblatU und die >Germa- 
nia.« Darum kann ein Zweifel an der Echtheit der in den genann- 
ten Blättern geschehenen, von der Staatsanwaltschaft hervorgehobe- 
nen Veröffentlichungen nicht aufkommen. 

b) Das V ereidigungsprotocoll vom 22. Mai 1867 und sonstige 
Urkunden, sov»ie die vom Angeschuldigten mit den Behörden ge- 
pflogene Correspondenz liegen in den Akten urschriftlich oder in be- 
glaubigter Abschrift vor. 

c) Die gerichtlichen Untersuchungsakten, in denen die Straf-Er- 
kenntnisse ergangen, und die Verwaltungsakten, in denen die Execu- 
tivstrafen verfügt sind, liegen ebenfalls vor. 

Auch ist der Bischof, wie seine Auslassungen, namentlich in 
den gerichtlichen Untersuchungssachen und in seiner, vom 25. Oo 
tobcr 1876 datirten Erwiederung auf das ihn zur Amtsniederlegung 
auffordernde Schreiben des Ober-Präsidenten klar ergeben, überhaupt 
nicht gewillt, die ihm schuldgegebene Handlungsweise an sich zu 
bestreiten. Er beschränkt sich vielmehr lediglich auf den Versuch 
des Nachweises seiner Befugniss und Verpflichtung zu jener Handlungs- 
weise, sowie des Nachweises der Unzuständigkeit weltlicher Behör- 
den, ihn wegen seines Verhaltens zur Rechenschaft zu ziehen. Da- 
bei geht er von der Ansicht aus, dasb die Gesetze, gegen welche er 
sich vergangen haben soll, ihrem ganzen Inhalte nach für die Kirche 
unverbindlich seien ; dem Staate gebühre nicht die in Anspruch ge- 
nommene Machtvollkommenheit, einseitig und ohne Verständigung 
mit der Kirche und ihrem Oberhaupte das Verhältniss des Staats 
zur katholischen Kirche im Wege der Gesetzgebung zu regeln. Da- 
rum wäre eine Anerkennung der sogenannten Maigesetze eine Ver- 
werfung des göttlichen Ursprungs des Christenthums. Der Staat sei 
bestrebt, durch einseitige Gesetze die Kirche Jesu Christi mittelst 
Unterwerfung unter die staatliche Gewalt ihres göttlichen Charakters 
und Einflusses zu berauben, und auf der Grundlage des modernen 
Heiden thums die bürgerliche Gesellschaft wiederherzustellen. 

Der Angeschuldigte behauptet also, an kein die kirchlichen 
Interessen irgend wie berührendes Gesetz, welchem nicht die Geneh- 
migung des Papstes ertheilt worden, gebunden zu sein , und bestreitet 
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desshalb in seinem oben gedachten, durch die »Germania« veröffent- 
lichten Schreiben vom 25. October 187G auch die Competenz des 
königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten in der ge- 
genwärtigen Sache. 

Dem gegenüber steht zunächst die unbezweifelte und unan- 
fechtbare Rechtsregel des in der Provinz Hessen-Nassau geltenden 
gemeinen deutschen Rechts, dass die Gesetze unbedingt alle Staats- 
angehörige, für welche sie erlassen sind, binden und das Mass ihrer 
Geltung nur in sich selbst tragen. Ausserdem bestimmt die Ver- 
fassungsurkunde vom 31. Januar 1850, welche durch Gesetz vom 
22. September 1866 (G. S. S. 555.) im ehemaligen Herzogthum 
Nassau und in der Stadt Frankfurt Gesetzeskraft erlangt hat, im 
Artikel 106, dass Gesetze verbindlich sind, wenn sie in der vom Ge- 
setz vorgeschriebenen Form (Art. 44. 45. das.) bekannt gemacht 
worden. Dies ist rücksichtlich der seit dem Jahre 1873 ergange- 
nen kirchenpolitischen Gesetze nach vorheriger Vereinbarung zwischen 
Krone und Landtag geschehen. Es handelt sich vorliegend um 
solche Gesetze, welche, wie Savigny (System des Röra. Rechts L §. 16.) 
sagt, mit unabänderlicher Notwendigkeit, ohne der individuellen 
Willkür Spielraum zu lassen, herrschen sollen, und in die Kategorie 
der absoluten oder gebietenden gehören. 

Steht hiernach die Geltung der angedeuteten Gesetze für den 
Richter schon vollkommen fest, so mag noch, wie der Gerichtshof 
bereits verschiedene Male auszuführen Gelegenheit genommen hat, 
bemerkt werden, dass jene Gesetze streng innerhalb der für das Ma- 
jestätsrecht der Kirchenhoheit (jus circa sacra) gezogenen Linie ge- 
halten sind, und keineswegs, wie der Angeschuldigte in Gemein- 
schaft mit anderen Bischöfen behauptet, das innere Wesen (res mere 
spirituales) der katholischen Kirche antastet, vielmehr derselben in 
Ansehung des Gottesdienstes und der kirchlichen Lehren die vollste 
Freiheit gestattet. 

Wollte man aus der angeblichen entgegengesetzten Ueberzeu- 
gung des Angeschuldigten eine mildere Beurtheilung seines den Ge- 
genstand der Anklage bildenden Verhaltens entnehmen, so würde 
sich die von ihm früher der Nassauer und Frankfurter Staatsregie- 
rung gegenüber in den wesentlichsten jetzt zur Sprache kommenden 
Punkten eingenommene Stellung mit jener üeberzeugung nicht in 
Einklang bringen lassen. Denn die gleichlautenden Gesetze der 
freien Stadt Frankfurt vom 2. März 1830 (Frankf. Ges. S. S. 
181) und des Herzogthuras Nassau vom 30. Januar 1830 (Nass. 
Verord.-Samml. S. 493) besagen, dass zur gleichförmigen Bestim- 

* 

Digitized by Google 



406 Die staatsbehördliche Absetzung des Bischofs von Limburg. 

V 

mung der Verhältnisse der Kirchenprovinz sämmtlicbe betbeiligte 
Regierungen »nachfolgende Anordnungen verabredet und deren fort- 
währende genaue Vollziehung beschlossen haben.« — Dabei ist von 
einer Zustimmung des päpstlichen Stuhls nirgends die Rede. Auch 
fehlen in der Bulle Provida solersque und im Decretum crectionis, 
wovon Eingangs Erwähnung gethan, solche Erklärungen, als deren 
blosse Ausführungen die fraglichen Gesetze angesehen werden könnten. 
Dieselben bestimmen nun: 

§. 3. Jeder Staat übt die ihm zustehenden unveräusserlichen 
Majestätsrechte der Oberaufsicht über die Kirche in ih- 
rem vollen Umfange aus. 

§. 23. Die Decanate werden unter gemeinschaftlichem Ein- 
verständnisse der Regierungs- und bischöflichen Behörden 

besetzt., 

§. 26. Die Candidaten des geistlichen Standes werden nach 
vollendeten dreijährigen theologischen Studien Ein Jahr im 
Priesterseminar ausgebildet. 

§. 27. In das Priesterseminar werden nur diejenigen Candi- 
daten aufgenommen, welche in einer durch die Staats- und bi- 
schöflichen Behörden gemeinschaftlich vorzunehmenden Prüfung 
gut bestanden — — sind. 

Nach dem Edict vom 9. October 1827 (Nass. Verord.-Samml. 
S. 463) lag die Verwaltung des katholischen Centralkirchenfonds, 
welchem auch die Bisthumsdotation einverleibt war, in der Hand 
der Staatsbehörde, während dem Bischof mir die Mitaufsicht vorbe- 
halten blieb. 

Laut amtlicher Auskunft der Königlichen Regierung zu Wies- 
baden erfolgte in Gemässheit des trotz Widerspruchs der Bischöfe 
zur Ausführung gebrachten Nassauischeu Ministerial-Erlasses vom 
5. März 1853 (enthalten in den vorliegenden herzogl. Nass. Regie- 
rungsakten betreifend das Verhältniss der katholischen Kirche des 
Herzogthums zum Staat) die Ernennung der Pfarrgeistlichen und 
der Lehrer am Priesterseminar auf den gutachtlichen Vorschlag 
des Bischofs durch den Landesherrn, und hat sich der Angeschul- 
digte bis zum Jahre 1866 allen vorerwähnten Bestimmungen an- 
standslos gefügt. 

Demnach erweist sich seine Behauptung, analogen Gesetzen 
des preussischen Staats aus Gewissensscrupeln den Gehorsam ver- 
sagen zu müssen, als nichtiger Vorwand. 

Er hat feststehendermassen fünf Geistliche ohne Beobachtung 
des Gesetzes vom 11. Mai 1873 §. 15. angestellt, die vom Ober- 
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Präsidenten geforderte Wiederbeset zung erledigter Pfarreien, entgegen 
dem §. 18. daselbst, abgelehnt, nnd dabei zwar den Mangel an Be- 
werbern vorgeschützt, dessen Ursache in dem an ihn gerichteten 
Oberpräsidialschreiben vom 16. September 1 875 mit Recht auf seine 
eigene, der Staatsgewalt gegenüber eingenommene feindselige Hal- 
tung zurückgeführt wird, dagegen stets den angemassten Standpunkt 
festgehalten, von welchem aus er sich den kirchenpolitischen Ge- 
setzen nicht unterworfen erachtet. Er hat ferner die staatliche Re- 
vision des Klerikal-Seminar8 zu Limburg, dem §. 9. 1. c. zuwider, 
verhindert, durch öffentliche, die Tendenz der gedachten Gesetze 
gänzlich entstellende Kundgebungen Klerus und Diöcesanen gegen 
die Staatsregierung mit Erfolg aufzureizen gesucht, und durch seine 
Erklärungen, zu denen auch diejenigen gehören, welche, weil vor 
Erlass der Gesetze abgegeben, keine Strafe nach sich ziehen können, 
jede Aussicht auf eine Sinnesänderung ausgeschlossen. 

Sein Verhalten erscheint um so gefährlicher, als demselben 
ausweise der erwähnten Collectiv-Adressen und Sendschreiben des 
preussischen Episcopats eine gemeinschaftliche Beschlussfassung und 
ein einheitlicher auf den ganzen Umfang der Monarchie berechneter, 
vom päpstlichen Stuhle gut geheissener Plan der Bischöfe zu Grunde 
liegt. 

Dabei fällt schwer in die Wagschale, dass der Angeschuldigte 
sich in seinem Gewissen auch durch den Sr. Majestät dem Könige 
geschworenen Eid der Treue und des Gehorsams gegen die Gesetze 
nicht behindert gefühlt hat, dieselben zu missachten und gröblich 
zu verletzen. Hat er, wie in seinem Schreiben' an den Oberpräsi- 
denten vom 25. October 1876 behauptet wird, dem Regierungsprä- 
sidenten von Diest unter dem 7. Mai 1867 schriftlich erklärt, dass 
er die Wirkung der Leistung des Unterthaneneides ausdrücklich auf 
die rein staatsbürgerlichen Obliegenheiten beschränke, und die Rechte 
der Kirche, sowie den angelobten canonischen Gehorsam der Geist- 
lichen vorbehalte, so lautet doch der später von ihm geschworene 
Horaagialeid ganz unbedingt und fehlt zu einer Mentalreservation 
jede Berechtigung. Konnte er also nicht ohne stets erneuerte Ver- 
letzung seines Eides und namentlich des darin gethanen Gelöbnisses, 
in den Gewissen von Klerus und Gemeinden die Gesinnungen der 
Ehrfurcht und Treue gegen den König, und des Gehorsams gegen 
die Gesetze mit Sorgfalt zu pflegen, weder sich persönlich gegen die 
Staatsordnung auflehnen, noch die Geistlichen und Diöcesanen zum 
Widerstande gegen dieselbe aufreizen, so musste er zur Lösung des 
zwischen seinen vermeintlichen bischöflichen Pflichten und dem Eide 
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bestehenden Conflicts die Enthebung von seinem Amt durch den 
Papst zu erlangen suchen. Ist er aber hierzu nicht geneigt oder 
nicht im Stande, dann tritt für den Gerichtshof die gebieterische 
Noth wendigkeit ein, den verderblichen Bestrebungen des Bischofs, 
die Auctorität der Staatsregierung tief und dauernd zu schä.li^en, 
ein Ziel zu setzen, nachdem sich alle gegen ihn angeordneten Mass- 
regeln als unwirksam, insbesondere die vom Oberpräsidenten ver- 
hängten Executivstrafen in Folge der Vermögensveräusserung als 
uneinziehbar erwiesen haben. 

Nach diesen Austührungen unterliegt es keinem Bedenken, den 
Angeschuldigten, wie hierdurch geschieht, für thatsächlich überführt 
und für schuldig zu erklären, dass er die auf sein Amt und seine 
geistlichen Amtsverrichtungen bezüglichen Vorschriften der Staats- 
gesetze und die in dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ih- 
rer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen so schwer 
verletzt hat, dass sein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ord- 
nung unverträglich erscheint. 

Demnach hat in Kraft des §. 24. Gesetz vom 12. Mai 1873 
auf Entlassung des Angeschuldigten aus dem Amte als Bischof von 
Limburg erkannt werden müssen, und fallen ihm nach §. 37. daselbst 
die Kosten des Verfahrens zur Last. 

Ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des Königlichen 
Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. 

Berlin, den 13. Juni 1877. 

Eggeling. 

Study, Secretär des Gerichtshofes. 
N. 116 K. 

Gestatten wir uns nun eine kurze Besprechung des Erkennt- 
nisses! Bekanntlich verdankt der Königlich Preussische Gerichtshof 
für kirchliche Angelegenheiten seine Existenz dem sogenannten Cul- 
turkampfe, welcher eine Institution nöthig erscheinen Hess, die der 
Staatsregierung die Möglichkeit an die Hand gab, die renitenten Bi- 
schöfe unter Beobachtung legaler Formen zu beseitigen und dadurch 
von Vorneherein gewissen Bemängelnngen vorzubeugen, welche die 
im Jahre 1837 bewirkte Internirung des Erzbischofs Clemens Au- 
gust von Köln in der Festung von Minden bei der »freisinnigein 
Partei gefunden hatte 1 ) — Bemängelungen, die übrigens ihren 
Grund und Halt keineswegs in der Ansicht hatten, dass die Staats- 
regierung den Erzbischof zwar nicht ohne vorliegendes Gesetz in 

1) Carl von Rottek veröffentlichte z. B. damals eine eigene Schrift ge- 
gen das Verfahren der preussischen Regierung. 
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seiner Amts wirksamkeit habe hemmen dürfen, wohl aber auf Grund 
eines solchen, sondern in der davon völlig verschiedenen Ueberzeu- 
gung, dass es allen Begriffen eines geordneten Staatswesens wider- 
spreche, wenn die öffentlich und amtlich ausgesprochene Beschuldi- 
gung, der Erzbischof habe im Vereine mit revolutionären Parteien 
des Auslandes gegen die Sicherheit des Staates conspirirt, dessen 
Gefangenschaft rechtfertigen solle, ohne dass der behauptete Hoeh- 
verrathsversuch Gegenstand einer strafgerichtlichen Einschreitung nach 
Massgabe des Gesetzes werde. Bekanntlich gab auch Fürst Metter- 
nich als damaliger österreichischer Haus-, Hof- und Staats- Kanzler 
dem über Wien nach Rom zurückreisenden preussischen Gesandten 
von Bunsen auf seine diplomatische Motivirung des stattgehabten 
Vorgehens gegen den Kölner Erzbischof trocken die derangirende 
Antwort: »Sicher, Herr Gesandter, ist die preussische Regierung im 
vollen Rechte, gegen einen hochverrätherischen Erzbischof mit aller 
Strenge einzuschreiten; aber ich hätte den alten Herrn, wenn er 
ein so gefahrlicher und offenbarer Staatsverbrecher ist, wie Sie sa- 
gen, nicht zu später Abendstunde, sondern Mittags um 12 Uhr bei 
hellem Tage und vor aller Welt festnehmen' und ihm sofort den Pro- 
cess machen lassen.« Es liegt nun ausser dem Zwecke dieser Zei- 
len, das völlig Verfehlte der Erwartung nachzuweisen, dass die Be- 
nennung »Gerichtshof« und »richterliches Erkenntniss« in Fällen 
der vorliegenden Kategorie auf nüchtern denkende Geister einen be- 
stechenden Eindruck hervorbringen und über dem Klange des Na- 
mens das Wesen der Institution vergessen machen werde; heute kann 
es ohnehin eines solchen Nachweises nicht mehr bedürfen, da es evi- 
dent ist, dass die vom Königlichen Gerichtshofe decretirten »Amts- 
entlassungen« der katholischen Bischöfe lediglich als factische Be- 
hinderungen der Amtstätigkeit derselben aufgefasst und katholischer 
Seits ganz und gar in gleicher Weise, ja noch ab- und missfalligcr 
beurtheilt werden, als der seinerzeitige Staatsministerialbeschluss der 
lnternirung des Erzbischofs Clemens August. Dagegen dürften die 
hauptsächlichsten Bestimmungen des Gesetzes vom 12. Mai 1873 
über die Errichtung des Königlichen Gerichtshofes für katholische 
Angelegenheiten hier am Platze sein 1 ). Dieselben besagen, dass 
die zur Entscheidung der Berufungen von den Disöiplinarverfügungen 
der Kirchenbehörden an den Staat und zur Eutlassung von Kirchen- 
dienern unter der mehrgedachten Benennung berufene Behörde ihren 
Sitz in Berlin haben und aus 11 Mitgliedern bestehen solle, wovon 

1) Vgl. den Wortlaut des Gesetzes Archiv' Bd. 30. S. 129. und den 
Wortlaut der Geschäftsordnung des Gerichtshofes Archiv Bd. 31. S. 342. 
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der Präsident und wenigstens fünf andere Mitglieder etatsmässig an- 
gestellte Richter sein müssten. Die darnach zulässige Berufung von 
fünf Nichtjuristen in den »Gerichtshof* wird in den Motiven zu dem 
Gesetzentwurf mit der Aufstellung begründet, dass die Fragen, ob 
eine Disciplinarentscheidung der kirchlichen Behörde für eine »will- 
kürliche« zu erachten, und ob die fernere kmisthäiigkeU eines Kir- 
chendieners mit der »öffentlichen Ordnung« unverträglich sei, nur 
bei einer »unbefangenen« Würdigung der »richtigen« Grenzen zwi- 
schen den »Rechten« des Staates und denen der Kirche »sachge- 
mäss« entschieden werden könnten. Daher müssten die Entschei- 
dungen von einer Behörde erfolgen, deren Mitglieder durch ihre 
Vorbildung, Erfahrung, Sachkenntniss und Stellung die Gewähr ei- 
ner gründlichen, sachgemässen und unparteiischen Entscheidung böten. 
Für die Qualifikation der nicht dem Richterstande angehörigen Mit- 
glieder seien bestimmte Kriterien nicht vorgesehen, um die Zuziehung 
von höheren Verwaltungsbeamten, angesehenen Rechtslehrern und 
hervorragenden Geistlichen zu ermöglichen. Wirklich zählt auch 
dermalen der Königliche Gerichtshof einen protestantischen Geist- 
lichen in der Person General-Superintendenten Dr. Nieden zu 
Coblenz, einen Rechtslehrer in dem Professor Dr. Dove zu Göttingen 
und einen Verwaltungsbeamteu in dem Oberbürgermeister von For- 
kenbeck zu Breslau; auch hat der genannte General-Superintendent 
bereits bei der »Amtsentlassung« des Erzbischofs von Köln am 28. 
Juni 1876 als Richter fungirt. 

Bei seinen inappellabelen »Entscheidungen« (sie) hat der Ge- 
richtshof, ohne an positive Beweisregeln gebunden zu sein, nach sei- 
ner freien, aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen und Be- 
weise geschöpften Ueberzeugung zu entscheiden (sie) — eine Directive, 
welche dem §. 7. der preussischen Strafprocessordnung für die im 
Jahre 1866 annectirten Provinzen nachgebildet ist, die aber hier 
eine ganz andere Bedeutung und Tragweite hat, da die Mitglieder 
des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten nicht einfach nach 
dem positiven RecJUe, sondern vorzugsweise nach »lichtigen Be- 
griffen« über das VerhäUniss zwischen Kirche und Staat zu ent- 
scheiden berufen sind, womit dem Subjectivismus und Confessio- 
nalismus eine weite Thüre geöffnet ist. 

Dieser also gebildete Königliche Gerichtshof für kirchliche An- 
gelegenheiten kann nun nach §. 24. des Gesetzes vom 12. Mai 1873 
die »Entlassung aus dem Amte« aussprechen, wenn der betreffende 
»Kirchendiener« die auf sein Amt oder seine geistlichen Amtsver- 
richtungen bezüglichen Vorschriften der Staatsgesehe oder die in 
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dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerlidlb ihrer gesetgliclien Zu- 
ständigkeit getroffenen Anordnungen so schwer verletzt, dass sein 
Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich er- 
scheint. Insofern nun darnach die Civilgewalt berechtigt sein soll, 
Vorschriften über, die geistliche Amtsführung zu ertheilen und even- 
tuell ein kirchliches Amt zu entziehen, liegt ein Widerstreit vor 
gegen das katholische Dogma von dem Ursprünge und der Natur 
der kirchlichen Gewalt; und insofern es eine protestantische Regie- 
rung ist, welche durch ihre Organe jene Vorschriften ertheilen und 
eventuell katholische Bischöfe, Pfarrer u. s. w. aus ihrem Kirchen- 
amte entfernen will, liegt ein Widerstreit vor gegen die historische 
Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat in Deutsch- 
land oder präciser gesprochen, gegen die positiven Reehtsbestim- 
mungen über die Gränzen der Landesherrlichen Gewalt gegenüber 
der Religionsübung einer dem Landesherrn fremden Confession, wie 
selbe principiell für alle Zukunft normgebend in dem westfälischen 
Friedensinstrumente und in dem Reichsdeputations-Recesse vom 25. 
Februar 1803 zum vertragsmässigen Ausdrucke gekommen sind und 
die Grundlage jener der katholischen Kirche zustehenden, feierlich 
verbrieften Stellung« bilden, von welcher der Minister von Ladenberg 
in seinen Erläuterungen der Bestimmungen der Verfassungsurkunde 
vom 5. December 1848 zu Art. 12. spricht. Ueber den erstbezeich- 
neten Widerstreit, den dogmatischen, soll hier nichts weiteres be- 
merkt werden, als dass die Kirche das »geistliche« Amt auf die 
Worte des Sohnes Gottes zurückführt : »Mir ist alle Gewalt gegeben, 
im Himmel und auf Erden; darum gehet hin und lehret alle Völ- 
ker und taufet sie im Namen des Vaters und des Sohnes und des 
heiligen Geistes, und lehret sie Alles halten, was ich euch befohlen 
habe (Matthäus 28, 18 - 20)« und; »Was ihr binden werdet auf Erden, 
das soll auch gebunden sein im Himmel (Matthäus 18, 18);«— und 
dass die Immunität, deren Aufrechthaltung in der 25. Sitzung des 
Concils von Trient Cap. 20. de ref. den Fürsten eingeschärft wird, ohne 
Frage vor Allem und hauptsächlich die Unabhängigkeit der »Kir- 
chendiener« bezüglich ihrer geistlichen Amtsführung von der Laien- 
gewalt einbegreift. 

Dagegen darf nach dem Zwecke dieser Zeitschrift der recht- 
liche Widerstreit der Institution des Königlichen Gerichtshofes für 
kirchliche Angelegenheiten und seiner Competenz gegen die histo- 
risch gegebene »feierlich verbriefte« Stellung der katholischen Kirche 
in Deutschland resp. Preussen nicht ohne nähere Erörterung bleiben, 
IJier ist nun vor Allem hervorzuheben, dass wenn ein protestantischer 
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Landesherr das Recht hat, sei es auf dem Wege der Gesetzgebung 
oder dem der Verwaltung, sei es mit oder ohne Zustimmung einer 
protestantischen Kammermehrheit, sei es unmittelbar durch Cabi- 
netsordres oder durch Verfügungen seiner Beamten, den katholischen 
Bischöfen und dem ihnen untergeordneten Klerus. Vorschriften in 
Bezug auf ihr Kirchenamt und ihre geistlichen Amtsverrichtungen 
zu ertheüen, und im Falle der Nichtbefolgung die »reniteuten« Bi- 
schöfe und Priester durch eine Anzahl vom Landesherrn unter dem 
Namen »Gerichtshof« zur Aburtheilung berufener Protestanten und 
ihrer Kirche entfremdeter Katholiken mittelst »gerichtlichen Er- 
kenntnisses« aus dem Amte zu »entlassen,« dann eben unstreitig der 
Landesherr der oberste Träger des katholischen Kirchenregimentes 
und der Vorgesetzte des Bischofs und seiner Geistlichkeit in kirch- 
lichen Dingen ist. Wie wenig nun aber ein solches autoritatives 
Verhältniss eines Landesherrn bezüglich der Religionsangelegenheiten 
einer ihm fremden Confession gerade nach protestantischer Auflassung 
statthaft ist, lehrt uns die Geschichte, die uns berichtet 1 ), dass die 
protestantischen Reichsstände nicht einmal für den weltlichen Be- 
reich die Gesetze des Reiches und die reiebsverfassungsmässige Wirk- 
samkeit der Reichsbehörden gelten Hessen, wenn das ihr confessio- 
nelles Interesse ihnen räthlich machte. So haben dieselben schon 
bei den Verhandlungen auf dem Reichstage zu Speyer 1529 ihre 
Nichtbeachtung des Wormser Edictes mit dem Grundsatze zu recht- 
fertigen unternommen, dass in Sachen, die Gottes Ehre und der 
Seelen Wohlfahrt betreffen, die Mehrheit der Stimmen, d. h. die 
gesetzgebende Gewalt des Reiches (nämlich des Kaisers und der 
Reichsstände), nicht gegen sie massgebend sein könne. In dem 
Passauer Vertrage und Augsburger Religionsfrieden haben sie später 
Sicherstellung gegen jedwede Beschwerung ihrer Religion und Ab- 
wendung einer Ueberstimmung beim Reichskamraergerichto sich aus- 
bedungen ; und bei den Friedensverhandlungen zu Osnabrück haben 
sie mit Erfolg darauf gedrungen, dass das Reichskammergericht mit 
der gleichen Zahl protestantischer und katholischer Richter besetzt 
werden müsse, und dass alle Rechtssachen zwischen Parteien ver- 
schiedener Confession, auch wenn sie Mos weltlicher Natur seien 
und nicht in das Rcligions- und Kirchemvesen einschlügen, der Ab- 
urtheilung durch eine gleiche Anzahl protestantischer und katho- 
lischer Richter unterworfen werden müssten. Ja sie wollten Anfangs 



1) S. K. A. Menzel, Neuere Geschichte der Deutschen, Bd. 1. S. 317. 
Bd. 3. S. 485 und Bd. 8. S. 237. 
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sogar zu der Entscheidung von allen und jeden Jfec&sstreitigkeiten 
beiderseits protestantischer Parteien ausschliesslich nur die protes- 
tantischen Mitglieder des Gerichtshofes zulassen. Mit welcher Strenge 
und Wachsamkeit aher die protestantischen Reichsstände jederzeit 
die errungene Unabhängigkeit von der obersten Reichsgewalt in 
allen confessionellen Angelegenheiten wahrnahmen, ist sattsam be- 
kannt, und durch Moser's Geschichte der berühmtesten Religions- 
streitigkeiten im deutschen Reiche für alle Zukunft aufbewahrt 1 ). 



1) Angesichts des heutigen Culturkampfes verdient die interessante Aus- 
lassung des Kurmainzischen Subdelegirten und Universitäts-Professors Johann 
Richard von Roth (in dessen »Privatgedanken Ober das Recht deutscher Lan- 
desherren gegen Religion und Kirche nach der deutschen Staats- und Kirchen- 
verfassung. Würzburg und Bamberg bei Göbhardt 1805 S. 51 ff.«) über die 
Abstimmung der protestantischen Subdelegirten bei der Berathung des §. 63. 
des Regensburger lJeputations-Recesses vom 25. Februar 1803, welcher den Lan- 
desherrn das bis dahin vom gesammten Corpus Evangelicorum auf das Heftigste 
und Werkthätigste bestrittene Recht zusprach, andere Religionsverwandto zu 
dulden und ihnen den vollen Genuss bürgerlicher Rechte zu gestalten, so sehr wie- 
der in Erinnerung gebracht zu werden, dass dieselbe trotz ihrer grossen Ausdeh- 
nung hier um so mehr wird eine Stelle finden dürfen, als das Werkchen Roth's 
leider heute so gut wie vergessen ist, obschon es gerade für die gegenwärtigen 
Streitfragen von erheblicher Bedeutung ist. 

»Wenn man — heisst es a. a. 0. -- die Handlungen der Protestanten 
zusammenstellt, was dieselben seit dem W. F. bis zu unsern Zeiten wider 
das Reformationsrecht der Landesherrn grthan haben, wenn ein pro- 
testantischer Ort an einen katholischen Landesherrn kam , und dann diese 
Handlungen mit den neuesten Aeusserungen protestantischer KüV und Für- 
stenstimmen, und mit den neuesten Handlungen der Katholischen vergleicht, 
wo ein ganzer Haufen katholischer Orte an protestantische Landesherrn 
auf einmal überging ; — so stellt sich ein sonderbarer C.ontrast zwischen zweien 
Religionstheilen über ein Gesetz — , zwischen alten — neuen — und neuesten 
Zeiten, zwischen Handlungen und Aeusserungen, — ein wirklich äusserst 
merkwürdiges Schauspiel von einer Geschichte dar, aus welcher der wahre 
Sinn und Geist des neuesten Gesetzes, des Reichsschlusses von 1803, über das 
landesherrliche Reformationsrecht aufgedeckt, und erklärt werden muss. 

Ueber die Handlungen einzelner protestantischer Häuser, auch des gan- 
zen protestantischen Religionstheils, das landesherrliche Reformationsrecht 
betreffend, darf man aus tausenderlei Beweisen nur die feierlichsten Urkunden hier- 
über, die feierlichsten Verträge und Reverse betrachten, welche dieLandesherm, 
wenn sie zur katholischen Religion übergingen, ihren protestantischen Unter- 
thanen ausstellen mussten, und die Schritte des ganzen protestantischen 
Religionstheils hierbei, von dem kursächsischen Reverse vom Jahre 1697 an bis 
zum neuesten Nassau-Saarbrückischen Reverse vom Jahre 1779 erwägen; man kann 
dann wie in einem historischen Gemälde die ganze Entstehungsgeschichte der Grund- 
sätze des protestantischen Religionstheils in Hinsicht des landesherrlichen Re- 
formationsrechtes, wenns Katholische betrifft, in einem Blicke überschauen, wo- 
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Der radicule Bruch der heutigen Preussischen Gesetzgebung 
mit dem historischen Religionsrechte bildet denn auch die hervor- 
ragende Signatur des brennenden Kampfes zwischen der Kirchen- 



bei man in Erstaunen geräth, wenn man die neuesten Stimmen der protestan- 
tischen Subdelegirten auf dem Regensburger Reichsdeputationstage, wo es pro- 
testantische Landesherrn betraf, damit in Vergleichung zieht ! 

Die protestantischen Fürsten und der ganze protestantische Reli- 
gionstheil ging von jeher bei allen Fällen, wo ein protestantisches Land an 
einen Katholischen kam, oder nur kommen konnte, bis in die neuesten Zeiten 
von dem Grundsatze aus, die evangelische Religion müsse in dem Lande, 
wo sie naeh dem Entscheidungsziele die herrschende sei, ohne die mindeste 
Beschränkung schlechterdings beibehalten und geschützet werden, und dass die 
katholische Religion neben der protestantischen dort nicht eingeführt wer- 
den dürfe. Der katholische Landesherr musste sich daher reversiren, dass er 
die Behandlung aller Angelegenheiten, welche das evangelische Religions- und 
Kirchenwesen auf irgend eine Art betreffen, lediglich und ausschliesslich dem 
gehe imen Rathscotlegium ohne Anfrage (in vim perpetuae Comraissionis, nach 
dem Ausdrucke der Reverse) überlassen wolle; er musste über das mit seinen 
Unterthanen und Landständen eigene Verträge eingehen, welche die Stelle 
eigner besonders verbindlicher Sicherheitsurkunden über den wirklichen Beli- 
gionszustand (actualem Religionis Statum) vertreten sollten, wodurch die Katho- 
lischen nicht nur von aller Theilnahme an dem Kircheneigenthume, sondern 
auch von dem Genüsse aller bürgerlichen Rechte ausgeschlossen, zur 
Aufnahme in die Bürgerschaft, Zünfte, Dienste aller Art unfähig erklärt 
wurden; daher jeder neue Staatsdiener vor seiner Anstellung einen Religions- 
eid ablegen musste, und bei einer Religionsveränderung ipso facto seine 
Anstellung verlor; daher kein Katholik zu einer öffentlichen Lehr- und JE7- 
ziehungsanstalt zugelassen, und Keinem ausser dem katholischen Landes- 
herrn ein Privatgottesdienst, und diesem nur mit Vermeidung aller Kenn- 
' zeichen eines Cultus publici zugestanden wurde. Diese Verträge und Re- 
verse wurden als Grundbedingnisse angesehen, auf welche der Unterlhan 
dem neuen Landesherrn den Huldigungseid leisten, und vor Erfüllung 
obiger Bedingnisse sogar den Huldigungieid verweigern konnte; und 
würde den Unterthanen je dagegen Etwas zugemuthet, so sei der Eid für nicht 
geleistet zu achten. Diese Verträge sollten ferner Vim Facti perpetui ha- 
ben, und als Sanctiones pragmaticae und Leges Famüiae in perpetuum 
valiturae angesehen werden; sie mussten bei jeder feierlichen Veranlassung 
nicht nur von dem Landesherrn selbst mit fürstlichen Worten und Treuen, 
sondern auch mit einem körperlichen Eide neuerdings bekräftigt und zu- 
gleich von den Agnaten anerkannt werden, dass sofort das gesamrate Corpus 
Evangelicorum, welches diese Grundsätze als die seinigen ansah, sich 
hierbei gemeinschaftlich mit den auch ausser Deutschland bestehenden Pro- 
testanten ein eigenes Interesse daraus machte, hieraus ganz besondere Rechte 
folgerte, und mit allen Sollemnitäten die Garantie der aufgestellten Grund- 
sätze auf sich nahm. 

Welch eine fürchterliche, fast unglaubliche Geschichte von einer immer 
hoher und höher gestiegenen Intoleranz der protestantischen gegen ihre ka- 
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und Staatsgewalt ; und wenn der Herr Bischof von Limburg dem Herrn 
Oberpräsidenten der ProvinzHessen-Nassau (siehe oben das II.Akteustück) 
entgegengehalten hat, die ihm iraputirte Auflehnung gegen die Staats- 



tholischen Mitbürger! Könnte man dem Unglauben höhere Dämme setzen, 
als hier — einer gleich christlichen — im Reiche weit früher — und mit Vor- 
zügen bestandenen -- Religion geschah? — Heisst das nicht das ganze lan- 
desherrliche Reformationsrecht der katholischen Landesherrn aller reichsgrund- 
gesetzlichen und fremden Garantie ungeachtet vernichten und ausrotten? Sind 
daa gleiche Rechte? Sei man aufrichtig, gestehe man, was wahr und noto- 
risch ist! 

Zweifelt man aber an der Wahrheit dieser zusammengedrängten Ge- 
schichte, so kann jeder Satz , jedes Wort derselben aus den eigenen Worten 
der feierlichsten Verträge einzelner Landesherrn und gedruckter Schlüsse 
des Corpus Evangelicorum, wenn es erfordert wird, belegt werden! 

Man lese nur, was Friedrich August Kurfürst in Sachsen, als er 
1697 katholisch wurde, für feierliche Versicherungen in Ansehung des pro- 
testantischen Religions- und Kirchen wesens und in Ansehung der dienstfähigen 
Subjecte ausstellen, auf allen Landtagen von 1699 -1731 jedesmal erneuern 
— und dann Friedrich August II. 1734—1763, der Administrator Prinz Xavier 
1764, und der jetzige Kurfürst Friedrich August III. 1769—1787 wiederholt 
versprechen musste. 

Lese man, was der katholische Herzog von Würtemberg Karl Alexan- 
der, als er 1733 an die Regierung kam, auf Verlangen der Landschaft durch 
Reverse feierlich versprechen musste , alle hohen Hof- und andere Aemter, alle 
Collegien und Canzleien, keine ausgenommen, alle Gesandtschaften nur mit 
Subjecien der Augsburger Confession zu besetzen ; sogar die Hofcapelle 
in Stuttgart musste er trotz des Westfälischen Friedens den Evangelisch-Lu- 
therischen lassen, und sich mit einer Stubenkammer begnügen; und die Land- 
schaft soll sogar nicht schuldig sein zu huldigen, ehe der Landesherr diese Re- 
verse ausgestellt. Dann wurde vermöge Erbvergleichs 1770 jeder Katholik 
•»wenn er gleich sonst unverwerflich wäre,* vom Bürger- und Besitz- 
rechte ausgeschlossen ; der allergeringste Aktus eines katholischen Gottes- 
dienstes Söll in dem ganzen Lande nicht ausgeübt, auch keiner Standesperson 
soll irgendwo im Lande ein Cultus privatus in ihren Häusern gestattet 
werden. Welch eine Höhe von Intoleranz im aufgeklärten achtzehnten Jahr- 
hundert ! 

Ebenso musste der katholische Erbprinz von Hessen-Cassel 1754 fast 
dieselbigen Reversalien ausstellen. 

Eine gleiche nach den würtembergischen und hessen-casselischen Re- 
versen gemodelte Versicherung musste der katholische Graf von Pappenfieim 
177S ausfertigen. 

In dem Nassau-Saarbrückischen Familien vertrage von 1779 (schaue man fest 
dieses unsern Tagen so nahe Jahr an!) wurde festgesetzt, dass den Katholischen 
an Orten, wo sie es nicht hergebracht, weder die Erbauung einer Kirche, 
Schule, Spitals, Armenhauses, noch die Annehmung eines Geistlichen und 
beständigen Schulmeisters gestattet sein soll, dass kein Dienst mit einem 
Katholischen besetzt, und wenn Einer katholisch wurde, er alsogleich seines 
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gesetze sei in Wirklichkeit nur einfache Versagung seiner Zustim- 
mung und Mitwirkung zu tiefgreifenden Störungen und Kränkungen 
der im §. 03. des Hegenshurger Deputationsrecesses vom 25. Februar 



Dienstes entsetzt werden soll. — Und alle diese Religions-Assecorationen 
sind von dorn Corpore Evangelicorum garantirt ! gutgehcissen ! ! 

Sind dies Handlungen, welche die aufgeklärte Menschheit, das gottlich- 
sanfte Christenthum, die reichsfriedens- und reichsschlussmässigeRcchtsgleich- 
hcit beider Religionen billiget, heiliget, vorschreibt? Vergleiche man damit die 
neuesten, menschenfreundlichen und christlichen Erklärungen der protestanti- 
schen Stimmen auf dem ausserordentlichen Reichsdeputationstage zu Regens- 
burg 1803. Zeige man mir aber aus der ganzen Geschichte aller katholischen, 
geistlichen und weltlichen Reichslande vom Jahre 1648--1804 ein einziges Bei- 
spiel, wo ein katholischer Landesherr [zu Gunsten des katholischen Religionswe- 
sens] solch einen die Menschheit empörenden Religionshass (nenne man endlich ein- 
mal jedes Ding mit seinem Namen !) feierlich, körperlich , eidlfch beschwöre* musste ! 

Ich untersuche hier nicht, was zur gleichen Aufrechthaltung der Rechte 
der Katholischen hätte geschehen können, oder noch für die drei christlichen 
Religionen geschehen kann, sondern was wirklich geschehen ist. 

Als Kurböhmen im Namen des Kaisers auf dem Reichsdeputationstage 
zu Regensburg 1803 nur den ersten Hauch that, dass doch auch für die Er- 
haltung der bisherigen Religionsverhaltnisse — auch nur durch gleiche 
Reichstagsstimmen — gesorgt werden möge, äusserte Kurbrandenhurg : 

»Dank sei es dem Geiste unsers Jahrhunderts, dass die Zeiten vorüber 
seien, wo Aberglauben und Fanatismus jeden politischen Welthandel zur Reli- 
gionssache prägen konnte. Es würde einen höchst auffallenden Widerspruch 
darstellen, wenn in dem nämlichen Zeitpunkte, in welchem die Reichsdeputation 
eine allgemeine Religionsfreiheit in Deutschland festsetze, und die Zutbeiiung 
so vieler katholischer Lande an evangelische Landesherrn in der Ueberzeugung 
sanctionire, dass wie es das Beispiel der preussischen Staaten schon seit einem 
halben Jahrhunderte bewiesen habe , katholische Unterthanen unter der Regie- 
rung protestantischer Fürsten ebenso glücklich und ebenso 'beruhigt in An- 
sehung ihrer Gewissensfreiheit leben können, wenn in dem nämlichen Zeitpunkte 
es noch als Gebot der Notwendigkeit angesehen werden wolle, bei der allge- 
meinen Reichsversammlung das Stimmenverhältniss nach einer strengen R«U> 
gionsgleichheit in der unwürdigen Furcht abwägen zu müssen, das^ ein Reichs- 
theil den andern unter dem Vorwande der Religion übervorthcilen möchte!« — 
Es war aber doch seit einem Jahrhunderte eine des ganzen protestantischen 
Religionstheils, nach ihren Handlungen und Aeusserungen zu urtheilen, würdige 
Furcht, dass die protestantische Religion möge übervortheilt werden, wenn ein 
Katholischer in einem evangelischen Lande zu einem Dienste fähig gehalten 
würde!!« (So weit Herr von Roth.) — Bossuet hat bekanntlich eine hoch in- 
teressante Geschichte der Veränderungen des protestantischen Lehrbegriffes ge- 
schrieben ; nicht weniger interessant dürfte eine Geschichte der Veränderungen 
der protestantischen Rechtsauffassungen über das Verhältniss zwischen Kirche 
und Staat und des Schicksales der Verträge sein, wodurch der katholische Re- 
ligionstheil seine kirchlichen Rechte dem protestantischen gegenüber sicher zu 
stellen bemüht war. ' * 
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1803 nach Massgabe des Westfälischen Friedensschlusses gerade 
gegen landesgesetzliche und sonstige staatsgewaltliche Eingriffe ihm 
und seinen Diöcesanen garantirten Religionsrechte : so wird die nach- 
folgende Darlegung wohl dazu dienen , diese Behauptung als eine 
ganz begründete erscheinen zu lassen. Bekanntlich hat der eben 
erwähnte Deputationsrecess behufs Sicherstellung des kirchlichen 
Rechtszustandes in den an Reichsstände anderer Confession vergab- 
ten Territorien folgende Bestimmungen getroffen: 

»§. 62. Die erz- und bischöflichen Diöcesen verbleiben in ih- 
rem bisherigen Zustande, bis eine andere Diöcesan- Einrichtung auf 
reichsgesetzliche Art 1 ) getroffen sein wird, wovon dann auch die Ein- 
richtung der künftigen Domcapitel abhängt. 

§. 63. Die bisherige Religionsübung eines jeden Landes soll 
gegen Aufhebung und Kränkung aller Art geschützt sein; insbe- 
sondere jeder Religion der Besitz und ungestörte Öenuss ihres 
eigenthümlichen Kirchenguts, auch Schulfonds nach der Vorschrift 
des Westfälischen Friedens ungestört verbleiben; dem Landesherrn 
steht jedoch frei , andere Religionsverwandte zu dulden , und ihnen 
den vollen Genuas bürgerlicher Rechte zu gestatten. 

§. 68. Bei denjenigen geistlichen Ländern, welche nicht ganz 
oder grösstenteils mit ihren Residenzen an einen weltlichen Herrn 

kommen , sondern unter mehrere vertheilt werden , sind 

wegen der Sicherstellung der Dienerschaften des Landes, auch kirch- 
lichen, religiösen Verfassung und dergleichen alle diejenigen Grund- 
sätze in Anwendung zu bringen, welche hier oben schon festgesetzt 
worden. ... 

§. 72. Auf alle übrige zu den Landen letztgedachter Art 
geistlichen Regenten linksrheinische Landestheile ver- 
loren, aber rechtsrheinisch noch beträchtliche Besitzungen behalten 
haben) gehörige geistliche Regenten, Domcapitel .... geist- und 
weltliche Körperschaften, Landes- und kirchliche Verfassung ist alles 
anweudbar, was in Ansehung solcher geistlicher Lande, welche ganz 



1) Zu diesem Ausdruck hatte ein Erlaas der Kaiserlichen Pienipotenz vom 
6. November 1802 bemerkt, dieselbe glaube von der Unterstellung ausgehen zu 
dürfen, dass hierunter die verfassungsmässige Vereinbarung mit Sr. 
Päpstlichen Heiligkeit unter dem Schutze und der Einwilligung Sr. 
Kaiserlichen Majestät verstanden werde. In der Sitzung der Subdelegirten 
vom 11. November 1802 fand hierüber eine interessante Verhandlung statt, 
weiche mit dem Beschlüsse endigte, der Kaiserlichen Pienipotenz für ihre Zu- 
stimmung zu dem Deputationsbeschlusse zu danken. (Siehe die Verhandlungen 
der Deput. Bd. II. Beil. 171. S. 283). 
Archiv für Kirchenrecht. XXXVIII. 27 
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oder doch grösstenteils an einen weltlichen Regenten übergehen 
u. s. w. festgesetzt worden.« 

Unterm 24. März 1803 ertheilten die Kurfürsten, Fürsten und 
Stände des Reiches , und zwar auch die geistlichen , dem Deputa- 
tationsrecesse ihre Zustimmung und trugen in einem gemeinsamen 
Gutachten auf dessen reichsoberhauptliche Bestätigung an, welche 
durch das unterm 28. April 1803 zu Protocoll dictirte Kaiserliche 
Commissions-Ratificationsdecret an die allgemeine Reichs Versammlung 
auch ertheilt wurde, jedoch unter mehreren Bedingnissen, deren dritte 
u. A. in Uebereinstimmung mit pos. 2. des Raichsgutachtens wörtlich 
besagt, »dass die in dem Reichsgutachten vom 24. März erwähnte 
Bestätigung der Reichsgrundgesetze, insonderheit des Westfälischen 
Friedens in wirkliche Ausführung und Handhabung über- 
gehe;* während , die vierte die Ratification der vorgeschlagen ge- 
wesenen Vermehrung der Virilstimmen im Reichsfürstenrathe in An- 
betracht der von Sr. Kaiserlichen Majestät heilig beschwornen Ver- 
pflichtung zur Erhaltung der Reichsverfassung und Beschützung der 
katholischen Religion einstweilen suspendirte und die Einholung ei- 
nes weiteren Reichsgutachtens zu dem Ende vorbehielt, damit durch 
angemessene Vorschläge dafür gesorgt werde, dass nachdem dem 
protestantischen Religiönstheile schon in den Kurfürstlichen und 
Reichsstädtischen Collegien eine so entschiedene Stimmenmehrheit 
zugefallen, die hergebrachten Verhältnisse der zwei Religiönstheile 
nicht auch in dem Fürstlichen Collegium bis zur wesentlichen Ue- 
berschreitung der Stimmen-Parität abgeändert würden. 

»Die fortwährende Giltigkeit des Reichsbeschlusses von 1803 
und der dadurch begründeten Rechtsverhältnisse lässt sich um so 
weniger bezweifeln, als sie wiederholt sogar ausdrückliche Anerken- 
nung gefunden hat, wie dies z. B. die Artikel 15. und 17. der deut- 
schen Bundesakte vom 8. Juni 1815 v der die transrhenanische Su- 
stentationsangelegenheit betreffende Bundesbeschluss vom 14. Juli 
1817 (v. Meyer, Staatsakten für Geschichte und öffentliches Recht 
des deutschen Bundes Th. II. S. 80), die schiedsrichterliche Entschei- 
dung über die dem Rheinschifffahrtsoctroi auferlegten directen Ren- 
ten vom 26. März 1816 (i>. Meyer, Th. I. S. 258), £. 4. der Ge- 
schäftsordnung f. d. Bundestags-Commissionen vom 29. April 1819, 
in dessen Eingang der Vollziehung des unter die Garantie 
des Bundes gestellten Reichsdeputationsschlusses von 1803 ge- 
dacM wird, und der die Interpretation des §. 24. des Reichsdepu- 
tationsschlusses vom 25. Februar 1803 betreffende Bundesbeschluss 
vom 24. März 1824 (v. Meyer, IL 342) zeigen. Auch in der Ver- 
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fassungsurkunde für Hannover vom 16. September 1833 §. 68. 
und der vom 6. August 1840 §. 75. wird bei den Bestimmungen 
über das Vermögen geistlicher Stiftungen die fortdauernde Giltigkeit 
des im §. 35. des Reichsschlusses von 1803 begründeten besondern 
Rechtes ausdrücklich anerkannt ').« 

In der That wird sich dem natürlichen Rechtsgefühle niemals 
die Auffassung annehmbar raachen lassen, dass der Deputationsrecess 
vom 25. Februar 1803 zwar in Ansehung der der katholischen Kirche 
nachtheiligen Bestimmungen fortdauernde Geltung habe , nicht aber 
auch in Ansehung der sie gegen weitere Verletzungen schützenden. 

Für unseren Zweck muss nun hier die Frage kurz erörtert 
werden, was unter dem Ausdrucke : »Religionsübung« zu verstehen 
sei. Wir haben hiefür eine authentische Beantwortung in der Er- 
klärung, welche Kurböhmen (d. h. der Kaiser) im Namen aller ka- 
tholischen Reichsstände auf dem Reichstage zu Regensburg im Jahre 
1689 abgab, als über die Verlegung des Reichskammergerichts von 
Speier in eine andere Stadt beratheu und als unerlässliche Beding- 
ung für die Wahl die Forderung aufgestellt wurde, dass dort den 
drei im deutschen Reiche nach dem Westfälischen Friedensinstru- 
mente recipirten Religionsparteien, der katholischen, Augsburgischen 
und reformirten, eine vollständige oder illimitirte Religionsübung zu- 
gesichert sein müsse. Die fragliche Erklärung besagte, »ein solches 
Exercitium müsse für die Katholiken bestehen 1) in einer unbe- 
schränkten üebung ajler Sacramente nach dem Ritus der römischen 
Curie ; 2) in der Gestattung aller Processionen mit denen hergebrach- 
ten Solennitäten; 3) in ungehinderten Sepulturen der Verstorbenen 
auf Art und Weise, wie es bei den Katholischen gebräuchlich und 
üblich; 4) in Aufrichtung noth wendiger Schulen, Bestellung der 
Consistorien (unter Vorbehalt des Diöcesanrechts) , und was deme 
anhängig, sowohl öffentlich als auch in denen Privathäusern, gleich- 
wie solches denen andern Herrn Religionsverwandten auch zu- 
käme 2 ).« 

Was nun aber unter dem hier erwähnten Diöcesanrechte ein- 
begriffen sei, welches das eigentliche Object des dermaligen Kampfes 

der Preussischen Regierung gegen die katholische Kirche in seinem 

_ ' ■ 

- 1 " ■ 4 • 

1) So das Königlich Sächsische Oberappellationsgericht zu Dresden in 
einem schiedsrichterlichen Läuterungs-Erkenntnisse vom 5. December 1850 zwi- 
schen Prcussen und Sachsen- Weimar wegen der Rechtswirkung der von Ersterra 
verfügten Incameration des Marienstiftes zu Erfart auf dem Gebiete des Letz- 
tern, (abgedruckt im Archiv Bd. 11. S. 135). 

2) Vergl. Marx, Geschichte des Erzstifts Trier II. Abth. II. Bd. S. 141. 

27 * 
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jetzigen Stadium bildet, möge uns der schon vorher genannte berühmte 
protestantische Reichspublicist Johann Jakob Moser sagen, wet 
eher in seinem Werke über die Landeshoheit im Geistlichen 4. Buch 
9. Cap. §. 38. schreibt: »Die geistliche Gerichtsbarkeit bestehet ei- 
gentlich in dem bei denen Katholischen sogenannten Jure episcopale 
oder dioecesano, Kraft dessen ein Bischof in seiner Diöces alle Sa- 
chen, welche geistliche Personen oder Sachen beireffen, verwaltet, und 
die streitige entscheidet — Man theilet solche in die Jura 1. Ordi- 
nis, 2. Jurisdictionis, 3. Legis dioecesanae und 4. Statu*, oder, dig- 
nitatis . . . .« »Was zu denen Juribus ordinis gehöre, haben wir 
oben öfters gehört, nemlich der geistlichen Personen, besonders der 
Kirchen- und Schuldiener, resp. Examen, Ordinirung, Einsetzung, 
Visitirung und Bestraffung. Zu der Jurisdiction wird gerechnet die 
Untersuchung und Entscheidung aller streitigen Kirchen- und Ehe- 
sachen. Zu denen Diöces-Reehten gehören (die Oberaufsicht über 
Kirchen , Schulen , milde Stiftungen , Dispensationen in Ehesachen, 
Fasten e.tc., die Macht, Synoden zu halten u. s. w.« 

An einem anderen Orte des nämlichen Werkes (4. Buch 1. 
Cap. §. 12.) sagt derselbe Schriftsteller : »Endlich gibt es auch... 
Stucke und Sachen, welche nicht eigentlich zu dem Gottesdienst ge- 
hören, aber demselbigen anhangen, oder zu Hüiffe kommen. In dem 
Instr. Pac. Osn. Art. I. §. 31. heisst es davon: Statuum Catholi- 
corum Landsa8sii, Vasalli et Subditi cujuscunque generis, qui sive 
publicum sive privatum Aug. Conf. exercitium Anno 1624 . . . ha- 
buerunt, retineant id etiam in posterum una cum annexis, quatenus 
illa dicto Anno exercuerunt aut exercita fuisse probare poterunt: 
Cujusmodi annexa habentur : institutio Consistoriorum, Ministeriorum 
tarn scholasticorum quam ecclesiasticorum , Jus Patronatus, aliaque 
similia Jura . . . §. 32. Idemque observetur ratione subditorum Ca- 
tholicorum Aug. Conf. Statuum, ubi dicto Anno 1624 usum et exer- 
citium Cathoiicae Religionis publicum aut privatum habueruntc 
Dahin gehören auch diejenigen Stucke, von welchen (im §. 31.) gleich 
darauf disponirt wird . . . nee minus maneant in possesione omnium 
dicto tempore in potestate eorundem constitutorum Templorum, fuu- 
dationum, monasteriorum, Hospitalium cum omnibus pertinentiis, re- 
ditibus et accessionibus.« 

Zu noch sichererer Bestimmung des reichsgesetzlich gewesenen 
Umfanges des jus dioecesanum dient der Begriff des jus reformandi, 
welches nach den Bestimmungen des Westtalischen Friedens einem 
durch das Normaljahr begründeten confessionellen .Besitzstande ge- 
genüber nicht zur Anwendung kommen darf. Der angeführte Reichs- 
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publicist Moser äussert hierüber (4. Buch 8. Cap. §. 57.) ». . . Der 
Friedensschluss selbst sagt Art. 5. §. 30: jus reformandi exercitium 
Religionis, die Religionsübung abändern; das ist deutlich genug: 
und da sich zugleich auf das allgemeine Herkommen bezogen wird, 
so belehret dasselbige soviel, dass darunter alle Gebotte und Verbotte, 
alle Verordnungen, Anstalten, Erlaubnisse u. s. w. in Religions- 
Kirchen- Schul- und anderen milden Sachen , in Absicht auf das 
Kirchenregiment, die Lehre, den Gottesdienst, die geist- und welt- 
lichen Personen, die Stiffter, Klöster, Kirchen, Schulen, Armenhäu- 
ser etc. und deren Gefälle, Zugehörungen etc. Jcuris, was wir in die- 
sem ganzen Buch bereits vernommen haben, verstanden werde.* 

Der Vollständigkeit halber möge hier noch der §. 48. des Art. 
V, des Westfälischen Friedensinstrumentes insoweit eine Stelle fin- 
den, als er für unseren Fall von Bedeutung ist. »Cathoiicorum Au- 
gustanae confessioni addicti status provinciales et subditi, qui anno 
1624 ecclesiasticam jurisdictionem agnoverunt, in iis casibus modo 
dictae jurisdictioni subsint, qui Augustanam confessionem nullatenus 
concernunt ; modo ipsis occassione processus nihil injungatur Au- 
gustanae confessioni vel conscientiae repugnans. Eodem etiam jure 
Augustanae confessionis magistratuum catholici subditi censeantur, 
inque hos, qui anno 1624 publicum religionis catholicae exercitium 
babuerunt, jus dioecesanum, quatenus episcopi illud-dicto anno quiete 
in eos exercuerunt, salvum esto 1 ).« 

Auf die vorstehenden reichsgesetzlichen Bestimmungen und auf 
die beiden Nassauischen Edicte über die Grenzen der landesherrli- 
chen und bischöflichen Gewalt vom 16. und 31. August 1803, welche 
wir im Anhange mittheilen werden, stützte nun der Hochwürdigste 
Bischof von Limburg nach Ausweis der in dem Erkenntnisse des 
Königlichen Gerichtshofes f. k. A. gegebenen Auszüge aus verschie- 
denen Aktenstücken und dem oben unter II. mitgetheilten Schreiben 

seine Ablehnung der ihm von der Preussischen Regierung zugemu- 



1) Der letzte Herausgeber einer Textansgabe des Westfälischen Friedens- 
schlusses, Dr. Gack , (Snlzbach bei Seidel 1848) sagt in seiner Vorerinnerung 
S» VL : »Die Zeit hat die Bestimmungen des Westfälischen Friedens und mit 
ihm zugleich die heiligsten Rechte in Deutschland vergessen lassen. 
Mrfn dachte nicht mehr daran, dass er der erste und vorzüglichste Volkerver- 
trag von Europa sei, und dass kein deutsches Landrecht giltig sein kann, 
das nicht avf diesen Frieden basirt ist.* — Was den Deputationsrecess 
vom 25. Februar 1803 betrifft, so haben — zur Schande der deutschen Nation! 
— fremde Mächte, Frankreich und Eussland, denselben »vermittelt,« und die 
47 ersteu Paragraphen desselben sind deutsch — und französisch abgefasst; 
Beweis genug für seinen internationalen Charakter. 
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theten Vollziehung der sogenannten kirchenpolitischen Gesetze, na- 
mentlich die Verweigerung der Anerkennung der Vorschriften , wo- 
nach forthin kein Priester ohne Erfüllung bestimmter, die kirchliche 
Heranbildung der Kleriker regelnder Staatsvorschriften, ohne Er- 
stehung einer Staatsprüfung in der Philosophie, Geschichte und Li- 
teratur nach absölvirtcm theologischem Studium , und ohne vorgan- 
gige Erlaubniss des Ober-Präsidenten Irgend welche kirchliche An- 
stellung soll erhalten können, und wonach die praktischen Uebungen 
in der Liturgie einer Staatskritik unterliegen sollen. Mit dieser Be- 
rufung hat der Prälat wohlbedacht einen Standpunkt eingenommen, 
welcher von Vornherein alle die unfruchtbaren abstracten Erörte- 
rungen abschnitt, welche seit dem Ausbruche des Culturkampfes 
über das Verhältniss zwischen Kirche und Staat behufs der Recht- 
fertigung der Maigesetze mitunter selbst in offiziellen Auslassungen 
und Aktenstücken breit getreten werden. Es gilt dies namentlich 
von dem Satze, dass der Staat kraft eigenen Rechtes die Grenzen 
der kirchlichen Selbstständigkeit festzustellen habe und dass die 
Kirche dem Staate unterworfen sei. Denn die Festsetzungen des 
Westfälischen Friedens und des Deputationsrecesses vom 25. Februar 
1803 sind ja von der souveränen Staatsgewalt ausgegangen: des- 
gleichen die vorgedachten Nassauischen Edicte, deren letzteres u. A. 
die bündige Zusicherung enthält, dass sich der Landesherr unter hei- 
nem Vorwande in die Ausspendung der Sacramente und die Aus- 
Schliessung von denselben, in das Predigtamt und den Unterricht der 
Jugend in Religionssachen und in die institutio autborizabilis der 
Pfarrer mischen werde, und dass der Bischöflichen »Erkenntniss« die 
nöthig scheinenden Interdicte, Suspensionen, Amtsentsetzungen und 
überhaupt alle im Concil von Trient bestimmten sonstigen geistlichen 
Strafen, sowie das Jus carceris episcopalis und die Errichtung von 
Emeriten- und Deraeritenhäusern lediglich überlassen bleiben sollen. 
Der Staatsregierung wie dem Königlichen Gerichtshof f. k. Ange- 
legenheiten war also die Aufgabe gestellt, dem Bischof das Unbe- 
rechtigte seiner Auffassung und Berufungen darzulegen, wenn sie 
dieselben nicht glaubten gelten lassen zu können. Nun ist frei- 
lich in neuester Zeit eine Ansicht über die Bedeutuug der in 
Rede stehenden Festsetzungen des Westfälischen Friedens und des 
Regensburger Deputationsrecesses vom 25. Februar 1803 laut ge- 
worden, welche, wenn sie plausibel wäre, eine solche Darlegung als 
etwas Ueberflüssiges erscheinen lassen könnte. Dieselbe ist von dem 
früheren Hessischen Ministerpräsidenten Hofmanu in einer Sitzung der 
I. Kammer der Grossherzogl. Hessischen Ständeversammlung vom 
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10. November 1874 dahin formulirt worden, dass durch die in Rede 
stehenden Reichsgesetze zwar der evangelischen und katholischen 
Kirche das Recht öffentlicher Corporationen mit dem Rechte der öffent- 
lichen Gottesverehrung gewährleistet, keineswegs aber ein Schutz ge- 
gen Eingriffe der Landesherrlichen Gewalt gegeben sei. Der Herr 
Minister — jetzt Präsident des deutschen Reichskanzleramtes und 
Königlich Preussischer Staatsminister ohne Portefeuille — hat hier- 
bei aller Wahrscheinlichkeit nach im Sinne gehabt, was der frühere 
Württembergische Cultusminister Oberconsistorial-Präsident Dr. Gol- 
ther in seinem einige Zeit vorher veröffentlichten Buche : »Der Staat 
und die katholische Kirche in Württemberg« S. 147 über den Ge- 
genstand mit den Worten sagte: »dass durch den Westfälischen 
Frieden (und auch den Deputationsrecess vom 25. Februar 1803?) 
vor augsweise nur die Ländergebiete bestimmt worden seien, in 
welchen die eine oder die andere Confession zu herrschen habe, kei- 
neswegs aber das Rechtsgebiet zwischen Kirche und Staat im Ein- 
eeinen abgegrämt worden seih Aber wer so Etwas schreibt und 
sagt, gibt eben nur zu dem Zweifel Anlass, ob er jemals das West- 
fälische Friedensinstrument gelesen und von den deutschen Religions- 
verhältnissen auch nur die alleroberflächlichste Kenntniss sich ver- 
schafft habe 1 ). 

Damit es nun nicht etwa scheine, als ob wir der Ansicht der 
Herren Minister von Hofmann und von Golther weniger wissenschaft- 
liche Geltung zukommen Hessen als ihr gebühre, wollen wir zuvör- 
derst an die üebersehrift des Art. V. des Instr. P. Osn. »Gravamina 
ecclesiastica belli tricennalis causa« und an die in §. 1. ausgespro- 
chene Bestätigung des Passauer Vertrages und des Augsburger Re- 
ligionsfriedens erinnern; weiterhin auf die in den §§. 3—12. ganz 
speciell normirte kirchliche und politische Parität der beiden Con- 
fessionenin den Reichstädten Augsburg, Dinkelsbühl, Ravensburg und 
Biberach aufmerksam machen; sodann die üebersehrift des §. 26. 
citiren: »in mixtis locis jura antiqua serventur,« wozu der Schluss- 

• 

1) Angesichts der frappirenden Thatsache, dass selbst so gelehrte und 
so hochgestellte Männer wie die genannten Herren Minister ein zureichendes 
Verständniss der in Frage stehenden Rechtsraatericn vermissen lassen, dürfte 
wohl der Wunsch gerechtfertigt sein, dass man doch lieher für eine gründli- 
chere Unterweisung unserer künftigen Richter und Staatsmänner in der deut- 
schen Reichs- und Rechtsgeschichte besorgt sein möge als für die Ausbildung 
der künftigen katholischen Priester, und dass zu dem Ende der Besuch eines 
Collegiums über den Umfang der Landeshoheit im Geistlichen nach deutschem 
Rechte und das Erstehen einer Prüfung üher dessen erfolgreiche Benutzung ob- 
ligatorisch gemacht werde. 
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sata dieses §. zu vergleichen: »statutis antiquis nihil de novo ad- 
inisceatur, quod Catholicorum vel Augustanae Confessioni Addicto- 
rum conscientiam et causam pro cujusque parte laedere eorumve jos 
imminuere poasit ; ferner die Angesichts der heutigen Aufhebung 
Jahrhunderte alter Klöster doppelt relevante Stelle ans dem §. 26. 
anfuhren: »Omnia quoque monasteria fundationes et sodalitia 
mediata, quae die l. Januarii anno 1634 Catholici realiter pos- 
siderunt, possideant et ipsi similiter , utut in Augustanae Cortfes- 
sionis Statuum territoriis et ditionibus ea sita sint: non tarnen in 
alios religiosorum ordines, quam quorum regulis primitus dicata sunt, 
commutentor, nisi talium religiosorum ordo plane interciderit: tunc 
enim magistratui Catholicorum liberum esto, ex alio in Germania 
ante dissidia religionis exorta usitato ordine novos religiosos 'substi- 
tuere ;« und endlich den Art. VII. vorfuhren, welcher auf das Bün- 
digste für die ßeformirten und Lutheraner das »Rechtsgebiet zwi- 
schen Staat und Kirche« im Einzelnen dahin »abgränzt«, dass im 
Falle des üebertrittes eines lutherischen Landesherrn zur reformirten 
Confession oder umgekehrt der Landesherr zwar Hofprediger seiner (Jon- 
fession halten, keineswegs aber die öffentliche Religionsübung «wd die 
bis dahin giltigen kirchlichen Gesetze oder Verordnungen abändern, 
oder unter dem Vorwande des Rechtes der Landeshoheit auf irgend 
eine mittelbare oder unmittelbare Weise 4er hergebrachten Religion 
ein Hmderniss oder einen Nachtheil zufügen dürfe, und dass im 
bezeichneten Falle der Landesherr ohne Recusationsrecht, er- 
innere sieh hier an das Preussische Gesetz vom 11. Mai 1873 über 
die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen !) die Schul- und 
Kirchendiener bestätigen müsse, welche die protestantischen Gemein- 
den vorschlagen und ihre Consistorien oder Ministerien oder in Er- 
mangelung ortsangehöriger Behörden dieser Art selbstgewählte aus- 
wärtige examinirt und ordinirt haben würden. Wenn eine gleich 
detaülirte »Abgränzung des Rechtsgebietes zwischen Staat und 
Kirche« im Westfälischen Friedensinstrumente nicht auch bezüglich 
der Katholiken gegenüber den Protestanten zum Ausdrucke gekommen 
ist;, so hat das seinen ausreichenden Grund darin, dass in den Fest- 
setzungen über die Religionsübung mit Annexen und über das Diö- 
cesanrecht und die kirchliche Gerichtsbarkeit für die damaligen Zei- 
ten und Verhaltnisse alles Notb wendige klar und deutlich genug ge- 
sagt war, wie das die vorhin aus Moser angeführten Stellen bewei- 
sen. Für das Bisthum Osnabrück hat übrigens mit Rücksicht da- 
rauf, dass ein protestantischer Bischof mit einem katholischen alter- 
niren sollte, das Instr. P. Osnabr. im Art. XIII. §. 3. eine ganz 
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detaülirte Abgränzung des Rechtsgebietes zwischen Kirche and Staat 
vorgesehen , und sie liegt vor in der von Kaiser und Reich be- 
stätigten Capitnlatio perpetua Osnabrugensis vom 28. Juli 1650, womit 
die Nassauische Religionsassecuranzakte vom 29. März 1779 zu ver- 
gleichen ist, welche das Corpus Evangelicorum als den Grundsätzen des 
Westfälischen Friedens gemäss durch Conclusumvom 30. und 31. Au- 
gust 1779 garantirte. Da es sich in dem heute brennenden Cultur- 
kampfe um die Rechte eines protestantischen Landesberrn gegenüber 
dem Diöcesanrechte der katholischen Bischöfe und der hergebrach- 
ten Religionsübung der katholischen Unterthanen handelt, so möge 
aus der ersterwähnten Urkunde (abgedruckt bei von Meiern Acta 
pacis executionis publica Bd. 2. S. 534 ff.) kurz angeführt werden, 
dass durch dieselbe der protestantische Landesherr 1 ) (»der je regie- 
rende Bischoff Augspurg. Confession«) vermöge anno 1648 aufgerich- 
teten instrumenli pacis nach Artikel 4. für verpflichtet erklärt wirdi 
alle Glaubensartikel, Ordinalen, Censuras, Yisitationes, Correctiones, 
Synodos, cognitionem et jurisdictionem causarum Ecclesiasticarum 
cum omnibus suis speciebus, sonderlich aber causas matrimoniales 
und was davon dependirt, die ganze Kirchen- und Schul-Disciplin 
und alle dergleichen Sachen, soweit sie die katholischen Stiftsstände 
und Unterthanen betrafen, den katholischen Prälaten und Obrig- 
keiten zur Anordnung und Entscheidung nach ihrem Rechte und 
Gewissen zu überlassen und die Inspection und obere Disposition 
dem Metropoliten (Erzbischof von Cöln) zuzugestehen, auch alle des- 
fallsigen Anordnungen der geistlichen Obrigkeit über die katholischen 
Stiftseingesessenen *stct und vest zu halten, auch auf Ersuchen ohne 
einige Hinderung oder Vorwand ohne weitere Cognition ohnverzüg- 
lieh zu ezequiren, im Geringsten aber keiner darwider gesterkht oder 
gehandhabt werden, jedoch gebührende Appellation ad Metropolita- 
num vel Pontificem vorbehalten;« nach Art. 10., zu katholischen 
Kirchenämtern nur einen von zwei durch das Domcapitel mit Zu- 
stimmung des Metropoliten oder seines Vicars ernannten katholischen 
»Subjectis« zu präsentiren ; nach Art. 16., anzuerkennen, dass kein 
katholischer » Kirchendiener ohne Erkenntniss seiner katholischen 
Obrigkeit seiner Prälatur, Beneficien oder Amts privirt oder auch 
transferirU werden könne, und nach Art. 26. , das forum exemtum 
des Klerus zu respectiren, und zur Aburtheilung von Oriminaher- 
brechen katholischer Geistlicher , Kirchen- oder Schuldiener allein 

unparteiische Richter katholischer Religion zu bestellen, 



1) Natürlich waren vice versa ganz analoge Verpflichtungen dem katho- 
lischen Fürstbischof auferlegt \ 
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In umgekehrter Richtung entkleidet die Nassauische Religions- 
Assecuranz- Akte einen etwa zur Regierung gelangenden Fürsten 
katholischer Religion bis ins Einzelnste hinein aller und jeder Ein- 
wirkung auf das protestantische Kirchen- und Schulwesen, und zwar 
dergestalt, dass das protestantische Landesconsistorium für unabhän- 
gig vom katholischen Landesherrn und für berechtigt erklär? wird, 
in keiner Sache einen Landesherrlichen Befehl zu befolgen^ welcher 
dem protestantischen Religionswesen in den Fürstlichen Landen zu 
einigem Nachtheile gereichen könnte und der Assecuranz-Akte zu- 
widerliefe, und daSs solche Beamte, weiche den katholischen Fürsten 
anstifteten, Etwas in dieser Richtung anzuordnen, des Dienstes ent- 
lassen werden mussten*). ,/ ,. .. . 

1) Wir halten es für zeitgemäss, ans dieser merkwürdigen in A. L. 
Schlüters Briefwechsel Th. 7. S. 173. abgedruckten Sanctio pragmatica mit 
dem Erinnern, dass dieselbe vom Corpus Evangelicomm als dem Westfälischen 
Friedensschluss gemäss unterm 31. August 1779 aeeeptirt und garantirt wor- 
den ist, folgende Stellen mitzutheilen. 

§. 9. »Damit aber das — lutherische Consistorium um so viel mehr auf- 
gemuntert werden möge, in vorerwähnten Stücken nach Pflicht und Einsicht zu 
handeln und überhaupt über den ganzen Inhalt dieses ewigen Haus- und Fami- 
liengesetzes zu halten: so soll der katholische Landesherr nicht befugt sein, 
weder dieses Collegium überhaupt noch ein stimmführendes Mitglied 
desselben insonderheit durch Gewalt, Drohungen, unhili ■ 1)> missiones, 
Besoldung sverriaigerungen, oder auf sonstige widerrechtliche Art von 
gewissenhafter pflichtmässiger Ausrichtung seiner Obliegenheiten ab- 
zuhalten. 

§. 10. Zu noch grösserer Versicherung, dass gegenwärtiger pragmatischer 
Sanction in allen Stücken nachgelebt werde, sollen die Unterthanen dem ka- 
tholischen Regierungsnachfolger die gewöhnlichen Huldigungspflichten nicht 
ehender abzulegen schuldig sein , als bis derselbe die genaueste Feathaltung 
dieses Hausgesetzes mittelst eines schriftlichen und eidlichen Reverses wird 
versprochen und angelobt haben, wie dann auch der von den Unterthanen 
in dem abzulegenden Huldigungseid zugesagte Gehorsam insofern von 
keiner verbindlichen Kraft sein soll, als ihnen etwas, so gegenwärtigem 
Hausstatute zuwider ist anbefohlen wird. Sollte nun dieser Fall- sich wirk- 
lich zutragen, und entweder vom katholischen Landesherrn oder seinen gewis- 
senlosen Bediensteten diesem ewigen Gesetze entgegengehandelt werden, so 
sollen dergleichen Contraventiones, ob sie gleich schon an sich selbst null und 
nichtig sind, von denjenigen, welche davon Nachricht erhalten, sofort bei dem 
Consistorio angezeigt, darauf dem katholischen Landesherrn geziemende Vor- 
stellung gethan, in entstehender Kerne Jur die Sache an die übrige regierende 
evangelischen Agnaten unsereres Hauses gebracht und von denselben sachge- 
gemäs8e Mittel dagegen ergriffen, allenfalls auch bei dem Corpore Evangelico- 
rum und übrigen Garants dieser Constitution Hülfe gesucht, und derje- 
nige Bedienstete, welcher die Contravention böslich veranlass! oder 
selbst begangen hat, seines Dienstes entsetzt werden ; endlich diese Ver- 
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Wenn das Alles keine auf dem Westfälischen Frieden beruhende 
und durch denselben normirte »Abgrenzungen des Rechtsgebictes 
zwischen Staat und Kirche im Einzelnen« sind; dann gibt es über- 
haupt solche Abgränzungen nicht; und wir möchten unserer Seits 
behaupten, dass der Hauptzweck der Bestimmungen des Westfäli- 
schen Friedens über Religionssachen eben der war, den Umfang der 
Landeshoheit in dieser Materie gegenüber dem Besitzstande desNor- 
raaljahres zu bestimmen, bezw. die Auwendung der Landesherrlichen 
Gewalt zum Zwecke der Abänderung dieses Besitzstandes auszu- 
schliessen. Die ganz singulare Ansicht des Herrn von Golther muss 
auch um so mehr auffallen, als derselbe in seiner Schrift eingehend 
der Religionscautelen der heutigen Württembergischen Verfassung in 
einem historischen Rückblick auf die Periode des vorigen Jahrhun- 
derts gedenkt, in welcher die Herzoge von Württemberg katholisch 
waren — Cautelen, die einen ebenso vollständigen Ausschluss eines 
katholischen Regenten von Württemberg von jeder Einwirkung auf 
das protestantische Kirchen- und Schulwesen bezwecken und sicher 
stellen, wie sich derselbe im Königreich Sachsen von Alters her vor- 
findet, wie er in der Landschaftsordnung für Braunschweig vom 12. 
September 1832 §. 214. vorgesehen ist, und wie er von den Herzogen 
von Anhalt- Köthen und Sachsen-Gotha nach deren Uebertritt zur 
katholischen Kirche vor einigen Decennien ans freier EntSchliessung 
mit Rücksicht auf das historische Religionsrecht in Deutschland de- 
cretirt worden ist 1 ). 

Ordnung die Kraft eines Instrumenti guarantigiati haben, folglich darauf Man- 
data 8. e. bei den höchsten Reichsgerichten ausgebracht werden können.« 

So hat man früher im deutschen Reiche die protestantischen kirchlichen 
Rechte einem künftigen katholischen Regenten gegenüber gesichert: soll da- 
raus heute zu Gunsten der katholischen Religionsrechto nichts mehr folgen? 

1) Trotz aller dieser Thatsachen argumentirt man aber protestantischer 
Seits fort und fort mit der grössten Unbefangenheit, dass die Rechte, welche die 
katholischen Regenten bezüglich der Angelegenheiten ihrer Kirche besitzen, 
auch den protestantischen Fürsten von Staatswegen zukommen müssten , ob- 
schon doch für den Ausschluss derselben von jeder Einwirkung auf die katho- 
lischen Kirchen- und Schulsachen mindestens die gleichen Gründe sprechen, mit 
welchen die katholischen Fürsten in Sachsen u. s. w. von jedem Einflüsse auf 
das protestantische Kirchen- und Schulwesen ihres Landes von jeher ausgeschlos- 
sen worden sind, und obschon die hierin Betracht kommenden Rechte katholischer 
Regenten entweder auf kirchlicher Verleihung beruhen, also rechtsgiltig, oder 
einseitig angeeignet, mithin rechtsungiltig sind. Uc barhaupt ist es charakteris- 
tisch, dass unsere heutigen Staatscanonisten factische Eingriffe in das Recht** 
gebiet der Kirche von Seiten der Staatsgewalt, namentlich wenn sie im Ge- 
wände von Gesetzen oder Verordnungen vorliegen , unbedenklich als Rech tsai- 
gumente verwerthen, ohne (He kirchlichen Protestationen und Reclamationen 
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. Die bisherigen Ausführungen sind nun nicht neu, sondern ge- 
rade in den letzton zwei Deren nien wiederholt in der Oeflentlichkeit 
geltend gemacht worden *) : sie können daher auch denjenigen Her- 
ren nicht ganz unbekannt geblieben sein, welche am 13. Juni 1877 
ate »Königlicher Gerichtshof f. k. A.« über den Herrn Biscboi von 
Limburg nach »richtigen« Begriffen über das Ve?hältniss ; . zwischen 
Kirche und Staat wegen der dem Prälaten zur Last gelegten Ausser* 
achtlassung der auf sein bischöfliches Amt und seine geistlichen 
Amtsverrichtungen bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetze und 
der in dieser Hinsicht von der weltlichen Obrigkeit innerhalb ihrer 
staatsgesetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen abzuurtei- 
len berufen waren. Namentlich ist dies vom Professor Dr. Do ve an- 
zunehmen, welcher als Lehrer des Kirchenrechtes und Herausgeber 
des Riehter'scben Kirchenrechtelehrbuches, {nach dem Ableben Rich- 
ter's) ex profeaao sich mit der fraglichen Bechtsmaterie zu, beschäf- 
tigen hat, und in der von ihm bearbeiteten 7. Auflage dieses Wer- 
kes (Leipzig 1874) ganz richtig im §. 85. Folgendes schreibt: »den 
RekhsgrnndgeseAzcn, welche das Keligionswesen ordneten, kommt so- 
weit sie.da8 Verhältniss zu dem Reiche und die> Unterordnung der 
Landesherren unter die höchste Reichsgewalt betrafen» nur noch eine 
notorisch* Bedeutung au. Dagegen a*u4 aüe diejenigen Bestim- 
mungen» durch welohe den Gonfessionen in den einzelnen Staaten be- 
stimmte Rechte auf freie Religionsubuog^ auf den Besitz bestimmter 
Kirchengüter und auf die Fortdauer einer bestimmten Verfassung be- 
gründet worden sind , noch j etzt giltig ; sie stehen also , unter dem 
Schutze, welcher jedem wohlerworbenen Rechte gewährt ist» auch da, 
wo die Landesverfassung für ihre Fortdauer keine besonderen Qarantieen 
gegeben hat.c 

.. Unter so bewandten Umständen durfte mao wohl, erwarten, in 
der Motivirnng des vom Königlichen Gerichtshofe f. X A. gegen den 
Herrn Bischof von Limburg ausgesprochenen »Amteentlassungser* 

♦iwi >i u>nin ) n ..I i ui .' i . i t't ^..y.A^x.A .i-m >»u ,M ilifloW ^r.iA » : .u < 
gcgett solche Eingriffe wi«h im* txi erwihncn. Wie leicht inan »gesetzbeh« 
die Hechte einer ConfCBslon unterminiren ünd in die Luft sprengen kann, tost 
der> interessant* Aufsatt im 80. Bd. der Wstorisch-r*>lifcfechen Blätter erkennen : 
*Der Oitturkampf in B»den.< .Mh r/ 

; i -l)Ma» «ehe n, A, 4ie Denkschrift des Episoopates der oberrheinisches 
Kirchenprownz v« J. im (hei Herker in Freibnrg); das Werks die Wieder- 
herstellung des canonischen Rechtes in der oberrheinischen Kirch enprovmz 
(Stattgart 1858 bei Rümelin); die Abhandlung über die Badisehe Convention 
und die Rechtsv orgängo bei dem Vollzuge derselben im Archiv 5. Bd. S. 224 
IT., con Reittier der Broch des Beligionsfriedens und der einzige Weg zu 
seiner Wiederherstellung (Mainz 1875 bei Kirchheim)» ,m7 n.t»n:-»vin * , 
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kenntnisses« wenigstens einige Erörterung übe* dio Berechtigung oder 
Nichtbevechtigung der oben erwähnten Eihred© des Angeklagten zu 
finden, dass die bezüglichen Preüssischen Staatskirchengesetze wegen 
des entgegenstehenden Nässautschen Partidnlarrcchtes * insbesondwe 
wegen Öer Landesherrlichen Edicte über die Grenzen der tandeeher^ 
liehen nnd der Bischöflichen Gewalt vom Jahre 1808 v wegen^deb 
Westfälischen Friedensinetrumentes ttrid des Deputationsrecessea vom 
25; Februar 1803, nöd wegen der ihm specieH durch,, den §. Yij des 
Nassauischen Edictes vom 30. Januar 1830 gewährleisteten Episco- 
palrechte, für das Gebiet des Herzogthüms Nadsau und der vormals 
freien Stadt Frankf ort nicht an wendbar seien . Aber auffallender Weise 
übergent da« Erkenntniss trotz seiner voluminösen Motivirnng dieöen 
juristisch hoch interessanten Punkt ganz mit Sttltebb weisen *), und zieh t es 
vor, eine reiche Blnmenlese aus Fastenhirtenbriefen und sonstigen Erlas- 
sen des Angeklagten und aus Berichten des Nassauer Boten ») über die 
Firmungsreisen und die Pfändungen des Herrn Bischofs zu geben; die 
zwar nicht ohne Reiz ist und für die der Leser dankbar sein wird, 
die aber juristisch allen Werthes entbehrt, wenn man denselben nicht 
etwa darin zu erkennen hat, dass mittelst ihrer von Gerichtshofs 
wegen constatirt ist, wie dem Herrn Bischof etwas Anderes nicht 
zur Last gelegt werden kann, als dass er sein Diöcesanrecht und die 
hergebrachte Religionsübung seiner Diöcesanen pflichtgemäss wahr- 
genommen hat, und wie äusseret legal alle Manifestationen des Klerus 
und Volkes gegen die Staatskirchengesetzgebung im Bisthum Lim- 
burg verlaufen sind, da keine einzige auch nur den Versuch einer 
strafgerichtlichen Einschreitung nach sich gezogen hat. Ja buchst 
auffallender Weise wird nicht einmal die vom Angeklagten geltend 
» ind nodo*|9^i 

1) Mit diesem Stillschweigen contrast^ die 
Ausführlichkeit, mit welcher das Obertribunal-Brkehntnia* gegen Wiectünantt 
vom 6. Juni L J. (S. Köln. V. Z. 1. Bl. Nr. 263 vom 24. September 1877 
S. 3.) die Frage erörtert hat, ob die älteren landesgesetzlichen Bestimmungen 
über die Duelle der Sfcndirenden, namentlich das Hannoverische Qeaete vom 31. 
Mitirz i. 323| durcVi eifts RcichsstrAf^ost/tzl^iiLili äuss^r ^vr&fti ^(^stjtzt soi&u od&jr nicht* 

2) Der Nassauer Bote wird von den »Granden« auf die diensteidliche Ana- 
sage des Amtmanns von Limburg hin als ein offieiöses Blatt des Bischofs er- 
klärt; der frühere wie der jetzige Redacteur des Nassauer Bote» haben nun 
aber unterm 6. Juni 1877 erklärt, teugeneidlich wahr halten zu wollen, dass 
der Nassauer Bote niemals in irgend welcher ofticiellen oder of fieiösen Beziehung 
zu dem Herrn Bischof gestanden und von demselben niemals Mitth ei langen em- 
pfangen habe, weder amtliche noch private. Welche Aussage wird die richti- 
gere sein? Und wie ist es zu erklären, dass der Königliche Gerichtshof f. k. A. 
einen so flagranten Widerspruch unaufgeklärt lies« r* jjrtuffelwwhafoMV? iSflisi 
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gemachte Rechtseinwendung erwähnt, sondern ihm anstatt derselben 
die Behauptung in den Mund oder vielmehr in die Feder gelegt, 
resp. die Ansicht zugeschrieben , dass die Gesetze, gegen weiche er 
sich vergangen haben solle, ihrem ganzen Inhalte nach für die Kirche 
unverbindlich seien, weil dem Staate nicht die beanspruchte Machte 
Vollkommenheit beiwohne, einseitig und ohne Verständigung mit der 
Kirche und ihrem Oberhaupte das Yerhältniss des Staates zur katho- 
lischen Kirche im Wege der Gesetzgebung zu regeln ; und dass er, 
der Angeklagte, an kein die kirchlichen Interessen irgendwie be- 
rührendes Gesetz gebunden sei, welches nicht die Genehmigung des 
Papstes erhalten habe. Ein solches quid pro quo und ein solches 
Ignoriren der vom Angeklagten geltend gemachten Reohtsauffassung 
ist wahrlich- sehr geeignet, eine herbe Kritik herauszufordern 1 ); wir 
sehen jedoch von einer solchen ab, und wenden uns lieber einer 
Würdigung der Gründe zu, womit der. Königliche Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten die Verpflichtung des Bischofs von Lim- 
burg zur Vollziehung der zunächst dessen garantirte Diöcesanrechte, 
in der natürlichen unausbleiblichen Consequenz aber auch die her- 
gebrachte Religionsübnng seiner Diteesanen benachteiligenden Staats- 
kirchengesetze nachweisen zu können; meint. Da lesen wir denn, 
»dass die Gesetze unbedingt alle Staatsangehörige , für welche sie 
erlassen sind, binden und das Mass ihrer Geltung! nur in sich selbst 
tragen;« und dass es sich demgemäss um Gesetze handele, welche, 
wie v. Savigny in seinem System des Römischen Rechtes Tb. L 



1) Der Concipieiit der »Gründe« referirt unter! 'LH. D. pos. 3. ans der 
Anklageschrift, fünf Geistlichen hätte die Ertheilung des Kel i gionsuntez rieh t es 
in der Volksschule »wegen ihrer Haltung« untersagt werden müssen, bezeichnet 
aber diese Haltung nicht näher und lässt den Nachweis vermissen, woher die 
Regierung die Berechtigung zu ihrem Verbote ableite Angesichts der ausdrück- 
lichen Anerkennung der Nassauischen Particuiargesetzgebung und der früheren 
Nassauischen Regierung, dass die weltlichen Behörden sich »unter keinem Vor- 
wände« mit dem gedachten Unterrichte zu befassen befugt seien, indem der- 
selbe ausschliesslich der Amtsgewalt des Bischofs unterliege. Noch auffallender 
ist die Anführung loc. cit., dass der Bischof in der Untersuchung wider den Ca- 
plan Abel den Cömpetenzconfttct erhoben habe. War denn das nicht das gesetzliche 
Recht, ja die amtliche Pflicht des Bischöfe, insoferne derselbe der Ansicht war, 
dass eine Verletzung der Competenzbestimmungen des Nassauischen Edkts vom 
31. August 1803 bezüglich des Gerichtsstandes der Geistlichen vorliege? Und 
wenn für die »Gründe« die Bemerkung angezeigt schien, der Bischof habe den 
Competenzconfiict wirkungslos erhoben: bo hätte doch auch beigefügt werden 
sollen, dass der Bischof lediglich desshalb den erhobenen Conflict nicht aufrecht 
erhielt, weil das Gerieht sofort den Priester Abel freisprach und dagegen vom 
Staatsanwalt nicht appellirt wurde. 

» 
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§. 16 sage, »mit unabänderlicher Notwendigkeit, ohne der indivi- 
duellen Willkür Spielraum zu lassen, herrschen sollen und in die 
Kategorie der absoluten oder gebietenden gehören.« Aber diese An- 
fuhrung fallt neben die Sache: denn schon allein der Umstand, dass 
die in Rede stehenden Staatsgesetze thatsächlicb »mit unabänder- 
licher Notwendigkeit« notorisch nicht wirken und trotz ihrer Zu- 
gehörung >zu der Kategorie der absoluten oder gebietenden« von 
denen, die sie verpflichten wollen , einfach nicht vollzogen werden, 
ohne dass die Staatsgewalt das ändern kann, beweiset zur Genüge, 
dass sich die fraglichen Gesetze nicht , wie Savigny's Aeusserung 
als ganz selbstverständlich stillschweigend voraussetzt, und wenn sie 
richtig sein soll , absolut voraussetzen muss , lediglich auf solche 
Materien beschränken, welche unbestritten ihrer Natur nach »welt- 
liche« und nicht »geistliche« Sachen sind, also unzweifelhaft dem 
Bereiche des Staates angehören und darum einer unbeschränkten 
Disposition der vollziehenden Gewalt des Landesherrn unterliegen^ 
deren von diesem verfügte Ordnung darum auch erzwungen: werden 
kann. Es concurrirt hier vielmehr in ganz vorwiegender Weise 
das Princip der Religionsfreiheit und des Vertragsrechtes; und 
wenn sich allerdings einerseits der Satz nicht wird aufstellen, 
jedenfalls nicht wird unanfechtbar begründen lassen , dass die 
Rechte, welche der Staat seiner Natur und seinem Berufe nach 
in Bezug auf kirchliche Angelegenheiten auszuüben hat, mV- 
gends und unter keinen Verhältnissen im Wege der Gesetzgebung 
und durchgehende nur im Weger des Vertrages zwischen den Trägern 
der Staats- und Kirchengewalt regulirt werden könnten 1 ), so 1 kann 
noch weit weniger in Deutschland und in einem paritätischen Staate 
der Satz eine Geltung beanspruchen, dass der protestantische Landes- 
herr in Religions- und Kirchen-Sachen der Katholiken nach freiem 
Ermessen und nach den lediglich von ihm , seinen protestantischen 
Ministem und den protestantischen Mitgliedern der Landesvertre- 
tung zu beurtheilenden Zweckmässigkeitsgründen und für richtig 
erachteten Begriffen über das Verhältniss zwischen Kirche und 
Staat Anordnungen zu treffen befugt sei' 4 ). Die nicht streitigen 
Hoheitsrechte des Landesherrn in Bezug auf die katholische Kirche 
in Preussen haben nun ihren dem Worte Christi »Gebt dem Kaiser 



1) Wir denken hier z. B. an Länder, in welchen dio katholische Reli- 
gion nicht zugelassen war, forthin aber geduldet werden soll. 

2) Vgl die Schrift: »Ausgleichsgedanken zum Kirchenconflict. Wiesbaden 
bei Umbarth 1877.« 
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was des Kaisers und Gott was Gottes ist!« ganz adäquaten Aus- 
druck in dem Schlusssatze des Art. 12. der Preussischen Ver- 
fassungs-Urkunde gefunden , wonach den bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Pflichten durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein 
Abbruch geschehen darf, — eine Bestimmung , über welche der 
Cultusminister von Ladenberg in seinen schon erwähnten Erläute- 
rungen bemerkt: »Hieraus folgt zuvörderst, dass Niemand sich unter 
dem Vorwande der Religion den positiven Leistungen entziehen kann, 
welche das Gesetz den Staatsgen ossen auferlegt .... Ferner 
aber, . . dass die Religionsfreiheit Niemanden das Recht verleiht, 
straflos den Verboten zuwiderzuhandeln , durch weiche der Staat 
die (Grundlagen des öffentlichen Lebens , die Sittlichkeit und das 
Recht, gegen Verletzungen sichert* Hiergegen nun wird von den 
Bischöfen nicht der geringste Widerspruch erhoben , wohl aber da- 
gegen, dass ihnen von dem protestantischen Regenten mittelst Aus- 
übung seiner gesetzgebenden Gewalt 1 ) Vorschriften für ihre geist- 
lichen Amtsverrichtungen und für ihr Amt ertheilt werden wollen, 
und noch dazu solche, welche der »feierlich verbrieften Stellung« 
der katholischen Kirche schnur-stracks zuwiderlaufen. Selbst 
Suarez schreibt in seinem im Justizministerialblatt, Jahrgang 1875 
8. 37 ff., abgedruckten Aufsatz über das Verhältniss zwischen Kirche 
und Staat: »Wenn das exercitium religionis durch Verträge und 
Verfassungen bestimmt ist, so muss der Staat darüber halten.* So 
schreibt der Vater des nämlichen Allgemeinen Preussischen Landrech- 
tes, in dessen protestantisch-territorialistischen Bestimmungen heute 
von den Staatscanonisten a la Gneist der Normalcodex für die Ab- 
messung der dem katholischen Religionstheile zuzugestehenden kirch- 
lichen Rechte gefunden und welches mit dem stolzen Worte: No- 
lumus legem terrae mutari! selbst für solche Territorien, die dem 
heutigen Preussischen Staate erst seit Kurzem angehören und die 
bis in dieses Jahrhundert geistliche Regenten hatten, als unan- 
tastbare magna Charta Uber tat is ecclesiae proclamirt werden will! 
Das Princip der Gesetzgebungsallmacht , nach welchem man heute 
im offenen Gegensatze zu dem von Suarez statuirten Princip die 
, 

1) Die oft und auch in den Motiven des ans beschäftigenden Erkennt» 
nisses betonte »Zustimmung der Landes Vertretung« ist nach reichsrecht Hohem 
Massstabe wie nach der Natur der Sache irrelevant : denn es haben eben nnr 
die Protestanten den Maigesetzen zugestimmt , die Katholiken aber widerspro- 
chen. Schade, dass dieser Widerspruch nicht dadurch für alle Zeiten constatirt 
worden ist, dass die katholischen Landtagsmitglieder nach vorgängiger Protes- 
tation vor den Abstimmungen jedesmal den Saal verliessen ! 
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Verfassungsbestimmungen zu Gunsten der Religionsfreiheit einfach 
ausser Kraft setzt, um die augeblich bedrohte und verkannte Souve- 
ränetät des Staates und Majestät des Gesetzes zu »schützen«, wird 
übrigens kaum triftiger als unplatzgreiflich für das kirchliche Gq+ 
biet, namentlich im paritätischen Preussen, erwiesen werden können, 
als durch folgende Stelle aus dem im Archiv Bd. -37. S. S$ fi 
mitgeteilten Berichte der »Deputation der II./ Sächsischen Kammer 
zu dem Entwürfe des Sächsischen Gesetzes vom 23. August 1870 
über die Ausübung des staatlichen Oberaufsichtsrecbtes über die 
katholische Kirche im Königreich Sachsen: »Endlich sind bei einem 
für das Königreich Sachsen bestimmten Gesetzentwürfe der frag- 
lichen Art noch die besonderen Verhältnisse der .Oberlausitz im Be-r 
tracht zu ziehen. Die Urkunde vom 17. November 1834, die durcji 
Anwendung der Verfassung des Königreichs Sachsen auf die Ober- 
lausitz bedingte Modiftcation der Particnlarverfassiing dieser Provinz 
betreffend, enthält in §. 3. folgende Vorschrift : »(Königliche Zusage 
\u Bezug auf die Religiona- und kirchliche Verfassung.) Der Ober-* 
lausitz wird hiermit zugesagt, dass in ihrer Keligionü- und kirch- 
lichen Verfassung, welche durch den Tra4ition*reces8 .von* 3P. Mai 
1635 und den Traditionsabschied vom M- April 1636 verfragsmftesjg 
feststeht, ohne vorheriges,, ausdrücklich erklärtes Einverständnis?; der 
Oberlausitzer Provinzialstän4e, nMts geändert werben solle, Amk 
bewendet es bei der in Hinsicht der, Domstifts- und J£losterbeajftten 
seither bestandenen Einrichtung.« Nach: den §§. ,55. Ais ?58- jener 
Urkunde aber hat der in der Urkunde entjialtene Vertrag über die 
Proviuzialverfassung der Oberlausitz ejne besondere Gewähr enthal- 
ten,. Es muss- also auch die im jenem ..§;. 3. der Uvkand*,; vom 
17, November 1834 anerkannte Religions- und kirchlich«! Verfassung 
4er Qberlausitz, soweit sie, nicht bereits auf durch ,<}ie Urkunde, fflfff 
geschriebenem! Wege, oder 4urcb die Reichsgesetzgebung abgeärwj<w?t 
ist* als zur Z^eit, zu Recht bestehend und als eine : solche gqacli^t 
"werden f \ welche im Wege der Landesgesetegebung t w«r ; , unter j Zut 
Stimmung, der Oberlausitzer Prqvineißlstätide weiter alyeünd&i 
WCiden fowfti,« .... , , „' ;, l; , fl ,i. .*,!„...„ i m«,.,,f!c m'i 

Auch bei der grössten Voreingenommenheit wird man doch 
zugestehen müssen, dass wenn in Sachsen ein Gesetz über 4i«;katbo- 
lischen Religionsverhältnisse nicht ohne Weiteres Geltung ftir >*fe 
ganze Monarchie beanspruchen kann, dieser Fall analog eben so gtft 
auch in Preussen möglich sei, und dass darum die Einwendungen 
des Bischofs von Limburg gegen die Anwendbarkeit der Maige^etz^e 
auf die zu seinem Bisthum gehörigen früheren geistlichen . Stifts?- 
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lande, welche heute einen Bestaudtheil des Königreiches Preus 
bilden, eine gründliche juristische Erörterung um so mehr erheischS 
hätten, als Seine Majestät der König in dem vom Bischof ange- 
rufenen Schreiben vom 21. November 1866 die A ufrechter haitun*' 

o 

der Preussischen Verfassuugsbestiramungen über das Verhältniss 
zwischen Kirche und Staat den Nassauischen und Frankfurtischen 
Katholiken unzweideutig zugesichert hat. Ueberdies spricht die 
heute in den deutscheu Bundesstaaten concurrirende und durch 
einander laufende Reichs- und Landes-Gesetzgebuug und die Reser- 
vatstellung einzelner Bundesstaaten, namentlich Bayerns , selbst auf 
dem rein staatlichen Gebiete für die Zulässigkeit der materiellen 
Prüfung gesetzlicher Vorschriften auf ihre rechtliche Giltigkeit und 
Verbindlichkeit, und wir haben gerade in neuester Zeit erlebt, dass 
ein Sächsisches Gesetz von den Sächsischen Gerichten als nicht in 
Betracht kommend erklärt und behandelt wurde , well es eine der 
Reichsgesetzgebung vorbehaltene Materie betraf. 

Nun führt die Motivirung des Erkenntnisses freilich an — und 
das soll ein weiterer Stützpunkt für die unbedingte Verpflichtung 
des Angeklagten zur uneingeschränkten Vollziehung der Staatskirchen- 
gesetze von 1873 sein — , dass nach Art. 106. der Preussischen 
Verfassungsurkunde Gesetze und Verordnungen verbindlich seien, 
wenn sie in der vom Gesetze vorgeschriebenen Form bekannt ge- 
macht worden, und dass die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig 
verkündeter Königlicher Verordnungen nicht den Behörden, sondern 
nur der Landesvertretun^ zustehe. Aber dieses Argument spricht 
bei näherer Betrachtung weit mehr für, als gegen den vom Herrn 
Bischof von Limburg eingenommenen Standpunkt. Denn die von 
ihm zur Rechtfertigung seiner ablehnenden Haltung angeführten. 
Reichsgesetze und Nassauischen Edicte über die Grenzen der Landes- 
herrlichen und der Bischöflichen Gewalt sind zu ihrer Zeit gehörig 
publicirt worden und bilden die Grundlagen der »feierlich verbrief- 
ten Stellung«, welche nach Anerkennung der Preussischen Staats- 
regierung der evangelischen und römisch-katholischen Kirche zu- 
steht J ). Die neuen Gesetze hätten also doch wohl allermindestens 



1) An dieser Stelle sei die interessante Verhandlung der deutschen Bun- 
desversammlung über die Beschwerde des Herrn von der Kettenburg wegen 
beeinträchtigter Religionsfreiheit vom Jahre 1853 (abgedruckt im 3. Hefte der 
Beiträge zum Preussischen und deutschen Kirchenrechte — Paderborn bei Schö- 
ningh 1856) in Erinnerung gebracht. Baden z. B. erklärte damals: »Die 
Kirchenhoheit und das Reformationsrecht des Landesherrn ist durch die Bun- 
desgesetzgebung nicht beschränkt: er kaim vermöge desselben nach wie vor 
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ausdrücklich erklären müssen, dass die reiclis- und die particular- 
rechtlichen Bestimmungen über den Umfang der Religionsübung und 
des Diöcesanrechtes des katholischen Religionstheiles aufgehoben sein 
sollen. Dies ist aber nicht geschehen, und es scheint uns keines- 
wegs Selbstverständlich , dass die Trage nach der Anwendbarkeit 
der Preussischen allgemeinen Staatskirchengesetze der letzten Jahre 
gegenüber einem abweichenden , auf dem Westfälischen Frieden und 
dem Regensburger Deputations-Recess vom 25. Februar 1803 be- 
ruhenden Particular rechte eines im Jahre 1866 annectirten Landes 
ohne Weiteres als durch die banale Regel: lex posterior derogat 
priori! erledigt betrachtet werden müsse. Nur die Oberflächlichkeit 
wird sich damit befriedigt fühlen können! 

Will man übrigens den Satz aufstellen , die 1873er Staats- 
kirchengesetze trügen »das Mass ihrer Geltung in sich selbst« un- 
zweifelhaft dahin, dass alle und jede entgegenstehende Bestimmung 
ausser Kraft trete — selbst »Vertrag und Verfassung« (mit Suarez 
zu reden), indem die fraglichen Gesetze nirgends eine ähnliche ein- 
schränkende Bestimmung über ihren Geltungsbereich enthielten, wie 
das vorerwähnte Sächsische Staatskirchengesetz sie in seinem §. 37. 
bezüglich der Oberlausitz enthält: so hat man damit für die Rechts- 
gültigkeit jener Gesetze dem katholischen Rcligionstheil und seinen 
Bischöfen gegenüber immer noch nichts gewonnen, wenn man nicht 
behaupten will, dass die Katholiken überhaupt der Staatsgewalt 
gegenüber gar kein Recht haben. Denn es tritt dann eben der 
Anspruch auf, dass die Preussischen Gesetze gerade so wie das 
Sächsische einen dem bestehenden garantirten Religionsrechte ent- 
sprechenden Vorbehalt hätten zum Ausdrucke bringen müssen, und 
dass die bezügliche Omission dem vertragsmässig garantirten Religions- 
rechte nicht präjudiciren könne, sondern dass hier die Rechtsregel 
Anwendung leide: Lex specialis derogat generali. Und wenn die 
Prenssische Verfassung der Landesvertretung betreffs Königlicher 
Verordnungen über unzweifelhaft der Landesherrlichen (Staatsge- 
walt unterliegende Materien die Befugniss zur Prüfung ihrer Reehts- 
gnltigkeit beilegt, damit auf solche Weise einer Landesherrlichen 



den Umfang der Ret igions Übung einer Confession, welcher der Besitz- 
stand des Jahres 1624 nicht zur Seite steht, naeh den besonderen Lan- 
desverhältnissen näher bestimmen.* Das argumentum a contrario für den 
Fall, wo der Besitzstand des Jahres 1624 einer Confession zur Seife 
steht, bedarf wohl keiner Ausführung. — Alle Bundesglieder, vorab in erster 
Linie die protestantischen, waren auch darin einverstanden, dass bei Religions- 
angelcgcnheiten die itio in partes Platz greife! 

28* 
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Verletzung der verfassungsmässigen Rechte der Unterthanen im rein 
staatlichen Bereiche vorgebeugt und gegebenen Falles gesteuert 
werde: sollte es denn da nicht ganz in der Consequenz. liegen und 
durch die Natur der Sache gefordert werden, dass den Bischöfen als 
den Vertretern des katholischen Religionstheiles bezüglich seiner 
kirchlichen Rechte die Prüfung der Rechtsgültigkeit aller König- 
lichen Verordnungen und Gesetze zustehe , die sich auf die freie 
Religionsübung der Katholiken einschliesslich des von derselben 
unzertrennlichen Diöcesanrechtes der Bischöfe beziehen? Und sollte 
das Recht einer solchen Prüfung nicht ganz besonders dann aner- 
kannt werden müssen, wenn vom Landesherrn selbst in gesetzlicher 
Form ausgegangene Festsetzungen der Gränzen der Landesherrlichen 
Gewalt in katholisch-kirchlichen Angelegenheiten vorliegen, welche 
(wie z. B. die Nassauischen Edicte vom 16. und 31. August 1803) 
bezüglich einzelner Materien die ausdrückliche Erklärung und Zu- 
sicherung enthalten, dass sie der Bischöflichen Gewalt allein unter- 
lägen und dass sich der Landesherr mit denselben unier keinem 
Vorwande — also auch nicht unter dem einer Wahrnehmung der 
»Rechte des Staates« — befassen werde? Oder geht es an, dass 
der Landesherr seine eigenen Bestimmungen Dessen, was ausserhalb 
der Landesherrlichen Gewalt liege, hintendrein wieder aufhebe und 
dem Bereiche seiner Gewalt zuschreibe, was er vorher als derselben 
nicht unterworfen feierlich erklärt hat? 

Wir constatiren gerne, dass sich die Herren Eggeling, Diepen- 
broik-Gruiters u. s. w. bei ihrer Entscheidung über die Anklage- 
schrift des Oberstaatsanwaltes Irgahn gegen den Hochwürdigsten 
Bischof von Limburg den für die Verneinung dieser Frage sprechen- 
den Gründen nicht ganz verschlossen zu haben scheinen. Denn die 
Gründe, womit das Erkenntniss vom 13. Juni c. versehen ist , be- 
gnügen sich nicht mit der Aufstellung des Satzes, dass die Geltung 
der sogenannten Maigesetze für den Richter vollkommen feststehe 
(worum es sich freilich nach dem von uns eben Ausgeführten gar 
nicht handelt; wohl aber handelt es sich um den territorialen und 
juristisclien Umfang dieser Geltung!); sondern sie bemerken weiter, 
»dass jene Gesetze streng innerhalb der für das Majestätsrecht der 
Kirchenhoheit (jus circa sacra) gezogenen Linien gehalten seien, und 
keineswegs , wie der Angeklagte in Gemeinschaft mit anderen 
Bischöfen behaupte, das innere Wesen (res mere spirituales) der 
katholischen Kirche antaste, vielmehr derselben in Ansehung des 
Gottesdienstes und der kirchlichen Lehren die vollste t) Freiheit ge- 

1) Zu dieser »vollsten« Freiheit stimmt aber der Feldzug der Staatsre- 
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statte.« Abgesehen davon , dass auch hier die rechtlichen Aufstel- 
lungen des Bischofs von Limburg in hohem Grade inadäquat und 
unvollständig referirt werden , so dass dieser sich leicht befugt er- 
achten könnte, über eine objective Entstellung seiner Erklärungen 
sich zu beschweren, sehen wir uns durch die Auslassung der 
»Gründe« sofort vor die Frage gestellt: Wenn der Episcopat be- 
hauptet, die Maigesetze seien nicht streng innerhalb der dem Maje- 
statsrechte circa sacra gezogenen Grenzen gehalten und griffen in 
das innere Wesen der Kirche ein , — hat derselbe dann weniger 
Anspruch auf Anerkennung seiner Auffassung, als ein akatholisches 
Minister- oder Bichter-Collegium, welches das Gegentheil behauptet ? 
Hat denn nicht der Preussische Cultusminister von Ladenberg in 
seinen Erläuterungen der Bestimmungen der Preussischen Verfassungs- 
Urkunde über die Religion selber bemerkt , die Gränze zwischen 
äusseren und inneren Angelegenheiten der "Religionsgesellschaften sei 
nirgends fest bestimmt? Und kann man im Ernste behaupten, dass 
ein Bischof sich verpflichtet haften müsse, nicht nach seiner diesbe- 
züglichen , auf gewissenhafter Erwägung , genauer Sachkunde und 
Billigung des Oberhauptes der Kirche beruhenden Ueberzeugung *) 
den Umfang seiner Amtsrechte und der seinen Diöcesanen zustehen- 
den Beligionsubung zu bemessen und zu vertreten, sondern gegen 
die Stimme seines Gewissens und klare Erkenutuiss der Sachlage 
die gegenteilige Auffassung von ausserhalb der Kirche stehenden, 
im Innern möglicherweise deren Ruin herbeiwünschenden Personen? 
Es sei uns erlaubt, die Antwort mit der in der Nr. 8. der von den 
evangelischen Reichsständen zu Osnabrück am 15. December 1645 
formulirten »gravamiua ecclesiastica« vorkommenden Stelle zu geben : 
»In freiwilligen und denen SacJien, da beider Religion zugetliane 



gierung gegen die von den Bischöfen vorgeschriebenen Religionslehrbücher, die 
Behinderung nicht weniger Seelsorgspriester in Ertheilung des Religionsunter- 
richtes, die Anstellung von wegen Häresie excomniunicirten Männern als Pro- 
fessoren der Theologie und die,Beibehaltung solcher Männer als Religionslehrer 
für Katholiken, die Aufreizung der Parochianen zur »Bestellung« von Pfarrern 
gegen die Glaubenslehre des Concils von Trient Sess. 23. c. 4. u. can. 7. u. dergl. 
m. eben so schlecht, wie die gerichtliche Verfolgung des Lesens der hl. Messe von 
nicht angestellten Priestern, das Verbot von Processionen, die Ueberweisung von 
Kirchen an die Secte der Altkatholiken, die Aufhebung der Klöster und ordens- 
ähnlichen Congregationen u. a. m. • 

1) Der Concipient der »Gründe« hat sich erlaubt, die wiederholt mehr 
oder minder ausführlich motivirte Ueberzeugung des Angeklagten als eine »an- 
gebliche« zu prädiciren und damit diesen zu verdächtigen : was hat ihn hierzu 
berechtigt? 
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Stände Parf Jieyen mit einander machen, und keiner dem andern darüber, 
was er thun und lassen solle, Mass und Ziel zu stecken bat, tciirde es 
aller menschlichen Vernunft und von Natur implantirten Billigkeit 
zuwiderlaufen , wann eine Parthey der andern Gesetz geben oder 
einige Beschwerung aufdringen wollte^ und au die sthou oben er- 
wähnte Motivirung der Ablehnung der Befolgung des vom Kaiser in 
Uebereinstimmung mit einer immensen Majorität der Reichsstände 
erlassenen Wormser Edictes zu erinnern : »dass in Sachen die Gottes 
Ehre und der Seelen Wohlfahrt betreffen, die Mehrheit der Stimmen 
nicht stattfinden könne.« In der That , wenn die Auffassung der 
»Gründe« richtig und zulässig wäre : dann hätten Kaiser und Reich 
das Kecht gehabt, auf dem Wege der Gesetzgebung erst die itio in 
partes in Religionssachen zu beseitigen , was bei der vorhandenen 
Mehrheit der katholischen Reichsstände an sich sehr wohl ausführ- 
bar gewesen wäre; dann das von den protestantischen Landesherren 
gehandhabte Kirchenregiment namentlich bezüglich der sogenannten 
annexa nach dem Muster unserer heutigen Cutturkampfgesetze zu 
eludireu, uud schliesslich dem protestantischen Religionstheil nichts 
zu belassen als die res mere spirituales — nämlich die Gedanken-Frei- 
heit, wonächst der Protestantismus bald hätte begraben werden können. 

Aber prüfen wir die fragliche Behauptung der Motive um so 
mehr etwas genauer, als sie eigentlich das einzige juristische Moment 
ist, womit der Rechtsstandpunkt des Angeklagten einiger Massen be- 
rührt wird. Was ist unter dem technischen Ausdrucke: »res mere 
spirituales« zu verstehen? Schenkt gibt hierauf iu seinen Institutio- 
nes juris ecclesiastici P. I, §. 389 die Antwort: 

Causas spirituales vulgo in 1) intrinsece ; 2) accessorie ; 3) per 
accidens spirituales tribuunt; alias 4) dubias vocatft. De singulis 
monenda quaedara. 

Causae 1) intrinsece spirituales sunt, quae ad fidem, religionera, 
sacramenta, s. ministerium, s. liturgiam, votorum obligationom etc. 
pertinent; 2) accessorie spirituales seu ecclesiasticae ceusentur ver- 
santes circa ea, quae spiritualibus connexa sunt, id est, quae spiri- 
tuale praecedunt, comitautur vel consequuntur, e. g. sponsalia , jus 
patronatus, jus electionis, collationis, institutionis in beneficia, jus 
sepulturae, jus decimarum etc. 3) per accidens spirituales dicunt, 
quae, utut res temporales attingant, nihilorainus ratioue a) peccati 
vel peccandi periculi, ratione b) appositi juramenti, ratione c) dene- 
gatae aut protractae justitiae , ratione. d) protectionis miserabilibus 
personis ab ecclesia debitae ad forum ecclesiasticum protralmn- 
tur. (§. 390). 
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His animadversis facile intelliguntur isthaec corollaria: 

I. Causae intrinsece spirituales privative et necessario potestati 
ecclesiasticae reservantur; uti et mere temporales per se soli 
juri8dictioni profanae sunt subjectae. 

II. Causae accessorie spirituales, si separari temporalia a spiri- 
tualibus queant, quantura ad temporalia, ad forum politicum; 
quantum ad spiritualia, ad forum ecclesiasticum spectant; sin, 
uni foro ecclesiastieo relinqueudae. 

III. Causae per accidens spirituales olim liberius ad forum eccle- 
siasticum protractae foro politico, volonte principe, sunt resti- 
tuendae. 

IV. In causis certo suis quaevis potestas jus suum mediis sibi 
propriis vindicat; in causis dubiis contra non violentis ab 
alterutraque potestate utendum remediis, sed amicabili compo- 
sitioni locus dandus. 

Was Schenkl (in der 10., von Professor Dr. Scheill besorgten 
Ausgabe seines besonders in Fragen des älteren in Deutschland gül- 
tigen Kirchenrechtes werthvollen Lehrbuches) hier sagt, ist allge- 
meine Lehre der katholischen Canonisten, und der Bischof von Lim- 
burg ist ohne Zweifel berechtigt, in diesen Aufstellungen »die rich- 
tigen Begriffe über das Verhältniss zwischen Kirche und Staat« zu 
finden: sie enthalten aber offenbar ein Verwerfungsurtheil für die 
modernen kirchen-politischen Gesetze Preussens, welche nicht bloss 
die Regulirung der Erziehung, Unterweisung und praktischen Aus- 
bildung der Kleriker, die kirchliche Strafgerichtsbarkeit, das kirch- 
liche Aemterwesen , die Orden u. s. w. , kurz die ganze kirchliche 
Rechtsordnung der Cognition und Disposition der protestantischen 
Staatsbeamten in den Verwaltungsbehörden und Richtercollegien 
unterwerfen, sondern sogar so weit gehen , dass sie diesen Beamten 
-die Befugniss beilegen, »Kirchenbedienstete,« selbst Bischöfe, aus 
dem Amte zu entlassen, die Erledigung kirchlicher Aemter für den 
Bereich der Kirche mit angeblicher Rechtswirkung zu decretiren, 
gottesdienstliche Handlungen, wie die Weihe von Oel und Wasser, 
die Lesung einer stillen Messe, die Abhör einer Beichte, die Aus- 
spendung der Taufe und der Sterbsakramente u. s. w. als »unbe- 
fugte« Amtshandlung zu verbieten und unter Strafe zu stellen, und 
dass sie überhaupt unleugbar das Princip statuiren und praktisch 
machen, dass der protestantische Landesherr befugt sei, dem katho- 
lischen Klerus Vorschriften in Bezug auf sein Amt und seine geist- 
lichen Amts Verrichtungen zu erth eilen — , nicht zu vergessen, dass 
die Gesetze die .Strafgerichtsbarkeit auswärtiger Kirchenoberen, und 
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zwar namentlich die des Papstes , unwirksam machen , auf diese 
Weise den Primat für die Katholiken des Landes factisch be- 
seitigen und damit einen Hauptglaubenssatz der katholischen Kirche 
ausser Geltung setzen, so viel an ihnen liegt 1 )- Wir zweifeln, 
ob der Verfasser der »Grunde : im Stande sein werde, auch nur mit 
protestantischen Kirchonrochtslehren: von Ansehen seine Aufstellung zu 
hegrunden: aber selbst wenn ihm dies gelingen sollte, so wäre damit 
nicht entfernt der Beweis geliefert, dass diese seine Aufstellung 
richtig sei; es ständen dann eben protestantische Autoren gegen 
katholische, und kein Vernünftiger wird. behaupten wollen, dass ein 
katholischer Bischof schuldig sei, sich seine Ueberzeugung nach 
protestantischen Autoren zu bilden und nicht nach katholischen. 

üebrigens handelt es'sich in der fraglichen Hinsicht gar nicht 
um Fragen, die der canonistischen Controverse noch unterliegen; 
denn es sind schon vor Decennien Erklärungen des Oberhauptes der 
katholischen Kirche erfolgt, welche die mit den Maigesetzen erho- 
benen Ansprüche circa sacra als unverträglich mit der Lehre und 
dem Rechte der katholischen Kirche auf das Entschiedenste zurück- 
weisen , und zwar gegenüber der Bayerischen Regierung und den 
Regierungen der oberrheinischen Kirchenprovinz: man kann also nicht 
behaupten, dass dieselben von einer Animosität gegen die Preussische 
Regieruug dictirt seien. Wir weisen hier nur hin auf das Breve 
Pius VII. an die Bischöfe von Trient, Chur und Brixen vom 
1. Auggst 1807, auf die bekannte Note des Cardiuals Consalvi vom 
10. August 1819 und auf das Breve Pius VIII. an die Bischöfe der 
oberrheinischen Kirchenprovinz vom 30. Juni 1830 a ). Um nicht 
allzu weitläufig zu werden, beschränken wir uns auf die Anführung 
folgender gerade die Theorie von den rebus mere spiritualibus be- 

c ■ 

1) Man beruft 1 sich zur Rechtfertigung des §. 1. des Gesetzes vom 12. Mai 
1873 über die kirchliche üisciplinargcwalt auf die früher üblich gewesene Bestel- 
lung von judices in partibus für die 3. Instanz, übersieht aber dabei ganz. 1. dass 
es sich hierbei um causae ecclesiasticae im vormaligen reiclm- und kirchen- 
rechtlichen Sinn des Wortes mit Ausnahme der causae majores handelte, 
und dass dabei Niemand an die Entscheidung und strafrichterliche Einschreitung 
in rebus fldei et morum dachte, und 2. dass auch heut zu Tage die Bestellung 
von judices in partibus in causis ecclesiasticis vom Papste anstandslos bewilligt 
zu werden pflegt. Es lag also gar keine Veranlassung zu einer Einmischung 
des Staates vor, 

2) Die hauptsächlichste Stelle aus diesem Breve haben die »Gründe« 
dankenswerther Weise selbst aus dem 1877er Fastenhirtenbriefe des Herrn 
Bischofs von Limburg angeführt: wir können also dartuif verzichten, dieselbe 
hier zu reproduciren. 
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treffender Aeusserung in der Note des Cardin als Consalvi: »Bei näherer 
Prüfung des 6. Artikels der Declaration hat der heilige Vater bemerkt, 
dass man die Absicht hat, den Bischöfen das ihnen zustehende Recht zu 
rauben, über die kirchlichen Sachen und insbesondere über die Ehe- 
. Sachen zu erkennen. Der heilige Vater kann nicht verbergen, dass 
er hinlänglich sichere Beweise habe , die ihn nicht zweifeln lassen, 
dass mau den Bischöfen das Recht, den grössten Theil der kirch- 
lichen Sachen zu entscheiden, nicht zugestehen , sondern diese der 
Competenz der Civilgewait unterwerfen will. Se. Heiligkeit musste 
sich in dieser Idee durch die Bemerkung bestärken , dass man in 
dem befragten Punkte der Declaration nicht nur allein das Wort 
»Ecclesiasticis« vermieden , und dafür »Spiritualibus« * gesetzt hat, 
welches nach den jetzt herrschenden Begriffen sich lediglich auf 
Gewissenssachen bezieht, sondern dass sogar auch das Wort »causis« 
vermieden , und dafür das Wort »rebus« substituirt worden ist. 
Wenn die protestantischen Fürsten und Staaten nicht als Princip 
anerkennen wollen , dass die Entscheidung der kirchlichen und be- 
sonders der Ehesachen den Bischöfen zusteht, so .kann der heilige 
Vater dies nur beklagen, und es missbilligen ; aber wenn man soweit . 
geht, zu verlangen, dass selbst das Oberhaupt der Kirche die Rechte 
des Episcopates zerstören, das canonische Recht gänzlich über den 
Haufen werfen, und die Verteidigung eines dogmatischen Canons 
des triden tinischen Concils aufgeben soll, so wird Se. Heiligkeit um 
keinen Preis sich hierzu verstehen. Da es nun ein Dogma des katho- 
lischen Glaubens ist, dass die Ehesachen vor die geistlichen Richter 
gehören, so kann der heilige Vater weder von der durch das triden- 
tinische Concil Can. 12. Sess. 24. geheiligten Benennung »causas 
matrimoniales,« noch von der andern »causas ecclesiasticas» ab- 
gehen, und dafür jene »res spirituales« annehmen, welche, wie jeder 
aufrichtige Mann wird bekennen müssen , dahin geht , die Rechte 
des Episcopats zu zerstören und das canonische Recht über den 
Haufen zu werfen.« 

Gehen wir übrigens concreter zu Werke, und hören wir, was 
der Kurfürst Erzbischof Clemens Wenzeslaus von Trier dem Fürsten 
von Nassau- Weilburg auf dessen präventive Rechtfertigung seines 
hiernäehst einseitig erlassenen Edictes über die Gränzen der Landes- 
herrlichen und Bischöflichen Gewalt vom 16. August 1803 mit der 
Respectirung der »ursprünglichen« Bischöflichen Rechte und der 
»Spiritualien l )« in einem Schreiben vom 15. October 1803 treffend 

antwortete : 


1) Der Fürst von Nassau- Weilburg, dessen Edict übrigens eine magna 
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»Aus Ew. Liebden geehrtem Schreiben vom 8. August ab- 
hin habe ich unter anderm mit Bedauern ersehen , dass Die- 
selben aus verschiedenen Rücksichten sich genöthigt glaubten, die 
bischöflichen und kirchlichen Befugnisse, wie auch die Diöcesanrechte 
näher einschränken zu müssen, und die unterm 16. ejusd. von Ew. 
Liebden erlassene Verordnung zeiget mir, welch enge Schranken 
Dieselben ein so andern Rechten und Befugnissen zum allgemeinen 
Verlust der Kirche und meines Kirchensprengels gesetzt haben. 

In meinem allein noch übrig gebliebenen oberhirtenamtlichen 
Anliegen glaubte ich für die Auf rech terhaltung des bisherigen kirch- 
lichen constitutionellen Besitzstandes eine hinlängliche Gewährschaft 
in den §§. 62. und 63. des von Kaiser und Reich sanctionirten 
Reichsdeputations-Conclusi zu finden ; noch mehr aber beruhigte mich 
mein unbegränztes Vertrauen auf die von Ew. Liebden für die Re- 
ligion und katholische Geistlichkeit geäusserten wohldenkenden Gesin- 
nungen, und ich hätte mir geschmeichelt, dass Dieselben die kirch- 
liche Verfassung bis zur erfolgenden constitutionellen allgemeinen 
Disposition in dem bisherigen Besitzstande belassen würden. 

Ich bin weit entfernt, das Ew. Liebden in der Eigenschaft 
als Landesherr, nach dem wahren und beschränkten Sinne der 
Reichsfundamentalgesetze , zustehende Jus advocatiae et circa sacra 
in Zweifel zu ziehen; kann gleichwohl nicht begreifen, wie auf ein- 
mal die bischöfliche Gewalt auf ihren Ursprung und ad mere spi- 
ritualia, sodann die Religionsübung gegen den 63. §. des gedachten 
Conclu8i nur auf die Freiheit des innern Gottesdienstes hingeleitet 
werden könne. » 

Die reichskundigen Vorgänge mit meinem eigenen Starmnhäuse 
und dessen an das Corpus Evangelicorum am 7. August 1697 aus- 
gestellte Reversalen, sowie jene des Herrn Herzogs Carl Alexan- 
der von Würtemberg vom Jahre 1733 und des Herrn Erbprinzen 
zu Hessen-Cassel vom Jahre 1779 werden Ew. Liebden nicht ent- 
gangen sein, wodurch diese katholischen Regenten protestantischer 
Länder denselben die Aufrechthaltung ihres äussern und innern Cul- 
tus nach dem Besitzstande und allen damit verbundenen Gerecht- 
samen zusichern mussten, wie denn auch wechselseitig den katho- 

Charta libertatis ist im Vergleiche zu den heutigen Preussischen Staatskirchen- 
gesetzen, berief sich hiernächst in einem Schreiben vom 3. März 1804 anch noch 
auf die Synode von Pistoja und die französische Republik!! In der That be- 
steht eine unverkennbare Uebereinstimmung der Principien der Constitution 
civile du Clerge* und des Versuches ihrer Durchführung mit den Principien des 
modernen Staates! 
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lischen Bischöfen ihre Befugnisse in katholischen Ländern der pro-* 
testantischen Reichsstände nach Massgabe des Normaljahres aufrecht 
erhalten, und ich in Ausübung derselben in fremden, meinem Kir- 
chensprengel einverleibten weltlichen Territorien nie gestört wor- 
den bin. 

•Es kommt daher gegenwärtig nicht nur auf die Entscheidung 
der Frage an, was dem Bischöfe ratione ordinis, sondern auch, was ihm 
vi juris dioecesani et jurisdictionis ecclesiasticae nach der deutschen 
Kirehenverfassung zustehe. Unwidersprechlich ist das Jus episcopale 
und in sacra in katholischen Ländern nach den . allgemein aufge- 
nommenen Principien den Bischöfen ausschliesslich überlassen, und 
das Jus advocatiae- et circa sacra davon ganz abgesondert , und da 
jenes zur Leituug des katholischen Religionswesens eine selbststan- 
dige Gewalt enthält, so können auch die Bischöfe in die Schranken 
der protestantischen Consistorien und Ministerien nicht will kührlich 
zurückgedrängt werden, sondern müssen befugt bleiben, das Jus epis- 
copale, sowie die protestantischen Regeuten ihrer Seits, auszuüben.« 

Hier dürfte nun die richtige Stelle sein, um darauf aufmerkr 
sam zu machen, dass allein nach den vom Hoch würdigsten Herrn 
Bischof von Limburg heute wie vor 25 Jahren der Nassauischen 
Regierung gegenüber vertretenen Principien eine beiderseits befrie* 
digende Lösung des schwebenden kirchenstaatsrechtlichen Streites 
zu gewinnen sein wird. Der Bischof vertritt nämlieh das geschicht- 
lich gewordene positive Recht und handelt darum bei seiner Oppo- 
sition gegen die Geltendmachung moderner abstracter »Begriffe« 
über das »richtige« Verhältniss zwischen Kirche und Staat eminent 
conscrvativ; er nimmt diejenige Ordnung des gedachten Verhält- 
nisses für seine Diöcese an, welehe die Staatsgewalt selbst aner- 
kannt und gewährleistet hat 1 ); es bleibt also nur zu ermitteln, 
welches diese Ordnung war, und das ist eine ausserordentlich ein- 
fache und leichte Aufgabe, da die Sachlage ja notorisch ist und da 
aus den Protocollta der früheren -erzbischöflichen und bischöflichen 
Generalvieariate sofort unschwer und überzeugend constatirt werden 
— 1 _ .' ■ ! 's 

1) Wie unstichhaltig die heute beliebte Theorie, dass nur auf dem Ge- 
biete des Glaubens und des Gottesdienstes der Kirche Selbstständigkeit gebühre, 
nach deutschem Rechte ist , das beweist u. A. noch aus den letzten Zeiten des 
deutschen, Reiches die Beschwerde des Kurfürst Erzbischoft von Trier über die 
ihm durch die französische Gcsctzgcbuug — die Constitution civjle 4a Clerge — 
zngnfugte Kränkung seiner Metropolitan- und Diöcesan-Gerechtsamo beim Reichs- 
tage vom 10. December 1790. (Vgl. Mar.v y Geschichte des Erzstiftes Trier. Bd. 
5. S. 2:0). 
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kann, was zum Geschäfts- und Wirkungskreise der geistlichen Be- 
hörden gehört. Die Zeit wird hoffentlich nicht allzu ferne sein, wp 
das vollkommen Berechtigte und der Staats w ohlfahrt Dienliche der 
Opposition des Preussischen Episcopates gegen das neue Preussische 
Staat8kirchenrechtssy8tem anerkannt werden und die Wahrheit Be- 
achtung finden wird, welche Proudhon in seiner Weise in seinen 
Confessiona d'un revolutionäre 1 ) in den Worten ausspricht: »Der 
Staat war bestrebt , sich von der Kirche unabhängig zu machen. 
Das Zeitliche hatte sich vom Geistlichen losgerissen. Die Könige, 
als die ersten Revolutionäre, kamen dahin, den Papst mit ihrem 
Eisenhandschuh zu ohrfeigen. Durch die Empörung des Königtbums 
gegen den Papst betrat es den Weg zu seinem Untergang. Indem 
die Kirche gedemüthigt war, fand sich <jUs Princip der Autorität 
an der Wurzel angegriffen; die Gewalt war nur noch ein. Schatten. 
Jeder Bürger konnte die Hegierung fragen: wer bist du, dass ich 
dir gehorchen soll? Der Socialismus verfehlte nicht, diese Conse- 
quenzen zu ziehen.« . ;, : 

• i r: IHf Verfasser der »Gründe« des Erkenntnisses muss ührigens 
das Bedürfniss gefühlt haben, seinem abstracten Satze einen concre- 
ten Inhalt zu geben: denn er versucht den Beweis dafür zu er- 
bringen , dass in Nassau und Frankfurt analoge Gesetze wie die 
Preussischen bestanden hätten, und dass der Angeklagte diesen Ge- 
setzen sich bis 186G »anstandslos« unterworfen habe, obschon die- 
selben der Staatsgewalt weit umfassendere Befugnisse verliehen 
hätten. Dieser Beweis ist ihm aber nicht gelungen, wofür die Ver- 
antwortlichkeit den benutzten Auskunftsquellen zufallen t mag , näm- 
lich den Nassauischen Ministerial- und Retfierungs- Akten und den 

Mittheilungen der Königlichen Regierung zu Wiesbaden und des 

Königlichen Polizei-Präsidiums zu Frankfurt, welches hier einiger 
Massen an den Pilatus im Credo erinnern dürfte,, da die Polizei 
in Frankfurt mit dem katholischen Kirchen- und Schulwesen nie 
etwas zu thnn gehabt hat. Doch lassen wir den Verfasser der 
Gründe selbst sprechen ! Er sagt: 

»Itteselben — uämlich das Nassauiscbe Edict vom 30. Januar 
1830 und das gleichlautende Frankfurtiscbe Gesetz vom 2. März 
1830 — die bekannte sogenannte Kirchenpragmatik — bestim- 
men nun: , i. ; • / 

§. 3. Jeder Staat übt die ihm zustehenden unveräusserlichen 
Majestätsrechte .... der Oberaufsicht über die Kirche in ihrem 
vollen Umfange aus.« . s 

1) Siehe Archiv Bd. 5. S. 231. - " v - 

Digitized by Google 



de s Biöchöfs tton X/im&wr^. 446 

Vorerst, müssen wir hierzu bemerken, dass die bedeutungsvollen 
Worte »des Schutzes* fortgelassen sind , dann aber fragen: nimmt 
die Preussische Staatsregierung denn nicht mindestens ganz das 
Nämliche in Anspruch , und hat der Bischof von Limburg jemals 
dagegen opponirt, dass der Preussische Staat eben so wie fröher 
der Nassauische die ihm zustehenden unveräusserlichen Maje- 
stätsrechte des Schutzes und der Oberaufsieht im vollen Umfange 
ausübe? Der genannte Prälat verweigert nur gleich den übrigen 
Bischöfen Preussens seine Mitwirkung dazu , dass — wie be- 
reits Cardinal Cönsalvi in der vorgedachten Note vom 10. August 
1819 den Regierungen der oberrheinischen Kirchenprovinz zu be- 
merken genöthigfc war — unter dem Titel der fraglichen Maje* 
stätsrechte dem Souverän, resp. seinen Beamte«, und an erster 
Stelle dem protestantischen Cultusminister und dem protestantischen 
Oberpräsidenten, eine unumschränkte Gewalt circa sacra zugeschrie- 
ben werde, welche, wie Consalvi richtig hervorhebt , unseren Vor- 
fahren gänzlich unbekannt war, und die nach der Glaubenslehre der 
Kirche den göttlichen Prärogativen der Hierarchie zuwiderläuft. 

Die »Gründet citiren sodann zweiten»: i , 

»§. 23. Die Decanate werden unter gemeinschaftlichem Einver- 
ständnisse der Regierungs- und Bischöflichen Behörden . . .besetzte 

Wenn dieses Cftat beweisen soll, dass hier ein Einverständnis 
verlangt sei , welches die neue Gesetzgebung nicht fordert; so ist 
das zuzugeben; aber es muss gefragt werden, ob denn gegen eine 
gleiche Bestimmung heute mehr Opposition erhoben würde als früher, 
wenn sie für sieh allein in Betracht käme? Wir bezweifeln es, 
weil ja der Bischof bei nicht erzieltem Einverständnisse heute wie 
früher einfoch das Decfcnat wrmUeh ^ ^ < • v.-.i.Ji!.' 

An dritter' Stelle werden ab^föhrt: ' - 1 ■ : .»""! 

>§. 26. Die Candidaten des geistlichen Standes werden nach 
vollendeten dreijährigen theologischen Studien Ein Jahr im Priester- 
seminar ausgebildet. 1 • 

§. 27. In das Priesterseminar werden nur diejenigen Candi- 
daten aufgenommen, welche in einer durch die Staats- und bischöf- 
lichen Behörden gemeinschaftlich vorzunehmenden Prüfung gut be- 
standen Sind.* : " /! * ;><'.: •iil 

Der Verfasser der »Gründe* hätte hier aber die Worte nicht 
&tte!ässeil dürfen: . * wY !<«• n;.:-. nie:' J> 

»und zur Erlangttng des Landesherrlichen Tischtitels, welcher 
ihnen unter obiger Voraussetzung ertheilt wird, würdig be- 
funden werdend 
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Durch diesen verschwiegen gebliebenen Znsatz erhält der §. 27. 
seine richtige Bedeutung dahin, dass die »gemeinschaftliche« Prü- 
fung zugleich eine Prüfung für die Erlangung des Landesherrlichen 
Tischtitels war. Desgleichen erhält der §. 26. durch den unter- 
drückten Zusatz: >und ztcar insoweit unentgeltlich, als die in den 
Dotationsurhunden für die Seminarien ausgesetzten Summen zu- 
reichen^ eine ganz andere Facies. Abgesehen nun von diesen bei- 
den auffallenden Omissionen; abgesehen weiter davon, dass der Ver- 
lasser der »Gründe« in tadelhaftester Weise verschweigt , dass der 
§. 37. des Edictes vom 30. Januar 1830 in Berücksichtigung der 
gegen denselben vom angeklagten Bischof erhobenen Remonstration 
durch den §. 8. des Nassauischen Edictes vom 1. März 1853 auf- 
gehoben Wörden ist , also seit mehr als 20 Jahren rechtlich gar 
nicht mehr existirt; abgesehen sodaun davon, dass weder jener 
Paragraph noch dieser im Bisthum Limburg je zum Vollzüge ge- 
kommen , sondern dass die bezugliche Betheiligung der Staatsbe- 
hörde stets auf die Einsicht der ihr behufs Erwirkung des Landes- 
herrlichen Tischtitels von der Bischöflichen Behörde mitgetheilten 
Prüfungsarbeiten beschränkt geblieben ist; abgesehen endlich da- 
von, dass diese Mittheilung zu gleichem Zwecke der Preussischen 
Regierung auch nach der Maigesetzgebung niGht versagt wurde 
— , muss man fragen ; womit denn hier auch nur ein Schatten 
von Beweis dafür geliefert wird, dass der Hochwürdigste Herr 
Bischof Dr. Blum früher Gesetze und Verordnungen unweigerlich 
befolgt habe, die der Staatsgewalt »noch weit umfassendere Befug- 
nisse verliehen,« wie die Anklageschrift behauptet, oder dass Hoch- 
derselbe, wie der Verfasser der »Gründe« sich ausdrückt, »in den 
wesentlichsten jetzt zur Sprache kommenden Punkten früher eine 
Stellung eingenommen habe, die mit dessen »angeblicher« jetziger 
Ueberzeugung nicht im Einklänge stehe?« Die Seminarprüfung nmi 
die Aufnahme in das Seminar kommen ja in den neuen Staate- : 
kirchengesetzen gar nicht in Frage, wohl aber eine vom Staate an- 
geordnete besondere Prüfung der Theologen, ohne deren vorgäfigige 
Erstehung dieselben nicht anstellungsfähig sein sollen: wenn das 
nun nicht viel weiter geht und der Staatsgewalt in l'reussen eine 
viel »umfassendere Befugniss« beilegt, als der §. 8. des Nassauischen 
Edictes vom l. März 1853, dann weichen eben die »Begriffe« des * 
Verfassers der »Gründe« und seiner Collegen sehr , sehr weit ab 
von den unserigen, und gewiss nicht von den unserigen allein. 

Die »Gründe« .führen dann noch das Nassauische Edict vom 
9. Oktober 1827 in Betreff der Bildung des katholischen Central- 
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kirchenfonds an , ohne übrigens zu sagen , dass der Hochwürdigste 
Herr Bisehof Dr. Blum wiederholt die Bischöflichen Rechte bezug- 
lich der Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens reclamirt 
und in Folge dessen durch die höchste EntSchliessung des Herzogs 
Adolph vom 25. Mai 1861 l ) die Zusicherung erhalten hat , dass 
ohne seine Genehmigung keine Ausgabe aus dem katholischen Cen- 
tralkirchenfonds gemacht werden dürfe; und ohne anzudeuten, was 
denn der Bischof Weiteres hätte thun köunen, als er gethan hat, 
und dass derselbe unter ausdrücklicher Bezugnahme auf seine Hal- 
tuug gegenüber der Nassauischen Regierung erklärt hat, dem 
Preussischen Gesetze vom 7. Juni 1876 über die Diöcesan-Ver- 
mögens-Verwaltung sich conformiren zu wollen 3 ). Wie uns scheinen 
will, hat der Verfasser der »Gründe« mit dem fraglichen Citate den 
Herrn Bischof geradezu gerechtfertigt! ■ A .••„,» 

Endlich wird beigebracht, dass laut amtlicher Auskunft der 
Königlichen Regierung zu Wiesbaden die Ernennung der Pfarrgeist- , 
liehen und der Lehrer am Priesterseminar auf den gutachtlichen 
Vorschlag des Bischofs durch den Landesherrn in Gemässheit des 
Nassauischen Ministerial-Erlasses vom 5. März 1853 erfolgt sei, 
welcher trotz Widerspruches der Bischöfe zur Ausführung gebracht 
worden sei. Eine gröbere Unwahrheit aber als diese Behauptung 
ist nicht leicht denkbar: denn es ist ja notorisch, dass der Herr 
Bischof von Liraburg jenen Ministerial-Erlass mittelst eines zur 
öffentlichen Kenntniss gebrachten Schreibens vom 16,. Juli 1853 
zurückwies und demnächst ohne einen Vorschlag an den Landes- 
herrn diejenigen erledigten Stelleu besetzte , zu welchen ihm kein 
Landesfürstliches Patronat nachgewiesen war. Dadurch kam es zu 
einem offenen Conflicte, zu dessen Beilegung Verhandlungen mit dem 
Päpstlichen Stuhle durch deu Niederländischen Gesandten Grafen 
Liedekerke unter Assistenz des Regierungs-Rathes Hendel ange- 
knüpft wurden, die aber ins Stocken geriethen und in Folge des 
Badischen Concordatsbruches und des Rücktrittes des JKönigs von 
Württemberg von dem abgeschlossenen Concordat ganz abgebrochen 
wurden. Hiernächst setzte sich Herzog Adolph von Nassau per- 
sönlich ins Benehmen mit dem Bischof, und verabredete mit dem- 
selben die ebenwohl öffentlich bekannte Landesherrliche Instruction 
an die Nassauische Landesregierung vom 25. Mai 1861, welche be- 
züglich der Pfarrer (nicht der Pfarrgeistlichen, wie die »Gründe« 
sich ausdrücken, was zu der irrigen Annahme führen könnte, als 



1) Siehe Archiv Bd. 6. S. 375. - 2) Vgl. Archiv Bd. 37. S. 350, 
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seien auch die Pfarrverwalter und Capläne einbegriffen !) die für den 
Bischof ausserordentlich günstige Bestimmung enthielt , dass der 
Herzog auf die selbstständige Ausübung aller seiner Präsentations- 
rechte verzichtete und sich mit der Befugniss begnügte, die ihm 
vom Bischof desigpjrten Candidaten als personae gratae zu uomi- 
niren — wohlgemerkt also : nicht als Pfarrer zu ernennen, sondern 
nur als ihm genehme Persönlichkeiten für die vom Bischof bezeich- 
neten Stellen zu erklären. Es lag also die Besetzung aller Pfarreien, 
auch der im Landesherrlichen Patronale stehenden, ganz in der Hand 
des Bischofs, an den allein sich die Bewerber wenden mussten, und 
der völlig frei den ihm als der geeigneteste erschienenen Candi- 
daten der Regierung als vom Herzog zu ernennende genehme Per- 
son bezeichnete. Sonach war in dieser Beziehung auf detn Wege des 
Einverständnisses provisorisch ein Verhältniss etablirt ähnlich wie 
das im früher erwähnten Artikel 7. des Westfälischen Friedens- 
Instrumeutes normirte, wonach ein Calvinischer Landesherr den ihm 
vom lutherischen Consistorium präsentirten Pfarrer (u. vice versa) 
ohne Widerrede bestätigen musste! Zwar konnte aus f actischen 
Gründen bürgerlicher oder politischer Natur ein Candidat als Pfarrer 
von der Landesregierung recusirt werden: aber der Bischof hatte es 
in der Hand, den Recusirten als Pf arr Verwalter so lange fungireu 
zu lassen, als es ihm gut schien , und ruhig abzuwarten , bis eine 
ungerechtfertigte Recusation zurückgenommen wurde. Denn es war 
der Regierung das Recht nicht zugestanden , die Atistellung eines 
Pfarrverwalters oder Caplans von ihrer Zustimmung abhängig zu 
machen ; und es wird sich kein Fall anführen lassen , dass der 
Bischof jemals eine solche Zustimmung beantragt hätte. Nicht der 
Bischof, sondern die Preussische Regierung war es denn auch, welche 
die Aufhebung der 1861er Vereinbarung verlangte, und wir dürfen 
kühn behaupten, dass der Bischof nach Erlass des Gesetzes vom 
IL Mai 1873 sofort bereit gewesen sein würde, jene Vereinbarung 
neuerdings *u acceptiren. Was aber die neue Kirchengesetzgebun? 
Preussens mit ihren Bestimmungen über die Anstellung der Geist- 
lichen will, ist himmelweit von dieser Vereinbarung verschieden: 
denn nach diesen Bestimmungen soll forthin ohne vorgängige Zu- 
stimmung des Oberpräsidenten kein Priester auch nur als blosser 
Hilfsgeistlicher augastellt werden können , der nicht eine eigene 
Staatsprüfung bezüglich seiner »allgemeinen wissenschaftlichen Bil- 
dung« bestanden hat, während nach der Nassauischen Landesherr- 
lichen Entschliessung vom 25. Mai 1861 der Bischof volle Freiheit 
hatte, jeden von ihm ordinirten Priester nach freiem Ermessen ohne 
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alle vorgängige Comraunicatioa mit der Regierung als Gaplan oder 
Pfarrverwalter anzustellen, und zwar selbst dann, wenn dieser Priester 
niemals eine deutsche Universität gesehen, geschweige besucht, son- 
dern seine philosophischen und theologischen Studien z. B. im 
deutschen Collegium zu Rom oder im Bischöflichen Seminar zu 
Mainz oder Trier gemacht hatte. 

Was sodann die Ernennung der beiden Seminarprofessoren be- 
trifft, so hat der Herr Bischof nirgends erklärt, dass er bezüglich 
der Besetzung der vom Herzog Wilhelm zu Lasten des Nassauischen 
Gentralstudienfonds 1836 errichteten Professur nicht nach wie vor 
die Zustimmung oder Bestätigung des Oberpräsidenten einholen werde; 
und da ohne eine solche Genehmhaltung der Gehalt nicht bezahlt 
worden wäre, und auch nicht hätte beansprucht werden können : so 
möchten wir annehmen, dass der Herr Bischof bei Besetzung der 
fraglichen Professur factisch und materiell den Vorschriften des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1873 nach Thunlichkeit wurde Rechnung ge- 
tragen haben. Die freie Besetzung der nicht mit Staatsmitteln fun- 
dirten Professur würde der Herr Bischof allerdings kaum Preis ge- 
geben, sehr möglicher Weise aber einen Ausweg gefunden haben, 
einen Conflict zu vermeiden. Die bezügliche Anfuhrung der »Gründe« 
fallt also ganz neben die Sache. 

Noch heller als durch die bisherige Beleuchtung der Bezug- 
nahme der »Gründe« auf die angebliche Connivenz des Hochwür- 
digsten Herrn Bischofs Dr. Peter Joseph Blum — das Erkenntniss 
nennt ihn auffallender Weise Joseph Peter Blum — gegen angeb- 
lich viel grössere Usurpationen der Nassauischen und Frankfurtischen 
Gesetzgebung dürfte das gänzlich Verfehlte derselben ins Licht tre- 
ten, wenn wir das Object der über den Herrn Bischof verhängten 
Strafen mit Rücksicht auf die Frage ins Auge fassen, ob unter der 
Nassauischen Gesetzgebung ein analoges Strafverfahren hätte Platz 
greifen können. Diese Frage muss entschieden verneint werden. Wie 
die »Grunde« des Absetzungsurtheils anführen, ist der Herr Bischof 
von Limburg vom dortigen Königlichen Kreisgerichte desshalb mit 
ansehnlichen Geldbussen belegt worden, weil er a) den vom Frei- 
herrn von Elz-Rübenach präsentirten Caplan Houben als Pfarrer von 
Balduinstein instituirt; b) die Priester Zimmer, Abel und Vogel zu 
Pfarrverwaltern ernannt; und c) den Priester Hardt als Caplan in 
Frankfurt a. M. angestellt hatte, ohne zuvor dem Herrn Ober-Prä- 
sidenten von seinen dessfallsigen EntSchliessungen Keuntniss gegeben 
und dreissigTage lang abgewartet zu haben, ob dortseits kein Einspruch 
erfolge. Kein Zweifel, gegen das Preusstschc Gesetz vom 11. Mai 
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1873 ist damit Verstössen worden: aber ebensowenig zweifelhaft ist 
es, dass dem Verfahren des Herrn Bischofs kein einziges Nassaui- 
sches 'Gesetz entgegenstand. Denn weder die Nassauischen Edicte 
vom 16. und 31. August 1803 über die Gränzen der landesherrlichen 
und der bischöflichen Gewalt, noch die landesherrlichen Verord- 
nungen vom 9. October 1827 und vom 30. Januar 1830 in Betreft 
der Errichtung der oberrheinischen Kirchenprovinz und ihrer Bis- 
thümer enthalten auch nur eine einzige Silbe über das Verfahren, 
ivclches der Bischof bei Besetzung von Trivatpatronatsstellen und 
der Ernennung von Pfarrverwaltern und Caplänen einhalten soll; 
andere Nassauische Gesetze über die in Rede stehenden Materien 
existiren aber nicht. Die in Rede stehende Parallele entbehrt also 
ganz und gar der faetischen Grundlage, insoweit sie von Nassauischen 
Gesetzen spricht. Sehen wir nun zu, was in dem früher erwähnten, 
niemals im Verordnungsblatte publicirten und also schon darum als 
»gesetzliche« Bestimmung nicht zu charakterisirenden Rescripte des 
Nassauischen Staatsministeriums an die Nassauische Landesregierung 
vom 25. Mai 1861 über die fraglichen Punkte gesagt ist, so finden wir 
unter pos. I. Folgendes: »Was die Präsentationen der Privatpatrone 
betrifft , so hat der Bischof von der bei ihm angebrachten Präsen- 
tation Anlass zu nehmen , die Regierung 1 unter Beifügung der Prä- 
sentationsurkunde um Auskunft zu ersuchen, ob gegen den Präsen- 
tirten aus faetischen bürgerlichen oder politischen Gründen etwas 
einzuwenden sei. Von der ertheilten institutio authorizabilis hat der 
Bischof der Regierung sofort Anzeige zu erstatten. . . . . Spjl eine 
Pfarrei nicht gleich definitiv gesetzt, sondern eine Zeit lang ver- 
waltet werden, so ernennt der Bischof selbstständig aus dem Diöce- 
san-Klerus den Verwalter, hat jedoch von dieser Ernennung der Re- 
gierung sogleich die Anzeige zu machen. Soll aus Gründen die Ver- 
waltung länger als drei Monate dauern so wird er sich 

über die Person des Pfarrverwalters vorher mit der Regierung ver- 
ständigen.« 

Diese letztere Bestimmung ist nun niemals praktisch geworden: 
wegen keines einzigen Pfarrverwalters hat je eine vorgängige Ver- 
ständigung mit der Regierung stattgefunden ; lediglich die verfügte 
Bestellung eines Pfarrverwalters wurde behufs der Anweisung des 
Gehaltes auf die Intercalar gefalle der Regierung als Verwalterin des 
bezugsberechtigten katholischen Centralkirchenfonds angezeigt. Die 
Anstellung von Caplänen dagegen wurde nicht einmal nachrichtlich der 
Regierung mitgetheilt, und der §. 13. des vom Herzog von Nassau mit 
der Stadt Frankfurt wegen gemeinsamer Stiftung des Bisthums Limburg 
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abgeschlossenen Vertrags besagt kurz und bündig, was Rechtens war, 
indem derselbe dem Bischof die Befugniss sichert, von den Caplänen 
der ganzen Diöcese nach Belieben diejenigen zu wählen, welche er 
in Frankfurt als Capläne anzustellen für gut finde, und nur vom 
Domcapitel eine Anzeige von der geschehenen Anstellung an den 
Senat verlangt, was sich von selbst verstand, weil die Nassauischen 
Capläne für Frankfurt Ausländer waren. 

Hieraus ergibt sich als unwiderlegliches Resultat: a) dass nach 
der Nassauischen Gesetzgebung der Bischof keinerlei Verpflichtung 
hatte, in den oben angeführten Anstellungsfällen irgend einer Lan- 
desherrlichen Behörde auch nur eine Anzeige zu machen ; b) dass nach 
dem, so viel wir wissen und uns auf Erkundigung von competente- 
ster Seite versichert wird, dem Herrn Bischof selbst niemals mitge- 
theilten und darum formell als eine denselben bindende Norm gar 
nicht verwerthbaren Staatsministerialrescripte an die Landesregierung 
vom 25. Mai 1861 die drei Pfarrverwalter und der in Frankfurt 
angestellte Caplan vom Herrn Bischof ohne Weiteres angestellt 
werden konnten; c) dass nach eben diesem Rescripte nur bezüglich 
des Pfarrers Houben eine vorgängige Anfrage hätte gestellt werden 
müssen. Aber selbst bezüglich dieses einzigen Falles kommt der höchst 
wichtige Punkt in Betracht, dass jenes Rescript nirgends sagt, die 
ohne eine solche Anfrage erfolgte Institution solle rechtlich auch für 
den Kirchenbereich nichtig sein , wie das die Preussische Gesetzge- 
bung in ganz einzig dastehender Weise verordnet, und dass sich 
dasselbe überhaupt gar nicht darüber ausspricht, was staatlicher Seits 
etwa geschehen werde, wenn der Bischof eine Institution ohne vor- 
gängige Anfrage oder ohne Rücksicht auf eine erklärte Einwendung 
der Regierung ertheiien werde. Die Berufung der *Gründe* auf die 
Nassauischen Zeiten wird sonach ganz entschieden dem Herrn Bi- 
schof zum Vortheile gereichen, zumal derselbe in einem vom * Nas- 
sauer Boten« Nr. 148 vom 14. December 1876 wörtlich mitgetheil- 
ten Schreiben an den Herrn Oberpräsidenten Freiherrn von Ende 
vom 23. Juni v. J. sich ausdrücklich erboten hat, die Anzeige der 
stattgehabten Anstellung eines Hilfspriesters zu machen, und insbe- 
sondere bezüglich der eventuellen Entsendung eines Geistlichen nach 
Nievern zur Aushilfe, um welche es sich damals handelte, gerade so 
zu verfahren, wie desfalls unter der früheren Regierung von der 
Bischöflichen Behörde verfahren worden sei. Darauf ist aber vom 
Herrn Ober-Präsidenten — wie ebenfalls a. a. 0. zu lesen ist — 
unterm 2G. Juni v. J. Nr. 3726 erwiedert worden, diese Entsendung 

könne nur nach dem Preussischen Gesetze vom 11 Mai 1873 erfolgen. 

oq* 

Digitized by Google 



452 Die Staat »behördliche Absetzung des Bisehofs von Limburg. 




Wenn wir nun noch erwähnen, dass weder die Nassauis 
Gesetzgebung noch das Nassauische Ministerialrescript vom 25. Mai 
1861 dem Staate das Recht vindicirte, die Besetzung von Pfarrstel- 
len vom Bischof zu erzwingen, und zwar selbst dann zu erzwingen, 
wenn keine disponibelcn Geistlichen da sind und sich £eine Bewer- 
ber findeti , und dass die Nassauische Gesetzgebung eben so wenig 
den Staatsminister oder Regierungspräsidenten ermächtigt hat, die 
katechetischen uud liturgischen Vorlesungen und Uebungen im 
praktischen Cursus des Priesterseminars durch Laien protestan- 
tischer Confession »revidiren« ') zu lassen, dass im Gegentheii das 
Nassauische Edict vom 9. September 1815 §. 5. über die Organi- 
sation der Staatsverwaltung ausdrücklich die Anstellung eines ka- 
tholischen Regierungsrathes für die katholischen Kirchen- und Schul- 
sachen vorgeschrieben hat: so glauben wir in nichts den Beweis 
dafür schuldig geblieben zu sein, dass die in Rede stehende Aufstel- 
lung der »Gründec aller und jeder Begründung entbehrt. 

Angesichts dieser Sachlage wird wohl ein Ausdruck des Er- 
staunens darüber zulässig sein, wie der Verfasser der »Gründe« dazu 
hat kommen können, der Anklageschrift eine Parallelisirung zu ent- 
nehmen, welche die schneidendeste Kritik enthält sowohl der neuen 
Preussischen Kirchengesetzgebung, als auch des unglücklichen Ge- 
dankens, gegen einen Bischof das Absetzungsverfahren einzuleiten, 
welchem der Regent Zusicherungen so bündiger Art ertheilt hatte, 
wie sie das vom Angeklagten dem Oberprasidenten wohlmeinend in 
Erinnerung gebrachte Königliche Schreiben vom 21. November 1866 
enthält ! 

Nehmen wir übrigens selbst einmal an, man hätte wirklich dem 



1) Einer der seltsamsten Culturkampfsanspriiche ist unstreitig der , das* 
der protestantische Ober- Präsident befugt sein soll, durch einen protestantischen 
Kegierungsrath, der Jurist von Fach ist, die Vorlesungen und praktischen Ue- 
bungen in dem lediglich zur praktischen Ausbildung der Geistlichen bestimmten 
sogenannten Priesterseminar (vgl. die früher citirten §§. 26. und 27. des Nas- 
sauischen Edicts vom 30. Januar 1830) »revidiren« zu lassen, um »über die Er- 
ziehungsweise, den Unterricht und die praktischen Uebungen der Zöglinge ein 
sicheres Urtheil zu gewinnen.« Lebte der Spötter Blumauer noch, vielleicht 
verfasste er anlässlich dieses Anspruches ein Seitenstück zu seiner bekannten 
Persiflage: »Der protestantische Landmann in der katholischen Kirche.« Ueb- 
rigens ergibt die Schrift: »Der Culturkampf vor dem Richterstuhle seiner ei- 
genen Gesetze« wohl hinreichend, dass der Herr Bischof durch die Mitt Heilung 
der Haus- und Studienordnung und der Disciplinargesetze des Priesterserainars 
allen Seitens einer Staatsbehörde vernünftiger Weise zu stellenden Ansprüchen 
genügt hatte, und sichtlich bemüht war, einem Conflicte vorzubeugen. 
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Herrn Bischof von Limburg mit Recht bemerken können, dass er 
sich früher anstandslos Gesetzen und Verordnungen gefügt habe, 
welche dem protestantischen Landesherrn und dessen Beamten weit 
umfassendere Befugnisse verlieben , als die heutigen Preussischen: 
so wäre damit doch noch lange nicht erwiesen, dass die dem Ange- 
schuldigten in den Mund gelegte Erklärung, »diesen neuen Gesetzen 
»aus Gewisseusscrupeln« den Gehorsam versagen zu müssen,« ein 
»nichtiger Vorwand« sei, wie der Verfasser der »Gründe« geglaubt 
hat, sich ausdrücken zu dürfen. Denn es bildet eben einen ganz 
gewaltigen Unterschied, ob ein Bischof bei seinem Amtsantritt mehr 
oder minder weit gehende Beschränkungen der garantirten kirch- 
lichen Freiheit und Selbstständigkeit vorfindet, und zwar als einen 
seit lange im Staatsleben eingebürgerten Zustand, und diesem Zu- 
stande noth gedrungen Rechnung trägt , oder ob ein Bischof frei- 
willig die Hand dazu bietet, dass solche Beschränkungen neu einge- 
führt werden. Selbst ein noch so mittelmässiger Jurist muss das 
einsehen und es als einen ungeheueren Trugschluss erkennen, dass 
desshalb, weil der Herr Bischof von Limburg im Jahre 1842 beim 
Antritte seines ihm bekannter Massen förmlich aufgedrungenen 
apostolischen Amtes den gewaltsam durchgeführten Beeinträch- 
tigungen der dem katholischen Religionstheil durch den §. 63. des 
Regensburger Deputationsrecesses vom 25. Februar 1803 gewähr- 
leisteten hergebrachten Religionsübung die unabweisbare Rechnung 
trug, jedoch unbeschadet des ernsüichen Strebens , die kirchlichen 
Rechte wieder zur Geltung zu bringen , nun auch so zu sagen von 
Rechts und Gewissens wegen sich als verpflichtet ansehen solle und 
müsse, noch ärgere Verletzungen der kirchlichen Selbstständigkeit 
als die mit Gottes Beistand glücklich beseitigten wieder einführen zu 
helfen. Es muss wirklich in hohem Grade auffallen , dass dieser 
saillante Unterschied 1 ) in den »Gründen« gauz unberücksichtigt ge- 
blieben ist, obschon die Anklageschrift doch die 1851er Denkschrift 
des Episcopates der oberrheinischen Kirchenprovinz erwähnt hat, 
welche gleich im Eingange eine äusserst bemerkenswerthe Erklä- 
rung über die Verpflichtung der Bischöfe zu einer gegen früher ver- 



1) Friedrich Wilhelm HL verpflichtete sich bekanntlich durch den Tilsi- 
ter Frieden von 1807 Frankreich gegenüber, die Stärke der PreussiBchen Ar- 
mee auf 40000 Mann zu beschränken, und that dies unweigerlich bis 1813 : .wird 
daraus ein Vernunftiger folgern, der König habe die gleiche Verbindlichkeit auf 
Verlangen Frankreichs auch nach den Befreiungskriegen ohne Preisgebung 
der Selbstständigkeit Preussens eingehen können oder, um Krieg zu vermeiden, 
etwa gar eingehen müssen? 
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änderten Weise des Handelns enthält. Es heisst dort u. A.: »Dfc 1 
Bischöfe hielten es für gerathen , vor der Hand lieber das Unver- 
meidliche zu erdulden, als durch Schritte, welche die Einen belei- 
digen, den Anderen als unzeitig und allzngewagt erscheinen konn- 
ten, die Lage der Kirche nur noch zu verschlimmem und dadurch 
mittelbar das Heil vieler Seelen noch mehr zu gefährden. Unter- 
dessen hat aber der unaufhaltsame Gang der Ereignisse den 
Bischöfen dringend eine andere Handelnsweise vorgeschrieben. Es 
hat sich nämlich — und in letzterer Zeit sehr schnell und unver- 
kennbar — herausgestellt, dass unter dem Einflüsse der bisher be- 
stehenden Verhältnisse die katholische Kirche in Deutschland einen 
nicht zu berechnenden Schaden genommen hat, so zwar, dass seitdem 
die Kirche die ihr als einer göttlichen , ihre Befugnisse aus gött- 
licher Vollmacht herleitenden Anstalt zukommenden Rechte entbehrt, 
die unter den Eindrücken einer solchen Wahrnehmung heran- 
wachsende Generation allmälig auch den Glauben an die Kirche 
als göttliche Anstalt verliert und theilweise schon verloren hat* 
u. 8. w. u. s. w. Damit ist schon vor 25 Jahren die beste Apo- 
logie für das Verhalten des preussisehen Episcopates, und insbeson- 
dere für das des angeklagten Bischofs von Limburg, gegenüber der 
neuen preussisehen Staatskirchengesetzgebung geschrieben worden, 
und die Bezugnahme der »Gründe« auf das Verhalten des Hoch- 
würdigsten Herrn Bischofs unter Nassauischer Herrschaft kehrt ihre 
Spitze um so stechender gegen die Anklage und Verurtheilung , als 
dieselbe ganz ungerechtfertigter Weise annimmt, die Regierungsent- 
schliessungen auf die 1851er Reclamationen der oberrheinischen 
Bischöfe hätten deren Zustimmung gefunden, während gerade diese 
Entschliessungen die denkwürdige Erklärung derselben d. d. Frei- 
burg 12. April 1853 zur Folge hatten , -»dass sie inskünftig nur 
mehr das Dogma und das darauf beruhende Verfassungsrecht der 
Kirche als normirend für ihre Amtsverwaltung betrachten, den von 
den Regierungen bis dahin geltend gemachten entgegenstehenden Vor- 
schriften und Anordnungen aber auf das Entschiedenste entgegen- 
treten würden.* Es gab dann in Nassau volle acht Jahre, wie wir 
bereits erwähnten, einen Kirch enconflict ganz ähnlich dem jetzigen, 
nur mit dem Unterschiede , dass die Nassauische Regierung nach 
wie vor die durch den Westfälischen Frieden und den Regens- 
burger Deputations-Recess vom 25. April 1803 den katholischen 
Gemeinden garantirte Cultusfreiheit respectirte, also die Vornahme 
geistlicher Amtshandlungen zu hindern sich nicht beigehen Hess, 
und sehr vernünftiger Weise nicht daran dachte, den Bischof zu 
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Großhandlungen zwingen oder gar absetzen zu wollen, wie das lei- 
der in Preussen l ) heute geschieht und als Recht des Staates neuer* 
dings proclamirt wird, nachdem der vor 25 Jahren kurz vor den 
Bewegungen des Jahres 1848 mit dem Entwürfe eines Preussischen 
Strafgesetzbuches im 27. Titel §§. 412 ff. desfalls gemachte An- 
lauf, die Geistlichen durch weltliche Gerichte »aus dem Amte ent- 
fernen« und ausweisen lassen zu können, an der politischen Ent- 
wicklung der Dinge vollständig gescheitert ist 2 ). 

Wir haben eine ganz eingehende Widerlegung der unwahren 
Beschuldigung , der Herr Bischof von Limburg habe — wohl aus 
»lieichsfeindlichkeit« oder »Preussenhass« ? — ungerechtfertigter 
Weise heute kirchenfeindlichen Gesetzen gegenüber eine andere Hal- 

1) Angesichts dieser Verschiedenheit des Verhaltens der Nassauischen und 
der Preussischen Regierung möchte man fast an folgende Stelle in der Vor- 
rede zum »Athanasius von J. Görrcs« denken: ». . . . Was aufregt, das sind 
die rohen und ungeschlachten Ausbrüche jenes starren Knochenmannes, dem 
man zuviel Ehre anthut, wenn mau einen Geist- ihn nennt. Dieser hat damals 
die Säbel gewetzt und dann im Felde so meisterlich sich gehalten ; zu der Ur- 
grossväter Zeiten hat er den trefflich langen Stock geführt , damit sechs ihm 
verfallene Rücken zugleich bestreichend; derselbe, der den jungen Friedrich 
genöthigt, Augenzeuge der Hinrichtung seines Freundes zu sein, und den 
blutigen Rumpf dem Ohnmächtigen zur Seite hingelegt, damit der erste Blick 
des Erwachenden ihn wieder treffe. Dieser verhasste Ungeist hat früher durch 
seine Aufforderungen, wie im Rathe, so in den öffentlichen Blättern, die Hand- 
lung herbeibeschworen; er rumort jetzt wieder im Rathe wie in den Blättern, 
zur Gewalt, zum Niedertreten aller Rechtsansprüche, zur Beseitigung aller Con- 
cordate herausfordernd, und dabei noch seine Vernünftigkeit, Freisinnigkeit und 
Versöhnlichkeit der Welt anrühmend. Dieser alte Spuck ist durchaus nicht der 
Geist der jetzigen Preussischen Regierung ; aber es ist das böse Gespenst, das 
nicht ablassen will, im Preussischen Staate umzugehen und Unheil anzurichten. 
Bei allen wichtigeren Veranlassungen, in allen kritischen Augenblicken sehen 
wir ihn immer aufs Neue aus seiner Modergrube sich erheben, und dem bes- 
seren Gegner Fehde und Feindschaft bieten. Mag dor Angegriffene sich er- 
mannen und kräftigen, — an den Ausgang des Kampfes, den die Beiden mit- 
einander streiten, ist das Schicksal der Monarchie geknüpft.« — Es ist be- 
kannt, von welcher Seite der Preussischen Regierung die irrige Ansicht beige- 
bracht worden ist, mit Geldstrafen werde jeder Widerstand gegen die Maige- 
setzc leicht gebrochen werden : dieselbe hätte aber wissen müssen, wo sich 
Gesirmmigsg eine inh ei t findet und wo GesinnungsarfeJ. 

2) Man vergleiche hierüber : »Ueber die Verbrechen der Geistlichen 
nach dem neuen Entwürfe des Preussischen Strafgesetzbuches. Eine freimü- 
thige Kritik von F. Walter, Bonn bei Adolph Markus 1848. Nachtrag von 
Demselben, Bonn bei Eduard Weber 1848. Die Amtsentfernung — ein Beitrag 
zur Kritik des Titels über die Verbrechen der Geistlichen in dem neuen Ent- 
würfe des Strafgesetzbuches. ' Von Dr. München, Köln bei Dumont-Schau- 
berg 1848. 
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tung beobachtet als früher, um deswillen für nöthig erachtet, weil 
dieselbe auf eiue Charakterverdächtigung sehr gehässiger Art hinaus- 
läuft, die nirgends weniger angebracht sein kann, als in Bezug auf 
das Verhalten des mit Recht wegen seiner hohen Tugenden und 
edelen Gesinnung selbst von zahlreichen Andersgläubigen hochver- 
ehrten und von seinen Fürsten ausgezeichneten Hochwürdigsten 
Bischofs Dr. Blum. 

Es erübrigt uns nun noch die Besprechung eines letzton Stütz- 
punktes der Behauptung , der Angeklagte habe sich zur Befolgung 
der Gesetze verpflichtet halten müssen, nämlich der von dem Ver- 
fasser der »Gründe« versuchten Ausbeutung des Homagialeides. Die 
»Gründe« meinen nämlich, der Angeschuldigte hätte sich durch 
diesen Eid behindert fühlen müssen, die Gesetze zu missachten und 
gröblich zu verletzen. Hiergegen kommt zuvörderst zu bemerken, 
dass nach den weitläufigen Ausführungen der »Gr&iede« es sich fac- 
tisch einzig und allein um einzelne Bestimmungen eines einzigen 
Gesetzes handelt, nämlich des Gesetzes vom 11. Mai 1873 über die 
Vorbildung und Anstellung der Geistlichen. Der vom Angeklagten in 
seinem Schreiben an den Oberpräsidenten vom 25. October 1876 
verlangte Nachweis für die ihm zur Last gelegte Auflehnung gegen 
die Staatsgesetze ist also in keiner Weise erbracht: es muss dess- 
halb im höchsten Grade befremden, wie die »Gründe« am Schlüsse 
sagen können, der Angeschuldigte sei für thatsächlich überführt und 
schuldig zu erklären , dass er die auf sein Amt und seine geist- 
lichen Amtsverrichtungm (!!!) bezüglichen Vorschriften $t?r Staats- 
gesetze und die in dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen (welche denn?) 
schwer verletzt habe. 

Sehen wir nun weiter zu, so finden wir die ganz absonderliche 
Meinung aufgestellt, die vom Herrn Bischof vor seiner Vereidigung 
actenmässig erklärte Verwahrung gegen jede Ausdehnung des zu 
leistenden Homagialgelöbnisses auf das kirchliche Gebiet sei ohne 
Bedeutung, weil der von ihm später geschworne Eid ganz unbe- 
dingt laute, und zu einer Mentalreservation jede Berechtigung fehle. 
Ein solches Vorbringen berechtigt wohl zu der Frage , ob uud wie 
es denn mit der Anerkennung der Heiligkeit des Eides zu verein- 
baren sei, eine klar und bestimmt, öffentlich und actenmässig aus- 
gesprochene Verwahrung gegen eine missbräuchliche und unzu- 
lässige Ausdehnung des hiernächst zu schwörenden Unterthaneneides 
auf ein dem Unterthanen- Verhältnisse fremdes Gebiet trotz ihrer 
Zulassung und Annahme von Seiten des Eidabnehmers hintendrein 
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für bedeutungs- und wirkungslos zu erklären , und ob nicht gerade 
ein solches Verfahren dem Vorwurfe einer unberechtigten , ja un- 
moralischen Mentalreservation verfalle? Von Seiten des Herrn 
Bischofs war, wie derselbe in dem oben unter II. mitget heilten Acten- 
stücke kategorisch sagt und nicht widersprochen ist ,' amtlich und 
öffentlich erklärt, und zwar dem den Eid abnehmenden Beamten 
selbst, dass er nur in Bezug auf die rein staatsbürgerlichen Ob- 
liegenheiten den Homagialeid leisten werde, und zwar vorbehaltlich 
der Rechte der Kirche und des ihm von den Geistlichen gelobten 
canonischen Gehorsams ; von einer J/ewfaZreservation kann daher be- 
züglich seiner absolut die Rede nicht sein, und es kommt ihm un- 
zweifelhaft der Rechtsgrundsatz c. 35. X. de jurejurando (II, 24) zu 
gut , dass der Eid auf das klar Zugesicherte beschränkt werden 
müsse, und nicht auf Anderes zu erstrecken sei. Wir beanstanden 
über die Ausdehnung , welche die »Gründe« dem Homagialgelöb- 
nisse geben, auch ganz abgesehen von der yorgängigen schriftlichen 
Erklärung des Herrn Bischofs, in welchem Sinne dasselbe von ihm 
und seinem Klerus geschworen werde, aus folgender juristischer 
Erwägung. Der Bischof ist — wie Schulte in seinem Lehrbuch des 
katholischen Kirchenrechts, 2. Aufl. S. 295, ganz richtig bemerkt 
— als Bischof nicht Staatsunterthan , weil die Staatsunter- 
thanenschaft nur Rechte und Pflichten hervorbringt, »welche bürger- 
licher und staatsbürgerlicher Natur sind, alle darüber hinausgehen- 
den ein besonderes Verhältniss voraussetzen. Hieraus folgt, dass die 
Handhabung bischöflicher Rechte an und für sich weder eine Ver- 
letzung der Rechte des Staates, noch der bürgerlichen oder staats- 
bürgerlichen von Privaten enthält. Aus diesem Grunde kann der 
Staat ihn wegen Ausübung kirchlicher Rechte nicht zur Rechen- 
schaft ziehen . . . noch endlich ist die kirchliche Amtsführung als 
solche weder überhaupt noch im einzelnen Falle Object eines Ver- 
fahrens vor weltlichen Gerichten, mithin der Rechtsweg vor den 
weltlichen Gerichten unbedingt ausgeschlossen.« Nehmen wir hinzu, 
dass cap. 27. X. de jurej. (IL 34) sogar ausdrücklich einen gegen 
das Recht der Kirche geleisteten Eid für nichtig erklärt ] ), und dass 
nach c. 35. a. a. 0. aus dem eidlichen Versprechen, bestehende Ge- 
setze beobachten zu wollen, keinesweges eine eidliche Verpflichtung 
(eine anderweite Verpflichtung bleibt hier ausser Betracht) zur 
Beobachtung eines erst später gegebenen Gesetzes abgeleitet werden 
kann: dann wird man anerkennen müssen, dass der Eifer den Ver- 

1) Gerade so wie das die oben angeführte Nassauische Rcligionsassecu- 
ranz-Aktc zu Gunsten des protestantischen Kirchenwesens thut. 
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fasser der »Gründe« offenbar viel zu weit geführt und ganz hat über- 
sehen lassen , dass der Herr Bischof durch sein der bekannten 
Tegernseer Erklärung des Königs Max I. von Bayern über die Trag- 
weite des Bayerischen Verfassungseides nachgebildetes Verfahren der 
Preu8sisehen Staatsregierung einen sehr grossen und von derselben 
auch dankbar anerkannten Dienst geleistet hat, da dieselbe vor der 
Eventualität einer allgemeinen Verweigerung des ünterthaneneides 
von Seiten des katholischen Klerus des Bisthuras Limburg stand, 
welcher sich durch die captiöse Fassung des Eidesformulars tief ver- 
letzt fühlte. Auch hätte sich der Verfasser der »Gründe« gegen- 
wärtig halten müssen, dass zu der Zeit, wo die Eidesleistung statt- 
fand, bereits die mehrgedachte beruhigende Erklärung Sr, Majestät 
des Königs vom 21. November 1866 vorlag und durch den Staats- 
anzeiger zu öffentlicher Kenntniss gelangt war , und dass gesetzlich 
fär die Zeit vom 1. October 1867 an die Wirksamkeit des Art. 15. 
der Verfassuugsurkunde zugesichort , also eine ausreichende Ge- 
währ dafür gegeben war, dass für die Episcopalrechte und die katho- 
lische Religionsübung eine Kränkung und Beeinträchtigung nicht zu 
befürchten sei: denn dass nach wenigen Jahren das (wie der König 
bei der feierlichen Krönung sich treffend ausdrückte) nach Geschichte, 
Gesetz und Verfassung wohl geordnete Verhältniss zwischen Kirche 
und Staat in das gerade Gegentheil verkehrt werden würde, konnte 
kein Vernünftiger annehmen. Erfahrungen, wie sie inmittelst ge- 
macht worden sind, werden übrigens dazu führen müssen, dass man 
katholischer Seits mit aller Entschiedenheit auf Religionsreversalien 
dringt, und dass der Klerus ohne solche forthin keinen Homagialeid 
mehr leistet. Man war eben 1803 auf katholischer Seite zu ein- 
geschüchtert, um das von den Protestanten gegebene Beispiel nach- 
zuahmen, und der Trierisehe Erzbischof Clemens Wenzeslaus blieb 
mit seinem an den Fürsten von Nassau- Wei Iburg gerichteten und 
von diesem auch nicht zurückgewieseLsn Verlangen vorgängiger be- 
ruhigender Zusicherungen leider vereinzelt 1 ). Im Uebrigeu wider- 

1) Vgl. Moritz Lieber: In Sachen der oberrheinischen Kirchenpro- 
vinz. Freiburg bei Herder 1853 S. 130 ff. ; und Schulte : Die Erwerbs- und 
Besitzfähigkeit der deutschen katholischen Bisthümer und Bischöfe. Prag 1860 
bei Tempsky, S. 107 und 108. Wir lassen aus letzterer Broschüre hier die be- 
züglichen Schreiben folgen. Sie lauten: 

Durchlauchtigster, hochgeborener Fürst, 

Besonders lieber Oheim ! 
Auf die Anfrage meines Generalvicariats zu Limburg fand ich mich be- 
wogen, demselben von Erzbischöfl. Amts, wegen zu rescribiren, wie ich geschehen 
lassen könne, dass der in Ew. Liebden Namen von Dero nachgeordneter Landes- 



Digitized by Google 



Die staatsbehördliche Absetzung des Bischofs von Limburg. 459 



spricht doch auch die Ansicht gar zu evident dem gesunden Men- 
schenverstände, dass aus dem Unterthaneneide für den Vorsteher 
einer Kirchengesellschaft , mit dem A. Pr. L. R. zu sprechen, 
also in unserem Falle für den Herrn Bischof Dr. Blum , die Ver- 
pflichtung folgen soll, die ihm im Interesse und zum Schutze der 
hergebrachten Religionsübung gerade dem Landesherrn gegenüber 
zustehenden und verbrieften Rechte auf dessen Geheiss aufgeben zii 
müssen. Das wäre offenbar gleichbedeutend mit einer absoluten 
Rechtlosigkeit der Katholiken gerade auf dem heiligsten Gebiete — 
dem der Religion. Man sage nicht, es band de sich nicht um 
Landesherrliche Anordnungen, f Cabinetsbefehle u. dg); , sondern um 
Gesetze, die von der Landesrertretung genehmigt seien: denn abge-* 
sehen davon, dass diese Landesvertretung— wie bereits früher be- 

regierung geforderte Eid von dessen Generalvicariats-Individuen abgelegt, auch 
ein Gleiches von der Bisthums-Geistlichkeit in Ew. Liebden Landesbezirke ge- 
leistet werde. Ich schmeichle mir aber zugleich, Dieselben werden keinen Anstand 
finden, mir dagegen die Versicherung zu geben, dass diese Eidesleistung den 
Erzbischöfl. Rechten eben so wenig als den Freiheiten, Rechten und Immunitä- 
ten der Geistlichkeit auf keine Weise, am allerwenigsten aber der Religion und 
der Kirchenverfassung nachtheilig oder beeinträchtigend sein solle. 
Ich verharre etc. 

Augsburg, 3. Januar 1803. . . (gez.) C. Wenzeslaus. 

Hochwürdigster, Durchlauchtigster Kurfürst, 

Hochgeehrtester Herr Vetter! 

Von den Einsichten Ew. Hoheit und Liebden konnte ich mir nichts an- 
deres erwarten, als was das Schreiben vom 3. d. Mts. in Absicht auf die Beei- 
digung der geistlichen Personen enthält. Selbst den damit verbundenen Vor- 
behalt schreibe ich nur dem Gefühle von Pflicht und der frommen Fürsorge Ew. 
Hoheit und Liebden zu. 

Die Ausübung des Erz- und Bischoflichen Amtes werde ich nicht hin- 
dern, in8oferne sie auf anerkanntes Staats- und Kircheurecht gegründet ist. Bei 
dieser Ausübung, sowie bei Allem, was die Erhaltung von Religion und Kirche, 
und die Rechte der Geistlichkeit betrifft, gibt nicht nur der Westfälische Friede, 
sondern selbst der neueste Deputations-Hauptschluss die richtigen Bestimmungen, 
denen ich mich nicht entziehen werde. Der letzte enthält sogar in Absicht 
der Mannsklöster Zulassungen, von denen ich keinen Gebrauch machen werde, 
wenn ich kein Uebermass entdecke. 

Zur Beruhigung Ew. Hoheit und Liebden kann die Beobachtung ferner 
beitragen, dass ich in meinen augestammten Landen schon die katholische Re- 
ligion beschirmt, und in der Grafschaft Sayn-Hachenburg, an deren Regierung 
ichEinfluss und Theil bekam, Kirchen und Mönchsklöster gefunden und nicht 
gestört habe. 

Ich schmeichle mir dadurch den billigen Wünschen Ew. Hoheit und Lieb- 
den zu entsprechen, und verbleibe etc. 
Weilburg, den 15. Januar 1803. 

(gez.) Friedrich Wilhelm, Fürst zu Nassau. 
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merkt wurde — in Wirklichkeit sich auf die protestantischen Mit- 
glieder der beiden Häuser des Landtages beschränkt, indem die katho- 
lischen niedergestimmt wurden , dass also eine flagrante Verletzung 
des noch in der von der Kettenburgischen Besch werdesache als fest- 
stehend anerkannten Grundsatzes der Noth wendigkeit der itio in 
partes in allen Religionssachen vorliegt: — also abgesehen davon 
kommt in Betracht, dass der Gehorsam, zu welchem das Christen- 
thum den Unterthan verpflichtet, dem Landesherrn gilt, und dass 
vom rein christlichen Standpunkte aus (also abgesehen von consti- 
tutionellen Festsetzungen!) einem zuständigen Cabinetsbefehle des 
Kegenten ganz der nämliche Gehorsam gebührt, wie einem von ihm 
mit oder ohne Landstände gegebenen Gesetze. Man sage auch nicht, 
dass die Befolgung von Gesetzen, welche in das Gebiet des Glau- 
bens und des Cultus eingriffen, nicht beansprucht werde: denn ab- 
gesehen davon, dass es sich fragt, wer denn end giltig darüber zu 
entscheiden habe, ob Gesetze einen solchen Eingriff enthalten oder 
nicht, kommt in Betracht, dass das hergebrachte Recht der Katho- 
liken der vormaligen geistlichen Staaten einen viel weiteren Um- 
fang hat als den des Glaubens — Gedanken sind zudem überall 
zollfrei — und des Cultus, nämlich auch deu eines freien Kirchen- 
regimentes, den der Diöcesangerechtsame des Bischofs. Mit Recht 
betont daher der Hoohwürdigste Herr Bischof Dr. Blum in seiner 
Zuschrift an den Herrn Oberpräsidenten von Ende vom 25. October 
1876 die ihm und seineu Diöcesanen garantirten Ilcligionsrechte. 
Dass aber diese, ja dass die ganze unverfälschte Existenz der katho- 
lischen Kirche in dem heutigen Culturkampfe in Frage stehe , das 
wird den Katholiken Niemand ausreden 1 ), • 

Mit dem Vorstehenden dürften die Hauptschwächen der »Gründe« 
hinreichend dargelegt sei u. Auf alle Einzelnheiten derselben einzu- 
gehen, die zn raoniren wären, müssen wir uns versagen, weil uusere 
Abhandlung sonst einen all zu grossen Umfang annehmen würde. 
Nur das Eine sei noch bemerkt: Die »Gründe« releviren, dass mehr- 
fach Geistliche und Laien in anhängigen Untersuchungen erst dann 
eidlich ausgesagt hätten , nachdem sie vom Bischof dazu autorisirt 
gewesen wären, und scheinen darin eine höchst gefährliche Erschei- 
nung zu erblicken. Allein die Sache ist sehr unschuldiger Natur. 
Nach dem canonischen Rechte ist jeder Kleriker verpflichtet, das Privi- 
legium fori zu wahren 2 ); dieses Privilegium ist in Ansehung der 

\) Vgl. hierüber die sehr gelungene Ausführung' in Dr. Gerlach' s Lehr- 
buch des Kirchenrechts 3. Auflage, Paderborn bei Schöningh 1876. §. 277. 
2) c. 12. X. de foro comp. (IL 2). 
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geistlichen Amtsverrichtungen zufolge der Nassauischen Edicte vom 
16. und 31. August 1803 noch in Geltung; überdies handelte es 
sich um einen dem Bischof selbst wegen einer Amtshandlung ge- 
machten Strafprocess ; die betreffenden Geistlichen mussten sich da- 
her um so mehr verpflichtet fühlen , die Zeugenpflicht zu beanstän- 
den, als sie dem Bischof unter ausdrücklicher staatlicher Sanctio- 
nirung (vgl. den §. 34. des Nassauischen Edictes vom 30. Januar 
1830) den canonischeu Gehorsam geschworen hatten. Die äusserst 
connivente Haltung des Herrn Bischofs wird nun ja aber gerade 
dadurch in helles Licht gesetzt, dass derselbe die betreffenden Geist- 
liehen anwies, das verlangte Zeugniss gegen ihn abzugeben *). Und 
was die Laien betrifft , so wussten dieselben , dass eine Verurtei- 
lung ihrer Geistlichen wegen »unbefugter« Vornahme geistlicher 
Amtshandlungen sie des Gottesdienstes und der Sacramenten-Spen- 
dung berauben würde: kein Wunder, dass sie sich sträubten, ihrer- 
seits ein solches Resultat herbeiführen zu helfen. Die Christen der 
ersten Jahrhunderte haben wohl in gleichen Fällen es gerade so 
gemacht. 

Die »Gefährlichkeit« des Verhaltens des Angeklagten, welche 
aus den in den »Gründen« erwähnten Collectiv-Adressen und Send- 
schreiben des Prenssischen Episcopates, resp. aus der durch diesel- 
ben constatirten gemeinschaftlichen Beschiussfassung und einem an- 
geblichen einheitlichen, auf den ganzen Umfang der Monarchie be- 
rechneten, vom päpstlichen Stuhle gut geheissenen Plan (! !) hervor- 
leuchten soll, wird man der »freien« Ueberzeugung zu gut halten 
müssen, welche den Mitgliedern d^s Königlichen Gerichtshofes ge- 
setzlich garantirt ist. In den Augen der Verwaltungsbehörden rnuss 
aber die vom Coiicipienten der »Gründe« angenommene »Gefahr« 
jedenfalls keine besonders dringliche gewesen sein, weil der Herr 
Bischof von Liraburg noch fast volle drei Jahre nach der letzten so- 
genannten Massendeputation und nach seiner letzten Contra vöhtion 
gegen das Gesetz vom 11. Mai 1873 ruhig fortfahren durfte, seines 
heiligen Amtes zu walten. In der That ist auch nicht zu ersehen, 
für wen es sollte »gefährlich« werden können , wenn tier Bischof 
einen Hilfspriester ebenso im 33. Jahre seiner Amtsführung ohne 
vorgängige Erlaubniss eines protestantischen Staatsbeamten anstellt, 
wie er dies unbehiudert 32 Jahre lang gethan hat, oder wenn er 
eine Pfarrstelle länger als Jahresfrist unbesetzt lässt (namentlich 
wenn sich Niemand um dieselbe bewirbt) und wenn er sich weigert, 

1) Wie würde ein Preussischer Militärchef handeln, wenn ein Civilgericht 
unter Nichtachtung der Militärgerichtsbarkeit Soldaten vor sich citirte ? 
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protestantische Staatscommissarien zn einer »Revision« der liturgischen 
Vorlesungen und praktischen üebungen in seinem Seminar zuzu- 
lassen *). 

Wir werden unsere Besprechung der staatsbehördlicben Ab- 
setzung des Herrn Bischofs von Limburg nicht passender schliessen 
können als mit den Betrachtungen, welche ein Berliner Correspon- 
dent der Wiener »Neuen Freien Pressec an die bezüglichen Gerichts- 
verhandlungen geknüpft hat wie folgt: »Zum sechsten Male hat sich hier 
am 13. d. M. in dem Gebäude des Obertribunals das Schauspiel der 
Absetzung eines katholischen Bischofs durch den kirchlichen Gerichts- 
hof zugetragen. Dieselbe Seene wie immer : kein Angeklagter, kein 
Anwalt, keiu Publicum, mit dem einzigen Unterschiede, dass dies- 
mal statt des kürzlich verstorbenen Präsidenten Heineccius Obertri- 
bunalsrath Eggeling präsidirte. Der Angeklagte war Dr. Blum, Bi« 

1) Wahrend wir dies schreiben, bringt die officiose Nord. Allg. Zeitung 
folgende, nicht etwa vom 1. April, sondern vom 17. August datirte augebliche 
Mittheilung aus Rom: »Die vielbesprochene »katholische Liga« ist eine voll- 
brachte Thateache, und hat dieselbe sich bereits im ganzen Lande förmlich or- 
ganisirt Der Centraisitz derselben befindet sieb natürlich im Vatican. von wo 
aus das tnot d'ordre ausgeht , und wo die Fäden der klericalen Verschwörung 
gegen alles, was liberal und national heisst, zusammenlaufen. Die Liga hat 
bereits ihren Präsidenten, Vice-Präsidenteti, General-Secretär und Schatzmeister 
erwählt, und ihre Sub-Comites in den verschiedenen Provinzen aufgestellt. 
Solche Sub-Comites bestehen bereits in Turin, Mailand, Florenz, Neapel und 
Palenno , und dieselben sind in Kom , dem Centraisitz der Liga, durch Ver- 
trauenspersonen vertreten, welche im Vatican a us- und eingehen und das vollste 
Vertrauen der römischen Curie besitzen. Dank den Beiträgen frommer und 
schwachköpfiger Seelen gebietet die Liga über sehr bedeutende Geldmittel. Viele 
Millionen sind beisammen, und mit einem gewissen Stolze brüsten sich die An- 
hänger der Liga, dass binnen kurzem die erste Milliarde voll «ein , und dabei 
nicht stehen geblieben werden wird. Es mag in dieser Angabe wohl einiges 
Geflunker liegen; gewiss ist es aber, dass im Vatican grosse Schätze aufge- 
speichert liegen , welche zur Nährung der klericalen Agitation , die sieh vor- 
läufig in erster Reihe auf die Proselytenraacherei in der wohlhabenden Bürge»-' 
classe und unter dem Landvolke richtet, bestimmt sind, und dass die betreffen- 
den Comites zu diesem Zwecke Gold mit vollen Händen ausstreuen. Natürlich 
besitzt die Liga auch wichtige Verbindungen im Auslande und namentlich in 
Frankreich, Spanien, Belgien, sowie auch in Deutschland. Die Hoffnung der 
Klericalen basirt gegenwärtig in erster Eeihe auf der retrograden Bewegung in 
Frankreich, von welcher man sein Heil für die Zukunft erwartet. . . Jeden- 
falls ist es aber angezeigt, das Thun und Treiben dieser kühnen Association 
genau xu überwachen, und an Wachsamkeit scheint es die gegenwärtige italie- 
nische Regierung nicht fehlen lassen zu wollen!« — Wie man sieht, hat der 
Culturkampf auch seihen Otto von Pack und Titus Oates mit seinen verlogenen 
Aufhetzungen gegen die Katholiken.» <• "'"i i •» ' 
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sehof von Liraburg, Ankläger Ober-Staatsanwalt Irrgabn , der schon 
einige Uebung hat;- denn es war dies der dritte Bischof, auf dessen 
»Entlassung aus dem Amte« er antrug.« Der Gerichtshof (so schal- 
ten wir aus dem Berichte eines andern Blattes über die Verhand- 
lungen ad perpetuam rei memoriam hier ein) beschloss demgemäss, 
und Obertribunalsrath Diepenbroick-Grüter verlas nunmehr das Referat 
mit allen Anschuldigungen, deren Aufzählung beinahe zwei Stunden 
in Anspruch nahm. Als die Vorlesung etwa 10 bis 15 Minuten ge- 
dauert hatte, ereignete sich ein Zwischenfall, welcher fast als ein dra- 
stisch-komischer Beitrag zur Cbarakterisirung eines Ausnahmegerichts- 
hofes ohne rechtlich geordnete Verhältnisse aufzufassen sein mochte. 
Herr Staatsanwalt Irrgahn stand nämlich plötzlich auf, und sagte 
dem Präsidenten des Gerichtshofes leise Worte ins Ohr. Der Prä- 
sident verküudete, es sei die Zuziehung des Gerichtsschreibers ver- 
gessen worden; es müsse desshalb eine kurze Pause eintreten, und 
nachher das bis jetzt Verhandelte wiederholt werden. Der Präsident 
schellte nach einem bestimmten Gerichtsschreiber. Es wurde ge- 
meldet, derselbe sei gar nicht anwesend. »Dann muss Herr X. selbst 
kommen.« Dieser stürzte denn auch bald herein, die Verhandlung 
von vorhin wurde wiederholt und nach dieser theils peinlichen, theils 
humoristischen Episode — der Gerichtsschreiber hatte Anfangs mit 
seinen Utensilien zu kramen — wurde in der Verlesung des Refera- 
tes fortgefahren. • : 1 ' ■ ' ' • 

»Die Anschuldigungen gegen die »abzusetzenden« Bischöfe ken- 
nen unsere Leser. Denn wir haben ja bereits fünf »Absetzungen« 
in Preussen erlebt, und alle beruhen wesentlich auf derselben Grand- 
lage: 1) die Bischöfe haben schon vor Erlass der Maigesetze ihren 
Widerstand gegen dieselben angekündigt ; 2) sie haben auch that- 
sächlich nach Erlass der Gesetze diesen Widerstand geübt, indem 
sie Geistliche ohne staatliche Genehmigung anstellten, ihre Priester-; 
seminare nicht revidiren Hessen u. s. w.; sie haben endlich 3) durch 
Hirtenbriefe, Ansprachen, Hervorrufung von Demonstrationen, ver- 
öffentlichte Aktenstücke u. s. w. auch ihren Klerus und ihre 
Diöcesanen zur Auflehnung gegen den Staat angereizt, oder, wie Herr 
Irrgahn betreffs des Herrn Bischofs von Limburg sich auszudrü- 
cken beliebte, »verführt*. Als wenn Klerus und Volk nicht selbst 
wüssten, was von den Maigesetzen zu halten sei!« 

»Man kann (wie die Neue Freie Presse fortfährt) sehr liberal 
denken, und, wie Kirchraann gezeigt hat, sogar noch liberaler, als 
viele Vertheidiger der Maigesetze, und doch der Meinung sein, dass 
die Preussischen Maigesetze als legislatorisches Ganzes über die Com« 
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peteuz des Staates hinausgreifen. Im Winter dieses Jahres war es 
Lasker, der zuerst die Revision der Maigesetze als discutirbar erklärte, 
und vor einigen Tagen ist auch ein schiesisches Blatt dieser An- 
schauung beigetreten. Die heutige Verhandlung des kirchlichen Ge- 
richtshofes müsste mehr als irgend etwas geeignet sein , hier zum 
Nachdenken anzuregen. Wie der Fürstbischof von Breslau ist auch 
Blum einer von den gemässigteren Kirchenfürsten, und was die An- 
klage gegen ihn vorbrachte, waren keinerlei Excesse, aufhetzende 
Hirtenbriefe und Wahlagitationen, sondern eben der alte passive Wi- 
derstand, Unterlassung der Besetzung von Pfarrstellen, unterlassene 
Anzeige geschehener Besetzungen an die Regierung, Verweigerung 
der Zahlung von auferlegten Geldbussen u. s. w. Die einzige active 
Handlung ausser den obligaten Hirtenbriefen, die aber im Vergleich 
zu den Martin'schen sehr gemässigt waren, bestand in den Jloch's, 
die der Bischof auf den Papst ausbrachte, wenn die Massen bei den 
gegen ihn vorgenommenen Pfändungen demonstrirten.« 

Anhang. 

I ' '. ' " 

Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden Fürst zu Nassau etc. 

Der vielleicht noch mehr oder weniger entfernte Abschluss des zwischen 
dem päpstlichen Stuhl nnd Kaiser und Reich zu berichtigenden Concordats veran- 
lasset uns, auf eine sorgfältige Bestimmung der landesherrlichen und bischöf- 
lichen Gewalt— da solche in den uns zur Entschädigung angewiesenen Resten der 
Kur Trier füritzt getrennt ist — den unausgesetzten landesväterlichen Bedacht zu 
nehmen; wir bezielen dabei zugleich die Sicherung der wechselseitigen Rechte, das 
Wohl unserer Unterthanen, und die herzustellende Ordnung der Dinge, und he- 
gen keineswegs die Absicht, uns in die inneren Angelegenheiten der römisch- 
katholischen Kirche zu mischen , noch auch die ursprünglichen bischöflichen 
Rechte zu beeinträchtigen, deren Aufrechthaltung und thätigste Unterstützung 
vielmehr wir zur landesherrlichen Pflicht stets rechnen werden. 

Wir beschränken daher auch diese unsere Verordnung provisorisch, und, 
in so lang von Kaiser und Reich ein Anderes nicht bestimmt sein wird, — auf 
die festzusetzende A) Jura Ordinis, B) Jura legis dioecesanae und C) die Juris- 
dictionem ecclesiasticam ; und so wie wir 

ad A) unter die ausschliesslichen bischöflichen Gerechtsame zählen: 

1. die Bestimmung alles dessen, was in die Glaubenslehre einschlägt, 

2. die Schlüsselgewalt, die daher fliessenden Poenae medicinales und In- 
dulgenzen, 

3. die Ausspendung der Sacramente, und die nöthig scheinende Ausschlies- 
sung von derselben Gebrauch, 

4. die Consecration der Kirchen und Benedicirung der Kirchhöfe, 

5. das Predigtamt und den Unterricht der Jugend in Rcligiönssachon, 
G. die Institutio authorizabilis der Pfarrer — und alle diese der bischöflichen 
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Gewalt untergeordnet anerkennen, auch mit solchen uns unter keinem Vorwand 
befassen werden ; so werden wir dahingegen 

ad B) Quoad jura legis dioecesanae unsere landesherrliche Gewalt auch 
insoweit einschreiten lassen, dass soviel 

1. die Visitation der Diöcese, 

2. die Zusammenberufung der Synoden, und 

8. die Bestellung der Sendgerichte bei den Pfarr-Aemtern betrifft, 
solche nach Gutdünken des Bischors zwar Torzunehmen, unsere Einwilligung 
hiereu jedoch vordersamst einzuholen sein, so wie es auch von uns abhangen 
wird , ob und auf welche Art die hiernächst gut befindlichen Disciplinar- 
Verfügungen ausgeführt werden sollen, und in welchem Maass nebst den auf- 
erlegt werdenden Medicinalstrafen Geld- und sonstige Bussen zuerkannt werden 
dürfen. 

4. Die Bestimmung der Pfarrgrenzen hänget lediglich von der bischöf- 
lichen Gewalt ab: die Vertheilung oder Vereinigung der Pfarreien aber sind 
Gegenstände, welche — wo nicht gütlich auszugleichen — doch ohne processua- 
lische Weitläufigkeit von dem Vicariat nach vordersamer Benehmung mit un- 
serer Regierung zu Ehrenbreitstein per viam ordinationis erlediget werden 
sollen. 

5. Die Ernennung zu Beneficien und Pfarreien ist auf uns als Landes- 
herrn in all jenen Fällen devolvirt, wo das Patronatsrecht von dem vorigen Re- 
genten, oder von einer uns zur Entschädigung angewiesenen Corporation aus- 
geübt worden. 

Die von nun an eintretenden Erledigungsfälle sipd unserer Regierung ein« 
zuberichten, und da wir zur Wiederbesetzung solcher Stellen nur taugliche — 
im Wissenschaftlichen sowohl , als im Sittlichen wohlgeprüfte Subjecte — und v 
unter diesen immer den Würdigsten zu wählen wünschen ; so werden wir sämmt- 
liche um eine solche Stelle einkommende Bittschriften unserer Regierung mit 
der Verordnung zugehen lassen, darüber mit dem Vicariat in Communication 
zu treten, über das Sittliche und Moralische der Supplicanten aber selbst Er- 
kundigung einzuziehen, und diesemnach den Würdigsten uns gemeinschaftlich 
mit dem Vicariat in Vorschlag zu bringen. Wir werden diesem unsere Nomi- ' 
nation nicht versagen, sondern denselben vielmehr anweisen, alsbald die Insti- 
tutionen! authorizabilem und die Weisung zur Einführung in die Kirche beim 
Vicariat geziemend nachzusuchen. Da aber unsere Unterthanen ohne unsere 
landesherrliche Authorisation an keinen Vorgesetzten irgend einer Art gewiesen 
werden können; so hat der nominirte Pfarrer von der erhaltenen Institutione 
authorizabili bei unserer Regierung die Anzeige zu machen, und diese wird 

6. -die Einführung eines neuen Pfarrers in sein Amt in der Art anord- 
nen, dass solche in der Kirche von einem Vicariats-Commissario in Gegenwart 
unseres Local-Beamten geschieht, und dem erstem die Uebergabe der Schlüssel 
der Kirche, des Tabernakels, des Taufsteins, der Besitz des Beichtstuhls und 
der Kanzel, als Folge einer ganz spirituellen Sache, lediglich überlassen 
bleibe, dass dahingegen die Vorstellung desselben in dem Pfarr- und Schul- 
hause durch unsern Beamten in Gegenwart desVicariats-Commisssarii vollzogen 
werde. 

7. Die Liturgie und Ritus sacros betreffend, so gehören solche ausschliess- 
lich zum bischöflichen Wirkungskreis, wohingegen 

8. die Anordnung der Fest- und Fasttage und öffentlichen Gebete, 
Archiv für Kircheurecbt. XXXVM. 3Q 
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M ^ ^ in. ( und, ausser Landes gehenden Proces^oneiv liV . 

.,. 10. die Bestimmung der Zeit des Gottesdienstes - insoweit eine Abä^- 
dorung p4er neue Einführung statt haben soll - das vorderste laudesherr- 
liche JPlacet allerdings erfordert;, ohne welches keine Neuerung im $taat vor- 
gehen darf, da hier, die Be<fc von FäUen ist, welehe mit der öffentlichen, Ord- 
nung Verbindung haben. Mt . } ^fou^ „„, 

film Holrl.fiÄe Fühnmg der Pfarr-Protocolle, Tauf-, Sterb- mnii; Eheregister 
•bleibt '«instweilea in der hergebrachten Art den Pfarrern überlassen; wir behal- 
ten! una faber untere landesherrliche Verordnung vor, in welcher Art jene Pro- 
fcocoUe in Zukunft geführt werden sollen, um als hinreichende Beweisstücke au 
gelten, und zugleich gegen Brand und sonstiges Vorkommen gesichert au w«t- 
den. Ebenso übertomor wir hm \- • . A »A "vn»ii>nq«iyrod3 '»Kl *) 

12. die Verwaltung der geistlichen Güter und die Verwendung de» Kirchen - 
Einkünfte der bestehenden Anordnung , werden jedoch als Advöcatus Ecclosiae 
'ataf 1 dfc Artf ! ihrer* J Ve!^lturtgund ihre zweckmässige Anwendung wachen, ge- 
%8r4^e Einsicht* v daton nahmen, und erforderlichen Fall» 5 das Nöthige 
fügen. f'.il^iK'if tfniifilacv// 

R'ifu:ft Alf« Kirchen and geiBtHche Personen , 1 Sowie die* Klöster . Sind der 
biSeH&frfchen Aufeicht untergeordnet, tind die landesherrliche Gewart wirket da- 
bei weiteres nichts , als oben ad B) in Betreff der Visitation der Pieren h c - 
'titätot^iKrt&Äß^hi 'glefener Art verbMfct " viu-un bHmnv^ nsuWilVl 
moI 44. Äe' Artftieht ftber die lüretondiener und SohuHehrer, wie .bfeheran, 
auch ferner den Pfarrämtern Überlassen , und da die KSnihendiener auch mei- 
st^ Sehullehrer und in dieser Eigenschaft Staatsdienw sind, so behalten wir 
uns vor, solche Vorschriften zu erlassen, welche die Pfarrer in den Stand setzen, 
die Schullehrer zu ihrer Schuldigkeit sowohl in dem einen , «als andern Fach 
nuT^uteln 'Erfolg aHZühalW. 1 »' ^ » »1 

ad C) wollen Wir 

1. die bischöfliche Gerichtsbarkeit über die Geistlichen in ihren Amts- 
Dl^iben 

& die nothig scheinende Inlerdictä, "Suspensioiies, f Ambttohes a^Bene^cio. 
tläs^JnS carceris episcopaWs, d!e Errichtung Domus demeritoiwm et *Deora» eme- 
«ttfrthl; rind flbeVhaufet die in Goncilio Triflentino bestimmte sonstige geistliche 
SCra^en'lfediglicli liberlasSljn. - ; ' f ' '<n.iW..titoJ| 'i>iiJl<a^iot. <>iU nonVI 

ierdep solche von nun an vor unsere weltliche Gerichte geafbgeh, deVS^eStalten 
idöch ? f lass, unser Justiz-Senat zu Ehrenbreitstein für alle [Geistliche 1 ([mit Aus- 
nahme der Kirchendiener und ^chullenrer, 1 welche den 1 be&refänden Aemtern 'tm- 
ier^eben werden) als erste Listanz hiedurcn-angeordn^-w^ifalj ^ 
. ^ $jne Folge, , dieser Gerichtsbarkeit sind die ( .Obsignationen' ' bei' ' Sterbefäl- 
len^.die, Ini r enfa i ationen .bei Verlassenschaften und Cc-ncursen. ..Bei, Sterbe- 
fällen .sind j e d < .■ch \ dfc Obsignationen, von cjea betreffenden Äeratern. ej Cojmniia- 
siojie ne/ge^a .ohne Zulassung ; irgend einer anderen Behörde vorpnenmen, 
.^r^venftaj^ation in Pfarr- und Beneficial-Hausern, ab*r . eu Wia^eDU- 
.t^er, zuzuziehen, und diesem sind die in das Pastorale oder Benefiqal.-Amt ein- 
schlagenden Papiere auszuhändigen. „.^„^ m iH , n „ (1 , : 
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4. Sind die Matrimonialsachen nur dann als Causae ecclesiasticae zu be- 
trachten, wenn die Ehe nicht als ein bürgerlicher Contract, sondern als ein 
Sacrament angesehen wird. In diesem Falle sind solche nur der Erkenntniss 
des Bischofs untergeordnet ; in allen Fällen aber, wo nicht von einem Impedi- 
mento canönico und eigenen Religionsgesetzen die Frage ist, sind dieselben Mos 
von dem weltlichen Richter zu entscheiden. 

5. Cansae beneficiorum, juris patronatus et decimarum sind von nun 
an unter keinem Vorwand vor ein geistliches Gericht zu ziehen; und sollte in 
Hinsieht des Neubruch- oder Novalzehnten, welche die Pfarrer in hiesigen Lan- 
den zu beziehen das uralte Recht haben, ein Streit entstehen, so ist solcher bei 
dem weltlichen Richter ein- und auszuführen. 

6. Die Eheversprechungssachen als maxime eonnezae cum Sacramento 
MatrimoHÜ gehören an und für sich zur geistlichen Gerichtsbarkeit; allein da 
hierüber eine Verordnung bestehet, nach welcher nur die vor dem Pfarrer und 
zweien Zeugen eingegangenen Sponsalia gültig sind, so kann auch dieserhalb 
kein Rechtsstreit mehr entstehen ; nnd wir belassen es sofort auch bei dieser 
Verordnung lediglich. , 

Wir befehlen diesemnach allen unseren geist- und weltlichen Ünterthanen . 
hiermit gnädigst, und wollen, dass von ihnen dieser unserer Edictal- Verordnung 
in allen Punkten künftighin gehorsamst nachgelebet und hierauf ihrem Eid und 
Pflichten gemäss unabbrüchig festgehalten werde, unserer Landesregierung im 
Thal Ehrenbreitstein zugleich aufgebend, solches unser Edict in Druck beför- 
dern, und herkömmlicher Massen zu Jedermanns Nachricht verkünden zulassen. 
Urkundlich unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedruckten fürstlichen 
Insiegels. ■ ,. ■ n, , „, , 

Gegeben Lustschloss Engers, den 16. August 1803. 

Friedrich Wilhelm, Fürst zu Nassau. 

• , . . . .; , 

Die Gränzen der Landesherrlichen und Bischöflichen Gewalt beireffend. 

Wir Friedrich August, von Gottes Gnaden Fürst zu Nassau etc. 

fügen zu wissen : dass da die ehemals in den geistlichen Staaten bestandene Ver- 
einigung der Landesherrlichen und Bischöflichen Gewalt in einer und derselben 
Person die sorgfaltige Bestimmung der Gränzen zwischen den beiderseitigen 
Befugnissen um so weniger nöthig machte, als eben diqserhalb Collisionsfälle 
nicht leicht eintreten, die geistlichen Regenten daher auch oft unentschieden 
lassen konnten * in welcher Eigenschaft sie Gerechtsame ausübten und Verfüg- 
ungen erliessen, es aber nunmehr nach erfolgter Trennung dieser Gewalten in 
den zur Entschädigung angewiesenen Landen sowohl die Ordnung der Geschäfte 
als die Sicherung der wechselseitigen Rechte erfordert, jene Gränzlinien genau zu 
bezeichnen und allen nachtheiligen Collisionen und Irrungen hierdurch vorzubeu- 
gen, Wir Uns bewogen finden, diejenigen aus dem Begriff von Staat und Kirche 
hergeleiteten Grundsätze bekannt zu machen, welche Wir hierin in Gemäss- 
igt der Reichsgesetze, des letzten Deputationsschlusses, und selbst auch nach 
dem Beispiel katholischer weltlicher Reichsstände provisorisch und bis von Kai- 
ser und Reich andere Bestimmungen getroffen sein werden, anzunehmen für gut 
finden, und wonach sich Unsere geistliche und weltliche Ünterthanen in vor- 
kommenden Fällen zu bemessen haben. 

30* 
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Es ist hierbei keineswegs Unsere Absicht, Uns in die innero Angelegen- 
heiten der römisch-katholischen Kirche zu mischen , sobald diese ohne nähere 
Beziehung anf den Staat Mos die Glanbenslehre und den Colins betreffen und 
als res mere spirituales zu betrachten sind: Wir werden vielmehr die ausschliess- 
lichen Verfügungen der oberen geistlichen Behörden in allem , was zu den so- 
genannten juribus ordinis und der Liturgie gehört, nicht nur zulassen, sondern 
auch handhaben, und solchergestalt die eigentlichen bischöflichen Diöcesanrechte 
anf keine Weise beeinträchtigen. Dagegen werden Wir ebensowenig von irgend 
jemand Eingriffe in das Uns zustehende jus majestaticom circa sacra dulden, 
und die Landesväterliche Fürsorge für das Wohl Unserer sämmtlichen Unter- 
thanen auch bei diesem wichtigen Gegenstande niemals aus den Augen ver- 
lieren. 

Indem nun 

Erstlich das Patronatsrecht in Unsern neuen katholischen Landen auf Uns als 
Landesherrn in allen denen Fällen devolvirt ist, wo der vorige Regent der 
Uns zur Entschädigung angewiesenen Länder oder auf der linken Rhein- 
seite befindliche Corporationen dasselbe ausgeübt haben; so sind von nun 
an alle in Unsern katholischen Landen eintretende Erledigungsfälle geist- 
licher Beneficien und Pfarreien Unserer nachgesetzten Regierung alsbald 
einzuberichten ; und da Wir zu Wiederbesetzung solcher Stellen nur taug- 
liche, im Wissenschaftlichen sowohl, als im Sittlichen, wohl geprüfte Sub- 
jecte zu wählen wünschen, so hat Unsere Regierung nicht nur selbst über 
die Fähigkeiten der Supplicanten sorgfältige Erkundigungen einzuziehen, 
sondern auch sich Zeugnisse über deren Tauglichkeit von den einschlagen- 
den Vicariaten vorlegen zu lassen. Demjenigen, welchen Wir nach geschehe- 
nem Vortrag für den Würdigsten erkennen , werden Wir alsdann die No- 
mination ertheilen, und denselben anweisen, bei dem einschlagenden Vica- 
riat die institutionem authorizabilem und die Weisung zur Einführung in 
die Kirche geziemend nachzusuchen. 

Da aber Unsere Unterthanen ohne Unsere Landesherrliche Authorisation 
an keinen Vorgesetzten irgend einer Art gewiesen werden können, so hat 
der nominirte Pfarrer von der erhaltenen institutione authorizabili bei Un- 
serer Regierung. die Anzeige zu machen, welche die Einführung des neuen 
Pfarrers in sein Amt in der Art zu verfügen hat, dass solche in der Kirche 
von einem Vicariats-Commissario in Gegenwart Unseres Localbeamten ge- 
schehe, und dem Ersteren die Uebergabe der Schlüssel der Kirche, des Ta- 
bernakels, des Taufsteines, der Besitz des Beichtstuhles und der Canzol. als 
Folge einer ganz spirituellen Sache, lediglich überlassen bleibe , die Vor- 
stellung desselben hingegen im Pfarr- und Schulhause durch Unsern Be- 
amten in Gegenwart des Vicariats-Commissarii vollzogen werde. 

Und nachdem 

Zweitens Wir vermöge des Uns als Landesherrn zukommenden Rechtes der 
Oberaufsicht und Advokatie über die Kirche dahin den ernstlichen Bedacht 
nehmen werden, dass der wohlthätige Zweck der Religion sowohl als der 
Staatsvereinigung erreicht werde, folglich dahin zu sehen haben, dass die 
kirchliche Disciplin und andere Anordnungen mit den übrigen Landesge- 
setzen und Einrichtungen in eine glückliche Harmonie gebracht und hier- 
durch die allgemeine Wohlfahrt am sichersten befördert werde, so versteht 
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es sich von selbst, dass keine geistliche Behörde befugt sei, ohne Unser 
Mitwiiaen und ausdrückliche Genehmigung solche Anordnungen und Ver- 
fügungen zu treffen , welche mit der Landespoiizei in Beziehung stehen, 
und in die bürgerlichen Verhältnisse unserer ünterthanen, worunter, wie 
natürlich, auch die Geistlichen und Schullehrer verstanden sind, auf irgend 
eine Art eingreifen. Es ist demnach Unsere besondere Landesherrliche Ge- 
nehmigung erforderlich : 

a) zu Visitationen der Diöcese, Zusammenberufung der Synoden, und zu Send- 
gerichten bei Pfarrämtern; , , ,« 

b) zu Bestimmung der Pfarrgränzen ; 

c) Einführung neuer Fest- und Fasttage; Anordnung öffentlicher Gebete; 
Anstellung von bisher ungewöhnlichen oder auch nur ausser Landes gehen- 
den Processionen und andern Neuerungen in dem äussern Gottesdienst. 

Als Schutzherr der Kirche werden Wir zugleich auf die zweckmässige 
Vorwaltung und Verwendung der Kircheneinkünfte ein wachsames Auge 
haben, und hauptsächlich Uns die bessere Einrichtung des Schulwesens, der 
Kirchenbücher u. s. w. angelegen sein lassen. 

Es ist daher von Unseren Beamten und Gerichten darauf zu wachen, 
dass keine Verfügung von der eben angeführten Art einseitig und ohne 
Unser Mitwissen und Placet zum Vollzuge gebracht werde, und sobald dem- 
ohneracbtet etwas Aehnliches von irgend einer geistlichen Behörde inten - 
tirt werden wollte , sogleich von denselben die pflichtmässige Anzeige zu 
raachen. 

Was endlich 

Drittens die Gerichtsbarkeit betrifft , so bleiben die Geistlichen katholischer 
Religion in denen Sachen, die Mos ihre Amtsverrichtungen und die kirch- 
liche Disciplin betreffen, den geistlichen Gerichten allein untergeben, in 
allen übrigen Gegenständen aber sowohl der streitigen als willkürlichen 
Gerichtsbarkeit, wo dieselben zugleich als Staatsbürger erscheinen, sind sie 
den weitlichen Gerichten ausschliesslich und um so mehr unterworfen, als 
die vorigen geistlichen Regenten nur in der Eigenschaft als Landesherrn 
für diese Personen eigene Gerichte anzuordnen befugt waren. 

Wir verordnen jedoch, dass diese Geistliche (mit Ausnahme der Kirchen- 
diener und Schullehrer, welche den respect. Aemtern untergeben werden) 
gleich andern privilegirten Personen in erster Instanz unter Unser m Hof- 
gericht zu Wiesbaden stehen und vor demselben belangt werden sollen. 
Bei Sterbfällen sind aber die Obsignationen von den einschlagenden Aem- 
tern ex commissi* mo perpetua ohne Zulassung einer andern Behörde vorzu- 
nehmen ; bei der Inventarisation dagegen ist ein Vicariatsdeputirter zu- 
zuziehen, damit diesem die in das Pastoral- oder Beneflcialamt einschlagenden 
Papiere ausgehändigt werden können. 

Matrimonialsachen gehören nur dann vor ein geistliches Gericht, wenn 
die Ehe nicht sowohl als bürgerlicher Contract, sondern als Sacrament be- 
trachtet wird ; in allen übrigen Fällen aber , wo nicht von einem irapedi- 
mento canonico und eigenen Reiigionsgesetzen die Rede ist, sind dieselben 
blos vom weltlichen Richter zu entscheiden. Causae Beneficiorum , deci- 
marum et juris Patronatus können von nun an unter keinem Vorwande vor 
ein geistliches Gericht gezogen werden. 
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Wir befehlen diesemnach allen Unseren geiat- nnd weltlichen Unter- 
thanen hiermit so gnädig als ernstlich, dieser Unserer Edictalverordnung in 
allen Punkten künftighin gehorsamst nachzuleben und hierauf ihrem Eide und 
Pflichten gemäss unabbrüchig festzuhalten , Unserer nachgesetzten Regierung 
aufgebend, dieses Unser Edict in Druck zu befördern und herkömmlicher Mas- 
sen zu jedermanns Wissenschaft verkündigen zu lassen. Urkundlich Unserer 
eigenhändigen Unterschrift und beigedruckten Fürstlichen Insiegels. 

Gegeben in Unserem Residenzschloss Biebrich A^M^k^^i^L^^ 
L. S. Friedrich August, Furat *u Sw^Ua-gen. 
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Entscheidung des Preussischen Cultus-Ministers vom 15. Juni 1877 
hinsichtlich der Beitreibung der Kirchensteuern von „Alt- 
katholiken." 

»Die frühere Anordnung, wonach diejenigen Mitglieder einer 
katholischen Kirchengemeinde, welche vermöge ihres Widerspruchs 
gegen die vaticanischen Beschlüsse das iu denselben ausgesprochene 
Anathem über sich nehmen, mit administrativer Execution wegen 
der Kirchensteuer zu verschonen sind, beruhte auf der Erwägung, 
dass eine nothwendige Voraussetzung der administrativen Zwangs- 
vollstreckung, die Klarheit des obwaltenden Rechtsverhältnisses durch 
den innerhalb der katholischen Kirche entstandenen Conflict getrübt 
sei. Diese in früheren Jahren begründete Annahme trifft heute 
nicht mehr zu. Abgesehen davon, dass die seitens der Staatsregie- 
rung von jeher vertretene Auffassung, dergemäss die Altkatholiken, so 
lange sie nicht ihren Austritt aus der katholischen Kirche erklärt 
haben, fortgesetzt als Mitglieder derselben zu betrachten sind, in- 
zwischen die Zustimmung der Landesvertretung ebenso wie die An- 
erkennung des obersten Gerichtshofes gefunden hat, ist speciell die 
Frage, ob die Altkatboliken zur ferneren Entrichtung der Kirchen- 
steuern verpflichtet seien , vom Obertribunal im bejahenden Sinne 
entschieden worden. Es sei den Altkatholiken jetzt staatsseitig auch 
der Genuss derjenigen Rechte gewährt, welche ihnen als Gemeinde- 
mitgliedern bei der Verwaltung des Kirchenvermögens gesetzlich zu- 
stehen. Bei dieser veränderten Sachlage erscheine es nicht mehr 
gerechtfertigt, die Verwaltungszwangsvollstreckung, den katholischen 
Kirchengemeinden ihren altkatholischen Mitgliedern gegenüber, zu 
versagen.« 
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XXIV. 

Der Rector ecclesiae und nicht der Patron erwirbt ein neues 
Patronatrecht an der durch Abtheilung (divisio beneficii j neu* 

errichteten Pfründe. ... Vv • 

Beantwortung einer Antikritik des Herrn Prof. Dr. J. Silbemagl. 

: ' * i ' , ..'I «».*,. t- »i.i ■ f-.-,-* // 

Von Domcapitular v. Oberkamp in München. 

Die in der Ueberscbrift ausgesprochene Rechtsansicht ist in 
einem Aufsätze ctes Archivs (Bd. XXXVL S. 307) als in den Gesetz- 
büchern begründet und von den vorzüglichsten Kechtslehrern bezeugt, 
nachgewiesen worden, fliebei wurde auf die Unrichtigkeit einer ab- 
weichenden Meinung aufmerksam gemacht , welche in einem mit 
nicht unberechtigter Vorliebe in Bayern verbreiteten und vielfach 
citirten Handbuche des Kirchenrechts sich, vertreten findet. 

Herr Professor Dr. J. Silbemagl, Herausgeber der vierten und 
verbesserten Auflage von Permaneders Werk, hat hierauf in einer 
»Antikritik« (Archiv a. a. 0. S. 410) sowohl den letztgenannten 
Verfasser als dessen Behauptung zu rechtfertigen unternommen. 

Das praktische Interesse des Gegenstandes rechtfertiget wohl 
eine Replik und in dieser die Anordnung des sachlichen Inhalts an 
die erste Stelle. _.. ,1 

H«rr Professor Dr. J. Silbemagl schreibt: »Wenn . < . bei 
Theiiung einer Patronatspfründe die neue abgetheilte aus dem Ver- 
mögen der Stammpfründe dotirt wird, so erscheint doch gewiss der 
Patron der Stammpfründe auch als Dotator der neuen Pfründe und 
auf diese Dotation als eine ordentliche Erwerbsart des Patronats- 
rechtes gründet Permaneder seine Behauptung, wie sich das aus 
dem Wortlaute ergibt? 

Der letzte im Drucke ausgezeichnete Theil dieser Aeusserung 
ist vollkommen richtig, so zwar, dass der ganze Satz eigentlich nur 
eina mit der Versicherung »doch gewiss^ verstärkte Wiederholung 

von Permaneders These darbietet 1 ). In beiden Darstellungen fehlt 



1) »Bei Theilnng einer Patronatspfründe erwirbt der Patron auch auf die 
abgetrennte Pfründe entweder das alleinige Patronat oder das Compatronat, je 
nachdem das neue Kirchenarat ganz oder theilweise aus dem Vermögen der 
Stammpfrunde dotirt wurde.« 
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jede Berufung auf eine Rechtsquelle oder auf eine doctrinelle Autori- 
tät und wird nur der eine Gedanke als innerer Grund geltend ge- 
macht: »Der Patron, von dem die Dotation der Stammpfründe her- 
rührt, ist eben darum auch Dotator des neuen Kirchenamtes. € 

Dieser Grund »erscheint* aber nicht »gewiss,* sondern viel- 
Wfcps. el^fp. anstieg unzutai&i^b (WPWP^ 
Confirmation einer Stiftung, oder nach vollzogener Engirung einer, 
Pfründe, üicsi^ ein U da^s^e BMsu^ect zu tör^'W 
derjenigen Person, welche gestiftet oder das Vermögen der Pfründe 
aus qlem ihrigen ausgeschieden hat.* u >t:vAV 

Wird von einem Bischöfe, in Anwendung des c. 4. S. 21. 
§§. 1. Trid. (de ref.) beziehungsweise des c. 3. X. de eccles. aedif. 
(III. 48.) eine Pfarrei abgetheilt und mit Einkünften der Mutter- 
kirche 'dotirt; so wird vielmehr, — weil eben Dotirung das Patro- 
natrecht begründet, — ein Rechtstitel auf solches für die Mutter- . 
kirche erworben, die es durch ihren Rector ausübt. 

Der Patron, der die Mutterkirche vormals dotirt hat, ist mit 
der Kirchen- oder Pfründestiftung so wenig identisch, dass ihm be- 
kanntlich kein Widerspruchsrecht gegen die Pfründetheilung, auch 
nicht das Verwaltungsrecht von dem, wenngleich von ihm her- 
rührenden Stiftungsvermögen zusteht; ja, dass er unter Umständen 
mit Alimentations-Ansprüchen gegen dasselbe auftreten kann. Wie 
sollte er dann als Urheber einer Wohlthat gelten und mit reiner 
kirchlichen Begünstigung für eine solche bedacht werden, die ohne 
sein Zuthun und aus einem Vermögen ihren Ursprung nimmt , das 
in der That nicht mehr das seinige ist? — Gegenüber der »luce 
meridiana clerior» erscheinenden Lehre , für welche die übereinstim- 
menden Zeugnisse der Canonisten früher bereits angeführt worden 
sind (Bd. XXXVI. S. 308 ff.), ist die Meinung des Permaneder" sehen 
Handbuches eine singulare und diese Singularität geht, wir nehmen 
diese Behauptung nicht zurück, so weit, dass nach derselben die Ab- 
theilung einer Patronats-Pfründe in zwei Pfründen zu einem neuen, 
den Gesetzen und der Doctrin bisher gleich fremden Entstehung^- 
gründe eines Patronatsrechtes werden würde. ;i * 

In der Notwendigkeit, der Permaneder'schen Meinung ■■«ntM 
gegen zu treten, zog der Schreiber dieses die Annahme vor, der von ' 
ihm persönlich verehrte Verfasser habe die hieher bezügliche Dectfe- 7 
tale Alexanders III. in minder glücklicher Weise ausgelegt, vielleicht 
der ebenfalls singulären Meinung eines älteren Autors sich hiebe,*, 
angeschlossen (S. Anmerkung Bd. XXXVL S. 316.); — als daW 
ohne jedes positive Fundament in den Gesetzbüchern , eine Lehttr 
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aufgestellt werden wollte, die mit- den in der betreffenden Rechts- 
materie geltenden Principien, wie mit dem Interesse der Kirche in 
gleich unvereinbarem Widerspruche sich befindet. — Desshalb wurde 
in der Anführung aus Perraaneder's Handbuch das c. 3. X. de ecci. 
aedif. III. 48. dem Sätze angefügt , der als ein Missverstä ndniss 
dieser Stelle gelten konnte, obwohl das Handbuch ebendieste Citat 
in der intrher gehenden Zeile zu einem anderen Punkte gegeben hatte. 
Uebrigens kehrt das gleiche Oitat mittelbar auch in der darauf- 
folgenden Anmerkung wieder, indem das dort angezogene & 4i (de 
ref.) der 21. Sitzung des Concils von Trient seinerseits auf die näm- 
liche Constitution P. Alexanders III. zurückweist. Durch letzteren 
Conciliarischen Canon ist es gerechtfertiget, wenn jede Darstellung 
der -auf Pfründetheilung bezüglichen Lehren mit der mehr erwähn« 
ten Gesetzesstelle zusammengehalten und von ihr geprüft wird,; ivl« 
. . "• Endlich erkenne ich an, dass in der üeberschrift des Auf- 
satzes XXIV. S. 307. von einer durch divisio bentf. »neu consti- 
tuirten* Parochie richtiger, als von einer Dismembration hätte ge- 
sprochen werden sollen, (c. 4. S. 21. (de ref.) Oonc. Trid.) 4- 
Sonst scheint aber die Unterscheidung von Divisio und Dismembrati o 
für unsere Frage nicht von Belang, da von einer eigentlichen Dis- 
membratio 1 ) oder üebertragung von Früchten einer Pfründe auf eine 
andere, schon bestehende Pfründe hier überhaupt nicht die Ifcde ge- 
wesen ist. 

• . . > ' • • ' • S * . • *'»•»« I 1 • 1 • I » » »' • • • < ' • i » 
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1. Handbuch der allgemeinen Kirchengeschichk von Brofessor 
Dr. J. Bergenrölher, Bd. 2. Abth. l^iFreiburg im Breisgau. 

uy^ Herder, 1877. (Detrtheol. Bibl< Nr. XUIJ 480 S. gr S- 

Diese Abtheüung des über so manche Gegenstände neues oder 
besseres Licht verbreitenden gediegenen Werkes, behandelt die Zeit 
von Bonifacius VIII. bis zum Beginne des 16. Jahrhundert»; (S. 1^239) 
und umfasst sodann fast ganz noch die weitere Periode' bis zum 
westphäliseben Frieden. Mit grosser Gleicbnrassigkeiii sind die ver- 
schiedenen Länder der alten wie der neuen Welt, des Orients wie 
des Occidents berücksichtigt und ist bei der Darstellung keine Seite 
der kirchlichen Entwicklung ausser Acht gelassen. Sehr sorgfaltig 
ist namentlich nicht bloss die protestantische Glaubenstrennung, 
sondern auch die Geschichte der orientalischen unirten wie nicht 
unirten Orientalen mit Rücksicht auf die verschiedenen betreffenden 
Reiche abgehandelt worden. 

2, ü}?6 Kirchengesetzgebung der französischen Revolution vom Jahre 
' 1790. VmE.F.A.Münzenberger, geistl.Rath und Stadtpfarrcr 

, in Frankfurt a. M. Würzburg. L. Wörl 69 8. 8. (1 M.) 

Ente populäre, aber «otgfältige Darstellung, welche namentlich 
Interesse gewinnt, wenn man mit der Kirchengesetzgebung der 
französischen Revolution die des preussisch-deutschen Culturkampfes 
vergleicht. (Eine im Verlag der Germania zu Berlin erschienene 
verwandte Schrift: »Der Culturkampf in Frankreich in den Jahren 
1789 — 93 von.-ff. Frhr. v. 2?.« ist uns nicht zu Gesicht gekommen.) 
5. Der Episcopat der höchste vom Tresbyterate verschiedene ordo. 

Historisch-dogmat. Abhandlung von Dr. Anton Kurz, Pfarrer 

in Brandau. Wien, 1877. W. Braumüller IV, w. 116 S. 8. 

(1 Fl. Oestr. W.) 

Dr. Kurz vertheidigt von Neuem die jetzt unter den katho- 
lischen Theologen und Canonisten herrschende Meinung, dass der 
Episcopat als der höchste ordo speeifisch verschieden und erhaben 
über dem ordo des Presbyterates ist. Die betreffende Literatur scheint 
dem Verfasser nicht zur Genüge zugänglich gewesen zu sein. Uner- 
wähnt lässt er sogar die 1861 zu München erschienene Schrift von 
Furtner, welche dieselbe Ansicht vertritt. Auf S. 77 ff. spricht er 
von den apostolischen Constitutionen so. wie wenn er dieselben nicht 
bloss für eine spätere Aufzeichnung der ältesten kirchlichen Discip- 
lin, sondern als von den Aposteln selbst verfasst erscheinen lassen 



Digitized bf 



476 . Kurz, der Episcopat. Strafrechtspflege und Politik. 

wollte. Was er S. 83 ff. über den Weiheritus des Bischofs und Pres- 
byters nach den Sacramentarieh der griechischen Kirche nach Mar- 
tene berichtet, ist nicht unrichtig, aber nicht ganz vollständig. Bei 
Goar und in dem Euchologion vpn Rajewski hätte er ein Mehreres 
finden können. Mitunter ist der Verfasser auch etwas breit im Aus- 
drucke, jedoch im Ganzen ist die Methode und Darstellung eine ganz 
gewandte und ist es dem Verfasser gut gelungen, die Richtigkeit 
seiner Ansicht klar und deutlich zu begründen. Im ersten Theile 
seiner Abhaudlung legt er die doppelte Ansicht über, den ordo des 
Episcopates, wie sie im Laufe der Jahrhunderte sich gebildet hat, 
historisch dar und zeigt er, dass die ältesten und glänzendsten Ver- 
treter der kirchlichen Wissenschaft stets für die Verschiedenheit des 
bischöflichen ordo von dem des Presbyterates eingetreten sind. Im 
zweiten Theile (S. 40 ff.) gibt er die dogmatische Begründung seiner 
Ansicht, indem er darlegt , dass der Erlöser auf Seine Apostel die 
Fülle aller hohepriesterlichen Gewalt übertrug, dass <h> Apostel die 
ursprünglichen und ausschliesslichen Inhaber und Spender der kirch- 
lichen Weihegewalt waren, welche im ordo, des Episcopates fortlebt; 
dass ferner, wie die Weihegewalf;, so auch die Gewalt , den Getauf* 
ten den heiligen Geist mitzutheilen, vom Erlöser ausschliesslich den 
Aposteln und von diesen den Bischöfen kraft der ihnen ertheilten 
Weihe übertragen wurde. Dass der Episcopat ein vom Presbyterate 
verschiedener und über denselben erhabener ordo ist, wird sodann 
(S. 74 ff,) auch durch den Weiheritus der Bischöfe und Prester, be- 
stätigt, wie er nach den sogenannten apostolischen Constitutionen, 
nach den Sacramentarien der griechischen uud daraut der lateinischen 
Kirche und nach dem römischen Pontificale vorgeführt; wird» Zum 
Schluss würdigt der Verfasser (S.. 96 ff.) nocjiinals die Behauptungen 
und Grunde derjenigen, welche wie Kqber. in. dem t Episcopat, einen 
von .dem Presbyterate nicht verschiedenen ordo erblicken. . 

4. Strafrechtspflege und Politik, Von , einem rheinprwssische* 

Juristen, K$n, 1$77. N. ,^ß^\\ß^\ß»,4^X tH ^ f >»• 
.Nichts wirkt verwirrender auf das öffentliche . ßechtsbewusstr 
sein, als das Heraustreten des Richters aus den Schranken, welche seine 
Stellung über den Parteien ihm gibt, sagt der rheinpreussische Jurist 
gegen den Schluss seiner lesenswerthen Schrift, in welcher die am häu- 
in Frage kommenden, das öffentliche Recht VWffliwnto. zum 
auch in das Gebiet des sogenannten Culturkampfes fallenden 
St^afbestimmungen betrachtet, bezüglich deren. sich in jüngster Zeit 
die Klagen mehren, dass bei mrer Handhabung sich eine grosse Un- 
sicherheit bemerkbar mache. ; ; , , : ; gering. 
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5. Die (h'ganisation und Geschäftsordnung des Basler Concils. 
lvaugural-Dissertation von Otto Richter. Leipzig », Druck von 
C. G. Naumann 1877, 8. 36. 

Vorstehende Abhandlung, verfasst zur Erlangung des philoso- 
phischen Doctorgrades an der Universität Leipzig, gibt im Ganzen 
em fleissig und nicht ohne Geschick aus den Concilsakten, den Chro- 
nisten und anderen Materialien zusammengestelltes Bild der Basler 
Synode, in welcher der 25jährige Verfasser mit so vielen anderen 
Autoren den Höhepunkt der kirchlich-parlamentarischen Verfassungs- 
geschichte erblickt , der freilich in der neuesten preussischen Gener 
ralsynodalordnung nitSbt wird gefunden werden können. Ist Ör. Otto 
Richter auch nicht ganz blind gegen die Schattenseiten der Organi- 
sation Und der Geschäftsordnung, insbesondere der einseitig demo- 
cratischen Zusammensetzung jener Versammlung, so ist er doch weit 
genug entfernt von einer richtigen Würdigung der Stellung der Con r 
cilien zum Primate in der katholischen Kirche und nicht frei von 
den Vorurtheileri der protestantischen Historiographie. Gleich in der 
Einleitung lesen wir die Sätze: »Zu der Zeit, wo das kirchliche Sy- 
stem selbst noch die ersten Stadien seiner Ausbildung (welche?) 
durchlief und wo die Kirche, des weltlichen Schutzes bedürftig, in 
völliger (?) Abhängigkeit vom Imperium stand, war natürlich ap 
eine parlamentarische Organisation der Concilien nicht zu denken 
(Finden sich keine Spuren in den Akten von Chalcedon ?) Nachdem 
sodann die j kirchliche Monarchie durch Herstellung des römischen 
Primats (Wann? Doch nicht erst seit 1073?) ihre Vollendung ge- 
funden, hatten die auf Herbeiführung parlamentarischer Einrichtungen 
abzielenden Bestrebungen erst recht allen Böden verloren , da nun- 
mehr die Concilien jede selbstständige Autorität eingebüsst bauten 
und sich in der Gewalt des Papstthums befanden, das an die Stelle 
der früheren Synoden (?) als Mittelpunkt der kirchlichen Einheit ge- 
treten war.< Nur bei den Concüien von 1274 und 1311 verweilt 
der Verfasser, um die bedeutunglose Stellung der mittelalterlichen 
Concilien zu zeigen; dann schildert er den Portschritt des Parla- 
mentarismus in Pisa (1409) und die Constanzer Methode derüe- 
rathung und Abstimmung nach Nationen, deren Unzweckmässigkeit 
er nicht verkennen kann. ' ^ 

Die Abhandlung selbst zerfällt in zwei Hauptabschnitte mit 
Unterabteilungen : £ Organisation des Basler Concils. 1. Mitglied- 
schaft, 2. Protectorat, 3. Präsidium, 4. Beamte , 5. Finanzen, 6 ? De- 
putationen, 7. Nationen, 8. Commissionen, 9. Gesandtschaften (S. 7— 26). 
II. Geschäftsordnung des Concils. 1. Deputationssitzungen, 2. Gene- 
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ralcongregationen, 3. Sessionen, 4. Canzleiwesen (S. 27—34). Den 
Schluss des Ganzen bildet (S. 34t* 36) eine kurze Kritik. Papst 
und Kaiser, meint der Verfasser, hätten Von ihrem egoistischen Stand- 
punkte aus nur ein Auge für die Mängel der neuen Verfassung, nicht 
für ihre Vorzüge, wie sie namentlich in dem Princip der Deputatio- 
nenbildung lagen, welches sich trefflich bewährt haten würde, wäre 
nicht dem höheren Klerus der ihm gebührende Einfiuss vollständig 
geraubt worden; durch Bildung eines Qberbauses< hätte nach Mick* 
fers Meinung den Uebergriflfön der klericalen Democratie gesteuert 
werden können. Letzteres hat vielfach seine Berechtigung; aber das 
Wichtigste lftsst der Verfasser ausser Acht, die Stellung des Kirchen- 
oberhauptes; er sieht in der Kirche ein auf aristokrojisclien Ele- 
menten, aufgebautes Qemeinwesen, das mQnar<cki&qh$ Element berück- 
sichtigt er nicht weiter und gerade es ist neben Oberhaus und Un- 
terhaus: unentbehrlich. Am Schlüsse wird ganz kurz der Tridenti- 
nischen Versammlung gedacht, welche in Beztig' auf parlamentarische 
Formen nicht viel höher (?) stehen soll, als die Papstconcilien des 
11. ,12. und 13. Jahrhunderts, und vom Vaticanum ; wird bemerkt : 
*Damit in dieser Beziehung selbst auf dem neuesten V&tieunischea 
Concil ein Fortschritt nicht Erreicht wer4e, sorgte' die Ctrrie' für eine 
Geschäftsordnung, bei welcher die starke oppositionelle Minderheit 
kaum zum Worte, geschweige zu einigem Einflüsse zu gelangen ver- 
mochte.« Hier liegt die iu .akatholischen und alü^holischen Kreif 
sen verbreitete falsche Meinung zu Grunde. «Die starke oppositio- 
nelle Minderheit betrug nicht ein; ! / 6 der V&tef, die 'Redefreiheit 'war 
in Rom sehr ausgedehnt ; die vaticanischeh ; Deputationen waren 
sehr zweckmässig eingerichtet, un<J aus dem Werke 
sich klar, wie besonnen und vielseitig die Erwägungen waren, die bei 
Feststellung der Gesohäftsordnung Platz griffen. ' Dab iVatöcanura 
hat die schwankenden Concilstheorieen des U. wie 1 de* GftlHdunV 
mus des !*: Jahrhunderts aus dem tfelde geschlagen; 'das bildet 
die schwerste Anklage bei seinen Gegnern , seinen fyöohsten Buh m 
bei den consequenten und kirchentreuen Katholiken, für die das Con- 
cil von Basel, dem der ökumenische Charakter gänzlich mangelt; nur 
noch rein historisches Interesse bietet. ,;v 

Prof: Dri J. Hergmröther ^mrihnrg. 

Berichtigung: 8. 145 Z. 3. von unten les* nifin ; W 'Con- 
vention, sf^t ^eW ^.^ j ^ , lUt i ? ,- r ,l l , 
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iiiiihf.ihli'WO in*«** lii ac,/ ii'ijSiJ r *J .i.; :*. V r.:. { - im iru .wirft foiü 

lH-**;n ^iiu^hmihV n«u&n tob ]• v 'm- T vi Djsr.-A n-, yjjh Kirc 'djliiirq 

L Graßhof, D^ Anerkennung des norum ocelesiasticorulii ; 3L ; fy*. 

privilegirten Gerichtsstands des sponsura s. Sedis d.,. 10. Septj , ( 
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